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Erstes Kapitel. 



Frankreich und die bayrische Erbfolge bis zum 

Tode Max Josephs. 



ehr als hundert und fünfzig Jalire liat der Wcstfähsclie l^ riedc 
die Grundlage des deutschen Reichsstaatsrechts gebildet. Erst die 
Umwälzungen, die der französischen Revolution entsprangen, setzten 
seiner Wirkung ein Ziel durch die Auflösung des deutschen Reiches; 
diese Auflösung aber war nur die äusserst« Folgerung aus den 
Fnedensbestimmungen von 1648 selber. Denn diese machten die 
Krone Frankreich neben Schweden zum Garanten des Friedens; 
sie l^en den französischen Königen die Pflicht auf, nicht nur die 
Neur^elung der europäischen Machtverhältnisse zu überwachen, 
sondern auch dafür einzutreten, dass die Stellung, welche sich die 
Fürsten und Stände des deutschen Reiches gegenüber dem Reichs- 
oberhaupt auf politischem wie auf religiösem (icbiete errungen 
liatten, und die in den l"Viedens\ ertragen festgelegt worden war, 
eriialten und \ or jeglicher Minderung bewahrt werde '), 

Die Souveränität des Keichsoberhauptes war also beschränkt 
zunächst durch die vermehrten Rechte der Reichsglieder, sodann 
aber durch die französische und schwedische Oberaufsicht über 
das Reich. Zwar sank Schwedens Ansehen und Einfluss im euro- 
päischen Staatensystem um die Wende des 17. und 18. Jahrhunderts 
zusehends, um so mehr aber nahm Frankreich an Macht zu und 
zugleich erkannte man dort immer deutlicher, welcher Nutzen aus 
jenem Einmischungsrecht gezogen werden könne. In den Weisun« 
gen iur die Vertreter Frankreichs am Wiener Hofe trat diese Er- 
kenntnis bezeichnenderweise stärker hervor erst von dem Augenblick 
an, da die Verträge von Versailles 1756 und 1757 aus den rivali- 
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sierenden Mächten Frankreich und Österreich Verbündete gemacht 
hatten«*) Denn vorher war es selbstverständlich, dass Frankreich 
sich jenes Einmischungsrechtes jederzeit bediente, wenn es galt, 
dem Rivalen unbequem zu werden; jetzt, nach 1756, handelte es 
sich darum, dem Bundesgenossen klar zu machen, dass das neue 
Bündnis mit ihm das althergebrachte Bundesverhältnis zum Reich 
nicht schwächen solle; die Garantie des Westfälischen Friedens, die 
eben erst in Regensburg ^^c^^en den preussischen Friedensbruch 
geltend gemacht worden ist, bleibt eiiiei der sciiönsten Edelsteine 
der bourbonischen Krone'). Immerhin konnte es wünschenswert 
sein, sich unter dem Vorwand, die deutsche Ständefreiheit schützen 
zu müssen, in die inneren Angelegenheiten des Reichs einzumischen*); 
ausdrücklich wird 1766 der nach Wien als Botschafter abgehende 
Marquis Durfort angewiesen, jedes Anzeichen reichsverfassungs- 
widrigen Vorgehens sofort nach Paris zu melden, damit der König 
rechtzeitig Gegenmassregeln ergreifen könne '^). Da nun jede 
Änderung der Territorial- und Rechtsverhältnisse innerhalb des 
Reichs eine Abweichung vom Westfälischen Frieden bedeutete, 
konnte Frankreich Anlass zum Einschreiten finden, sobald es die 
Umstände für günstig hielt Zum Glück för das Reich war Frank- 
reich meist in anderer Richtung in Anspruch genommen ; sobald es 
aber bei staatsrechtlichen Differenzen auf Reichsboden seinen^Blick 
den deutschen Dingen zuwendete, trat die alte Rivalität gegen 
Osterreich wieder ein und zeigte, dass das^ Bündnis von 1756 
keineswegs auf dauernder Interessengemeinschaft der beiden Staaten 
' beruhte. Die Garantie des Westfälischen Friedens bot stets eine 
Handhabe, ohne Anwendung des äussersten Mittels das Anwachsen 
der kaiserlichen Macht in Deutschland zu hemmen. 

Eine solche staatsrechtliche Differenz entstand über die bayrische 
Erbschaft. 

In Bayern und der Oberpfalz herrschte seit 1745 Kurfürst 
Maximilian Joseph aus der wilhelminischen Linie des wittelsbachi- 
schen Hauses. Da seine Ehe kinderlos blieb, galt der nächste 
Agnat, das Haupt der rudolfini sehen Linie, Kurfiirst Karl Theodor 

von der Pfalz, als sein l.rbe, ebenso wie bei des kuider- und 
bruderlosen Karl Theodor Tod Max Joseph Erbe der Rheinpfalz 
geworden wäre. Dieses i^ej^enseitige Erb- und Nachfolgeverhältnis, 
auf alten Familien vertragen beruhend, war in den Hausverträgen 
von 1766, 1771 und 1774 noch dadurch verstärkt worden, dass 
sich, die beiden Kurfürsten gegenseitig das Recht des Mitbesitzes 
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dritten gegenüber in ihren Landen einräumten; vorsichtshalber 
wurde seit 1774 sogar in München ein von Karl Theodor unterzeich* 
netes Patent über die Besitzergreifung von Bayern bereitgehalten, 
das im Augenblick des Hinscheidens Max Josephs veröffentlicht 
werden sollte. 

Nun war aber die baviische Erbschaft, in die \crtragsmassig 
Karl Theodor einzutreten hatte, geschichtlich ciwachsen aus An- 
sprüchen und Rechten f^anz verschiedener Art. Was zunächst die 
Kurwürdc — die zweite welthclie — und das ICrztnicii^^cssenamt 
betrifft, so trat bei dem Aussterben des bayrischen Stammes Kur- 
pfalz ohne weiteres an dessen Stelle. Die Oberpfalz und die 
Grafschaft Cham hatten nach den Bestimmungen des WestTäliscben 
Friedens ebenfalls an das Pfälzer Haus zu fallen. Anders aber 
war es mit dem Herzogtum Bayern» mit Leuchtenberg und einer 
Anzahl von Gebieten, die Reichslehen waren. Sie konnten bei 
Max Josephs Tod und dem Erlöschen der wilhelminischen Linie 
als erledigt, als an das Reich heimgefallen angesehen werden, wenn 
man auf die Hausverträge mit der Pfälzer Linie keine Rücksicht 
nehmen wollLe; uiine Voruissen des Reiches durften sie dann niclit 
weiterverliehen werden, sondern blieben einstweilen im Besitz des 
Kaisers, der das Einkommen daraus bezog. Die Frage war hier 
die nach der Gültigkeit der Hausverträge. 

Zweifellos war sodann, dass die dem Hause Bayern übertragenen 
Lehen der Krone Böhmen nunmehr erledigt waren, und dass das 
Erzhaus ebenso seine Anwartschaft auf Mindelheim geltend machen 
konnte; sowie endlich, dass auch die von anderen Lebensherren 
abhängigen Lehen erledigt und verfügbar wurden. Aus der gesamten 
bayrischen Erbmasse schied aus das Weibergut, das Allodium, 
worauf Maria Antonia, verwitwete KurfUrstin van Sachsen, als 
einzig noch lebende Schwester Max Josephs, Anspruch hatte; indes 
war dieser durch die Zessionsakte vom i. Mai 1776 ihrem Sohne, 
Kurfürst Friedrich August III. übertragen worden. Die Fest:,tcllann^ 
des Umfangs und Wertes des Aliodialvcrmögens stiess freilich auf 
aus-^f-rordentliche Hindernisse: Verhandlunr^j^en darüber hatten in 
Mannheim bereits stattgefunden, aber nur ergeben, dass die sächsi- 
schen Forderungen sehr hoch, die pfälzischen Zugeständnisse recht 
gering waren. 

Die Hauptschwierigkeit in der bayrischeu Erbfolgefrage bestand 
somit in der Entscheidung über das Schicksal des Herzogtums 
Bayern. Neben der Möglichkeit, dass Kaiser Joseph es als heim- 
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gefallenes Reichslehen einzog, Jag noch ein angeblicher Erbanspruch 
Österreichs auf Niederbayern vor» der bei den Verhandlungen 
zwischen Wien und Mannheim 1777 von Karl Theodor anerkannt 
wurde, wenigstens soweit er sich auf das straubingische Gebiet 
bezoo^, das nach Herzog^ Johanns von Bayern Tod 1426 von Kaiser 
Sigismund an Henog Albrecht von Österreich verliehen worden 
war. Diese Verhandlungen waren 1776 von pfalzischer Seite 
angeregt worden; sie wurden österreichischerseits eingeleitet in der 
Absicht, auf die P'inzichung des erledigten Herzogtums Bayern und 
der übrigen Keichsleiien durch das Reichsoberhaupt zu v-erzichten, 
wenn dafiir alles östlich des Inn gelegene bayrische Gebiet an das 
Erzherzogtum Österreich abgetreten werde. Insofern, als nach dem 
ebenfalls in absehbarer Zeit erfolgenden Hinscheiden Karl Theodors 
und mit dem Aussterben der rudolhnischen Linie die zweibriicksche 
Nebenlinie in den Besitz aller wittelsbachischen Lande kam, also 
auch das Herzogtum Zweibrücken bei der Lösung der Frage be- 
teiligt war, war die Sachlage einigermassen verwickelt. 

Grosse territoriale Veränderungen auf deutschem Reichsboden 
standen also bevor, sobald die bayrische Erbschaft eröffnet war, 
Veränderungen, die den 1648 geschaffenen und von Frankreich 
gewährleisteten Zustand erheblich modifizieren mussten. Krankreich 
konnte zweifellos einschreiten; die Staatsleiter in Versailles hatten 
sich die Fragen vorzulegen: ist das Interesse Frankreichs bei den be- 
vorstehenden Machtverschiebungen in Deutschland so stark beteiligt, 
dass eine Einmischung angezeigt erscheint? und ist die allgemeine 
Lage Europas derartig, dass Frankreich einer solchen Einmischung 
nötigenfalls den erforderlichen moralischen und materiellen Nachdruck 
geben kann? 

Suchen wir die zweite Frage zuerst zu beantworten. In dem 
Verhältnis zu England bedeutete der Pariser Friede von 1763 nur 
einen Wafifenstillstand; zu schwere Verluste hatte Frankreich erlitten, 
als dass es nicht darauf hätte sinnen sollen, Vergeltung zu üben 

und wenigstens einen Teil des Verlorenen wiederzugewinnen. Der 
At>fall der nordamerikanischen Besitzungen vom englischen Mutter- 
lande schien die Gelegenlieit dazu zu bieten; aber die innere Lage 
Frankreich«?, insbesondere die gänzlich zerrütteten Geldverhältnisse 
geboten äusserste Vorsicht; erst als die Kolonien militärische Erfolge 
aufzuweisen hatten, entschloss sich die Regierung Ludwigs XVI», 
Partei für sie zu nehmen, ihre Unabhängigkeit anzuerkennen imd 
einen Handels- und Freundschaftsvertrag mit ihnen abzuschliessen. 
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UasA der Krieg mit England die unmittelbare Fol^c sein werde, 
war den französiacheD Staatsmännern durchaus klar; da die Macht- 
mittel des Staates einer kontinentalen Verwicklung neben dem 
Konflikt mit England nicht gewachsen waren, sah sich die franzäsische 
Regierung in dem wichtigen Augenblick der F4rdfrnung der bayrischen 
Erbschaft in ihrer Bewegungsfreiheit stark beeinträchtigt. Denn 
wichtig war der Augenblick, da auf der einen Seite in München 
Karl Theodor die Erbschaft antrat, auf der anderen österreichische 
Truppen sich an den Grenzen des Erzherzogtums versammelten 
zur Besitzergreifung bayrischen Landes, zweifellos- für Frankreich: 
stand doch offenbar eine abermalige P>\veiterun<^ der österreichischen 
Mausmacht unmittelbar btvor und damit eine erhebliche Verschiebung; 
der Machtverhältnisse im Reich, — und dies dazu durch ein Ver- 
fahren, dessen rechtliche Unanfechtbarkeit keineswegs feststand. 
Der Aachener Friede von 1748, der den österreichischen Erbfolge« 
krieg beendete, hatte eine durch die europäischen Mächte vollzogene 
und teilweise auch garantierte Regelung der Besitzverhältnisse 
gebracht; über das, was Maria Theresia hier nach achtjährigem 
Kampf behauptete, hinaus war Frankreich bereit, in Zukunft allen- 
falls noch die Rückeroberung von Schlesien zuzugestehen, aber 
nicht mehr. Nicht ohne Bedenken hatten daher 1 757 die franzosischen 
Staatsnianner bei den Verhandlungen über das Üffensivbündnis 
bemerkt, da-s der Wiener Hof weitere Erwerbungen ins Auge 
la.-^ste; die Furcht vor dem Übermachtigwerden der habsburgisch- 
lothrinjyi^chen Monarchie war schon damaN hervorgetreten ; denn 
in Italien wie in Deutschland mussten Frankreichs Macht uud 
Ansehen unter einer expansiven Politik Österreichs leiden, zumal 
seine eigene einstige Stärke unter den wenig bedeutenden Nach- 
folgern Ludwigs des Vierzehnten beträchtliche Einbusse erlitten hatte. 
Aber auch die Stände des Reichs bedrohte ein expansives Österreich, 
und namentlich die beiden nächsten Nachbarn Kurbayem und Kur- 
sachsen fühlten den wachsenden Druck der Übermacht. Während 
zwischen Dresden und Versailles nahe verwandschaftliche Beziehungen 
obwalteten, bestanden zwichen Frankreich und den wittelsbachischen 
1 ursten in Bayern wie in der Pfalz und in Zweibrücken langjährige 
politische V>rbnidungen freundsciiattiicher Natur; an lUvci Erhaltung 
und Kräftigung glaubte Frankreich grosses Interesse zu haben ''). 

Während nun der siebenjährige Krieg der Kaiserin-Königin 
nicht einmal Schlesien wiederverschaffte, brachte das Jahr 1772, 
sehr gegen Frankreichs Wülen, durch die Teilung Polens eine 
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beträchtliche Gebietsvergrösserung für Österreich , freilich einen 
Machtzuwachs, der zugleich den Schwerpunkt des Staates nach 
Osten hin verschob und eben dadurch für die Krone Frankreich 
und ihre westdeutschen Bundesgenossen an Bedenklichkeit verlor. 
Vielleicht war es überhaupt nicht nötig, in jener Vergrösserung des 
Staatsgebiets und der Vermehrung der Untertanen der Kaiserin- 
Königin einen Machtzuwachs zu sehen; denn die transsilvanischen 
Besftzungfen Österreichs sowie Galizicn waren ohne natürlichen 
Schutz gegen einen Eintall der Russen und gegen die Verheerungen 
der Tatarenseluv arm e ; die Notwendigkeit, die neuen Erwerbungen 
besonders sorgsam zu scliinnen, schwächte die Verteidigungskraft 
der Gesamtheit, indem jene VerteidigungsmitLcl in Anspruch nahmen, 
die anderswo notwendig sein konnten '). Brauchte Frankreich also 
unter diesem Gesichtspunkt nicht eifersüchtig zu sein auf die pol> 
nischen Erwerbungen, so war der Wiener Hof an anderen Punkten 
längst eifrig am Werke der Vermehrung des Hausbesitzes oder der 
kaiserlichen Macht. Da waren zunächst die Ansprüche auf die 
zahlreichen böhmischen Lehen, die von der Oberpfalz bis vor die 
Tore Frankfurts zerstreut lagen ; und an die Markgrafschaft Burgau 
knüpfte sich der österreichische Anspruch auf den grössten Teil 
der Fürstentümer, die auf dem Boden des ehemaligen Herzogtums 
Schwaben entstanden waren. Die Kanimerf^erichtsvisitation sollte 
zwar nach der Meinung der Reichsstände dazu dienen, die unleug- 
baren Missbräuche dieses höchsten Tribunals zu beseitigen; der Kaiser 
aber sah in ihr ein Mittel, seinen Einfluss auf den von ihm verfassungs- 
mässig unabhängigen Gerichtshof zur Geltung zu bringen. Wie der 
Wiener Hof im einzelnen vorzugehen gedachte, dafür glaubte man 
in Versailles ein Beispiel zu haben in der Behandlung des Kurfürsten 
Max Joseph von Bayern, der wiederholt bei Frankreich um Beistand 
hatte bitten müssen; auch jetzt wieder war es dieser Kurfürst, der 
durch seine Pläne zur Regelung der bayrischen Erbfolge die Eifer- 
sucht Österreichs wachrief. 

In diesem Zusammenhang wird in der Weisung für Baron 
Breteuil vom 28. Dezember 1774 zum ersten Mal den französischen 
Botschaftern am Kaiserhof gegenüber die Erbfolge in den wittels- 
bachischen Landern erwähnt und gleich ziemlich eingehend besprochen . 
Da Österreich lange schon den Wunsch hegte, in den Besitz von 
Bayern zu kommen, war es anzunehmen, dass man in Wien bereits 
den Tod Max Josephs ins Auge gefasst habe, um bei dieser 
Gelegenheit angebliche Rechtsansprüche auf bayrische Gebietsteile 
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geltend zu machen. Man hatte in Versailles schon seit längerer 
Zeit den Wiener Hof darauthin beobachtet, zuerst, 1759, veranlasst 
durch den Herzog Christian von Zweibrücken *^); man wollte wissen, 
dass einer Schwester Max Josephs, der verwitweten Markgräfin von 
Baden, beträchtliche Angebote gemacht worden seien, um sie zur 
Abtretung ihrer Allodialansprüche an Österreich zu veranlassen; 
ferner, dass Oesterreich die am Inn gelegenen Bezirke Bayerns, sowie 
einige Teile der Oberpfalz für sich bcgclire. Bestimmtes über die 
Natur der österreichischen Ansprüche wusste man aber nicht, nur 
Vermutungen konnte man hegen. Der Botschafter wurde deshalb 
ausdrücklich beauftragt, von den Zielen der österreichischen I'olitik 
und den Mitteln zu ihrer Erreichunt^ sich Kenntnis zu \crschafien, 
und zwar mit möglichster Beschleunigung, da die bayrische Erbfolcre. 
frage bei der schwachen Gesundheit Max Josephs jeden Augenblick 
brennend werden konnte. Auch auf die Erbfolge in den Herzog- 
tümernjülich und Berg sollte der Botschafter seine Aufmerksamkeit 
richten. Nach dem Erlöschen der pfalz-neuburgischen Linie 1742 
waren nämlich Jülich und Berg auf die Sulzbachsche Linie 
übergegangen; der König von Preussen hatte seine Zustimmung 
dazu gegeben und die Garantie der Neuordnung übernommen, 
nachdem ihm Schlesien mit Breslau abgetreten und von Pfalz 
gewährleistet worden war. Nun hatte aber Karl Theodor ani 
siebenjährigen Krieg sich beteiligt, und trotz einer ausdrücklichen 
Bestimmung des Hubertsburger Friedensvertrags war die preus^ische 
Garantie für den pfälzischen Besitz von Jülich und Berg bislang 
nicht erneuert worden. Bei der Wichtigkeit, die man in Versailles 
der bayrischen Erbfolge beilegte, können wir annehmen, dass auch 
die Vertreter Frankreichs an den deutschen Fürstenhöfen und auf 
der Reichsversaniffllung in Regcn.sburg frühzeitig darauf hingewiesen 
und zur Berichterstattung aufgefordert worden sind. In erster 
Linie wird dies der Fall gewesen sein bei den Gesandten in 
Mannheim und in München. Der Wiener Hof verstand es zwar 
meisterhaft, Geheimnisse zu bewahren; an den kleineren Höfen 
landen sich aber manchmal Mittel und Wege, undurchdringliche 
Schleier zu lüften, wenn nicht sogar seitens der Regierungen selber 
gelegentlich unter dem Siegel der Verschwiegenheit dem machtigen 
Nachbar Andeutungen gemacht w urden. 

Als im Herbst 1763 Graf O Dunne als Vertreter Ludwigs des 
Fünfzehnten nach Mannheim abging, wurde in der ihm erteilten 
Weisung nur ganz beiläufig die bayrische Erbfolge erwähnt; dem 
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Gesandten teilte der Minister nämlich mit, dass einer der Gründe 
für die Reise des pfalzischen Ministers Baron Hompesch nach Berlin 
vermutlich sei, mit Hülfe und unter Vermittlung des Königs von 
I'icnssen die Bestätigung des Artikels 8 des pfaUisch-bayrischen 
Uniünsvertrai:;^s von 1761 über die wechselseitige Nachfolge der 
beiden Linien bei dem Kaiserhofe durchzusetzen ^*). 

Dagegen übte der Ausblick auf die einstige Gestaltung der 
Dinge in der Pfalz und in Bayern bereits in den 40er und 50er 
Jahren seinen Einfluss aus auf das Verhältnis Frankreichs zu 
Zweibrücken. Im Jahre 1731 war hier nach dem Tode des Herzogs 
Gustav Samuel aus dem Hause Kleeburg die protestantische Birken- 
feldsche Linie des pfalzischen Hauses mit Herzog Christian dem 
Dritten an die Regierung gelangt; an ihr hatte die französische 
Regierung schon seit der Mitte des 17. Jahrhunderts lebhaftes 
Interesse genommen, da Herzog Christian von Birkenfeld durch 
Verheiratung mit Katbarina von Rohan das unter französischer 
Oberherrschaft stehende Bischvveiler erhielt. Die Möglichkeit, dass 
der nrote'^tantische Herzog von Zwei brücken Vormund des katholi- 
sehen Karl Theodor von Sulzbach (geboren i. Dezember 1724) werde, 
wenn der greise Kurfürst Karl Philipp von der Pfalz vor dessen 
Mündigkeit starb, hat vorübergehend, die Kinderlosigkeit der Ehen 
Karl Theodors, des Herzogs Clemens von Bayern und Max Josephs 
haben dauernd das Interesse Frankreichs gefesselt; galt es doch zu 
verhindern einmal, dass die pfälzische Kurwürde an einen Prote- 
stanten falle, dann aber, dass der Wiener Hof in der bayrischen 
Successionsfrage eine entscheidende Stimme erhalte. Auf Frankreichs 
Betreiben ist die Eheschliessung des Pfalzgrafen Friedrich mit 
Maria Franziska von Sulzbach und der Glaubenswechsel dieses 
Fürsten zurückzuführen, (iernc hätte man in Paris den regierenden 
Herzog mit der ältesten bayrisclien IVinzessin verheiratet, doch 
bHeb er seiner morganatischen Gattin, der Gräfin Forbach, treu; 
indes trat er 1755 zum Katholizismus über'**). Die politischen 
Beziehungen zwischen Versailles und Zweibrücken wurden enger 
geknüpft dadurch, dass König Ludwig XV. dem Herzog Christian IV. 
seinen Schutz versprach und ihm ein Jahrgeld bewilligte; 1756 
erneuerte er den Vertrag auf acht Jahre. Ende 175S erhielt dann 
Herr von Beauval Auftrag, sich nach Zweibrücken zu begeben, 
und in der ihm erteilten Instruktion wurde bereits eingehend die 
bayrische Erbfolge behandelt. Es geht aus ihr hervor, dass der 
Herzog sich in dieser Angelegenheit schön einige Zeit vorher an 
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den franzosisclicQ 1 luf L,'cwendet hatte, und zwar mit dem ICrsuchcn, 
man miige seinen in München und Mannheim gestellten Antrag 
auf Abschliessung eines neuen gegenseitigen Erbvertrags zwischen 
Pfalz und Bayern begünstigen; auch möge man ihm die Absichten 
des Königs mitteilen, damit er sich danach richten könne. In den 
Jahren 1755 und 1756 hatte Karl Theodor dem von Frankreich 
unterstützten Wunsche des Herzogs grosses Interesse entgegen- 
gebracht; zur Zeit der Sendung Beauvals aber zeigte er sowohl wie 
der bayrische Hof nicht das geringste Entgegenkommen (tir das 
lebhafte Verlangen des Herzogs nach einer Entscheidung. Allerdings 
hatte man in Mannheim und München fiir diese Zurückhaltung einen 
stichhaltigen Grund: der Herzog wünschte nämlich, dass die 
wechselseitige Nachfolge zu gelten liabe für alle Besit/.unj^cn der 
bayrischen wie der pfälzischen Linie ohne Rücksicht auf die Art 
des Anfalls und auf die BeschafTenheit des I^e-^it/titel^ ; wollten 
aber beide Kurfürsten nicht zugeben für die neuerworbenen Lande, 
Pfalz besonders nicht für die Herzogtümer Jülich und Herg, 
Bayern nicht für das Allodium. Unter diesen Umständen 
wäre wohl der einzige Ausweg gewesen, dass der Herzog erklärt 
hätte, und zwar in München sowohl wie in Mannheim, er wolle 
sich begnügen mit der Aufnahme der den Kurlanden einverleibten 
Gebiete in den Erbvertrag. Immerhin hielt man in Versailles es 
auch dann noch für schwierig, die Grundsätze und Ansichten der 
drei Höfe in Einklang zu bringen; indes versprach der König, 
durch diplomatische Vorstell un^^cn in München und Mannheim dahin 
zu wirken, dass eine Unterhandlung angeknüpft und zu erwünschtem 
Lüde geführt werde. Indes nun wurde der Herzog von Zweibrucken 
schwankend und erklärte, er wollo lieber günstigere Zeiten für die 
Wiederanknupkmg der Unterhandlungen abwarten; so war der Stand 
der Üinge, als Beauval nach Zweibrücken ging; auf diesem Gebiet 
war also für den Gesandten zunächst nichts zu tun. Dagegen lag 
die Frage der Erbfolge in Jülich und Berg dem Herzog sehr am 
Herzen. Obwohl die Prinzessinnen von Sulzbach die nächsten 
Erbberechtigten waren» wie es in einer Reihe von Verträgen aus- 
drücklich festgestellt und durch die Garantie Frankreichs und der 
Kaiserin-Königin bestätigt und verbürgt war, hätte sich der Herzog 
von Zweibrticken bei Karl Theodors Tod gerne als Erben auch 
dieser wichtigen Gebiete am Niederrhein betrachtet; und hierfiir 
Frankreichs Beistand zu erlangen, war sein Bestreben. In dieser 
1 rage sollte ihm nun Beauval die Illusion zerstören, dass König 
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Ludwig etwa gegen Recht und Gerechtigkeit verfahren werde, und 
so verhindern, dass aus der Verfolgung eines doch nicht ?.u ver- 
wirklichenden Planes grosse Gefahren für den Herzog entstünden*'). 
Beauvals Aufenthalt in Zweibrücken war nur von kurzer Dauer; 
der unmittelbare Meinungsaustausch von Hof zu Hof wurde bald 
wieder aufgenommen. Die Hülfsgelderverträge mit dem Herzog 
erneuerte Frankreich 1766, 1774 und wiederum 1776. Als nun 
am $. November 1775 Herzog Christian IV. kinderlos starb und 
ihm sein 21 jähriger Neffe, Pfalzgraf Karl, in der Regierung folgte, 
hatten inzwischen in Mannhelm und München die Dinge sich weiter 
entwickelt; das Jahr 1777 ist dann erfüllt von Verhandlungen 
über die Erbfoigcüagen, in erster Linie die bayrische. Daher konnte 
ein ständiger Vertreter des Königs von Frankreich in Zweibriicken 
nicht mehr entbehrt werden, und Graf O Kelly erhielt im Dezember 
1777 Befehl, sich zum Herzog zu begeben. Noch hatte er seine 
Stellung nicht angetreten, als die bayrische Erbfolgefrage durch 
das Ableben Max Josephs brennend wurde. Es ist begreiflich, dass 
in O'Kellys Instruktion das Hauptgewicht gelegt ist auf die den 
Herzog persönlich und direkt betreffende Nachfolge in Jülich und 
Berg; die bayrische Erbfolgefrage war ja bei Abfassung der Weisung 
noch nicht aktuell und ging ausserdem, solange Karl Theodor lebte, 
den Herzog erst in zweiter Linie an. 

Dagegen sind die Instruktionen für den nach München gehenden 
Chevalier de la Luzerne vom Dezember 1776 und für den von 
seinem Urlaub nach Wien zurückkehrenden Baron Breteuil vom 
März 1777 von grosser Wichtigkeit für die Beurteilung des Ver- 
haltens der französischen Regierung zur bayrischen Succession. Die 
Instruktion Luzernes enthält zunächst eine Übersicht dessen, was 
man in Versailles von dem Stand der bayrischen Angelegenheit 
bestimmt wusste; dann dessen, was man nur vermutete, und schliess- 
lich die Mitteilung des Verhaltens, welches die Regierung König 
Ludwigs XVI. zu beobachten gedachte. 

Fest stand vor allen Dingen, wenigstens in grossen Zügen, das 
Vorhandensein österreichischer Absichten auf Bayern, die angesichts 
der räumlichen Trennung der alten österreichischen Besitzungen 
von den neuen Erwerbungen in It:Llicii i:iul in SudwestdcuLschland 
durchaus erklärlich waren. Man wusste, dass man in Wien nicht 
nur eigene Ansprüche des Hauses Österreich, sondern auch gewisse 
Rechte des Reiches auf Teile der bayrischen Verlassenschaft geltend 
machen werde; man wusste ferner, dass von dort, und zwar nicht 
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erfolglos, die bayrischen Minister beeinflusst würden, um sie den 
österreichischen Wünschen geneigt zu machen; dass man in den 
für Osterreich gewonnenen Kreisen der Münchener Gesdlschaft 
die Gegnerschaft Frankreichs furchte» das als Garant des West- 
fälischen Friedens und als Beschützer des pfalzischen Hauses nicht 
nur, sondern auch in manch anderer Beziehung an der Erhaltung 
der inneren Verfassung Deutschlands den lebhaftesten Anteil nahm; 
und weiter, dass diese Kreise der frankretchfreundlichen Gesinnung 
des Kurfürsten enti^cL^ narbeiteten, indem sie ihm das französische 
l^ündnis als nutzlos, den engen Anschluss an den Wiener lief aber 
als höchst vorteilhaft darstellten. Ein Krfolg dieser Bemühungen 
war nicht unwahrscheinlich, denn was der Wiener Hof als Feind 
zu bedeuten habe, hatte man zur Zeit des österreichischen Krbfolge- 
kriegs genugsam kennen gelernt; die Freundschaft Frankreichs bot 
dagegen nicht einmal mehr materielle Vorteile, seitdem die alte 
Gegnerschaft zwischen Wien und Versailles durch die Verträge von 
1756 und 1757 sich in eine Allianz umgewandelt und die französische 
Regierung daraufhin die Subsidienzahtung an Bayern als überflüssig 
eingestellt hatte. 

Dies alles wusste und erkannte man in Versailles ganz klar; 
so lange aber keine Anzeichen vorlagen, dass eine sehr nahe Ver* 
bindung mit Bayern den Wiener Hof verleite, den Kurflirsten zu 
einer den Rechten des pfälzischen Hauses widersprechenden Rcgeluiii^ 
der Erbfolg-e zu vermögen, glaubte man keinen (irund zu unmittel- 
barer Besorgnis zu haben. Ks war iiberhaupt nicht anzunehmen, 
dass Max Joseph die Absichten eines fremden Fürstenhauses, gegen 
das er im Grunde seines Herzens noch eine tiefe Missstimmung 
bewahrte, begünstigen werde, da er sich sogar weigerte, Verfügungen 
zu treffen zu gunsten der Kinder seiner von ihm aufrichtig geliebten 
Schwester, der verwitweten Kurfiirstin Mana Antonia von Sachsen. 
Verhandlungen, welche die Trennung des Allodiums von dem Lehens- 
gut zum Zweck hatten im Interesse der überlebenden weiblichen 
Glieder des bayrischen Hauses, wurden von Sachsen nicht in München, 
sondern in Mannheim, und zwar mit der kurpfalzischen Regierung 
geführt; doch hatte allerdings Karl Theodor versprochen, ohne 
Max Josephs Zustimmung keine Verpflichtungen einzugehen. Als 
Grundlage dieser Unterhandlung betrachtete man in Versailles 
den Vertrag, wodurch die Kurfiirstin- Witwe von Sachsen an ihren 
ältesten Sohn, den regierenden Kurfiarsten, l'ricdrich August III., 
lale ihre Ansprüche auf das bayrische Allodium abgetreten hatte '^). 
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Was nian in Versailles nur vermutete, war folgendes: Zunächst, 
dass eine Verständigung über die bayrische Erbfolge wohl möglich 
sei zwischen den nächstbctciligten H nfen von Mannheimund Dresden, 
dass aber die österreichischen Anspriiche auf Bayern die Lage 
ausserordentlich verwirren würden. Man dachte sich, dass diese 
etwa in folgender Weise geltend gemacht würden — es war wohl 
der in den Reichsangelegenheiten, besonders in den Wittelsbacher 
Verhältnissen bewanderte Christian Friedrich Pfeffel, der, im Mini« 
Stenum der auswärtigen Angelegenheiten unter Graf Vergennes 
tätig, diese Vermutung aufstellte — : Der Kaiserhof wird mit einer 
grossen Gesamtforderung auftreten, die sich aus einer Reihe von 
Einzelansprüchen zusammensetzt; sogleich wird er sich aber zur 
Aufgabe aller dieser Ansprüche bereit erklären, wenn man ihm 
dafür das Rentamt Burghausen bis zum Inn (vielleicht auch nur bis 
zur Salzach) abtrete, üiese Vermutung stützte sich auf das 1 709 
von Kaiser Joseph I. beobachtete Verfahren, sowie auf das Interesse 
des Hauses Österreich, seine Grenzen an den Inn \ orzuschicbcn, 
wodurch es in den Besitz der Verbindung mit seinen italienischen 
Gebieten kam und auch die Schifffahrt auf dem Grenzfluss betreiben 
konnte; während die Erwerbung der zerstreuten Ländersplitter, auf 
die es in Wirklichkeit Anspruch hatte, ihm keinen erheblichen 
Nutzen gebracht hätte. Es war anzunehmen, dass die österreichisch- 
gesinnte Partei in München hiervon bereits unterrichtet sei, und 
dass es nicht allzuviel Mühe kosten werde, ein^es zu erfahren, 
namentlich wenn ein geschickter Diplomat bei seinen Beobachtungen 
sich die auf das gleiche Ziel gerichtete Wachsamkeit des pfälzischen 
Hofes und der verwitweten Kurfürstin von Sachsen zu nutze zu 
machen wusste. 

In dieser Lage hatte es sich der König zum Grundsatz ge- 
macht, sich fernzuhalten von jeglicher Einmischung in Verhand- 
lungen , welche die Regelung der Erbfolge zum Zweck hatten, 
wenngleich er eine Verständigung zwischen den Beteiligten dringend 
wünschte. Wenn überhaupt sein Eingreifen einmal nötig werden 
sollte, war der Zeitpunkt wahrscheinlich noch recht fern. Sein 
Gesandter erhielt daher den Auftrag, sich rein beobachtend zu ver- 
halten und Ansichten nur in seinem eigenen Namen zu äussern, 
jede amtliche Kundgebung aber, nötigenfalls unter dem Vorwand 
mangelnder Weisung, zu unterlassen. Den Kurfarsten sollte er in 
seiner freundlichen Gesinnung für Frankreich zu erhalten suchen, 
ohne indes ofTenkundig das neue S3^em des engen Anschlusses 
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an Österreich zu. bekämpfen, für das einige bayrische Minister 
eintraten; er durfte ihn der wahren Freundschaft des Königs ver* 
sichern» hatte dabei aber alten Hindeutungen auf einen Subsidien- 
vertrag aus dem Wege zu gehen. Luzernes Ziel musste sein, das 
Treiben der österreichischen Diplomaten und der österreichischen 
Partei in Bayern zu tiberwachen und ihre Pläne zu erkunden**). 

Bis dahin hatte der Wiener Hof es nicht für nöti^^ <;elialten 
seinen Verbündeten, Frankreich, in seine Pläne bezüglich Häverns 
einzuweihen; indes beabsichtigte man vor einem entscheidenden 
Schritt doch, sich dessen Zustimmung 7a\ versichern. Kaiser Joseph, 
der im Jaunuar 1777 zum Besuch seiner Schwester nach Paris zu 
reisen gedachte, sollte die einleitenden Eröffnungen machen ; hierfür 
hatte Kaunitz eine ausführliche Denkschrift verfasst, die als Anhalt 
dienen konnte, wenn es schon in diesem ersten Stadium zu weit- 
läuftigeren Erörterungen kommen würde ^*). Am 2. Jannuar 1777 
setzte der Staatskanzler den kaiserlichen Botschafter am französischen 
Hofe, den Grafen Mercy-Argenteau, von der Existenz dieser 
„politischen Betrachtungen** in Kenntnis und gab ihm Abschrift 
von denjenigen Punkten, , .welche auf den dortigen Hof eine 
unmittelbare Ikziehung haben", ohne dass übrigens der Kaiser 
von dieser Mitteilung an Mcrcy etwas erfiilir; weitere Weisungen 
behielt Kaunitz sich vor^^). Da nun die Reise des Kaisers einen 
längeren Aufschub erlitt, eine weitere Verzöp^erung der Mitteilungen 
aber nicht zweckmässig erschien, zumal auch Mercy selber — eine 
Anregung Vergennes' aufnehmend — ein engeres Einvernehmen 
zwbchen den beiden Höfen zu pflegen empfahl, richtete Kaunitz 
an den Botschafter am 31. Januar 1777 eine ausfuhrliche ostensible 
Weisung, die nach der bekannten Art der Kaunitz'schen Denk- 
schriften die politische I^ge ganz Europas abhandelte, um dann 
in einer nicht- ostensiblen Nachschrift ihn zu unterrichten, wie er 
die ersten Eröffnungen in der bayrischen Erbfolgesache vorzubringen 
habe. Er sollte anknüpfen an die amtliche Anfrage, die von 
Seiten des pfälzischen Hofes in Wien ciiul^t sei und ein sonst 
vielleicht vorzuziehendes Stillschweigen nicht länger dulde, wenn 
man es nicht auf erhebliche Nachteile ankommen lassen wolle. 
Anlass zur Aussprache über diese Angelegenheit werde Mercy woM 
l^ei der Erörterung über die Nachfolge in Jülich-Berg finden, an- 
derenfalls müsse er sich einen Anlass schafifen; er solle dann unter 
der Bedingung der Geheimhaltung von dem Inhalt der beiden 
Denkschriften über die kaiserlichen Ansprüche und über diejenigen 



Digitized by Google 



14 



des Erzhauses Gebrauch machen; bei entgegenkommender Haltung 
des französischen Ministeriums durfte er sogar diese selber vorlegen. 
Während das Hauptschr^iben den Zweck hatte, „mit der Eröffnung 
desjenigen» was der auch nur mittelmässigen Scharfsinnigkeit eines 
politichen Auges ohnehin nicht verborgen bleiben kann*', den Boden 
zu bereiten för fernere Insinuationen, die man österreichischerseits 
als im Laufe der Dinge notwendig voraussah, hatte die Kundmachung 
der Absichten auf die bayrische Eibschaft den Zweck, über die 
Gesinnung Frankreichs Klarheit zu bekommen und danach zu 
beurteilen, wie weit man sich mit Kurpfalz einlassen dürfe, ohne 
Frankreiclis Beistand einzubüssen ^^). 

Am i6. Februar, einem Sonntag, las Mercy dem Grafen 
Vergennes die ostensible Weisung des Staatskanzlers vor; von der 
Besprechung über die Erbfolge in Jülich^Berg lenkte der Botschafter 
das Gespräch dann auf die bayrische Successionsfrage und bezeichnete 
eine Verständigung darüber als sehr erwünscht angesichts der 
verleumderischen Aussprengungen des Königs von Preussen über die 
bösen Absichten des Wiener Hofes. Vergennes wollte der Erörterung 
der österreichischen Ansprüche ausweichen, indem er mangelhafte 
Kenntnis der Reichsverfassung und der einschlägigen Gesetzes- 
bestimmungen vorschützte; aber Mercy erwiderte ihm, die Kenntnis 
der Reichslehengesetze, des Westfälischen Friedensvertrags und der 
kaiserlichen Wahlkapitulation genüge vollkommen für die Beant- 
wortung der vorliegenden Frage; Kurpfalz habe ein Anrecht — 
und zwar nach eigenem Anerkenntnis — nur auf die Oberpfalz 
und die fünfte Stelle im Kurfürstenrat ; die böhmischen Lehen fielen 
zurück an die Krone Böhmen, die Reichslehen würden eingezogen 
und dann entweder neu ausgeliehen oder zu einem beständigen 
Domanium fiir den Kaiser verwendet. Diese Behauptungen wollte 
Vergennes nun doch nicht unbeantwortet lassen; er verwies auf 
die Zöllschen den beiden Linien des Hauses Wittelsbach bestehenden 
Erbverträge; aber Mercy erklärte sie für ungültig, weil sie der 
kaiserlichen Bestätigung ermangelten; Vergennes wandte dagc-^en 
ein, dass die Verwandtschaft berücksichtit^t werden müsse, da ja 
stets beim Erlöschen der einen Linie die Agnaten erbberechtigt 
seien und ohne weiteres als Erben einträten, aber da erhielt er 
den Bescheid, dies sei nur der Fall, wenn eine Mitbelehnung statt- 
gefunden habe. Diese offenbar mit grosser Schlagfertigkeit vor- 
gebrachte Widerlegung seiner Einwürfe überzeugte Vergennes 
freilich nicht im geringsten; er schloss diä Unterhaltung mit der 
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Versicherung, des Königs innigster Wunsch sei, die Allianz auf- 
recht zu erhalten; er selber wollte sich erst genauer über die in 
Betracht kommenden Fragen unterrichten; Pfeffel konnte ihm da- 
rüber gewiss jede nur gewünschte Auskunft geben, Merey hatte 
nichts dagegen einzuwenden, dass er nicht gleich über die erste 
Einleitung hinauszugehen brauchte; jedenfalls konnte aber nach den 
gemachten Andeutungen gegen seine Regierung unter keinen Um- 
ständen mehr der Vorwurf erhoben werden, dass sie ein Geheimnis 
vor ihrem Alliierten habe. 

Der Eindruck, welchen Vergcnnes aus dieser Unterredung 
mitnahm, war der, dass Österreich, wenn es nicht eine Teihin^ 
der bayrischen Erbschaft beabsichtige, suchen werde, sie sich m 
ihrem vollen Umfange anzueignen ; er glaubte, der Wiener Hof 
werde sogleich nach dem Ableben des Kurfürsten von Bayern das 
Herzogtum als erblos in Besitz nehmen mit dem Vorbehalt, es sich 
bei günstiger Gelegenheit durch die Reichsversammlung förmlich 
zusprechen zu lassen; dann werde er entweder ein kaiserliches 
Patrimonium daraus machen oder er werde jüngere Prinzen seines 
Hauses darin unterbringen und versorgen. Sicherlich war der 
Minister sich der Wichtigkeit der erhaltenen Mitteilung durchaus 
bewusst, und die Notwendigkeit baldiger Riickkehr des französischen 
Botschafters in Wien auf seinen Posten mag sich ihm gerade in 
diesem Augenblick ganz besonders aufgedrängt haben ; er benach- 
richtigte sogleich den Grafen Mercy, Bretcuil werde die Rückreise 
demnächst antreten und wahrscheinlich die Antwort auf die Mit- 
teilungen des kaiserlichen Hofes persönlidi nach Wien überbringen. 
Über die verlesene Erklärung des Botschafters und^ [die gemachte 
Eröffnung erstattete Vergennes dem Staatsrat Bericht^^). 

Je mehr man In Versailles über das gehörte nachdachte, um 
so mehr wuchs das Unbehagen. Es war klar, dass der^ Verbündete 
me Ungerechtigkeit begehen, ein oflfensives Verfahren einschlagen 
wollte. Zum Mitwisser dieses Planes liaLtc er jetzt Frankreich 
gemacht und damit gewiss im Sinne des Bündnisses''gehandelt ; 
aber Ludwig XVI. fühlte sich peinlich von der Mitteilung beriahrt, 
da sein grader Sinn die Absichten Österreichs missbilligte. Die 
französische Regierung geriet in Verlegenheit; es war ihr bekannt, 
dass die Höfe von Dresden, München und Mannheim ihre ver- 
schiedenen Ansprüche auf Teile der künftigen bayrischen Erbschaft 
Gegenstand geheimer Unterhandlungen gemacht hatten, weil 
sie nicht ahnten, dass der Katserhof das ganze Erbe für sich begehre ; 
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sie war überzeugt, dass jene Höfe sogleich die ihnen schon früher 
versprochene Hilfe Frankreichs erbitten würden, wenn, sie von 
diesem Begehren Kenntnis erhielten; diesen Beistand durfte sie 
abei^ nicht versagen, wollte sie nicht ihre Schutzbefohlenen dem 
König von Preussen in die Arme treiben. Aber auch die materielle 
Seite, die Verschiebung der Machtverhältnisse im Süden und Westen 
Deutschlands, wie sie die Ausführung des österreichischen Planes 
nach sich gezogen hatte, konnte dein hnksrheinischen i\. ichbar nicht 
gleichgültig sein. Österreich rückte durch die Kniverleibung des 
Herzogtums Bayern mit seiner geschlossenen Ländcrmasse naher 
an Frankreich heran, es sicherte zugleich seine alten Erblande, es 
drückte auf die Schweiz, auf Italien und brachte Oberdeutschland 
in Abhängigkeit; sein jährliches Einkommen wuchs um eine an- 
sehnliche Zahl von Millionen und sein Heer konnte daher um min- 
destens 20 000 Mann verstärkt werden. Man legte sich in Versailles 
auch die Frage vor, welchen Zweck der Kaiserhof mit seiner Er- 
öffnung verfolgt habe ; es war doch kaum anzunehmen, dass er 
glaubte, Frankreich werde die weittragenden Folgen seines Planes 
nicht erkennen oder werde gar diesem rückhaltlos zustimmen. Da 
eine andere Erklärung nicht möglich schien, kam man auf die Ver- 
mutung, Mercy habe hVankreich gewisserniasscn zur Teihialune an 
seinem Vorgehen und zu einer Art Ausgleichsforderung (ä une 
compensation quelconque) einladen wollen. 

Auf derartiges sich einzulassen fehlte aber zunächst jegliche 
Neigung. Frankreich war ja zum Glück nicht unmittelbar beteiligt 
an der Regelung der bayrischen Erbfolge; es rechnete nicht ohne 
Grund darauf, dass der König von Preussen der geplanten Um- 
wälzung der Machtverhältnisse im Reich sich widersetzen werde, 
wenn er nicht etwa ein Acquivalent für Österreichs Vergrösserung 
erhalte. Immerhin betrachtete man es nicht als ausgeschlossen, 
dass das Gerechtigkeitsgefühl und das eigene Interesse Frankreich 
doch schliesslich zum Widerspruch gegen den österreichischen Plan 
nötigen könne^*). 

Bei dieser Sachlage kam ausserordentlich viel auf die diplomati- 
sche Gewandtheit des französischen Vertreters am VV'iener Hofe an; 
und da Vcrgennes überhaupt mit Vorliebe unbequeme Verhandlungen 
von sich fernhielt und an die fremden Ilüfe verlegte, fiel auch hier 
die Hauptlast der diplomatischen Tätigkeit nicht auf ihn, sondern 
auf Breteuil. Die dem Botschafter zu erteilende Instruktion erforderte 
bei der Wichtigkeit der Sache sorgsames Abwägen aller Möglichketten, 
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zumal man sich einstweilen völlig neutral verhalten wollte; in ihr 
sollte zugleich die Antwort auf die ostensible W eisung des Staat^- 
kan;?lers an Mercy vom 31. Januar enthalten sein; dieseni 
Kauuitzschen Aktenstück schliesst sie sich denn auch in der 
Reihenfolge der behandelten Gegenstände an. Da Hrcteuil damals 
auf Urlaub in Paris weilte, ist anzunehmen, dass er bei der Abfassung 
der Instruktion zugezogen worden ist. 

Die nächste Aufgabe des Botschafters musste sein zu erforschen, 
welche Absicht der Wiener Hof bei seinen Eröffnungen gehabt 
habe. Denn gewichtige Gründe mussten es gewesen sein, die den 
Staatskanzler zum Heraustreten aus der bisherigen, der engen 
Allianz zwischen beiden Staaten wenig entsprechenden Zurückhaltung 
veranlasst hatten. Vermuten liess sich ja manches: die Gefahrdung 
der österreichischen Interessen durch die russischen Pläne und der 
Wunsch, dass Frankreich, indem es für die ErhaltunL; der Türkei 
eintrete, gleichzeitig die Vertretung jener Interessen ubernehme, 
mochten dabei eine Rolle spielen. Aber Frankreich wurde doch 
durch Russlands Orientpläne kaum berührt; selbst die Errichtung 
des orientalischen Kaisertums hätte wohl nur vorübergehend seine 
Handelsbeziehungen im Osten geschädigt, während Österreich 
allerdings in seiner Existenz dadurch bedroht worden wäre. Da 
man aber auf Vermutungen hin keine PoHtik treiben wollte, verlangte 
man volle Klarheit: der Wiener Hof sollte sich bestimmt erklären 
über seine Pläne und angeben, wie weit er dafür Frankreichs 
Beistand in Anspruch nehme. Schon die Vorsicht gebot, diese 
Aufklärung zu verlangen, da Österreich, wie man in Versailles 
genau wusste, stets bei seinen Unternehmungen den König von 
Preussen im Auge hatte und Absichten verfolgte, die diesem seinem 
Rivalen schaden sollten, wahrend Frankreich es vermeiden wollte, 
in Berlin irgendwie Ansloss zu erregen ; es hatte kein Interesse an 
der Schwächung des preussischen Staates und lehnte es ab, den 
darauf gerichteten Bestrebungen Gehör zu schenken, — es sei denn, 
man konnte nachweisen, dass König Friedrich sich mit Katharina II. 
zu Umwälzungen im Orient verbunden habe. Ebensowenig lag es 
in Frankreichs Interesse, an der Schwächung der protestantischen 
Partei im Reich zu arbeiten und sich dort als Stütze der kaiser- 
lichen Macht zu zeigen, wie Kaunitz es mehrfach gewünscht hatte ; 
vielmehr wäre dies gradezu schädlich fUr das Ansehen des Aller- 
christlichsten Königs gewesen. Hier wie an aiidcrea i'unkten stiess 
sich Österreich an dem , was für Frankreich ein unschätzbares 
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Mittel seiner Politik war, nämlich der von den französischen 
Monarchen übernommenen Garantie des Westfälischen Friedens; 
dies ging so weit» dass bereits von den Anhängern des Kaisers in 
Regensbiirg die Notwendigkeit einer Aufhebung jener Garantie 

besprochen wurde. 

Auf die bayrische Erbfolge ging die Weisung nicht näher 
ein, da man sich darüber ohne genauere Kenntnis der österreichischen 
Absichten nicht äussern wollte. Dagegen wurde die Erbfolge in 
Jülich-Berg einer ausführlichen Besprechung gew ürdigt. Es ist bereits 
erwähnt worden, dass der König von Preussen den Verxicht auf 
die beiden Herzogtümer, der 1741 ausgesprochen, aber zusammen 
mit der preussischen Garautie im siebenjährigen Krie^ hinfallig 
geworden war, noch nicht erneuert hatte trotz den Bostinimimgen 
des Hubertsburger Friedens; im Artikel 18 des Friedensvertrags 
stand nämlich, der König von Preussen solle die Garantie von 1741 
erneuern unter denselben Bedingungen, unter denen er sie damals 
gegeben habe^'*). König Friedrich hatte nun diese Klausel so ge- 
deutet, dass die Erneuerung unter französischer Vermittlung erfolgen 
solle, und dies dem pfalzischen Minister Baron Beckers geantwortet, 
als er 1765 in Berlin die Erfüllung des im Friedensvertrag gegebenen 
Versprechens forderte. Indes hatte dann Beckers am französischen 
Hofe keine Schritte getan, um dessen Vermittlung herbeizufuhren, 
und so war auch die Erneuerung jener preussischen Garantie unter- 
blieben. Erst am 18. Februar 1777, zwei Tage nach der bedeutungs* 
vollen Unterredung zwi^clien Mercy und \'ergennes, brachte bei 
letzterem der Vertreter des Kurfijrsten von der Pfalz, Graf Sickingen, 
jene Angelegenheit zur Sprache und empfahl die hiteressen seines 
Hofes der französischen Regierung, indem er hervorhob, dass gerade 
m diesem Augenblick die Stimmung in Wien günstig sei. Die 
Antwort Vergennes' besagte, sein König werde nur in Ueberein* 
Stimmung mit dem Wiener Hofe in Berlin eine Unterhandlung an- 
knüpfen; bevor aber irgend welche Schritte geschähen, verlange 
man genaue Mitteilungen über die direkten pfalzisch-preussischen 
Verhandlungen von 1763 ; in diesem Sinne wurde auch der fran- 
zösische Gesandte in Mannheim, O* Dünne, instruiert. 

Die Betrachtungen, welche man in Versailles an den oftenbar 
von Wien aus angeregten Schritt Sickingens knüpfte, zeigen, welches 
Misstrauen die Mitteilungen Mercys über die Pläne des Kaiserhofa 
rege gemacht haben. Die Dinge lagen doch so : Der Frieden von 
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Hubp'^f'^hurg ist gesch!os5icn zwischen Preussen und dem Wiener 
Hof; Frankreich hat mit der Erfüllung seines Karl Theodor ge- 
gebenen Versprechens, im Friedensvertrag iiir die Erneuerung der 
Garantie von 1741 zu sorgen, seine Schuldigkeit getan. Die Aus- 
fuhrung der Vertragsbestimmungen zu erwirken ist Sache der Kon- 
trahenten. Wenn nun Österreich sich durch Pfalz an Frankreich 
wendet mit dem Ersuchen, in Berlin für die Erneuerung des Ver- 
zichts von 1741 einzutreten, so bekennt es damit, dass es selber 
die Ausfuhrung jener Friedensbedingung nicht durchzusetzen ver- 
mag. Mit diesem Bekenntnis verfolgt es zweifellos aber ein be- 
stimmtes Ziel: es will offenbar den Kurfürsten von der Pfalz an 
sich und an die katholische Partei ketten, indem es ihn zur Dank- 
barkeit veranlasst, allerdings zur Dankbarkeit für etwas, was der 
französische Hof getan haben wird, nachdem man sdber vierzehn 
Jahre lang vergeblich sich darum bemüht hat. 

Wie $ehr das Misstrauen den Blick des französischen Staats- 
manns geschärft hat, zeigt folgende Bemerkung. Man wusste in 
Versailles, wie eifersüchtig der Wiener Hof darüber wachte, dass 
Frankreich keine Gelegenheit bekomme, mit Preussen in engere 
Verbindung zu treten Wenn er nun jetzt gar keine Besorgnis 
verriet, dass eine Annäherung zwischen Versailles und Berlin vor- 
bereitet werde, so hatte er gewiss auch dafür seinen Grund ; viel- 
leicht war es in Wien bekannt, dass die Erneuerung der Garantie 
von 174T von dem König von Preussen unter den obwaltenden 
Umständen überhaupt nicht zu erreichen sei, und freute man sich 
dort, dem Verbündeten eine kleine diplomatische Niederlage zu 
bereiten , um dann selber desto grösser dazustehen. Allerdings 
hielt es Vergennes nicht itir unmöglich, dass der König von Preussen 
jene Bedingung der französischen Vermittlung 1763 nur gestellt 
habe, um einen Anhalt zu bekommen für die Anknüpfung mit 
Frankreich; aber dann glaubte er erst recht auf der Hut sein zu 
müssen. Daher wurde Breteuil angewiesen in Wien zu erklären, 
sein Hof habe in Mannheim Mitteilung von den früheren Verhand- 
lungen mit IVeusscn vcilan^t, und wünsche nun auch unterrichtet 
zu werden von dem, was Österreich ischerseits in der vorliegenden 
Fraec L^eschehen sei. Der König könne von sich aus nicht un- 
mittelbar mit Preussen in Unterhandlung treten , da dieses ihm 
gegenüber nicht durch den Hubertsburger Friedensvertrag verpflichtet 
sei; wohl aber werde er der Kaiserin-Königin seine Unterstützung 
gewähren, um eine endgültige Regelung herbeizuführen. 

2« 
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Bei ruhiger Überlegung verkannte man schliesslich am fran- 
zösischen Hofe doch nicht, dass durch die förmliche Eröffnung 
des Staatskaozlers die Stellung Frankreichs innerhalb der Allianz 
wesentlich günstiger geworden sei als zuvor; bekundete doch der 
Wiener Hof durch seinen Schritt deutlich, dass er glaubte, augen- 
blicklich Frankreich nötig zu haben. Es galt, dies Verhältnis zu 
fixieren und durch regen Meinungsaustausch über alle wichtigfen 
Fragen das Einvernehmen der beiden Mächte zu erhalten. So 
peinlich es für die französische Regierung auch war, die öster- 
reichischen Absichten auf Rayern zu kennen, welche die Aussicht 
auf ernste Differenzen erortneten, so nahm man doch zunächst die 
vielleicht erst in ferner Zukunft drohende Unannelimlichkeit mit in 
den Kauf, da man Vorteile für den Augenblick erringen konnte*®), 

Mercy hatte bald nach seiner Unterredung mit Vergennes den 
französischen Botschafter am Kaiserhof aufgesucht und dessen 
Ansicht über die wichtigeren Funkte des Kaunitzschen Schreibens 
erkundet. Obwohl Breteuil den Minister Vergennes seit dem 
i6. Februar noch nicht gesprochen hatte, zeigten auch seine 
Äusserungen, dass Frankreich gegen die österreichischen Absichten 
in der bayrischen Erbfolgefrage starken Widerspruch erheben werde ; 
er machte gegen Mercys Darlegungen des Rechtsverhältnisses 
dieselben Einwendungen wie Vergennes, so dass Mercy nur die 
Wahl zu haben meinte zwischen der Annahme, Frankreich nehme 
hier eine grundsätzlich andere Stellung ein als der Wiener Hof, 
und der Vermutung, dass die ba} rische Erbfolgefrage bereits von 
anderer Seite, und zwar in Österreich-feindlichem Sinn, angeregt 
worden sei**). 

Konnte sich nach diesen Erfahrungen Graf Mercy von direktem 
Vorgehen bei den französischen Ministern keinen grossen Erfolg 
versprechen, so stand ihm ein anderer Weg offen, um Einfluss auf 
die Regierung zu gewinnen. Eine Tochter Maria Theresias war ja 
Königin von Frankreich ; man konnte als sicher annehmen, dass es 
Marie Antoinette nicht viele Mühe kosten werde, auch in politischen 
Dingen ihren gutmütigen und unbedeutenden Gemahl nach ihrem 
Belieben zu lenken. Freilicli war sie zunächst nicht sonderlich 
geneigt, sich auch nur diese geringe Mühe zu geben; ihr jugendlicher 
Sinn v.'ollte nichts von Staatst^^eschäften wissen, wie sie überhaupt 
allem fetnd war, was L^eisti£;e Tätigkeit erforderte. Auf diese 
Bundes^^enossenschaft der kaiserlichen Diplomatie wies Kaunitz von 
vornherein den Grafen Mercy hin; sie konnte der Sache Österreichs 
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nur mit/.licli sein. In einer streng vertraulichen Naclisclriift z»i seiner 
ausfiihrliciien Weisung empfahl der Staatskanzler dem Botschafter, 
der Königin das ostensible I iaui)tschrciben ganz vorzulesen, ihr 
mundlich die erforderlichen Erläuterungeo zu geben und sie in den 
Gedankengang des Wiener Hofes hineinzuziehen Denn in Zukunft, 
so meinte er, werde die Mitwirkung der Königin bei wichtigen 
Angelegenheiten nicht nur nützlich, sondern sogar unumgängUch 
notwendig sein. Mit der Königin und durch sie werde Österreich 
des von ihr abhängigen französischen Ministeriums so viel als 
überhaupt möglich versichert sein*'). 

Bereits Mitte Januar hatte Mercy Gelegenheit gefunden, die 
Königin auf die Beschäftigung mit politischen Dingen hinzuweisen; 
als sie sich nämlich missbilligend über V'ergenne.s' Zuvorkommenheit 
gegen den in Paris eingetroffenen Herzog von Zweibrückea äusserte, 
hatte der Botschafter ihr an: ckündigt, er werde vielleicht im Laufe 
der Zeit ihr manches mitzuteilen haben, was sich auf jenen Fürsten 
beziehe^^). Nun, nach dem Eiotreft'en der Kaunitzschen Weisung 
war der Augenblick gekommen, jene Ankündigung wahr zu machen; 
zudem hatte Maria Theresia ihre Tochter durch ein gleichzeitiges 
Schreiben kurz von der Mercy erteilten Weisung in Kenntnis ge* 
setzt'*). Noch bevor er den Ministem seinen Auftrag eröffnet 
hatte, eilte er zur Königin und teilte ihr mit, er habe mit ihr von 
äusserst ernsten Dingen zu reden, die sie, als das wichtigste Binde- 
glied der beiderseitigen Allianz, unbedingt kennen müsse. Er 
schilderte ihr die Lage Europas als überaus kritisch, und richtete 
die Frage an sie, ob sie, falls l^Vankreich in einen Krieg verwickelt 
und dadurch mit unvermeidlichen neuen Steuern bedrückt werde, es 
wohl über sich gewinnen könne, unter dem Seufzen und Wehklagen 
des leidenden Volkes Bällen und Schauspielen beizuwohnen? Jhre 
persönliche Unterhaltung werde dadurch sicherlich unangenehm be- 
einträchtigt werden. Er hob danach hervor, wie in Krt^iangelung 
von Nachkommenschaft ihr Ansehen in Frankreich wesentlich beruhe 
auf dem Vertrauen und der Liebe ihres Gemahls, dann aber auf 
dem Einfluss ihres Stammhauses und auf dem Einvernehmen der 
bdden verbündeten Mächte. Werde letzteres erschüttert, so würden 
die Übelgesinnten dadurch ermutigt, an der Untergrabung ihrer 
Stellung um so kühner zu arbeiten; es liege also in ihrem persön« 
liehen Interesse, dass die Freundschaft zwischen beiden Höfen noch 
enger geknüpft werde ; damit sie aber dazu beitragen könne, müsse 
sie erst einen Begriff von dem Zusammenhang der europäischen 
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Staatsangelegenheiten bekoninien. Mcrcy hatte mit richtigem Gefühl 
an die Schwächen der Königin appclHert; sie wurde sehr nach- 
denkHch und erklärte sich bereit, seine Auseinandersetzungen an- 
zuhören ; sie bat sogar, er möge ilir das Akten^^tück, wenn es ins 
Französische übersetzt sei, zu eigener bedächtiger Lektüre über- 
lassen. Der Botschafter versprach dies unter der Bedingung, dass 
sie von den darin enthaltenen Mitteilungen niemanden etwas wissen 
lasse ; er lobte dann noch Vergennes, der sich durch die vornehme 
Art seiner Geschäftsführung die Achtung aller fremden Höfe, be- 
sonders des österreichischen, erworben habe, und warnte die Königin 
vor dem preussischen Vertreter Baron Goltz; auch erzählte er, 
welche Gerüchte der König von Preussen über sie und ihr Ver* 
hältnis zu ihrem Gatten in Umlauf setze, wozu, wie er nicht ver- 
hehlte, allerdings sie selber leider manchen Anlass gcbe'^). 

Wenige Tage darauf erhielt die Königin von Mercy das 
Schreiben des Staatskanzlers in der gewünschten Übersetzung und 
machte sich wirklich daran, das um&ngreiche Aktenstück gründlich 
zu studieren ; als sie es einige Wochen nachher dem Grafen Mercy 
zurückgab, meinte sie. sein Inhalt sei so klar und deutlich, dass 
er der mündlichen Erläuterung gar nicht mehr bedürfe^"). Eine 
nicht zu unterschätzende Hülfe bei seinen Bemühungen, die Königin 
lur die Staatsgeschäfte zu interessieren, fand Mercy auf sein An- 
suchen bei Baron Breteuil, der zu dem engeren Kreise Marie An- 
toinettens zugelassen war. Brcteiiil suchte der Monarchin zu be- 
weisen, dass bei dem allein von der Gewohnheit geleiteten Charakter 
der bourbonischen Eürsten die Königin die Verpflichtung habe, 
sich um die Staatsgeschäfte zu kümmern und darüber mit ihrem 
Geroahl zu sprechen, wenn sie nicht sehr schätzenswerte Vorteile 
ihrer gegenwärtigen Lage verlieren wolle; auch machte er ihr klar, 
dass sie die Wahl der Minister beeinflussen müsse; sie dürfe zu 
dieser Stellung nur solche Leute kommen lassen, welche ihr die 
tatsächliche Leitung der Dinge überltessen. Sehr wahrscheinlich 
sind diese Mahnungen nicht gani uneigennützig gewesen. 

Mit dem Erfolg seiner eigenen und Breteuils Bemühungen 
konnte Mercy zufrieden sein. Am i8. März berichtete er der 
Kaiserin-Königin, bei seinem letzten Empfang habe sich die Königin 
weit eingehender als er zu hoffen gewagt hätte, über Staatsgeschäfte 
ausgesprochen"); und er glaubte nunmehr eintretenden Falls auf 
dem so gelegten Grunde weiter bauen zu kunaen. 
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Zunächst ruhten die diplomatischen Verhandlungen über alle 
vorliegenden Fragen ; Breteuil sollte persönlich die Antwort auf die 

Eröffnungen nach Wien überbringen, und bevor dort die Unter- 
handlung in Gang gesetzt war, wollte Vergennes sich nicht äussern ; 

er suchte vielmehr jedem Anlass zu politischen Erörterungen aus- 
zuw eichen. 

Als am 24. März Breteuil sich auf den Weg nach Wien machte, 
nistete Kaiser Joseph sicli zur Reise nach Versailles, die er im 
Januar aufgeschoben hatte. Vergennes sah dem Kintreften des 
Bruders der Königin nicht ohne Bedenken entgegen, wie aus seiner 
Denkschrift an den König vom 12. Apn] hervorgeht-'). Aber seine 
Besorgnisse waren unnötig ; Kaiser Joseph kam nach Paris als Bruder 
zur Schwester, als Schwager zum Schwager; er wollte den Hof, 
die Stadt mit ihrem Leben und Treiben, Land und Leute kennen 
lernen, aber sich nicht auf Fragen der grossen Politik einlassen. 
Und wenn einzelne politische Angelegenheiten vielleicht doch ge- 
streift worden sind, so ist wahrscheinlich nichts verabredet worden ; 
politische Folgen der Zubammenkunft sind jedenfalls nicht nach- 
weisbar*^). 

Von der Aufnahme, w elche die Eröffnungen des Grafen Mercy 
bei den franz()sischcn Ministern gefunden hatten, konnte Kaunitz 
begreiflicherweise nicht sonderlich erbaut sein. Es war ihm schon 
ärgerlich, dass er die Ankunft Breteuils abwarten musste, bevor er 
eine Antwort erhielt auf seine Andeutungen, namentlich aber em- 
pfand er es schmerzlich, dass er nicht in der Lage sein sollte, seine 
Staatsmaxime, wie er es nannte, durchzufuhren und die Geschäfte 
so viel als möglich nicht in Wien, sondern an den auswärtigen 
Höfen zu betreiben; nicht nur der allgemeine Vorteil ging ihm 
verloren, den stets die Unterhandlung durch den eigenen, streng 
an seine Weisung gebundenen Botschafter an dem auswärtigen Hofe 
bot, sondern in diesem besonderen l'^alle entging ihm noch ck-r 
Beistand der französischen Königin, auf den er grosse Hoffnungen 
gesetzt hatte. Der Versuch sollte aber wenigstens noch einmal 
gemacht werden, die Staatsmaxime doch zur Geltung zu bringen 
und zu verhindern, dass die Unterhandlung ganz in Breteuils Hand 
gelegt werde ; Mercy sollte in diesem Sinne in Versailles wirken 
und Kaunitz selber wollte dem französischen Botschafter gegenüber 
so zurückhaltend sein, als es die Sachlage irgend gestattete. Schon 
der nächste Bericht Merc3rs belehrte ihn indes, dass vorläufig der 
Versuch, die Unterhandlungen am französischen Hof iiibren zu 
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lassen, aussichtslos sei; Verijcnnes hatte dieselbe Staatsmaxiinc wie 
Kaunitz und beschränkte sich in seinem diplomatischen Verkehr 
mit dem Botschafter »auf blosse j:^encralia« ; so blieb denn Kaunitz 
nichts übrig, als geduldig die Mitteilungen Breteuils zu erwarten. 
Ein rechtes Zutrauen aber zu der durch diesen zu führenden Unter- 
handlung konnte er, wie es scheint, nicht fassen ; wie er durch Er- 
öfTnungen, die eigentlich neues nach seinem eigenen Eingeständnis 
gar nicht enthielten, den Verbündeten zu einer Aussprache hatte 
veranlassen wollen, so fürchtete er, dass man ntin französischerseits 
mit ganz unzeitiger Feinheit zu Werke gehen und ihn zur weiteren 
Aussprache bringen wolle, »ohne selbst die w.ihie Gesinnung über 
dasjenige zu erkennen zu geben, was man soa'oIiI seinen eigenen 
Kräften, als der Lage der übrigen Umstände angemessen zu sein 
erachten dörfte^^).« Als streng zu bewahrendes Geheimnis — 
wenigstens zunächst noch — erhielt Mercy die Mitteilung von dem 
Eintreffen des Schreibens Kar! Theodors am 14. Februar, worin 
ein Arrangement über die bayrische Succession angeregt worden sei^^). 

Nachdem BreteuU am 9. April in Wien angelangt und schon 
am folgenden Tage in Sonderaudienz von der Kaiserin -Königin 
empfangen worden war — wobei Maria Theresia ganz gegen ihre 
Gewohnheit es geflissentlich vermieden hatte, die von Mercy in 

Versailles vorgebrachten Fragen der grossen Politik zu berühren'*-) — 
fand kurz darauf die erste Unterredung mit Kaunitz statt. Breteuil 
hatte bereits bemerkt, dass der Staatskanzler sich von der Antwort 
des französischen Hofes viel mehr verspreche, als sie hielt, und ging 
deshalb behutsam zu Werke. Dass Frankreich über die Bedeutung 
eines starken preussischen Staatswesens anderer Ansicht sei als 
sein Alliierter, liess er in den Hintergnmd treten, versicherte da- 
gegen, dass seme Regierung sich nicht durch preussische Einflüste- 
rungen bestimmen lassen, sondern stets den Mitteilungen ihres 
Verbündeten Glauben schenken werde. Der Eindruck, den schon 
Mercys Eröffnungen gemacht hatten, dass Österreich grosse Furcht 
vor Russland habe und nicht das geringste tun wolle, was der 
Kaiserin Katharina II. missfallen könne, dagegen Frankreich gegen 
das Zasenreich ins Vordcrtreflfen zu stellen gedenke — dieser Ein- 
druck verstärkte sich bei dem Botschafter durch die Unterredung 
mit Kaunitz bedeutend; ja. er daubte zu erkennen, dass die öster- 
reichische Eröffnung überhaupt nur zu diesem Zweck gemacht 
worden sei^^). 
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Im Verlauf der Besprechung, in der Hreteuil ofTenbar die in 
der Instruktion beobachtete Reihenfolge der Gegenstande innehielt, 
kam mari 2u der Jiilich*Bergschen Angelegenheit und dem von 
Sickingen deswegen gestellten Antrag an die französische Regierung; 
mit gutem Gewissen konnte der Staatskanzler auf die Frage des 
Franzosen den Bescheid erteilen, dass von österreichischer Seite in 
dieser Sache keine Schritte in Berlin geschehen seien ; die erneute 
Gewährleistung von Sclilesien und Glat/. durch Frankreich, die der 
König von Preusscn zweifellos fordern werde für seinen erneuten 
Verzicht auf Jülich-Berg zu gunsten der Sulzbacher, schien ihm 
indes unbedenklich, selbst wenn Krankreich die Österreich gegebene 
Garantie nicht auf alle österreichischen Besitzungen ausdehnte. 
Der Botschafter glaubte deutlich zu erkennen, dass es Kaunitz 
darauf ankomme, durch die Regelung der Jiilich-Bergschen An- 
gelegenheit sich die regierende Kurfiirstin von der Pfalz, eine 
sulzbachsche Prinzessin, zu verpflichten und sich ihres Einflusses 
zu versichern, der in der Frage der bayrischen Successton von 
Bedeutung werden konnte*^). 

Als das Gespräch auf diese Angelegenheit kam und Breteuil 
den kbiuiiten Wunsch des Königs kundgab, dass nichts das 
Einvernehmen der wichtigsten Glieder des deutschen Reiches stören 
möge, und dass ein für alle Bcteiligtcri genehmer Abschluss erreicht 
werde, glaubte Kaunitz der französischen Empfmdlichkeit insofern 
Rechnung tragen zu müssen, als er die Schuld iiir die Art der 
Eröffnung dem Grafen Mercy beimass, der seiner Weisung gemäss 
sich wohl hätte deutlicher ausdrücken können; doch lasse sich 
dessen Zurückhaltung immerhin entschuldigen mit der offenkundigen 
Abneigung der französischen Minister, auf diese Fri^e einzugehen. 
Er erklärte jetzt, der Botschafter habe einfach um Auskunft bitten 
sollen, ob Frankreich für besser halte, wenn die bayrische Erbfolge 
sofort in Erwägung gezogen und einer Vereinbarung zugeführt werde, 
oder ob es rate, das Ableben Max Josephs und damit die tatsäcli- 
liche Eröffnung der Erbschaft abzuwarten. Im ersteren l'alle werde 
Osterreich woh! von seinen umfangreiclien Ansprüchen einige 
^\c^iger crhebh'chc aufgeben können; bei plötzlichem Eintritt des 
SucccssionsfalLs aber werde jeder mit seinen Erbansprüchen hervor- 
kommen und die grösste Verwirrung entstehen. Ja vielleicht sogar 
ein Krieg ausbrechen, dem vorzubeugen doch wohl zweckmässig 
sei. Er bat, da Mercy jene Fragestellung versäumt habe, Breteuil 
die Ansicht seines Hofes einzuholen, nach der Österreich sich dann 
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bei seinen weiteren Massregeln richten werde*^). In welchem Sinne 
er die Antwort erwartete, hatte er mit seiner Schilderung der Folgen 
im einen wie im anderen Falle deutlich ausgesprochen. Falls er 
nun die gewünschte Antwort erhielt, musste er doch noch mit 

besonderer Umsicht weiterschrciten, wenn er Frankreich seine weit- 
t^rehenden Absichten auf bayrische Lande annehaibai machen wollte. 
So begann er denn mit der Versicherung, Osterreich werde mass- 
voll sein; indem Frankreich die geplante Vergrusserung seines Ver- 
bündeten fordere, vermehre es seine eigenen Machtmittel, da die 
Interessengemeinschaft der beiden Höfe vollständig sei. Man plane 
zwar die Errichtung eines Domaniums für den Kaiser; aber damit 
vergrössere man doch nicht die Macht Österreichs, denn die Würde 
des Reichsoberhauptes könne von jedem Reichsfiirsten erlangt 
werden. Wenn Kaunitz nicht die geistigen Fähigkeiten Breteuils 
sehr unterschätzt hat, so muss er sich der Dürftigkeit dieser Gründe 
für Frankreichs Zustimmung wohl bewusst gewesen sein. Breteuil 
erwiderte denn auch sogleich, die Kaiserkrone scheine doch dem 
Hause Österreich für absehbare Zeiten gesichert zu sein, so dass 
ein kaiserliches Domanium m Wirklichkeit aliein ilmi zu gute komme; 
die i-rage nach der Zweckmässigkeit einer Verständigung^ vor Ein- 
tritt des Erbfalls konnte er auf eigne Verantuuitun.' bejahen; doch 
deutete er dabei hin auf das Erbrecht der Agnaten und auf die 
Erbverträge zwischen Pfalz und Bayern. Mit diesen gedachte sich 
Kaunitz indes nicht lange aufzuhalten; ein geheimes Abkommen 
mit dem Kurfürsten von der Pfalz werde, so meinte er, alle Schwierig« 
keiten solcher Art aus dem Wege räumen; und als Breteuil das 
Interesse des Herzogs von Zweibrücken an der Regelung der bayri- 
schen Erbfolge hervorhob, erhielt er zur Antwort, Frankreich habe 
ja die Mittel, diesen Fürsten zur Vernunft zu bringen, — voraus- 
gesetzt natürlich, dass König Ludwig nichts gegen eine österreichisch- 
pfälzische Vereinbarung überhaupt einzuwenden liabc. Mit dem 
Fortgang des Gesprächs wuchs die Siegeszuversicht Kaunitz', der 
sich ganz gegen die Regein der Klugheit dazu verleiten Ifcss, alle 
Einzelheiten seines Planes zu enthüllen. Die Zweifel Bretcuiis an 
der Zuverlässigkeit und Ehrlichkeit des pfälzischen Ministeriums 
teilte er nicht, und auch den Verhandlungen zwischen Sachsen, 
Bayern und Pfalz legte er keine Bedeutung bei, zumal der neuerungs- 
lustige Graf Sacken die I^itung der auswärtigen Angelegenheiten 
in Dresden habe abgeben müssen; vor dem Bekanntwerden seines 
Planes bei den anderen Beteiligten glaubte er ganz sicher zu sein 
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sollten sie aber doch etwas hören luid dann, von 1' rankreich abge- 
wiesen, sich an Preussen wenden, so meinte er, werde man schon mit 
diesem fertig werden. Freilich vergass er dabei, dass Kvissland mit 
Preussen verbündet war; Breteuil aber dachte sehr wohl daran. 

Der Botschafter war überrascht, Kaunits die Pläne seines Hofes 
offen darlegen zu hören;- er hatte nicht za hoffen gewagt, so bald 
zum Ziel zu kommen. Ganz klar schien ihm nunmehr zu sein, 
dass man in Wien nur deshalb so gerne die Zustimmung Frank- 
reichs zu einer Sonderverhandiung mit Karl Theodor gesehen hatte, 
weil man, auf sie gestützt, bei der Schwäche des Kurfürsten und 
der Unehrlichkeit seines Ministeriums leicht die gestellten Forderungen 
in Mannheim durchzusetzen hoffte. Um aber die Zustimmung Frank- 
reichs zu erlangen, wollte man zunächst den französischen Staats- 
männern Geschmack an der Teilung Bayerns beibringend^). 

Man sollte nun glauben, dass Breteuil nichts Eiligeres zu tun 
gehabt habe, als von dieser Unterredung und ihrem für die Be- 
urteilung der österreichischen Politik innerhalb des deutschen Reiches 
so wichtigen Ergebnis dem Minister Vergennes ausführlich Bericht 
zu erstatten. Aber das Gegenteil war der Fall. Nach einer kurzen 
Anzeige von seinem Empfang bei der Kaiserin-Königin sandte er 
erst am 2. Mai nähere Nachrichten hierüber und zugleich die erste, 
allerdings eingehende Mitteilung über die Besprechung mit Kaunitz. 
Diese Langsamkeit erweckt fast den Anschein, als habe er Auftrag 
gehabt» möglichst bedächtig vorzugehen; man hätte in Versailles 
gewiss ein billiges Abkommen des Wiener Hofes mit Bayern oder 
Kurpfalz oder mit beiden Kurfürsten gerne gesehen, aber eine auf 
die Schwäche und Bestechlichkeit der anderen Partei gegründete 
Vereinbarung, die (Österreichs Stellung im Reiche übermächtig zu 
maclicn bestimmt war, konnte Frankreich nicht durch seine Zu- 
stimmung oder gar durch seinen Beistand fordern. Das einfachste 
Mittel, einstweilen den Abschluss hintanzuhalten, war zweifellos die 
Verzögerung der Antwort auf die Eröffnung des Staatskanzlers; 
vielleicht bot sich mittlerweile irgend ein Ausweg aus der Verlegen- 
heit, wählen zu müssen zwischen der Billigung von Absichten des 
Alliierten, deren Ausführung Frankreichs Ansehen und Würde in 
mehr als einer Hinsicht nachteilig werden musste, und dem Wider- 
spruch gegen jene Pläne, der nicht ohne schädliche Folgen für die 
Festigkeit der Allianz bleiben, ja sogar deren Bestand gefährden 
konnte. 
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Kaunitz ahnte wohl nicht, wie säumig der Hotschaftcr in seiner 
Berichterstattung war; um so ungeduldiger erwartete er die Antwort 
des französischen Hofes, als er bösen Absichten dc-^ Königs von 
Prcussen auf der Spur zu sein glaubte, der Österreich durch Unter- 
schiebung von schrankenlosen Vergrösserungsplanen bei den fran- 
zösischen Ministern anzuschwärzen imd dabei zugleich eine An- 
näherung seines Staates an Frankreicli anzubahnen suche; er wollte 
sogar wissen, dieser rastlose Gegner arbeite darauf hin, dass eine 
Vertrauensperson des französischen Ministeriums nach Berlin oder 
in eines der Manöverlager abgeschickt werde zur Herbeiführung 
einer Verständigung über die Frage, in welcher Weise am besten 
den österreichischen Vergrdsserungsabsichten entgegengetreten 
werden könne"). 

Durch das Ausbleiben der Nachrichten über die Gesinnung 
Frankreichs wurde die diplomatische Aktion des Wiener Hofs tat- 
sächlich lahmgelegt; denn die Entscheidung über alle ferneren 
SchnLLe III der bayrischen Erbfolgefrage war dav^on abhängig, ,,ob 
mit Frankreich etwas Gedeihliclies zu tun sei oder nicht." Über 
die wahre Gesinnung des Kabinetts Maurepas- Vergennes gaben aber 
weder Vergennes' inhaltlose Äusserungen zu Mercy, noch die Er- 
örterungen zwischen Breteuil und Kaunitz genügende Aufklärung; 
nur soviel glaubte der Staatskanzler zu erkennen, dass das Ver- 
halten des Verbündeten entweder von grosser Schwäche oder von 
geheimen Absichten geleitet werde; und so erteilte er Mercy am 
23. Mai die erneute Weisung, die geheimen Beweggründe zu er- 
kunden und der Gesinnung des französischen Hofes auf den Grund 
zu gehen'®). 

Als Breteuils Bericht vom 2. Mai in Paris eintraf, war gewiss 
Vergennes von der Oflfcnhcrzigkeit des Staatskanzlers nicht weniger 

iibcrrascht als es in Wien der Botschafter gewesen war. Aber er 
wurde sich von neuem bewusst, wie grade die offene Kundgebung 
der Plane des Verbündeten Frankreich in niclit geringe Verlegen- 
heit versetzte; und dabei hatte er doch wieder das Gefühl, dass 
weder Mercy noch Kaunitz die volle, ganze Wahrheit offenbart 
hätten ; so glaubte er z. B. nicht, dass eine Unterhandlung mit Kur- 
pfalz erst angeknüpft werden sollte, sondern war überzeugt, dass 
sie längst bestand und bereits zu einem Einvernehmen gefuhrt habe. 
Der Hauptinhalt der Äusserungen Mercys und Kaunitz' war nach 
Vergennes* Auflassung folgender: dier Wiener Hof gesteht ein, dass 
er etwa die ganze bayrische Erbmasse erwerben will, doch verhandelt 
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er mit dem Kurfürsten von der Pfalx über eine zu gewährende 
Entschädigung; er ist entschlossen, seine Ansprüche mit den Waffen 
in der Hand zu verfechten und rechnet auf die moralische Unter- 
stützung Frankreichs, vornehmlich bei dem Herzog von Z weibrücken, 
sowie darauf, dass sein Alliierter ihm den Gebietszuwachs nicht 
tnissgönne; dadurch, dass er den Alliierten zum Mitwisser seiner, 
in tiefes Geheimnis gehiilltcn Tläne macht, will er ihn an der Be- 
günstigung der drei an der bayrischen Rrbschaft bet^'ilinrten Kur- 
fürsten hindern und iiin zwingen, die Ausführung des < )^lc^ ieichischcn 
Vorhabens zu dulden oder sogar dabei mitzuwirken. Dabei geht er 
offeabar von der Überzeugung aus, dass ein Einspruch Ludwigs XVI, 
gegen sein Vorhaben ausser dem Bereich der Möghchkeit liege. 
Wie die Dinge nun aber einmal standen, war eine Verweigerung 

I 

nicht nur der Mitwirkung, sondern auch nur der Zustimmung zu 
dem österreichischen Vorhaben die einzige fiir Frankreich mögliche 
Politik, Das offensive System des Wiener Hofes entbehrte nicht 
nur jeglicher rechtlichen Begründung, sondern es gefährdete Frank- 
reichs und Deutschlands Interessen ; zudem forderten die Ehre und 
die Würde der Krone, dass der Allerchristlichstc König für Recht 
und Gerechtigkeit in die Schranken trat liegen die Übergrifl'e 
der Mächtiecn: der Umstur/, des deutscht ii Gleichsfewiclitssvstcms 
stand bevor, wenn Österreich sich noch wesenlhch vergKisscrte; 
ein Krieg war sicherlich die Folge, wenn es nicht gelang, die 
legitime Erbfolge in Bayern zu erhalten, — kurz. Gründe genug; 
für ihre Erhaltung einzutreten. 

Freilich sprachen andere Erwägungen wieder gegen diese 
Parteinahme. Über den materiellen Inhalt des Österreichischen 
Planes war die französische Regierung um eine Meinungsäusserung 
gar nicht gebeten worden, nur die Wahl des Zeitpunkts, an dem 
er verwirklicht werden sollte, hatte Österreich dem Verbündeten 
überlassen. Wandte man sich jetzt gegen den Plan selber, so war 
eine Lockerung der Allianz zu befürchten; die Allianz aber in un- 
geminderter Festigkeit zu erhalten, gebot nicht nur die kritische 
Lage Europas, sondern auch die Rücksicht auf die Friedensliebe 
des Königs. Wollte man indes doch sich der Machterweiterung 
Österreichs widersetzen, wogegen ja zunächst nur Zweckmässigkeits- 
gründe sprachen, so konnte man immerhin die Stellungnahme noch 
hinausschieben ; man vermied es so, dass Kaunitz sein Ziel auf ge- 
heimen Wegen hinter dem Rücken des Alliierten zu erreichen suchte,- 
ein Ziel, von dem er ohnehin, wie sich vermuten Hess, nicht mehr 
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allzuweit entfernt war; man brauchte ferner den Vorwurf der Partei« 
lichkeit gegen den Wiener Hof nicht über sich ergehen zu lassen, 
denn das anvertraute Geheimnis, mit dem man sich hätte verteidigen 
können, durfte und wollte der König nicht offenbaren. Ausserdem 
war es ja noch fraglich, ob man bei dem Widerspruch gegen 
Österreichs Vorhaben auf den Beifall der übrigen Beteiligten, mit 
Ausnahme von Pfalz natürlich, rechnen konnte; denn man wusste 
bislang nur, dass diese Fürsten weit auseinander gehende Zwecke 
verfolgten und jeglicher Energie ermangelten. 

Nun aber kam zu dem allen noch eine Frwägung, welche 
zeigen sollte, dass die Opposition gepi^en Österreichs Plan nicht 
nur in diesem Augenblick, sondern vielleicht überhaupt den Inter- 
essen Frankreichs schädlich sei, ohne dabei irgend welchen Nutzen 
zu gewähren. Es war nämlich nicht unwahrscheinlich, dass Öster- 
reich beabsichtigte, Frankreich eine Kompensation für die eigene 
Machterweiterung anzubieten. Vergennes hatte diesen Gedanken 
ja schon nach der ersten Eröffnung Mercys gehabt und scheint 
sich in der Zwischenzeit mit ihm befreundet zu haben. Es kam 
also jetzt wesentlich darauf an, dass man bei den wetteren Er> 
örteningcn den Wiener Hof veranlasste, sich über seine Ansprüche 
und Absichten unzweideutig zu äussern, ohne dass man sich selber 
zur Mithülfe vcrpiliclitctc. Die Aufklärung konnte nicht leicht ver- 
weigert werden ; man musste nur dabei sich gleich Klarheit zu ver- 
schaffen suchen, ob man auf eine Belohnung für das bestimmt er- 
wartete Entgegenkommen rechnen dürfe oder nicht. Das Ergebnis 
all dieser Erwägungen war : Nicht eher als die französische Re- 
gierung über sämtliche fraglichen Punkte vollkommene Klarheit hat, 
ist es ihr möglich, einen Entschluss zu fassen, den Ehre, Würde 
und Pflicht erheischen. 

In klarer Darlegung der Gründe für die eine wie für die 
andere Stellungnahme trug Vergennes die Frage dem Staatsrat vor ; 
durchaus nüchtern sind seine sich anschliessenden Erwägungen; vom 
europäischen Gleichgewicht, von Recht und Billigkeit ist weit weniger 
als sonst in ähnlichen Aktenstücken, von der Garantie des West- 
fälischen hViedens ist garnicht die Rede. Freilich liaUe ja die 
Garantie des Westfälischen Friedens Frankreich sehr unliequcm 
werden können, wenn es auf eine Kompensation rechnete. In seiner 
Denkschrift führte Vergennes des weiteren aus, dass sich als Grund- 
lage österreichischer Ansprüche auf Bayern nichts anführen lasse 
als einige Ehebündnisse österreichischer Prinzen mit bayrischen 
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Prinzessinnen, in erster Linie wohl die Ehe der Schwester des Kur- 
fürsten Maximilian I. mit Kaiser Ferdinand II., und das Testament 
dieses Kurfürsten, dessen Inhalt man aber nicht kenne. In diesem 

Falle konnte aber auch König Ludwig XVI. als Nachkomme einer 
Enkelin jenes Kurfürsten*®) VerwandtschaftsrecliU und ICrbanspruche 
geltend machen, die^ den österreichischen uolil hwerli«^ waren; 
dann durfte er mitwirken bei der Regelung der ba) rischen Erbschaft, 
er vermochte eine einseitige Machterweilerung Österreichs zu ver« 
hindern, und konnte entweder den österreichischen Zuwachs kompen- 
sieren dadurch, dass er sich selber einen Gewinn verschaffte, oder 
die natürliche Erbfolge des pfalzischen Hauses sichern, indem er 
die eigenen Ansprüche aufgab und gleichzeitig die Aufgabe der 
österreichischen forderte. Ja, Vergennes meinte sogar, wenn Ver- 
wandtscbaftsbeziehungen den Ausschlag gäben, seien die Ansprüche 
Ludwigs XVI. gewichtiger als die Maria Theresias; und der Satz 
des Fürsten Kaunitz, dass der Machtzuwachs des einen Alliierten 
zugleich eine SUrkting des andern bedcuLe, könne auch aiii iTarik- 
reich gegenüber Osterreich angewendet werden. JedenfaliS verlangte 
er, dass Kaunitz anerkenne: wenn Osterreich überhaupt einen Zuwachs 
edangt, so hat es ihn Frankreich zu danken, und es muss des- 
halb diesem einen Anteil gewähren. 

Dagegen Hess sich nun freilich einwende«, die Gegner 
Vergennes' würden sich schwerlich diesen Vorwurf haben entgehen 
lassen — das sei ja eine neue Auflage der verabscheuenswerten 
Teilung Polens. Vergennes machte sich selber den Einwand, wusste 
aber zu seiner Widerlegung nur vorzubringen, dass eine Teilung 
Bayerns nicht ganz so schlimm sei wie die Polens; überdies gäbe 
es Lagen, in denen Mässigung und Zurückhaltung für einen Staat 
gradezu schädlich sein könnten. 

Was kann Frankreich nun als Kompensation für sich be- 
anspruchen r Diese seit der österreichischen Allianz so oft erörterte 
Frajre behandelt der Minister in seiner Denkschrift mit einem ge- 
wissen Wohlbehagen abermals. Diesmal konnte 1 rankreich es be- 
quemer haben als im siebenjährigen Krieg: militärische An- 
strengungen waren vermutlich überflüssig, nur die Diplomatie musste 
etwas Geschicklichkeit entfalten. Zunächst lagen natürlich wieder 
die österreichischen Niederlande, von denen ein TeU sehr erwünscht 
gewesen wäre ; daneben hätte sich vielleicht ein Austausch der vorder- 
österreichischen Lande zwischen Lech, Rhein und Bodensee gegen 
das bayrische Gebiet bis zum Lech hin bewerkstelligen lassen, 
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um die Schweiz und die Ostgrenze Frankreichs von der Nachbar- 
schaft Österreichs zu befreien und Karl Theodors alte und neue 

Besitzungen in näheren Zusammenhang mit einander zu bringen. 

Aber um mit sulchea i iänen hervorzutreten, dazu war die 
Zeit noch nicht gekommen; bevor irgend eine Verständigung mit 
Österreich über die vorliegende Frage erfolgen konnte, musste der 
König von Frankreich Kenntnis erhalten von Natur und Ausdehnung 
der österreichischen Ansprüche und ihrer Begründung, von den 
Rechten, die von anderer Seite geltend gemacht werden könnten, 
und von der Stimmung, die bei den übrigen Prätendenten herrschte. 
Jedenfalls wollte Vetgennes gegen die Unterhandlung zwischen 
Wien und Mannheim zur Erzielung eines Abkommens keine Ein- 
wendungen machen, da sie wohl der beste Weg sei, den Gefahren 
zu begegnen, die eine überraschende Eröffnung der bayrischen 
Erbfolge mit sich bringen würde; doch sprach er die Erwartung 
aus, von der Grrundlage und dem Fortschritt der Unterhandlung 
unterrichtet zu werden *®). Denn nuia wollte naluihch Österreich 
nicht ganz nach Gutdunken schalten und walten lassen, sondern 
sich das Recht des Eingreifens und die Möglichkeit oUenhaltcn, 
aus den Verliältnissen Nutzen zu ziehen "). 

Gegen die vorgeschlagene Instruktion für Breteuil Hess sich 
nichts einwenden, da sie zu nichts verpflichtete; sie erhielt den 
von Vergennes empfohlenen Wortlaut, soweit sie die bayrische 
Präge betraf; und die dem König und dem Staatsrat überreichte 
Denkschrift wurde ihr zur Erläuterung beigegeben. 

Ein anderer Abschnitt der Weisung, der über die Jülich - 
Bergsche Erbfolge und Garantie bandelt, zeigt deutlich die Gereizt- 
heit des Ministers gegen die österreichische Politik, der er in seiner 
Denkschrift nicht hatte Ausdruck geben können. Er ist erbittert 
über den Wiener Kof, der in Mannheim den König von Frankreich 
als das Hindernis der Erneuerung der pfälzisch-preussischen Kon- 
vention von 1741 liinstellt, indem dieser nämlich aus Zorn gegen 
den König von Freussen die Garantie Schlesiens nicht wieder ge- 
währen wolle; er vermutet, dass man in Wien jetzt die Sache fallen 
lassen und die Schuld für das Scheitern allein auf Frankreich wälzen 
wolle. Allerdings hatte er schon Gegenmassregeln zur Aufklärung 
des pfalzischen Hofes getroffen und an den französischen Gesandten 
in Mannheim ein ostensibles Schreiben gerichtet, woHn er die Re- 
gierung des Kurfürsten zu beruhigen suchte durch Hinweis auf die 
Garantie Frankreichs und des Wiener Hofs, und ihr mitteilte, dass 
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auch weg^en Erlangung der preuftsischen Garantie Breteuü mit 
Weisungen versehen sei*'*). Jetzt verlangte er, dass man ihn nicht 

nur von den bisheric^en Unterhandlungen wegen l>Ian^ung der 
preussischen Garantie in Kenntnis setze, sondern a\ich von dem 
Grund der au<^cnblicklichen Befürchtungen. Grosse Hoffnung aber, 
dem vom Wiener Hof offenbar qanz gewonnenen pfälzischen Mini- 
sterium klar zu machen, wo die wahren Hindernisse der Garantie* 
Erneuerung zu suchen seien, hatte er nicht"). 

Mehr als die Zustimmung Frankreichs zu den Verhandlungen 
mit Karl Theodor über die bayrische Erbschaft brauchte Kaunits 
zunächst nicht; er gab seine lebhafte Freude darüber dem Grafen 
Mercy zu erlcennen und bezeichnete das Verlangen nach eingehen- 
derer Mitteilung der Sachlage als durchaus gerechtfertigt; auch ver- 
sprach er, keinen Schritt ohne Benachrichtigung des Königs von 
Frankreich zu tun, indem er zugleich warnte vor dem Glauben, 
dass die Verhandlung mit Kurpfalz zu einem raschen Abschluss 
kommen werde. Etuaigen Befürchtungen des Verbündeten wegen 
einer übermässigen Machterweiterung wollte er vorbeugen durch 
die Behauptung, die Ansprüche, die sein Hof tatsäelilich i^ellend 
machen werde, seien viel geringer als die vorhandenen Rechte. 
Hreteuil hegte zwar erhebliche Zweifel an der angeblichen »Mässigungc 
Österreichs, glaubte aber zu bemerken, dass in der Tat nur der 
bis zum Inn reichende Teil des bayrischen Landes gefordert werden 
solle. In der Jülich-Bergschen Angelegenheit schlug Kaunitz vor, 
gemeinsam dem pfälzischen Gesandten auf seine beiden Denkschriften 
zu erwidern, man werde sehen, wie man seine Gedanken verwerten 
könne, um seinen Hof völlig zu beruhigen über Jülich und Berg; 
er gestand Breteuil auch ganz offen zu, dass er diese Lockspeise 
nicht aus der Hand lassen werde, bevor nicht eine Unterhandlung 
mit Kurpialz we^^en Bayerns in L;ute Wege geleitet sei*'); und der 
pfälzische Gesandte Baron RiUer bestätigte, dass die Regelunt^ der 
Jülich-Berc^schcn Angelegenheit voraussichtlich ihren ImuHuss auf 
die Stimmung Karl Theodors zu gunsten einer Verständigung über 
Bayern nicht verfehlen werde. 

Die Mitteilungen Breteuils über die günstige Aufnahme seiner 
Eröffnungen durch den Staatskanzler scheinen zur Beruhigung Vcr- 
gennes' beigetragen zu haben. Offenbar war von Österreichischen 
Ansprüchen auf den vollen Umfang der bayrischen Lande nicht 
die Rede: die Ausdehnung österreichischen Gebietes bis zum Inn 
aber wollte Vergennes nicht als übermässig ansehen, wenn Karl 

8 
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Theodor dafür die vorderösterreichischen Lande zwischen Rhein und 
Donau als Gegengabe erhidt, doch bezeichnete er diesen in der 
Denkschrift vom i8. Mai bereits ausgesprochenen Gedanken jetzt 
nur als seine Privatansicht über die günstigste Lösung der Frage 
und bat Breteuil um seine Meinung. Dass der Wiener Hof auf 
Schwierigkeiten in Mannheim stossen werde, glaubte er bei der ihm 
bekannten Gesinnung des leitenden Staatsmanns Baron Beckers und 
Ritters nicht; den Plan, die Jülich-Bergsche Angelegenheit als Lock- 
speise zu verwenden, billigte er nicht ganz, da Pfalz ja, wenn Öster- 
reich mit Frankreich einig sei, doch zufrieden sein müsse mit dem, 
was man ihm zuteilen werde. Jedenfalls hielt er es für das beste, 
die preussische Garantie der Sulzbachschen Erbfolge in Jülich-Berg 
zu erlangen durch Gewährung der französischen Garantie für Schlesien ; 
wolle Österreich das nicht, so müsse Kurpfalz sich mit Gewähr- 
leistung durch Frankreich und den Wiener Hof begnügen^). Eine 
Ausdehnung der Garantie Frankreichs aber auf sämtliche preussisch- 
österreichischen Verträge seit 1763, wie sie Ritter vorgeschlagen, 
wollte Vergennes nicht zulassen; die Verpflichtungen seines Staates 
waren schon gross genug und brachten nur Nachteile mit sich. 

Auf österreichischer Seite war bisher immer nur die Rede 
gewesen von Verhandhmgen mit dem Kurfürsita von der Pfalz, 
doch der nach diesem nächste Erbberechtigte, der Herzog von Zwei- 
brücken, war nie genannt worden Vergennes benützte die in einer 
Unterredung mit Mercy sich bietende Gelegenheit, die Notwendig- 
keit eines Einvernehmens mit diesem Fürsten zu betonen; der Bot- 
schafter aber meinte, der Herzog habe ein viel zu grosses Interesse 
daran, den Wiener Hof in der ihm günstigen Stimmung zu erhalten, 
als dass von ihm der geringste Widerspruch erwartet werden dürfe^^). 

Die Hoffnungen, welche Vergennes und Breteuil auf das Ver- 
sprechen Kaunitz' gesetzt haben mochten, dass Frankreich von 
jedem Fortschritt der Unterhandlung mit Kurpfalz benachrich« 
tigt werden solle, erfüllten sich zunächst nicht; ebensowenig 
machte der Staatskanzler nähere Mitteilungen über Ausdehnung 
und Begründung der österreichischen Erbansprüche. Wahrscheinlich 
hat dagegen Breteuil auf anderem Wege üoer die Pläne des Kaiser- 
hofes einiges vernommen; denn er sprach jetzt die Überzeugung 
aus, dass Österreich für die Erwerbung des bayrischen Gebietes 
bis zum Inn eine Entschädigung nicht geben werde; und diese 
Überzeugung stand bei ihm so fest, dass er sie zur Grundlage aller 
weiteren Beschlüsse über die zu beobachtende Politik seines Hofes 
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gemacbt wissen wollte*^. Dem Verdacht, den der Botschafter In 
seinem Bericht nur zmschen den 2^ilen lesen Hess, gab der Minister 
in seiner Weisung von Ende August bereits Ausdruck} wenn man 
inzwischen auch zur Erkenntnis gekommen war, dass die öster- 
reichische Anfrage über die zweckmässigere Regelung der bayrischen 
Erbfolge nicht, wie anfangs geglaubt, eine Finte war, so ar^jwöhnte , 
Vergennes doch, Österreich werde den Alliierten erst in Kenntnis 
setzen, wenn die Verhandlun[,^en ihrem Abschiuss nahe und 
Änderungen kaum mehr möf^lich sein würden. Und die Mitteilung 
von der österreichischen Absicht zu nehmen, aber nicht zu tauschen, 
beantwortete Vergennes mit der Erklärung, Frankreich müsse bei 
dieser Sache wenigstens eine Kompensation für den österreichischen 
Machtzuwachs erhalten; Österreich, gestützt auf Recht und Billigkeit, 
entgegenzutreten, erschien ihm nicht aussichtsvoll, wenn er auch 
wenigstens den Versuch machen wollte, von dem Verbündeten den 
Beweis seiner Rechte zu erlangen**). 

Kaunitz hatte inzwischen Verhandlungen mit Kurpfalz 
angeknüpft, aber über die Darlegung der beiderseitigen Ansprüche 
und die Feststellung, dass Karl Theodor einem Austausch ganz 
Bayerns nicht abt^eneigt sei, war man nicht hinausgekommen; vor 
weiteren Schritten sollte oftenbar die Rückkehr des Kaisers abgewartet 
werden, die am i. August erfolgte. Aber auch dann dauerte es 
noch drei Wochen, ehe etwas geschah; erst am 23. August trug 
der Staatskanzler der Kaiserin Königin seinen Plan für die weitere 
Unterhandlung vor: danach sollte Karl Theodor die österreichischen 
Ansprüche auf Niederbayern und Mtndelheim anerkennen und dafür 
die Erlaubnis zur Besitzergreifung Oberbayerns erhalten. Die 
Abtretung von Gebietsteilen, die jenseits der in der Konvention 
festzusetzenden Grenzen lagen, gegen Gewährung einer Entschädigung 
konnte späterer Vereinbarung vorbehalten bleiben ; wegen der damit 
verbundenen erheblichen Schwierigkeiten empfahl es sich fürs erste 
davon abzusehen. Und da der pfalzische Kurfürst ohne Frankreichs 
Voruissen schwerlich sich zu einem so bedeutungsvollen X'ertrag 
verstehen werde, gedachte Kaunitz seinerseits die französische 
Regierung alsbald von den Grundziigen des geplanten Abkommens 
in Kenntnis zu setzen*'**). Trotzdem erfuhr nun aber der Hof von 
Versailles durch Mercy nichts anderes über die bayrische Successions- 
frage, als dass der Wiener Hof zu ihrer Regelung mit Kurpf?;lz 
ein freundschaftliches Abkommen zu treifen suchen wolle; in der 
JUlich-Bergschen Frage wurde Mercy allerdings zu der Erklärung 
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ermächtigt, sein Hof habe gegen die Erneuerung der französischen 
Garantie für Schlesien keine Bedenken 

Auch Breteuil wurde nur auf Umwegen von dem in Kenntnis 
gesetzt, was schon im österreichischen Interesse der verbündete 
Hof wissen musste; Ritter diente hier als Vermittler; der Botschafter 
nahm dessen Eröffnung über die geplante Unterhandlung denn auch 
als im Auftrag des Staatskanzlers geschehend entgegen. Freilich, 
positive Angaben durfte ihm Ritter nicht machen; er erfuhr nur, 
dass der Kaiserhof den Kurfürsten in der Jülich-Bergschen Garantie- 
frac^^e befriedigen wolle, ohne die Regelung der bayrischen Succession 
davon abhängig zu machen. Von seiner eigenen Regierung wollte 
Ritter über die bayrische Erbfolge noch nichts gehört haben ; doch 
meinte er, sein Herr werde sich von der Aufrichtigkeit der öster- 
reichischen Absichten leicht überzeugen. Soviel glaubte Ritter mit 
Bestimmtheit sagen zu können, dass in Mannheim nichts ohne Vor- 
wissen und Teilnahme Frankreichs geschehen werde. 

Der Eindruck, den der Botschafter aus dieser Unterredung 
mit Ritter davontrug, war der, dass der pfalzische Gesandte ge* 
wtssermassen als Beauftragter des Wiener Hofes demnächst nach 
Mannheim reisen und dass er dort die Ermächtigung erhalten werde, 
auf alle Wünsche des Kaiserhofes einzugehen. Wenn er von dort 
dann nach Wien zurückkehre, werde wohl Kaunitz, so vermutete 
Breteuil, die französische Regierung ins Geheimnis einweihen und 
ihr einen Teil seines » massvollen« Planes offenbaren. Für unwahr- 
scheinlich hielt er es, da (Österreich seine Vorlande opfern werde, 
weshalb er auch nicht glaubte, dass sein Hof mit dem Verlangen, 
die österreichischen Rechtstitel auf ihre Begründung zu prüfen, irgend 
einen Erfolg erzielen werde; nur das Bewusstsein getaner Pflicht 
blieb der französischen Regierung; und daraufschien Breteuil grossen 
Wert zu legen**). 

Nach der Abreise Ritters äusserte sich nun Kaunitz selber 
über die bayrische Erbfolgefrage. Er legte dem Botschafter dar, 
dass sowohl Österreich als Knrpfalz Anspruch auf ganz Bayern 
machten; Ritter sei beauftragt, seine Regierung zum Nachgeben 
zu veranlassen, damit sie sich mit Osterreich, das ebenfalls seinen 
extremen Stand{)unkt aufzugeben bereit sei, über eine mittlere Linie 
verständige, und /war etwa so, dass Öberbayern an Pfalz, Nieder- 
bayern an Osterreich falle; die Regelung einzelner Punkte, die 
streitig blieben, werde dann nicht mehr schwer sein. Breteuil war 
sehr überrascht von der harmlosen Miene, mit der ihm Kaunitz die 



Digltized by Google 



37 



^beabsichtigte Teilung kundmachte, äusserte sich aber nicht darüber, 
da nach Angabe des Staatskanzlers Mercy mit denselben Eröffnungen 
in Versailles betraut war. Es schien ihm aus Kaunitz* Äusserungen 
auch noch hervorzugehen« dass der Kurftirst von Bayern gar keine 
Nachricht erhalten solle von den österreichischen Ansprüchen und 
dem Abkoinmcu mit Kuipfalz; dass ferner der Allcrciiristlichste 
König nur eine recht unbedeutende Rolle bei diesem Plan zu si)ielen 
habe, indem Kaunitz auf die gewohniiciie (Gefälligkeit der franzö- 
sischen Regierung, ihre Gutmütigkeit und Geduld rechne. 

Im Vertrauen auf das Wort des Staatskanzlers, dass Mercy 
über das geplante Abkommen mit Kurpfalz in Versailles Mitteilungen 
machen werde, berichtete Breteuil nur kurz über seine Unterredung 
mit Kaunitz; doch sah er sich bald zu eingehenderer Berichterstattung 
genötigt, da Mercy dem französischen Ministerium gegenüber sich 
zwar weitläufig über die Jülich-Bergsche Frage, dagegen nur ganz 
oberflächlich über die bayrische Succession geäussert, und z. B. 
weder von den zwischen Mannheim und Wien ausgetauschten Denk- 
schriften, noch von den beiderseitigen Ansprüchen und deren ge- 
planter Mociiüzicrung ein Wort i,^i"^rigt liattc. \'erL;ennes hatte 
bereits bei verschiedenen Gelegenheiten bemerkt, dass jedesmal, 
wenn Kaunitz sich auf die Mercy erteilten Rcfchle bezog, dem 
französischen Hof etwas verheimlicht werden sollte''-). Übrigens 
stellte sich der Hof von Versailles auf deji Standpunkt, in der bay- 
rischen Frage garnichts zu tun, sondern die Mitteilungen über den 
Gang der Verhandlungen, wozu Pfalz und Österreich sich verpflichtet 
hatten, ruhig abzuwarten. Allerdings konnte ja ein unvorgesehenes 
Ereignis eintreten: mit geheimer Sorge dachte Vei^ennes an die 
Möglichkeit des plötzlichen Ablebens Max Josephs; besetzte dann 
Österreich das Herzogtum Bayern, so rückte zweifellös der König 
von Preussen in Jülich^Berg ein, und dann war der Krieg da. 
Denn in der Jülich- Bergschen Frage in Berlin den ersten Schritt 
zLi tun durch .\ukundigun<^ seiner Bereitwilligkeit zur (iarantie 
Schlesiens — dazai hatte Vergennes keine Neigung, da Osterreich als 
Kontrahent des llubertsburger Friedens in erster Linie verpflichtet 
war, dessen Ausfiihrung zu betreiben. Zum mindesten wollte man 
eine förmliche Aufforderung von Wien aus abwarten. Überdies 
waren grade in diesem Augenblick die Beziehungen zwischen Pfalz 
und Frankreich nicht die besten infolge der Ernennung des ehe- 
mals kurmainzischen Kanzlers Baron Grosschlag zum französischen 
Vertreter in Mainz und an den oberrheinischen Höfen'^^). 
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Inzwischen war von pfälzischer Seite endlich eine lange er- 
wartete vertrauliche Eröfihung in Versailles erfolgt, welche sich 
auf die bayrische Succession bezog. Allerdings schien es erst eines 
besonderen Anlasses zu dieser Mitteilung bedurft zu haben, wie ihn 
die Übernahme des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten 
in Mannheim durch den Freiherrn von Vieregg nach dem plötzlichen 
Ableben des Leiters der pfalzischen Politik, Baron Beckers, darbot. 
In dem, seinen Amtsantritt anzeigenden Scluciben spricht nämlich 
Vieregg von der Absicht des Wiener Hofes, sobald unter franzö- 
sischer Vermittlung die Lösung der Jiilich-Berg^schen Garantiefrage 
gKickhch erfolgt sei, auch eine freundschaftHche Unterhandlung mit 
Kurpfalz über die bayrische Succession zu eröffnen; und er erbittet 
sich für den Notfall die guten Dienste und die Unterstützung Frank- 
reichs bei der Kaiserin-Königin**). Vergennes sagte darauf in seiner 
Antwort die Einleitung von Verhandlungen über Jüüch-Berg in 
Berlin zu, sobald der Wiener Hof ihn förmlich darum ersucht haben 
werde, und versprach auch fiir die bayrische Successionsfrage seine 
guten Dienste unter der Bedingung, dass er von dem Fortgang der 
Unterhandlung hinreichend unterrichtet werde^^). 

Ausserordentlich langsam gingen die Verhandlungen über 
Fragen vorwärts, die doch jeden Augenblick brennend werden 
konnten. In Paris kam es zu gereiztem Meinungsaustausch zwischen 
Mercy und Vergennes über Jülich-Berg; in Wien einigten sich end- 
lich Breteuil und Kaunitz über eine ministerielle Note des Staats- 
kanzlers an die franzosische Regierung, weiche dieser vollständige 
Freiheit geben sollte in der Wahl der Mittel, wodurch der König 
von Preussen zur Aufgabe seiner Ansprüche auf Jülich-Berg be- 
wogen werden könne; am 4. Januar 1778 wurde sie dem franzö- 
sischen Botschafter übergeben^^^). In diesem Augenblick aber war 
die Lage bereits völlig verändert 
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Zweites Kapitel. 

Frankreichs Stellung zum bayrischen Erbfolgestreit 
bis zum Ausbruch des Krieges. 



Am 30. Dezember 1777 eröffnete der Tod des Kurfürsten 
Max Joseph von Bayern die bayrische Erbfolge. Den Hausverträgen 
gemäss folgte der nächste Agnat, Kurfürst Karl Theodor von der 
Pfalz, der noch am Todestag in München als Herzog von Bayern 
ausgerufen wurde und am 2. Januar dort in seiner künftigen Haupt- 
stadt seinen Kinzu^ hielt; denn noch war keine Vereinbarung 
zwischen ihm und Österreich zu stände gekommen, die, entgegen 
den Hansverträgen, eine Beschränkung des [)fäl7,ischen Erbfolgcrechts 
festgesetzt hätte. Hielt nun, nachdem Karl Theodor tatsächlich 
von den bayrischen Landen Besitz ergrifien hatte, der Wiener Hof 
an seinen Ansprüchen auf diese Gebiete fest, so waren die Folgen 
dieses Gegensatzes unabsehbar. In allen Kreisen der österreichischen 
Hauptstadt glaubte man in der Tat, der Tod des bayrischen Kur- 
ftirsten .werde den Anlass zu kriegerischen Verwickelungen geben; 
man empfond es schmerzlich^ dass grade in diesem Augenblick die 
orientalische Frage die Aufmerksamkeit Österreichs auf die gefahr> 
drohenden Plane der nissischen Herrscherin lenke; denn man war 
sich bewusst, dass die Ausführung der gehegten Absichten auf 
Bayern wohl alle Kräfte des Staats in Anspruch nelunen werde. 
Allerdings bestand ja das Bündnis mit Frankreich ; aber die bour- 
bonischen Mächte waren wieder einmal am W^rabend eines Krieges 
mit dem alten Nebenbuhler England; von dieser Seite durfte man 
mehr als moralische Unterstützung nicht erwarten. Als eine Schicksals- 
tucke erschien es, dass grade jetzt die bayrische Erbfoigefrage 
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brennend wurde; daher erweckte auch das Ableben Max Josephs 
in Wien weit mehr Bedauern, als es in ruhigen Zeitläufen der Fall 
gewesen sein würde. Unter diesen Umständen war es von höchster 
Wichtigkeit, dass es Kaunitz gelang, den auf die Besetzung ganz 
Bayerns, als erledigten Reichslehens, gerichteten Bestrebungen des 
. Kaisers zuvorzukommen durch den Abschluss eines Vertrags mit 
dem Fteiherrn von Ritter, der Österreich den ehemals straubingischen 
Anteil von Niederbayern und die Herrschaft Mindelheim verschaffte, 
wofür Karl Theodor von dem Wiener Hof als Herr des Restes von 
Bayern anerkannt wurde^}. Mit diesem Abschluss schienen zunäclist 
alle Schwierigkeiten beseitigt; den eingeschlagenen Weg^ begrüsste 
auch Maria Therei^ia als durchaus zulässigen und für ihr ängstliches 
Gemüt willkommenen Ausweg. 

Der pfälzische Gesandte Ritter war Mitte I^ezember von Mann- 
heim auf seinen Posten nach Wien zurückgekehrt, hatte aber trotz 
mehrfach sieb bietender Gelegenheit mit dem französischen Bot- 
schafter Breteuil noch kein Wort über die bayrische Succession 
gewechselt. Während der entscheidenden Verhandlungen nach dem 
Eintreffen der Todesnachricht aus München bat Kaunitz den fran« 
zösischen Botschafter, die Absendung seines nach Versailles gehenden 
Kuriers noch 36 Stunden zu verzögern, da er ihm dann Mitteilung 
werde machen können von der Entschliessung der kaiserlichen 
Majestäten; als die Zeit um war, redete erzwar über vieles andere, 
aber nicht über die bayrische Erbfolge, sodass Breteuil seinen Kurier 
ohne die erhoftten bestimmten Nachrichten abgehen lassen musste 
und die Überzeugung gewann, dass man ihm etwas zu verheim- 
lichen suche*). 

Indem Kaunitz Breteuil noch in Unkenntnis über den Vertrags- 
abschluss liess, den Text der Konvention aber bereits am. 5. Januar an 
Mercy nach Paris schickte zu vertraulicher Mitteilung an das fran* 
zösische Ministerium, beabsichtigte er offenbar wiederum, die Unter- 
handlung mit dem Verbündeten von Wien weg nach Versailles zu 
verlegen"). Erst am 8. eröffnete er dem französischen Botschafter 
in gedrängter Kürze, was geschehen war, und verhehlte nicht, dass 
Karl Theodor vor die Wahl gestellt sei : Annahme des Präliminar- 
Vertrags vom 3. Januar oder Einmarsch kaiserlicher Truppen in 
N'iedcr- und Überbayern; den Hinweis auf die bereits erfolgte 
Besitzergreifung des gesamten Herzogtums durch Karl Theodor 
beantwortete er mit der Behauptung, das Besitzergreifungspatent 
sei ungültig und nur aus Versehen veröft'entlicht worden- auf die 
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Frage, wie beim Bestehen des Hausvertrags von 1774 Ritter eine 
Konvention überhaupt habe schliessen können, entgegnete der 
Kanzler, schon Karl Theodor habe eigentlich jenen Vertrag wieder 
umstossen wollen; ein etwa vorhandenes Testament Max Josephs 
bezeichnete er als ganz belanglos ftir die Rechtsfrage, und da er 
auch zugab, dass er selber die auffallige Verschwiegenheit des 
Mantiheimer Hofes gegen IVankrcicli veranlasst habe, steigerte sich 
Breteuils Argwohn gegen die verbündete Re<:ieruiig ausserordentlich. 
Der Staatskanzler allerdings tat, als ob er davon nichts merke, und 
sprach am Schluss seiner Darlegung die Überzeugung aus, die 
Mässigung der kaiserlichen Majestäten in der Auffassung und 
Geltendmachung ihrer Rechte, die sein persönliches Werk '^ei, werde 
auch dem König von Preussen jeden Anlass zum Einschreiten nehmen; 
denn niemand könne leugnen, dass die den Neid vieler erregende 
Gebietserwerbung in Bayern durchaus gesetzmässig erfolgt sei. 
Breteuil hatte nach beendeter Unterredung den Eindruck, als ob 
die Konvention sämtliche Wünsche des Wiener Hofes erfülle. Mit 
grösster Sicherheit hatte Kaunitz ihm seine Mitteilungen gemacht; 
an der Zustimmung des Kurfürsten zu der Vereinbarung schien er 
keinen Zweifel zu hegen; sein ganzem \ li hallen w.iliiend des 
Gesprächs erweckte den h^indruck, als handle es sich bei dieser 
Mitteilung um eine Kiemigkeit, wie man sie sich unter Freunden 
zu erzählen pflegt. 

Nähere Aufklärung über das, was zwischen dem i. und 

3. Januar vorgegangen war, erhielt l^reteuil wiederum erst durch 
Ritter, der ihm ohne Umschweife berichtete, welche lünllusse ihn 
zur Unterzeichnung der Konvention und damit zur L berschreitung 
seiner Vollmacht bewogen hatten. Alles, was er so über jene Vor- 
gänge erfuhr, und das Gefühl der wenig würdigen Rolle, die Oster- 
reich seinem Verbündeten dabei zumutete, rief in ihm den Wunsch 
wach, dass Frankreich endlich aufhöre, nur das Werkzeug öster- 
reichischer Vergrösserungsgier zu sein, und jetzt, unbeschadet der 
bestehenden Freundschaft, einen Ton anschlage, welcher dem ge- 
fahrlichen Tretben des Bundesgenossen ein Ziel setze^). 

Die Erwägungen, die Breteuil vielfach seinen Berichten an- 
fugte, die Ratschläge, die er als ein mitten im bewegtesten Leben 
stehender, mit der Eigenart des Wiener Hofes vertrauter Diplomat 
an seinen Hof sandte, sind bei der Unentschlossenheit des franzö- 
sischen Ministeriums keineswegs bedeutungslos; gewiss haben erst 
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sie mehr als einmal den Staatsmännern Ludwigs XVI. die richtige 
Beurteilung der mitgeteilten Tatsachen ermöglicht. 

Die Stimmung in Paris und Versailles nach dem Eintreffen 
der Todesnachricht aus München war der in Wien hervorgerufenen 
nicht unähnlich; bis in die höchsten Kreise hinein erstreckte sich 
die Besoi^is, der Kaiser werde, durch Ehrgeiz und VergrÖsserungs« 
sucht getrieben, den Frieden Europas gefährden'^). Auf Breteuils 
Kurier mit der Nachricht, dass eine Verständigung zwischen Wien 
und Mannheim bevorstehe, folgte am 12. derjenige Kaunitz', und 
am 13. liess der erki inktc Graf Mcrcy durch den Botschaftsrat 
l^arcy die Minister von dem Abschluss der Konvention und von 
deren Inhalt in Kenntnis setzen; es gelang ihm aber nicht, eine 
Meinungsäusserung Vergennes* hervorzurufen, der mit seinem Urteil 
zurückhalten wollte, bis er genauere Kenntnis von den Verab- 
redungen habe; doch zeigte der Minister schon dadurch, dass er 
an die sächsischen Allodtalansprüche erinnerte, wie wenig er die 
ausgesprochene Hoffnung auf eine ganz glatte Abwicklung der 
bayrischen Erbfolge teile*). Zurückhaltung schien in der Tat ge> 
boten, denn es war nicht ausgeschlossen, dass die Abmachung 
zwischen Österreich und Pfalz von anderer Seite als eine rein 
interne Angelegenheit der Beteiligten angesehen wurde und Frank* 
reich mit einer unlTreundlichen Meinungsäusserung sich und die 
Allianz nur schädigte. Nachrichten aus München besagten, die 
von Karl Theodor bekundete Selbständigkeit bei dem Vcrtrags- 
abschluss sei als Losreissung von französischer Beeinflussung anzu- 
sehen ; andre Naclirichten meldeten, man schlicsse aus dem kühnen 
Vorgehen der österreichischen Politik, dass sie entweder der Zu- 
stimmung Frankreichs sicher sei oder doch bestimmt wisse, Frank- 
reich sei durch das gespannte Verhältnis zu England ausser Stand 
sich einzumischen; ja. es hicss sogar, die österreichischen Diplo- 
maten in München hätten sich gradezu auf das Bündnis mit Frank- 
reich berufen und so die Hoffnung der bayrischen Patriotenpartei 
auf einen Rückhalt an dieser Macht vernichtet Als man dann in 
München endlich sich an den französischen Gesandten Luzerne 
wandte mit dem Ersuchen, seine Regierung möge ihre guten Dienste 
bei den kaiserlichen Majestäten zu gunsten von Pfalz geltend machen, 
und zwar aus eigenem Antrieb, beobachtete dieser Diplomat die 
grösste Reserve und versprach nur, an seinen Hof über das An- 
suchen zu berichten'). Sein Verhalten wurde völlig gebilligt von 
König Ludwig XVI., der ihm am 14. Januar em Beglaubigungs- 
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schreiben an den neuen Kurfürsten zugehen liess ; erst auf Grund 
dieser Beglaubigung konnte Luzerne mit den pfälzischen Ministem 
in Verbindung treten ; doch war er angewiesen, sich rein passiv 
zu verhalten und etwaige Eröffnungen an sich herankommen zu 

lassen, ohne selber eine Meinung zu äussern ; vor dem zweibrückschen 
Minister Hofenfels wurde er gewarnt, da dessen lüscheincii in 
München wahrscheinlich nur den Beitritt seines Herrn zur pfalzisch- 
österreichischen Konvention zum Zwecke habe. Um so reger freilich 
sollte seine gelicnne 1 ätigkeit sein, deren Ziel war aufzuklären, wie 
weit sich die Verbindung zwischen Pfalz und Österreich erstrecke 
und wieviel Land an Österreich abgetreten werde; denn dies ging 
aus den Mittjsilungen Mercys nicht deutlich hervor^). 

Der französische Staatsrat, dem Vergennes die Berichte 
Breteuils vorlegte und zwar gleichzeitig mit dessen Bemerkungen 
über die nunmehr zu befolgende Politik, genehmigte den Vorschlag, 
sich fürs erste abwartend zu verhalten und sich weder fiir noch 
gegen die pfalzisch-österreichischen Vereinbarungen zu erklären, da 
eine amtliche Kundgebung des Wiener Hofes an die europäischen 
Mächte zu erwarlen war. Daher lautete die Weisung an Breteuil 
ahnlich derjenif^en, die Luzerne erhalten hatte; auf die Note vom 
4. Januar aber sollte der Botschafter namens seiiKT Regierung 
antworten, der jetzige Augenblick sei nicht geeignet, m der Jülich 
Bergschen Angelegenheit Schritte zu tun. Über den König von 
Preussen bemerkte Vergennes, er scheine um die Vergrösscrungs- 
pläne Österreichs zu wissen und tiereits vor Eintritt des Todesfalls 
entschlossen gewesen zu sein, ihnen entgegen zu treten; indes 
werde er schwerlich einen Vorwand zur Einmischung finden, wenn 
die Nächstbeteiligten zufrieden seien, — es sei denn, dass er selber 
Erbansprüche geltend machen wolle 

In der bajoischen Angelegenheit sollte, wie wir wissen, nach 
der Absicht des Fürsten Kaunitz der Einfluss der Königin Marie 
Antomette auf ihren Gemahl und auf die leitenden Minister zum 
ersten Male praktisch zur Anwendung kommen Die Aussicht auf 
Erfolg hatte sich insofern erhöht, als, wohl infolLje der dringenden 
Vorstellungen Kaiser Josephs bei seinem Besuch in Paris, die 
Königin sich auf ihre ehelichen Verpflichtungen gegen ihren Gemahl 
besonnen hatte und nun die Möglichkeit, sie Mutter werden zu 
sehen, vorlag; mit dem Eintritt der Schwangerschaft, daran zweifelte 
niemand, musste ihr Einflass bedeutend zunehmen. In Berlin war 
man sich dieser Sachlage ebensowohl bewusst wie in Wien, und 
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der Gesandte König Friedrichs beobachtete sorgfältig die Anzeichen 
einer Annäherung zwischen Ludwig XVI. und seiner österreichischen 
Gemahlin 

Schon der erste Kurier, der nach dem Tode Max Josephs 
von Wien nach Versailles abginL,^ überbrachte der Königin ein 
Schreiben ihrer Mutter, worin sie die Tochter um der Ruhe Europas 
und der Freundschat t ihres Gemahls willen bat aufmerksam 
anzuhören, was Mercy ihr kundtun werde. Auch Joseph unter! u ss 
nicht, Schwester und Schwager in Versailles zu benachrichtigen 
von dem Tode des bayrischen Kurfürsten und dem Vertrag vom 
3. Januar, sowie von der bevorstehenden Besitzergreifung eines 
Teils von Bayern durch österreichische Truppen'*). Mercy beeilte 
sich, da er krankheitshalber noch nicht persönlich an den Hof 
gehen konnte, der Königin sagen zu lassen, wie sie sich äussern 
solle, wenn in ihrer Gegenwart die Rede auf die bayrische Erbfolge 
käme'*); sobald es ihm möglich war, am 19. Januar, begab er sich 
selber zu ihr und fand zu seiner Freude lebhaftes Interesse an den 
vorliegenden Fragen, hervoi^erufen offenbar durch die Besorgnis, 
sie würden zu einer Lockerung der Beziehungen zwischen den beiden 
Höfen führen. Das, was er ihr nun mündlich vortrug über die 
Rechte der Kai.serin-Königin auf die bayrische Erbschaft und über die 
möglichen h'olgeu des beabsichtigten Widerspruchs des Königs von 
Preussen gegen deren Geltendmachung, sollte, seiner eigenen 
Äusserung gegenüber Kaunitz zufolge, Marie Antoinette es er- 
möglichen, dem französischen Ministerium und der ganzen franzö- 
sischen Nation den Ton für ihr künftiges Verhalten anzugeben*^). 

An demselben Tage, da er mit der Königin sprach, hatte 
Mercy auch eine Unterredung mit Vergennes. Der Gesamteindruck, 
den er trotz des Ministers Bestreben, völlig unparteiisch zu scheinen, 
von der herrschenden Stimmung bekam, war der, dass die in der 
augenblicklichen Lage vom Wiener Hofe ergriffenen Massnahmen 
in Frankreich nicht mit freundlichen Augen angesehen würden. 
Doch legte er zunächst dieser Verstimnmng um so weniger Be- 
deutung bei, als die Weltlage dem französischen Staate jegliche Ak- 
tion unmöglich zu machen schicn^^). Selbst irgend welche Ränke 
des Königs von Preussen fürchtete Mercy nicht. Als er dies schrieb, 
wiisste er zweifelsohne, dass der preus>ische Gesandte Goltz nicht 
weniger eifrig als er selber sich bemühte zu erfahren, was denn 
die französische Regierung über die Verabredungen zwischen Öster- 
reich und Kurpfalz denke. 
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In Berlin h^^te man für das Ministerium Maurepas-Vergennes 
nur geringe Achtung, und die Ansicht über das, was von dort im Falle 
einer emstlichen politischen Verwicklung in Mittel- oder Osteuropa 
zu erwarten sei, wich kaum von derjenigen Kaiser Josephs ab. 
Die Berichte des Gesandten, mehr noch aber die vortrefflichen 
Relationen des Legationssekretärs v. Sandoz*Kollin hatten schon 
früher Licht verbreitet über die Schwäche des französischen Kabinetts, 
das z. B. aus übertriebener Kucksiclit auf den Wiener Hof nicht 
einmal über Angelegenheiten, in denen Frankreichs Interesse mit 
dem Freussens zusammenfiel, mit letzterem in Verbindnni; zu treten 
wagte; der Könij^ war zudem überzeiij^t davon, dass die Möglich- 
keit eines Krieges im Reich in Frankreich sehr gefurchtet werde*^). 
Auch war er von dem Einfluss, den Österreich in Versailles aus- 
übte, wohl unterrichtet ; für dessen Bekämpfung war ihm kein Mittel 
zu kleinlich; sein und seiner Kabinettsminister Briefwechsel mit 
Goltz liefert den Beweis, wie er selbst die einfältigsten Gerüchte 
dazu benutzte. Die angeblichen Vergrösserungspläne des Kaisers 
gegen die Türkei hin mussten mithelfen, um Vergennes' Misstrauen 
gegen den Alliierten wachzurufen^*). Die von Österreich beliebte 
Losung der bayrischen Erbfolgefrage bot nun eine Gelegenheit zu 
erproben, ob Goltz aut seinen kleinen und grossen V^crdächtigungen 
etwas errciciit liatte. Während Kaunitz fürs erste so tat, als kümmere 
er sich nicht um Frankreich, da er üc?>sen Zustimmung zu dem, 
was geschehen war, als sicher ansah, wollte itn Gei^enteil der König 
von Preussen seine Haltung abhängig machen von der Stellung- 
nahme Frankreichs; war es doch nicht undenkbar, dass bereits 
völliges Einverständnis zwischen den Alliierten von 1756 über die 
R^lung der bayrischen Erbfolge herrsche oder dass eine Verein- 
barung zwischen Pfalz und Frankreich getroffen sei^'). Aber Goltz 
war nicht im stände, Vergennes zu einer Meinungsäusserung zu 
verlocken; man antwortete ihm, bevor eine öffentliche Erklärung 
Österreichs über die Ausdehnung seiner Ansprüche erfolgt sei, könne 
«ich Frankreich nicht aussprechen. Auch die Vorlegung des vom 
König eingeschickten angeblichen Vertrags von 1772 zwischen 
Osterreich und Frankreich, Pfalz und Zueibrücken über die bay- 
rische Erbschaft nützte ihm nichts; der Minister bezeichnete den 
Vertrag als erfunden und blieb bei der Behauptung, dass Frankreich 
bis zu diesem Augenblick die österreichischen Absichten auf Bayern 
noch nicht kenne**). König Friedrich licss dagegen keine Unklar- 
heit ttestehen über seine Ansicht von der Lage; er beauftragte 
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Goltz in Versailles zu erklären: zur Abwehr eines der Reichs- 
verfassung widerstreitenden Verfahrens, wie es die Besitzergreifung 
bayrischen Gebiets durch Österreich sei, gäbe es ftir seinen Herrn 
nur zwei Wege, nämlich Krieg im Bund mit Pfalz und Sachsen 
gegen den Wiener Hof oder eine Unterhandlung, bei der dann 
gleichzeitig die brandenburgische Erbfolge in Anspach-Baireuth 
endgültig festgestellt werden müsse. Vor etwaigen Ansprüchen 
Österreichs auf bayrisches Gebiet wollte der König nur denjenigen 
eine gewisse Berechtigung zuerkennen, die sich auf oberlehensherr- 
liche Rechte der Krone Böhmen stützten; die übrigen entsprängen 
allein dem Ehrgeiz und der Ländergier. Übrigens habe Kursachsen 
Freussens Beistand angerufen für die Geltendmachung der Ailodial- 
ansprüche; man werde indes erst nach Anhörung Frankreichs da- 
rauf antworten. Aber auch mit diesen Eröffnungen erreichte Goltz 
am 21. Januar bei Vergennes und Maurepas nicht mehr als das 
Versprechen, das gehörte König Ludwig zu übermitteln; nur darüber, 
dass weder Pfalz noch Kursachsen sich bisher zu Mitteilungen an 
Frankreich bewogen gefühlt hätten, äusserte Vergennes seine Ver- 
wunderung**). Mercy dagegen erhielt von den französischen Ministem 
eingehende Nachrichten über die mit Goltz gepflogenen Unter- 
redungen ; CS geschah wohl nicht absichtslos, dass man dem Bot- 
schafter den Antrag des Königs von Preussen mitteilte, Frankreich 
möge Massnahmen ergreifen zur Erhaltunt^ der Ruhe und des 
Gleichgewichts im deutschen Reich, und ihn auch von der Alter- 
native in Kenntnis setzte, die jener allein noch zu haben glaube^**). 
Daraus, dass auch Breteuil von den Eröffnungen des ßaron Goltz 
benachrichtigt wurde und zwar mit dem Auftrag, sie ,dem Wiener 
Hof mitzuteilen, erhellt ebenfalls die Absicht, bei dem Verbündeten 
auf Mässigung in seinen Plänen hinzuwirken'^). 

Die amtliche Antwort des französischen Hofes auf die Goltz- 
schen Eröffnungen enthielt wieder kein Urteil über die Ereignisse 
in Bayern, da man immer noch nur auf ganz dürftige Nachrichten 
über die Ausdehnung der Vereinbarungen angewiesen sei; dagegen 
gab sie dem Wunsche Ausdruck, mitzuwirken bei der Erhaltung 
von Ruhe und Frieden in Deutschland; König Ludwig wolle gern 
seine Vermittlung^ eintreten lassen und werde die Darlegung der 
Ansichten König l'riedrichs zur Grundlage eines freundschaflichen 
Meinungsaustauschs mit Österreich machen. Diese Absicht des 
französischen Hofes gab aber sofort Goltz Anlass zu einer Warnung 
vor missbräuchlicher Benützung der vertrauensvoll und rückhaltlos 
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gemachten Mitteilungen, worauf man ihm versprach« mit grösstem 
Zartgefühl vorzugehen Zu dem am 23. überreichten Memoire 
Kursachsens machte Vergennes die Bemerkung, wenn überhaupt 
wegen der sächsichen Allodiatansprüche Schwierigkeiten sich er- 
höben, würden sie durch die Gerichte zu entscheiden sein. Hei 
Maurepas empfing Goltz den Eindruck, als ob eine recht grosse Ge- 
reiztheit herrsche gegen den pfälzischen Hof und als ob inan Karl 
Theodor selbst den Verrat an seinem eigenen h>be zutraue ; ja, 
dieser Minister versprach ihm in Anerkennung der bewiesenen 
Offenheit König Friedrichs alles mitzuteilen, was die Höfe von 
Wien und Mannheim in Paris kundmachen würden, und auch bei 
passender Gelegenheit die preussischen Absichten auf die Nach* 
folge in Anspach-Baireuth zur Sprache zu bringen*'). So berichtete 
wenigstens Goltz, der es freilich mit der Wahrheit oft nicht allzu 
genau nimmt 

Kaunitz benutzte die willkommene Nachricht von der Ratifizierung 

des mit Ritter geschlossenen Vertrags durch Karl Theodor zur Ab- 
senduiii; eines ausserordentlichen Kuriers an Mercy. Aber ausser 
dieser Nachricht teilte er dem Rotschaftci last nichts Neues mit; 
er ermächtigte ihn nur noch, dem französischen Ministerium eine 
Abschrift der Konvention zu übergeben, aber mimer mit dem Lir- 
suchen um Geheimhaltung. Das begreifliche Verlangen Vergennes', 
die Grenzen des vertragsmässig an Österreich fallenden Gebiets 
kennen zu lernen, konnte jetzt ebenso wenig wie vorher befriedigt 
werden^'). Indes hatte Mercy trotzdem über die Haltung Vergennes' 
nicht zu klagen; ja, es mochte ihn überraschen, dass der Minister 
ihm geradezu anempfahl, die Königin von den Geschäften zu unter- 
richten, damit sie ihre Sprache den Umständen anpassen könne. 
Aber ganz beruhigt war er trotz dieser günstigen Anzeichen, zu 
denen auch die unfreundliche Behandlung des preussischen Gesandten 
durch Marie Antoiiiette gehörte, nicht; es konnte ihm nicht ver- 
borgen bleiben, wie ungern man die Macht des Alliierten sich ver- 
grössern sah; nur dem unklaren Verhältnis zu England schrieb er 
es zu, dass kein Widerspruch erhoben wurde; und er hielt es nicht 
liir unmöglich, dass der Hof von Versailles auswärtigen Einflüssen 
sich hingebe, die Österreich abgeneigt seien**). Er wusste von den 
wiederholten Fahrten des Baron Goltz nach Versailles, und wenn auch 
die Königin den Gesandten ihre Ungnade hatte fühlen lassen, die 
Minister hatten ihn doch empfangen und mehrfach sich lange mit ihm 
unterhalten. Vorerst freilich brauchte er nichts zu fürchten, denn als Goltz 
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auf Befehl seines Herrn am 31. Januar wieder in Versailles vorsprach 
und die Warnung überbrachte, Frankreich möge doch nicht zur Ver* 
grösserung der schon so furchtbar drohenden Macht Österreichs auf 
Kosten eines ihm verbündeten und auf seinen Beistand angewiesenen 
Staates mitwirken, sagte man ihm, der Kurfürst von der Pfalz habe in 
seiner Zwangslage gar nicht anders handeln können, als er getan habe, 
aber nach Mercys Äusserungen werde man über die Geringfüq^igkeit 
der österreichischen Ansprüche erstaunt sein; die Forderungen Öster- 
reichs gingen wohl kaum über die bölimi^chen Lehen hinaus. (Man 
wusste freilich, dass sie bedeutend gro.- er waren, durfte es aber 
noch nicht sagen.) Da man also noch immer nicht über die oster- 
reichischen Ansprüche genau unterrichtet sei, dürfe man auch noch 
keinen Entschluss fassen ; — das war das Ergebnis einer Konferenz 
zwischen Goltz und Maurepas, in der im übrigen der Minister die 
Notwendigkeit des Einvernehmens zwischen Frankreich und Preussen 
betonte"). 

Das österreichische Rundschreiben, welches am ^o. Januar 
den Vertretern der Mächte in Wien übergeben wurde, enthielt nun 
allerdings eine Aufklärung über den Gang der Ereignisse und eine 

ganz allgemeine Angabe der Rechtsgründe, aus denen Österreich 
Ansprüche auf Teile der bayrischen l,i bschaft zu haben glaubte; 
aber welches Ciebiet eigentlich nach der freundschaftlichen Verein- 
barung der Beteiligten dem Wiener Hof zufiel, wurde nicht gesagt-*'). 
Rreteuil sandte das Rundschreiben am 21. Januar an senie Regierung, 
die mit Recht von vornherein von einer öffentlichen Kundgebung 
Österreichs wenig erwartet hatte. Gegen Ende Januar lief in Ver- 
sailles endlich auch eine pfälzische Mitteilung von dem, was ge- 
schehen war, ein. Das Schreiben des kurfürstlichen Ministers Baron 
Vieregg an Vergennes vom 20, Januar hatte freilich lediglich den 
Zweck auseinanderzusetzen, wie es gekommen sei, dass Karl Theodor 
ohne vorgängige Benachrichtigung Frankreichs zum Abschtuss der 
Konvention schritt, — das unerwartete Hinscheiden Max Josephs 
hatte eben schnelles Handeln notwendig gemacht; — gleichzeitig 
legte mau aber dem I lof von Versailles die Übersetzung des Ver- 
trags vom 3. Januar vor mit der Bitte um Gewährung der guten 
Dienste für die zun ite Konvention, die noch folgen solle, und um 
Förderung der endgültigen Regelung der Jülich - Bergschen An- 
gelegenheit*^). 

Dem Staatsrat unterbreitete nun am 2. Pebruar Vergennes 
eine Denkschrift, die Flassan bezeichnet als ein Muster von Umsicht 
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und ein Meisterstück weiser Glcichgewichtsbcstrebunjjen, wie man 
sie beobachten müsse, wenn man fürchte, in bevorstciiende Krisen 
hineingezogen zu werden Oberster Grundsatz der französischen 
Politik Diuss es danach sein, Frankreich nicht zu verwickeln in den 
Festlandskrieg, der die Aufmerksamkeit von dem Kampf gegen 
England ablenken würde. In den deutschen Angelegenheiten soll 
unter Wahrung des guten Rufes Frankreichs, das weder selbst* 
süchtige Zwecke verfolgen noch das Werkzeug fremden Ehrgeizes 
sein will, die zielbewusste Freundschaft mit Osterreich gepflegt 
und diesem Staat der durch das Abkommen mit Kurpfalz gewonnene 
Vorteil gesichert werden ; aber man muss sich daneben gleichzeitig 
die Freundschaft des Königs von Preussen erhalten, damit sich 
nicht etwa durch Englands Anschluss an ihn eine gefährliche 
protestantische Liga bilde. 

Diese verschiedenartigen und einander scheinbar widersprechenden 
Rücksichten will Frankreich nun dadurch in Ubereinstimmung bringen, 
dass es in gewissem Sinne sofort die Vermittlung zwischen 
Österreich und Preussen übernimmt In Wien will man als Gruod 
dafür anfuhren das durch das militärische Vorgehen Österreichs 
in Bayern noch verstärkte Bestreben des Königs von Preussen, die 
französisch-Österreichische Allianz zu lockern, ferner die durch Englands 
Bemühungen in Berlin vergrösserte Gefahr des Zusammenschlusses 
aller protestantischen Fürsten, sowie die gewaltigen Kriegs- 
vorbereitungen König Georgs; man wird den Rat geben, dtn König 
von Preussen zu bernhi^,^en, zumal dieser die für l*iankrcich 
ausserordentlich unbecjueme Absicht habe, zu c^unsten der Intcf^ritat 
der Oberpfalz und gegen die Einziehung der böhmischen I.ehen 
die Garanten des Westfälischen Friedens anzurufen. Diese Beruhigung 
könnte wohl dadurch erfolgen, dass man dem König von Preussen 
eine Ausgleichung verschaffe für den Machtzuwachs Österreichs; 
vermutlich würde dazu die Sicherung der Primogeniturerbfolge in 
Anspach-Baireuth und nötigenfalls noch die Berechtigung zum 
Austausch der Markgrafschaften gegen Mecklenburg ausreichen. 
Mit diesem Austauschgedanken beabsichtigte man jedoch nicht 
gleich hervorzutreten, sondern man gedachte allmählich den Wiener 
Hof zu ihm hinzuleiten. 

In Berlin wollte man in ähnlicher Weise suchen, eine 
nachgiebigere Stimmung herbeizuführen. Die Existenz der Konvention 
iiuisste man dem preussischen Hofe jetzt offenbaren, aber auch 
hinzufügen, obwohl die Begründung und Ausdehnung der 

4 
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österreichischen Erwcrbiins^en nocli nicht bekannt sei, könne ein 
Unbeteiligter schwerlich sich eine Hntscheidung dessen vorbehalten, 
worüber die Beteiligten einig seien; Frankreich sei bereit, seine 
Garantie für den Westfälischen Frieden wirksam zu machen« sehe 
aber nicht, wie dies legitimer Weise geschehen könne; Österreich 
wolle nur wohlerworbene Rechte ausüben in durchaus friedlicher 
Absicht, und deshalb bemühe sich der AUerchristlicfaste König, 
jedes Ärgernis auf beiden Seiten zu beseitigen, indem er in Wien 
von neuem um vertrauliche Mitteilungen bitte und alles zur Erhaltung 
der Ruhe in Deutschland tue**). 

Der Staatsrat scheint gegen die in der Denkschrift gemachten 
Vorschläge Vergennes' Einwände nicht erhoben zu haben, denn 
die am 5. Februar durch einen ausserordentlichen Kurier abgehende 
Weisung an Breteuil schliesst sich dem Memoire vom 2. Februar 
ziemlich genau an. 

Um diese Zeit begann Mercys leiser Verdacht gegen das 
französische Ministerium sich zu steigern. Es war ihm genau bekannt, 
wie viele Eilboten Goltz erhalten hatte und wie oft er nach Versailles 
gegangen war; als er nun aber Vergennes nach dem Inhalt seiner 
letzten Besprechung mit dem preussischen Gesandten fragte, gab 
der Minister ausweichende Antworten; überhaupt zeigte auf einmal 
nicht nur Vergennes, sondern auch der meist so redselige Maurepas 
ungewohnte Zurückhaltung, und besonders auffallend war es, dass 
die Königin von der Ankunft des letzten preussischen Kuriers keine 
Kenntnis hatte. Dazu kam ein Zwischenfall, der den eigentümlichen 
Stand der Dinge deutlich kennzeichnete. Als der Minister dem Bot- 
schafter sagte, der König von Preussen suche zu erkunden, welche 
I Ialtun({ Frankreich einnehmen werde, wenn er Österreich'; Plänen ent- 
gegentreLcMi müsse, bemerkte Mercy, dieser Fürst könne ja treihch nicht 
wissen, dass alles nur im Kinvernehmen mit Frankreich geschehen sei ; da 
aber wies Vergennes auf der Stelle diese Behauptung als durchaus 
unbegründet zurück : mit Überraschung habe er bemerkt, dass sie 
in Deutschland in Umlauf sei; das unerwartete Eintreten der 
Erbfolgefrage habe allerdings eine rechtzeitige Mitteilung der 
österreichischen Ansprüche unmi^lich gemacht, aber auch jetzt 
noch sei trotz einer förmlichen Anfrage in Wien sein Herr völlig 
in Unkenntnis über Umfang und Natur der Rechte des Wiener 
Hofs, sowie der von Kurpfalz gemachten Abtretungen; von einer 
Zustimmung zu Österreichs Vorgehen könne daher nicht im ent- 
ferntesten die Rede sein. Wohl nur, um den gereizten Ton, den die 
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Unterhaltung angenommen hatte, zu mildern, versicherte Vergenncs 
schliesslich dem Botschafter, man werde trotz alledem dem König 
von Preussen nichts von den anvertrauten Geheimnissen enthüllen 

Die Verstimmung in Versailles über das wenig aufrichtige 
Verfahrien des verbündeten Hofes war wohl begründet. Von 
verschiedenen Orten im Reich, namentlich aus München, Mannheim 
uud Regensburg, kam die Nachricht, dass von den Kaiseriichen 
das Gerücht ausgesprengt werde, Österreichs Vori^^elicn beruhe 
auf einer Übereinkunft mit Frankreich; die ZusLiinniunL^ des 
Kurfürsten von der Pfalz zu der von Ritter abgeschlossenen Kon- 
vention wurde mehrfach mit dem Verlust der Aus^sirlit auf Firink- 
reichs Beistand in Verbindung gebracht. Man sah sich daher in 
Versailles genötigt, diesen Ausstreuungen auf diplomatischem Wege 
entgegen zu treten. Durch das Rundschreiben Vergenncs* von An- 
fang Februar wurden die französischen Vertreter im Ausland be- 
auftragt, das Gerücht von einer Vereinbarung Frankreichs mit Öster- 
reich in Betreff der bayrischen Erbfolge als unbegründet zu be- 
zeichnen, und ermächtigt, den Höfen, an denen sie beglaubigt 
waren, bei sich bietender Gelegenheit den wahren Sachverhalt offen 
dafzul^en''). 

Die dem preussischen Hofe zu erteilende Antwort wurde eben- 
falls nach dem Entwurf des Ministers vom Staatsrat genehmigt 
und am 6. Februar dem Baron Goltz in Form einer Note über- 
geben ; von einer Kompensation für die österrcicliische Erwerbung, 
die man Preussen zu verschaffen gedachte, war darin noch nicht 
die Rede"-). 

Ob die damals in Frankreich erfolgende Neubildung der vor 
nicht langer Zeit aufgelösten Provinzialregimenter in Zusammenhang 
stand mit der Gestaltung der deutschen Angelegenheiten, lässt sich 
nicht bestimmt sagen; man würde in Versailles wohl nichts da« 
gegen gehabt haben, wenn die Öffentiichkeit diesen Zusammenhang 
vermutet hätte ; an Breteuil wurde zu gelegentlichem Gebrauch 
geschrieben, die neue Landmiliz solle so stark sein, dass das stehende 
Heer zusammen mit ihr der Armee Preussens oder auch der Öster- 
reichs gleichkomme; man fügte hinzu, diese Tatsache werde gewiss 
beiden Parteien Anlass zum Nachdenken geben^*). 

Noch war die auf Grund der V^ergennes'schcn Denkschrift und 
der Staatsratsbeschlüsse abgefasste Weisung an dm Botschafter in 
Wien nicht abgegangen, als Goltz, durch die Ankunft eines neuen 
Kuriers veranlasst, abermals den Minister um eine Unterredung bat. In 
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einer Immediatvveisung, die der Gesandte vorzulesen ermächtigt war, 
befahl ihm der König festzustellen, ob Frankreich ruhig zusehen 
wolle, wie Österreich das ganze Reich unterjoche, während doch 
König Ludwig XVI. als Garant des Westfälischen Friedens zur 
Erhaltung des bestehenden Zustandes verpflichtet sei ; eine beigefugte 
Denkschrift über die böhmischen Lehen in der Oberpfalz sollte die 
darauf bezüglichen österreichischen Behauptungen als unrkhtig nach- 
weisen'"). Der scharfe Ton des Schreibens und die darin enthaltenen 
leidenschafthchen Ausfalle gegen Österreich kamen dctn iMiiiister 
überrasclicnd und verrieten eine Verschlimnierung der Lage in 
Deutschland; das Bedürfnis nach einer die Sachlage völlig er- 
schöpfenden Darstclhing seitens des verbündeten Wiener Hofes, 
das unbehagliche Gefühl, noch immer ohne mehr als oberflächliche 
Kenntnis zu sein, trat unter diesen Umständen täglich stärker hervoH''^) ; 
man war um so empfindlicher, als man selber von allem, was in 
der bayrischen Successionssache von anderer Seite vorgebracht 
wurde, sofort in Wien Mitteilung zu machen pflegte. 

Wie man in Versailles sehnlichst Aufklärung über die Ab- 
sichten des Verbündeten erwartete, so sah man in Wien mit Span- 
nung den Nachrichten aus Frankreich entgegen. Aber Breteuil, der erst 
am 29. Januar eingehendere Weisungen empfing, beobachtete die 
strengste Zurückhaltung gegen jedermann, so schwer es ihm auch 
fiel besonders denen gegenüber, die ihn nach der angeblichen Zu- 
stimmung seinem Hofes zu dem österreicluschen Vorgehen fragten; 
denn es war ihm bekannt, dass dies Gerücht österreichischerseits 
verbreitet und seine Richtigkeit von Ritter bestätigt wurde. Er 
schwieg selbst auf die Erklärung des Staatskanzlers, mehr als den 
Inhalt des Rundschreibens vom 20. Januar werde sein Hof nirgends, 
auch in R^ensburg nicht» mitteilen; nur ihrem Alliierten werde 
Maria Theresia ihre Ansprüche ohne Rückhalt kundmachen. Erst 
die nächste Weisung Vergennes' ermächtigte Breteuil zu weiteren 
Mitteilungen, aber nicht über die Art, wie man in Versailles die 
bayrische Angelegenheit beurteile, sondern über die Schritte, die 
Goltz dort getan hatte; als er dann Kaunitz davon in Kenntnis setzte, 
erging sich (Heser in derartigen Zornesausbrüchen gegen Preussens 
König, dass der Botschafter nichts anderes tun konnte, als schweigend 
zuzuhören. Dabei fiel ihm jedoch auf, dass der Staatskanzler zwar 
von der künftigen preussischen Besitzergreifung von Anspach und 
Baireuth alle möglichen Gefahren für das Reich voraussah, und die 
jetzige Machterweiterung Österreichs als einen gewissen Ausgleich 
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im voraus bezeichnete, dass er aber nicht die Absicht zu haben 
schien, die Vereinigung der Markgrafschaften mit Preussen zu hinter* 
treiben; Breteüil kam vielmehr auf die Vermutung, man beab* 
sichtige vielleicht, durch die Mitteilung der in dieser Hinsicht ent- 
gegenkommenden Gesinnung den Zorn des Königs von Preussen 
über den Einmarsch in Bayern zu beschwichtigen; ja, er meinte, 
unter Umständen werde Osterreich sogar die sofortige Zulassung 
Preussens zur Verwaltung' der Mark-j^rafschaftcn dulden Auf seine 
Frage nach der Begründung und Ausdehnung der ()'^trrrrirlii , hen 
Rechte und nach der geplanten zweiten Konvention mit Kurpfalz 
wurde er indes wiederum auf Mitteilungen verwiesen, die Mercy in 
Versailles zu machen beauftragt sei^). 

In der Tat war am i. Februar eine Depesche an den katser- 
liehen Botschafter abgegangen, worin die fiir eine zweite Konvention 
in Betracht kommenden Austauschmöglichkeiten aufgezählt und auf 
ihre Zweckmässigkeit geprüft wurden'^; das Ergebnis war, dass 
die beste Lösung sei, wenn Österreich Ober- und Niederbayern 
erhalte und daför Karl Theodor entschädigt werde durch die 
vorderösterreichischen Lande, sowie Luxemburg, Limburg und das 
kaiserliche Geldern. 

Als Mercy am 14. Februar sich in Versailles mit der Kaunitü- 
schen Depesche einstellte, fand er die Königin im Zustand grosser 
Erregung: sie hatte nämlich sich durch die Befolgung der von ihm 
gegebenen Katschläge eine scharfe Zurückweisung von selten ihres 
Gemahls zugezogen : der König hatte ihr geantwortet, an aller Un- 
ruhe sei nur die Habsucht ihrer Verwandten schuld ; er selber lasse 
in diesem Augenblick an den fremden Höfen erklären, dass die 
Teilung Bayerns gegen seinen Willen erfolge nnd dass er sie miss-. 
billige. In dieser Äusserung konnte Mercy nur eine Bestätigung 
der gehegten Vermutung sehen, dass man ihm etwas verheimliche ; 
wenn er auch sein möglichstes tat, um die Königin zu beruhigen, 
indem er ihr den Verlauf der Dinge schilderte, wuchs seine eigene 
Besorgnis wegen der Haltung des Verbündeten, der nunmehr in 
aller Form sich verwahrte gegen den Verdacht, dass er der Teilung 
Bayerns zugestimmt habe'*'*). 

Auch Vergennes' Verhalten versprach nichts Gutes; ein 
Verzeichnis der besetzten bayrischen Ortschaften wies der Minister 
zurück mit dem Bemerken, allerdings habe Österreich den besten 
Teil für sich genommen; und als Mercy ihm mitteilte, dass bei 
der auf Grund vollkommener Reziprozität zwischen Österreich und 
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Pfalz vorzunehmenden Neugestaltung der Dinge weder dem Reich 
noch den fremden Mächten Anlass zur Klage gegeben und 
namentlich auf das politische Interesse Frankreichs ganz besonders 
Rücksicht genommen werden solle, blieb er dabei, das besetzte 
Gebiet sei doch recht ansehnlich ; der König von Preussen befleissige 
sich dagegen grosser Mässigung und sei nur besorgt wegen der 
fränkischen Markgrafschaften. Offenbar sollte diese Andeutung in 
Wien so verstanden werden, dass man den König von Preussen 
dieser Besorgnis überheben möge. Die Stimmung des französischen 
Ministeriums schien Mercy derart zu sein, dass er es nicht auf sich 
nehmen wollte, ihm von dem übersandten Tcilungsplan Kenntnis 
zu geben ; er behielt ihn zunächst für sich, zumal das Gerücht umlief, 
Karl Theodor bedauere bereits das geschehenem^). 

Die Behauptung von der »Mässigung« des preussischen Königs 
stützte sich auf die Beantwortung des Kaunitzschen Rundschreibens 
vom 20. Januar, die Goltz, noch bevor sie in Wien überreicht 
wurde, am 6. Februar Vergennes übergab^; sie fand wegen ihres 
massvollen Tons und wegen der Unanfechtbarkeit der angeführten 
Gründe den vollen Beifall des französischen Kabinetts. 

Mercy täuschte sich in der Tat nicht, wenn er Anzeichen 
einer wirklich ernsten Verstimmung der französischen Regierung 
zu bemerken glaubte. Freilich ahnte er wohl kaum, dass Breteuil 
sie durch seine Berichte hervorgerufen hatte. Der Botschafter 
Frankreichs am Kaiserhof war kein unbedingter Aulianger des 
französisch österreichischen Bündni-ses; mehr als der Vorteil des 
Alliierten galt ihm die Ehre des eigenen Staates. Seine Berichte 
sind deshalb nicht etwa feindselig gegen Österreich, aber sie 
verheimhchen auch nichts, was zur Charakteristik des inneren 
Gegensatzes der von den beiden Höfen verfolgten Politik beizutragen 
geeignet war. Über die harmlose Art, mit der in Wien nicht nur 
Kaunitz, sondern auch die Kaiserin und Kaiser Joseph vorauszusetzen 
schienen, dass Frankreich sich über Österreichs Vergrösserung sehr 
freuen werde, berichtete Vergennes ausfiihrlich; es entsprach ja 
durchaus dem Vorgehen der österreichischen Diplomaten, die das 
Abkommen über die Teilung Bayerns als mit Frankreichs Zu- 
stimmung geschlossen bezeichneten, — was übrigens auch Mercy 
trotz des Widerspruchs Vergennes' zu tun fortfuhr. Grosses 
Aufsehen musste das erregen, was er über die österreicliischc 
Auffassuni^ der orientalischen Frage meldete. Mit unverkennbarer 
Genugtuung bcgrüsstc namhch Kaunitz die Verschärfung des 
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rassisch-türkischen Konflikts, die den Kriegsausbruch als nnlie 
bevorstehend erscheinen Hess ; der Kaiser aber sah sich, so glaubte 
Breteuil zu erkennen, im Geist bereits als Schiedsrichter zwischen 
den streitenden Parteien und ab Herrn des Donaustroms von Straubing 
bis Belgrad; ja, ganz Serbiens; sehr wahrscheinlich war sein Blick 
auch auf die venetianischen Besitzungen in Dalmatien gerichtet. 
Begreiflich ist es, dass der Botschaflter warnend auf solche Pläne 
hinwies, wenngleich er sich der Schwierigkeiten einer Stellungnahme 
dazu wolil bcwusst war *'). 

Seine Warnungen fielen auf fruchtbaren Boden, Das Ministe- 
rium antwortete ihm, es sei weit davon entfernt, die bestehenden 
Bande zerreissen zu wollen ; aber der östcrreichischerseits mit der 
Allianz getriebene Missbrauch setze entschieden ein zu hohes Mass 
von Gutmütigkeit und Geduld bei dem Verbündeten voraus. Ver- 
gennes erklärte, die Ehre seines Landes in dem Augenblick als ge- 
fährdet ansehen zu müssen, da der Wiener Hof sich über die Be- 
stioimungen des Westfälischen Friedens und über die pfälzischen 
Familienverträge hinwegsetze. Darüber wollte er den Alliierten 
nicht im Zweifel lassen, und deshalb erhielt Breteuil Befehl, dem 
Staatskanzler namens der französischen Regierung zu erklären, dass 
der Allerchristltchste König nunmehr die Verpflichtung fühle, die 
anlUsslich der ba) i i;ichen Rrbfolf^c autj^eLauchLcn I-'ra^a-n einer Trufung 
zu unterziehen an der Hand der Garantie des Westfälischen Friedens, 
und die kaiserlichen Majestäten einzuladen, diesen I'ricdensvertrag 
buchstäbHch zu crfuilen dnrch Überlassuncf der Uberpfalz an den 
Kurfürsten Karl Theodor und sein Haus. Sobald dies Verlangen 
dann aber erfüllt und damit den Bestimmungen des Westfälischen 
Friedens Genüge geleistet war, wollte Frankreich alles andere dem 
Wiener und Müncfaener Hofe überlassen. Zur Unterstützung seiner 
Forderung sollte Breteuil in Wien anfuhren, dass ihre Erfüllung 
nicht nur den Ruf und das Ansehen der Allianz festigen, sondern 
wohl auch der einzige Weg zur Vermeidung des Krieges sein werde. 
Nützte diese Vorstellung aber nichts und blieb das österreichische 
Ministerium hartnäckig, so hatte Breteuil weiter zu erklären — als 
letztes Überzeugunt^sniittel — , dass sein Herr unter keinen Um- 
ständen teilnehmen werde an einem Kriege, der aus der Weigerung 
Österreichs, jener Forderung zu genügen, entspringe. Zwar w ar sich 
Vergennes bewusst, dass die Ankündigung der Neutralität Frank- 
reichs schwerlich einen tiefen Eindruck auf Österreich machen werde ; 
immerhin hatte dann aber Frankreich seine Schuldigkeit getan ; liess 
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Österreich einen Teil seiner Beute fahren, so konnte das französische 
AnseheD in Deutschland nur gewinnen; wollte Österreich alles be- 
halten, so war wenigstens Frankreich von dem Verdacht gereinigt, 
dass es teilhabe an so ungerechtem Verfahren^*), gegen das es, 
wenn es aliein seinen Interessen folgen wollte, eigentlich die Waffen 
ergreifen müsste. Dieser Weisung an Breteuil waren eingehende 
Beratungen vorau$<:jegangen mit Zugrundelegung einer Denkschrift 
vom 19. Februar, die am 20. die Genehmigung des Königs ge- 
funden hatte. 

An den Stellen, die bei der bayrischen Krbfolgc in erster 
Linie beteiligt waren, hatte die französische l)iy)]oniatie sich zu- 
nächst die grösste Zurückhaltung zur Pflicht gemacht ; man bemerkte, 
dass in München wenigstens Österreichs Einfluss für den Augenblick 
den des französischen Hofes gänzlich zunickgedrängt hatte. Auch 
von dem Herzog von Zweibrücken nahm man in Versailles an, dass 
er von Österreich gewonnen sei, und die Reise des herzoglichen 
Geheimen Rats Christian von Hofenfels an das Hoflager Karl 
Theodon» fasste man als eine Bestätigung dieser Vermutung auf. 
Die Nachrichten aber, die alsbald von Luzerne aus München ein» 
liefen, zeigten, dass man in der Beurteilung der zweibrückschen 
Politik sich geirrt habe, insofern als der Herzog im Interesse seines 
Sohnes sich den Vereinbarungen seines Oheims mit Österreich 
widersetzte. JJahcr trat die französische Regierung jetzt in nähere 
Beziehungen zu Hofcnfcis, und Luzerne erhielt den Auftrag, ihm 
ausdrücklich das Vertrauen des Königs auszusprechen^^). Als sich 
nun der Herzog nach erfolgter Entscheidung für den von Preussen 
gewünschten Protest gegen den Vertrag vom 3. Januar 1778 an 
Frankreich wandte mit der Bitte um dessen Beistand und gute 
Dienste in der bayrischen Successionsangelegenheit, trat die fran- 
zösische Regierung auch ihm gegenüber aus der strengen Zurück- 
haltung heraus und liess ihm durch ihren Gesandten O'Kdly Rat- 
schlage zugehen über die Art, wie er sich dem Wiener Hof gegen- 
über verhalten solle; die geplante und von Preussen geforderte 
Protestation des Herzogs an die Reichsversammlung war nämlich 
niclit nach I' t ankreichs Geschmack, da man dort von ilir eine \ cr- 
schärfung der Gegensätze in Dcutbciiland befürchtete. Deshalb 
empfahl man dem Herzog» sich mit seinen Beschwerden vertrauens- 
voll an die kaiserlichen Majestäten persönlich zu wenden und von 
ihnen unmittelbar die Vorlegung der Url^unden zu verlangen, die 
der Konvention als Grundlage dienten, mit dem Ersuchen, in eine 
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freundschaftliche Erörterung einzutreten zur Aufklärung des Gegen- 
standes ; auch sollte er sogleich das Versprechen geben, sobald dies ge- 
schehen sei, werde er den Majestäten jegliche Genugtuung leisten 

und alles tun, was die Rücksicht auf seine Familie ihm gestatte"). 

I )ic AliLtcilung dieses von i' laiikreich cnipfuhlcneii Verhaltens 
an Breteuil enthält nun aber eine Stelle, die bezwcifehi lässt, ob 
nicht vielleicht der für den Herzog bestimmte Riitschla«:^ in W irk- 
lichkeit in weit höhcrem Grade an den Wiener Hof ij^crichtct war. 
Breteuil sollte dort sagen, man wisse nicht, ob der erteilte Rat 
früh genug in Zweibrücken ankomme, um die Übergabe der Prote- 
station in Regensburg zu hindern, und ob er, selbst wenn er 
rechtzeitig eintreffe, befolgt werde; man würde allerdings lebhaft 
bedauern, wenn seine Befolgung unterbliebe. Jedenfalls gab man 
sich der Hoffnung hin, dass der Zwischenfall mit der zweibrückschen 
Frotestation die Sachlage nicht noch verwickelter gestalte, als sie 
ohnehin schon war*^). In Wahrheit konnte man kaum darauf rechnen, 
die Übergabe zu verhindern, da von der Zeit des gefassten Be- 
schlusses bis zur Vorlegung der Ratschläge in Zweibrücken fast 
drei Wochen vergingen. Wahrscheinlich wollte man mit dem 
Schreiben beim Wiener Hof die Meinung zerstören, dass Frank- 
reich Anteil habe an dem in Mnnchcn gefassten lüUschkuss des 
Herzogs, gegen den österreichisch-pfälzischen Vertrag l"jnsi)ruch zu er- 
heben; dieser Zweck ist offenbar auch erreicht worden, wenngleich 
der Herzog unter dem Einfluss des preussischcn Gesandten Grafen 
Görtz den französischen Rat nur in sehr eigentümlicher Weise be- 
folgtet^). Neben diesen Ratschlägen erhielt der Herzog die er- 
mutigende Versichenmg, dass man sein bisheriges Benehmen billige 
und ihn auch in den weiterhin beabsichtigten Schritten durch die 
erteilten Ratschläge keineswegs behindern wolle; man werde ihn 
vielmehr überall und bei jeder Gelegenheit unterstützen und selber 
den mit der Garantie des Westfälischen Friedens verbundenen Ver- 
pflichtungen aufs genaueste nachkommen. Als Zeichen der freund- 
schaftlichen Gesinnung Frankreichs crluclt der Jlctzog ausserdem 
das Versprechen, dass man den Subsidienverlrag erneuern werde^^). 
Wenngleich der Herzog sich durch alle diese Zusicherungen Frank- 
reichs wesentlich beruhigt fühlte, blieb doch ein gewisses Misstraucn 
gegen den Hof von Versailles bestehen; er glaubte zu bemerken, 
dass dieser seit undenklichen Zeiten seinen Schutz nur dann gewähre, 
wenn er selbstsüchtige Zwecke verfolge, und argwöhnte Absichten 
auf das linke Rheinufer. Daher fand es auch garnicht seinen Bei- 
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falJ, dass der König von Preussen in der Frage der Garantie der 
pfälzischen Familienverträge sich nach Frankreichs Willensfnetnung 
richten wollte^^]. 

Während so das Verhältnis Frankreichs zu Zweibrücken 
freundschaftlich war, beruhend auf der Interessengemeinschaft gegen- 
über dem Wiener ilof, kamen mit. Kuipfalz mehr als rein formelle 
Beziehungen nicht zu stände. Die Erklärungen Luzernes an 
Vieregg in München und O' Dünnes an Baron Oberndorff in Mann- 
heim, dass das umlautende Gerücht von Frankreichs Zustimmung 
zur Teilung Bayerns unbegründet sei, hatten bei Karl Theodor 
grosses Aufsehen erregt und den Eindruck eines Ver\veises gemacht. 
Ritter wurde daher beauftragt, chronologisch nachzuweisen, dass 
es Pfalz unmöglich gewesen sei, Frankreich rechtzeitig von den 
Fortschritten der Unterhandlung mit Österreich in Kenntnis zu 
setzen; und da Vergennes selber seinerzeit (November 1777) aus- 
drücklich direkten Verkehr von Minister zu Minister hinsichtlich der 
bayrischen Angelegenheit zur Bedingung gemacht habe, erklärte sich 
Vieregg auch jetzt ausser Stande, mit Luzerne darüber zu sprechen*^). 

Die luitscheidung über die Haltung Frankreichs in den bevor- 
stehenden deutschen Kämpfen konnte nicht in München oder Zwei- 
brücken fallen, sondern war von Wien zu erwarten. 

l^s ist begreiflich, dass man von österreichischer Seite uberall 
den Eindruck zu erwecken suchte, als beziehe sich die Allianz mit 
Frankreich auch auf die Regelung der bayrischen Angelegenheit, 
die demnach in vollem Einvernehmen mit dem Hof von Versailles 
erfolge; ebenso begreiflich aber ist es, dass Frankreich diesen Ver- 
dacht von sich abzuwälzen suchte. Wie in Versailles Vergennes 
sich genötigt gesehen hatte, die Behauptung Mercys von einer Be- 
teiligung Frankreichs an den österreichisch-pfälzischen' Abmachungen 
nachdrücklich in Abrede zu stellen, so musste in Wien Breteuil 
jetzt gegen Kaunitz sich wenden, der behauptete, dass die fran- 
zösische Zustimmung zur Eröffnung einer Unterhandlung mit Pfalz 
auch die Teilnahme an der Regelung der Frage in sich schliesse, 
und, über das Ziel hinausschiessend, sich nachdrücklich dagegen 
verwahrte, dass die Kaiserin-Königin jemals den König von Frank- 
reich habe /um Schiedsrichter einsetzen wollen über ihre Rechte. 
Recht scharfe Worte fielen von Seiten des Staatskanzlers, dem offen- 
bar auch diesmal Brcteuil durch vornehme Ruhe und Sicherheit 
überlegen war^*'); Kaunitz nahm Anlass, sich in einem mit Ge^ 
nehmigung der Kaiserin* Königin an Mercy abgesandten Privat- 
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schreiben lebhaft über den französischen Botschafter zu beklagen, 
ilessen Weseia und Auftreten geei^et sei, die Höfe miteinander 

zu entzweien, mit der ausgespiochcncu Absicht, tlass die französische 
Regierung durch Mercy Kenntnis erhalte von dieser für das Ge- 
deiiien der AUianz wenig erspriesslichen Sachlage*'). 

Freilich nicht mit Breteuil allein war Kaunitz unzulricdcn, 
sondern weit mehr noch mit der Politik des französischen Kabinetts. 
Aber daran liess sich wenig ändern, das sah er ein; denn Frank- 
reich war genötigt, seine ganze Aufmerksamkeit auf England zu 
richten, und suchte deshalb in den deutschen Angelegenheiten einen 
Mittelweg zu finden, der hindurchführte zwischen einer die Vorwürfe 
der Öffentlichkeit herausfordernden übergrossen Begünstigung des 
Alliierten und gänzlicher Vernachlässigung der Allianz. In richtiger 
Erkenntnis dieser Sachlage wollte Kaunitz es sich zum Grundsatz 
machen, den Verbündeten nicht mit Vorwürfen zu überhäufen, 
sondern ihn zu belehren, ihm alle nur gewünschten 1 .rlautcrungen 
und Aufklärungen zu geben, auch über die nur vermuteten Pläne 
und Absichten des Königs von Preussen, die dahin gingen, den 
AUerchribtlichsten König zum Werkzeug preussisciicr Vergrösscrungs- 
lust zu machen. Er empfahl zunäciist, Vergennes möge Goltz bei 
der ersten Gelegenheit erklären, Frankreich könne in dem Vor- 
gehen Österreichs keine Verletzung des Westfälischen F"riedens er- 
blicken, folglich auch nicht als Garant sich einmischen, vielmehr 
werde es nötigenfalls als getreuer Alliierter des Erzhauses handeln 
und seine Vertragspfiichten erfullen^^. Dass man darauf eingehen 
werde, liess eine Mitteilung Breteuils hoffen, wonach Maurepas und 
Vergennes den preussischen Gesandten, als er auf eine Erklärung 
über die zur Geltendmachung der Garantie von Prankreich in Aus- 
sicht genommenen Mittel drängte, abgefertigt halten mit dem Hin- 
weis auf das Einvernehmen der an der bayrischen Succession Nächst« 
beteiligten; im Anschluss daran sprach der Staatskanzlcr den Wunsch 
aus, das französische Ministerium ni' :j;e nun dem Krinig von Preussen 
seine guten Dienste wegen Anspach-Baircuth zusichern-''). Nach 
dieser günstigen Einleitung kam nun aber um so schmerzlicher die 
Enttäuschung, als — es wird in den ersten Tagen des März ge- 
wesen sein — Breteuil an den Wiener Hof die Aufforderung richtete, 
die besetzten oberpi^ischen Gebiete zu räumen und so den Bestim- 
mungen des Westfälischen Friedens nachzukommen. Doch liess 
man sich in Wien dadurch nicht einschüchtern ; man bestritt, dass 
ein Anlass zur Geltendmachung der Garantie vorliege, denn die 
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Grafschaft Cham gehöre gar nicht zur Oberpfalz und die böhmischen 
Lehen daselbst würden doch alsbald ex nova gratia dem Kur- 
fürsten Karl Theodor verliehen werden; infolge der durchaus ab- 
lehnenden Haltung gegenüber dem französischen Antrag sah sich 

der Botschafter schliesslich genötigt, namens seiner Regierung" die 
förmliche Erklaiunij; abzugeben, dass sein Herr an einem, au^ der 
Zurückweisung seiner Vorschläge entspringenden Kriege keinen 
Anteil nehmen werde. Wiederum kamen Kanzler und Botschafter 
scharf aneinander, doch trennten sie sich unter Versicherungen auf- 
richtigster Freundschaft. Breteuil glaubte aus dem Benehmen 
Kaunitz' den Schluss ziehen zu können, dass Österreich sich am 
l '.nde doch zu einem Opfer verstehen werde, wenn Frankreich fest- 
bleibe und Preussen nicht vorzeitig losschlage^); der Kaiser aller- 
dings hatte geäussert, er werde trotz aller Friedensliebe sich nicht 
zu einem Schritt verstehen, welcher als 2^ichen von Schwäche oder 
als Beweis der Besorgnis vor Preussen atisgelegt werden könne; 
und wie es Kaunitz schon getan, sagte auch er voraus, der Wiener 
Hof werde selber noch die Garantie des Westfölischen Pr^dens zu 
seinen Gunsten in Anspruch nehmen müssen^'*). 

Im ganzen war das, was Breteuil auf mündlichem Wege von 
Kaunitz erfuhr, nur wenig im Verhältnis zu dem, was der Staats- 
kanzlcr den Vertreter der Kaiserin in Paris über die Pläne seines 
Hofes wissen liess; in den Depeschen an Mercy offenbarte sich die 
Wiener Politik ziemlich deutlich; denn Kaunitz hatte die Erfahrung 
gemacht, dass Mercy in Versailles eher zu wenig als zu viel sage. 

Nicht lange nach der Unterredung, in der Breteuil die Rück- 
gabe der Oberpfalz gefoirdert und mit völliger Untätigkeit Frank- 
reichs gedroht hatte (tir den Fall der Weigerung, erging an Mercy 
die Weisung, im Namen der Kaiserin-Königin den Allerchristlichsten 
König um seine Vermittlung zur Abwendung des in Deutschland 
drohenden Bruchs zu ersuchen; die Art der Ausfuhrung dieses Be- 
fehls wurde ihm tiberlassen, nur durfte die Würde und das Ansehen 
der Allianz keinen Schaden erleiden. Um die Vermittlung zu er- 
leichtern, wollte Maria Theresia einige Zugeständnisse machen zu 
gunsten des Kurfürsten Karl Theodor und des Allodialerben, des 
Kurfürsten von Sachsen; um den Kunig von Preussen zu versöhnen 
mit der Vergrösserung Österreichs, sollte ihm die Primogenitur- 
erbfolge in Anspach-Baircuth ebenso zugesichert werden, wie Oster- 
reich den friedlichen Besitz seiner bayrischen Erwerbungen und das 
Ergebnis eines damit etwa vorzunehmenden Austauschs zugesichert 
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bekommen sollte. Diese Zugestäadaisse bezeichnete Kaunitz als 
das Ultimatum seines Hofes; mehr zu gewähren» verbiete die 
preussische Note vom 9. März mit dem darin enthaltenen Verlangen 
nach Rückführung der Dinge auf den Stand vor Max Josephs Tod^). 
Und am Schluss seiner ostensiblen Weisung an Mercy forderte 
Kaunitz von Prankreich für den Fall, dass Preussen die französische 
Vermittlung nicht annehme, die Leistung des im I^iindnisvcrtrai,' 
festgesetzten Beistands und nahm die Garantie des Westfälischen 
Friedens für Österreich in Anspruch"^'). 

In einer Nachschrift setzte der Staatskanzler dem Botschafter 
nochmals, kurz zusammenfassend, auseinander, welche Ziele er in 
Versailles zu verfolgen habe. Danach galt es zunächst, den Bruch 
mit Preussen zu vermeiden ; i^elan^ dies nicht, so sollte nicht nur 
die allianzmässige Hülfe Frankreichs für Österreich gesichert, sondern 
eine noch über die Vertragsbestimmungen hinausgehende Unter- 
stützung angestrebt werden. Um die französische Regierung dazu 
geneigt zu machen, gab er ihr die formliche Zusicherung, dass man 
den König von Preussen nicht angreifen werde; er versprach den 
Beweis zu liefern» dass der Vertrag vom 3. Januar den Westfälischen 
Frieden nicht verletze und dass die geplante Rückgabe der böhmisclien 
Lehen in der Oberpfalz den früheren Besitzstand wiederherstellen 
werde. Österreich besitze ein Recht auf die bayrische Erbschaft, 
das Karl Theodor selbst anerkannt habe; man sei bereit, der 
fra nzösischcn Regierung den Nachweis zu fuhren, könne aber nicht 
gestatten, dass der König von Preussen sich als Schiedsrichter in 
dieser Frage aufwerfe. Denn wenn Österreich einen rechtlichen 
Anspruch habe, so sei der König von Preussen mit seiner Opposition 
im Unrecht, abgesehen davon, dass bei Streitigkeiten über Gerechtsame 
nur der Geschädigte Kläger sein könne, Kaiser und Reich aber 
die Richter seien. Wenn dann der König, obwohl im Unrecht 
befindlich, dennoch zur Anwendung von Waffengewalt übergehe, 
so sei er ein ungerechter Angreifer, der Wiener Hof aber der 
unschuldit^ und ungerecht angegriffene Teil. So blieben dem 
französischen Hof nur, nach Kiiumtz' Ansicht wenigstens, zwei 
Wege: entweder er erkannte den Ründnisfall als gegeben an, und 
zwar sogleich, — oder er handelte gegen Treu und Glauben und 
sagte sich von der Allianz los^^). 

Jetzt endlich wurde der kaiserliche Botschafter auch ermächtigt, 
dem verbündeten Hofe mitzuteilen, wie Österreich sich den Inhalt 
der mit Kurpfalz noch abzuschliessenden Austausch-Konvention 
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vorstelle, und eine Meinungsäusserung über die im Aiistauschplaa 
enthaltenen Vorschläge zu erbitten, denn der Wiener Hof sei weit 
davon entfernt, * sich auf etwas einzulassen, was mit Frankreichs 
Interesse nicht im Einklang stehe. In <fiesen Vorschlägen wünschte 
Osterreich ganz Ober- 'und Niederbayern für sich zu erwerben, 
wogegen Kurpfalz erhalten sollte die Oberpfalz, Neuburg, Sulzbach 
und ein zum Abrunden etwa noch erforderliches Stück vom 
eigentlichen B^iyem, ferner die böhmischen Lehen, frei von der 
bisherigen Oberlehenshuhcit ; ganz Vorder-Üsterreich, überdies das 
Herzogtum Luxemburg — die Festung musste allerduigs dann 
geschleift werden — , Limburcf und die Österreichischen Teile von 
Geldern; auch war die Kaiserin-Königin bereit, den grössten Teil 
der bayrischen Landesscbuldea und die Befriedigung der sächsischen 
AUodialansprüche zu übernehmen. Hinzugefügt war auf der fiir die 
französischen Minister bestimmten Niederschrift dieses ersten 
Austauschplanes, dass Österreich durch die Abtretung seiner 
Besitzungen in Schwaben ganz vom Rhein abgeschnitten werden 
würde; es war das eine nicht ungeschickte captatio benevolentiae. 
Der Plan entsprach demjenigen, der am i. Februar an Mercy abgesandt, 
aber von diesem mit Rücksicht auf die ungünstige Stimmung des 
französischen Ministeriums nicht mit ; teilt worden war. Die beiden 
anderen Austauscharten, nanilich Rückgabe der von Osterreich 
besetzten Gebiete Bayerns gegen andere kurpfälzische Besitzungen 
oder Abtretung eines Teils von Ober- und Niederbayern, wurden 
in der Übersicht kaum berücksichtigt''-'); und ein weiterer Plan, 
der den Austausch der gesamten Niederlande ins Auge gefasst hatte, 
war überhaupt weggelassen®**). 

An demselben Tage, da diese Weisungen an Mercy abgingen, 
übersandte der Staatskanzler dem Baron Breteuil eine Absehrift 
des ostensiblen Hauptschreibens, sowie die Austauschpläne; am 
folgenden Tage erschien Breteuil zur angegebenen Zeit bei Kaunitz 
zur Besprechung. Er fand von neuem Gelegenheit, das zweideutige 
Benehmen des Wiener Hofes zu beobachten, da man ihm Worte 
in den Mund legte, die er gamicht gesprochen hatte; er konnte 
nur wiederholen, dass seine Regierung die buchstäbliche Erfüllung 
des Westfälischen I-riedens verlange, worauf Kaunitz versprach^ 
dass die Kaiserin-Könip^in zu diesem Zwecke dem Kurfürsten die 
ganze Oberpfalz überlassen werde. Schweigend hörte der Bot- 
schafter die mündlichen Auseinandersetzungen des Staatskanzlers 
über die mögliche Inanspruchnahme der französischen Garantie durch 



Digitized by Google 



63 



Österreich, über die Forderung des französischen HiJfskorps an; 
seine schlimmsten Vermutungen über die Ausdehnung der öster- 
rdchischen Ländergier sah er durch das Verlangen nach dem Besitz 
von ganz Bayern übertroflen. Während in der Note, die Mercy 
in Versailles am 23. März überreichte, die Stelle weggelassen war, 
die über den Tausch der ganzen Erbschaft Max Josephs gegen die 
Niederlande handtltc, besprach Kaunilz p_i;uic diesen X'orschlag sehr 
eingehend und meinte, wenn er unausluhibar sei, könne der im 
Schreiben an Mercy an erster Stelle stehende Austausch Ober- und 
Mcderbayerns gegen Vorderösterreich etc. zur Austuiirung kommen. 
Auch hierüber äusserte Breteuil sich nicht, wenngleich ihm dabei 
Vergennes' Plan ins Gedächtnis kam, Hayem an Stelle Österreichs 
zum östlichen Grenznachbar Frankreichs zu machen und bei dieser 
Gelegenheit für Frankreich einen Gewinn davonzutragen^^). Im 
Ganzen verstärkte die Unterredung bei ihm indes doch schliesslich 
die Ansicht, dass Österreich zu einem Zugeständnis bereit sei. 

Inzwischen hatte der preussische Gesandte in Paris sein mög- 
licfastes getan, um die Stellung der französischen Minister recht 
peinlich zu gestalten. Vergennes hatte allerdings am 6. Februar 
aus der ihm überreichten preussischen lliiLge^nuiig aiu das öster- 
reichische Rundschreiben vom 20. Januar den Eindruck grosser 
Mässigung gewonnen; aber zu einem so rosig gefärbten Bericht, 
wie ihn Goltz daraufhin nach Berlin sandte, war gewiss kein Anlass 
vorhanden; der Gesandte teilte darin seinem Herrn nur die für 
Preussen günstigen Äusserungen mit und diese auch nicht so, wie 
wie sie gemeint waren, sondern so, wie er sie gewünscht hätte; 
was für den Wiener Hof günstig gelautet hatte, verschwieg er*^. 
Immerhin verhehlte er selber sich nicht, dass noch nicht übermässig 
viel gewonnen sei mit dem französischen Verlangen nach Angabe 
der Gründe und Rechtstitel ftir die österreichische Besitzergreifung, 
während allerdings die französischen Minister glaubten, damit einen 
Riesenschritt getan zu haben**). 

König Friedrich hatte nun aber otTcnbar noch immer eine zu 
gute Meinung von der Glaubwürdigkeit seines Gesandten, so dass 
dessen Berichte über die Besprechung mit Vergennes in ihm die 
Hoffnung wachrielen, Frankreich werde sicli sogar 7ai militärischem 
Vorgehen gegen Österreich gemeinsam mit Preussen bestimmen 
lassen, etwa wie im österreichischen Erbfolgekrieg ; dann hätte sich 
der Dreibund Russland-Frankreich- Preussen ganz von selbst zusammen- 
gefügt, wenn nicht die schlechten Nachrichten aus Konstantinopel 
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etwa Russlands Aufmerksamkeit in eine andere Richtung lenkten^*). 
Auch der französische Geschäftsträger Gaussen äusserte sich in 
Berlin, zwar nur privatim und in Freundeskreisen, nicht günstig Air 
Österreich, dessen Absichten sein Hof ebensowenig billigen, wie 
er dessen Ansprüche anerkennen könne*^. Die weiteren Nach- 
richten, die Goltz sandte, entsprachen nun aber dem hoffnungsvollen 
Anlauf, den er genommen zu haben glaubte, nicht, denn er kam 
in Paris mit seinen Verhandlungen keinen Schritt weiter. Die 
franzn-i^i lion Minister wollten vor dem Eintreffen der Wiener Ant- 
wort auf das Verlangen nach rechtlicher Begründung der öster- 
reichischen Ansprüche nichts tun und empfahlen dem Gesandten 
nicht zu drängen, da dies seiner Sache nur schaden würde; dass 
eine Verständigung über eine Reihe von Punkten notwendig sei, 
erkannten sie wohl an, doch müssten erst gewisse Hindernisse über- 
wunden werden^^). Übrigens verlangte ja der König von Fretissen 
auch noch keineswegs eine sofortige offene Stellungnahme, wie 
Mercy es am i. März auf Grund der Depesche Kaunitz' vom 
19. Februar tat, denn noch fürchtete er die Schwäche des fran« 
zösischen Ministeriums, sobald es vor die Notwendigkeit einer Ent- 
Schliessung gestellt werden würde; als die Aufgabe der preussischen 
Diplomatie sah er vielmehr an, allmählich die bestehende innere 
Abneigung Frankreichs gegen die österreichische Alliaii/: zu ver- 
tiefen und wirksam zu machen ; der Protest des Herzogs von Zwei- 
brücken, eines in so nahen Beziehungen zu Frankreich stehenden 
Fürsten, konnte wohl in diesem Sninc benützt werden^'). Immer- 
bin hatte man in Berlin gerne etwas mehr Anhaltspunkte für das 
künftige Verhalten Frankreichs gehabt; man fühlte sich beunruhigt 
durch Gerüchte von österreichisch-französischen Verhandlungen über 
die Abtretung niederländischer Plätze oder Freiburgs im Breisgau 
an Frankreich*^), um so mehr als man trotz der Rüstungen in 
Böhmen und Mähren nicht eigentlich den Eindruck hatte, dass 
Österreich ernstlich auf eine kriegerische Entscheidung sich vor- 
bereite*^. Als dann die nichtssagende Depesche Goltz' vom i . März 
die stark in Anspruch genommene Geduld des Königs arg ent- 
täuschte, indem der Gesandte zugestand, dass er seit nahezu einer 
Woche die französischen Minister überhaupt nicht gesprochen habe, 
und infolgedessen nichts Neu s melden könne, da entlud sich der 
Zorn hViedriclis in einem scharfen \>r«A eis und dem Vorwurf, dass 
er sich von Österreichern und Franzosen irrefuhren lasse**^'). Der König 
verlangte nunmehr bestimmt zu wissen, ob die Franzosen für Oster- 
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reich Partei ergreifen oder ob sie zunächst netitral bleiben wollten, 

bis die deutschen Mächte vom Kampf erschöpft seien, oder ob sie 
vielleicht glaubten, die Sache durch Unter iiaiu Hungen mit Österreich 
ins reine bringen zu können. Imnicrliin war es als ein Fortscliritt 
anzusehen, dass am 5. März Gaussen eine amtliche Ansseriin^ seiner 
Regierung — die erste — über die Successionsfragc machte, wenn 
sie auch inhaltlich nichts Neues brachte; c» war die auf Anfrage 
Fincken Steins abgegebene Erklärung, dass die Regierung Lud* 
wigs XVI. an dem österreichisch -pfälzischen Vertrag gänzlich un- 
beteiligt sei"). Es war vielleicht ein Glück für die preussische 
Politik, dass Goltz zettweise erkrankte und an seiner Statt der 
weniger phantasiereiche Legationsrat v. Sandoz-Rollin nach Hause 
berichten musste. Dessen Bericht vom 5. März erkennt zwar an, 
dass die öifentiiche Meinung Frankreichs in der bayrischen Frage 
auf Seiten Preussens stehe — das musste auch Mercy dem Kaiser 
Joseph gegenüber zugeben — die Regierung aber sei ganz unent- 
schlossen und wünsche vielleicht sogar baldigen Ausbruch des doch 
unvermeidlichen Krir^rs niit Enghmd, um ihn als Vorwand benützen 
zu können für ihre neutrale Haltung in den deutschen Angelegen- 
heiten^^). Die auf energische Stellungnahme gegen die Gelüste des 
Wiener Hofes drängende Denkschrift des Herzogs von Aiguillon 
habe in den Staatsratssitzungen vom 26. Februar und i. März nicht 
die Mehrheit gefunden, zumal Maurepas und Vergennes ihr wider* 
sprachen und der König die Partei seiner Minister nahm. 

Die Mitteilungen, die Vergennes bald nachher dem Baron 
Goltz machte (am 6. März), zeigten in der Tat klar, dass Frank- 
reich nicht geneigt sei, der Garantie des Westfälischen Friedens 
zuliebe die Allianz mit Osterreich preiszugeben. Der Minister sprach 
den Wunsch aus, der König von Preussen möge sich vertraulich 
äussern über Mittel und Wege zur Herbeiführung einer Verstän- 
digunj^; Frankreich werde ihm jeden Vorteil gönnen, der nicht die 
Allianz beeinträchtige. Von Osterreich sei weitere Auskunft 
als die in dessen Antwortnote an den preussischen Gesandten 
Riedesel vom 16. Februar enthaltene nicht zu erlangen. Goltz teilte 
nach diesen Eröffnungen die Antwort seines Herrn auf jene öster- 
reiche Note mit, worin der König die Herstellung des Ende 1777 
bestehenden Zustandes in Bayern forderte, und machte danach 
Gebrauch von der (ostensiblen?) Weisung des Königs, die, in leiden- 
schaftlichem Stil geschrieben, den Eindruck erweckte, als ob Preussen 
bereits fest zum Krieg entschlossen sei. In ihr mahnte König 
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Friedrich die französische Regiening, nicht um der Ehe des Königs 
mit einer österreichischen Erzherzogin willen das Staatsinteresse zum 
Opfer zu bringen, sondern, von ihm unterstützt, sich der öster- 
reichischen Niederlande zu bemächtigen, oder, wenn es Frankreich 
besser passe, Brügge in Flandern, Breisach und Freiburg auf deut- 
schem Boden zu nehmen, um von da aus nötigenfalls Bayern zu 
bedrohen. Ja, der König ging so weit, dem Hof von Versailles den 
Abschluss eines förmlichen Bündnisvertrags vorzuschlagen, um den 
Wiener Hof zur Herausgabe der in Bayern besetzten Gebiete zu 
zwingen. 

Diese Eröffnung kam Vergennes sehr überraschend; in seiner 
Entgegnung erinnerte er den Gesandten an die Bundestreue 
des Allerchristlichsten Königs gegenüber dem Wiener Hof, und 

sprach seine Meinung dahin aus, dass eine Verständigung zwischen 
1 ranktcich und Preussen nicht möglich sei, wenn König Friedrich 
sich für den Krieg entschieden habe; dass er dagegen eine glück- 
liche Lösung der Frage für selir wohl denkbar halte, wenn Preussen 
ihm seine Wünsche anvertraue. Nun, da Goltz erkannte, dass man 
in Versailles dem Bündnis treu bleiben wolle, schlug er vor, der 
Allerchristlicliste König möge sich wenigstens neutral halten in dem 
bevorstehenden Krieg, der offenbar dem Grund und dem Zweck der 
Allianz fremd sei. Natürlich bekam er auch hierauf eine aus- 
weichende Antwort, weil man bisher, wie Vergennes einwandte, 
immer nur eine friedliche Lösung im Auge gehabt habe und auch 
jetzt noch nicht daran verzweifele. Auch Goltz' Versuch, den Mi- 
nister seinem Herrn günstiger zu stimmen, da dieser eine Annäherung 
Frankreichs an Russland ermöglichen könne, blieb ohne Erfolg, denn 
von Russland hatte Frankreich nichts zu förchten und nichts zu 
hoffen; und die Drohung, sein Herr werde sich au Kugland wenden, 
wies Vergennes zurück mit der Bemerkung, dass England eifrig 
bemüht sei, in Wien sich Freunde zu werben. Bevor Goltz wegging-, 
kam es, so berichtet Vergennes, noch zu einem merkwürdigen Zwie- 
gespräch. Goltz sagte nämlich: »Sie geben also die Garantie des 
Westfälischen Friedens preis, denn Ihre Allianz mit Österreich 
macht sie zu nichte?«, worauf Vergennes erwiderte: »»Nein, die 
Garantie befestigt vielmehr jenes Bündnis, denn sie ist dessen Grund- 
lage.! c Dagegen sagte wieder Goltz: »Aber der Westfälische Friede 
ist doch durch die Besetzung Bayerns verletzt ;c Vergennes entgeg- 
nete; »»In gewissen Beziehungen vielleicht, aber nicht in allen.«« 
»Dann müssen Sie sich erklären!! warf Goltz ein, aber der Minister 
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behielt das letzte Wort mit der Bemerkung: »>Es gibt mehr als 
eine Art, eine Garantie geltend zu macheit^^).cc 

Das Ergebnis sdner langen Unterredung mit Goltz fasste Ver- 
gennes nachher kurz in folgenden, schriftlich niedergele<^ten Be- 
merkungen zusammen: Der König von Preussen will die erbetene 
Garantie der ihm mitgeteilten pfalz-bayrischen Familicnvertrni^e dem 
Herzog von Zweibrücken nur gewähren in Ubereinstimmung mit 
Frankreich; aber der Hof von Versailles hat es bisher vermieden, 
darüber in Unterhandlungen einzutreten. Der König möchte ferner 
gerne wissen, woran er mit Frankreich sei. Man hat ihn davor 
gewarnt, zu den Wa6fen zu g^reifen, da ein Krieg meist zu endigen 
pflege mit der Erschöpfung der Grossen und der Freisgabe der Kleinen. 
Unter diesen Umständen müsse sich Frankreich zum Grundsatz 
machen, — so riet Vergennes — nicht etwa Österreichs Vorteil 
bei dieser Gelegenheit gänzlich zu hintertreiben, wohl aber dessen 
Umfang möglichst zu verkleinern. Goltz habe zwar gemeint, Frank- 
reich führe eine zu wenig kräftige Sprache gegen Österreich; man 
habe ihm aber entgegnet, sie verlöre dadurch, dass sie massvoll und 
ziemlich sei, nichts von ihrer Deutlichkeit. 

Tinnierhin hat das Auftreten des preussischcn Gesandten seine 
Wirkung nicht ganz verfehlt; dies geht hervor aus der Weisung 
Vergennes' an Breteui! vom lo. März; denn der Inhalt des Gesprächs 
mit Goltz wurde nicht nur darin dem Botschafter ausführlich mitgeteilt, 
sondern er fand sogar Aufnahme in eine ostensible Weisung, die 
Kaunitz vorgelegt werden sollte. Der Minister war froh, bereits 
am 22. Februar in seiner Depesche nach Wien energisch iiir die 
Erhaltung des Friedens eingetreten zu sein, und glaubte alles getan 
zu haben, um Preussen versöhnlicher zu stimmen, indem er ihm 
keinen Zweifel Hess über Frankreichs Stellung bei einem Bruch. 
Jetzt war es dahin gekommen, dass der Allerch ristlichste König 
auch dem Wiener Hof die iü klarung nicht langer ersparen durfte, 
in dem wahrscheinlich bevorstehenden Krieg in Deutschland könne 
Frankreich zwingender Umstände halber nichts anderes tun als 
neutral bleiben. Gewissenhafte Prüfung der AUian/.pflichten auf 
der einen, der augenblicklichen Gesamtlage auf der anderen Seite 
hätten ihm die Berechtigung dieses Standpunktes gezeigt. Denn die 
durch die Allianz gewährleisteten Besitzungen Österreichs würden 
nicht angefochten ; die jetzt streitigen Rechtstitel seien bei Abschluss 
des Bündnisses im Jahr 1756 noch ganz unbekannt gewesen, das 
übrigens auch gar nicht die Mitwirkung eines Alliierten zur Ver- 
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Stärkung des andern bezweckt habe. Die Teilnahme Frankreichs am 
Kriege würde eine Verletzung des Westfälischen Friedens und somit 
der Grundtage der Allianz sein. Abgesehen von allem übrigen aber 
verbiete Frankreich die bedenkliche Lage England gegenüber jede 

Zersplitterung seiner Streitkräfte. 

Um diese scliwerwicgende Ankündigung etwas zu mildern, 
Hess Vergennes dem Staatskanzler sagen, die Regierung Ludwigs XVI. 
wolle sich bemühen, die Abgabe der Neutralitätserklärung dem 
König von Preussen gegenüber möglichst lange hinauszuschieben; 
da sie aber allzulange damit nicht werde fortfahren können wegen 
des preussischen Drängens, bitte sie nachdrücklich um baldige 
Mitteilung der EntSchliessungen des Wiener Hofes^^); hatte doch 
bis dahin Mercy- nichts weiter als die zwischen Wien und Berlin 
gewechselten Noten mitgeteilt. Aber noch etwas anderes hatte 
Breteuil kundzumachen, was geeignet war, die Hoffnungen des 
Wiener Hofs herabzudrücken : nämlich den Abschluss eines Freund« 
Schafts- und Handelsvertrags zwischen dem König von Frankreich 
und den Vereinigten Staaten von Amerika, d. h. den von England 
ab^cjlcillcncn Kolonien; dabei sollte er die Bemerkung fallen lassen, 
wenn England den Krieg erkläre, sei Frankreich darauf vorbereitet^''). 

Die Stellungnahme P'rankreichs zu dem Vertrag vom 3. Januar 
1778 kennzeichnet vielleicht nichts treffender als das Schreiben Ver- 
gennes' vom TO. März an den leitenden Staatsmann des Kurfürsten 
von der Pfalz, das als Antwort diente auf die Mitteilung der Kon- 
vention und auf das Mahnschreiben vom 24. Februar. Darin heisst 
es: »Wenn der König mich noch nicht ermächtigen zu sollen ge- 
glaubt hat zu einer Antwort auf diesen ersten Brief, so hat das 
seinen Grund darin, dass Seine Majestät bisher keine Meinung 
kundgeben wollten über Dinge, die nicht unmittelbar seine Inter« 
essen berühren und über Tatsachen, die ihm fernliegen'').» 

An Luzerne ging die Weisung ab, das Antwortschreiben 
Vieregg zu übergeben, ohne in nähere Beziehung zu ihm zu treten ; 
denn die franzcisische Regierung wollte dem Kurfürsten zeigen, 
dass sie diplomatische Vernachlässigung zu strafen wjsse. Mit 
Hofenfels dagegen sollte der Gesandte in engstem Einver- 
nehmen bleiben ; er sollte den zweibrückischen Staatsmann er* 
mutigen in der kritischen Lage, in der er sich gegenüber den 
österreichischen Einschüchterungsversuchen befand , sowie alles 
ihm erreichbare Material für die Beurteilung der rechtlichen Ver- 
hältnisse der bayrischen Succession sammeln* wobei ihm der (in 
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Frankreichs Sold stehende) bayrische Kanzler Kreittmayr, allenralls 
auch der pfälzische Finanzminister Baron Hompesch behülflich sein 
konnten^^). 

Darüber war sich Ver^ennes vollständig klar, dass die Neutral- 
erklärung seiner Regierun^^ gewissermassen als Antwort auf die öster- 
reichische Forderung einer Kundgeijung gegen den König von 
Preussen in Wien einen Sturm der Entrüstung erregen werde; er 
war auf Unistimimingsvcrsuche aller Art vorbereitet, obwohl er von 
vornherein durch Breteiiil den gefassten Beschluss als unumstösslich 
bezeichnen Hess. Die Entscheidung über die nächste Zukunft war 
damit in die Hand des Wiener Hofs gegeben; wenngleich die 
preussische Note vom 9. März mit ihrer bestimmten Forderung, 
den früheren Zustand herzustellen, kaum mehr Spielraum fiir juristi- 
sche Erörterungen zu bieten schien, so war Vergennes auf der 
anderen Seite doch nicht vollkommen überzeugt davon, dass der 
König von Preussen nur durch Krieg die Entscheidung herbeiführen 
wolle; denn die bekannte Schnelligkeit der Mobilmachung und der 
Bewegung bot der preussischen Armee noch jetzt einen Vorteil, 
der bei dem Fortschreiten der österreichischen Rüstungen mit 
jedem Tage geringer wurde; unterliess es König PViedrich auch 
fernerhin diesen auszunutzen, so wollte Vergennes darin ein Zeichen 
sehen, dass der wahre Zweck des preussischen Vorgehens die 
Herbeiführung einer friedlichen Verständigung sei'"). 

Als am 17. März der kaiserliche Botschafter in Versailles 
erschien und in Erfüllung der Weisung des Staatskanziers an Ver* 
gennes die Forderung richtete, Frankreich möge erklären, es werde 
in dem bevorstehenden Kriege gegen den angreifenden Teil mit 
allem Nachdruck vorgehen, erhielt er keine direkte Antwort; doch 
war er ganz zufrieden mit dem, was ihm der Minister über die 
Ablehnung des Goltzschen Angebots eines AngrifiS" und Verteidi- 
jjungsbündnisses mit Preussen sagte ; namentlich gefiel ihm, dass 
Frankreich, nach V^ergennes' Äusserungen gegenüber Goltz, sich 
zu einer Art von Scliutz der österreichischen Besitzungen in den 
Niederlanden verpflichtet fühle. Und wenngleich er sich wohl 
dachte, dass die Zurückweisung des preussischen Gesandten nicht 
ganz so kraftvoll gewesen sei, wie Vergennes sie schilderte, sprach 
er doch seinen Dank dafür aus. Eine Unterredung mit Maurepas 
gab dem Botschafter Anlass zu den Worten, die er an Kaunitz 
schrieb: »überhaupt scheinet nunmehr das hiesige Ministerium auf 
dem rechten Wege und in gewissem Masse beschämt zu sein, dass 
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es sich durch Vorurteile und listige Einstreuungen habe verleiten 
lassen.« Zu seinem Bedauern konnte er der Königin nicht das- 
selbe Lob erteilen ; sie zeigte zwar lebhaftes Interesse für die. Sache 
ihres Hauses, war aber nicht energisch genug in der Ausfuhrung 
des als richtig Erkannten, sodass ihr Einfluss nicht durchzudringen 
vermochte^''). 

Das Ansuchen des Wiener Hofes vom 14. März um die Ver- 
mittlung des Allerchristlichsten Königs konnte bei der bekannter- 
massen überaus friedliebenden Gesinnunpr Ludwigs XVI. einer 
günstigen Aufnahme sicher sein, und als Mercy am 21. März in 
Versailles sich seines Auftrages entledigte, wurde denn auch dieser 
Teil der ostensiblen Depesche mit Freuden begrüsst, zumal die 
Kaiserin-Königin sich zu Zugeständnissen zugunsten der Geschädigten, 
d. h. der Kurfürsten von der Pfalz und Sachsen, bereit erklärte. 
Vergennes versprach diese Angelegenheit im tiefsten Geheimnis 
mit Maurepas und dem König zu beraten und das österreichische 
Vermittlungsgesuch zu einer glänzenden Manifestation der be- 
stehenden Allianz zu benützen. Aber der weitere Inhalt der Depesche 
gefiel weniger oder gar nicht; namentlich fühlte Vergennes sich 
peinlich berührt, als Meicy auf das Verlangen nach allianzmässiger 
Hilfeleistung gegen den Angreifer sich nicht mit der Bemerkung 
zufrieden geben wollte, dass der König von Preussen es wohl gar 
nicht bis zu Feindseligkeiten kommen lassen werde : der Minister 
musste schliesslich den Botschafter durch das Versprechen beruhigen, 
alles Gehörte im Staatsrat zur Besprechung zu bringen, worauf er 
eine Abschrift der Depesche erhielt, sowie eine kurze Skizze des 
Austauschplans, in dem ab«r, wie bereits bemerkt, der weitest- 
gehende Vorschlag einer Verpflanzung Karl Theodors nach den 
Niederlanden nicht enthalten war. Die gereizte Stimmung gab 
sich auf beiden Seiten in Beschwerden über angebliche Äusserungen 
des kaiserlichen Gesandten in München, Freiherm von Lehrbach, 
und des Herrn von Hofenfels, sowie über die Haltung des Herzogs 
von Zweibrücken kund ; Vergennes leugnete indes die angebliche 
Belobung und Ermutigung des zweibrückischen Gesandten und 
stellte jeglichen Anteil seines Hofes an dem Benehmen des Herzogs 
in Abrede^^). 

Wenn Mercy nach diesen Erötinungen etwa gehofft hatte, 
an dem angegebenen Tage, dem 24. März, von Vergennes eine 
klare Auskunft zu erhalten, wie die französische Regierung über 
den Inhalt der mitgeteilten Depesche denke, wurde er enttäuscht; 
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der Minister sagte von sich aus nichts und, darüber befragt, <^db 
er in grosser Verlegenheit dem Botschafter den Bescheid, dass 
man die Schriftstücke überhaupt noch kaum durchg^elesen habe; 
worauf Mercy in begreiflicher Erregung zu der Behauptung sich 
verstieg, indem Frankreich die Anerkennung des casus foederis 
verweigere und, wie Vergennes sage, erst die weitere Entwicklung 
der Dinge abwarten wolle, mache es einen Riss in das Bündnis; 
die Nichtgewährung der allianzmässigen Hülfe bedeute eigentlich 
schon die Lossagung von der Allianz, auf die es der König von 
Preussen abgesehen habe. Vergennes konnte mit Recht erwidern, 
die Allianz von 1756 habe doch mit der bayrischen iLibfolge 
nichts zu tun; dagegen wandte wieder Mercy, auch nicht ohne 
Grund, ein, wenn solche Ausflüchte gelten sollten, seien Allianzen 
überhaupt nur Spielerei, da ja nunmehr selbst ein tatsächlicher 
Angriff nicht sofort und unbedingt als casus foederis gelten solle. 
Etwas friedlicher wurde das Zwiegespräch, als die Rede auf Goltz, 
sein Anbringen und die ihm erteilte Antwort kam; Vergennes 
versprach schliesslich auf Mercys Drängen nach einem Bescheid, 
eine ostensible Depesche an Brcteuil zu senden, wodurch er wieder 
sich persönlich aus einer höchst unangenehmen Lage befreite. In 
der weiteren Unterhaltung, die ein mehr privates Gepräge trug, 
erhielt Mercy Aufklärung über einige Punkte, auf die man ihm 
amtlich noch keinen Bescheid erteilt hatte. So hörte er, dass der 
Osten cichisclie Ealvvurf zur Antwort auf die prcussische Note v^om 
9. März, unter Anheimstellung einiger Milderungen in der Einleitung, 
angemessen befunden werde; auch gegen die Tauschvi :s(:lilri<^^e erhob 
der Minister keine Einwendungen, versprach vielmehr sie iti 
gründliche I'>wägung zu ziehen. Auf Befragen bezeichnete dann 
Mercy die Erträgnisse des jetzt in österreichischem Besitz befindlichen 
Anteils von Bayern als unerheblich; und auf die Frage, was der 
Wiener Hof als Ausgleich für seine Gebietserweiterung dem König 
von Preussen zugedacht habe, meinte Mercy, der aus dem Anfall 
der fränkischen Markgraischaften sich dereinst ergebende Zuwachs 
werde jene Vergrösserung des österreichischen Gebiets bei weitem 
übertrefien 

Um nun die Entscheidung der französischen Regierung für 

seinen Hof möglichst günstig zu gestalten, brachte Mercy wieder 
den Rinfluss der Königin ins Spiel und veranlasste sie, die Minister 
sogleich zu sich zu rufen und mit ihnen über das Verhältnis der 
beiden Alliierten zu einander zu reden. Indes Hessen sich weder 
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Maurepas noch Vergennes durch die offene Parteinahme der Königin 
einschüclitern ; sie bekannten sich zwar als ehrliche Anhänger der 
AHianz, erklärten aber ebenso entschieden, dass der zueifelios be- 
vorstehende Bruch mit England und die schlechte Finanzlage des 
Staates die Teilnahme an einem Festlandskrieg unmöglich mache. 
(24. März.)**). 

Die Antwort Frankreichs konnte, wie die Dinge nun einmal 
lagen, in den Hauptpunkten den Wiener Hof nicht befriedigen. 
Von der Neutralität wollte der Hof von Versailles nicht abweichen ; 
die Anrufung der Garantie des Westfälischen Friedens bezeichnete 
er als rechtlich nicht begründet, da es nur von Österreich abhänge, 
den Anlasa zur preussischen Herausforderung zu beseitigen» indem 
es seine vermeintlichen Rechte einer freundschaftlichen Erörterung 
anheimstelle. Die bisher gemachten Zugeständnisse Österreichs 
werden als nicht ausreichend bezeichnet, denn sie würden nicht 
nur dem König von Preussen nicht genügen, sondern sie befreiten 
nicht einmal den Allerchristlichsten König aus der Verlegenheit, 
in die er durch die, eine Verletzung des Westfälischen Friedens 
enthaltende Besitzergreifung der seit 161 8 zur Oberpfalz gehörigen 
Grafschaft Cham versetzt sei. Aus diesen gewichtigen Gründen 
stellte es die französische Regierung dem Alliierten anlienu, seinen 
Versöhnungsplan abzuändern und zum Besten der Erhaltung des 
Friedens Opfer zu bringen; aber selbst an neue Vorschläge, die 
sie zu übermitteln sicli bereit erklärte, wollte sie nicht gebunden 
sein, bevor alle Beteiligten sie angenommen hätten. Da ferner 
Frankreich es als seine Hauptaufgabe ansah, Deutschland die Ruhe 
wiederzugeben, konnte es nun, nach reiflicher Erwägung, auch den 
vorgelegten Entwurf zur Antwort auf die preussische Note vom 
9. März nicht mehr als zweckmässig ansehen. Über den Inhalt 
der Austauschpläne aber verweigerte die französische Regierung 
ebenso jegliche Meinungsäusserung, wie früher über deren Grund- 
lage, die Konvention vom 3. Januar 1778^*). 

Diese Weisung, welche gegenüber den letzten mündlichen 
Äusserungen der französischen Minister erhebliche Verschärfungen 
zu Ungunsten Österreichs enthielt, hatte Breteuil wörtlich dem Staats- 
kanzler vorzulesen, damit die kaiserlichen Majestäten endlich zur 

Erkenntnis kamen, dass sie geeignelcic VersöhnungsnulLcl vor- 
schlagen müssten ; freilich bezeichnete Vergennes selber die I loff- 
nung auf diese Erkennntnis als gering. Werde man sich aber 
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wirklich in Wien einem versöhnlicheren Vorgehen geneigt zeigen, 
so sollte Breteuil einen Vorschla^r machen, der Österreich gestattete, 
sich mit Ehren aus seiner peinlichen Lage heraus zu ziehen, einen 
Vorschlag, der unmittelbar auf König Ludwig XVL zurückzuführen 
war*^}. Die kaiserlichen Majestäten soUten nämlich, von allem, was 
in der basrrischen Successionssache bisher geschehen sei, absehend, 
den Willen kundgeben, mit dem pßilzischen Hause einen Vertrag 
abzuschliessen, der in seinem ersten Artikel den Entschluss der 
Parteien zu freundschaftlicher Vereinbarung und zu wechselsei tiiijer 
AnerkciHUing derjenigen Ansprüche ausdrücke, deren rechtliche 
Gültigkeit nachgewiesen werden könne. Sobald dann die Beteiligten 
diese Grundlage angenommen hätten, seien für die weiteren Ver- 
handlungen keine Schwierigkeiten mehr zu befürchten : die Her- 
stellung des Status von 1777 werde in diesem Fall gar nicht erst 
erforderlich sein. Unter die Beteiligten rechnete nun aber Frank- 
reich in erster Linie auch den Herzog von Zweibrücken als nächsten 
Erben des Kurfürsten Karl Theodor; sobald dieser zu Verhandlungen 
mit Österreich bereit sei auf jener Basis, sei dem König von Preussen 
der wichtigste Anlass zur Einmischung in die bayrische Angelegen- 
heit entzogen und die Ruhe in Deutschland leichter zu erhalten. 
Freilich müsse Österreich dann den Herzog besser behandeln als 
bisher, denn daran, dass er sich dem König von Preussen in die 
Arme geworfen habe, sei vorwiegend die I)i[)loniatic des Wiener 
Hofes schuld. Frankreich sei bereit, den Tlan, nach Österreichs 
Zustimmung, den anderen Beteiligten vorzulegen, übernehme aber 
keine Verbindlichkeit für den Fall des Misslingens. Komme da- 
gegen ein Vertrag zustande, so werde Frankreich ihn auf Wunsch 
garantieren. Vergennes überliess es dem Botschafter, der an Ort 
und Stelle die Stimmung des Wiener Hofes zu beobachten Ge- 
legenheit hatte, von diesem Vorschlag Gebrauch zu machen oder 
nicht; keine Regelung schloss er als unzulässig aus, abgesehen von 
dem Tausch der gesamten Niederlande gegen ganz Bayern, dem 
sich der König von Frankreich widersetzen müsste^^. 

Über die Erbfolge der brandenburgischen Primogenitur in 
Anspach-Baireuth äusserte Vergennes seine Meinung dahin, — aber 
nur zu persönlicher Information für den Botschafter — , dass der 
Kaiser sich der Vereinigung der Markgrafschaftcn mit der Haupt- 
linie nicht widersetzen könne. Deshalb sollte Bretcuil, wenn Kaunitz 
dies doch für möghch erkläre, Zweifel an der Richtigkeit dieser 
Auffassung äussern, während man in Versailles dem Baron Goltz 
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g^ej^cnübcr den österreichischen Standpunkt vertreten werde**^), um 
SO eine Annäherung der beiden Parteien anzubahnen. 

Der Vorschlag direkte! Verhandlungen Österreichs mit dem 
Herzog von Zweibrücken war aufrichtig gemeint; der Kurier nach 
Wien nahm daher auch die Weisung an Luzerne mit, wonach der 
Gesandte bei passender Gelegenheit alle Gerüchte von einer Lockerung 
der Allianz nachdrücklich in Abrede stellen sollte ; ferner aber sollte 
er dem Vertreter des Herzogs von. Zweibrücken, Hofenfels, unter 
rückhaltloser Anerkennung seines Diensteifers von sich aus den 
vertraulichen Rat geben, sich recht vorsichtig zu verhalten, um nicht 
den durcli die SchntLc des Herzogs ohnehin schon aufgebrachten 
Wiener Hof noch mehr zu erzi.irnen. Im übrigen niusste Luzerne 
nunmehr auch diesem gegeniiber reserviert sein und gegebenenfalls 
Mangel an Instruktionen vorschützen*'*). 

In Potsdam blickte König Friedrich mit gespannter Aufmerk- 
samkeit auf den Wiener Hof, denn Ricdesel meldete ihm bedroh- 
liche Fortschritte der österreichischen Rüstungen; immer mehr 
schwand bei ihm die Hoffnung auf Erhaltung des Friedens. £r 
erwartete sehnlichst die Antwort der französischen Regierung 
auf die Vorschläge und Anträge, die er ihr durch Goltz hatte 
machen lassen, und bevor nur ein Bericht des Gesandten angelangt 
sein konnte, erging schon ein strenger Verweis an ihn, weil er den 
französischen Ministern gestatte, ihr Spiel mit ihm zu treiben. Denn 
ganz unverkennbar sei eine Unterhandlung zwischen Wien und 
Versailles im Gange; heisse es doch .schun in der österreichischen 
Hau])staL:t, Tournai, Ypern und Menin seien an Frankreich ab- 
getreten, um sich des Alliierten zu versichern ; aber er, Goltz, sehe 
und höre von alledem nichts. Der König verlangt abermals zu 
wissen, welche Haltung Frankreich fernerhin einzunehmen gedenke; 
Goltz möge den Minister Vergennes um beschleunigte Antwort er- 
suchen ; entscheide sich Frankreich für Neutralität, so werde der 
König gern eine Art von Abkommen mit ihm treffen, um sich vor 
einem Frontwechsel sicher zu stellen*^^. 

Am S. März hatte Goltz Über die Unterredung vom 6. be- 
richtet; am 12. gestand er ein, dass er mit der Haltung des fran- 
zösischen Ministeriums nicht zuiiicden sein könne, fügte indes hinzu, 
dass Mercy ebensowenig Anlass zur Zufriedenheit habe, denn ihm 
sei die Zusage allianzmässiger Truppenhülfe rundweg verweigert 
worden""). Immerhin erfuhr er, dass sein Anbringen eine gewisse 
Wirkung gehabt habe, indem man mit dem Kurier vom lo. März 
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dem Wiener Hof die Überzeugung beizubringen suchte, er müsse 
die grosse Streitfrage durch freundschaflliche Verhandlungen lösen ; 
aber der aus einer längeren Besprechung mit beiden Ministem ge- 
wonnene Eindruck war doch, dass Frankreich trotz der Garantie 
des Westfälischen Friedens selbst dann vergnügt zuschauen werde, 
wenn etwa Preussen und Österreich den grössten Teil von Deutsch- 
land unter sich aufteilten — vorausgesetzt, dass kein französisches 
Bataiiloo deshalb über den Rhein zu gehen brauche"'). 

In diesen Tagen fiel die Entscheidung über das Verhältnis 
Frankreichs zu England. Der französische Botschafter (iraf de Xoailles 
teilte in London den Abschluss des Handels und Freundschaftsvertrags 
seines Herrn mit den von England abgefallenen nordamerikanischen 
Kolonien mit und erklärte gleichzeitig, dass seine Regierung fernerhin 
die Durchsuchung französischer Schiffe durch englische Kriegs- 
fahrzeuge nicht mehr gestatten werde. Sandoz-Roliin meint in 
einem seiner Berichte» dieser selbst in Frankreich Überraschung 
erregende Schritt sei — wie er am 5. März vorausgesagt habe — 
geschehen, um aus der peinlichen Verlegenheit herauszukommen, 
in die man in Versailles durch die deutschen Angelegenheiten 
geraten war. Doch ist diese Vermutung, obwohl sie dainals nahe lag, 
wohl kaum zutreffend; aber nicht unrichtig ist das, was Sandoz-Roliin 
über die kuaftige Haltung Frankreichs sagt, dass es nämlich nun 
in der deutschen Frage gar nichts tun werde, da es in den Augen 
der Welt durch den Kampf mit England gerechtfertig sei wegen 
der Nicht-Geltendmachung der Garantie des Westfälischen Friedens; 
ja, am letzten Ende glaubt Sandoz die Sehnsucht der leitenden 
Staatsmänner nach der Befreiung von den Verpflichtungen des 
Versailler Vertrags heraus zu flihlen; und die Existenz einer 
geheimen Unterhandlung zwischen Versailles und Wien bestritt er 
aufs bestimmteste**). 

Der abermalige Verweis des Königs veranlasste Goltz, am 
22. März in Versailles nochmals einen Versuch zu machen, genaueres 
über die Stcllangnahme i'Vankreichs bei dem in Deutschland wahr- 
scheinlich bevorstehenden Kriege zu erfahren; alles, was nur irgendwie 
geeignet erschien, die französischen Minister zur Aussprache zu 
bringen, wurde von ihm aiH^c wendet. Aber der ICrfolg entsprach 
seinen Bemühungen nicht; er musste hören, dass nach Ansicht des 
Allerchristlichsten Königs der Bruch zwischen den beiden deutschen 
Mächten leicht vermieden werden könne, wenn nur Preussen nicht 
auf der Rückgabe des ganzen besetzten Gebietes bestehe; dafür 
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werde man auch gegen einen Vorteil, den sich Preussen etwa 
verschaffen wolle, nichts einwenden, sondern ihn im Gcq^enteil 
begünstigen. Einstweilen halte der König noch an der Hoffnung 
auf Wahrung des Friedens fest ; komme es jedoch zum Krieg, so 
werde nicht in erster Linie die Verpflichtung zur Garantie des 
Westfälischen Friedens, sondern die Rücksicht auf die Interessen 
seines Staates für seine Stellungnahme massgebend sein. Man 
ersuchte den Gesandten, vor weiteren Schritten die Antwort seines 
Herrn abzuwarten auf die gemachte Mitteilung, wie dringend Frankreich 
die Erhaltung des Friedens und die Auffindung eines Weges zur 
Verständi<iung wünsche, sowie die Antwort des Wiener Hofes auf 
die französische Depesche vom lo. März. Und während in Wien 
in jener Depesche vom lo. März ein Vorschlag zur Herbeiführung 
eines friedlichen Ausgleichs gemacht wurde, lehnten Goltz gegenüber 
die französischen Minister es ab, in dieser Weise eine Vermittlung 
zu übernehmen. Auch die Aussicht, die Goltz ihnen eröffnete, dass 
Russland in Deutschland als Garant des Westfälischen Friedens 
auftreten werde, schien sie nicht zu schrecken, so dass der Gesandte 
schliesslich einsehen niusste, seine Bemühungen, Frankreich zu 
formlicher Kundmachung seiner Neutralität in den deutschen 
Angelegenheiten zu bestimmen, würden wahrscheinlich vergeblich 
sein ''^). 

Wenn der französische Hof einen Weg zur Verständigung 
nicht angeben wollte, so hatte der Könitz von Preussen nocli 
weniger Neigung dazu ; er liess durch Goltz desiialb erklären (i . April), 
er verlange nur Gerechtigkeit, Erhaltung der reichsständischea 
Rechte und des Reichssystems; erst müssten samtliche an der 
bayrischen Erbschaft Beteiligte zufrieden gestellt sein, ehe man von 
dem ihm unzweifelhaft zustehenden Erbrecht auf An^ach-Baireuth 
reden könne. Infolge dieser bestimmten Weigerung, über die fränki- 
sche Erbfolge zu verhandeln, bevor die bayrische erledigt sei, 
unterliess es Vergennes, dem Baron Goltz den Vorschlag des Staats- 
kanzlers zu erwähnen, der dem König von Preussen den fränkischen 
Besitz gewährleisten wollte, wenn er seinen Widerstand gegen Öster- 
reichs Erwerbungen in Bayern aufgebe, und verhielt sich überiiau^jL 
sehr zugekn()pft; denn er glaubte den Zweck des Königs von 
Preussen deutlich zu erkennen: Frankreich sollte zu einem Schritt 
verleitet werden, der es seinem Verbündeten gegenüber kom- 
promittierte ; auch die erneute Anrufung der guten Dienste und des 
Schutzes Frankreichs seitens des Kurfürsten von Sachsen führte 
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der Miaister auf dies Streben der preussischen Politik zurück. Da- 
gegen verrät die Depesche an Breteuil etwas mehr Entgegenkommen 
gegen Österreich, wenigstens in der Form; um den Staatskanzler 
nicht zu sehr zu reizen, sollte der Botschafter hinfort nicht mehr 
sprechen von der Nicht-Anwendbarkeit des casus foederis, sondern 
er hatte die Unmöglichkeit, angesichts der sonstic;cn V erhältnisse 
etwas für Osterreich zu tun, als Grund der Ncutrahtät anzuführen. 
Auch gab man 7ai, dass die Zugehörigkeit der Grafschaft Cham 
zur Oberpfalz nach der von Mcrcy überreichten Note nicht so un- 
bedingt feststehe, wie man früher geglaubt habe; doch mahnte man 
Österreich von neuem, ein brauchbares Ausgieichsobjekt dem Kur- 
fürsten von der Pfalz anzubieten und rinm annehmbaren Ver- 
ständigungsvorschlag zu machen; der Hof von Versailles werde 
sich jedenfalls dazu nicht hergeben**). 

Anfang April trat deutlich erkennbar eine Verschlimmerung 
der Lage in Deutschland ein, indem zuerst König Friedrich, dann 
Kaiser Joseph sich zu ihren Heeren begaben, die an den Landes- 
grenzen sich versammelten ; die Anwesenheit der beiden Monarchen 
im Feldlager schien kein gutes Vorzeichen für die Ijih.iluing des 
Friedens zu sein. In der Tat aber bot grade sie den Anlass zu 
einer neuen diplomatischen Unterhandlune^. 

Die Haltunc^ Frankreichs rief am Wiener Hof trotz der schonen- 
den Art, mit der Breteuil sie annehmbar zu machen suchte, 
lebhafte Entrüstung hervor. Man glaubte, und wohl nicht mit Un- 
recht, dass eine entschiedene Kundgebung des Hofes von Versailles 
im Sinne der Allianz, also die offene Anerkennung des casus foederis, 
den Bruch mit Preussen längst verhindert haben würde, so dass 
jetzt Frankreich, ungestört von deutschen Wirren, dem Krieg mit 
England seine ganze Aufmerksamkeit hätte zuwenden können. Zu 
einer lebhaften Auseinandersetzung kam es, als Breteuil dem Staats- 
kanzler die ostensible Depesche vom 30. März vorlas mit der 
Weigerung, die Anrufung der französischen Garantie als zulässig 
anzuerkennen und die österreichischen Vorschlage einer Vermittlung 
zugrunde zu legen; doch sah Kaunitz bald die Nutzlosic^keit seines 
Zornes ein und hatte schliesslich auch die Genugtuung, dass der 
Botschafter doch mit einem Vorschlag zur Verständigung hervor- 
trat; er gab ihn zwar als seine eigene Idee aus, tatsächlich war 
es aber jener Vorschlag Vergennes', der beim Vorhandensein ver- 
söhnlicher Gesinnung in Wien gemacht werden sollte. Kaunitz 
scheint sich hierüber nicht gleich geäussert zu haben; wohl aber 
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bestritt er die Notwendigkeit, Preussen jemals von dem Entschluss, 
neutral zu bleiben, in Kenntnis zu setzen und wünschte, der Aller- 
christlichste König möge wenigstens in Berlin kundmachen lassen, 
er werde einen Angriff auf die österreichischen Niederlande nicht 
dulden; damit wolle sich die Kaiserin-Königin begnügen und danach 
von ihrem Alliierten ein weiteres Heraustreten aus seiner Neutralität 
nicht verlangen. Mit Berufung darauf, dass der Entschluss seines 
Herrn, strengste Neutralität zu beobachten, unwiderruflich sei, lehnte 
Breteuil es jedoch ab, auch nur im Geringsten über die Grenzen 
seiner Instruktion hinauszugehen. Als das Gespräch auf den Herzog 
von Zweibrücken kam, tadelte Breteuil das unpassende Verfahren 
Lelubachs, der die Ubermittelung der herzoglichen Schreiben an 
die kaiserlichen Majestäten verweigert habe, und empfahl, zu Kaunitz' 
schmerzlichem Erstaunen, jenem Fürsten gegenüber einen höflicheren 
Ton anzuschlagen ; nur dann könnten Frankreichs Bemühungen zur 
Herbeiführung einer Versöhnung zwischen dem Wiener Hof und 
dem Herzog von Erfolg begleitet sein**). Bei jeder neuen Unter- 
redung des Staatskanzlers und des Botschafters zeigte sich die tief- 
gehende Meinungsverschiedenheit zwischen den beiden verbündeten 
Höfen; und es ist begreiflich, dass Breteuib persönliche Stellung 
dadurch ungünstig beeinflusst wurde; man zeigte ihm kaum ein 
freundlicheres Gesicht als dem preussischen Gesandten, und er 
musste anhören, wie man in Gesellschaften Wetten einging, dass 
binnen Jahresfrist es mit der französischen Allianz zu Ende sein 
werde^^). Nur Maria Theresia blieb ihm gewogen, sie verkannte 
nicht die Schwierigkeit seiner Stellung und rechnete es ihm hoch 
an, dass er trotz seiner Lebhaftigkeit sich die manchmal recht 
derbe Sprache des Staatskanzlers gefallen liess^^). 

An demselben Tage, da Goltz in Versailles auf Befehl des 
Königs mitteilte, sein Herr begebe steh nach Schlesien, aber nicht 
j in kriegerischer Absicht, sondern um zu beobachten, erschien auch 
Mercy ^ es war der übliche Konferenzdienstag (14. April); er sprach 
wieder von dem allianzmässtgen Hülfskorps und hob hervor, dass 
Frankreich durch die einfache Erklärung, seine Verpflichtungen 
erfüllen zu wollen, der tatsächlichen Erfüllung werde überhoben 
werden ; der Streit mit England könne die früher gegebenen Ver- 
sprechungen nicht unwirksam machen; Fiankreich sei durchaus in 
der T-age, sich so zu erklären, wie es dem Hundesverhältnis ent- 
sp: r( !ic Aber das, was er gerne wissen wollte, nämlich den In- 
halt der an Breteuil ergangenen Weisung, erfuhr er doch nicht; 
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dagegen setzte ihm Vergennes auseinander, dass man fiir den Herzog 
von Zweibrücken »eine anständige Vergeltungc ausfindig machen 
müsse; es sei von Wichtigkeit, diesen Fürsten von der preussischen 

Abhängigkeit zu befreien. Mercy hatte bisher in den ihm zu- 
gegangenen VVeisuniren über diesen I'unkt nie eine Andeutung ge- 
funden, da nach der österreichischen Auflassung nur der Kurfürst 
Karl Theodor bei der bayrischen Erbfolge berücksichtigt 7.11 werden 
brauchte; es fiel ihm jetzt auf, dass man in Versailles sich so leb- 
haft für den Heraog interessiere®*). 

Wenige Tage danach, am 17. April, machte er sich abermals 
auf den Weg nach Versailles, ausgerüstet mit reichem Material, 
welches dazu dienen sollte, die Königin zu tatkräftigerem Eingrreifen 
in den Gang der französischen Politik zu bewegen. Nicht nur 
Maria Theresia, sondern auch Kaiser Joseph, der am Vorabend 
seiner Abreise zur Armee stand, hatten an Marie Antoinette ge» 
schrieben und ihr vorgestellt, wie Frankreich noch immer Österreich 
den wirksamsten Beistand gewähren könne, indem es entschlossen 
sein Festhalten an der Allianz kundgebe, während bisher das Ver- 
halten seiner Vertreter vielfach den Eindruck eines völligen Ver- 
sagens des Bündnisses hervorgerufen habe. In einem Schreiben an 
den Botschafter hatte Maria Theresia zugegeben, dass in der Tat 
augenblicklich auf materiellen Beistand Frankreichs nicht gerechnet 
werden könne ; aber sie wolle die Hoffnunc,^ darauf nicht aufget>en, 
zunächst indes Frankreich wenigstens für die Beschirmung der 
österreichischen Niederlande gewinnen**). Die Königin, von Ton 
und Inhalt der Schreiben tief erschüttert, berief sofort die Minister 
zu sich und sprach auch mit ihrem Gemahl über die Notwendigkeit, 
eine den Bündnispflichten entsprechende Haltung anzunehmen; sie 
erhielt darauf zwar die Versicherung, dass man die zum garantierten 
Besitz des Hauses Österreich gehörigen Niederlande gegen einen 
preussischen Angriff schützen werde, doch lehnte man es ab mehr 
zu tun, da Rayern ebensowenig wie die österreichischen Erwerbungen 
in Polen unter die 1756 übernommene Garantie fielen.^**'') 

Trotzdem glaubte Mercy eine gewisse Wirkung der mehr als 
zweistündigen Unterredung der Königin mit den Ministern zu l;>e- 
merken. Vergennes entschuldigte sich nämlich gewissermassen wegen 
der scharfen Depesche vom 30., auf die der Staatskanzler erst 
nach Eingang eines Berichts von Mercy antworten wollte; er suchte 
die Verantwortung ftir ihren Inhalt auf den Sekretär G^rard abzu« 
wälzen, der sie verfasst habe, während er selber nur in einer Nach- 
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Schrift den eigentlichen Sinn der Depesche habe angeben können. 
Er versprach auch die Beschützung der österreichischen Niederlande, 
allerdings nicht ohne vorgängiges Einvernehmen mit den General- 
staaten; dann aber hob er doch wieder die Notwendigkeit einer 
Befriedigung des Herzogs von Zweibrücken hervor. 

Der einzige Erfolg, den somit die österreichische Politik bis 
7u diesem Augenblick am Hof von Versailles errungen hatte, war 
das Versprechen, den Schutz der Niederlande zu übernehmen. 
Mercy schrieb dies geringe Ergebnis seiner Bemühungen in erster 
Linie der schlechten Finanzlage Frankreichs, dann aber der Un- 
wissenheit und Ängstlichkeit Maurepas' zu. Indes hoftto er die 
letzteren Übelstände mit Hülfe des EinBusses der Königin zu über- 
winden^"^). Einstweilen war er nicht in der Lage, die von dem 
Staatskanzler so sehr gewünschten Erläuterungen zu der französischen 
Depesche vom 30. März zu liefern, da das Osterfest dazwischen 
kam ; in Wien sah sich infolgedessen Kaunitz genötigt, wenn er 
nicht die Verhandlungen ins Stocken geraten lassen wollte, wieder 
sich an Breteuil zu wenden; der Botschafter ging nun, diesmal 
seine Weisungen wohl überschreitend, auf den materiellen Inhalt 
der österreichischen Tauschpläne ein und empfahl als das ge- 
eignetste Mittel zur Erhaltung des Friedens die Ausführung desjenigen 
Austauschs, bei dem unter völliger Preisgabe der Vereinbarung 
vom 3. Januar 1778 ganz Bayern an Österreich fallen sollte gegen 
Überlassung der vorderösterreichischen Lande, Luxemburg, Limburg, 
allenfalls auch Flandern, Namur, Hennegau an Karl Theodor; dagegen 
erklärte er die Abtretung der gesamten Niederlande an Kurpfalz 
vom Standpunkte seiner Regierung aus für nicht zulässig**'*). Aus 
der vorläufigen Antwort des Staatskanzlers ersah Breteuil indes, 
dass man zu beträchtlichen Opfern nicht mehr geneigt sei; man 
war offenbar von der Unvermeidlichkeit des Krieges überzeugt, da 
man König Friedrich für zum Kampf entschlossen hielt^^'). 

Noch gerade zeitig genug, um für die österreichische Ant> 
wort an die französische Regierung benützt zu werden, langte am 
29. April Mercys umfang- und inhaltreiche Depesche vom 20, an, 
die der Staatskanzler als ,,ganz vergnügHch" bezeichnete. Das Ver- 
sprechen bezüglich der Niederhinde erweckte ihm ebenso wie Mcrcy 
die Hoffnung, ,,dass man zuletzt doch noch die Anerkennung des 
casus foederis und die allianzmässige Hilfsleistung herausdrucken 
dörfte, besonders wenn die Königin mit ihren Bemühungen fort- 
fahren und die Vermutung ihrer gesegneten Umstände sich reali- 
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siren solltet Zunächst wollte er das Versprechen wegen der 
Niederlande schriftlich zu erhalten auchen und danach dessen Mit- 
teilung an den König von Preussen erwirken*^). 

Die Nachricht, es sei begründete Aussicht vorhanden, dass 
Marie Antoinette dem französischen Königshause den so lanp^e 
ersehnten Erben schenken werde, war begreiflicher uei.^c auch 
Maria Theresia hochwillkommen ; überdies fand die Mutter enie 
i^rosse Genugtuung in dem Gedanken, dass ihre Tochter nunmehr 
auch politisch eine Rolle gespielt und ihr dadurch einen Beweis 
kindlicher Liebe und Anhänglichkeit ge^^eben habe. Denn die noch 
immer vorhandene Rivalität Frankreichs gegenüber dem Alliierten 
ging ihr sehr nahe, und wenn sie auch erwartete, dass sie sich 
überwinden lasse, fürchtete sie doch, es werde dann vielleicht zu 
spät sein^^. Der Inhalt der Weisung an Mercy, die Kaunitz iht 
vorlegte, wird wohl ganz ihrer Gesinnung entsprochen haben; der 
Staatskanzler sagt darüber: (die Weisung) > — ist hauptsächlich in 
dem Gesichtspunkte und zu dem Ende entworfen worden, um dem 
französischen Hofe, ohne förmliche und unfreinuiliche Beschwerden 
zu führen, dennoch seine allianzmässif^e Pflicht standhaft vorzuhalten, 
lind einen schicklichen Weg zu eröffnen, das'; er, ohne mit sicli 
selbst in einen Widerspruch zu verfallen, auf eine schickliche und 
seiner Würde gemässe Art von seinem bisherigen schwachen und 
zweideutigen Betragen zurücktreten könne^^^).« 

In gewisser Beziehung gab Maurepas dem kaiserlichen Bot- 
schafter wirklich die Möglichkeit zu, dass eine Änderung in der 
Politik Frankreichs eintrete, wenn nämlich auf der einen Seite das 
Verhältnis zu England sich bessere, auf der anderen Seite dch 
etwa zeige« dass Österreich der Macht Preussens unterliege; in 
diesem Falle sei es nicht ausgeschlossen, dass Frankreich seinem 
Verbündeten beispringe. Für den Augenblick aber, meinte der J 
Minister am 21. April, müsse sein Hof eine gemässigte Sprache 
gegen den König von Preussen führen, damit dieser keinen Vor- 
wand erhalte, eine nordische Liga zu bilden ; übrigens wisse König 
J^riedrich ganz genau, dass Frankreich nicht im stände sei, neben 
dem Krieg mit England irgend etwas Erhebliches auf dem Festland 
zu leisten. Vergennes äusserte sich in ähnlichem Sinne; er gab 
Mercy Recht bei dessen Erklärung, dass der Wiener Hof nicht 
von allem zurücktreten könne, und sprach von einer Wendung der 
Sache, auf die hoffentlich der Wiener Hof selber verfallen und die 
zu einer allgemeinen Verständigung ausreichen werde ; was er aber 
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mit diesen dunklen Worten meinte, vermochte der Botschafter nicht 
zu ergründen. Vielleicht wusste die Königin ihm zu helfen, die, 
von ihm wohl unterrichtet über alle augenblicklich zur Beratung 
stehenden Angel^enbetten, am 24. April mit den Ministem eine 
neue Besprechung hatte. Aber die Vorwürfe der Königin konnten 
Maurepas und Vergennes leicht zurückweisen: über das Staats- 
interesse Frankreichs, über das in Italien zu befolgende System, 
über diplomatischen Brauch wusstcn sie doch besser Bescheid als 
die österreichische Prinzessin, deren Blick bisher wesentlich auf 
andere als politische Dinge gerichtet gewesen war. Um nicht 
ganz zwecklos über die wichtigsten Fragen zu verhandeln, net 
Maurepas dringend, der König möge an den Beratungen teilnehmen ; 
dann könnten diese wohl zur Beschleunigung der Angelegenheiten 
dienen, wenn etwa die Königin über das Ergebnis ohne Zuziehung 
Mercys unmittelbar an die Kaiserin- Königin berichte. Dieser letztere 
Vorschlag war neu, und der kaiserliche Botschafter, den Marie 
Antoinette sofort um Rat fragte, besorgte mit Recht, bei ihrer 
Unerfahrenheit werde die Königin nur das nach Wien berichten, 
was die Minister ihr vortrügen; ihm selbst blieb dann nur die 
Möglichkeit, nachträglich die unausbleiblichen Irrtümer zu berich- 
tigen. Immerhin empfahl er dem Staatskanzler, die Vermittlung 
der Königin im Verkehr zwischen den beiden Höfen anzunehmen ; 
von ihm eingehend instruiert, werde Marie Antoinette über viele 
Punkte Aufklärung erhalten können, die ihm selber aufzuhellen 
nicht gelingen wolle*^'). Im ganzen versprach er sich indes wenig 
von all diesen Versuchen; wenn auch dem Allianzsystem keine 
Gefahr drohte, so war die französische Regierung doch stark beein- 
flusst durch die Eifersucht auf das Anwachsen der österreichischen 
Macht und das Streben, den Anteil Österreichs an Bayern möglichst 
zu verkleinem. 

Mittlerweile war zwischen den beiden, in den Feldlagern 
einander gegenüberstehenden Monarchen eine Korrespondenz an- 
geknüpft worden; man war in Versailles nicht wenig überrascht, 
als Goltz am 26. April auf * ausdrücklichen Befehl seines Herrn mit 
dieser Neuigkeit erschien. In der Beurteilung des kaiserlichen 
Schreibens gingen die Ansichten auseinander ; aber von der T ricdcns- 
licbe und Uneigeniiutzigkeit des Königs von Preussen erklärten 
sich die Minister durch seine Antwort an Joseph und die Erwiderung 
auf die österreichische Note vollkommen überzeugt, da die Rijck- 
führung des Zuslandes von 1777 nicht mehr gefordert, die Möghchkeit 
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der Entschädigung der Benachteiligten durch Äquivalente ein- 
geräumt und so ein Weg zur Versöhnung eröffnet werde*^. Die 
preussischen Vorschläge entsprachen so sehr dem, was Breteuil in 
Wien beantragt hatte, dass Vergennes voraussagte, man werde am 
österreichischen Hofe daraus gewiss auf eine französische Mitteilung 
in Berlin schliessen. Überhaupt crg^b ein Verpleicli zwisclicn der 
Haltung des preussischen und des österreichischen Hofes, dass der 
erstere viel oftener war und immer wieder sein Verlanj^cn nach 
gerecliter Reo^elung auf friedhchcni \VtL;c aussprach, wahrend es 
bisher nicht einmal möglich gewesen war, von den österreichischen 
Diplomaten Näheres zu erfahren über die rechtliche Begründung 
ihrer Ansprüche auf Bayern*^®). Unmittelbar vor dieser Unterredung 
nu't Goltz war eine Depesche au Breteuil abgegangen, der beauf* 
tragt wurde, die immer erneuten Zumutungen Österreichs wegen 
einer französischen Erklärung an den König von Preussen, dass im 
Kriegsfall Frankreich sein Hülfskorps stellen werde, zurückzuweisen, 
da ein solcher Schritt zwecklos sein würde, ja sogar Frankreichs 
Ansehen bei der Unmöglichkeit, die Drohung auszuführen, ernstlich 
gefährden könne. Dagegen sollte er noch einmal die Bereitwillig- 
keit König Ludwigs hervorheben, billige Vorschläge zu einer Ver- 
ständigung, etwa durch Gewährung einer Kompensation für Kur- 
pfalz, der preussischen Regierung zu übermitteln ; er sollte aus- 
drücklich betonen, dass dieses neue Angebot der guten Dienste 
Frankreichs von König Ludwig persönlich ausgehe, damit man in 
Wien seine Dienstbereitschaft erkennen möge. In höflichem, ja 
freundlichem Tone gehalten, sollte diese Depesche das wieder gut 
machen, was Görard in derjenigen vom 30. März durch seine un- 
gestüme Sprache verdorben hatte. Dem ostensiblen Schreiben fügte 
Vergennes dann aber ein Privatschreiben bei, worin er erklärte, 
angesichts der Übergriffe in Bayern und des unerträglich werdenden 
Tones des Fürsten Kaunitz könne er an eine versöhnliche Gesinnung 
Österreichs nicht mehr glauben^ ^^j ; man habe oflfenbar gar nicht 
die Absicht den Krieg zu vermeiden, sondern suche nur den Ver- 
bündeten mit hineinzuziehen. 

Am 30. April übergab Goltz in Versailles die weitere Korre- 
spondenz zwischen Joseph und Friedrich ; das kaiserliche Schreiben 
vom 16. April bezeichnete Vergennes geradezu als geeignet, den 
Bruch zu beschleunigen, während man des Königs Entgegnung sehr 
massvoll und versöhnlich fand und auch den Vorschlag billigte, 
schwierige Fragen der Politik besonderen Bevollmächtigten zur 
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Beratung und Lösung zu überlassen^^*). Aus der Tatsache dieses 
Briefwechsels aber schöpfte man wieder Hoffnung auf friedliche 
Beilegung des bedrohlichen Streites; bestärkt wurde man darin 
durch die Mitteilung der am 19. und 20. April gewechselten Briefe 
der t>eiden Monarchen durch Goltz am i. Mai, denn danach sollte 
eine neue Unterhandlung zwischen Cöbenzl und den preussischen 
Ministern eröffnet werden über billige Vorschläge, deren Vorlegung 
man in Wien von der Regierung König Friedrichs erwartete ^^-). 
Die Freude über diese Aussicht war gewiss aufrichtig und man 
erkannte das Verdienst dorn Konig von Preussen zu, der die ur- 
sprüngliche Forderung der Herstellung des früheren Zustandes fallen 
gelassen habe. Auf Grund eines königlichen Reskripts vom 21. April 
bezeichnete Goltz eine friedliche Lösung in dem Fall als denkbar, 
dass Frankreich nun auf Gewährung eines Äquivalents iur das 
plälzische Haus und auf Entschädigung Kursachsens dringe; er 
schlug vor, der Hof von Versailles möge zugunsten dieser beiden 
Häuser in Wien eine Deklaration übergeben, wie es angeblich die 
Kaiserin Katharina soeben zugunsten Sachsens getan habe. Denn 
nur auf der Grundlage jener Entschädigungen werde der König 
von Preussen sich auf Unterhandlungen einlassen. Um aber für 
den entgegengesetzten Fall vorbereitet zu sein , setze er seine 
Rüstungen fort und arbeite an der Bildung eines Fürstenbundes 
gegen die gefahrdrolienden Pläne des Hauses Österreichs^-*). 

Während König 1 riedrich so rasch als nur möglich den Hof 
von Versailles von dem Briefwechsel in Kenntnis setzte, beeilte man 
sich in Wien durchaus nicht, auch nur dem eigenen Botschafter 
davon Mitteilung zu machen; dieser scheint sogar die erste Nach- 
richt am 4. Mai durch Vergennes erhalten zu haben. 

Das Ergebnis der Eröffnungen des preussischen Gesandten 
fassten die französischen Minister zusammen in eine Weisung an 
Breteuil vom 3. Mai, die wiederum zur Vorlegung am österreichischen 
Hofe bestimmt war. Als Betrag der Entschädigung Hir Sachsen 
schlugen sie 4 Millionen Taler vor, wobei sie sich auf eine Be- 
stimmung des Vertrags zwischen dem regierenden Kurfürsten und 
der Kurfürstin-Mutter über die Abtretung der Allodialansprüche be- 
riefen ; eine Schadloshallung für Kurpfalz zu finden, hielten sie fiir 
leicht, wenn die kaiserlichen Majestäten nur die Stimme der Mässigung 
hören wollten. Breteuil sollte Kaunitz von den vertraulichen Er- 
öffnungen des Berliner Hofes und von den Wünschen des Aller> 
christlichsten Königs, dass ein rascher Erfolg dem guten Anfange 
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fo^, Kenntnis geben, auch die Bereitwilligkeit seines Herrn zur 
Gewährung guter Dienste aussprechen^'^). In dem nicht<05tensiblen 
Teil der Depeschen gab Vergennes dem Wunsche Ausdruck, dass 
man absehen möge von einer Erörterung der Rechtsfrage und nur 

über die Konvenienz der Beteiligten verhandle; er bezeichnete als 
wesentliche Voraussetzung die Feststellung der wirklichen Grenzen 
des Herzogtums Straubing, um danach die Äquivalente zu bemessen. 
Letzteres konnte aber nicht die Autgabe Frankreichs sein, denn, 
was es auch vorgeschlagen hätte, es konnte sicher sein, dass es 
damit nur Unzufriedenheit erregte. Für die Schadloshaltung Sach- 
sens allerdings durfte Breteuil vorschlagen, dass sie teils aus Geld, 
teils in erledigten Reichslehen bestehen könne. Der Botschafter 
sollte ausdrücklich darauf aufmerksam machen, dass nach der 
Überzeugung seines Hofes die versöhnliche Gesinnung des Königs 
von Preussen keineswegs der Furcht vor dem Krieg entspringe, 
dass dieser Monarch vielmehr bestrebt sei, einen Staatenbund zu 
bilden, der durch Beteiligung Hannovers und Anschluss von Schweden 
und Dänemark sich leicht zur »Liga des Nordens c entwickeln könne. 
Eine gewisse Eifersucht gegen Russland trat in der IkiiKikung 
hervor, der König von Frankreich habe ein weit grösseres Recht, 
eine Deklaration in Wien abzugeben, als Kaiserin Katharina, aber 
er übe es nicht aus, um auch nur den Schein zu meiden, als miss- 
billige er das Vorgehen seines Verbündeten; viel Wert legte man 
auf die Feststellung, ob Russland in der Tat eine, und zwar die 
von Goltz abschriftlich mitgeteilte Deklaration zu gunsten Sachsens 
in Wien übergeben habe^^^). In ähnlicher Weise äusserte sich 
Vergennes zu Graf Mercy, als dieser, auch nachdem man ihm den 
Monarchen-Briefwechsel mitgeteilt hatte, wieder auf allianzmässige 
Sprache Frankreichs in Berlin drängte. Neben Mercy setzte Kaunitz 
die Bemühungen fort, die verbündete Regierung von ihrem 
bisherigen schwächlichen und zweideutigen Betragen abzubringen ; 
dies war, wie erwähnt, auch der Zweck der Weisung an ivlercy 
vom 2. Mai, wodurch der Botschafter erst amtlich von der Korre- j 
spondenz zwischen Joseph und Friedrich unterrichtet wurde. Sie 
war gleichzeitig die Antwort auf die französisclic Depesche an Bre- 
teuil vom 30. März. Kaunitz erklärte sich bereit zu allen Ver- 
söhnungsmitteln, die dem Grundsatz vollkommener Gerechtigkeit 
und Billigkeit, sowie völliger Reziprozität entsprächen, wie er es in 
der fUr die preussischen Minister bestimmten Weisung an Cobenzl 
am 24. April ausgesprochen hatte"*). Er wollte die AUodial- 
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forderungen Kursachsens befriedigen, soweit sie den Österreich zu- 
fallenden Teil Bayerns betrafen, und bei den in Karl Theodors 
Anteil fallenden auf einen billigen Ausgleich hinwirken. Mecklenburg 
mit seinem Verlangen nach einem erledigten Lehen mochte sich 
an den Kaiser wendea Den Herzog von Zweibrücken habe die 
Kaiserin-Königin auf die Vorlegung seiner Rechte auf reichs- 
verfassungsmässigetn Wege verwiesen, damit eine Untersuchung statt- 
finden und ein Urteil i^ciallL wciclea kunnc. Wenn nun trotz dieser 
Zugeständnisse der König von Prcusscn nicht zufrieden sei, so 
müsse man ihn eben als offenbaren Angreifer ansehen; dann aber 
trete der casus foederis für Frankreich ein. Auch dass König 
Friedrich ein Störer des allgemeinen Ruhestandes im Reich, also 
ein Verletzer des WestfaÜschen Friedens sei, wusste der Staats- 
kanzler darzutun. Im weiteren Verlauf der sophistischen Beweis- 
fuhrung Kaunitz' ist nur noch die Versicherung von Interesse, dass 
Österreich den preussischen Staat nicht angreifen werde. Mercy 
wurde schliesslich beauftragt, sich eine unumwundene Erklärung 
des französischen Königs auszubitten, damit man sich danach richten 
könne« wenn sie ablehnend laute; auch sollte er förmlich die guten 
Dienste des Hofes von Versailles nachsuchen, da der Gang der 
Verhandlungen in Berlin bald die Möglichkeit zu einer Vereinbarung 
zwischen Osterreich und i-rankreich über weitere Schritte bieten 
würde"'). 

In einer ebenfalls ostensiblen Nachricht erklärte Kaunitz, dass 
sein Hof keinen ivneg wünsche, sondern vielmehr »aut eine fried- 
fertige und anständige Art aus der Sache kommen« wolle. Er 
suchte sich das Verhalten des Königs von Preussen psychologisch 
zu erklären aus der Haltung des französischen Hofes und gab einen 
Entwurf für die von Frankreich hinfort zu fuhrende energische 
Sprache; denn wenn dem König von Preussen die Hoffnung auf 
Frankreichs Neutralität nicht genommen werde, sei alles verloren 
und die Gefahr eines Krieges unmittelbar drohend. 

Für die Königin war eine zweite, ihren Eifer anspornende 
Nachschrift bestimmt, für den Botschafter allein eine dritte, nach 
Empfang eines weiteren Berichts verfasste vom 20. April, die ihn 
zu grosser Vorsicht mahnte, daaiil man m Versailles nicht etwa 
glaube, mit der geforderten französischen Erklärung wegen der 
Deckung' der Niederlande werde man sich in Wien abspeisen lassen; 
er durfte sogar ganz von einer solchen Deklaration absehen, wenn 
er es für gut hieit^^**). 
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Wie wenig aufrichtig man in Wien dem französischen Bot- 
schafter gegenüber verfuhr, geht daraus hervor» dass Kaunitz ihm 
erst am 9. Mai Nachricht gab von dem Monarchen-Briefwechsel, 
also an demselben Tage, da Mercy von der Weisung des Staats« 
kanzlers vom 2. Mai in Versailles bereits Gebrauch machte. Mit 
unermüdlicher Pflichttreue war Mercy tätig, die Stimmung am 
französischen Hofe zu bessern; über eine Stunde beriet er mit der 
Königin, drei volle Stunden mit Vergennes und am Abend g\n^ 
er noch zu Maurepas, um auch dessen Ansiclit zu hören. Überall 
war er diesmal mit dem Erfolg seiner Beimuhungen recht zufrieden; 
Vergennes h'ess sich sogar die von Kaunitz gewünschte cncrgi>che 
Erklärung an den Berliner Hof in wort^^etreucr Übersetzung diktieren, 
um sie, wie er sagte, seinem Gebieter vorzulegen"^); und wenn 
der Botschafter auch am nächsten Konferenztag wohl bemerkte, 
dass man die Anerkennung des casus foederis so lange als möglich 
hinausschieben wolle, glaubte er doch, dass man gegen Preussen 
sich in der gewünschten Weise äussern werde. Indes täuschte er 
sich; mit peinlicher Überraschung sah man in Versailles, dass 
Breteuil bei Absendang des zuletzt eingegangenen Berichts vom 
29. April an diesem Tage noch keine Kenntnis hatte von dem 
Gedankenaustausch der im Feldlager stehenden Monarchen, obwohl 
sonst grade kein Geheimnis daraus gemacht worden war und in 
Deutschland überall davon gesprochen wurde; in einem Ministerrat 
wurde mit Rücksicht auf diese Hinterhältigkeit beschlossen, einstweilen 
das Anbringen Mcrcys vom 9, Mai unerwidert zu lassen und vor 
Ankunft der Antwf^rt auf die am 26. April an Breteuil erlassene 
Weisung vollkommenes Schweigen zu beobachten. Von der 
Anerkennung des casus foederis war man weit entfernt; nur im 
Falle eines Angriffs auf Österreich trat er in Kraft, dieser aber 
galt als höchst unwahrscheinlich. Die Vorlegung der zweibrückschen 
Ansprüche vor einen Gerichtshof wurde als kaum durchfuhrbar 
angesehen; denn welches Gericht sollte da gewählt werden? Wollte 
man keine Vereinbarung treffen» so blieb ja schliesslich noch immer 
ein Schiedsgericht übrig. Gegen den König von Preussen mit 
Drohungen vorzugehen, dazu war gar keine Neigung und kein Anlass 
vorhanden, denn dass er die österreichisch-französische Allianz 
habe sprengen wollen, glaubte man nicht '^*^). 

Ohne schwere Bedenken konnte man Mercy einstweilen die 
Antwort schuldig bleiben; täglich schwieriger und peinlicher aber 
gestaltete sich das Verhältnis zur preussischen Regierung. Denn 
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in jeder Beziehung war König Friedrich den Wünschen Frankreichs 
entgegen gekommen und seine Vorschläge stimmten fiut völlig mit 
denen, die man selber gemacht hatte, überetn« Aber man durfte 
seinem Gesandten gegenüber nicht gar zu freundlich sein; fühlte 
man sich doch schon bei dem Wiener Hof zu einer Beteurung völliger 
Schuldlosigkeit veranlasst wegen jener merkwürdigen Übereinstimmung 
der gemachten Vorschläge; zudem wachte Mercy eifersüchtig über 
die Beziehungen des Ministeriums zu Goltz. Vergennes gab also 
Goltz zwar zu, dass Österreich eine Grundlage für die geplante 
V^erstandigung angeben müsse, verwies ihn aber wegen alles Übrigen 
auf die Verhandlungen in Herlin, die bald den Beweis für die 
Friedfertigkeit Österreichs liefern würden ^*^). 

Der König von Preussen hatte sich mit seinen Ansprüchen 
an die französische Regierung inzwischen zu bescheiden gelernt, 
und als nun Goltz schrieb, er dränge immer wieder auf die förmliche 
Neutralitätserktäning Frankreichs, warnte er den Diplomaten, den 
Bogen allzu straff zu spannen; er Hess dagegen den Ministem 
seinen Dank aussprechen fiir die Verweigerui^ des vertragsmässig 
dem Wiener Hof zu stellenden Hülfskorps. Darauf, dass man in 
Versailles seine Bedingungen für Erhaltung des i'iiedens billige, 
rechnete er bestimmt; er befahl seinem Gesandten, sie einzeln 
mitzuteilen und hinzuzufügen, wenn man in Wien sie nicht annehme, 
bleibe nur der Appell an die Waffen übrig. Indes selbst wenn 
die jetzt obwaltenden Streitfragen geschlichtet wurden, sah Friedrich 
keinen dauernden Frieden voraus; nur die Verbindung Frankreichs 
und Russlands mit Preussen konnte, seiner Ansicht nach, die 
^rgeisigen Pläne Österreichs vereiteln und zugleich Frankreich für 
lange Zeit Ruhe verschaffen. Daher wurde Goltz ermächtigt, bei 
Gelegenheit auf Umwegen das französische Ministerium über diese 
Angelegenheit zu sondieren***). 

Die zuversichtliche Stimmung des Königs wurde nun aber 
stark bccintracht:<,;t durch die von Vergennes ausgehende Ab- 
berufung des Vicomte de Noailles und anderer französischer Offiziere, 
welche die Absicht hatten, im preussischen Hauptquartier den be- 
vorstehenden Feldzug mitzumachen. Diese Herren hatten von der 
sich bietenden Gelegenheit zur Belehrung Nutzen ziehen wollen; 
da es nun aber bekannt war, dass der Kaiser die Anwesenheit von 
Freiwilligen bei seiner Armee nicht gestatten werde, gingen sie zum 
König von Preussen, wo man sie mit Freuden aufnahm. Die An* 
kunft des Vicomte de Noailles, des Abkömmlings einer der ersten 
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Familien Frankreichs, err^fte in Berlin begreiflicherweise freudiges 
Aufsehen; eben deshalb aber wurden die französischen Minister be- 
denklich, und um den sonst unausbleiblichen Vorwürfen der Königin 

und des Wiener Hofes zu entgehen, sandte Vergennes den Offizieren 
den Befehl zur Rückkehr'^''*). Wie der französische Geschiiftstrager 
in Berlin, Gaussen, richtig voraussah, machte die Abberufung und 
der tatsächliche Wec^ganfr der Kreiwiiligen, die sich zum Teil schon 
in das Feldlager begeben hatten, unliebsames Aufsehen, und die 
bisher Frankreich-freundliche Stimmung schlug völlig um ; Gerüchte 
über eine ungünstige Wendung der französischen Politik begannen 
umzulaufen. Auch König Friedrich fing an zu vermuten, Frankreich 
werde doch am Ende Österreich die Hülfstruppen stellen; undenkbar 
war es ja nidit, dass man seinen Gesandten hinters Licht führte, 
während Maria Theresia und Mercy den massgebenden Einfluss 
ausübten, unterstützt durch die Aussicht der Königin, Frankreich 
dnen Thronfolger zu geben***). 

Indes eine Änderung in der Politik I'reussens ge-^ciiuber 
Frankreich erfolgte nicht; wenn überhaupt in Versailles etwas er- 
reicht werden konnte, so war das eben nur nuigiich auf dem bis- 
her eingeschlagenen Wege des Entgegenkommens und vertraulicher 
Mitteilung alles dessen, \\ as zwischen Österreich und Preussen vor- 
ging. Daher wurde auch Goltz sofort von allen Wendungen der 
in Berlin geführten Unterhandlung Cobenzls mit den preussischen 
Kabinettsministem in Kenntnis gesetzt, um davon dem Grafen Ver- 
gennes Mitteilung zu machen^*'^); und er musste das Ersuchen an 
Frankreich richten, es möge, wenn ein friedliches Abkommen jetzt 
zu Stande komme, die Garantie dafür übernehmen. Übrigens er- 
schwerte der Aufenthalt des Hofes in Marly wesentlich den un- 
mittelbaren Verkehr der fremden Diplomaten lUiL deu Ministern, 
was natürlich auch Gullz unangenehm empfand. 

Die Nachrichten, welche Mitte Mai bei dem Staatskanzler und 
Breteuil einliefen über die Haltung Frankreichs gegenüber den von 
Preussen für eine Vereinbarung gestellten Bedingungen, waren gar 
nicht nach dem Geschmack des Wiener Hofes; entrüstet erklärte 
Kaunitz, selbst die frühere preussische Forderung, den Zustand von 
1777 wieder herzustellen, wobei ja eine spätere gesetzliche Regelung 
oder dne freundschafUiche Übereinkunft mit Kurpfalz vorbehalten 
geblieben wäre, sei dem vorzuziehen, wozu der Verbündete jetzt 
den Wiener Hof zu bestimmen suche^?^. Es spielte bei dieser Be- 
urteilung allerdings ein Missverständnts mit, indem durch unklare 
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Ausdrucks weise der Verdacht aufgekommen war, Österreich solle 
mehr gewähren, als es überhaupt erhielt; etwa so, wie derjenige, 
welcher einen Frozess verliert, nicht nur des streitigen Gegenstandes 
verlustig geht, sondern auch die Gerichtskosten zu zahlen hat. Noch 
am i8. Mai war Mercy nicht in der Lage, eine Antwort auf sein 
Ansuchen um Anerkennnung des casus foederis und um allianz- 
mässige Sprache gegen Preussen nach Wien zu übermitteln; es war 
zwar zu lebhaften wechselseitigen Vorwürfen bei der Zusammen- 
kunit gekommen, aber ein Ergebnis war nicht erzielt worden*-^). 
Auch weiterhin blieben Mercys Anstrengungen zunäcasL erfolglos. 
Die Depesche des Staatskanzlers vom i6. Mai veranlasste ihn zu 
einer Keise nach Marly, wo er am 23. die Königin und Maurepas, 
dann nach Versailles, wo er den erkrankten Vergennes von neuem 
dringend bat, erstens sich zu äussern, ob man den casus foederis 
anerkennen wolle, wenn der König von Preussen Angreifer sei; 
zweitens zu sagen, ob und wie man die preussische Anrufung der 
Garantie des Westfälischen Friedens berücksichtigen werde; und 
drittens den König von Pteussen durch eine kraftvolle Sprache zur 
Versöhnung geneigt zu machen. 

Die Haltung, welche Frankreich diesen immer wiederkehren- 
den Forderungen gegenüber beobachten wollte, legte Vergennes 
dem Baron Breteuil in einer Depesche dar, die er al)fasste, nach- 
dem er dem König am 28. Mai in Marly eingehend Vortrag 
gehalten hatte^"^). Über den casus foederis sollte danach, wie bis- 
her, eine bindende Äusserung vermieden werden. Auf die An- 
rufung der Westfälischen Friedensgarantie durch Preussen, Sachsen 
und Zweibrücken sollte eine Antwort überhaupt nicht erfolgen; 
man stützte sich dabei auf den — allerdings unzutreffenden — Satz, 
dass nach Reichsrecht nur die versammelten. Reichsstände über die 
Anrufung der Garanten Beschluss fassen könnten, weil nämUch sonst 
auch der kleinste Reichsstand in der Lage sei, nach Belieben die 
Garanten in Bewegung zu bringen. Die Sprache, die nach Öster- 
reichs Begehren der König von Frankreich gegen Preussen führen 
solle, würde eine Parteinahme für den Wiener Hof bedeuten, um 
ihm die bayrischen Erwerbungen zu sichern; dazu habe man je- 
doch keinen Grund, da der König von Preussen ebensosehr die 
Sache Frankreichs wie die des pfälzischen Hauses und aller Stande 
des Reichs verfechte. Indes vollständig wollte sich die französische 
Regierung den Wünschen des Verbündeten doch nicht versagen, 
und so beschloss sie, dem König von Preussen eine Erklärung zu 
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übergeben» die, sich fernhaltend von jeder Drohung sowohl wie 
von jeder Aufklärung über die letzten Absichten Frankreichs, kund- 
geben sollte, wie gerne der AUerchristlichste König es sehen würde, 
wenn die beiden Parteien den Weg der Versöhnung demjenigen 
der Waffenentscheidung- vorzögen. Mercy lehnte es zwar anfangs 
ab, diesem Schritt zuzubtimmen, da er die Drohunj^ des allianz- 
massieren Beistandes vcrmisste, schliesslich aber gab er doch seine 
Ein\villi<4ung zu dem vorgesclilagenen Text in der Ilütlnung, dass 
dem ersten Schritt andere und nachdrücklichere folgen würden'*®). 

Dazu war freilich in Versailles wenig Neigung vorhanden, 
denn aus der Haltung Österreichs zog man den Schluss, dass der 
Wiener Hof alles, was er sich bisher genommen habe, festhalten, 
und Entschädigung nur geben wolle für das, was er darüber hinaus 
zu erwerben sich vorbehalte; ja, Maurepas gab sogar Mercy zu 
verstehen, er habe wenig Zutrauen zu der angeblichen Rechtmässig- 
keit der österreichischen Ansprüche auf Bayern. 

Eine Denkschrift Pfeffels, die Vergennes am 8. Juni an Breteuil 
sandte, enthält eine Art Programm für das Verhalten Frankreichs 
in den deutschen Angelegenheiten. Nicht die Rolle als Garant des 
Westfälischen Friedens darf für Ludwig XVI. in erster Linie mass- 
gebend sein, sondern die Riicksicht auf die Macht, Würde und 
Sicherheit des eigenen Staates und die Aufrechterhaltung seiner 
bisherigen Allianzen mit den bourbonischen Höfen in Italien. Das 
Bestreben der Regierung muss sich darauf richten, die Allianz mit 
Österreich fester zu knüpfen durch Beseitigung alles dessen, was 
Anlass zum Streit geben könnte. Als in der vorliegenden Frage 
zu beobachtende Grundsätze ergeben sich demnach folgende : Nach 
Recht und Billigkeit müsse das Haus Österreich einige Vorteile 
erhalten; gegen die Gerechtigkeit aber wäre es, wenn man ihm 
das ganze besetzte Gebiet lassen wolle. Da die bisherige Barriere 
zwischen Osterreich und Oberdeutschland durch die österreichische 
Besetzung Bayerns auf Grund der Konvention vom 3. Januar weg- 
gefallen sei, wenigstens in ihrer früheren Geschlossenheit, so wäre 
ein Mittel zu suchen zur Wiederherstellung des gestörten Gleich- 
gewichts. Den Austausch der ganzen bayrischen Erbschaft gegen 
die Niederlande müsse Frankreich, als vollständig seinem Interesse 
widersprechend, abweisen 3 ebensowenig könne es zum Tausch des 
grössten Teils von Bayern gegen das österreichische Schwaben die 
Hand bieten, und auch von der Abtretung des ganzen rechten 
Innufers an Österreich sei abzusehen wegen zu grosser Benach* 
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teiligung des Hauses Pfalz, vornehmlich durch den Verlust von 
Reichenhall. So bleibe nur übrig, für Österreich einen bestimmten 
Anteil an der Erbschaft festzusetzen, indem man mehr nach der 
Zweckmässigkeit als nach der österreichischen Begehrlichkeit frage; 
dies zu erreichen müsse das Streben der Mächte sein. Pfeffel em- 
pfiehlt Österreich, das Beispiel Kaiser Josephs L zu befolgen und 
sich mit dem zwischen Inn und Salza gelegenen Gebiet, dem besten 
Teil des Rentamts Burghausen, zu begnügen, den Rest von Bayern 
zurückzuerstatten, die Oberlehensherrlichkcit über oberpfälzische 
Gebiete auf/Aigeben, ebenso die kleine Hci tsciiaft Neuburg am Inn, 
zugunsten Sachsens der LehenshoheiL iiber Schönbiirg und sonstige 
böhmische Lehen in Sachsen zu entsagen und einen Teil der. 
bayrischen Landesschuld zu übernehmen; dann werde jedermann 
zufrieden sein. Wünsche Österreich zur Verbindung des Erzherzog- 
tums mit Böhmen ein Gebiet links der Donau zu haben, so wäre 
auch das gegen entsprechende Zurückziehung der Grenzen im süd> 
liehen Teil zulässig und auf verschiedenen Wegen leicht zu er- 
rcichcn"'^. 

Während König Friedrich, wie erwähnt, von jedem Fortschritt 

der Unterhandlung den französischen Hof sofort in Kenntnis setzte, 
konnte dieser nur immer wiedct die Mässigung des Rerhner Hofes 
lobend anerkennen, und am 9. Juni, dem üblichen Konferenzdienstag, 
musste Mercy es erleben, dass Vergennes die Erwartung aussprach, 
die am 20. Mai in BerÜn dem österreichischen Botschafter über- 
gebcnen preussischen Verglcichsvorschläge würden Anlass zu einem 
gütUchen Ausgleich geben'*'); wenige Tage vorher hatte Goltz 
diese, die Landkarte in der Hand, eingehend mit den französischen 
Ministem durchgesprochen und war nur bei der Frage des Aus- 
tauschs der fränkischen Markgrafschaften gegen die beiden Lausitzen 
auf Bedenken gestossen"'). An diesem 9. Juni geschah nun auch 
die vom Wiener Hof so dringend gewünschte Vorstellung des fran- 
zösischen Kabinetts an Goltz, deren Wortlaut übrigens, wie Ver- 
gennes ausdrücklich sagte, bereits vor Mitteilung der preussischen 
Vorschläge festgestellt worden, also jetzt nicht eigentlich mehr zu- 
treffend sei ; der Gesandte berichtet darüber, die Minister hätten 
mit ihm gemeinsam eine Art Denkschrift gelesen, welche offenbar 
bestimmt gewesen sei, das ihm mitzuteilen, was der Wiener Hof 
in Versailles kundgegeben habe; von dieser note verbale giebt er 
in seinem Bericht kurz den Inhalt an, Abschrift sendet er überdies 
mit. Indes kann er nicht ahnen, welche Bedeutung dieser Note 
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anderthalb Monate später beigelegt werden wird'*''). In dem Akten« 
Stück bedauert der Allerchristlichste König die in Deutschland an- 
lässHch der bayrischen Erbfolge entstandene Spaltung und gicbt 
der Erwartung Ausdruck, dass Ruhe und Ordnung erhalten bleiben ; 
daher hat er auch dem Drängen des eng verbündeten Wiener 
Hofes auf Erfüllung der Bündnispflicht bisher nicht stattgegeben ; 
und die inzwischen versuchte Verständigung über die Mittel sor 
Herbeiführung eines annehmbaren Abkommens hat ihn in dieser 
Hoffnung bestärkt. Die Kaiserin-K()ni<;in, su hcisst es weiter, zeige 
günstige Dispositionen für den Herzog von Mecklenburg, in Bezug 
auf die Allodialansprüche des sächsischen Hofes und auf die Re- 
klamationen des Herzogs von Zweibrücken ; sie sei geneigt, Sachsen 
zu entschädigen für Ansprüche., die es auf Österreich zufallende 
Gebietsteile habe, und lasse einen Tauschplan anfertigen, der auch 
den Herzog von Zweibrücken befriedigen werde, wenn dieser nicht 
etwa die Beschreitung des Rechtswegs vorziehe. Mit den in der 
Oberpfalz belegenen böhmischen Lehen wolle die Kaiserin das 
pfalzische Haus belehnen. Unter diesen Umständen ermahnt König 
Ludwig den König von Preussen, soviel in seiner Macht stehe, die 
Kriegsgefahr zu beschwören, zumal er die kaiserlichen Majestäten 
geneigt gefunden habe, dem königlichen Hause die Nachfolge in 
Anspach-Bai rculh zuzusichern. 

Man sieht: von der österreichischerseits \ erlangten kraftvollen 
Sprache ist in dieser Kundgebung vCenig zu bemerken; vor der 
Konigin hatten die Munster deshalb auch ihre Absicht geheim 
gehalten, worüber dann Mercy und Marie Antoinette gereizt Be- 
schwerde führten"*). Als nun Goltz, das gehörte erörternd, Vor- 
stellungen machte gegen die französische Theorie, dass die Anrufung 
der Garanten des Westfälischen Friedens durch die Reichsversamm- 
lung erfolgen müsse, erfuhr er, dass auch Österreich die Garantie 
zu seinen Gunsten in Anspruch nehme'*^); er durchschaute alsbald 
den tieferen Sinn jenes Vorwands zur Ablehnung, der ja auch Ostep 
reich gegenüber zur Anwendung gebracht wurde. Sandoz« Rollin 
sah sich durch die französische Note, die nach dem eigenen Ein- 
geständnis der Minister schon gar nicht mehr auf die augenblickliche 
Lage passte, in der Überzeugung bestärkt, dass man in Versailles 
auf der einen Seite dam Rcrlincr Hof klar machen wolle, Frankreich 
werde sich nicht lossai' -n von den Verpflichtungen des Vertrags 
von Versailles, auf der anderen Seite aber dem Wietier Hof zu 
verstehen geben wolle, der casus foederis sei nicht vorhanden*^**). 
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So war es in der Tat; begreiflicherweise war keine der Parteien, 
deren jede Frankreich gerne auf ihrer Seite gehabt hätte, mit dieser 
Haltung zufrieden, und beide bemühten sich, es zu sich herüber- 
zuziehen. Wieder musste Meny nach Versailles hinausfahren, 
denn Kaunitz hatte ihm den preussischen Entwurf zu einer allgemeinen 
Regelung der Dinge geschickt, versehen mit Anmerkungen des 
Kaisers, und sein Urteil darüber in die Worte gefasst: Wir sollen 
das Beste herausgeben, fiir die übrigbleibenden zwei unzusammen- 
hängenden Stücke Äquivalente beschaffen, auch wichtigen Rechten 
entsagen — alles das, damit Anspach-Haireuth mit der Primogeiiitur 
Brandenburgs vereinigt und sodann gegen die Lausitz eingetauscht 
werde. Den französischen Ministern sollte die Meinung beigebracht 
werden, dass die Vorschläge Preussens nichts anderes als eine Ver- 
höhnung Österreidis bedeuteten; sie sollten zugestehen, dass der 
König von Preussen, wenn er die Waffen ergreife, ein ungerechter 
Aggressor sei^^^). Aber Vergennes liess sich nicht irre machen; 
er meinte, der gebotene Anteil an dem bayrischen Lande habe 
doch einen beträchtlichen Wert, das Angebot könne fiir eingehen- 
dere Verhandlungen eine gute Grundlage bilden; die Bedenklichkeit 
der Übertragung der Lausitz an Preussen gab er freilich zu. Das 
wieder vorgebrachte österreichische Begehren, er möge die Gültig- 
keit des casus foederis anerkennen, liess er ebenso unbeachtet wie 
früher. Dagegen versprach er, nach Vorlegung des österreichischen 
Gegenprojekts mit Mercy weitere Schritte in Erwägung zu ziehen* '''°). 
Und Kaunitz konnte nicht umhin, dem französischen Kabinett amtlich 
den Dank seines Hofes aussprechen zu lassen für den Inhalt der 
Note, die dem König von Preussen Anlass zum Nachdenken geben 
könne; aber er bemerkte doch, dass grade die nachdrücklichsten 
Stellen aus dem vorgeschlagenen Text fortgeblieben seien, nämlich 
die über die Anerkennung des casus foederis und über die West- 
fälische Friedens • Garantie zugunsten Österreichs. Diese beiden 
Punkte noch nachträglich zu erreichen^ sollte das vornehmste Be- 
streben Mcrcys sein***). 

Goltz hingegen beschwerte sich über die Note, die man ihm 
vorgelesen hatte; von neuem versicherte man ihm, dass sie vor 
Mitteilung des preussischen Entwurfs abgefasst und durch besondere 
Umstände, die der Gesandte wohl ahnen könne, vernnlasst sei. 
Da inzwischen die Aussicht auf eine friedliche Verständigung sich 
eher vermindert als vermehrt, liatte'^"), erneuerte Goltz das Gesuch, 
Frankreich möge die mit Preussen bestehende Interessengemeinschaft 
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offen kundgeben durch seine Neutralerklärung ; doch meinte Maurepas, 
dazu sei die Zeit noch nicht gekommen; Frankreichs Aufmerksamkeit 
sei auf England gerichtet; in Deutschland könne es nur durch 
seine guten Dienste einwirken Man tiess sich durch die noch 
immer anhaltende Verstimmung über Österreichs Hinterhältigkeit 
doch nicht zu Schritten fortreissen, die einer offenen Parteinahme 
ähnlich gesehen hätten, in der Hoffnung, dass die Friedensliebe 
des Königs von Preussen schliesslich noch den Weg zu einer 
Verständigung^ finden werde ^"). 

In Berlin war man nicht sonderlich erbaut von der dem 
Gesandten vorgelesenen Denkschrift; man glaubte nun nicht mehr, 
da-^s Frankreich während des j^anzen Verlaufs des Kru jcs neutral 
bleiben werde, sondern fürchtete, es werde der Königin in ihrem 
gegenwärtigen Zustand gelingen, massgebenden Einfluss auf die 
schwachen Minister zu gewinnen. Die Fassung der Denkschrift 
schien eine aus guter Quelle stammende Nachricht zu bestätigen, 
dass nämlich der Hof von Versailles dem Alliierten sein Hülfekorps 
verweigert habe, dass diese Weigerung aber nur so lange gültig 
sein solle, als Preussen nicht durch Russland Unterstützung erhalte; 
und zwar schrieb man diese Einschränkung bereits dem Einfluss 
der Königin Marie Antoinette zu Indes konnte diese Besorgnis 
den Gang der i.rcignisse nicht mehr aunuiltcn; die \' erhaiidlungen 
zwischen Coblenz und den preussischen Ministern in Berlin hatten 
nur das eine Ergebnis, da'^s man die Unvereinbarkeit des preussischen 
und des österreichischen Standpunktes erkannte. Sobald diese 
Unvereinbarkeit ausreichend und für jedermann unanfechtbar fest- 
gestellt war, hatte der König von Preussen kein Bedenken, daraus 
die Konsequenzen zu ziehen und den Krieg zu beginnen. . Auf 
Frankreich duribe nach den seitherigen Erfahrungen weder er noch 
seu Widersacher in der bevorstehenden Aktion zählen. 

Mercy hatte es noch zuletzt nicht an Bemühungen fehlen 
lassen. Am 23. (oder 24.?) Juni, nach Eingang der Weisung des 
Staatskanzlers vom 8. Juni, war er nach Versailles gefahren und 
hatte dort als Neuic^keit die Weisung Kaunitz' an Coblenz vom 
31. Mai mitteilen wollen, jedoch zu seinem Leidwesen erfahren 
müssen, dass der König von Preussen ihm zuvorgekommen war 
und dass Goltz sogar bereits dessen Entgegnunj^ kundgemacht hatte. 
Dadurch war aber auch die Ansicht der französischen Minister 
schon im preussischen Sinne beeinflusst, und er hatte Mühe, seine 
Regierung gegen den Vorwurf zu verteidigen, sie selber habe zur 



Verzögerung der Sache beigetreten, indem sie den Umfang der 
gewünschten Erwerbungen verheimhchte und über die Beschaffenheit 
des erforderlichen Austauschs sich nicht klar und deutlich ausdrückte. 
Vergennes hielt die Wiener Vorschübe nicht für geeignet als Basis 
für ein diplomatisches Vorgehen seiner Regierung, während Maurepas 
sich entgegenkommender zeigte und Marie Antoinette alle Wünsche 
des Botschafters bei ihrem Gemahl zu unterstützen versprach. 

Den Standpunkt, welchen die Regierung Ludwigs XVI. bei 
den obwaltenden Streitigkeiten zwischen den beiden deutschen 
Mächten in ihrem eigenen Interesse einnehmen sollte, finden wir 
dargelegt in einem Vortrag des Giatca Vcrgennes an den König 
vom 27. Juni; der Minister erbat und erhielt die Erlaubnis des 
Monarchen, anknüpfend an einzelne Punkte dieses Vortrags, dem 
Grafen Mercy Vorstellungen zu machen, ohne indes dem bestehenden 
AUianzverhältnis dadurch zu nahe zu treten. 

Zuerst behandelte Vergennes das Verlangen des österreichi- 
schen Botschafters, Frankreich möge durch nachdrückliche Sprache 
den König von Preussen zur Annahme der österreichischen Vor* 
schlage bestimmen, und zugleich dafür sorgen, dass die Äusserungen 
französischer Staatsmänner oder doch die Reden, die Goltz sie in 
den Berichten an seinen Herrn föhren lasse, nicht weiter zur Er- 
mutigung des preussischen Monarchen dienten, sondern dass sie 
vielmehr ihn zu versöhnlicher Gesinnung veranlassten. Kr bemerkte 
dazu, dass die bei Goltz herrschende Neigung zu Übertreibungen 
zwar bedauerlich ^^ci, :iber dass man sie doch noch immer lieber 
mit in den Kauf nehme, als dass man einen Fürsten verletze, der 
sich eben vor ganz Europa proklamierte als Schirmherrr der Ge- 
rechtigkeit, und der dem Allerchristlichsten König das grösste Ver- 
trauen bezeige, im Gegensatz zum Wiener Hof. Gründe zu einem 
so rücksichtsvollen Verhalten gegen Preussen lägen zahlreich vor; 
nicht der geringsten einer sei das ganz ausserordentliche Entgegen- 
kommen der österreichischen Diplomatie gegen England. Wenn 
sich also das österreichische Verlangen nicht erfüllen lasse, so be^ 
stehe doch die Möglichkeit, dem Alliierten Dienste zu leisten, ohne 
dadurch den König von Preussen zu verletzen. Eine Vergleichung 
der Haltung der beiden streitenden Teile ergebe, dass keiner von 
ihnen den Krieg wiinsche, zugleich aber erwecke sie die Vermutung, 
dass sich hinter den unbestimmten Ausdrücken der ersten Kaunitzschen 
Erötilnungen Pläne verbärgen, die in ihrer weiten Ausdehnung weder 
Frankreichs noch des Reiches Billigung finden könnten. Vergennes 
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sieht in der Zusttimnung des Wiener Hofs zum Tausch von Ans- 
pach und Baireuth gegen die Lausitzen ein Anzeichen, dass jener 
einen mindestens gleich-, wahrscheinlich aber höherwertigen Aus- 
tausch ins Auge gefasst habe, also doch wohl den der Gesamtheit 
Bayerns. Für diesen Verdacht findet Vergeunes eine weitere Be- 
gründung in einzelnen Textstellen der Noten des Staatskanzlers; 
er enlnimmt diesen, dass Österreich sich bestrebe, durch ciiic gute 
Lockspeise den König von Freusscn fcrn;^uhalten von der Ordnung 
der Verhältnisse zwischen Österreich und Pfal/, die durcli pekuniäre 
Zugeständnisse überdies noch sehr zu Gunsten des Wiener Hots 
erleichtert werden könne. Was Österreich bereits besetzt habe, 
verlange es als vorweggenommenes ohne Gegenleistung für sich, 
und kaum zu bezweifeln sei, dass der ganze Rest von Bayern dafiir 
die Abrundung bilden solle; ja, ihm steigt sogar die Besorgnis auf, 
es könne schon zwischen Preussen und Österreich zu einer Ver- 
abredung gekommen sein. 

Im Anschluss an diese Betrachtungen wendet sich der Minister 
den Gründen zu, welche Frankreich veranlassen, sich der Verwirk- 
lichung so weit ausgreifender Pläne zu widersetzen. Das schon so 
oft gesagte kann er nur wiederholen, dass nämHch der Wegfall des 
zwischen Frankreich und Österreich bestehenden Zwischenstaats 
Bayern und die daraus von selbst sich er<^ebende Unterordnung der 
vorderen Reichskreise unter den Wiener Hof, sowie die Abgabe 
der österreichischen Niederlande an den bisherigen Kurfürsten von 
Bayern den Interessen Frankreichs nachteilig sei und nicht geduldet 
werden könne. 

Um sich Klarheit zu verschaffen über die zunächst doch nur 
vermuteten Absichten des Verbündeten, eröffnete Vergennes dem 
Grafen Mercy seine Besorgnisse und begründete sie aus den Akten ; 
er bekannte, dass er als Ergebnis der geheimen Verhandlungen 
zwischen Wien und München die schon früher einmal geplante Er- 
werbung von ganz Bayern seitens des Wiener Hofs und überdies 
die Zuweisung der Oberpfal/. an Sachsen befurchte, wofür dann 
doch wohl nur die österreichischen Niederlande eine ents])recliende 
Gegengabe an Pfalz seien ; dieser Besitzwechsel aber müsse in 
Versailles die lebhaftesten Bedenken wachrufen. 

Mercy erklärte darauf, er wisse nicht mehr von den Plänen 
seines Hofes als Vergennes; soviel aber glaube er versichern zu 
können, dass zu Argwohn des Verbündeten kein Anlass vorliege; 
und als der Minister ihn nun an den Austauschplan erinnerte, 
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Sprach er sdne Verwunderung aus, dass Frankreich Einwendungen 
mache gegen den Austausch von ganz Bayern; denn In den 
damals zugleich übergebenen Erläuterungen sei ja ausdrücklich 
die grösste Rücksichtnahme auf die Interessen der verbündeten 
Regierung in Aussicht gestellt worden. Vergenncs bestritt, 
dass sein Schweigen bei und nach Übergabe des Teilungs- 
plans als Zustimmung angesehen werden dürfe; er forderte den 
Botschafter auf, das Geheimnis der österreichischen Politik ihm zu 
enthüllen; dann erst könne er dem König von Preussen ernstlich 
zureden, auch werde dann selbst in den schwierigsten Angelegen- 
heiten sich das Einvernehmen der beiden verbündeten Mächte leicht 
herstellen lassen. Mercy leugnete, dass jemals dem Alliierten aus 
den Plänen seines Hofes ein Geheimnis gemacht worden sei, und 
empfahl Vergennes sich durch Breteuil an Kaunitz zu wenden. 
Wenngleich der Minister bei dieser Gelegenheit nur als Privatmann 
gesprochen hatte, musste Mercy doch erkennen, dass die Allianz 
auf eine schwere Probe gestellt werden würde, wenn man mit dem 
Austausch Bayerns gegen die österreichischen Niederlande Emst 
machen wollte. Denn Vergennes scheint entschlossen gewesen zu 
sein, die Konsequenzen zu ziehen aus einer Weigerung Österreichs, 
auf Frankreichs begründete Einwendungen zuhören^**). Überhaupt 
hatte Mercy mit dieser Unterredung keineswegs seinen Zweck er- 
reicht; er hatte neben einer aligemein gehaltenen Danksagung für 
die französische »Repräsentation« an den Berliner Hof das Erstaunen 
seiner Regierung ausdrücken wollen, dass gerade diejenigen Mittel 
darin unerwähnt geblieben seien, die, wie die Drohung mit der 
Anerkennung des casus foederis, auf Preussen unmittelbaren Ein- 
druck hätten machen können; statt einer Entschuldig^ung aber be- 
kam er lebhafte Klagen zu vernehmen über mangelnde Aufrichtig- 
keit seines Hofes, während dem König von Preussen wegen seiner 
Oflfenheit und seiner politischen Mässigung Lobsprüche gespendet 
wurden; und schliesslich versicherte man ihm wieder, dass Frank- 
reich in weit grösserer Verlegenheit sich befinde als Österreich, in- 
dem der Krieg mit England so gut wie Tatsache sei, während in 
Deutchland noch vielleicht der Friede sich erhalten lasse. Kr 
hatte genug zu tun, sich der Angriffe zu erwehren; bedeutende 
Erfolge zu erzielen mit seinen Vorstellungen, darauf hatte er wohl 
selber kaum gerechnet. Allenfalls konnte ihm die Königin dazu 
verhelfen, und so wandte er sich denn an sie mit dem Kaunitzschen 
Reskript vom 22. Juni*^^). Was er am 30. Juni nun von Marie 
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Antoinette vernahm, war aber auch nicht tröstlich ; der König hatte 
auf die wohl etwas übereifrigen Vorstellungen seiner Gemahlin wegen 
des gegen Preussen anzuschlagenden Tones, zu denen Mercy die An- 

'^gung cjegeben hatte, ihr erwidert, sie wisse ja, dass er von An- 
fang an den bayrischen Angelegenheiten nicht geneigt gewesen 
sei; auch stehe Frankreich selber am Vorabend eines Krieges mit 
Knorland. Trotzdem sei es unzutreffend, dass er seine Abneigung 
gegen die österreichischen Unternehmungen in Bayern den König 
von Preussen habe merken lassen. Die Königin hatte dann die 
Schuld an der Gestaltung der Dinge auf die Minister geschoben 
und ihrem Gatten den Rat erteilt, er möge seiner eigenen Einsicht 
folgen, dann werde er besser fahren. Aber dabei war es geblieben, 
und Mercy musste mit Bedauern erkennen, dass die Königin ihrem 
Stamrohause bei weitem nicht die gehofifte Unterstützung zuteil 
werden lasse; sie hatte eben nur geringes Interesse an politischen 
Angelegenheiten und vermochte sich nicht in die vorliegenden Fragen 
genügend zu vertiefen, um sie mit den Ministem gründlich erörtern 
zu können ; im entscheidenden Augenblick verstummte sie vor dem 
geringsten Einwand der redegewandten Diplomaten. Durch per- 
sönliche I jebenswürdigkeit, durch Gunstbezeugungen hatte sie immer- 
hin bei dem alten, eitlen Maurepas manches erreichen können, 
doch sie wollte sich nicht dazu verstehen; an dieser Abneigung, 
Entgegenkommen zu zeigen, war nach Mercys Ansicht die Partei 
des Herzogs von Choiseul, eines Gegners von Maurepas, schuld, 
die auf diese Weise zugleich das Interesse des Wiener Hofes 
schädigte"«). 

Nachdem Vergennes durch Mercy von der r^onse verbale 
des Staatskanzlers an Riedesel vom 24. Juni Kenntnis erhalten 
hatte, war es ihm keinen Augenblick mehr zweifelhaft, dass nun 
die Krisis eingetreten sei; wenn nach einer derartigen Zurückweisung 

der König von Preussen die Unterhandlungen noch fortsetze, so 
sei es klar, dass er den Krieg entweder nicht fuiiren wolle oder 
nicht führen könne; und damit werde Kaunitz einen glänzenden 
I riumph davontragen. In der Tat liefen bereits Gerüchte um, dass 
am I.Juli die bei Berlin stehenden Truppen in Marsch gesetzt 
würden. Und der Gesandte Ikron Goltz sprach ganz offen von 
dem bevorstehenden Krieg, indem er die Vermutung äusserte, der 
Kurfürst von der Pfalz werde dann das Herzogtum Cleve angreifen^*')- 
Die Nachricht von dem wirklichen Beginn der Feindseligkeiten 
konnte unter diesen Umständen in Versailles nicht mehr überraschen. 

?• 
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Vergennes' Festigkeit gegenüber den immer dringlicher wer- 
denden österreichischen Anforderungen erfreute sich besonderen 
Beifalls des Botschafters Breteuil. Stets von neuem erhob dieser 
Diplomat seine warnende Stimme; nun, da es so weit gekommen 
war, gab er dem Wiener Hof zusammenfassend das Zeugnis, dass 
er nur seine eigenen Interessen verfolge, von seinen Freunden 
Leistungen fordere, über jeden Widerspruch sich beschwere und 
gerne Dienste vergesse, die man ihm früher geleistet habe. Er 
glaubte, nun müsse doch endlich der Staatskanzler erkennen, dass 
Frankreich sich nicht zur Parteinahme verführen lasse, und sah ein 
Anzeichen für das Vorhandensein dieser Einsicht darin, dass Kaunitz 
bei einer Unterredung mit ihm weder vom casus foederis noch von 
der Garantie des Westfälischen Friedens gesprochen habe. Noch 
etwas anderes war Breteuil aufgefallen: gelegentlich eines der 
üblichen Zomesausbrüche gegen den König von Preussen hatte 
Kaunitz gesagt» wenn dieser Fürst die Verhältnisse genau kenne, 
sei es undenkbar, dass er Österreich vorschlage, Bayern zu räumen, 
demselben Hause Österreich, das Rechtsansprüche darauf besitze 
oder doch zu besitzen glaube. Es war das erste Mal, dass Kaunitz 
vor dem französischen Diplomaten einen Zweifel laut werden iiess 
an der . unbedingten Gültigkeit der österreichischen Ansprüche auf 
die bayrische Erbschaft*^*). Freilich war es nicht ausgeschlossen, 
dass damit ein gewisses Entgegenkommen gegenüber der fran- 
zösischen Auffassung hatte eingeleitet werden sollen; denn, wenn 
es auch, wesentlich aus Rücksicht auf die Allianz und die engen 
Familienbeziehungen, bisher nicht offiziell und gerade heraus gesagt 
worden war, dass man Zweifel an der Begründung der österreichischen 
Ansprüche auf bayrische Gebietsteile hege, so hatte man in Wien 
doch das Gefühl, dass dem so sei. Übrigens mag auch die Über- 
zeugung mitgewirkt haben, die der jüngere Lehrbach von seinen 
archivalischen Forschungen aus München mitgebracht hatte, dass 
nämlich das urkundliche Material nicht zur Begründung der öster- 
reichischen Ansprüche ausreiche, dass diese vielmehr nur durch 
eine Vereinbarung Geltung erhalten könnten, wie es durch die Kon- 
vention vom 3. Januar versucht worden war. Audi bei dieser 
Untenc lun<^' beobachtete Breteuil wieder, dass er von wichtigen 
Schritten des Verbündeten, offenbar ganz absichtlich, nichts erfuhr ; 
als er, jene Äusserung des Staatskanzlers über die österreichischen 
Ansprüche benützend, ihm vorschlug, doch einen annehmbaren Plan 
zur Verständigung mit Preussen vorzulegen, vernahm er zu seiner 
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Überraschung, dass dies längst geschehen sei, ja, dass Riedesel 
schon im Auftrag des Kdnigs von Preussen um Aufklärung über 
einzelne Punkte gebeten habe. Den Plan selber, den man ihm 

jetzt nicht mehr vorenthalten konnte, — Überlassung von Anspach 
und Baireuth an die braiuknbur^sche Primogenitur als Eit^entum 
oder als Tauschobjekt, wos^egen Preussen die Rcgehm^ der bayrischen 
Angelegenheit Osterreich und Kurpfalz anheimstellen solle — 
bezeichnete Breteuii als »vaste et captieuse« ; indes schien es ihm, 
als erwarte man in Wien, Preussen werde sich durch das ihm 
gemachte Zugeständnis für befriedigt erklären und es nicht zum 
Äussersten kommen lassen^^*). 
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Drittes Kapitel. 

Die französische Diplomatie vom Kriegsausbruch bis 
zum Beginn der Vermittlung. 



Mit dem Uberschreiten der böhmischen Grenze am 5. Juli 1778 
er: ifineten die Truppen des Königs von Preussen den so{^. bayrischen 
Erbfolgekrieg, einen Krieg, der kaum diesen Namen verdient, 
da immer wieder angeknüpfte diplomatische Unterhandlungen so- 
wohl als überaus ungünstige Gelände- und Witterungsverhältnisse, 
ferner Zustände, Neigungen und Abneigungen der mas^benden 
Persönlichkeiten es nicht zu einem ernsten Waffengang kommen 
Hessen. 

Unmittelbar vor dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
hatte der König von Preussen durch Riedesel in Wien noch den 
Vorschlag machen lassen, Österreich möge das, was ihm der pfalzische 
Vertrag vom 3. Januar 1778 gewähre, behalten — mit Ausnahme 

allerdings der von Karl Theodor, als widerrechtlich besetzt, zurück- 
geforderten 23 bayrischen Amtsbezirke — , und dafür die jährliche 
Zahlung von 900000 Gulden an Kurpfalz übernehmen. Dieser Vor- 
schlag war abgelehnt worden, da nach der Berechnung des Staats- 
kanzlers Österreich dabei jedes Jahr icx)O0O Gulden hätte zu- 
schiessen müssen'). 

Auf die Kunde von dem Einmarsch der preussischen Armee 
in Böhmen erliess Fürst Kaunitz sofort an Mercy die Weisung, 
angesichts des offenbaren Friedensbruches erneut und dringend von 
der französischen Regierung Erfüllung der Bündnispflichten und 
Anerkennung des casus foederis zu verlangen^). Der Staatskanzler 
hatte sich, ebenso wie Kaiser Joseph, in seinen Vermutungen über 
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die Haltung des Gegners getäuscht; der 66jähhge König Friedrich 
von Preussen hätte es freilich vorgezogen, seinen Lebensabend in 
Frieden zu verbringen und stetig weiterzuarbeiten an der Heilung 
der Wunden, die der letzte grosse Kampf um den Besitz Schlesiens 
seinem Volke und Lande geschlagnen hatte ; aber seine Friedensliebe 
war in dem Augenblick erschöpft, da unter ihrer Fortdauer das 
Interesse des Staates gelitten haben wurde. Nun eröffneten die 
Preussen nicht nur die Feindsehgkeiten, sondern sie rückten sogar 
ungehindert in österrcicliisches Gebiet ein; die Überraschung war 
für Kaunitz um so peinUcher, als er bisher der Meinung gewesen 
war, die Aufstellung der kaiserlichen Armee mache das Eindringen 
in Böhmen unmöglich; ja, sogar ein Aufstand des böhmischen 
Landvolks, das sich nach Befreiung von drückender Steuerlast 
sehnte, schien nicht ausser dem Bereich des Möglichen zu liegen; 
wollte man doch schon Verbindungen zwischen böhmischen Bauern 
und preussischen Sendboten entdeckt haben. 

Indes ging Kaunitz trotz dieser schmerzHchen Enttäuschung 
und der sich aufdrangenden Besorgnisse nicht ein aul den Vorschlag 
des französischen Botscliafters, sich, dem Beispiel Kaiser Josephs I. 
folgend, mit der Erwerbung des Rentamts Burghausen zu begnügen, 
oder einen, diesem Bezirk an Grösse entsprechenden Landstrich 
zu beiden Seiten der Donau anzunehmen; er bestand auf den 
I-'orderungen des österreichischen Ultimatums: Preussen solle seinen 
Einspruch gegen die Erwerbung des besetzten bayrischen Gebietes 
seitens des Wiener Hofes aufgeben, wogegen dieser die Vereinigung 
von Anspach-Baireuth mit der brandenburgischen Primogenitur zu- 
lassen werde; beide Teile versprechen sich, einen etwaigen frei- 
willigen Austausch der Erwerbungen des Nachbars nicht nur nicht 
zu hindern, sondern vielmehr zu unterstützen, und ferner ihre guten 
Dienste bei Kurpfalz anzuwenden , damit Kursachsen fiir seine 
Allodialan.spruche entschädigt werde-''). Bei dieser Sachlage stand 
Breteuil von weiteren Versuchen, eine Versöhnungsgrundlage zu 
schaffen, fürs erste ab, um die Entscheidung der Waffen abzuwarten^). 
Die gedrückte Stimmung des Staatskanzlers, besonders aber die 
Nachrichten über die tiefe Niedergeschlagenheit der Kaiserin Maria 
Theresia liessen ihn hoffen, dass keine gar zu schweren Nieder- 
lagen erforderiich sein würden, um den Wiener Hof nachgiebig 
zu stimmen. 

In Paris hatte Vergennes längst eingesehen, dass man es in 
Wien an genügendem Entgegenkommen gegen den König von 
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Preussen fehlen lasse und dass nur militärische Misserfolge den 
Eigensinn des Kaisers beugen könnten; nachdem er Kenntnis er- 
halten hatte von der österreichischen Verbalnote an Riedesel vom 
24. Juni, war er überzeugt, dass nun König Friedrich die Verhand- 
lungen abbrechen werde, wenn er nicht überhaupt auf das Kri^* 
führen verzichten und seinem Gegner einen glänzenden Triumph 
bereiten wolle. Die bis znm Bruch getriebene Verschärfung der 
Gegensalze legte Veigcniies wcscnüicli O.^tcrrcich zur Lii^t, dessen 
unnachgiebige Haltung den König von Preussen gereizt habe''). 
Davon durfte er freilich den kaiserlichen Botschafter nichts merken 
lassen, als dieser am 11. Juli bei ihm erschien und auf Weisung 
des Staatskanzlers über dessen letzte Unterhandlung mit dem 
preussischen Gesandten Riedesel Bericht erstattete; die Rücksicht 
auf die Königin veranlasste ihn im Gegenteil jetzt, nachdem er 
erfahren, wie man in Wien die letzten preussischen Versöhnungs- 
vorschläge aufgenommen und beurteilt habe, sein günstiges Urteil 
über diese zu ändern, sowie Nachforschungen zu versprechen, wie 
es komme, dass der König von Preussen von der französischen 
Erklärung an seinen Vertreter Goltz keine Kenntnis zu haben 
scheine. Indes über dies Entgegenkommen in der Form ging er 
nicht hinaus; die Klagen Mercys, dass der Hof von Versailles sich 
gegen seinen Alliierten wenig freundschaftlich benehme, indem er 
der preussischen Regierung nicht seine wahre Gresinnung eröllne, 
waren ihm nichts Neues mehr und er nahm sie sowohl als den 
ebenfalls regelmässig wiederkehrenden Antrag auf genaue Erfüllung 
der alltanzmässigen Verpflichtungen entgegen mit der Versicherung, 
er werde darüber an den König berichten; und nicht anders machte 
es Maurepas. Dieser hatte allerdings auf des Botschafters Veran- 
lassung einen lebhaften Ansturm der Königin zu bestehen — am 
II. Juli — % dem er indes mit Versicherungen unbegrenzter Er- 
gebenheit und aufrichtigen Diensteifers erfolgreich begegnete. Mit 
gereizten Vorstellungen und herbem Tadel konnte freilich die un- 
erfahrene junge Königin bei dem alten, ]iraktischen Dipiomalen 
nichts erreichen ; den Weg der Güte und Freundlichkeit zu be- 
schreiten entschloss sie sich erst, als die Nachricht vom Ausbruch 
des Krieges schon eingetroffen war, und auch dann nur aufdringende 
Mahnungen hin, die Mercy nicht müde wurde, immer wieder zu 
erneuern; denn aus den Unterredungen mit ihrem Gemahl glaubte 
sie ihre bisherige Vermutung bestätigt zu sehen, dass nämlich nicht 
des Königs Wille, sondern allein der Rat seiner Staatsmänner die 
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unfreundliche Haltung gegen den Wiener Hof verschulde. Um 
nun bei der heiklen politischen Lage einen bevollmächtigten Minister 
in Berlin nicht länger zu entbehren, gedachte Vergennes, den auf 
Urlaub in der Heimat weilenden Gesandten am preussischen Hofe, 
Marquis de Pons, auf seinen Posten zurückkehren zu lassen ; dieser 
hätte dann auch, um dem Drängen der Königin Genüge zu leisten, 
die tNote« überreichen können, die Goltz als eine einfache mündliche 
iirklarunf^r angeselicii hatte; indes liess man dic<?en Gedanken, aus 
Gefälligkeit gegen die Königin, alsbald wieder lallen und es erging 
an den Geschäftsträger Gaussen in Berlin die VV'eisunj^, die Dekhira- 
tion den preussischen Kabinettsministern nunmehr ohne V erzug in 
aller Form mündlich mitzuteilen^). Eine Wirkung hat man von 
diesem verpäteten Schritt wohl kaum erwartet, wie es überliaupt 
gar nicht in der Absicht der französischen Regierung lag» eine 
Änderung in ihrem Verhalten eintreten zu lassen. Denn auch sie 
stand unmittelbar vor dem Ausbruch des Krieges mit England; 
das Gesuch Mercys um Anerkennung des casus foederis und um 
Sendung des Hülfskorps konnte schon deshalb nicht bewilligt 
werden. Wohl aber erklärte sich Ludwig XVI. bereit, wenn der 
Wiener Hof den Frieden ernstlich wolle und glaube, dass des Königs 
Dazwischenkunft ihn zu fördern geeignet sei, sich mit seinem 
Alliierten zu verständigten über die Art, wie er seine Intervention 
eintreten lassen solle; dann werde I^'rankreich cntweiier einen ver- 
ständigen Mann nach Wien abschicken, der mit dem Staatskanzlcr 
die Eröffnungen an den König von Preussen zu vereinbaren und 
danach in das preussischc Feldlager zu überbrinf^cn hätte, oder 
(Österreich könne durch Mercy in Versailles seine Absichten und 
Wünsche kundtun. Einen Mittelweg zu finden zwischen dem An- 
gebot Preussens und der Forderung Österreichs könne doch nicht 
so schwer sein; nur müsse erst Kaunitz zur Erkenntnis gelangen, 
dass man dem König von Preussen mit hochmütigen und stolzen 
Worten nicht imponiere*). 

Das Verlangen nach der Wiederherstellung des Friedens, die 
Sorge um zwei Söhne und einen Schwie«;er.sohn, die sich im Feld- 
lager befanden, hatte inzwischen Maria Theresia veranlasst, den 
Freiherrn von Thugut im tiefsten Geheimnis — er reiste als Kurier 
des russischen Botschafters Fürsten Galizyn — zu König hVicdrich 
abzuschicken, um ihm neue Vorschläge zu unterbreiten**). Von der 
Absendung Thuguts hatte Breteuil Kenntnis erhalten, aber über 
das Ziel war er im Irrtum: er glaubte, jener Diplomat gehe nach 
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Petersburg, um durch die mit Preussen verbündete Regierung 
Friedensvorschläge an König Friedrich gelangen zu lassen. In 
seinem Bericht vom 14. Juli, der durch Eilboten am 20. in Ver- 
sailles eintraf« äusserte er seine Besorgnis, dass Kurpfalz das Opfer 
eines durch Russlands Vermittlung erfolgenden Friedensschlusses 
werde; zweifellos beabsichtige der Wiener Hof mit diesem, angeblich 
ohne Wissen und Willen des Kaisers unternommenen Schritt, Frank- 
reich von den Friedensverhandlungen auszuschliessen und gleichzeitig 
der Eitelkeit der Zarin zu schmeicheln, damit sie nicht auf die 
Seite Preussens trete^*). Diese Nachricht erregte in Versailles be- 
gründetes Aufsehen; indes kam gleich danach Aufklärung durch 
Mercy, der auf Grund einer ihm zugegangenen Depesche mitteilte, 
Thugut sei von der Kaiserin- Königin an den König von Preussen 
abgeschickt worden »aus selbsteigener Bewegung und aus Antrieb 
Ihrer zärtlichsten mütterlichen Liebe und Bekümmernis ohne ge- 
ringster vorläufiger Wissenschaft des Kaisers Majestät»*^), um die 
WiederanknüpfuDg der abgebrochenen Unterhandlung zu versuchen; 
doch äusserte sich der Botschafter nicht über die Vorschläge, die 
Thugut dem Gegner machen sollte. Ganz freilich vermochte Mercy 
die Bedenken, welche Breteuils Meldung von der Sendung nach 
Russland wachgerufen hatte, nicht zu bannen ; suchte Österreich 
in diesem kritischen Augcnbhck Anschluss au das Zarenreich, so 
lagen gewiss gefahrdrohende Absichten diesem Schritt zu Grunde; 
Breteuil wurde daher aufgefordert zu melden, wie sich die Sache 
in Wirklichkeit verhalte, Mercy gegenüber aber sprach Maurepas 
das Bedauern aus, dass man die Vorschläge an den Preussenkönig 
nicht durch Vermittlung Frankreichs gemacht habe; man würde 
sie in Versailles dann so eingekleidet haben, dass sie dem Ver- 
bündeten Nutzen gebracht litten, während der von Natur schon 
so anmassende Gegner sicherlich von allem, was man ihm unmittelbar 
vorschlage, schlechten Gebrauch machen werde. 

Dieser eigemächtige Schritt der Kaiserin-Königin zeigte den 
französischen Staatsmännern deutlich, wie stark in Wien die Neigung 
zum Frieden war, und lieferte ihnen einen neuen Beweis für die 
Tatsache, dass allein der Kaiser und seine Partei den Krieg wun^schten. 
Deshalb wurde Breteuil nunmehr angewiesen, unverzüglich den Staats- 
kanzler davon zu benachrichtigen, dasb König Ludwig XVI. seine 
guten Dienste zur Wiederherstellung des Friedens in Deutschland 
förmlich anbiete. Die Versicherung des preussischen Gesandten, 
dass auch seines Herrn innigster Wunsch die rasche Herbeiführung 
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einer Verständigung sei, lasse jegliche Unterhandlung aussichtsvott 
erscheinen, bei der Österreich von seinem schroffen Standpunkt 
al^ehe und der anderen Partei nur ein wenig entgegenkomme^^). 
In dieser Voraussetzung äusserte steh Maurepas auch zu Baron 

Goltz dahin, dass Frankreich seine Bemühungen zur Herbeiführung 
einer Verständigung trotz des Vormarsches der preu^sischen Truppen 
fortsetzen werde**). Immerhin war Goltz nach wie vor nicht ohne 
Besorgnis wegen des bedeutenden Einflusses der Könif(m und des 
Grafen Mercy ; auch fürchtete er, das angriffsweise Vorgehen seines 
Herrn werde einen ungünstigen Eindruck in Versailles machen, denn 
man erkannte dort zwar an, dass die Besitzergreifung Bayerns die 
erste Ursache zum Krieg abgegeben habe, aber man hätte trotz- 
dem gewünscht, dass der erste Schuss von österreichischer 
Seite gefallen war, um diese Macht gänzlich im Unrecht erscheinen 
zu lassen. Er erfuhr, dass in der Tat, wie zu erwarten war, Marie 
Antoinette ihre Bemühungen verdoppele, um eine entschlossenere 
Haltung Frankreichs zu Gunsten Österreichs herbeizuführen ; aber 
er hatte Vorsorge getroffen, dass auch der preussen freundliche 
Standpunkt in der Umgebung der Minister zur Geltung komme, 
während er selber vorsichtig sich im Hintergrund hielt'^). Als 
sich seine Vermutung, die Königin werde ihn nicht mehr sehen 
wollen, als zutreffend erwies, erleichterte er den Ministern ihre 
peinliche Lage ihm gegenüber dadurch, dass er sich freiwillig erbot, 
von den Empfängen wegzubleiben, und verpflichtete sie sich so 
zur Dankbarkeit; es dauerte denn auch nicht lange und er glaubte, 
nach Berlin melden zu dürfen, das Ministerium Maurepas-Vergennes 
werde eher seine Entlassung nehmen, als in den deutschen An- 
gelegenheiten den Willen der Königin tun. Nur wenn die prcussischen 
Heere grosse Erfolge davontrügen, werde es schwer sein, Frankreich 
in der bisher beoljachteten Neutralität festzuhalten und eine Partei- 
nahme für den Bundesgenossen zu verhindern' 

In Wien war in der zweiten Hälfte des Juli die Aufmerksamkeit 
der politischen Kreise auf die Sendung Thuguts gerichtet; ihre 
günstige Aufnahme beim König erweckte Hoffnung auf Herstellung 
des allgemein dringend gewünschten Friedens, die allerdings durch 
den hartnäckigen Widerspruch des Kaisers gegen jede Unterhand- 
lung mit dem Gegner stark beeinträchtigt wurde. Denn des Ernstes 
der Lage war man sich wohl bewusst. Die Erklärung des franzö- 
sischen Botschafters, dass auf Beistand Frankreichs nicht zu rechnen 
sei, die Weigerung des Kabinetts von Versailles, auch nur eine 
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scharfe Kundgebung gegen den König von Preussen zu erlassen, 
zeigten klar, dass man ohne Bundesgenossen dastehe. Breteuil 
konnte mit der durch diese Erkenntnis gesteigerten Friedensliebe 
wohl zufrieden sein; er mahnte nur, man möge bei einer neuen 
Unterhandlung vorurteilsfrei und uneigennützig verfahren. Dafür 
wusste ihm Kaunitz allerdings keinen Dank: den Inhalt der vom 
König von Preussen gewünschten Aufklärungen, mit denen Thugut 
aus Wien ins preussische Hauptquartier zurückkehren sollte, liess 
er dein Botschafter gar nicht mitteilen ; ebensowenig erfuhr Breteuil, 
wie eigentlich Maria Theresia das Angebot der guten Dienste Frank- 
reichs aufgenomnien habe; er suchte das Unterbleiben der Benach- 
richtigung damit zu erklären, dass man wohl das Ergebnis der 
direkten Anknüpfung abwarten wolle, ehe man sich über eine Ver- 
mittlung äussere'^). Nun erfolgte aber etwas Unerwartetes: un- 
mittelbar bevor Thugut mit sehr entgegenkommenden Instruktionen 
seine Rückreise nach Böhmen antrat, traf ein Dür den Wiener Hof höchst 
ungünstiger Verständigungsvorschlag des Königs von Preussen ein^*). 
Nach einigem Schwanken, ob man daraufhin die Unterhandlung 
kurzer Hand abbrechen oder versuchen solle, den König von den 
neuen Forderungen abzubringen, entschloss man sich, die Zustimmung 
des Kaisers zu erbitten zu einem Gegenvorschlag. Dieser besagte : 
Die Kaiserin-Königin wird ihren Ansprüchen auf Bayern gänzlich 
entsagen und das besetzte bayrische Gebiet dem Kurfürsten Karl 
Theodor zurückgeben, vvo^Ttcreii der König für sich und für s^ine 
Nachfolger auf die Vereinigung von Anspach-Baireuth mit der Fri- 
mogenitur auf so lange Zeit verzichten wird, als jüngere Prinzen des 
Hauses Brandenburg vorhanden sind. Breteuil, dem der Staats- 
kanzler am Abend des 5. August von dieser EntschUessung Kenntnis 
gab, sah in ihr einen offenkundigen Beweis der Friedensliebe und 
äusserte nur das eine Bedenken, dass nämlich die österreichische 
Zustimmung zur Vereinigung der fränkischen Markgrafschaften 
mit Kurbrandenburg zuerst vom Wiener Hof selber angeboten 
worden sei ; er vermutete, der König werde daraus Anlass nehmen 
zur Ablehnung des Vorschlags. Freilich nahm Thugut dann auch 
noch die Landkarte von Bayern mit, um gemäss den ersten mund- 
lichen Verhandlungen und der ihm darüber erteilten Weisung dem 
König zu zeigen, wieviel Land Osterreich behalten müsse, um da- 
raus die ihm zugestandene Million Gulden als jährlichen Ertrag 
zu bcziehen^^); aber von diesem Zugeständnis hatte sich König 
Friedrich ja schon wieder losgesagt. Wenngleich Kaunitz nicht 
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darauf rechnete, dass der König den Vorschlag de» beiderseitigen 
Verzichts auf Gebietsvergrösserung annehmen werde, so hegte 
er in anderer Beziehung von ihm grosse Erwartungen. Österreich 
zeigte nämh'ch seine Uneigenniitziglceit, indem es sich erbot, Bayern 
fahren zu lassen ; ging der König von Preussen nicht auf den von ihm 
geforderten Verzicht auf Anspach-Baireuth ein, so wurde es klar, dass 
nur Eigennutz und V'crgrösserungssucht ihn leiteten; dadurcli würde 
mindestens Frankreich zu einer frcundliciieren Haltung gc^^cn (Xster- 
"reich veranlasst, und auch nnzweifelhRft bewiesen werden, dass 
es der Kaiserin-Königin bei ihrem Einschreiten in Bayern nicht um 
Gebietserweiterung, sondern um Erhaltung ihrer IChre und ihres 
politischen Ansehens, sowie um Wahrung des Gleichgewichts im 
Reiche zu tun gewesen sei^'). 

An demselben Tage, da Thugut abermals zu König Friedrich 
abreiste, am 6. August, sandte Kaunitz einen Kurier an Mercy mit 
dem Auftrag, die französische Regierung von dem seitherigen Ver- 
lauf der Unterhandlung in Kenntnis zu setzen und unter besonderer 
Hervorhebung der gezeigten Nachgiebigkeit nunmehr nachdrücklichst 
zu fordern, dass Frankreich den neuen Vorschlag seines Verbündeten 
durch ernsthafte allianzmässige Kundgebungen in Berlin unterstütze 
und zugleich dem König von Preussen erkläre, es werde im Falle 
der Ablehnung des Vorschlags gleichermassen seine Pflichten als 
Bundesgenosse und als Garant des Westfälischen Friedens erfüllen. 
Eine Darlegung der Bestrebungen Preussens, unter seiner und 
Hannovers Führung eine allgemeine Assoziation der protestantischen 
Stände herbeizufuhren und so die im siebenjährigen Kriege be- 
standene Gruppierung zu erneuern, mochte mitwirken, in Versailles 
Stimmung zu machen gegen den verhassten Widersacher. Na< 
türiich sollte auch die Königin wieder hierzu in Bewegung gesetzt 
werden, und bei sich bietender Gelegenheit durfte Mercy sogar die 
Willfährigkeit seiner Regierung aussprechen, sich über etwa ge- 
wünschte Vorteile, »ahnlich denen im letzten Krieg« mit Frankreich 
zu verständigen^®). 

In welcher Stimmung Maria Theresia den kommenden £r- 
eignissen entgegensah, verrät uns ein Schreiben an ihren vertrauten 
Ratgeber, den Beschützer ihrer Tochter, den Grafen Mercy. Selbst 
Kaunitz darf nichts davon wissen, wie offen sie hier ihr Herz aus- 
schüttet, wie sie dem Botschafter kundtut, dass alles, was seit 
sechs Monaten geschehen, allein das Werk des Kaisers und sie 
daran unbeteiligt sei. Sie bittet schliesslich den altbewährten 
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Diplomaten um Rat, ob und auf welche Weise eine Vermittlung 
eingeleitet werden könne zur Herbeiführung des Friedens, ob man 
dabei auf Frankreich rechnen dürfe, ob man Russland oder das 
Reich daran teilnehmen lassen solle. Scharf tadelt sie die Art» 
wie Kaunitz die befreundeten Staaten behandle; bei der Gleich- 
gültigkeit des ihm verbündeten Österreich müsse in Frankreich das 
ausserordentlich rücksichtsvolle und entgegenkommende Verhalten 
des PreussenkÖnigs einen besonders guten Eindruck machen*^. 
AufTallend ist hierbei, dass die Monarchin das französische Ver- 
mittlungsangebot gar nicht erwähnt, das durch Bretcuil dem Staats- 
kanzler doch schon längst mitgeteilt worden war. 

Inzwischen war einer der Wünsche des Wiener Hofes erfüllt 
und die am 9. Juni dem Baron Goltz In Versailles von den fran- 
zösischen Ministern mündlich abgegebene Erklärung, dass Frank- 
reich festhalte an dem Bündnis mit der Kaiserin-Königin und dass 
es die von jener Seite gemachten Zugeständnisse als eine ausreichende 
Grundlage itir den Frieden betrachte, war von dem französischen 
Geschäfbsträger Ritter Gaussen auf Befehl Vergennes* den im Feld- 
lager weilenden Kabinettsministern zugesandt worden; Gaussen 
hatte hinzugefügt, dass sein König aufs Ausserste betroffen sei 
von der ungünstigen Wendung der Unterhandlungen, da er bei der 
bekannten Friedensliebe des Königs sowohl als der Kais'erin-Königin 
annehmen zu dürfen glaube, dass die Mittel zu einer Verständigung 
noch keineswegs erschöpft seien*^). 

Begreiflicherweise machte dies Schreiben jetzt kernen grossen 
Eindruck mehr auf Köni^]^ Friedrich und seine Ratgeber. Man war 
durch Goltz von dem Inhalt längst unterrichtet und vermutete nun, 
dass die förmliche Mitteilung nur bezwecke, die Königin von Frank> 
reich und den Wiener Hof zufriedenzustellen. Die Absicht einer 
tätigen Parteinahme Frankreichs für Österreich liess sich nicht ioi 
entferntesten aus der Deklaration oder aus dem sehr höflichen 
Begleitschreiben des Geschäftsträgers herauslesen; und die amtliche 
Anzeige des zweibrückischen Gesandten Hofenfels, dass die fran- 
zösische Regierung den Hülfsgeldervertrag mit seinem Herrn er- 
neuert habe, bestärkte die Auflassung von der geringen Bedeutung 
jenes Schrittes der französischen Diplomatie**). Die Antwort, 
welche Finckenstcin claraufliin am 5, August dem Geschaitstiagcr 
zugehen liess, konnte deshalb auch ganz unverblümt die Schuld 
an dem Scheitern der Verhandlungen auf den Wiener Hof 
wälzen, der die gerechten, vernünftigen und sogar vorteilhattea 
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Anerbietungen des Königs von Preus*^en nicht habe annehmen 
wollen. Trotzdem aber sprach sie die Bereitwilligkeit der prcussischen 
Regierung^ aus, neue Beweise zu geben für ihre Mässigung und 
fiir ihr Interesse am Wohle der Gesamtheit, wenn nur die Gegen- 
partei sich Grundsatze aneigne, die mehr der Billigkeit entsprächen 
und mit der Ehre des Königs, den Rechten des pfalzischen Hauses 
und des sächsischen Hofes, sowie mit den Gesetzen des Reiches 
in Einklang ständen**). 

Die Stimmung in Versailles veränderte sich indes schon in 
den nächsten Tagen ganz wesentlich zu Ungunsten Prcussens. I>ie 
Forderungen König Friedrichs vom 2S.Juli, die Mercy am ro. Auiiust 
den französischen Mimstern mitteilte. vcri^Hclien mit den Zugeständ- 
nissen, welche Maria Theresia zu gewähren bereit war, konnten 
allerdings keinen guten Eindruck machen; und wenn noch hinzu- 
gefügt wurde, dass der König von Preussen das Geheimnis des 
Briefwechsels mit Joseph preisgegeben habe trotz des Versprechens, 
es aufs heiligste zu bewahren, dass femer seine Verhandlungen 
mit den Kreisen und Ständen die Aufstellung einer Observations* 
armee gegen Frankreich bezweckten, so ist es verständlich, dass 
das preussische Benehmen in wenig günstiger Beleuchtung erschien. 
Vcrgennes äusserte denn auch seine Verwunderung darüber, und 
und da von Breteuil noch keine Antwort gekommen war auf die 
Anfrage, was man in Wien zu der vorgeschlagenen Sendung einer 
französischen Mittelsperson ins preussische Hauptquartier sage, kam 
ihm der Gedanke, durch Gausscn eine erneute, aber ernster gemeinte 
Vorstellung an die prcussischen Minister zu richten, dass der König 
von Frankreich von den prcussischen Forderungen sehr betroffen 
sei und dringend zur Mässigung und zu grösserer Friedfertigkeit 
rate. Mercy, mit dem Vorschlag an sich einverstanden, warnte 
nur vor allgemeinen Ausdrücken und unbestimmten Redensarten, 
die erfahrungsgemäss beim König von Preussen keinen Eindruck 
machten ; auf sein Drängen versprach Vergennes, sogleich dem König 
Vortrag zu halten und dann zu dem auf Urlaub befindlichen Maure- 
pas zu reisen, um mit ihm die zu fassende Entschliessung zu be- 
raten Schon am folgenden Tage, bei dem herkömmlichen Dienstags- 
empfang des diplomatischen Korps durch Vergennes, kuunte Goltz 
den Umschlag in der Stimmung bemerken; der Minister gab sein 
Missfallen über dns enerijische Vorriicken der Armee des Prinzen 
Hemrich zu erkennen, das erfolgt sei in einem Augenbhck, da man 
bestimmt einen günstigen Ausgang der Unterhandlungen erwartete. 
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Und von anderer Seite vernahm Goltz, dass das französische Kabinett 
besorge, Preussen wolle grade jetzt, da Österreich so friedliche 
Neigungen zeige, nichts mehr von Frieden wissen**). 

Der Zufall wollte es, dass um dieselbe Stunde, da Marie 
Antoinette am Nachmittag des 13. August in Gegenwart der 
Minister mit dem König über die Lage beriet und ihn mit Aussicht 
auf Erfolg zu einer entschiedeneren Stellungnahme gegen Preussen 
zu bestimmen suchte, der Eilbote Breteuils eintraf mit der Nachricht 
von dem angebotenen Verzicht der Kaiserin-Königin auf die Er- 
werbungen in Bayern gegen den preussischen Verzicht aut die 
fränkischen Markgrafschaften. Sie hatte, von Mercy beeinflusst, 
bereits den Gedanken einer förmlichen Vermittlunn- Frankreichs zur 
Sprache gebracht und war von Vergennes darin unterstützt worden ; 
freilich widersprach Maurepas: er erwog, dass der König von Preussen 
möglicherweise die Vermittlung des Alliierten seines Gegners nicht 
zulassen und dass dann Frankreich nicht umhin können werde, 
mit kräftigeren Mitteln sich geltend zu machen; aber auch er sah 
schliesslich ein, dass der neueste Vorschlag des Wiener Hofes die 
Sachlage erheblich verändert habe und eine weit günstigere Auffassung 
der österreichischen Politik als bisher gestatte; so gab er denn 
seine Zustimmung, dass an Gaiissen in Berlin geschrieben werde, 
wie der AUerchristlichste König die augenblickliche Lage ansehe, 
damit der Geschaltbträger die preussischc Regierung amtlich davon 
in Kenntnis setze; und auch gegen die ins Auge gefasste Entsendung 
eines Unterhändlers nach Deutschland hatte er keine emstlichen 
Einwendungen zu machen. 

Bald nach Schluss der Besprechung erschien Mercy bei der 
Königin und machte ihr Mitteilung von dem Inhalt der kurz vorher 
angelangten Depesche des Fürsten Kaunitz vom 6. Aug^t, der in 
der Hauptsache ihr bereits aus Breteuils Meldung bekannt war. 
Vergennes antwortete allerdings auf des Botschafters erneutes 
Verlangen nach öffentlicher Anerkennung des casus foederis, dazu 
sei Frankreich angesichts des Krieges mit. l.ni^land und bei seiner 
unerfreulichen inneren Lage nicht im stände, aber er versprach 
doch, an Gaussen zu schreiben, dass er sofort den preussischen 
Ministern in dem gewünschten Sinne Vorstellungen mache. Von 
Vorteilen indes, die T^rankreich zugewendet werden könnten, wollte 
er jetzt nichts hören 

Am 20. August ging nun von Versailles eine Weisung aa 
Gaussen ab, begleitet von dem Entwurf eines Schreibens, welches 
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er an die preussischen Minister richten sollte für den Fall, dass 
die neu angeknüpften Unterhandlungen zwischen Preussen und 
Österreich keine Aussicht auf Erfolg böten oder schon abgebrochen 
seien. Dieser Fall wurde als ziemlich waiirscheinlich angesehen, 
da Vergennes bezweifelte, dass der Konig von Preussen durch Verzicht 
auf die fränkischen Markgrafschaften die Kosten werde bezahlen 
wollen für die Herstellung des früheren Zustandes in Bayern, und 
nur die leise Hoffnung hegte, die Verhandlungen würden auf Grund 
der ersten Vorschläge Thuguts weiter geführt werden. 

Als die Weisung bei dem Geschäfbträger in Berlin eintraf, 
am 27. August» waren die Unterhandlungen in der Tat al^ebrochen 
und die Minister in die Hauptstadt zurückgekehrt. So war Gaussen 
im Stande, seinen Auftrag alsbald auszuführen: am selben Tage 
noch las er dem Grafen Finckenstein die ihm erteilte ostensible 
Weisung vor, als deren Zweck die Versöhnung der Höfe von Wien 
und Berlin bezeichnet wurde. Nach einer kurzen Übersicht über 
die erste Untcrhandlunc[ Thuguts, die durch die Vorlegung des 
neuen preussischen i'lanes zum Scheitern «^ebiacht worden sei, 
rühmt die Weisung den österreichischen Vorschlag des wechselseitigen 
Verzichts auf Gebietserwerbung, der die preussischen Interessen um 
so weniger zu berühren scheine, als der König im Laufe der 
Verhandlung nicht grade grossen Wert gelegt habe auf die 
Vereinigung Anspachs und Baireuths mit der Primogenitur, Sie 
hebt hervor, wie günstig sich durch die gezeigte Bereitwilligkeit, 
das eroberte herauszugeben, die Position des Wiener Hofes gestalte ; 
es könne sogar dahin kommen, dass er die Hülfe seiner Alliierten 
und den Beistand der Garantiemächte des Westfälischen Friedens 
anrufe, denn nun, nach diesem grossherzii^cn Ani^ebot, könne der 
König von Preus^>eii nicht mehr die Interessen Bayerns oder des 
pfälzischen Hauses oder des Kurfürsten von Sachsen, und ebensowenig 
die Sicherheit des Reiches als Grund für die Fortsetzung des 
Krieges anführen, den man dann vielmehr als eine persönliche 
Angelegenheit des preussischen Königshauses ansehen müsse; und 
so werde der Krieg, ursprünglich ein Kampf ums Recht, nur noch 
ein Streit um den Vorrang sein, dessen Folgen sich gar nicht 
absehen Hessen. Aber wenn auch der beiderseitige Verzicht als 
Grundlage für eine Verständigung dem König von Preussen nicht 
annehmbar erscheine, so gebe es doch noch andere Wii^e als den 
der Waffen, um sich über die bayrische Erbschaft auseinanderzu> 
setzen ; denn wa^ vor dem Beginn der 1 cindseligkeiten dem König 
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recht gewesen sei, müsse ihm auch jetzt noch recht sein, da keine 
Erheblichen militärischen Ereignisse die Lage verändert hätten und 
eme Art Gleichgewicht der Kräfte die Entscheidung verzögere. 
Das Verlangen derKaiserin-Königin, einen Gebietszuwachs zu erhalten, 
der ein jährliches Einkommen von einer Million Gulden bringe, 
habe der König bereits früher gebilligt; die dadurch bewirkte Macht- 
vergrösserung Österreichs sei nur unbedeutend und werde früher 
oder spater ausgeglichen durch die östcrreichischerseits zugestandene 
friedliche Erwerbung von Anspach und Baircuth seitens Brandenburgs. 
Das pfalzische Haus könne den allerdings unbestreitbaren Verlust 
wohl ertragen, da es sich damit den ruhigen Besitz des übrigen 
bayrischen Landes sichere. Die Entschädigung des Kurfürsten von 
Sachsen müsse durch ein freundschaftliches Abkommen mit Kurpfalz 
herbeigeführt werden; einen Grnind zur Fortsetzung des Krt^^es 
gegen Österreich könne sie um so weniger abgeben, als die Kaiserin- 
Königin für die in dem ihr zufallenden Gebiet gelegenen Allodialgüter 
den sächsischen Kurftirsten zu entschädigen bereit sei. Schliesslich 
bietet der französische Hof fhr den Fall, dass die Unterhandlung 
zwischen den Höfen von Berlin und Wien, von deren Abbruch man 
am 20. August in Versailles noch nichts wissen konnte, auf 
Schwierigkeiten stosse, seine Vermittlung an zur Herstellung des 
Einvernehmens zwischen den streitenden Machten'^). 

Finckenstein suchte nach beendeter Vorlesung des Schriftstückes 
dem Geschäftsträger sofort klar zu machen, dass die österreichischen 
Vorschläge nur dem Schein nach so uneigennützig, in Wirklichkeit 
aber für Preussen ganz unannehmbar seien; man werde in Versailles 
zu anderer Beurteilung kommen, wenn man erst die dem Baroa 
Goltz aufgetragenen Eröffnungen vernommen habe; namentlich sei 
die Gleichstellung der von den nächsten Agnaten angefochtenen 
österreichischen Erwerbungen in Bayern und der rechtlich 
unbestreitbaren, von allen Agnaten gebilligten künftigen Erwerbung 
von /\nspach-Baireuth seitens Brandenburgs ganz unzulässig. Im 
ganzen legte der Minister diesem neuen Schritt des französischen 
Hofes keine grosse Bedeutung bei ; er glaubte, sein Hauptzweck 
sei, der Königin Marie Antoinette einen Gefallen zu tun und dem 
lästigen Drängen des Wiener Hofes ein Ende zu machen; unter 
der Hand solle freilich dabei auch der Weg zu einer französischen 
Vermittlung geebnet werden. Sein Rat, den er dem Bericht an 
den König anschloss, ging dahin, die Vermittlung nicht förmlich 
zurückzuweisen, sondern ihr unter dem Vorwand, dass die Unter- 
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handluogen abgebrochen seien, höflich auszuweichen ; denn Preuasen 
werde bei direkten Verbandlungen mit dem Wiener Hof immer 
besser fahren als bei der Einmischung eines Dritten; ausserdem 
könnte aber Russland eifersüchtig werden auf die französische 
Vermittlung und diese als vielleicht willkommenen Anlass benützen, 
die versprochene Unterstützung hinauszuschieben*^. Auch der 
König hielt die Erklärung des Gcschäftsträg^ers nicht grade für ein 
wichtiges Ereignis; immerhin konnte sie der erste Scliritt zur 
Vermittlung werden, in diese aber musste Freussen seinen Alliierten 
Russland hineinzuziehen suchen. Er zweifelte nicht, dass Katharina 
schon durch die Aussicht auf gemeinsame V^ermittlung mit Frankreich 
sich sehr geschmeichelt fühlen werde. Aber vor allem kam es ihm 
jetzt darauf an. von Russland werktätige Hülfe zu erhalten *^). 

In einer Besprechung am Nachmittag des 5. September 
überreichte Graf Finckenstein dem Ritter Gaiissen die preussische 
Antwort auf die französische Depesche. Sie gab zunächst eine 
Darstellung der Verhandlungen mit Thugut, vom preussischen 
Standpunkt aus betrachtet, setzte auseinander, warum der Vorschlag 
des beiderseitigen Verzichts nicht annehmbar gewesen sei und wie 
auch die übrigen Vorschläge Thuguts, die für Österreich den 
reichsten und besten Teil von I^aycrn mit eincni I'cil des Flusslaufs 
der Donau beanspruchten, keine Möglichkeit einer Verständigung 
gehr)tcn hätten. Nicht persönliche Beweggründe, sondern die ILhre 
des preussischen Staates und das den Bundesgenossen gegebene 
Wort, sowie die ungerechte Zergliederung Bayerns nötigten den König 
zur Fortsetzung des Krieges. Wenn die französische Regierung 
sich um die Herstellung des Friedens bemühen wolle, so sei dies 
König Friedrich sehr willkommen; er werde, wenn der Allerchristlichste 
König den Wiener Hof dazu bringen könne, deutliche, klare, den 
Reidisgesetzen und dem Westfälischen Frieden entsprechende Vor- 
schläge zu machen, welche zugleich die Rechte der Beteiligten 
wahrten, ebensowenig die französische wie die russische Vermittlung 
zurückweisen und gerne dem Krieg ein Ziel setzen'*). 

Es war Gaussen von Vergennes anheimgestellt worden,' wenn 
die preussische Antwort auf die Iranzösisclie Note befriedigend 
laute, sie durch Kurier an iMcteuil zur Mitteilung an den Wiener 
Hof zu schicken ; der Geschäftsträger hielt sie aber für nicht 
befriedigend und sandte sie deshalb nur nach Paris ^^). 

Inzwischen war die Nachricht von dem tatsächlichen Abbruch 
der Unterhandlung Thuguts mit den preussischen Ministern nach 
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Versailles gelangt; in Verbindung mit den Mitteilungen des Baron 
Goltz über die Kreisassoziation in Nieder-Deutschland und über die 
geplante Aufstellung einer Beobachtungsarmee erregte sie grosses 
Unbehagen. Die Bemühungen des Gesandten, die französischen 
Bedenken wegen der Aufstellung jenes Heeres, das vorwiegend aus 
Truppen der von England-Hannover abhängigen Staaten bestehen 
sollte, zu beseitigen, blieben erfolglos; im Gegenteil wurde sogar 
der Gedanke erwogen, an der französischen Nordostgrenzc ebenfalls 
ein Ti uppciikorps zusammenzuziehen, um sich gegen feindselige 
Pläne des englischen Hofes von dieser Seite her zu schützen. An 
Gaussen ging die Weisung ab, die Bedenken seiner Regierung den 
preussischen Ministern vorzutragen und, wenn mö|^Hch, den \ er 
zieht auf die geplante Kreisassoziation und auf die Heeresaufstellung 
zu envirken®*). 

Mittlerweile kehrte am 5. September der Gesandte Marquis 
de Pons von seinem Urlaub nach der preussischen Hauptstadt zu- 
rück, ohne jedoch, wie es scheint, mit einer der Sachlage ent« 
sprechenden besonderen Instruktion seiner vorgesetzten Behörde 
versehen zu sein**). In der ersten Unterredung versicherte ihm 
Finckenstein, es sei nicht Preussens Schuld, dass es zum Abbruch 
der Unterhandlungen gekommen sei, und setzte ihm auseinander, 
warum die Vorschläge des Wiener Hofes für Preussen unannehmbar 
gewesen seien ; er betonte ausdrücklich, wie es in der Antwort an 
Gaussen vom 5. September schon geschehen war, die Bereitwillig- 
keit seines Herrn, die französische Vermittlung anzunehmen und 
durch sie zu einer, mit seiner Würde und den Interessen seiner 
Bundesgenossen verträglichen Verständigrung zu gelangen. De Pons 
gewann aus dem Verhalten Finckensteins den Eindruck, dass es 
ihm darauf ankomme, die guten Gesinnungen seines Herrn gegen 
Frankreich recht deutlich hervortreten zu lassen. 

Aber in Versailles war und blieb man verstimmt gegen Preussen. 
Man wollte nicht zugeben, dass die Vorschläge Thuguts hinterhaltig 
gewesen seien, und selbst wenn sie es gewesen wartn, hätte man 
dem Unterhändler die erbetenen paar Tage h>ist nicht abschlagen 
dürfen, um in Wien wegen etwaiger Modifikationen anzufragen, 
und zwar um so weniger, als kein VVatTenstillstand den Fortgang 
der militärischen Bewegungen hinderte. Der Gesandte in Berlin 
wurde angewiesen, die infolge des Fehlschlagens der Unterhandlung 
dort vermutlich wieder stärker hervortretende Neigung zur Ver- 
söhnung zu unterhalten und zu befestigen, aber dabei stets hervor- 
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zuheben, dass seia Herr zwar sich um die Herbeiführung des Friedens 
eifrig bemühe, jedoch deshalb nicht aufhöre, der treue Rundes» 
genösse und aufrichtige Freund des Wiener Hofes zu sein*^). 

In Wien hatte man auf die günstige Wirkung des Verzichts- 
vorschlags am französischen Hofe bestimmt gerechnet und manche 
Hofihung daran geknüpft. Bald nach der Rückkehr Thuguts wies 
Kaunitz den Grafen Mercy an, bei dem französischen Ministerium 
den Erlass eines Rundschreibens an die Vertreter des Allerchrist- 
lichsten Königs im Auslande anzuregen, worin die Annahme des 
österreichischen Vorschlags, alles in Besitz genommene Land zu- 
rückzugeben, dringend empfohlen werde, da er ausserordentlich ge- 
mässigt und dem wahren Besten des deutschen Reiches zuträglich 
sei. Auf diese Weise lasse sich, wie Kaunitz meinte, n.imenthch 
bei den Reichsständen die ungünstige Wirkung des für die Allianz 
so nachteiligen Februar-Rundschreibens der französischen Regierung 
wieder gutmachen'^). 

Nach dem Scheitern der Sendung Thuguts, die ohne Wissen 
und gegen den Willen des Kaisers erfolgt war, hielten es Maria 
Theresia und Kaunitz doch ftir richtig, weiterhin die Politik des 
Staates so viel als nur möglich im Einvernehmen mit Joseph zu 
fiihren. Der Oberstkämmerer Graf Rosenberg ging ins Feldlager 
ab, um dem Kaiser die Ansichten des Staatskanzlers und Maria 
Theresias über das, was nun zu tun sei, vorzutragen. Sie gingen 
dahin, man wolle endlic!) die so oft erneute Forderung fallen lassen, 
dass nämHch Frankreich die aliianzmässige Hülfe von 24000 Mann 
stelle, und sich damit zufrieden geben, wenn die verbündete Macht 
als Garant des Westfälischen Friedens auftrete und in dieser Figen- 
schaft eine Erklärung an das Reich erlasse ; wenn sie ferner kund- 
mache, sie werde mit Heeresmacht für die Kaiserin-Königin ein* 
treten, sobald der König von Preussen von England oder von 
Russland Truppenhülfe erhalte ; und wenn sie sich verpflichte, nicht 
nur Kurpfalz in guter Gesinnung zu erhalten, sondern auch den 
Herzog von Zweibrttcken fiir die Annahme der Wiener Vorschläge 
zu gewinnen. Über die Möglichkeit einer Mediation äusserte der 
Staatskanzler, dass sie nur dem französischen Hofe aufgetragen 
werden könne; und zwar müssten die Grundsätze, nach denen die 
Verniitllung stattfinden, und die Punkte, worauf sie sich erstrecken 
solle, festgestellt werden, bevor sie beginne. Diese Forderung 
sollte dem verbündeten Hofe alsbald übermittelt werden, da sie die 
Vorbedingung sei für die von dort vorgeschlagene Entsendung 
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einer Vertrauensperson an den König von Preussen, die Kaunitz 
übrigens nach der Rückkehr des Marquis de Pons nach Berlin für 
unnötig hielt. Der Kanzler warnte vor jeglicher Übereilung und 
empfahl, Zeit zu gewinnen, ruhig zu erwägen und dann einen folge- 
richtigen Entschluss zu fassen^^). 

Trotz der Bemühungen, die von Seiten der Königin und 
Mercys gemacht wurden, die Regierung Ludwigs XVI. jetzt ganz 
ins österreichische Fahrwasser hineinzuziehen, gelang dies nur un- 
vollständig; und wenn auch die Verstimmung gegen den König 
von Preussen stärker geworden war, so war die Neigung, auf des 
Alliierten Wünsche einzugehen, deshalb doch nicht in demselben 
Masse gewachsen. So war schon die Rücksendung de Pons' auf 
seinen Posten ohne Wissen Mercys erfolgt, dein Vergennes erst 
nach des Gesandten Abreise davon Kenntnis gegeben hatte^^); und 
dass die Bereitwilligkeit zum Verzicht auf ganz Bayern nicht doch 
dem Wiener Hof ein Hinterpförtchen zur Erreichung seiner bekannten 
Ziele offen lasse, wollte Maurepas nicht recht glauben, trotzdem 
Mercy den Verdacht zu beseitigen sich bemühte. Den Vorschlag 
eines Rundschreibens an die französischen Vertreter im Ausland 
lehnte man indes keineswegs ab, nur wollte man die Antwort des 
Königs von Preussen auf die Erklärung vom 19. August abwarten. 
Diese französische Erklärung hatte im grossen und ganzen auch 
den Beifall des Fürsten Kaunitz gefunden; an Mercy schrieb 
er darüber: »Es ist dieses — sowohl in Ansehung der Sache als 
der Form ein wahres Meisterstückt ; doch eines musste auffallen ; 
als Breteuil sie, wohl am Vormittag des 27. August, dem Staats- 
kanzler vorlas, wandte dieser ein : »Sie lassen darin ja uns in Bezug 
auf Bayern viel mehr sagen, als wir wirklich gesagt haben. Wir 
haben gar nicht geäussert, dass wir für immer uns aller unserer 
Rechte und Ansprüche auf Bayern entscblagen wollten; wir haben 
nur beabsichtigt, auf den Vertrag vom 3. Januar 2u verzichten und 
die R^elung der bayrischen Erbfolgeangelegenheit dem KuriUrsten 
von der Pfalz zu überlassen.! Und als Breteuil von dem Plan zu 
sprechen anfing, der Österreich einen dauernden Vorteil einräumen 
sollte, kam Kaunitz immer wieder auf den Verzicht zurück; allein 
auf Grund dieses Vorschlags konnte er nämlich die Garanten des 
Westfälischen Friedens anrufen"). Auch in der Weisung an Mercy 
vom 8. September wurde dieser beauftragt, ausdrücklich zu erklären, 
die Kaiserin-Königin halte ihren Antrag, jeder GebieLserwerbung 
zu entsagen, aufrecht trotz -der prcussischen Zurückweisung, um 
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damit dnen vollgtltigen Beweis ihrer uneigennützigen Gesinnung 
zu Hefern ; weitere Vorschläge an Preussen zu machen verbiete ihre 

Ehre ; erst wenn sie wisse, wie sich der König von Preussen zu 
der Vorstellung der französischen Regierung verhalte, könne sie ent- 
scheiden »was sie sich von der Freundschaft des Allerciiristlichsten 
Königs zur Beförderung ihres friedliebenden Verlangens eigentlich 
zu erbitten liabe^**).« Ein gleichzeitiges Privatschreiben des Staats- 
kanzlers an Mercy erklärt, warum man an dem beiderseitigen Ver- 
zicht in Wien so hartnäckig festhalte. Man sehe nämlich darin 
das einzige Mittel, rasch und glatt den Streit über die bayrische 
Erbfolge zu beendigen» denn jede andere Vereinbarung bringe durch 
die damit verknüpften Äquivalente und Kompensationen tausenderlei 
Schwierigkeiten mit sich und man laufe Gefahr, mit vielen Opfern 
schliesslich doch nur ein schlechtes Geschäft zu machen : von dem 
pteussischen Verziclit auf Anspach-Baireuth könne man nicht ab- 
sehen, weil man selber Rechte, ja sogar den tatsächlichen Besitz 
aufgebe; und man verlange damit schon deshalb nicht zuviel, weil 
die Erledigung der Markgrafschaften erst in vielleicht ferner Zukunft 
eintrete. Selbst wenn man sich zuletzt einige über einen Frieden, 
in dem Österreich ein Stück bayrischen Landes bekomme, werde 
man doch nicht in den Austausch von Anspach-Baireuth gegen die 
Lausitzen willigen, denn darauf würde man nur haben eingehen 
können, wenn Österreich ganz Bayern oder mindestens die Hälfte 
erhalten hätte. Von diesen Grundsätzen der österreichischen Politik 
sollte Mercy den französichen Ministern mit allen Erläuterungen 
Kenntnis geben tpour prevenir tout quid pro quo'*).c 

Den Inhalt dieser Schreiben teilte Kaunitz dem Baron l^reteuil 
mit und fügte hinzu, Mercy werde darin zu der Erklärung ermächtigt, 
die Kaiserin Königin halte zwar ihren Vorschlag des beiderseitigen 
Verzichts aufrecht, werde aber auch eine Vereinbarung zulassen, 
die ihr ein Stück von Bayern und dem König von Preussen das 
Recht zur Einverleibung von Anspach-Baireuth gäbe. Breteuii 
berichtete darüber am 12. September nach Paris: aus seiner Re- 
lation ersehen wir» welche Bestürzung kurz vorher in Wien geherrscht 
hatte auf die Nachricht von dem bevorstehenden Rückzug der 
Armee des Kaisers. Damals wollte Maria Theresia sofort durch 
Vermittlung Breteuils und Gaussens dem König von Preussen die 
Räumung von Bayern anbieten, ohne irgend eine Gegenforderung 
zu stellen ; dann cntschloss sie sich sogar, unmittelbar an den König 
zu schreiben, aber Kaunitz vermochte sie dazu, den Brief erst dem 
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Kaiser vorzulegen; mittlerweile besserte sich die Lage, die Armee 
brauchte nicht zurückzuweichen, Prag wurde behauptet und Joseph 
dachte selbst an Offensive, so dass er mit gutem Recht bitten 
durfte, die Kaiserin möge von dem geplanten Schritt, als unzett- 

gern a-s, abstehen. Dieser Vorgang hatte noch die günstige Folge, 
dass der Kaiser zum ersten Male seit drei Monaten wieder an 
Kaunitz schrieb, und zwar, um ihm zu danken, dass er die Kaiserin- 
Königin zur Vorlegung des Briefes veranlasst habe'^). 

Etwa am 15. September wird das Ministerialreskript mit der 
preussischen Antwort an Gausscn in Paris bei Goltz eingetroffen 
sein'^). Maurepas und Vergennes, die durch Gaussen bereits in 
den Besitz dieses Aktenstückes gesetzt waren, konnten ebensowenig 
wie der Geschäftsträger damit zufrieden sein, denn es lehnte den 
beiderseitigen Verzicht auf Landerwerb bestimmt ab; immerhin 
Hess es doch die Hoffnung bestehen, dass Österreich ein Gewinn 
von einer Million Gulden jährlichen Einkommens zugestanden werde. 
Das wichtigste an der Depesche aber war doch, dass Preussen die 
französische Vermittlung nicht gänzlich von der Hand wies. Als 
nun Kaunitz' Weisung an Mercy vom 8. September die Möglichkeit 
einer Gebietserwerbung wieder als nicht ganz ausgeschlossen bezeich- 
nete, knüpfte Vergennes an jenes preussische Zugeständnis den Vor- 
schlag in seiner nächsten Instruktion für Breteuil, man solle Preussen, 
wie früher, die Einverleibung der Markgrafschaften gestatten gegen 
Gewährung eines Äquivalents für den Wiener Hof; Kaunitz möge 
aus dem, was Preussen früher geboten, und aus dem, was Thugtit 
jetzt gefordert habe, einen neuen Vorschlag entwerfen, so dass das 
Land, welches Österreich bekommen solle, annähernd eine Million 
jährlichen Einkommens habe ; er schlug vor als Grenzen die Donau 
aufwärts bis Vilshofen, den Inn aufwärts bis zur Einmündung der 
Salza und weiter diesen Flusslauf; wenn dann der König von Preussen 
Kompensationen für das pfälzische und sächsische Haus fordere, 
könnte man vielleicht verzichten auf die Oberiehensherrschaft über 
die böhmischen Lehen in der Oberpfalz und in Sachsen und die 
Übertragung der bayrischen Reichslehen an Pfalz bewilligen ; die Ge- 
währung einer Geldsumme für Sachsen werde schliesslich die Wieder- 
anknüpfung der Verbandlungen wesentlich erleichtem. Indes ftigte 
Vergennes ausdrücklich hinzu, er sei von den Absichten Preossens 
nicht genau genug unterrichtet ; sein Herr wolle gern auch andere, 
mehr Aussicht bietende Vorschläge machen, wenn nur der Wiener 
Hof ihm die Grundlagen daTiir angebe. Der Botschafter wurde an- 
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gewiesen, bei dem Fürsten Kaunitz dahin zu wirken, dass entweder 
der französische Vorschlag angenommen oder ein anderer gemacht 

werde; zur Beruhigung durfte er die Zusicherun«^ geben, dass man 
die anvertrauten Vorschläge mit möglichster Wahrung der Interessen 
und der Würde des Wiener Hofes verwenden werde. Die Mit- 
wirkung Russlands bei der Vermittlung, die König Friedrich ge- 
wiinscht hatte, war dem französischen Ministerium nicht unwill- 
komnnen, doch wollte es sich dazu erst äussern, wenn es die Ansicht 
des Wiener Hofes kannte. Als Sitz der Unterhandlung, voraus* 
gesetzt, dass es zu einer solchen kam, hätte Vergennes gern Wien 
uhd als Leiter Kaunitz, als Vermittler Breteuil gesehen**). Die 
Mithülfe des Grossherzc^s Leopold von Toskana, der, damals in 
Wien, sich bereit erklärt hatte, auf Ersuchen der französischen 
Minister sich ihren Bemühungen zur Herstellung des Friedenis an* 
zuschliessen, nahm man an, ohne sich jedoch auf schriftliche Ver- 
einbarungen deshalb einzulassen; man empfahl Breteuil, mit dem 
Grossherzog in Verbindung zu treten^''). 

Diese Weisung an Breteuil enthält dieselben Gedanken, die 
der Minister bereits dem kaiserlichen Botschafter mitgeteilt hatte, 
als dieser ihm von der Depesche Kaunitz* vom S.September Kenntnis 
gab. Mercy scheint freilich überrascht gewesen zu sein, als Ver- 
gennes ihm sagte, die von Preussen gewünschte Beteiligung der 
Zarin an der Vermittlung habe für Frankreich nichts Bedenkliches; 
noch mehr erstaunt war er über den Ton, in dem Vergennes dies 
sagte, »als ob es für ihn ein angenehmer Umstand wäre, eine 
Gelegenheit zu überkommen mit Russland in einige Anbändelung 
wieder zu geraten.« Dass man in Versailles stets Rücksicht auf 
Russland nahm, hatte er allerdings schon langst bemerkt. — Auch 
zu ihm sprach sich Verf^ennes sehr bestimmt gegen den Verzicht 
Österreichs auf Gebietszuwachs aus und betonte, sein Hof halte 
eine Entschädigung seines Alliierten für die Aufgabe seiner sonstigen 
Ansprüche auf Bayern fiir geboten und zwar eine solche, die zwischen 
Osterreich und Böhmen eine bequeme Verbindung herstelle; auch 
riet er die früher zugestandene Erlaubnis zum Austausch von Ans- 
pach-Baireuth gegen die sächsischen Lausitzen wieder zurückzu- 
nehmen in Anbetracht der erheblich veränderten Umstände. Mercy 
antwortete, d\6 Ehre gestatte seiner Herrin keinen direkten Schritt 
mehr zu tun, worauf Vergennes erwiderte, dann würde ja der fran- 
zösische llüt das Wort iuhren können, — worüber Mercy selir er- 
freut war. Doch bemerkte er gleich, von dem Verzichtsplan werde 
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Maria Theresia nur dann abgehen, wenn ihr Anteil an Bayern dem 
künftigen Zuwachs Preussens gleichwertig sei; worauf Vergennes 

wieder entgegnete, diese Forderung werde sich nur mit grossen 
Schwierigkeiten durchsetzen lassen**). 

Die Kundgebung der französischen Regierung, welche nach 
Ansicht des Staatskanzlers den ungünstigen KinHnick des Februar- 
Rundschreibens wieder gutmachen sollte, unterblieb trotz der sich 
immer erneuernden Vorstellungen des Grafen Mercy ; indes wurden 
doch die französischen Vertreter an den auswärtigen Höfen an- 
gewiesen, die Zufriedenheit ihrer Regierung mit dem ästerreichischen 
Verzichtsvorschlag und deren Verwunderung über die schrofie 
preussische Ablehnung der Thugutschen Anträge auszusprechen. 
An de Pons erging ebenfalls eine Weisung, welche das Missfallen 
des Allerchristlichsten Königs darüber kundgab und der Vermutung 
Ausdruck verlieh, angesichts seines Misserfolgs in Böhmen werde 
es der König von Preussen wohl jetzt schon bedauern, die Mittel 
zur Versöhnung von sich gewiesen zu haben; der Gesandte sollte, 
wenn Neigung zur Verständigung vorhanden sei, sie zu verstärken 
und nutzbar zu machen suchen, dabei aber immer wieder betonen, 
dass sein Herr trotz seiner Bemühungen um die Herbeiführung des 
Friedens der treue Verbündete und aufrichtige Freund des Wiener 
Hofes bleibe, woran man in Berlin noch immer nicht recht glauben 
wolle. Man hoffte in Versailles, dass die geplanten Ermahnungen 
der russischen Regierung in Berlin, von denen man durch Kaunitz 
und Breteuil Kenntnis erhalten hatte, auf die friedliche Erledigung 
des Streites nicht ohne Einfluss bleiben würden***). Auf diese Weise 
ergab sich auch die Einmischung Russlands in die Friedens- 
verhandlung ganz von selbst ; Vergennes, der wiederholt nahe daran 
gewesen war, den russischen Gesandten in Paris um seine Ansicht 
über die deutschen Angelegenheiten zu befragen, es aber jedesmal 
wieder unterlassen hatte aus Furcht sich zu kompromittieren, brauchte 
sich jetzt keine Sorge mehr deshalb zu machen*®). 

Am 2y. September richtete Vergennes an den französischen 
Geschäftsträger in Petersburg, Ritter Bour^ de Corberon, ein Schreiben, 
worin er das Verfahren des Königs von Preussen Thugut gegen- 
über als Übereilt tadelte und mitteilte, dass man dieser Ansicht 
auch amtlich in Berlin Ausdruck gegeben habe. Wenn nun etwa 
Russland sich diesen Vorstellungen anschlösse, so würde unter seinem 
mächtigen Einfluss König Friedrich gewiss von seiner zuletzt ge- 
zeigten übergrossen Schroffheit zurückkommen und sich einer Vcr- 
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söhnung zuneigten. Die Zarin aber wurde sich durch dies Vor- 
gehen den Dank und die Sympathien von ganz Europa erwerben. 
Einstweilen handle es sich freilich noch nicht um eine gen-iein>;ame 
Vermittlung; doch sei es erwünscht, wenn die russische RcL^ierung 
unterrichtet sei von dem, was diejenige Frankreichs denke und tue ; 
gehe man danach in Petersburg auf einen Meinungsaustausch ein, 
so könnten daraus die heilsamsten Folgen entspringen fiir den 
Frieden in Deutschland, — Nicht in förmlichen diplomatischen 
Mitteilungen, sondern nur gelegentlich und unaufiallig sollte Corberon 
von dieser Weisung Gebrauch machen, damit man am russischen 
Hofe erkenne, dass Frankreich die Herstellung des Friedens In 
Deutschland wünsche und zugleich die ehrliche Absicht habe, mit 
dem Zarenreich wieder in nahe Beziehungen zu treten*'). Annähernd 
um dieselbe Zeit richtete der Staatskan7.1er Fürst Kaunitz, unter 
Berufung auf die in der preussischen Antwort an Gaus^cn ausge- 
sprochene Bereitwilligkeit, sowohl eine französische, wie eine russische 
Vermittlung anzunehmen, an seinen Sohn Joseph, den Botschafter 
in Petersburg, die Weisung, er solle im Namen der Kaiserin-Königin 
um nachdrückliche Unterstützung der auf die Wiederherstellung des 
Friedens abzielenden Vorschläge seiner Herrin bitten und zugleich 
eine bestimmte freundschaftliche Erklärung nachsuchen, ob die Zarin 
geneigt sei, gemeinsam mit Frankreich eine förmliche Vermittlung 
zwischen Österreich und Preussen eintreten zu lassen, oder ob sie 
beabsichtige, ihre Intervention in der Form von »bons offices« 
geltend zu machen*®). 

Damit hatte der Wiener Hof Ru^sland o-erreniiher einen Schritt 
getan, zu dem er sich seinem eigenen Verbündeten gegenüber noch 
nicht verstanden hatte. Als Breteuü am 30. September, also drei 
Tage nach der Absendung jenes Österreichischen Vermittlungsgesuchs 
an die Zarin, nach Hause berichtete, wie er Kaunitz von der 
preussischen Antwort auf die Vorstellung Gaussens Mitteilung ge- 
macht habe, wusste er noch nichts von jenem Schritt; nur soviel 
war ihm bekannt, dass man in Wien der Teilnahme Russlands an 
der Vermittlung nicht abgeneigt sei und dass man erwöge, wie 
man die guten Dienste Russlands akzeptieren und unter welchen 
Bedingungen man sich seine förmliche \'( muttlung gefallen lassen 
wolle. Und doch war das Gesuch um Russlands Vermittlung^ 
wesentlich mit veranlasst durch die Unterredung, welche Breteuü 
mit dem Staatskanzler über die Haltung Frankreichs am 24. Sep- 
tember gehabt batte^^). Denn das, was der Staatskanzler dabei 
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hatte vernehmen müssen, zeigte ihm, dass Frankreich von seiner 
Hinneigung zu Preussen noch immer nicht abgebracht war, dass 

es den Vorschlag, der König von Preussen solle auf Anspach- 
Baireuth verzichten, als eine zu starke Zumutung ansah und dass 
es die Ang^abe eines Landbezirks erwartete, dessen Abtretung den 
Wiener Hof befriedige, ohne rj'ibei durch seine Ausdehnung- über 
den Inn hinüber die Eifersucht Spaniens wegen der Verbindung 
mit Italien zu erregen. Auch war wiederum auf sein erneutes 
dringendes Verlangen, der Hof von Versailles möge durch Annahmt 
eines energischen Tones den König von Preussen (einzuschüchtern 
suchen, seitens des Botschafters erwidert worden, Frankreich sei in 
der kritischein Lage gegenüber England und bei der schlechten 
Besdiaiffenheit seiner Finanzen ganz ausser Stande, einer solchen 
Sprache Nachdruck zu verleihen und bei ihrer Zurückweisung be- 
waffnete Hülfe zu leisten. Alle Gegenvorstellungen des rede- 
gewandten Staatskanzlers waren vergeblich gewesen, der Ton der 
Unterredung hatte hich bedenklich verschärft, indem Breteuil er- 
klärte, seine Regierung denke gar nicht daran, sich mit dem Preussen- 
könig zu veruneinigen durch Anschlagen eines beleid;i;enden Tones, 
während Kaunitz dabei blieb, die Kaiserin- Königin werde von dem 
Vcrzichtsvorschlage , als dem ihrer Würde angemessensten Aus- 
weg, nicht abgehen. Am Ende hatte aber Kaunitz doch nach- 
gegeben und den Botschafter gebeten, ihm einen Vorschlag nach 
dem Wunsche der französischen Regierung zu machen, denn er 
selbst sei dazu unfähig; er hatte erklärt, es sei sogar die Pflicht 
Vergennes' dies zu tun, da der Minister den von der Kaiserin- 
Königin vorgeschlagenen Weg als ungangbar ansehe, dagegen eine 
Landentschädigung für Österreich fordere aus bayrischem Gebiet; 
Breteuil aber hatte es dann wieder als unpassend bezeichnet, dass . 
sein Herr die AusdclmuiiLy und Lage der östcrri'ichischen Ent- 
schädigung bestimmen solle. Auf die Forderung Kaunitz', Frank- 
reich möge, um die Fortdauer des Krieges zu verhindern, in jeder 
Richtung mehr Tatkraft zeigen, hatte schliesslich der Botschafter 
erwidert, sein König kenne nur eine Art der Einmischung, nämlich 
mit grösster Unparteiiichkeit seine Stellung zwischen Österreich und 
Preussen zu wahren, um hier wie dort die Absichten des anderen 
Teiles bekannt zu machen, beiden Parteien seine Meinung zu sagen 
und dabei immer wieder zur Versöhnung zu mahnen. Aber Kaunitz 
hatte doch darauf bestanden, dass der Vorschlag zur Entschädigung 
Österreichs von Frankreich kommen müsse'^; auch hielt er fest 



Digitized by Google 



125 



an dem Verlangen, das*? der Gewinn Österreichs dem Prcussen 
durch die Erwerbung der fränkischen Markgrafschaften in Aussiebt 
stehenden Vorteil gleichkommen müsse. In diesem Sinne wies er 
den Grafen Mercy an, unentwegt tätig zu sein und in erster Linie 
immer von neuem den beiderseitigen Verzicht zu beßirworten, auch 
stets wieder die Unterstützung dieses Verzichts zu fordern. Man 
kann sich eigentlich nur wundern, wie hartnäckig Kaunitz an diesem 
Gedanken festhielt, obwohl er erkannt haben musste, dass man in 
Versailles ihm durchaus abgeneigt war. Glaubte er etwa, die Zarin 
Katharina werde sich für ihn begeistern und ihn als Grundlage 
ihrer Vermittlung annehmen? Und dann werde Frankreich un- 
möglich als Verbündeter Österreichs eine andere Stellung einnehmen 
können ? — Wie dem auch sei — jedenfalls emphng Mercy den 
weiteren ßefehl, an die französischen Minister das fernere nach- 
drückhche Verlangen zu stellen, sie möchten, da ja durch den Ver- 
zicht Österreichs auf Bayern alle möglichen Beschwerden von selbst 
aufhörten, durch zweckmässige Beeinflussung den Kurfürsten Karl 
Theodor in seiner bisherigen guten Gesinnung bestärken und über- 
dies den Herzog von Zweibrücken veranlassen, seinen eingelegten 
Protest zurückzunehmen und durch eine öiTentliche Erklärung an 
das Reich seine Zufriedenstellung und Beruhigung erkennen zu lassen. 
Dies Verlangen sei um so mehr berechtigt, als ja der französische 
Gesandtschaftssekretär Helflflinger in Mannheim bereits dem pfälzi- 
schen Minister i reiherrn von Vicregg mitgeteilt habe, sein Hof 
beabsichtige unter den gegenwärtigen Umständen die Vermittlung 
zu übernehmend^). 

Kaunitz scheint in der Tat richtig gerechnet zu haben, als 
er die schon mehrfach vorgetragenen Wünsche nochmals vorbringen 
liess und sogar noch neue hinzufügte. Denn nun war plötzlich 
die französische R^ierung weit mehr als bisher geneigt, auf seine 
Begehren einzugehen. Mancherlei hatte zusammengewirkt, um diese 
Änderung herbeizuführen. Alle Nachrichten vom Kriegsschauplatze 
besagten nämlich, dass der Feldzug der preussischen Armee miss- 
lungen sei, und man knüpfte daran die Vermutung, der alternde 
König sei des Krieges müde und werde gerne die so oft wieder- 
holten Beteuerungen seiner Friedensliebe wahr machen. Dann stellte 
sich täglich mehr heraus, tlass die österreichische Erklärung an die 
Reichsversammlung, die Kaiserin-Königin sei bereit, ihre Erwerbungen 
in Bayern herauszucfeben, einen tiefen Eindruck gerade auf die An- 
hänger König Friedrichs geniaclit und diese in ihrer dem Wiener 
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Hof feindlichen Stellungnahme erschüttert habe. Aus Berhn meldete 
de Pons, der König sei bereit, sich auf neue Besprechungen ein- 
zulassen , aber nur unter der ßedmgung:, dass sämtliche augen- 
blicklich vorliegenden Streitfragen entweder noch vorm Friedens- 
schluss gelöst würden oder doch ihm die Teilnahme an deren 
späteren Lösung zugesichert werde, und dass man in Wien auf 
die Reichenhaller Salzwerke verzichte, deren Erhaltung bei Bayern 
für den ganzen Süden des Reiches von Bedeutung sei. 

Daraufhin erging an de Pons in Berlin die Weisung, er solle 
mit grösstem Eifer eintreten för den beiderseitigen Verzicht, wie 
ihn die Kaiserin-Königin vorgeschlagen habe, da durch dessen An> 
nähme die Ruhe im Reiche am raschesten wieder hergestellt werde. 
Denn die Machlerweiterung des Hauses Brandenburg durch den 
' Zuwachs von Anspach -Baireuth gefährde das Gleichgewicht im 
Reich; — genau so hatte sich Kaunitz dem Baron Rreteuil gegen- 
über ausgedrückt. Sollte man in Berlin behaupten, der öster- 
reichische Vorschlag berge schlimme Hintergedanken, so hatte der 
Gesandte zu fragen, ob man zu dessen Annahme bereit sein werde, 
sobald der Wiener Hof durch eine bindende Erklärung alle be- 
stehenden Besorgnisse zerstreut habe; denn zu einer Kundgebung 
Maria Theresias fiir sich und ihre Nachfolger, dass die Verzicht- 
leistung auf Bayern bedingungslos und unwiderruflich sei, hatte sich 
Mercy namens seines Hofes schon willig erklärt. Sobald sich aus 
den Besprechungen mit den Kabmettsnünistern Anhaltspunkte er- 
gäben, die als Grundlage für eine Friedensverhandlung angesehen 
werden konnten, sollte de Pons sie direkt an Breteuil nach Wien 
melden. Auch diese Weisung bedeutete die Erfüllung eines Wunsches 
des österreichischen Staatskanzlers^^). 

Während so Vergennes in Berlin nochmals kräftig fiir den 
beiderseitigen Verzicht wirken Hess, — denn es war ja nicht un- 
möglich, dass die preussischen Staatsmänner selber schliesslich den 
moralischen Gewinn durch die Erlialtung der bayrischen Integrität 
und den tatsächlichen Vorteil der Allianz mit dem pfälaschen Hause 
höher schätzten als die Erwerbung von Anspach-Baireuth, — und 
auch persönlich sich der Meinung zuneigte, dass sich auf diesem 
Wege alle Schwierigkeiten arn leichtesten heben licssen, gab er 
doch Breteuil gegenüber der Ansicht Ausdruck, dass Frankreich 
kein Recht habe, Preussen zur Annahme jenes Vorschlags zu 
zwingen, und dass man daher auf andere Mittel zur Herbeifuhrunj:^ 
einer Verständigung sinnen müsse. Der König von Preussen iiabe 
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de Pons br rpits seine Hauptbedingun^cn mitj^^eteilt ; wolle der Wiener 
Hof auf Grund dieser einen neuen Vorschlag machen, so werde König 
Ludwig XVI. ihn nachdrücklich unterstützen. Er dachte dabei an 
einen Mittelweg zwischen dem vollständigen Verzicht und dem 
letzten Vorschlag Thuguts. Unter diesen Umständen lehnte Ver- 
gennes auch die Beeinflussung des Kurfürsten von der Pfalz ab, 
dass er in Berlin für den beiderseitigen Verzicht eintrete, da, wie 
er vorgab, der französische Einfluss in München sehr gesunken sei ; 
und dem Herzog von Zweibrücken konnte er erst recht nicht zur 
Zurücknahme der Protestation raten, denn dieser Fürst hätte sich 
damit die Unterstützung des Königs von Preussen verscherzt, ohne 
die Österreichs daiur zu gewinnen'**). 
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Viertes Kapitel. 

Russland und die bayrische Erbfolge bis zum Ausbruch 

des Krieges. 



Geringeres Interesse als Frankreich nahm Russland an der 
Gestaltung der Inneren Angelegenheiten Deutschlands. Aber wäh- 
rend der westliche Nachbar des römischen Reiches deutscher Nation 
durch die wachsenden Schwierigkeiten im Innern des Staates und 
den an Schärfe zunehmenden Gegensatz gegen England in seiner 
Aufmerksamkeit immer stärker abgelenkt wurde von dem, was 
jenseits des Rheines vorging, fühlte sich die russische Regierung 
der Aufgabe gewachsen, neben den zahlreichen und schwierigen 
Anforderungen im Innern, neben der Aufmerksamkeit, die sie den 
orientalischen Angelegenheiten zuwenden musste, doch auch ihren 
Einfluss nacli Westen hin, über die Grenzen der Republik Polen 
hinaus auszudehnen auf die deutschen Höfe; und seitdem im 
Jahre 1762 der Friede und dann 1764 ein Bündnis zwischen Ka- 
tharina und Friedrich abgeschlossen worden war^), nahm der Ber- 
liner Hof jede Gelegenheit wahr, um Russland für die deutschen 
Angelegenheiten zu interessieren und den Einfluss seines Verbiin* 
deten gegenüber der wachsenden Macht des Wiener Hofes zu 
begründen oder zu befestigen. So hat 1769 bei der Verlängerung 
der Allianz*) die Zarin die Garantie übernommen für den branden- 
burgischen Familienvcrtrag von 1752, wonach die Markgrafschaften 
Anspach und Baireuth nach dem Aussterben der dort regierenden 
Nebenlinien der brandenburgischen Hohenzollern an das Kurhaus 
Brandenburg fallen, also nicht als Sekundogenitur selbständig weiter- 
bestehen sollten^). Dies war um so wichtiger, als bei den Huberts- 
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erhoben worden war gegen jene Regelung der Erbfolge in den 
Maricgrafschaften ; bei der bekannten Hartnäckigkeit des Wiener 
Hofes war nicht anzunehmen, dass die damalige Zurückweisung 

des Verlangens dessen dauernde Aufgabe zur Folge haben werde. 

Die Ergebnisse seiner Beobachtung der österreichischen Ab- 
sichten auf Bayern hat König Friedrich von Anfang an seinem 
Vertreter in Petersburg mitgeteilt, damit er die Staatsmänner der 
verbündeten Herrscherin über diese PVage auf dem laufenden und 
damit zugleich ihr Interesse an den deutschen Angelegenheiten wach 
erhalte. Als im Januar 1765 der römische König Joseph sich mit 
der Prinzessin Josepha von Bajwm in zweiter Ehe vermählte, be- 
auftragte Friedrich den Grafen Solms, wie von sich aus mit dem 
leitenden Staatsmann der Zarin, dem Grafen Panin, zu sprechen 
über die umlaufenden Gerüchte, wonach das ganze Allodialgut in 
Bayern der jungen Königin als Mitgabe überiassen worden sei, obwohl 
noch nicht einmal zwischen Pfalz und Bayern feststehe, was man 
als Allodialgut anzusehen habe. F.r niachlc darauf aufmerksam, 
dass, wenn beim Tode Max Josephs diese Frage noch nicht geregelt 
sein werde, schlimme Folgen für den Frieden Furopas sich ergeben 
könnten^). Als Graf Solms im September 1768 dem Grafen Panin 
mitteilte, man wisse aus durchaus zuverlässiger Quelle, Kaiser Joseph 
werde sich Bayerns sofort nach dem Tode des kinderlosen Kurfürsten 
Maximilian Joseph bemächtigen, ersuchte der Minister ihn um ge> 
nauere Angaben und stellte die Bereitwilligkeit seiner Herrin zu 
einer Verständigung mit Preussen über Mittel und Wege, jenen 
Plan zu hintertreiben, in Aussicht'^). Nähere Angaben über die Ver- 
wandtschaftsverhältnisse der beiden wittebbachischen Linien, über 
die Geschichte der beteiligten Staatengebilde wurden von preusslscher 
Seite alsbald gemacht ; von den Erbansprüchen behauptete man, 
dass dem Wiener Hof solche nicht zuständen, doch gab man zu, 
dass die Konvenienz ihm d'iQ Erwerbung Bayerns als in hohem 
Grade wünschenswert erscheinen lassen müsse*'). Panin benützte 
diese Gelegenheit, um zu versichern, dass Preussen und Russland 
stets einig sein würden über die Notwendigkeit, der überwiegenden 
Macht des Hauses Österreich entgegenzutreten'^.) In den nächsten 
Jahren lenkten die schliesslich zur ersten Teilung Polens führenden 
Ereignisse die Aufmerksamkeit Friedrichs, vorübergehend etwas ab 
von den deutschen Angelegenheiten. Als dann aber nach voUzc^ner 
Teilung Panin eine preussisch-österreichisch-rus^sche Allianz in Vor- 
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schlag brachte, wollte König Friedrich wenigstens den Versuch 
machen, über eine Reihe von streitigen oder doch noch nicht ganz 
aufgeklärten Punkten mit Österreich ein Einvernehmen herbeizu- 
führen; und wenn er selber auch, dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge nach zu urteilen, vor dem an Lebensjahren jüngeren Kur- 
fürsten von Bayern und dem ebenfalls jüngeren Markgrafen von 
Anspach sterben mochte, so konnte doch auch für seine Nachfolger 
der Mangel einer im voraus getroffenen Abmachung verhängnisvoll 
werden. Deshalb gab er in der Audienz des kaiserlichen Gesandten 
am Berliner Hof, Freiherrn van Swieten, vor Antritt seiner Ur? 
laubsreise etwa Mitte September 1772 den Wunsch zu ericennen, 
über die Erbfolge in Anspacb-Baireuth, über die Succession in Bayern 
und über die österreichischen Vergrösserungsabsichten nach der 
Seite der venetianischen Besitzungen hin zwischen den beiden Staaten 
eine Verständigung getroiTen zu sehen^). Nach seiner Rückkehr 
hatte van Swieten am 17. Februar 1773 wiederum Audienz beim 
König und teilte Ihm den Inhalt seiner geheimen Weisung über die 
schwebenden Fraci^en mit , Friedrich äusserte sich dabti aber einen 
möglichen Austausch der fränkischen Markgrafschaften gegen die 
in kursäclisischem Besitz befindlichen Lausitzen oder gegen Mecklen- 
burg, da Anspach-Baireuth in preussischen Händen wegen der Nähe 
Böhmens Österreich vielleicht unbequem sein würde^). Eine weitere 
Behandlung dieser Angelegenheiten mit van Swieten unterblieb in- 
des, da die orientalische Frage und Streitigkeiten über neue Er- 
werbungen polnischen Gebiets die Aufmerksamkeit völlig in An- 
spruch nahmen. 

Währenddessen liess die preusstsche Diplomatie die bayrischen 
Pläne Österreichs nicht aus den Augen. In der ersten Hälfte 1776 
hielt sie es fiir nötig, die Blicke Russlands wieder darauf zu lenken ; 
aber Kaunitz entgegnete dem ru.^>i.^chen Gesandten Pursten Galizyn, 
die Regierung der Kaiserin-Königin denke gar nicht an die bayrische 
Succession. König Friedrich, dem diese Ableugnung wohl mitgeteilt 
wurde, hatte seine guten Gründe, ihr keine Bedeutung beizulegen ; 
unermüdlich liess er in Petersburg wiederholen, er werde sich seiner 
Mitstände im Reich gegen österreichische Übergriffe annehmen. 
Er stiess dabei am verbündeten Hofe auf keine Einwendungen; 
im Gegenteil schien dort die Aussicht, der Zarin den Ruhmestitel 
»Schirmherrin deutscher Reichsverfassungt verschaffen zu können, 
nicht unwillkommen; mit unklarsten Vorstellui^en von der Ver- 
fassung des deutschen Reiches verband sich hie und da sogar die 
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pliantastische Hoffnung, die Kaiserin demnächst Deutschland gegen- 
über die Rolle Ludwigs XIV. spielen su aehen^o). Sich Klarheit 
über die deutschen Verfassungsfragen zu verschaffen, hatte man 
bisher keinen Anlass gehabt; sobald dazu sich ein Bedürfnis ein- 
stellen sollte, stand Freiherr von der Asseburg als bevollmächtigter 
Minister bei der Reichsversatnmlung zur Verfügung. 

Auf die erste Nachncht von dem Hinscheiden Max Josephs 
von Bayern bedeutete der Köni<; seinen Gesandten am rus.->isclien 
Hofe, jetzt sei der Augenblick gekommen, den österreichisclien 
Vergrösserungsabsichten nach deutscher Seite hin bestimmt ent- 
gegenzutreten, sofern nicht Österreich zur Zeit es vorziehe, sich 
gegen die Pforte zu wenden^^). Die Lage Europas sei für den 
Wiener Hof günstig, indem Frankreich durch die englische Gefahr 
gehindert werde, dessen Machterweiterung sich zu widersetzen; 
unter diesen Umständen erfordere es das Interesse Preussens, dass 
Russland nicht etwa durch einen Bruch mit der Pforte unfähig ge- 
macht werde, seine Machtmittel als Bundesgenosse nach Westen 
hin geltend zu machen. Daher tat Friedrich denn auch alles, was 
an ihm latj;, um in Konstantinopel sowohl wie in Petersburg die 
herrschende Erregung zu beschwichtigen; andererseits aber em- 
pfahl er der Zarin, sich für den äusserten Fall polnischen Beistands 
möglichst zu versichern. Da er das geringe Verständnis der russi- 
schen Staatsleiter für deutsche Reichsangelegenheiten kannte, ver- 
mied er es, voreiUg ihnen Mitteilungen zu machen, von denen er 
sich keinen unmittelbaren Nutzen versprechen konnte; während er 
den angeblichen ba3mschen Teilungsvertrag von 1772, den er selber 
für unecht hielt, am französischen Hofe zum Ausgangspunkt einer 
lebhaften Agitation gegen die lange gehegten österreichischen Ver- 
grösseningsabsichten machte, sandte er ihn Solms nur zur beiläufigen 
Mitteilung an Panin^*); femer schrieb er dem Gesandten, Sachsen 
habe Preussens Beistand zu Gunsten der sächsischen Ansprüche 
auf das bayrische Allodium angerufen, Karl Theodor dagegen noch 
nichts von sich hören lassen ^^), obwohl schon das Gerücht um- 
laufe, dass österreichische Truppen in Bayern eingeruckt seien. Da 
also offenbar die politische Lage sich uri^n instig gestaltete und zum 
mindesten eine grössere diplomatische Aktion vorauszusehen war, 
durfte der wichtige Posten eines preussischen Vertreters in Peters- 
burg nicht unbesetzt bleiben; deshalb erhielt Solms Befehl, den 
Antritt des ihm bewilligten Urlaubs hinauszuschieben^^). Es war 
dies in der Tat umso nötiger, als der König dem russischen Hofe 
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nicht recht traute. Denn in den ersten Tagen des Januar hatte 
Panin dem österreichischen Staatskanzler eine Denkschrift über- 
reichen lassen, die sich auf den Konflikt mit der Pforte bezog, — 
ein Schritt, der König Friedrich peinlich überraschte und den er 
als Ausfluss einer ihm unbegreiflichen Vorliebe Russländs für den 
Wiener Hof ansah^^). Denn er war überzeugt, dass man öster- 
reichischerseits in Konstantinopel jetzt noch mehr als bisher zum 
Krieg schären werde in der Absicht, durch die wachsende Kriegs- 
gefahr Russland an der Unterstützung Preussens in den deutschen 
Angelegenheiteil zu hindern. Da indes die Möglichkeit vorlag, 
dass ernsthafte Massnahmen der russischen Regierung auch gegenüber 
den umfangreichen Rüstungen der Pforte nicht ohne Wirkung sein 
würden, empfahl er dringend entschiedenes Auftreten und warnte 
davor, sich täuschen zu lassen durch die freundschaftlichen Worte 
der osmanischen Diplomaten. 

Erst am 26. Januar war der König in der Lage, seinem 
Gesandten mitzuteilen, dass die Österreicher nunmehr in der Tat 
von bayrischem Gebiet Besitz ergriflfen hätten und dass die Lehen, 
welche die mit Max Josephs Tod erloschene rudolfinische Linie des 
Hauses Wittelsbach vom Reich besessen habe, dem Kurfürsten 
Karl Theodor nur persönlich übertragen worden seien, damit nach 
dessen Tode von neuem über sie verfugt werden könne. Das 
Rundschreiben des österreichischen Staatskanzlcrs vom 20. Januar 
und eine von Hertzberg verfasste Denkschrift mit aktenmäsyiger 
Widerlegung der österreichischen Ansprüche wurden gleichzeitig 
Solms übersandt, der davon geeigneten Gebrauch machen soHte. 
Friedrich gab der Überzeugung Ausdruck, die deutschen Fürsten 
dürften die Anmassung Österreichs nicht stillschweigend hinnehmen, 
denn dadurch werde der Wiener Hof nur ermutigt, auf dem ein- 
geschlagenen Wege fortzuschreiten und sich alle Erbschaften im 
Reiche anzueignen; er war nicht gesonnen, mitzuwirken bei der 
Einfuhrung eines despotischen Regimentes, wie es die Vorgänger 
Josephs II. öfters angestrebt hatten ; in der Entstehung schon wollte 
er solchen Plänen entgegentreten und sie bekämpfen. In dem Augen- 
blick, da die Möglichkeit, f«ir die Erhaltung des Gleichgewichts in 
Europa und in Deutschland, für den Schutz der mindermächtigen 
ReicLsstände gegen kaiserliche Übermacht das Schwert in die 
W^agschale werfen zu müssen, zur W^ahrscheinhchkeit, ja tast zur 
Gewissheit wurde, verstärkte sich der W^unsch, Russland möge sich 
mit der Pforte auf friedlichem Wege auseinandersetzen; wurde er 
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erfüllt, so konnte der König die vertragsmässigen Hülfstruppen 
fordern, er konnte die Zarin als Vermittlerin anrufen in einer Streit- 
frage, von deren Lösung das Heil des deutschen Reiches abzu- 
hängen schien. Bei der Milelkeit Katlmnna.s war eine glänzende 
Darstellung der rühm- und ehrenvollen Rolle, die sie wurde spielen 
können, vielleicht das beste Mittel, Russlands Einmischung in die 
deutschen Angelegenheiten herbeizuführen^®), zumal wenn es dem 
König gelang, das Reich oder doch eine nennenswerte Zahl von 
Reichsständen aufzubieten gegen die Verletzungen des Reichsgrund< 
gesetzes und der kaiserlichen Wahlkapitutation^^). Solms wurde 
angewiesen, in Petersbuig lebhafteres Interesse an den deutschen 
Verhältnissen, Verständnis für die Stellungnahme seines Monarchen, 
Erkenntnis der ehrgeizigen und selbstsüchtigen Absichten des Wiener 
Hofes zu erwecken. Um ihm diese Aufgabe zu erleichtern, beab- 
sichtigte der König, sämtliche amtlichen Aktenstücke, die in dieser 
Sache mit dem Wiener Hof j^cwechselt wurden, in Tetersburg 
vorzulegen; er gedachte dadurch zugleich den Nachweis zu fiihren, 
dass er entschlossen, aber mit grösster Mässi^^ung seinen Weg gehe, 
dass indes trotz dieser Mässigung bei dem bekannten Hochmut 
der Gegenpartei nur geringe Hoffnung auf freundschaftliche Lösung 
bestehe 

Nach den Berichten des Grafen Solms war die Stimmung in 
Petersbuig dem verbündeten preussischen Hofe günstig; man hatte 
kurz zuvor das Angebot des Königs, die för den Kriegsfall mit der 
Pforte zu zahlenden Hülfsgelder der Zarin im voraus zur Verfügung 
zu stellen, mit Freuden vernommen; nun musste der Gesandte 
freilich das Bedauern seines Herrn aussprechen, dass er an<^esiclits 
des kaum vermeidlichen Auftretens gegen Österreich nicht glaube, 
die Subsidienzahlung leisten zu dürfen, während er seinerseits sich 
genötigt sehe, sich um russischen Beistand zu bewerben. Dem 
gegenüber behielt Panin sich sein Urteil vor, bis er von den Absichten 
des Königs und von der gesamten Sachlage besser unterrichtet sei, 
doch versicherte er, die Zarin werde den Grundsätzen treu bleiben, 
die sie seit ihrer Thronbesteigung festgehalten habe; übrigens sei 
für den König in vorliegendem Anlass eine nähere Verbindung mit 
Frankreich vielleicht wünschenswert. 

Die weiteren Eindrücke des Grafen Solms bei diesen ersten 
Eröffnungen waren geeignet, in Berlin die besten Hoffnungen zu 
erwecken. In seinem Bericht stand zu lesen, man fühle sich in 
Petersburg nicht nur verpflichtet zur Stellung des liultskorps an 
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Preussen, sondern man werde es mit Freuden stellen, um den Wiener 
Hof zu demütigen und dem russischen Namen in Deutschland Geltung 
zu verschaffen. Freilich empfinde man grade deshalb das unklare 
Verhältnis zur Pforte als drückende Last, von der man befreit sein 
möchte, um sich einer rühmlicheren Sache als der der Krimschen 
Tataren widmen zu können. Denn solange die türkische An- 
gelegenheit nicht geregelt sei, habe man Unrulien in Polen, Aufstände 
der unter russischer Herrschaft stehenden Kosaken und Tataren zu 
befurchten, auch ein An<^riff der Schweden sei nicht ausgeschlossen, 
so dass reguläre russische 1 ruppen als Hiilfskorps für die preussische 
Armee nicht verwendet werden dürften; indes könne der König 
sehr wohl ein Kosakenkorps bekommen, und Potemkin habe bereits 
versprochen, die besten Pulks zu senden, wenn man sich zu ihrer An- 
nahme geneigt erkläre. 

Soviel hielt Solms für sicher, dass man in Russland gerne 
gemeinsam mit Preussen den Krieg gegen Österreich führen würde, 
wenn nur die sonstigen politischen Verhältnisse es gestatteten^^. 
König Friedrich trug den Umständen Rechnung, indem er nach 
Eingang dieses Berichts den Grafen Solms beauftragte, der russischen 
Regierung zum Dank für ihr Anerbieten zu versprechen, er werde 
sie solange nicht mit Hülfegesuchen und anderen Anforderungen 
belästigen, als ihr selber ein Krieg drohe; wenn aber der Friede 
im Orient erhalten bleibe, werde er die in Petersburg herrschende 
günstige Stimmung fiir sich ausnützen. Dann hoffte er nicht allein, 
sondern von vielen Reichsständen unterstützt sich an Russland wenden 
zu können; denn, seinen Worten zufolge, waren alle Reichsstände 
ohne Unterschied des Bekenntnisses entrüstet über das dsterreichische 
Vorgehen und zur Anrufung fremden Beistandes bereit; sein Ver- 
bündeter aber, die Zarin, konnte sich hohen Ruhm erwerben, indem 
sie den Schutz der deutschen Reichsverfassung übernahm und so 
zum tatsächlichen Garanten des Westfälischen Friedens wurde an 
Stelle von Frankreich, das seine Pflichten nicht erfüllen wollte, 
weil es keine Neigung hatte, sich mit dem ihm verbündeten 
Wiener Hof zu entzweien*^). Denn, das gestand er dem russischen 
Hof ot^en ein, von Frankreich sei nicht viel zu erwarten; dessen 
ganzes Interes'^e wende sich ihm näher liegenden Fragen zu, seine 
Blicke seien gefesselt von dem Streit Englands mit den amerikanischen 
Kolonien und dessen voraussichtlichen Folgen; höchstens dürfe 
man hoffen, dass es sich in dem Konflikt zwischen Österreich und 
Preussen neutral erkläre und so vor aller Welt seinem Alliierten 
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die Aussicht auf bewaffneten Beistand raube. Um Zeit zu gewinnen 
und den Ausgang der Irrung Russlands mit der Pforte abzuwarten, 
wollte Friedrich die Unterhandlungen über die bayrische Erbfolge 
in die Länge ziehen; im Mai etwa dachte er klar zu sehen über 
Österreichs Absichten, um die Ztit, da man ins Feld rücken musste, 
wenn eine friedliche Lösung nicht gefunden war*'). 

Von österreichischer Seite j;eschah zunächst fast nichts, um 
Russland für die deutschen Dinge zu interessieren; je weniger man 
in Petersburg von den Verhältnissen im Reich wusste, desto besser 
schien es für des Kaisers gelieime Absichten zu sein. Deslialb 
machten die orientalischen Dinge einstweilen noch den Hauptteil 
der Weisungen des Staatskanzlers an seinen Sohn, den Grafen Joseph 
Kaunitz, aus, der in Petersburg den Wiener Hof vertrat; nur am 
]6. Januar wurde ein besonderer Kurier dortbin abgeschickt mit der 
Nachricht von der Annahme des österreichisch*pfalzischen Teilungs- 
vertrags durch Kurfürst Karl Theodor; Kaunitz sprach in der Weisung 
die Hoffnung auf ruhige Entwicklung der Dinge aus, zumal die 
bisher geführten Unterhandlungen Zeugnis ablegten für Österreichs 
Mässigung, Gerechtigkeit und Friedensliebe. Wenn trotzdem der 
König von Preusscn gehässige Gerüchte aussprenge und den rus.si- 
schen Hof in feindlichem Sinne zu beeinflussen suche, so sollte der 
Gesandte dem Grafen Panin das zuversichtliche Vertrauen des Kaisers 
und der Kaiserin-Königin kundgeben, dass diese feindselige Beein- 
flussung wirkungslos bleiben und dass die russische Regierung 
im Gegenteil zur Vermeidung unangenehmer Weiterungen mit- 
wirken werde**). 

Schon vor Eingang dieser Weisung hatte Graf Kaunitz sich 
in deren Sinne geäussert und die Überzeugung ausgesprochen, dass 
die bayrische Angelegenheit freundschaftUch geregelt, anderenfalls 
aber der Entscheidung der Reichsgerichte überlassen werde. Gerne 
hätte Panin von ihm näheres über Art und Ausdehnung der An- 
sprüche des Wiener Hofes erfahren, aber Graf Kaunitz erwiderte, 
er wisse hierüber selbst nichts-''). Da der Gesandte tatsächlich von 
Wien aus fernerhin nur von dem unterrichtet wurde, was er nach 
des Staatskanzlers Auffassung unbedingt wissen musste, hatte Solms, 
der allezeit aufs beste unterrichtete, meist keine Schwierigkeit, den 
österreichischen Einäuss lahm zu legen. Auch Galizyn in Wien 
war nur ausnahmsweise imstande, Nachrichten von besonderer 
Wichtigkeit zu melden; meist kam Solms ihm zuvor; überdies war 
der Fürst ein ausgesprochener Freund des Wiener Hofes, wo er 
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als langjähriger Vertreter Katharinas sich wohl fühlte und seine 
Stellung sich nicht durch unzeitgemässe Neugierde verderben wollte. 

In Berlin gaben die Meldungen Solms' Anlass zu einem wichtigen 
diplomatischen Schritt. Aus der Depesche vom 20 Januar zog 
Friedrich den Schluss, es werde in Petersburo^ gerne gesehen, wenn 
der Kurfürst von Sachsen russischen Beistand für die Geltendmachung 
seiner Ansprüche anrufe; und sofort wies er seinen Kabinettsminister 
Finckenstein an, diesen Schritt bei dem sächsischen Gesandten 
Grafen Zinzendorf anzuregen; er selber wollte das Schriftstück 
unter Befürwortung des Gesuchs an Katharina befördern und ihr dabei 
schreiben, sie könne sich bei dieser Gelegenheit den Ehrentitel 
»Beschützerin und Verteidigerin der Verfassung und Ständefreiheit 
des deutschen Reichesc erwerben; auch die Massregeln, die er 
selber plante, gewannen an Bedeutung, wenn sie im Einvernehmen 
mit dem Verbündeten und unter dessen Teilnahme ausgeiuhrt 
wurden-*). 

Mehrfache Erwähnungen des Grafen Solms von Unterredungen 
des kaiserlichen Gesandten in Petersburg mit Panin veranlassten 
den König, seinem Vertreter die genaueste Beobachtung der öster> 
reichischen Diplomatie erneut zur Pflicht zu machen ; mit allen Mitteln 

sollte er verhindern, dass die russischen Staatsmänner sich durch 
österreichische lunllüsterungen beirren Hessen. Denn Friedrich sah 
voraus, der Wiener iriof werde im Hinblick auf die ihm unfreundliche 
Stimmung im Reich nichts unversucht lassen, um Russland zu seinen 
Gunsten zu beeinflussen und von der Einmischung in die inneren 
deutsclien Angelegenheiten fern zu halten. Von Solms aber durfte 
er erwarten, dass er solchen Bestrebungen das Gegengewicht halten 
werde, selbst wenn der Staatskanzler noch einen zweiten Sohn, den 
General Franz Wenzel Kaunitz, zur Beglückwünschung der Zarin 
anlässltch der Geburt ihres Enkels Alexander Pawlowitsch entsandte. 
Überdies ging auch von BerUn grade in diesen Tagen der Kammer- 
herr Graf Podewils zu gleichem Zweck nach Russland ab, nachdem 
der zuerst in Aussicht genommene Oberst Freiherr von Cocceji 
plötzlich erkrankt war. Da Solms sich inzwischen bereit erklärt 
hatte, seinen Posten bis zur Regelung der deutschen Angelegen- 
heiten zu behalten, war es nicht mehr nötig, für ihn einen 
Ersatz zu beschaffen, wozu Cocceji bestimmt gewesen war*^). Wie 
grossen Wert Friedrich auf die Zustimmung Russlands zu seinen 
Schritten legte» geht hervor aus seinen an Finckenstein gerichteten 
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Worten: >Que la Russie soit notre premler et piindpal potnt de 
vue qui fixe toute notre attention.! Um so mehr kam ihm darauf 
an, in Petersburg keine Zweifel aufkommen zu lassen, wo bei den 
augenblicklichen Unruhen in Deutschland das Recht, wo das Un- 
recht zu suchen sei***). 

Am 10. l'^ebruar berichtete Solms über die Antwort ranms 
auf seine Vorstellungen bezüglich der deutschen Angelegenheiten. 
Darin Hess Katharina unter Dankesbezeugungen für die Absicht, sie 
zur Vermittlerin zu machen, erklären, die bisherigen EröHnungen 
des Königs beruhten einstweilen doch nur auf Vermutungen, die 
erst im Lauf der Zeit ihre Bestätigung oder Widerlegung finden 
würden; schon deshalb sei eine ausgesprochene Stellungnahme Russ- 
lands zu den deutschen Fragen vorläufig untunlich ; femer aber müsse, 
bevor sie Partei ergreife, eine Verständigung mit den Türken erfolgt 
sein, die wesentlich von dem guten Willen der Pforte abhänge. Wichtiger 
als dieser, eine vorläufige Abweisung enthaltende Teil der Antwort 
aber war der ausgesprochene Wunsch, die Stimmung der anderen 
Reichsstände kennen zu lernen, um zu erfahren, ob sie wuklich 
mit dem König von Preii'^sen ^remeinsame Sache machen würden 
gecren das Haus Ostcrrci« h. Begreiflicherweise glaubte man nicht 
unbedmgt den Versicherungen des Königs, dass ganz Deutschland 
aufs tiefste entrüstet sei über das gewalttätige Vorgehen des Wiener 
Hofes ; denn grade der Nächstbeteiligte, der KurtÜrst Karl Theodor 
von der Pfalz, hatte noch keine Klage geäussert; und wenn auch 
er, wie glaublich behauptet wurde, sich mit Österreich abgefunden 
hatte, so wäre doch sicherlich von seinem Rechtsnachfolger ein 
Einspruch gegen die Beeinträchtigung des Erbes zu erwarten ge- 
wesen; zum mindesten musste man annehmen, dass der Herzog 
Schritte tat, um die angesehensten Fürsten, wie den König von 
Preussen, zum Einschreiten zu veranlassen. Denn Panin hielt es 
für ein gefährliches Wagnis für einen einzelnen Reichsfürsten, mit dem 
Hause Österreich Streit anzufangen oder auch nur seinen, wenn auch 
noch so berechtigten Groll gegen Österreich merken zu lassen, es sei 
denn, dass er der Zustimmim^if seiner Mitstände sicher war und 
dass er zählen konnte auf den Beistand einer auswärtigen Macht, 
wie Frankreich, das als Garant des Westfalisdien Friedens das 
Recht zur Einmischung in Streitigkeiten zwischen Reichsoberhaupt 
und Reichsständen hatte*^). Im ganzen betrachtete Panin die Oppo> 
aition des Königs von Preussen gegen die geplante österreichische 
Machterweiterung vielmehr vom Standpunkt allgemeiner Staats- 
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kliigheit, als von dem Standpunkt der für einen Reichsstand vor- 
liegenden rechtlichen Verpflichtung, die aus den Reichsgrundgesetzen 
entsprang. Solms gab sich die grösste Mühe, diese Auflassung 
zu erschüttern, jedoch mit geringem Erfolg. Denn der Widerspruch 
gegen jegliche Ausdehnung der österreichischen Machtsphäre, sei 
es im Reich, sei es ausserhalb der Reichsgrenzen» gehörte nach 
russischer Ansicht nun einmal zu den Grundsätzen der Politik 
Friedrichs II.; er hätte nur durch Gewährung eines Äquivalents zum 
Schweigen i^ebraeht werden können ; und dass es Preussen wesentlich 
um die Erlangung eines günstig gelegenen Ausgleichsobjekts zu tun 
sei, galt als höchst wahrscheinlich. Kurz, Russland billigte den 
Grundsatz, dass man eine einseitige Vergrösserung der weitaus- 
greifenden österreichi;}chen Macht verhindern müsse und stimmte 
somit der Haltung seines Verbündeten zu; aber lieber wäre es dem 
König von Preussen doch gewesen, wenn man in ihm nur den un- 
eigennützigen Schirmherrn deutscher Ständefreiheit gesehen hätte*^. 

Der Kurfürst von Sachsen ging auf die Anregung des Königs 
ein und übersandte ihm ein an die Kaiserin Katharina gerichtetes 
Schreiben, worin er die Unterstützung seiner Ansprüche auf das 
bayrische Allodialvermögen nachsuchte; der König begleitete es 
durch ein eigenes Schreiben an die Zarin, worin er in den über- 
triebensten Ausdruckten die herrsclienden Rechtszustande im deut- 
schen Iveiche schilderte und es als dringend notwendig bezeichnete, 
den Plänen des Kaiser hofes entgegenzutreten. Er verwahrte sich 
von neuem dagegen, dass er Katharina von der Verteidigung ihrer 
eigenen Staaten ablenken wolle; sobald aber diese unnötig sei, werde 
sie, 50 hoffe er, sich ihres Geburtslandes erinnern, das mit gerechtem 
Stolz auf sie blicke'^. 

Solms erhielt den Auftrag, das Gesuch des Kurfürsten von 
Sachsen durch mündliche Vorstellungen bei der Zarin zu unter- 
stützen und sie um ihren Schutz zu bitten für diesen Fürsten, der 
unbestreitbar die bestbegründeten Ansprüche besitze; auch sollte 
er den bevorstehenden zwcibrückischen Protest gegen das öster- 
reichische Vorgehen ankündigen und unter der Hand anfragen, ob 
nicht Herzog Karl russischen Beistand anrufen dürfe. Die öster- 
reichischen Gebietserwerbungen wurden in der Weisung an Solms 
als eine bedeutende Machterweiterung hingestellt; auf i 300 ooo 
Einwohner und auf 3 Millionen Rubel jährliches Einkommen belaufe 
sich der Gewinn des Wiener Hofes; es gehe sogar das Gerücht, 
Karl Theodor habe ganz Bayern abtreten müssen. Wie das 
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preussische mämotre succinct sur U successtOD de Bavito aber 
deutlich zeige, könne Österreich keine rechtliche Begründung für 
die Besitznahme iMyrischen Gebiets geltend machen, sondern nur 
Gründe politischer und militärischer Zweckmässigkeit. Es werde 

sich zweifellos bemühen, seinen Vorteil als unbedeutend hinzustellen, 
sowie die Haltung Preussens ins ungünstigste Licht zu rücken, vor- 
nehmlich am russischen Hofe ; da aber sei es die Aufgabe des 
Gesandten zu verhindern, dass die österreichische Partei durch falsche 
Vorspiegelungen der Zarin feindliche Gesinnungen einflösse'"'). Als 
ein Zeichen der Begehrlichkeit des Wiener Hofes erwähnte kurz 
darauf der König die Gerüchte, wonach Joseph IT. sich auch mit 
der Erwerbung Bosniens und Serbiens beschäftige'^); und indem 
er dem Gesandten mitteilte, in der Nacht vom /. zum 8, Februar 
seien, eingelaufenen Nachrichten zufolge, von Wien aus nach allen 
Provinzen Weisungen ergangen, die Truppen marschbereit zu 
machen, befahl er ihm unter Hinweis auf die gewaltigen Macht- 
mittel Russlands die Hoffnung aussprechen, dass trotz der Verlegen- 
heiten mit der Pforte es der Zarin mögh'ch sein werde, ihm einigen 
Beistand zu gewähren und dadurch auf Osterreich einen Druck 
auszuüben'*). 

In Petersburg hatte man mittlerweile (he Besitzergreifungs- 
patente von Mitte Januar erhalten, welche die Au^^dchniing der 
österreichischen Erwerbungen kundmachten; bei der nimgelhaften 
Kenntnis der Verhältnisse im Reich konnte man allerdings über 
die Rechtsfrage nicht urteilen, und so schloss man sich der Ansicht 
des Königs von Freussen an, dass die österreichischen Ansprüche 
rechtlich sich überhaupt nicht begründen Hessen. Dabei war die 
Sachlichkeit und Mässigung, die in den preussischen Noten an den 
Wiener Hof herrschte, gewiss auch nicht ganz ohne Einfluss. Auf- 
fällig blieb freilich, dass Karl Theodor und der Herzog von Zwei- 
brücken, wie es schien, anstandslos in jene Ungesetzlichkeit gewilligt 
hatten, und dass auch sonst bisher kein Widerspruch eines anderen 
Reichsfürsten laut geworden war; zum mindesten schöpfte man 
daraus die Besorgnis, dass die Reichsstande den König von Freussen 
im Stich lassen würden^®). Bei alledem vermied man es aber sorg- 
fältig, die innerlich erfolgte Parteinahme iiusserlich kund werden 
zu lassen; Katharina beschränkte sich darauf, durch Fanin und 
Solms dem König ihre Erkenntlichkeit auszusprechen für seine Ver- 
trauensbeweise und für seine Berücksichtigung der schwierigen Lage 
Russlands gegenüber der Pforte, und den Wunsch daran zu knüpfen, 
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dass sie bald seine Erwartungen erfüllen könne. Als dann Solms 
den Grafen Panin fragte, ob Russland sich g^enüber dem Ersuchen 
des Königs sowie des ganzen Reiches ablehnend verhalten und 
die günstige Gelegenheit zur Mehrung seines Ruhmes und seines 
Ansehens in Europa unbenutzt lassen wolle, erhielt er zur Antwort, 
einer so lockenden Einladung werde sonst wohl jede Macht Folge 
leisten, aber Russland sei augenblicklich zu sehr gebunden, um 
sich damit ernsthaft zu beschäftigen. Von diesem Gesichtspunkt 
aus i<onnte schliesslich Russland als Bundesgenosse Preusscns nur 
denselben Wunsch hegen, dem man in Versailles, an dem mit Öster- 
reich verbündeten französischen Hofe, immer wieder Ausdruck ver- 
lieh: es möge gar nicht zu einem feindlichen Zusammenstoss der 
beiden deutschen Mächte kommen. Mit dem Versuch des Königs, 
Frankreich auf Österreichs Vergrösserung eifersüchtig zu machen 
und dadurch mindestens zur Neutralitat in einem preussisch-öster- 
reichischen Kriege zu veranlassen, war Panin durchaus einver- 
standen**). 

Obwohl er keine Zusage russischen Beistands erhalten hatte, 
gab Solms doch in seiner nächsten Depesche einer gewissen Genug- 
tuung darüber \iisdiiick, dass man sich überhaupt in Regierungs- 
kreisen mit den deutschen Dingen etwas eingehender zu beschäftigen 
beginne, und dass man anfange, sich durch die Tatsachen von der 
Berechtigung des Königs zum Einschreiten für das Gleichgewicht 
in Deutschland und für die Freiheiten des Reichs überzeugen zu 
lassen. Seine unausgesetzten Bemühungen, bei Panin durch münd* 
liehe und schriftliche Darlegungen rechtsgeschichtlicher Natur das Ver- 
ständnis für die vorliegende wichtige Frage zu wecken, waren so- 
mit nicht umsonst gewesen'^). 

Um dieselbe Zdt schrieb der König seinem Petersburger 
Vertreter abermals, in ganz Deutschland herrsche nur eine Stimme 
über das tyrannische Vorgehen des Kaiserhofs. Der Herzog von 
Zweibrücken werde protestieren, Frankreich sei entschlossen, für 
den Westfälischen Frieden einzutreten, der König von Sardinien 
habe sich aus freien Stücken erboten, die Österreicher im Mailändischen 
anzugreifen; es sei also nicht nötig zu befürchten, wie Panin es tue, 
dass die Lage Preussens bedenklich werde. Friedrich wiederholte 
die Versicherung, er werde Russland nicht lästig fielen mit den 
deutschen Angelegenheiten; angesichts der österreichischen Intriguen 
in Konstantinopel könne er selber auch nur dringend von einer 
Teilung der Streitkräfte abraten ; man melde ihm nämlich aus Wien, 
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dass Österreich sich in einem Vertrag von der Pforte die Abtretung 
Bosniens habe versprechen lassen fUr den Zeitpunkt, da die Krim 
wieder unter türJdsche Herrschaft gekommen sein werde '^). 

In Berlin Hessen die Kabinettsminister den Grafen Cobenzl nichts 
davon merken, dass Preussen auf nissische Hülfe versichten wolle; 
im Gegenteil sprachen sie die Erwartung ans, Russland werde in 
der bayrischen Successionsfrage noch recht <^uite Dienste leisten 
Die iNachncliten von Solms, die bis dahin einp^elaufen waren, 
rechtfertigten indes in keiner Weise diesen Optmii.snius ; Friedrich 
fühlte sich per^ nüch gekrankt durch die russische Auffassiint^, 
dass allein seine Sonderinteressen ihn zum Widerspruch gegen 
Österreichs Vorgehen veranlassten ; das Gegenteil sei zutreffend : 
»die Goldne Bulie, der Westfälische Friede, die kaiserlichen Wahl- 
kapitulationen — alle diese geheiligten und verehrungswürdigen 
Säulen der deutschen Verfassung und Sländefreiheit erheben einmütig 
ihre Simme gegen dieses Überfluten der kaiserlichen Macht t Wenn 
die Russen ernsthaft beabsichtigten, sich über die fes^elegten 
Grenzen dieser Macht zu unterrichten, so fänden sie in jeder Buchhand- 
lung Bücher genug, die sie darüber belehren könnten**). Wenige 
Tage nachdem er dies geschrieben, ersah er aus Solms' Depesche 
vom 17. P'ebruar mit Befriedigung, dass man in Petersburg die 
Gewaltsamkeit des österreichischen Vor<^ehens zu erkennen beginne. 
Aber die gewünschten Beweise für die behauptete allgemeine 
Entrüstung in Deutschland konnte er, abgesehen von dem Protest 
des Herzogs von Zweibrücken, noch immer nicht liefern und auch 
das Verhalten Frankreichs blieb noch unklar'^). So sollten denn 
der Einspruch der bayrischen Landstände bei ihrem Kurfürsten 
und beim Kaiser und das sächsische Gesuch um Unterstützung 
der Allodialansprüche, femer die französische Erklärung, dass der 
Hof von Versailles an den Schritten Österreichs unbeteiligt sei und 
sie nicht billige, Russland die Notwendigkeit vor Augen fuhren, 
dass es sich (lir die vorliegenden Fragen interessiere'^. Auch 
Kaunitz kam in Wien allmählich zur Einsicht, dass Russland 
möglicherweise berufen sei, in dem bevorstehenden Konflikt eine 
Rolle zu spielen. Als er am i . März von dem Gescliäftstriiger 
Tassara aus Konstantinopel ausführliche Nachrichten erhielt über 
die Lage in der osnianischen Hau[)isladt und über die dort herrschende 
Stimmung- p^genuber Russland, sandte er die iJepesciien mit allen 
Beilagen nach Petersburg an seinen Sohn, damit er sie der russischen 
R^iening vorlege mit der Erklärung, ohne ihren Willen und ihr 
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Wissen wolle der Wiener Hof keine diplomatischen Schritte bei 
der Pforte tun, aber er sei bereit, zu jedem Auskunftsmittel die 
Hand zu bieten — kurz, er trug seine Vermittlung an. Was dagegen 
die bayrische Erbschaft betraf, so schrieb Kaunitz, der König von 
Preussen veranstalte zwar ernstliche Kriegsrüstungen, aber man sehe 
nicht, wie er die Rolle des ungerechten Angreifers bemänteln wolle. 
Es sd ja zu hoffen, dass es nicht zum äussersten komme; man 
rechne dabei auf die friedfertige Gesinnung- Katharinas, deren 
Kundmachung auf den König tiefen Kindruck machen werde ; aber 
trotzdem müsse man sich von Preussen jederzeit des SchUmmsten 
versehen und daher rechtzeitig Vorkehrungen zur Abwehr treffen ^^), 

• 

Mittlerweile erhielt die russische Regierung ungünstige Nach- 
richten aus Konstantinopel ; der türkische Ministerrat hatte einstimmig 
den von Russfand unterstützten Tatarenchan Schahin Ghirai als 

Rebell, als falschen Moslim und als Thronräuber gebrandmarkt, 
und die Pforte rüstete sich, die Folgerungen aus diesem Beschlüsse 
zu ziehen. Es wäre für Russland vielleicht nicht schwer gewesen, 
seinen bisherigen Schützhng preiszuiyeben, zumal in allen sonstigen 
streitigen Punkten die Türkei Entgegenkommen zeigte; mass- 
gebende Persönlichkeiten scheinen auch in diesem Sinne gewirkt 
zu haben, um zu ennögHchen, dass Russland sich bedeutungsvolleren 
Aufgaben zuwende; die Regierung aber gab sich den Anschein, 
als ob sie den Krieg mit den Türken für unvermeidlich halte. 
Und um nun den Wiener Hof nicht zu reizen, damit er nicht etwa 
in Stambul seinen Einfluss gegen Russland wirken lasse, entschloss 
man sich, ihn mit der grössten Rücksicht zu behandeln und dem 
ausserordentlichen Beglückwünschungsbotschafter der Kaiserin- 
Königin einen besonders ausgezeichneten Empfang zu bereiten. 
Bei diesem äusserHchen Entgegenkommen gc<;cnüber Österreich 
war es kaum von Bedeutung, wenn man in Petersburg sich bereit 
erklärte, ein Hülfegesuch auch von dem Herzog von Zweibrücken 
entgegenzunehmen und ihm Unterstützung zu gewähren, soweit 
es die Umstände zuliessen. Solms riet daher, man solle mit der 
Überreichung des Gesuchs warten, bis die Lage im Orient sich 
mehr geklärt und Russland Aussicht habe, sich der türkischen 
Angelegenheit zu entledigen, sowie infolgedessen geneigt sein 
werde, Preussen seinen materiellen Betstand zu gewähren^). 

Da fürs erste kein aktives tiervortreten Katharinas zu erwarten 
war, sind die Relationen des Grafen Solms im wesentlichen als 
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Stimmungsberichte zu betrachten; man erßihrt aus ihnen, wie leicht 
sich die leitenden Kreise der russischen Hauptstadt in ihren An- 
schauungen beeinflussen liessen, ohne dass indes eine merkliche Än- 
derung des gesteuerten Kurses dadurch herbeigeführt wurde. So 
konnte schon wenige Tage nach jenen Nachrichten Solms weit 
günstigeres melden; das Schreiben des Königs an Katharina war 
nicht wirkungslos geblieben, und allmählich arbeitete sich ol'fcnbar 
auch Panin etwas ein in die verwickelten Fragen des deutschen 
Reichsrechts E!r äusserte sich zu Solms eingehend über seine per- 
sönliche Auflassung der Lage; da dic^c sich mit der amtlichen 
Auffassung der russischen Regierung zu decken pflegte, war die 
Eröffnung für den Gesandten von Wichtigkeit. Der Kanzler ent- 
wickelte ihm das politische System Russlands, das, gestützt auf 
die Allianz mit Preussen und Dänemark, darauf hinziele, dem Zaren- 
reich grösseren unmittelbaren Anteil an den europäischen An- 
gelegenheiten, sowie besonders im deutschen Reich den massgebenden 
Einfluss zu verschaflen. In diesem Bestreben und mit Rücksicht 
auf das Bündnis mit Preussen fiihle die Kaiserin wohl die Ver- 
pflichtung, ^sich der Machterweiterung des Wiener Hofes zu wider- 
setzen. Doch im vorliegenden Falle sei die Lage noch zu wenig 
geklärt, um schon jetzt entschieden Partei zu ergreifen ; und von 
den Nächstbeteiligten, den Höfen von Wien und München, sei noch 
keine Rechtfertigung des Getanen versucht worden. Die bayrische 
Succession sei nun überdies Reichssache; und wenn auch der König 
von Preussen einer der wichtigsten Keichsstände sei, so müsse Russ- 
land doch die Absichten der übrigen Stände erst kennen lernen; 
in erster Linie mussten sich diejenigen Fürsten äussern, die un- 
mittelbar geschädigt würden ; von ihnen habe sich der Kurfürst von 
Sachsen bereits gemeldet, der Protest des Herzogs von Zweibrücken 
stehe allerdings noch aus; dann zählte Panin die angesehensten 
anderen Fürsten auf, die sich auflehnen sollten gegen die Unter- 
nehmungen des Wiener Hofes, und hob dabei mehrmals den Kur- 
fiirsten von Hannover hervor als einen Reichsstand, dessen Inter- 
essen es dringend geböten, sich der Opposition anzuschliessen. 
Wenn dann alle diese Stände, die unmittelbar geschadigten und 
die nur mittelbar bedrohten, sich mit ihren Vorstelhmgen an die 
Zarin wendeten und ihren Beistand gegen die erlittene Unbill an- 
riefen, dann werde sie einer so achtbaren Körperschaft ihre Hülfe 
nicht verweigern können, sondern sich ihrer Sache annehmen und 
ihr Einschreiten vorbereiten durch Vorstellungen am Wiener Hofe. 
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Solms gab seiner Befriedigung über das gehörte Ausdruck; 
nun könne, so sagte er zu Panin, sein Herr sich ans Werk machen, 
die deutschen Fürsten in dem gewünschten Sinne zu beeinflussen, 
denn jetzt brauche er nicht mehr eine Zurückweisung ihrer Gesuche 
seitens Russlands zu befurchten, sondern sei gewiss, dass sie Er- 
hörung fanden. Auf weitere Fragen des Gesandten antwortete 
Panin, Russland werde zwar nicht mit hunderttausend, aber doeh 
mit zehn- bis zwölftausend Mann seinem Alliierten zu Hilfe kommen 
können. Um kein Missverslandnis bestehen zu lassen, fragte dann 
Solms noch, ob ein Hülfegesuch von nur wenigen Reiclisfürsten 
genügen würde dafür, dass Rinsland dieselbe Entschliessung fasse wie 
bei einem Gesuch des gesamten Reiches. Panin sagte, auf diese 
Frage sei er nicht vorbereitet; er glaube indes, dass auch ejne be- 
schränkte Zahl von Gesuchen ausreiche, denn wenn man doch ein- 
mal zur Einmischung entschlossen sei, komme es auf die Stärke 
des Vorwandes nicht so sehr an^'). 

Die Vorsicht des Grafen Solms hinsichtlich der Zahl der an 
Russlands Beistand appellierenden Reichsstände war sehr berechtigt, 
denn in Berlin war man nur der Zustimmung des Kurfyrsten von 
Sachsen und des Herzogs von Zweibrücken sicher; es hing ganz 
von den Umständen ab, ob überhaupt und wieviele andere Fürsten 
ihrer innerlichen Entrüstung über die Vergewaltigung Bayerns ver- 
nehmlichen Ausdruck geben würden ; zunächst sah es nicht danach 
aus, als ob der patriotische Mahnruf des Königs gegen Österreichs 
Despotismus Gehör fände: »keine Kraft, keine Energie ist vorhanden, 
dass man sich dem Strom seiner ehrgeizigen Absichten entgegen- 
stellt»*^). 

Die Nachrichten, die man in Berlin in der ersten Märzwoche 
über den Stand der russisch-türkischen Beziehungen erhielt, boten 
wenig Aussicht auf £rhaltung des Friedens. Wenn nun Frankreich 
vorschlug, Russland solle den von ihm bisher unterstützten Tataren- 
chan fallen lassen und in eine Neuwahl willigen, womit die Pforte 
sich begnügen zu wollen erklärt hatte, so schien das in der Tat 
der einzig mögliche Weg, um einen kriegerischen Zusammenstoss 
zu vermeiden. Solms erhielt daher Weisung, diesen Vorschlag, von 
dem der französische Geschäftsträger Gaussen anlässlich der Durch- 
reise des Kuriers den preussischen Kabinettsministern amtlich Mit- 
teilung gemacht hatte, in Petersburg zu unterstützen und dabei auf 
die kritische Lage der deutschen Angelegenheiten hinzuweisen, 
welche die Aufmerksamkeit der russischen Regierung auf sich lenken 
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müsse''*). Auch wurde er beauftragt zu bericliten, ob unter den 
gegenwärtigen Unislatiden ein Hülfegesuch des Herzogs von Zwei- 
briicken in Petersburg überhaupt erwünscht sei. Der König selber 
blieb jedoch bei seinem Entschluss, trotz der drohenden Kriegs- 
rüstungen Österreichs seinen Verbündeten nicht um Beistand anzu- 
gehen, solange dieser selber sich in Verlegenheit befinde, in der 
Erwartung, dass Russland unaufgefordert etwas för ihn tun werde, 
sobald es dazu in der Lage sei^). Indes wünschte er, dass Katba- 
rina und Panin sich wenigstens darüber äusserten, ob sie seine Er- 
wartung erfüllen und wie sie den Bündnisverpflichtungen nachkommen 
wollten, wenn der Knc- mit der Pforte tatsächlich ausbreche*'). 
Sobald er in der Lage war, sandte er nähere Angaben über die 
österreichischen Ruslungen, über die dort geplante Heereseinteilung 
und andere Punkte, und teilte mit, dass 40000 Österreicher sich in 
Galizien sanmielten, wahrscheinlich um Russland im Schach zu halten. 
Immerhin hoffte er, trotz der auf baldigen Kriegsausbruch hindeutenden 
Anzeichen die Unterhandlung bis zum Juni hinziehen zu können. 

Inzwischen hatte der Vertreter der Kaiserin-Königin in Peters* 
bürg die ihm aufgetragenen Schritte getan, um die russische Re- 
gierung von dem Gang der Dinge in Kenntnis zu setzen; er hatte 
sogar die guten Dienste der Zarin angerufen, damit sie den König 
von Preussen veranlasse, die Aufklärungen anzunehmen, die man 
österreichischerseits ihm geben wolle zur Rechtfertigung des ge- 
schehenen, und sich einer friedlichen Verständigung geneigt zu 
zeigen. Solms meinte, Panin sei durch dies Gesuch unangenehm 
überrascht worden ; als der Minister ihm nun aber sagte, der Wiener 
Hof scheine doch nicht ganz im Unrecht zu sein, jedenfalls sei er 
selber von der Rechtmässigkeit seines Vorgehens durchaus über- 
zeugt, auch wolle er ja sich mit den Beteiligten verständigen oder 
die ganze Frage der Entscheidung des Reichs unterbreiten, er- 
widerte jener, die Regierung des Königs habe doch wohl, gestützt 
auf Gesetze und Reichsverfassung, genügende Beweise für die Un* 
rechtmässigkeit des österreichischen Vorgehens beigebracht ;«er sei 
persönlich in der Lage, alle Behauptungen des Wiener Hofes zu 
widerlegen, überlasse dies jedoch den Kabinettsmimstem in Berlin. 
Schon der Protest der bayrischen Landstände zeige, was es mit 
der behaupteten RechLniässigkeit der österreichischen Besitzergreifung 
fiir eine Bewandtnis habe*^). Auf den Widerspruch seiner Äusser- 
ungen mit dem wenige Tage vorher gesagten aufmerksam gemacht, 
entgegnete Panin, heute habe er als Vermittler gesprochen ; zu dem 
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Wiener Hof, dessen Widerlegung er selber sehr schwach finde, 
werde er ganz anders reden. Aber tatsächlich hatte er sich doch 
durch österreichische Vorstellungen beeinflussen lassen; es schien 
ihm denkbar, dass immerhin manches zugunsten Österreichs aus- 
gelegt werden könne, auch glaubte er, dass Österreich nicht nach- 
geben werde; deshalb erneuerte er die Mahnung an Preussen, sich 
mit dem Wiener Hof zu verstandigen, da es sonst uhne Beistand 
einer befreundeten Macht und ohne Unterstützung seitens deutscher 
Fürsten ganz allein die Opposition gegen den Kaiserhof zu ver- 
treten haben werde. Auch sonst führte er eine Reihe von Gründen 
an, welche gegen die Rätlichkeit eines neuen Waffenganges sprachen. 
Überdies habe Österreich offenbar selbst einen Weg zur Verstän- 
digung angeben wollen durch den Hinweis auf den HohenzoUerschen 
Familienvertrag über die Erbfolge in den fränkischen Markgraf- 
schaffen ; man habe damit doch wohl siaigen wollen, dass der König 
von Preussen in jenen Gebfeten ein Äquivalent finden werde lUr 
den in Aussicht genommenen Machtzuwachs Österreichs. 

Solms dankte für diese Eröfinung, erklärte aber, sein Herr 
werde auf dem eingenommenen Standpunkt beharren; wenn Öster- 
reich dasselbe tue, seien schlimme Folgen unvermeidlich. Der König 
setze zwar die Verhandlungen fort, treffe aber zugleich Massnahmen, 
um seinen Worten Nachdruck zu vcrschaflfcn ; so suche er die Reichs- 
stände für sich zu gewinnen und verhandle mit Frankreich. Die 
Behauptung, dass die österreichischen Vorstellungen die Gesinnung 
der Zarin ungünstig beeinflusst hätten, bestritt Panin mit Bestimmt- 
heit; nach wie vor werde Katharina das Hülfegesuch des Herzogs 
von Zweibrücken und anderer Fürsten annehmen; je grösser deren 
Zahl sei, um so mehr werde sie sich berufen fiihlen, für sie ein- 
zutreten und ihre Klagen in Wien vorzulegen. Trotz mancher 
ungünstiger Symptome hatte Solms nach dieser Unterredung doch 
den Eindruck, dass Russland gerne in die deutschen An[j;elegen- 
heiten eingreifen mochte, und dass es, im Grunde genommen, auf 
Preussens Seite stehe; er beklagte allerdings, dass man in der 
Ausführung selbst der besten Absichten so wenig Regsamkeit zeige ; 
die Kaiserin sei ganz in Anspruch genommen durch Neuordnungen 
im Innern, und Panin lasse seinen früher so bedeutenden Einfluss 
auf Katharina durch seine Lauheit alhnählich sich verflüchtigen^*). 
Bedauerlicher noch und die Verhandlungen in hohem Masse er- 
schwerend war das häufige Schwanken des Interesses an den 
deutschen Angelegenheiten bei Panin; gab es doch Zeiten, in 
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denen der Zwist mit der Pforte seine Aufmerksamkeit völlig in 
Anspruch nahm. Indes zeigte Solms Verständnis för die peinliche 
Lage des Ministers und erklärte ihm, der König sei durch die kund- 
gegebene Gesinnung der Zarin vollkommen überzeugt davon, dass 

Russland sich gemeinsam mit ihm für die Geschicke des Reichs 

und seiner Stände interessiere, und sei daiint zufrieden ; er wünsche 
nur, dass es dem Zarenhofe gelingen möge, rasch die Hindernisse 
zu beseitigten, welche sich der ErfüUunf^ seiner l'>wartun£^en cnt- 
gegt'n^lL'Iltcn, und ersuche deshalb Panin drin^^^cntl, sein Au^eunicrk 
jetzt ganz allein auf die Beilegung des Streites mit der Pforte 
zu richten. 

Panin scheint diese Mahnung freundlich aufgenommen zu haben ; 
er antwortete, es seien schon französischerseits unaufgefordert in 
Konstantinopel Schritte getan worden zur Beilegung des Streites; 
doch wisse er nicht, ob die Anregung dazu von der österreichischen 
oder der französischen Diplomatie ausgegangen sei'^. 

Als dann in den nächsten Tagen die Weisung vom 3. März 
kam mit der Abschrift des österreichisch-pßÜzischen Vertrags vom 
3. Januar und der preussischen Replik auf die Österreichische Ant- 
wort, beeilte sich Solms, die Aktenstücke der russischen Regierung 
zuzustellen. Panin billigte die preussische Replik und bekannte, 
dass an der F.ercchtigung des Königs zum Einschreiten gegen das 
Vorgehen des Wiener Hofes kein Zweifel mehr bestehe; doch war 
er sich gänzlich unklar darüber, was Russtand tun solle, sobald es 
sich zugunsten des Königs erklärt haben werde. Solms wünschte, 
dass der Minister selber recht bald eine Antwort auf diese Frage 
finde, und zur Beschleunigung des Entschlusses hielt er es fiir zweck- 
mässig, die Gefahr eines Krieges in Deutschland als unmittelbar 
drohend darzustellen; er bemerkte alsbald, wie unangenehm Panin 
davon berührt wurde. Denn der Minister befürchtete noch immer, 
der König wage zuviel, wenn er allein vorgehe und ohne sich vor« 
her vergewissert zu haben, wieviel Betstand er von Frankreich und 
von den Reichsständen erwarten dürfe. Wiederum versicherte er, 
dass seine Herrin an dem gcwaliiten politischen Sy;:,tciii icsthaltcn 
und das österreichische Gesuch um Gewährung guter Dienste zur 
Zufriedenheit des Königs beantworten werde. Im übrigen t^ewann 
Solms den Eindruck, als ob zwischen Versailles und Petersburg 
ein lebhafter Meinungsaustausch stattfinde; und da nun auch bald 
die Entscheidung über die gegenüber den Krimschcn Tataren zu 
beobachtende Haltung fallen sollte, hegte er etwas Hoffnung, dass 
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man danach die deutschen Angelegenheiten konsequenter betreiben 
werde**). 

Aber an der Art des Geschäftsgangs, die damals in der russischen 
Staatsleitung eingerissen war, scheiterten alle Versuche, einen als 
notwendig, ja selbst als dringend erkannten Entscbluss zu rascher 
Ausführung zu bringen. Bei der geringen Initiative Panins hing 

es allein von den Launen der Zaun ab, wann sie ihre Aufmerk- 
samkeit wieder einmal den deutschen Dingen zuwenden, wann sie 
das Schreiben des Königs beantworten, wann sie dem Kurfürsten 
von Sachsen und dem Wiener Hof die nötige Aufklärung über 
ihre Gesinnung geben wolle, wozu seitens des Ministeriums und 
der Kanzlei alles längst vorbereitet war. 

Dass übrigens nicht nur die orientalische Frage auf den Aus^ 
gang des bayrischen Erbfolgestreits von Einfluss sein konnte, sondern 
dass letzterer umgekehrt auch die Stimmung der Pforte und ihre 
grössere oder geringere Geneigtheit zu Entgegenkommen beein- 
flusste, meldete damals der russische Vertreter in Konstantinopel, 
Stakieff; dort hatte man nämlich vernommen, dass Max Joseph 
von Bayern gestorben und dass über die Erbfolge in den bayrischen 
Landen Streit entstanden sei; auch war man von den Differenzen 
Englands mit seinen Kolonien wohl unterrichtet; das qcniigte, seihst 
ohne diplomatische Aufklärung von nahe beteiligter Seite, um den 
Türken zu zeigen, dass die übrigen christlichen Mächte zu viel mit 
ihren eigenen Angelegenheiten zu tun haben würden, als dass sie 
Russland unterstützen könnten in einem Kampf um die Herrschaft 
in der Krim. Wenn die Türken bei dieser Gelegenheit von Russ- 
land die Beseitigung aller Streitpunkte forderten, die zum grossen 
Teil durch die unklare Fassung des Friedensvertrags von Kudschuk- 
Kainardji (21. Juli 1774) hervorgerufen waren, so konnte dies be- 
rechtigte Verlangen kaum als Zeichen kriegslustiger Gesinnung aus- 
gelegt werden''*). 

Einige Tage nach jener bedeutsamen Unterredung zwischen 
Solms und Panin, nachdem inzwischen des Königs Weisung vom 
7. März eingetroffen war, richtete Solms gelegentlich einer Unterhaltung 
an den Minister die Frage, ob überhaupt ein Hülfegesuch deutscher 
Fürsten dem russischen Hofe augenblicklich willkommen sei. Die 
Antwort war günstig, denn sie besagte, selbst wenn es zum 
kriegerischen Konflikt mit der Pforte komme, werde Russland immer 
noch Mittel zur Verfügung haben, um seinen Vorstellungen in 
Wien Nachdruck zu verleihen. Solms deutete nun an. dass wahr- 
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scheiolich nur noch von Zwdbrücken ein Hülfegesuch zu erwarten 
sei, und fragte, ob Katharina allein zugunsten Zweibriickens und 
Kursachsens in Wien ebenso nachdrückliche Vorstellungen machen 

werde, wie etwa dann, wenn das f^anze Rci Ii sich un sie wenden 
würde. Panin meinte, das sei wohl mü^^lich , aber begreiflich wurde 
es doch sein, wenn Russlands Interesse an der Erhaltung; der Reichs- 
verfassunj^ und sein Eintreten dafür sich bemcsse nach der Zahl 
und der Bedeutung derjenigen unbeteiligten Reichsfürsten, die seinen 
Beistand anriefen. Der Gesandte, in dem Bestreben, eine bindende 
Zusage zu erwirken oder, wenn diese nicht erreichbar sei, wenigstens 
eine einigermassen deutliche Erklärung über Russlands Absichten 
herbeizuführen, erwiderte, diese Bedingungen, von denen die russische 
Regierung eine nachdrückliche Kundgebung abhängig machen wolle, 
verrieten deutlich, dass ein Gesinnungswechsel an leitender Stelle 
eingetreten sei. Abermals bestritt dies Panin, doch gab er zu, 
dass das Interesse Sachsens allein der Zarin n;cht ausreichend 
scheine fur den Erlass einer Deklaration ; es bestehe nämlich schon 
seit längerer Zeit eine gewisse Abneigung geL^en den Dresdener 
Hof. Solms entgegnete, er wundere sich überhaupt, dass die 
Kaiserin noch nach einem besonderen Yorwand suche, um auf die 
deutschen Angelegenheiten einzuwirken; schon die allgemein poli- 
tischen Erwägungen müssten genügen, sie zur Erfüllung ihrer Bündnis- 
pflicfaten zu veranlassen; aber Pantn konnte dagegen wieder den 
Konflikt mit der Pforte zu seinen Gunsten anführen; der König 
möge sich gedulden, bis dieser zum Abschluss gekommen sei. Sein 
Einfluss reiche zudem nicht mehr aus, die Kaiserin nach seiner 
Ansicht handeln zu lassen; sie sei nicht mehr so tatig wie früher; 
die gan/.e Staatslcitung sei vernachlässigt. Solms wusste wohl, 
wen die Schuld für die Verschlechterung der Beziehungen zwischen 
Panin und Katharina traf; es war weniger die Herrscherin, deren 
Fleiss, Tätjf?kcit und Interesse selbst an der bayrischen Erbfolsfe- 
frage er vieknehr I-^b spendete, sondern der Minister, der sich 
auf Hofintriguen eingelassen und durch Untätigkeit die Unzufriedenheit 
der Monarchin wachgerufen hatte. Diese Unzufriedenheit gab sich, 
sehr zum Nachteil des Königs von Preussen, darin kund, dass 
Katharina die Ratschläge des Ministers meist nur zögernd befolgte. 
Aber, so meinte Solms in seinem Bericht, befolgt würden sie 
schliesslich doch, und wenn erst die Tatarenfrage nach Panins 
Vorschlägen erledigt sei, werde die Entscheidung in den deutschen 
Angelegenheiten auch bald erfolgen^'). Diese Zusicherung gab 
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ihm übrigens auch Pantn, der, wie Solms rühmend bemerkte, ihn 
noch niemals getäuscht habe. Freilich konnte der Minister nicht 
sagen, wann sein Plan bezüglich der Krim genehmigt werde; denn 
bei Katharina wurden in dieser Frage auch Einflüsse geltend gemacht, 
die auf eine kriegerische Lösung abzielten. Doch sprach er den 
Wunsch aus, der Kriegsausbruch in Deutschland möge sich hinaus- 
schieben lassen, bis man in Petersburg der Erhaltung des Friedens 
im Orient sicher sei, worauf er sogleich die beruhigende Mitteilung 
erhielt, dass der König hoffe, den Bruch bis zum Juni verzögern 
7U können. Er bat dann noch, Sohns möge sich durch Äusserungen 
des Grafen Kaunitz über die Haltung Russlands nicht irre machen 
lassen; es sei ganz ausgeschlossen, dass der russische Hof, wenigstens 
solange er Minister sei, den österreichischen Vorschlägen, die General 
Graf Kaunitz jetzt vielleicht aus Wien mitbringen werde, irgend 
welche Beachtung schenke^*). Der ausgleichenden und vermittelnden 
Haltung Russlands entsprach es, wenn Panin auf das Ersuchen des 
kaiserlichen Botschafters um die guten Dienste der Zarin jetzt 
antwortete, Katharina werde gerne ihre guten Dienste beim König 
von Preussen geltend machen, hoffe aber auch, dass die kaiseriichea 
Majestäten nicht hartnäckipf an ihren den Frieden Deutschlands 
bedrohenden An^^pruchen Icbthielten ; denn mancherlei InLcrcsscn 
geböten ihr, die Ruhe im Reich zu erhalten. Solms sah darin 
zunächst nicht mehr ils den Versuch Russlands, sich Einfliiss auf 
die (letitsclien Angeiegenheiten für zukünftige Fülle zu sichern, ohne 
dass man dabei ernstlich daran dachte, diesen Einiiuss alsbald geltend 
zu machen; er glaubte indes doch, dass das Hülfegesuch des Herzogs 
von Zweibrücken und anderer Reichsstände die Zarin allmählich 
zu einer mehr aktiven Politik bestimmen würde. Panin legte übrigens 
tatsächlich auf die lebhafte Beteiligung anderer Reichsstände mehr 
Wert als Solms lieb war; wiederholt kam er darauf zurück, dass 
ein Zusammenschluss der deutschen Fürsten notwendig sei, um in 
Regensburg einen gegen die österreichischen Unternehmungen 
gerichteten Beschluss zu fassen; und wenn dann die Reichsver* 
Sammlung geschlossen oder auch nur zum Teil sich an die Zarin 
wende, könne das eine gute Wirkung haben. 

Da diese Äusserung Panins immer wiederkehrte, hielt Solms 
es für angebracht, dem König ausführlich darüber zu bericliten. 
Er fügte hinzu, es erscheine ihm schon deshalb notwendig, auf die 
russische Anregung einzugehen, weil beim Ausbruch des Kriegs 
mit Osterreich der König nicht zu seinem Bundesgenossen sagen 
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könne, er müsse seine Lande gegen fremde Anc^riffe verteidigen, 
und also nicht in der Lage sei, die allianzmässige Hülfe in Anspruch 
zu nehmen; wenn aber die Reichsstände die Hülfe der Kaiserin 
anriefen zar Verteidigung der Verfassung und der Freiheiten, sei 
Russland sehr wohl berechtigt Truppen zu schicken, die im Interesse 
der gemeinsamen Sache in Deutschland verwendet werden könnten ^^). 

Inzwischen hatte König Friedrich nichts tun können, um die 
Stimmung in Russland zu seinen Gunsten zu wenden ; er hatte aus 
den Depeschen des Grafen Solms von Anhing März ersehen, dass 
an dem Ausbruch eines Türkcnkrie^es nur wenig fehle, und be- 
klagte lebhaft das Zusammentreffen so vieler ungünstiger Umstände, 
das dem Wiener Hof gestatte, ungestört seinen gewalttätigen Xeig 
ungen nachzugehen. Seinem Gesandten in Petersburg empfahl er 
grösste Wachsamkeit, da höchstwahrscheinlich Österreich dort ähn- 
liche Ränke schmieden werde, wie in Versailles Die Erlangung 
eines russischen HiiUskorps war das nächste Ziel seines Strebens, 
das, zwischen Krakau und Oberschlesien stehend, das österreichische 
Korps des Herzogs von Sachsen-Teschen im 2^um halten sollte; aber 
mit solcher Deutlichkeit konnte er sich bei der Fortdauer der un- 
gewissen Lage im Orient nicht aussprechen, und wenn gar der Bruch 
mit der Pforte zur Tatsache wurde, so durfte Solms höchstens An- 
deutungen machen, dass die in Livland und Polen stehenden Truppen zu- 
sammen mit einem Kosakenkorps wohl schon genügen wmdcn, um 
den Österreichern Respekt einzuflössen**®). Aucii 1- iiickcnstein er- 
kannte an, dass die gegenwärtige Lage es Russland unmöglich 
mache, in Wien eui kräftiges Wort mit etwas Aussicht auf I'>folg 
zu sprechen; aus diesem Grunde fürchtete er auch, dass die Er- 
klärung über die eintretendenfalls an Preussen zu gewährende Hülfe- 
leistung verzögert werde, bis Klarheit über die Gestaltung der 
orientalischen Frage herrsche'^^. 

Je nach den wechselnden Nachrichten schwankte auch Friedrichs 
Ansicht über Russlands künftige Haltung; am 20. März äusserte 
er sich wieder hoffnungsvoll und rechnete bestimmt auf tätigen 
Betstand, wenngleich dieser angesichts der orientalischen Verwick- 
lungen nicht so nachdrücklich ausfallen könne, wie er es wohl 
wünsche''^). An Solms schrieb er vertraulich, er werde sich mit 
dem geringsten HüHskorps begnügen, und wenn es auch nur 
die 2000 Kosaken wären, von denen man ihm einmal gesprochen 
habe. Besser wenig als gar nichts ! — Und die Kabinetts- 
minister verfassten den wohl für Auge und Ohr der Zarin bestimmten 
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Satz: »Die Erhaltung des Friedens mit den Türken würde ein sehr 
glückliches Ereignis sein in einem Augenblick, da das bedrohte 
Deutschland seine Stimme zu erheben scheint, um die Monarchin, 
die auf seinem Boden das Licht der Welt erblickt hat, aufzurufen 
zu einer ihres Ruhmes und ihrer glanzvollen Regierung würdigen 
RoUe'^'').« Eine Panin vorzulegende ostensible Depesche an Solms, 
vom König selber diktiert, steOte die bayrische Erbfolgeangelegen« 
heit nochmals in das rechte Licht, indem sie die Unmöglichkeit 
hervorhob, dass der Inhaber von Lehen über diese verfuge ohne 
Einwilligung aller Seitenverwandfen. Gegen den von dem Kur- 
fürsten von der Pfalz eigenmächtig abgeschlossenen Vertrag vom 
3. Januar habe nun der nächste Erbberechtigte, der Herzog von 
Zweibrücken, Einspruch erhoben; der KurlursL von Sachsen als 
Allodialerbe habe bereits Russlaiids Beistand angerufen, was Herzog 
Karl auch zu tun beabsichtige. Weiter hiess es, Preussen handle 
im Einvernehmen mit Hannover, Braunschweig und dem »tlers etat 
de l'Empirec ; auf die geistlichen Fürsten sei nicht zu rechnen, da 
nicht sie, sondern die Domkapitel im Besitz der Souveränität seien 
und der Wiener Hof verschiedene Kapitel für sich gewonnen habe. 
Von den schwäbischen und fränkischen Reichsständen dürfe man 
höchstens Äusserungen des Missvergnügens in Regensburg erwarten, 
denn die Nähe der in Bayern eingerückten österreichischen Truppen 
schüchtere sie ein. Diejenigen deutschen Fürsten aber, die gut 
gesinnt seien und wohl auch zum Handeln zu bewegen wären, 
hätten meist, wie der König von England, ihre Truppen nach 
Amerika geschickt, so dass sie sich nicht nachdrucklich an den 
deutschen Duigeii beteiligen könnten. Aber es müsse der Zarin 
doch wohl für die Einmischung in die deutschen Angelegenheiten 
genügen, wenn sie von den am meisten beteiligten deutschen 
Fürsten dazu aufgefordert werde^^. 

Schon am folgenden Tage richtete der König neue Weisungen 
an Solms. Die eingelaufenen Nachrichten erweckten den Eindruck, 
als ob Österreich den Kurfürsten von Sachsen för die Anrufung 
preussischen Beistands durch einen Einfall in sächsisches Gebiet be- 
strafen wolle; beschleunigte Gegenmassregeln wurden notwendig, 
um die Ausführung dieses Planes zu hindern. Während es bisher 
möglich erschienen war, den Losbruch bis zum Juni hinzuhalten, 
machte diese Nachricht eine rasche kriegerische Entwicklung wahr- 
scheinlich; es war nun nicht mehr ausgeschlossen, dass die ent- 
scheidenden Schläge noch vor Ende April fallen würden. Unter 
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diesen UiAständen war auch die in Versailles gehegte Hoffnung, 
den Wiener Hof durch Unterhandlungen noch zur Vernunft zu 
bringen, hinfällig'^). Ein besonderer Kurier wurde mit diesen Nach- 
richten nach Petersburg geschickt. 

Inzwischen waren zwar ganz allgemein gehaltene, aber doch 
im wesentlichen günstige Antworten aus Kasse), Braunschweig und 
Mecklenburg auf das Anschreiben wegen gemeinsamen Vorgehens 
in der bayrischen Erbiolgefrage bei den preussisclien Kabinetts- 
ministern eingetroffen, und diese schlugen nun dein König vor, 
davon sowie von dem feierlichen Protest der bayrischen Stände 
gegen die Huldigung für Maria Theresia im Rentamt Straubing^') 
guten Gebrauch zu machen, um Russland zu zeigen, dass nur eine 
Stimme der Entrüstung in Deutschland herrsche über die öster- 
reichische Anmassung, und dass sämtliche Reichsstände, wenn sie 
nur erst russischer Unterstützung sicher seien, sich an Preussen an- 
schliessen würden. Sie meinten sogar, man könne Katharina auf 
den Gedanken bringen, an Stelle Schwedens als Garant des West- 
fälischen Friedens und der deutschen Verfassung zu treten"'). Der 
König ging auf diese Anregung ein und Hess sofort Sohns von 
der günstigen Haltung der verschiedenen deutschen Höfe in Kenntnis 
setzen. Des Beistands von Braunschweig und Mecklenburg glaubte 
er sicher zu sein ; auf die herzoglich sächsichen Häuser rechnete er 
ebenfalls; er wollte nun aber auch sich an die katholischen Reichs- 
stände wenden und suchen, aus ihren Reihen die Zahl der Freunde 
der guten Sache zu vei^rössern, obwohl er in dieser Beziehung 
nicht viel erwartete. Von den wichtigeren protestantischen Ständen 
war ihm Hannover besonders zweifelhaft; jedenfalls rechnete er nicht 
auf materielle Hülfe von dieser Seite*"}. 

Noch am 24. März ging die Ministeria! Weisung an Solms ab. 
Sie besagte, dass für die erste Zeit nur auf den Hülferuf des Her- 
zogs von Zweibrücken zu rechnen sei, den Graf Eustach Görtz in 
diesem Sinne beeinflusse; allenfalls noch auf Gesuche der Mecklen- 
burger Herzoge wegen ihrer Ansprüche auf I.euchtenberg; im Laufe 
der Zeit würden sich indes wohl die meisten protestantischen Fürsten 
anschliessen und in Regensburg ihre Missbilligung des österreichischen 
Vorgehens aussprechen; die eingelaufenen Antworten mehrerer Höfe 
lauteten bereits recht günstig und zeigten ein lebhaftes Interesse 
an der Gestaltung der Dinge. Wenn die Kaiserin Katharina in 
Europa die Rolle spielen wolle, zu der ihre Machtmittel sie be- 
rechtigten, und sich einen unmittelbaren Ginfluss auf die deutschen 
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Angelegenheiten zu verschaffen beabsichtige, so sei die Gelegenheit 
augenblicklich ausserordentlich gunstig; vielleicht werde Russland 
sogar mit der 2^it sich an der Garantie des Westfälischen Friedens 
beteiligen können, die von den bisherigen Garanten Schweden und 
Frankreich arg vernachlässigt worden sei. Weiter sprachen . die 
Minister ihre Genugtuung darüber aus, dass die Zarin ihren Ver- 
bündeten nicht im Stich hissen wolle, und fugten zum Schluss die 
Meldung bei, dass Kaiser Joseph sich am 30. März nach Böhmen 
begebe^^). Der König selber ergänzte diese Nachricht noch durch 
einen Bericht Riedescls vom 20. März, der Panin vorgelebt werden 
sollte, und schrieb, Solms müsse jetzt seine Tätigkeit verdoppeln, 
um allen EventuaUtäten gewachsen zu sein. Auf Erhaltung des 
Friedens sei kaum mehr Aussicht; sollte es aber doch noch zu 
Unterhandlungen kommen, so könne die Grundlage nur sein, dass 
erstens Karl Theodor oder besser Herzog Karl in vollem Umfang 
entschädigt werde fiir die ihm entrissenen Gebiete; dass zweitens 
Sachsen ftir seine Ansprüche auf das bayrische AUodium eine Ab- 
findung erhalte ; erst in dritter Linie könne die Rede sein von dem 
übrigens unbestreitbaren brandenburgischen Successionsrecht in 
Anspach-Baireuth. Er warnte den Gesandten vor den Bestrebungen 
der Österreicher, die bei Leuten, wie die Russen, gar leicht von 
Erfolg begleitet seien*^). Der Inhalt dieser Schreiben entsprach 
wenif;-t:iis teilweise den Wünschen Panins, denen Solms erst in 
seiner Depesche vom 31, März Ausdruck gab. 

Das Hülfegesuch, das Herzog Karl an die Kaiserin Katharina 
richten sollte, hatte bisher auf sich warten lassen; verschiedenartige 
Einflüsse kreuzten sich an dem kleinen Hofe von Zweibrücken und 
vereitelten lange den Erfolg der Bemühungen des Grafen Görtz, 
bis es ihm endlich gelang, am 27. März das gewünschte Schrift* 
stück zu erhalten; er sandte es sofort nach Berlin*^). Der König 
hatt^, noch bevor er in dessen Besitz gelangt war» an Solms ge- 
schrieben, er könne begreifen, dass Russland sich erst mit der 
Pforte verständigen wolle; danach sei immer noch Zatt die Auf- 
merksamkeit auf die deutschen Angelegenheiten zu lenken. Indes 
möge die Zarin wenigstens denjenigen Fürsten, die ihren Beistand 
anriefen, recht bald antworten und ihnen Hoffnung auf Unterstützung 
machen, damit sie in dem guten System erhalten würden*^'*). Tat- 
sächlichen Nutzen versprach sich hViedrich nur wenig von den 
russischen Hülfstruppen, da er nicht glaubte, dass sie vor Dezember 
sich wirksam erweisen würden; dann aber sei es zu spät®®). Indes 
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war er weit entfernt davon sie abzulehnen; des moralischen Ein- 
drucks halber war ihre Aufstellung höchst wünschenswert; statt 
loooo Mann Infanterie und 2000 Mann Kavallerie wänschte er 

aber zu haben 4CXX) Kosaken und den Rest Infanterie, da er mit 
regulärer Reiterei ausreichend versehen sei ; und da ihm i^^cmeldet 
war, dass in Galizien und Ludomirien höchstens 4000 Mann jster- 
reichischer Truppen stehen geblieben seien, rej^te er den Gedanken 
an, das russische Korps könne diese beiden Provinzen beim Durch- 
marsch zur Vereinigung mit dem preussischen Heere für die Zarin 
in Besitz nehmen. Angesichts der offenbar nahe bevorstehenden 
Eröffnung der Feindseligkeiten und mit Rücksicht auf die zögernde 
Stimmung im Reich, wo man vorerst noch das Übergewicht Öster- 
reichs scheute und nicht sich Preussen anzuschliessen wagte, sprach 
er die Hoffnung auf kriegerische Erfolge aus, die sicherlich rasch 
eine grosse Partei auf seine Seite herüberfuhren würden. Um diese 
Partei zu organisieren, wolle er die Form der Kreisassoziation an- 
anwenden ; die westfälischen und niedersächsischen Stande müssten 
den Anfan^^ machen zu diesem Bunde, der etwa so auftreten könne, 
wie seinerzeit der Schmalkaldener Buncl; träte dann auch Hannover 
bei, so würde man eine beträchtliche Armee aufstellen können zur 
Abwehr etwaiger Übergriffe des Wiener Hofes. In dem Kabinetts- 
minister Hertzberg glaubte er den richtigen Mann gefunden zu 
haben für die dazu erforderlichen Verhandlungen'*^. Diese Wei- 
sungen ergingen an demselben Tage, da Solms aus Petersburg schrieb, 
wie dringend Panin eine starke Beteiligung der deutschen Fürsten 
an der Anrufung Russlands wünsche. Nun traf endlich auch das 
Schreiben des Herzogs von Zweibrücken an die Zarin ein ; Friedrich 
hielt es für angebracht, es nicht ohne Geleitwort nach Petersburg 
abgehen zu lassen; jedoch beschränkte ersieh darauf, der erleuch- 
teten Einsicht seiner Verbündeten die Kntschiiessungen anheimzu- 
stellen, die mit dedi Interesse ihres Reiches in diesen kritischen 
Zeitläuften sich in Einklang bringen lassen würden''). 

Diese Schriftstücke kreuzten sich mit der Antwort Katharinas 
auf das Schreiben des Königs vom 13. Februar, die nach langer 
Verzögerung endlich am 3. April ausgefertigt, aber erst einige Tage 
später Solms übergeben und von ihm am 7. April in Begleitung 
eines Berichts nach Berlin at^;eschickt wurde. Darin sprach die 
Kaiserin die Erwartung aus, dass auf Grund der preussischen Dar- 
legungen in Wien die Frage der bayrischen Erbschaft freundschaftlich 
geregelt werde. Aber es sei doch auch zu holfen, dass die Reichs- 
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(tirsten, nicht nur die unmittelbar betroffenen, sondern auch die 
anderen, und zwar diese aus allgenieinem Interesse an der Erhaltung 
der Reichsverfassung, die Hülfe der Reichsgesetze anriefen, damit 
man erkennen könne, in welchem Grade eine Annäherung der so 
weit auseinandergehenden Interessen möglich sei; es werde sich 
doch gewiss ein Weg zur Herbeiführung einer Verständigung finden 
lassen. Katharina erbot sich, wenn sie zur Erreichung dieses Zieles 
etwas beitragen könne, ohne Rücksicht auf die orientaHsche An- 
gelecTcnheit ihre p^uten Dienste eintreten zu lassen und so ihrem 
besten Freunde ihre Anhänf^lichkeit zu beweisen'*). 

Es ist nicht unmöghch, dass die Mitteilungen des Grafen Solms 
vom 2. April, welche einen kriegerischen Zusammcnstoss der beiden 
in Böhmen und Schlesien einander gegenüberstehenden Heere noch 
vor Ende des Monats in Aussicht stellten, auf die endliche Aus- 
fertigung dieses Schreibens eingewirkt haben. Überhaupt war ge- 
rade in diesem Augenblick das Interesse für Preussen und seinen 
Monarchen wieder recht rege; so hatte kurz vorher Panin einen 
allerdings ziemlich phantastischen Plan ersonnen, durch den vielleicht 
noch eine friedliche Lösung in Deutschland herbeigeführt werden 
könnte: sämmtliche deutsche Fürsten sollten veranlasst werden, ge- 
meinsam mit dem König von Preussen den Wiener Hof um Rück- 
führung der Besitzverhältnissc in Bayern auf den Stand von Ende 
1777 zu ersuchen und die Garanten des Westfälischen Friedens, 
sowie England und Russland zum Schutz ihrer Rechte aufzurufen. 
Die Prüfung der Ansprüche an die bayrische Erbschaft solle als* 
dann der Reichsversammlung übertragen werden. Panin versprach 
sich von diesem methodischen Vorgehen eine Kräftigung der Stellung 
der deutschen Reichsstände, sowie eine Einschüchterung des Wiener 
Hofes, femer fUr die angerufenen Grossmächte die Handhabe der 
Gewährung bewaffneten Beistandes, wenn etwa die zuerst vor- 
geschlagenen Schritte nicht von Erfolg begleitet sein sollten. Da 
nun aber nach den letzten Berliner Nachricliteu diese Vorschlage 
Panins kaum mehr befolgt werden konnten und der Kriegsausbruch 
oftenbar nahe bevorstand, forderte Sohns ein bestimmteres Auf- 
treten Russlands: Katharina möge durch ihren Vertreter in Wien 
mündlich erklären lassen, sie missbillige das österreichische Vor- 
gehen in Bayern, da es der Reichsverfassung zu widersprechen 
scheine; der Kurfürst von Sachsen habe bereits ihren Beistand er> 
beten und der König von Preussen sehe sich genötigt, diesem Fürsten 
zu Hülfe zu kommen* Dieses Vorgehen werde zweifellos in Wien 
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als Zeichen angesehen werden, dass das Bündnis zwischen Preussen 
und Russland in voller Gültigkeit sei, und deshalb in friedlichem 
Sinne wirken, sowie den ungestümen Tatendrang des Kaisers ab- 
schwächen. Panin versprach den Vorschlag in erweiterter Fassung 

der Kaiserin vorzulegen, wofür Solms ihm gfrösste Beschleunigung 
anempfahl. Allerdings glaubte l'anin nicht niclir, das^ (jclahr im 
Verzug sei; er zweifelte zuai nicht an dem Vorhandensein feind- 
seliger Absichten des Kaisers gegen diejenigen, die seinen Plänen 
Hindernisse bereiteten, hoffte aber, das.«? sie nicht sofort zur Aus- 
führung kämen. Er wollte in Wien erklären lassen, der Kurfürst 
von Sachsen, besorgt gemacht durch die Anwesenheit Österreich!' 
scher Truppen an seiner Lande^^nze, habe sich an die Zarin ge- 
wendet um Beistand für den Fall eines Angriffs; der König von 
Preussen habe die Hoffnung ausgesprochen, der Kurförst werde sich 
beruhigen, wenn der Wiener Hof jene Truppen zurückziehe, sich 
jeglicher Tätltchkeit enthalte und die Schlichtung der obwaltenden 
Streitigkeiten freundschaftlichen Verhandlungen oder der Entscheidung 
der Reichsgerichte überlasse, leiner keine Eingriffe sich erlaube in 
in die Rechte des Kaisers als Reichsoberhaupt und die der Fürsten 
als Keiclisglieder, denen nach der Reichsverfassung allein die Be- 
fugnis zustehe, über Streitigkeiten zwischen Reichsständeii zu ent- 
scheiden. Zur Unterstützung dieser russischen Kundgebung möge 
dann vielleicht der König von Preussen sich in Wien dahin äussern, 
dass er als Reichsstand eine derartige Rechtsverletzung, wie einen 
Angriff auf Sachsen, nicht gleichmütig ansehen und dem Kurfürsten 
demgemäss seine Hülfe nicht versagen könne, — kurz, dass er 
jegliche Feindseligkeit gegen sächsisches Gebiet als gegen sich selbst 
gerichtet auffassen werde^'). 

Als man bald darauf in Petersburg durch Solms von der Ab- 
sicht des Königs erfuhr, ein gemeinsames Vorgehen der deutschen 
Fürsten auf der Reichsversammlung anzuregen, war Panin sehr er- 
freut, denn das entsprach seinem Vorschlag und schien ihm ein 
Zeichen zu sein, dass die bayrische Erbfolge allmählich den Cha- 
rakter einer juristischen Frage annehme, was ja nur natürlich sei, 
da es sich dabei um Auslegung von Gesetzen handle. 

Inzwischen hatten die von Solms anlässlich des scheinbar nahe 
bevorstehenden Kriegsausbruchs in den ersten Apriltagen gemachten 
Vorstellungen ihre Wirkung geübt: Panin hatte bei Katharina die 
Entsendung eines Kuriers an GsAlzyn durchgesetzt In der Weisung 
für den Botschafter in Wien wurde gesagt, die Zarin habe bisher 
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dem Gesuch des Kurfürsten von Sachsen um Gewährung ihrer guten 
Dienste nicht Folge gegeben, da sie von der Gerechtigkeit und 
Billigkeit der kaiserlichen Majestäten überzeugt gewesen sei. Jetst 
aber erfahre sie, dass der Kurfürst angesichts der ansehnlichen 
Rüstungen in Böhmen besorge, den Wiener Hof erzürnt zu haben ; 
sie könne zwar nicht glauben, dass die militärischen Massregeln 
sich tatsächlich gegen Sachsen richteten, wolle aber doch sogleich 
dem Wiener Hof durch diese Mitteilung Anlass geben, seine fried- 
liche Gesinnung kund/uluii und den Kurfürsten zu beruhigen, so- 
wie Aussicht auf eine freundschaftliche Verständigung zu eröffnen. 
Hiervon sollte Galizyn dem Fürsten Kaunitz amtlich Mitteilung 
machen und hinzufügen, die Zarin wolle dadurch dem Kaiserhof 
ein Zeichen aufrichtiger Freundschaft und einen Beweis ihrer Friedens- 
liebe geben; sie könne die Besorgnis des Kurfürsten von Sachsen 
vor einem feindseligen Schritt gegen sein Land nicht teilen» denn 
das Schwert ziehe man doch nur notgedrungen und erst, wenn alle 
anderen Mittel erschöpft seien; auch bestimme ja die Reichsver- 
fassung, dass Kaiser und Reich gemeinsam eine Entscheidung ab- 
geben müssten im Falle von Streitigkeiten zwischen Reich^liedem^^). 

Und nun erst, nachdem Katharina sich zu diesem Schritt ent- 
schlossen hatte, beantwortete sie auch das Schreiben König Fried- 
richs vom 13. Februar — am 3. April — sowie das Gesuch des 
Kurfürsten von Sachsen. So behauptete wenigstens Solms. Auffallend 
muss es dann allerdings erscheinen, dash in dem Handschreiben Katha- 
rinas von einem russischerseits geschehenen oder nur beabsichtit^tea 
Schritt am Wiener Hofe nicht die Rede ist, wohl aber eine Inter- 
vention in Aussicht gestellt wird, sobald sie einen günstigen Er- 
folg hoffen lasse. — Die Besorgnis des Königs, die Russen könnten 
sich von dem Wiener Hof ins Schlepptau nehmen lassen, bezeichnet 
Solms im vorliegenden Falle als höchstwahrscheinlich unbegründet. 
Denn über das Verhalten Österreichs sei das Urteil sowohl der 
Regierung wie des Publikums übereinstimmend ungünstig; alle ein- 
flussreichen Personen am Hofe wünschten ihr Interesse fiir den 
König durch Taten beweisen zu können. Aber die Furcht vor dem 
Türkenkrieg verhindere ein offenes, kraftvolles Auftreten, und aus 
demselben Grunde sei auch auf Truppenlialfc nicht zu rechnen. 
Die Befürchtung, dass es zum Bruch mit der Pforte kommen werde, 
war grade damals offenbar wieder sehr gross"*). 

Fast an demselben Tage, da Panin jene Weisung an Galizyn 
ergehen liess» welche den Wiener Hof zu einer Aussprache über 
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seine Absichten, zunächst Sachsen gegenüber, veranlassen sollte, 
sandte Fürst Kaunitz an seinen Sohn Joseph in Petersburg einen 
Befehl ganz ähnlicher Art. Der Staatskanzler erklärte, man wisse 
allerdings von dem Bestehen eines Freundschaftsvertrags und Ver- 
teidigungsbündnisses zwischen Preussen und Russland, glaube aber 
nicht, dass ihm der Charakter einer OfTensivallianz innewohne; 
man halte daher das Gerücht einer russischen Unterstützung der 
preussischen Invasion für falsch und erfunden. Um jedoch ganz 
sicher zu gehen und der Zarin in Hinblick auf dies Gerücht die 
schuldige Achtung zu erweisen, sollte Graf Kaunitz sich von Panin 
eine baldige Erklärung über die Richtigkeit oder Unrichtif,^kcit jener 
Behauptung ausbitten und zugleich erklären, dass man in Österreich 
durchaus nicht beabsichtige, den König von Preussen anzugreifen. 
Der Gesandte durfte sich dabei nicht mit unbestimmten und zwei- 
deutigen Redensarten abfinden lassen, sondern musste eine klare 
und positive Äusserung verlangen, »was von dem dortigen Hofe 
zu erwarten oder nicht zu erwarten sei, im Falle ein wirklicher 
Bruch von dem König in Preussen veranlasst werden sollte«. In 
letzterem Falle wäre der König von Preussen nicht etwa, wie er 
vorgebe, ein legitimus contradictor, denn dies könne nur der Kur- 
fürst von der Pfalz sein — dieser aber habe das geschehene ge- 
billigt — , sondern ein ungerechter aggressor, und wenn Russland 
trotzdem das Vorhandensein des casus foederis anerkenne, so müsse 
es sich offen feindlich zu Österreich stellen; einen solchen Schritt 
aber werde man doch wohl sich gründlich überlegen. Im übrigen 
erwarte er, schrieb Fürst Kaunitz, gespannt die russische Antwort 
auf das österreichische Anerbieten vom i. März, zwischen Russland 
und der Pforte zu vermitteln. Von Berlin aus werde zwar das 
Gerücht verbreitet, Österreich hetze die Türkei auf, aber man werde 
in Petersburg wohl erkennen können, welche Beweggründe dieser 
falschen Behauptung zugrunde lägen'®). 

Nach der Abreise des Königs zur Armee, die am 6. April 
erfolgte, schrieb Finckenstein an Solms, er sehe mit Unoreduld den 
Antworten Katharinas auf des Königs Schreiben und auf das 
sächsische Hülfegesuch entgegen, zumal der Kurfürst von Sachsen 
aus der Zdgerung auf Mangel an gutem WiUen in Petersburg 
schliessen könnte. Es war ihm sehr willkommen, dass er ein Ge- 
such des Herzogs von Meddenburg-Strelitz an die Zarin um Unter- 
stützung seiner Ansprüche auf die Landgrafschaft Leuchtenberg %/ 
übersenden konnte; in Russland möge man — so hiess es in der 
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Weisung — daraus entnehmen, wie sich die Zahl der Prätendenten 
auf die bajnrische Erbschaft vergrössere, und mit ihm hoffen, dass 
sich eine beträchtliche Ansah! deutscher Fürsten zu einem Bund 
zusamnienschliessen werde; er beabsichtige zur Anregung und För- 
derung dieses Gedankens einrn besonderen Vertrauensmann zu 
entsenden ; Solms möge Panin, in dessen Sinne dies Vorgehen doch 
offenbar sei, ersuchen, Baron Asseburg zur Mitwirkung bei den 
für solche Eröffnungen empfänglichen Reichsständen zu ermächtigen"). 
An Asseburg selber, der noch auf Urlaub auf seinem Gute Meisdorf 
am Harz weilte, richtete Finckenstein bald danach ein sehr schmeichel- 
haftes Schreiben, worin er ihn im Auftrag des Königs in Kenntnis 
setzte von jenem Gesuch an Panin und die Erwartung aussprach, 
Asseburg werde seinen grossen £influss und seine durchdringende 
Sachkenntnis anwenden, um die deutsche Ständefreiheit gegen den 
kaiserlichen Despotismus verteidigen zu helfen. Freiherr von Edels- 
heim sei beauftragt, die deutschen Fürstenhöfe zu diesem Zwecke 
zu besuchen^^). 

In diesen Tagen berichteten die hannoverschen Geheimen Räte 
an das preussische Ministerium, dass ihre Auflassung des kaiser- 
lichen Vorgehens in Bayern im wesentlichen mit der preussischen 
übereinstimme, dass aber in Bezug auf zu treffende Gegenniass- 
regeln abweichende Ansichten herrschten. Weder wollte man in 
Hannover die von den Kronen Frankreich und Schweden über- 
nommene Garantie des Westfälischen Friedens anrufen, da Schweden 
von Frankreich abhängig sei und da zwischen den lx>urbonischen 
Höfen und Österreich eine enge Verbindung bestehe, noch hielt 
man den Zusammenschluss mehrerer Reichsstände zur Vereinbarung 
gemeinsaimer Massregeln für zweckmässig; dagegen empfahl man 
die Herbdftihrung eines Einverständnisses mit allen, auch den katho- 
lischen Ständen, um sie vom Unrecht des Wiener Hofes zu über- 
zeugen. Sobald dies geschehen sei, könne man ohne Schwierigkeit 
eine abmahnende Vorstellung an den Kaiser in Anregung bringen, 
und zwar lasse sich das am leichtesten im Kurfürstenkollegium er- 
reichen, wo die Mitgliederzahl nur klein sei'^). 

Während so einer der angesehensten evangelischen Reichs- 
stände sich in der für die Gewinnung russischen Beistandes bedeut- 
samen Frage der Ständevereinigung und des Fürstenbundes ab- 
lehnend verhielt, suchte König Friedrich in ganz anderer Richtung 
in tiefstem Geheimnis Bundesgenossen zu werben. Die Pforte war 
es, die ihm eine Diversion machen sollte, indem sie ihren Tatendrang 
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nicht gegen Russland, sondern g^n den Kaiser zur Geltung 
brachte; der preussische Geschäftsträger in Konstantinopel, Gaffron, 
sollte den leitenden osmanischen Staatsmännern vorstellen, dass bei 

angriflfsweisem Vorgehen ihre Armee in Ungarn kaum auf Wider- 
stand stossen werde, da alle Truppen aus diesem Lande heraus an 
die schlesische Grenze gezogen seien. Könic; Friedrich hoffte, dass 
die Türken mindestens die 1775 abgetretene Bukowina zurückerlangeu 
könnten. 

Die Spannung^ zwischen Preussen und Österreich hatte mittler- 
weile etwas nachgelassen, wiewohl der diplomatische Notenwechsel 
zwischen Berlin und Wien noch immer wenig Aussicht auf freund» 
schaftliche Lösung der bayrischen Frage bot. Aber die Armeen 
waren noch nicht kriegsbereit; erst am 3. Mai konnte die preussische, 
wenige Tage früher die österreichische versammelt sein. Unter 
diesen Umständen hoffte Friedrich doch noch, bis Anfang Juni, 
allerdings als äussersten Termin, den Kriegsausbruch hinzuhalten**'). 

Als Antwort auf die Depesche des Grafen Solms vom 31. März 
erging^ an den Gesandten am 16. April aus dem königlichen 
Hauptquartier Srhönwalde bei Silberberr^ die Weisung, er solle 
versuchen, die starke Partei, welche unter Potemkins Leitung auf 
eine kriegerische Lösung im Orient hinarbeite, sich und der 
preussischen Sache günstig zu stimmen, indem er Potemkin Grüsse 
des Königs überbringe und ihm klar mache, dass bei der augen- 
blicklichen Lage in Deutschland nicht der König als Angreifer 
gelten könne, da er zum Schutz eines vergewaltigten Reichsstandes 
und zur Beschirmung deutscher Ständefreiheit sich zum Kampf 
rüste, sondern dass derjenige Hof als der Angreifer anzusehen sei, 
der zum Vorgehen den Anlass gegeben habe. Wenn dieser Versuch 
zur Gewinnunt^ Potemkins nicht glücke und Russland keine Unter- 
stützung ge\\ ihre, werde das preussische Heer auch allein bereit 
sein, dem Anpiall der Kaiserlichen die Spitze zu bieten^'). Gleicli- 
zeitig ergmg an Finckenstein, veranlasst durch die Meldungen des 
Grafen Solms über die zu erwartende Wirkung von Kundgebungen 
der Reichsversammlung oder eines Teils derselben auf den russischen 
Hof, die Weisung, er solle, da der Bruch unvermeidlich sei, in 
Regensburg die Angelegenheiten so betreiben lassen, dass man dort 
laut und vernehmlich Einspruch erhebe gegen das österreichische 
Vorgehen. Je lebhafter und allgemeiner der lärm dort werde, um 
90 besser sei es; daher solle kein Mittel unversucht bleiben, ihn 
hervorzurufen und zu verstärken**). 

11 
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Der Gedanke, in irgend einer Form die Reichsstände zur 
Opposition aufzurüttdin, beschäftigte den König um diese Zeit lebhaft; 
er fragte bei Finckenstem an, ob man ihnen nicht unter der Hand 
einige Mitteilungen über die preussisch-iJsterreichischen Verband- 
lungen machen könne, überliess aber die Ausführung seiner allgemeinen 
Weisungen vollständig den Kabinettsmtnistem, die auf dem Gebiet 
der deutschen Politik Erfahrung besassen; ihre Sache war es auch, 
die Anweisung für Schwartzenau in Regensburg abzufassen Und 
als nun seine Korrespondenz mit dem Kaiser sich so unerwartet 
rasch abspielte, als so die Entscheidung in beschleunig^tcm Tempo 
heranzurücken schien, da schrieb er an Finckenstem : »mettez 
seulement le coeur au ventre au Saint Empire Romain que ses 
princes aient au moins honte, si je combats ponr eux, de ne pas 
aboyer contre moi.c Die jetzt angeordnete Mitteilung des Brief- 
wechsels mit Joseph sollte an den fremden Höfen sowohl als am 
Sitz der Reichsversammlung den Nachweis föhren, dass der König 
den Frieden, der Kaiser aber den Krieg wolle 

Die Instruktion fiir Schwarbsenau ermächtigte den Gesandten, 
nach Panins Wunsch die Reichsversammlung aufzufordern, sie möge 
sich mit dem König vereinigen zu kräftigen Vorstellungen beim 
Kaiser. Eine Darstellung des bisherigen Verlaufs der Unterhandkuu^en 
zwischen Berlin und Wien sollte als Antwort dienen auf die öster- 
reichische Erklärung an die Reichsversammlung vom lO. April •''•^); 
und zwar sollte diese in der Form einer Deklaration mit dem 
Schriftwechsel und mit der pfälzisch-österreichischen Konvention 
vom 3. Januar als Heilagen in Berlin gedruckt und an die Reichsstände 
verschickt, sowie in Regenburg verteilt werden, um ihr binnen 
kürzester Zeit die gewünschte Ofientlichkeit zu geben 

Als ein günstiges Zeichen durfte man es vielleicht ansehen, 
dass Hannover um diese Zeit anfing, etwas lebhafteres Interesse 
an der Gestaltung der deutschen Dinge zu zeigen ab bisher. 
Freilich war dieses Interesse woh! wachgerufen durch die Besorgnis 
vor einer Bedrohung seitens französischer Truppen, die vielleicht 
Vertrags- und bündnisgemäss der Kaiserin-Königin gestellt wurden; 
aber die so wachgerufene Stimmung konnte doch auch gegen 
Osterreich verwendet werden. Der englische Gesandte Elliot 
ersuchte infolge erhaltener Weisung am 16. April den Grafen 
Finckenstein um Beantwortung folgender Fragen: Welche Mittel 
hält König Friedrich für geeignet zum Schutze Hannovers ^ — Ist 
Preussen geneigt, sich mit Hannover zu diesem Zwecke zu verständigen ? 
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— Und kann England darauf rechnen, dass Preussen ihm keine 

Schwierigkeiten bereitet, wenn es eine Verständigung mit den 
nordischen Machten zu diesem Zwecke anstrebt? — Elliot bezeichnete 
als die Absicht Englands, gememsam mit Preussen die nordischen 
Staaten /.u einem politischen System zu'jammenzufassen. England 
sei allerdmL^s augenblickHch in anderer Richtung in Anspruch 
genommen, hoffe aber doch noch sich in den Reichsangeiegenheiten 
nützlich zu erweisen. Finckenstein versprach das c^ehörte seinem 
Herrn zu berichten; aus der Tatsache, dass der an Elliot gesandte 
englische Kurier nach Petersburg wetterging, schloss er, dass dort 
Verhandlungen angeknüpft werden sollten zur Herbelföhrung einer 
englisch • russischen Allianz, und dass sich darauf wohl Etliots 
Äusserungen über das politische System im Norden bezögen"^). 

Der König beauftragte Finckenstein, auf die Eröffnungen des 
englischen Diplomaten zu antworten, er habe in Versailles abgeraten, 
irgend etwas zu tun, was dem Westfälischen Frieden widerspräche. 
Wenn der Kurfürst von Hannover beabsichtige, mit anderen Reichs- 
ständen in Ober- und Niedersachsen eine Vereinigung^ 7u bilden, 
so könne Frankreich dagegen keinen Widerspruch erheben; es sei 
überhaupt nahezu ausgeschlossen, dass diese Macht im gegenwärtigen 
Augenblick etwas in Deutschland unternehme. Übrigens werde 
Goltz in Versailles amtlich mitteilen, man sei in Berlin damit be- 
schäftigt, Hannover in die Union der beiden sächsischen Kreise 
hineinzuziehen^). 

Wenn nun aber auch so die Aussicht wuchs, allmählich eine 
grössere Anzahl deutscher Reichsstände für das Auftreten gegen 
das österreichische Vorgehen zu gewinnen, so konnte Friedrich 
doch in der von Panin gestellten Forderung, das Reich als solches 
oder doch ein grosser Teil desselben möge Einspruch erheben und 
Russlands Einmischung anrufen, nur das Ergebnis einer völlig irrigen 
Auffassung der deutschen Verhältnisse sehen, wenn er nicht das 
Vorhandensein einer direkt unfreundHchen Gesinnung, die absichtlich 
unrnoglicli<L's verlangte, annehmen wollte. Fs galt also den leitenden 
Kreisen der verbündeten Macht eine gründliche Belehrung über 
deutsches Reichsstaatsrecht zu erteilen, und deshalb wurde Solms 
beauflragt, dem Grafen Panin zu sagen, dass überhaupt niemals 
im Verlauf der deutschen Geschichte das ganze Reich einig gewesen 
sei, dass schon die Abhängigkeit der geistlichen Fürsten vom Wiener 
Hof die Einigkeit hindere; und wie im dreissigjährigen Krieg ein 
Teil der Stände es mit den Schweden, ein Teil mit dem Kaiser 

II* 
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gehalten habe* so würden auch jetzt sich wohl nur die Mitglieder 
der beiden sächsischen Kreise, einige fränkische Reichsstände sowie 
Hessen-Kassel und Darmstadt, Baden und Zweibrücken, zusammen* 
finden zu einer Union gegen das Haus Österreich ; Hannover werde 

sich vielleicht anschliessen, aber andere Fürsten werde man sdiwer- 
lich zur Anrufung Russlands bestimmen können"*^). 

An die hannoverschen Geheimen Räte hatten die preussischen 
Minister bereits am 18. April ihre Antwort entsandt, worin sie für 
den patriotischen Beirat in der bayrischen Angelegt nheit dankten 
und sich vorbehielten, über abweichende Meinungen, wie hinsichtlich 
der Reklamation der Friedensgaranten, und über andere Fragen 
später eine Verständigung herbeizuführen. Sie machten dann Mit- 
teilung von dem Schriftenwechsel mit dem Wiener Hofe, von der 
Korrespondenz zwischen dem König und Joseph, und fügten hinzu, 
daraus scheine klar hervorzugehen, dass Joseph ganz Ba3^n ohne 
Rücksicht auf Reichsverfassung, Recht und Billigkeit behalten wolle ; 
deshalb müssten sich nun aber auch alle patriotisch gesinnten Reichs- 
stände um den König scharen und in Regensburg Klage führen, 
indem sie sich zugleich verbündeten zur Bewahrung ihrer Lande 
und Kreise vor der despotischen Ubermacht des Kaisers. Eine 
solche Verbindung sei durch die gegenwärtige Lage und durch das 
Verhalten des Wiener Hofes völlig gerechtfertigt, auch keineswegs 
ohne Heispiel in der Geschichte ; die Zeit dränge und man müsse 
rasch handeln, wenn nicht der günstige Augenblick verloren gehen 
solle; denn auf Mässigung des Wiener Hofes sei nicht zu rechnen. 
Und da nun das Beispiel des Mächtigen bei dem Mindermächtigen 
stets Nachahmung finde, würde die Entscheidung des englischen 
Königs vid dazu 1>eitragen, eine starke Partei auf die preussische 
Seite zu bringen*^. Als es dann Mitte April den Anschein gewann, 
dass es zwischen England und Frankreich zum Bruch kommen 
werde, empfahl König Friedrich seinen Ministern dringend, die 
günstige Gelegenheit wahrzunehmen und die Aufstellung einer aus 
hannoverschen und anderen Tru))pcn gebildeten i'veichs- und Krcis- 
assoziationsarmee anzuregen, mit der man dann sogar etwa einen 
Vorstoss nach Bayern hinein unternehmen könnte^^). 

Als ein wesentliches Mittel, Katharina und Panin in guter 
Stimmung zu erhalten, sah der König es an, dass der Petersburger 
Hof durch ihn alsbald, und womöglich eher als von anderer Seite, 
Kenntnis von allen wichtigeren diplomatischen Vorgängen erhielt. 
Von den Schreiben Kaiser Josephs wurde deshalb Solms sogleich 
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in Kenntnis gesetzt, um sie Panin vorzulegen. Sein Eingehen auf 
diesen Schriftwechsel begründete Friedrich mit der Hofibung, da- 
durch ein Äquivalent fiir das von Bayern abgerissene Stück zu- 
gunsten des Herzogs von Zweibriicken und eine Entschädigung des 
Kurfürsten von Sadisen zu erlangen, wobei gleichzeitig, um einen 
Anlass für künftige Vorgänge ähnlicher Art zu beseitigen, die 
brandenburgische Erbfolge in Anspach und Baireuth festgestellt 
und gesichert werden sollte; denn das Ergebnis der augenblicklichen 
Krisis müsse ein dauernder Friede, kein kurzer Waffenstillstand 
sein. Jedenfalls werde die Erklärung, die Russland in Wien ab- 
geben lasse, in diesem Sinne wirken. Dass in der orientalischen 
Frage noch immer die Entscheidung ausstand, führte der König 
zurück auf das grosse Phlegma, das in Petersburg zu herrschen 
scheine sowohl in jener wie in der deutschen Frage. Deshalb durfte 
Solms auch von der ihm erteilten Information, wonach Preussen 
mit Sachsen zusammen über 160000 Mann verfüge und mit dieser 
Truppenzahl Österreich gewachsen zu sein glaube, nichts verlauten 
lassen, weil das nur dazu beigetragen haben würde, dass man für 
die Hülfeleistung noch weniger Interesse zeigte. Sobald einmal 
i'Medrich das Hülfskorps förmlich forderte, konnte seine AbsicliL 
nur sein, den Krieg möglichst schnell zu beendigen, und er wollte 
sich verpflichten, mit Hülfe von 20000 Russen ihn nicht länger 
als zwei Jahre dauern zu lassen®*). Der Grundsatz, den er im 
ersten schlesischen Krieg den Franzosen gegenüber geäussert hatte, 
»ein langer Krieg kann mir nicht zusagen« war auch jetzt noch 
für ihn massgebend. 

Aus verschiedenen Stellen in den Depeschen des Grafen Solms 
hatte der König den richtigen Eindruck gewonnen, dass der Hin- 
weis des Wiener Hofes auf die brandenburgische Nachfolge in den 
Markgrafschaften Anspach und Baireuth in Petersburg so aufgefasst 
werde, als ob in dem Anfall jener Lande an Brandenburg ein 
Äquivalent gesehen werden könne für die Erwerbungen des Wiener 
Hofes in Bayern, und als ob folglich dessen ausdrückliche Zustimmung 
zu diesem künftigen Krbfall die Regelung der bayrischen Erbschaft 
erleichtern könne. Finckenstein und llertzberg beauftragten des- 
halb in einem Ministerialschreiben den Gesandten, dieser Auffassung 
entgegenzutreten, insbesondere bei Fanin, und ihm zu erklären, 
dass es sich hier um eine Familienvereinbarung handle, die nie- 
manden etwas angehe und niemandem Schaden zufüge, die ferner, 
da mit Zustimmung sämtlicher Familienglieder auf Grundlage der 
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Familicnverträge abgeschlossen, von niemandem auch nur mit einem 
Schein von Recht angefochten werden könne; jedenfalls stehe diese 
Sache mit der bayiischen Erbschaft in gar keinem Zusammen- 
hang*'). Weiterhin wiesen sie den Vertreter des Königs an, bei 
Panin und allen sonstigen Personen, die auf die nissische Politik 
Einiluss hatten, die äussersten Anstrengungen zu machen för die 
Erhaltung des Friedens im Osten und sich dabei des Argumentes 
zu bedienen, dass die Zarin in einem Krieg wegen der Krim nichts 
gewinnen könne, während die deutschen Dinge geradezu ihr Ein- 
greifen forderten. Sie dürfe freilich nicht warten, bis etwa die 
Reichsstände sich zusammengefunden hätten und gemeinsam ihren 
Beistand anrufen würden ; es sei doch zunächst ausreichend, dass 
der am schwersten geschädigte ihre Hülfe erbeten habe; das müsse 
Grund genug sein, den Unterdrückten und der bedrohten deutschen 
Freiheit l>eizuspringen. Insofern als der König von Preussen ein 
Interesse daran habe, die von Österreich missachtete Ständefreiheit 
und Reichsverfassung aufrecht erhalten zu sehen, sei er auch selfc>er 
beteiligt; und wenn er durch Österreichs hartnäckiges Verharren 
im Unrecht und im Reichsfriedensbruch genötigt werde, einzutreten 
mit den ihm von der Vorsehung gegebenen Mitteln, so sei das 
nicht für eine ihm gänzlich fremde Sache, wie Panin wähne, sondern 
für seine eigene, und folglich sei der Bündnisfall für Russland gegeben. 
Die Erhaltung der Reichsverfassung sei eben die Pflicht aller Reiclis- 
stände, wenn man nicht Österreichs Despotismus freien Lauf la.sseii 
wolle; das aber würde auch für Russland nicht ungefährlich sein^^) 
Die Haltung der russischen Regierungskreise nötigte die 
preussischen Staatsmänner immer wieder, zur Rechtfertigung der 
Politik ihres Herrn das Wort zu nehmen. Eine erneute Darlegung 
des preussischen Vorgehens gegenüber Österreich finden wir in 
der Depesche an Solms vom 21. April, die von der Fortsetzung 
der Monarchenkorrespondenz handelt und behauptet, Joseph wolle 
durch diesen Briefwechsel die mit dem diplomatischen Verkehr 
naturgemäss verbundenen Verzögerungen vermeiden und so den 
Bruch beschleunigen. Zugleich wird wiederum die Unmöglich- 
keit vor Augen geführt, eine nennt [i>\verte Zahl von Reichsständen 
zu oficner Opposition gegen den Kaiser zu vereinigen. Denn selbst 
wenn die Reichsstände dazu den Mut hätten, würden sie doch ihrem 
Widerspruch keinen Nachdruck geben wollen und meist aus Mangel 
an Hülfsmittein auch tatsächlich gar nicht geben können; die Haupt* 
last werde immer auf den Schultern Preussens liegen; wenn also 
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König Friedrich die Sache Deutschlands preisgebe, sei sie rettungs> 
los verloren. Deshalb rechne er auch bestimmt darauf, dass die 
Zarin ihn nicht im Stich lasse in dieser kritischen Lage. Sie 
brauche sich gar nicht einmal besonders anzustrengen: eine nach- 
drückliche Erklärung und einige emsthafte Demonstrationen gegen 
Galizien würden lur den Anfang schon von grossem Nutzen sein 
und den Wiener Hof in Besorgnis versetzen wegen der möglichen 
Folgen. Die Deklaration, welche Galizyn in Wien al.^cbcn solle, 
sei zwar ganz gut, doch könne man dort aus ihr auch den uner- 
wünschten Schluss ziehen, dass Russland sich mit Worten iaegnugen 
und nicht zu Taten übergehen werde*^). 

Inzwischen hatte Solms aus Petersburg meist günstij^e Nach- 
richten senden können. Freüich hatte die russische Regierung nach 
langem Zögern es abgelehnt, dem König von Frankreich durch 
Mitteilung der von der Pforte zu erfüllenden Bedingungen die Mög- 
lichkeit einer Vermittlung zu gewähren, die man in Versailles gerne 
übernommen hätte, und die Aussicht auf friedliche Beilegung des 
russisch-türkischen Streitfalles war dadurch wieder schwächer ge- 
worden ; im übrigen aber konnte Solms mit der Zunahme der Sym- 
pathien Air Preussen zufrieden sein; Persönlichkeiten in hohen 
Ämtern und Würden legten Wert darauf, ihm zu versichern, dass 
sie keine Gegner des preussi sehen Systems seien und dass sie den 
Kul/cii dL;^ ZusaniniL'nL^^chens mit l'icussen als dem autt jchtigsten, 
wahr.-^ten und zuglcicli unentbehrlichen Freunde Russlands wohl 
einsahen ; dass aber, durch Potcmkin veranlasst, die Zarin sich allzuviel 
mit den orientalischen I)iii;_;t.'n bescliattige und den Vorstellungen 
anderer Persönlichkeiten kein Gehör schenke. Unter diesen Um- 
standen gab der Gesandte die Hoffnung noch nicht auf, dass die 
wachsende Begeisterung für die Person des Königs schliesslich doch 
den Beistand Russlands herbeifuhren werde<^<^). 

Aber wenn nun Solms wenige Tage darauf anlässltch der 
Nachricht, dass der König bald ins Feldlager abgehen werde, den 
Wunsch ausspricht, die Kriegserklärung möge von Österreich aus- 
gehen und diese Macht dadurch gänzlich ins Unrecht gesetzt werden, 
kann man sich einigem Zweifel an der Aufrichtigkeit der russischen 
Zuneigun ■ nicht versagen. Denn bei etwas gutem Willen mussten 
doch diejenigen 1 eroiiliclil eiten, auf deren Gesinnung und Stimmung 
es in erster Linie ankam, einsehen, was schon so oft betont worden 
war, da-ss nämlich nicht derjenige als Angreifer gelten dürfe, der das 
Schwert zuerst ziehe, sondern derjenige, weicher dem anderen keine 
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Wahl lasse als Demütigungf oder Gegenwehr; die breiten Massen des 
Volkes aber, über deren Gesichtskreis derartige Betrachtungen weit 
hinausgingen, hatten in Russland eine noch geringere Bedeutung als 
in einem anderen europäischen Staatswesen jener Zeit; sie mochten un- 
gestört glauben, der König von Preussen habe den Streit angefangen. 

Indes ist es nicht zu bezweifeln, dass dem Gesandten jener 
Wunsch von Panin gewissermassen eingeflösst worden ist. Denn 
als Siblins nach Empfang der Weisungen von Ende März und vom 
I. April das Schreiben des Herzogs von Zweibrücken und den Ge- 
leithrief des Königs an die Zarin iibertfab und dabei auch, wie be- 
fühlen, auf die Zweckmässigkeit hinu ies, das österreichische Galizien 
und Lodomirien für Russland zu annektieren, wenn die russischen 
Truppen bei ihrem Marsch nach Schlesien zur Unterstützung des 
preussischen Heeres dort durchzögen, kam es zu einer, wie es scheint, 
ziemlich lebhaften Auseinandersetzung. Zunächst wollte Panin von 
der Stellung russischer Hülfstruppen überhaupt nichts hören; er 
hielt es im Gegenteil für angebracht, kein Mittel zur Beschwörung 
des drohenden Sturmes und zur Beruhigung der Gemüter 
unversucht zu lassen, ehe Russland selber in Aktion trete und da- 
mit den Anstoss zur Verallgemeinerung des Krieges gebe. Dann 
aber wies er mit grosser Bestimmtheit den Gedanken zurück, etwas 
gegen die österreichischen Besitzungen in Polen zu unternehmen — 
er glaubte uamlich, die Anregung rühre von Solms her — und er- 
klärte, er SC! ausser Stand, der Zarin diesen Vorschlag zu unter- 
breiten, da er ihr eine Verletzung des polnischen Teilungs Vertrags 
und der dafür übernommenen Garantie zumute. Derartige Vor- 
schläge würden, weil nicht auf Recht und Billigkeit beruhend, den 
Zorn der Kaiserin wachrufen, während es doch umgekehrt im Inter- 
esse des Königs liege, sie zum Eingehen auf seine Absichten zu 
veranlassen. Dagegen habe sie der preussischen Erklärung in 
Regensbui^ vollen Beifall gespendet, da deren Zweck ihren eigenen 
Absichten entspreche, indem sie die Angelegenheit auf dem ver- 
fassungsmässigen Geleise zu erhalten suche; wenn trotzdem der 
Kaiser sich dazu hinreissen lasse, den König anzugreifen, werde 
die Allianz uaverziaglich in Wirksamkeit treten. Und nun kam 
Panin mit einem Klagepunkt, der allerdings der Zarin sehr am 
Herzen lag und ihren freundschaftlichen Gefühlen fijr König Friedrich 
Eintrag zu tun geei^met war: die Danziger hatten sich nämlich an 
sie gewendet, da sie sich bedroht fühlten durch die Erklärung des 
preussischen Truppenbefehlshabers, man werde sie verantwortlich 
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machen för die in ihren Mauern befindlichen preuasischen kanton» 
Pflichtigen Untertanen. Er ftigte hinzu, aus Rücksicht auf den 
König habe er das Schriftstück nicht an Katharina weitergegeben ; 
sollte die Vorstellung aber erneuert werden, so müsse er der Zarin 
Mitteilung machen. Er fürchte dann allerdings bei dem lebhaften 
Interesse, welches Katharina an dem Schicksal Danzi^s nehme, die 
unangenehmsten Folgen. Im übrigen sprach Panin seine hohe Be- 
friedigung aus iiber den Plan des Königs, eine Keichskreisassu/iation, 
die nach Art des schmalkaldischen Bundes vorgehen könne, zu 
Stande zu bringen, und äusserte, eine solche Vereinigung sei 
wohl geeignet, die EntSchliessungen des russischen Hofes hinsicht- 
lich der Teilnahme an den deutschen Angelegenheiten zu be- 
schleunigen'^)* 

Zunächst also schien an die Aufstellung eines russischen Hülfs- 
korps für Preussen nicht zu denken zu sein. Als mehrere Offiziere, 
darunter General Kamenskoy, Urlaub erbaten, um sich als Frei- 
willige an dem Feldzug bei der königlichen Armee zu beteiligen, 

erklärte ihnen Potemkin, der König wünsche die Beteiligung von 
Freiwilligen nicht; da Solms hiervon nichts wusste, erschien ihm 
der Bescheid als ein Zeichen persönlicher Abneigung Potemkins 
gegen Preussen, die zwar keinen unmittelbaren Schaden stilLele, 
aber doch hinzutrat zu zahlreichen anderen widrigen Einflüssen; 
die vielen Fest und Feiertage der orthodoxen Kirche, dann die 
zeitweiligen Erkrankungen Panins, vor allem aber das schon er- 
wähnte gespannte Verhältnis zwischen Panin und Katharina wirkten 
ausserordentlich störend auf den P^ortgang der Unterhandlungen 
ein und führten offenbar mehrfach zu Stockungen des Gangs der 
ganzen Staatsmaschine; im Auslande, wo man die eigentümtichen 
Verhältnisse nicht kannte oder nicht richtig wördi^^te, sjjrach man dann 
von der Unentschlossenhcjt und dem Sciiwaiikcn der russischen Politik. 

In dieser Zeit kam es Solms darauf an, mit grösster Be- 
schleunigung die Antwort Katharinas an den Herzog von Zweibrücken 
zu erhalten; aus den verschiedensten Gründen wollte der Konig dem 
Herzog diese Rückenstärkung möglichst rasch zukommen lassen. 
Panin schien dafiir Verständnis zu haben, hatte auch der Zarin ge- 
raten, anlässlich des herzoglichen Schreibens an sie in Wien neue 
Vorstellungen zu machen; ob dies aber geschehen werde und wann, 
vermochte er nicht zu sagen'^), zumal er längere Zeit unpässlich 
war und nicht Ji^i Hofe erscheinen konnte ; er verfasste aber wenigstens 
das Antwortschreiben an Galizyn sowie die Weisung, sich für den 



L.icjui^L.ü cy Google 



lyo 



Herzog zu verwenden, und sandte die Papiere an die Kanzlei, damit 
sie die Reinschriften der Kaiserin zur Unterzeichnung vorlege. — 
Die Nachrichten, die aus Konstantinopel damals nach Petersburg 
gelangten, waren wenig erfreulich und liessen kaum Aussicht auf 
Erhaltung des Friedens*'). Zu derselben Auffassung kam man zu 
jener Zeit in den leitenden Kreisen Russlands auch bezüglich des 
Konfliktes zwischen Österreich und Preussen, ohne dass dadurch 
indes eine klarere Stellungnahme der Regierung bewirkt wurde. 
Denn die gelegentlichen niundlichen Äusserungen Katharinas, dass 
sie der guten Sache den Sieg wünsclie und den Krieg als gerecht 
ansehe, waren zwar erfreulich, gewährten aber der preussischen 
Partei nicht den nötigen und so oft erbetenen Rückhalt; alle Be- 
mühungen des Grafen Solms, der durch Abhandlungen und Depeschen- 
auszüge jede erdenkliche Aufklärung gewährte, hatten nicht den 
gewünschten Erfolg. Auch eine Anregung der verbündeten dänischen 
Regierung, Russland möge sich mit den Türken verständigen, um 
sich alsdann seinen wahren Freunden nützlich erweisen und seinen 
eigenen Vorteil nachdrücklich wahrnehmen zu können, wurde zwar 
freundlich entgegengenommen, doch geschah nichts, den Wunsch 
zu erfüllen. Panins Einfluss war offenbar in raschem Sinken be- 
griffen — darauf deutete auch der Umstand hin, dass Rumjanzow die 
rein politischen Unterhandlungen mit dem Grossvezier in seine 
Hand genommen hattc^ 

Dieses abwartende Verhalten des Petersburger üofes dauerte 
zunächst noch an ; die Korrespondenz des Königs mit Joseph wurde 
dabei mit lebhafter Anteilnahme verfolgt und Panin äusserte ge- 
legentlich, es wäre zu wünschen, dass Friedrich und Joseph sich 
einigten und den Fürsten Kaunitz absetzten, dessen verhängnisvoller 
Einfluss sich wieder in dem kaiserlichen Vertragsentwurf deutlich 
bemerkbar mache ; niemand nahm Partei für den Wiener Hof, aber 
ebensowenig wollte die russische Regierung sich Preussen gegen- 
über binden. Die Beziehungen des Grafen Solms zu Orloff und 
Potemkin änderten an dieser Abneigung nicht mehr, als die scheinbar 
so entgegenkommende Haltung Panins; denn auch jene Männer 
mussten ihren Einfluss mit äusserster Vorsicht geltend machen, da 
sie sonst den Verdacht der Parteilichkeit bei Katharina wach- 
gerufen und danach überhaupt kein Gehör mehr gefunden haben 
würden. Solms begrüsste unter diesen Umständen freudig die Ant- 
wort der Kaiserin an den Herzog von Zweibrücken und sah in den 
Weisungen für Galizyn in Wien zu Gunsten dieses Fürsten ein 
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Sachen des loteresses der Zarin an der Erhaltung der Reichs- 
verfassung'^^). 

Die direkte Korrespondenz, die von Kaiser Joseph mit Fried- 
rich angeknüpft worden war, führte nun keineswegs, wie der König 
erwartet hatte, zu einer Beschleunigung des Kriegsausbruchs, sondern 

hatte vielmehr neue Unterhandlungen zur Folge, die in Berlin zwischen 
den beiden Kabinettsministern und dem Grafen Cobenzl geführt 
wurden und zu denen der König ausser dem sächsischen Vertreter 
Grafen Zinzendorf auch p^crne einen Bevo11machti{^tcn des Herzogs 
von Zweibrücken zugezogen hätte. Wenn nun aber auch die Schreiben 
des Kaisers mit wachsender Höflichkeit abgefasst waren und ein 
gewisses Entgegenkommen zeigten, so hegte doch Friedrich wenig 
Hoffnung auf das Gelingen der neuen Unterhandlung: der Abstand 
zwischen dem, was der Herzog von Zweibrücken und der Kurfürst 
von Sachsen verlangten, und dem, was der Wiener Hof anbot, war 
zu gross. Jedoch aus mehreren Gründen war ihm der Aufschub 
der Entscheidung nicht unlieb: er konnte seine Rüstungen ohne 
Überstürzung zu Ende führen und durch das Eingehen auf die Ver- 
handlung zeigte er zugleich, dass er durchaus friedlich gesinnt sei 
und kein Mittel zur Verständigung unversucht lasse; die l^Y^ststellung 
seiner Friedensliebe war ihm, bcsonderb mit Rücksicht auf die Zarin, 
von höchstem Wert. Deshalb wurde Solms sofort von dem neuesten 
Stand der Dinge in Kenntnis gesetzt zu vertraulicher Mitteilung 
an Panin, wobei er der bestimmten Hoffnung des Königs Ausdruck 
geben sollte, dass die Zarin alles in ihrer augenbücklichen Lage 
Mögliche tun werde zur Unterstützung ihres aufrichtigsten Bundes- 
genossen und Freundes, falls der Wiener Hof sich weigere, die 
einzig vernünftigen Bedingungen anzunehmen und so den Frieden 
zu erhalten^^. Wenige Tage darauf wies der König den Gesandten 
daraufhin, dass Potemkin au<;cablicklich den massgebenden Einfluss 
auf Katharina habe und da.is c- notwendig sei, ihn lui rreus^,ca 
günstig zu stimmen, zumal die Österreicher gewiss bemüht sein 
würden, seine schroffen Anschauungen über die Wahrung der 
Ehre Russlands gegenüber den Krimschen Tataren zu stärken und 
so zum Kriege beizutragen^ ^^). Denn je länger er über die Sach- 
l^e nachdachte, umso weniger vermochte er an die Möglichheit 
einer friedlichen Lösung der bayrischen Erbscbaftsangelegenheit zu 
glauben: die Lösung, wie er und seine Bundesgenossen sie fordern 
mussten, war zu ungünstig für den Wiener Hof, als dass sie auf 
friedlichem Wege zugestanden werden konnte. Deshalb und weil 
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nun auch auf der Reichsversammlung die bayrische Frage zur 
Sprache kommen sollte, Hess der König in Petersburg nochmals 
darauf dringen, dass Asseburg beauftragt werde, sich nach Regens- 
burg zu begeben und dort die preussischen Vorstellungen bei den 
Retchsftirsten nach Kräften zu unterstützen^^^). 

Aber bei der Haltung, die Russland beobachtete, konnte er 
nicht einmal bestimmt auf die Erfüllung dieses bescheidenen Ver- 
langens rechnen. Aus den Berichten des Grafen Solms und nament- 
lich aus dem von ihm geäusserten Wunsche, dass man das Odium 
der Kriegserklärung Osterreich überlassen möge, ersah er nicht nur, 
wie schwerfälhg das Denken der russischen Staatslenker vor sich 
ging, sondern auch, dass man in Petersburg kein Verständnis haben 
wollte für seine Lage^®''). Solms sollte daher bei Panin Immer wieder 
hervorheben, dass der Einmarsch österreichischer Truppen in bayri- 
sches Land mitten im Frieden den Angrifi bedeute, und zwar 
nicht nur einen Angriff auf Pfalz, Sachsen und die übrigen un- 
mittelbar Beteiligten, sondern auf das ganze Reich, auf seine Ver- 
fassung und Gesetze^***). Wenn sich dem gegenüber die ReicfaslUrsten- 
vereinigung nur sehr langsam und recht umständlich bilde, so liege 
dies an den geistlichen Ständen und denjenigen Staaten, die durch 
ihre urtliche Lage der Rache der Österreicher ausgesetzt seien; 
man müsse sich begnügen, die Gutgesinnten und die persönlich 
Beteiligten zu vereinigen; an die Erzielung von Einstimmigkeit der 
Reichsglieder könne ohnehin nicht gedacht werden. 

Freilich minderten sich die Aussichten, überhaupt eine Asso- 
ziation zustande zu bringen, mit jedem Tage. Finckenstein berichtete 
dem König, man verlange in Hannover, alle streitigen Angelegenheiten 
sollten an die Reichsversammlung gebracht werden, wo doch 
Österreich stets über Stimmenmehrheit verfuge ; er gab der Befürchtung 
Ausdruck, dass man trotz der günstigen öffentlichen Meinung kaum 
irgendwo mehr als Worte erzielen werde, bevor nicht die Kriegs- 
ereignisse den kleinen Staaten den nötigen Mut zur Parteinahme 
erweckt haben wurden^*^^''). Bestenfalls dürfe man hoffen, dass sie 
Riisslands Beistand anriefen"^''). Bei ihrem Streben wenigstens dies 
zu erreichen, glaubten die preussischen Minister ausser auf die 
Bemühungen Edelsheims auch auf die Unterstützung des russischen 
Gesandten bei der Reichsversammlung rechnen zu können; aber 
noch weilte Asseburg ohne genügende Weisungen seiner Regierung 
auf seinem Landgut Meisdorf ^^^). An ihn wendete sich Fincken- 
stein sogleich nach Ankunft des Solms'schen Berichts vom 2i. April 
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mit der Mitteilung^, dass Panin, der den Plan einer Kreis- und 
Fürstenvereinigung freudig begrüsse, ihnii Asseburg, Weisungen 
darüber zusenden werde. Es sei nur zu wünschen, dass das bald 
geschehe und dass die Weisungen die amtliche Unterstützung der 

Edelsheimschen Unterhandlung^en ermöglichten*"*). Die Antwort 
Asseburgs war freilich wenig tröstlich: er erklärte, der Assoziations- 
plan las'^e sich bei den losen Bezieliunf^^en /wischen Russland und 
dem Reich nur durch Unterhandlungen an den Einzelhofen der 
Verwirklichung entgegenführen; denn die Gesandten in Regensburg 
hätten keine Kenntnis von der allgemeinen Politik ihrer Regierungen. 
Er habe darüber wiederholt schon an Panin geschrieben und sei 
gespannt auf die in Aussicht gestellten Instruktionen. Um sich den 
Wünschen der preussischen Regierung gef^lig zu erweisen und 
keine Zeit zum Handeln zu verHeren, entschloss er sich indes, am 
9. Mal . nach Regensburg abzureisen und dort die Befehle der Zarin 
zu erwarten^^^). Als er gegen Ende des Monats am Sitz der Reichs* 
Versammlung eintraf, waren aber die erwarteten Briefe aus Peters- 
burg noch immer nicht da. 

Mittlerweile hatten in Berlin die Verliundlunc^cn zwischen 
Cobeiizl lind den Kabinettsministern begonnen, ohne dass die erste 
Aussprache grade neue Aussichten auf Erfolg eröffnete ; man ver- 
langte preussischerseits, dass Österreich mitteile, was es von Bayern 
behalten, was es zurückgeben wollte, und hütete sich, das spezielle 
Interesse des Königs — die Anspach-Baireuthsche Erbfolge — zu 
erwähnen, um einen Missbrauch an den fremden Hdfen beim 
schliesslichen Abbruch der Unterhandlungen unmöglich zu machen. 
Wenn die Verhandlung aber gegen alle Erwartung doch Fortschritte 
machen und in den, Bayern, Zweibrucken und Sachsen angehenden 
Punkten Hoffnung auf Erfolg bieten würde, so gedachten die Minister 
des Königs dann auch alle Anlässe 7.u künftigen neuen Streitig- 
keiten gleich jetzt aus dem Wege zu räumen, indem sie die Frage 
der böhmischen Lehen in Sachsen 7.ur Lösung brachten, sowie die 
brandenburgische Succession in Anspach-Baireuth feststellen und 
von Österreich anerkennen Hessen. Freilich meinte Friedrich, eine 
derartige allgemeine Regelung streitiger Fragen werde die Öster- 
reicher mit Hass gegen Preussen erfüllen und ihnen den Wunsch 
eingeben, sich bei erster Gelegenheit zu rächen. Mit Rücksicht 
auf diese Möglichkeit fasste er einen Dreibund mit Frankreich und 
Russland ins Auge, der nach Erledigung der gegenwärtig schweben- 
den Streitigkdten abgeschlossen werden könne und der zweifellos 
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die Österreicher im Zaum halten werde^^*). Die Vorstellungen, 
welche augeobticklich ofTenbar von französischer wie von russischer 
Seite in Wien zugunsten des Friedens gemacht wurden und die 
nicht erfolglos zu sein schienen^'), mochten ihn hoffen lassen» dass 
ein derartiges System des Gleichgewichts auch dauernd wirksam 
sein könne. Freilich sehen wir auch hier ein stetes Schwanken 
zwischen Hoffnungen und Befürchtungen, das allerdings nicht allein 
durch Russlands Haltung, sondern ebenso sehr durch die Frank- 
reichs hervorgerufen wurde***). Indes, selbst wenn dieser Gedanke 
des Dreibunds nicht zur Verwirklichung kam, blieb doch die Möglich- 
keit, jene beiden Staaten zu Garanten des vielleicht bevorstehenden 
Abschlusses mit Österreich zu machen und so ihr Interesse dauernd 
an die deutschen Angelegenheiten zu fesseln^^^). 

In Petersburg hatte die Fortsetzung des Briefwechsels der 
beiden Monarchen den für den König von Freussen gunstigen Ein- 
druck noch verstärkt und Katharina war, nach Fanins Mitteilung 
an Solms, dem Gedanken nicht mehr ganz abgeneigt, die ge- 
wünschte nachdrückliche Erklärung in Wien abgeben und auch 
oulitärischc Üemonstrationen gegen Galizicn hin iiiaclieri zu lassen, 
allerdings nur dann, wenn es nicht zu einer Verständigung komme 
und wenn Russland den Türken gegenüber etwas freiere Hand 
habe. Immerhin sah Solms darin ein Zeichen, dass Russland aus 
seiner Gleichgültigkeit heraustrete; die Unterredung mit Paain über 
den schwächlichen Ton der russischen Vorstellungen zu Gunsten 
des Herzogs von Zweibrücken lieferte ihm weitere Beweise, dass 
die Regierung Katharinas sich der Bedeutung bewusst zu werden 
begann, welche die Anknüpfung von Verbindungen und die Ge- 
winnung von Einfluss in Deutschland haben konnte, und dass sie 
sich schon von der blossen Tatsache ihrer Anteilnahme eine Wirkung 
auf den Wiener Hof versprach. 

Dieser bemühte sich indessen, in Petersburg auf diplomatischem 
Wege zu erkunden, wie weit die bündnismässigen Verpfliclitungen 
Russlands gegen Preussen sich erstreckten, d. h. ob das allgemein 
bekannte Verteidigungsbündnis inzwischen zu einem Angriflfsbundnis 
erweitert worden sei; Graf Kaunitz musste im Auftrag seiner Re- 
gierung amtlich diese Anfrage stellen und zugleich Auskunft darüber 
erbitten, ob die Zarin wirklich, wie man sage, den BündnisfaU als 
gegeben bezeichnet und sich zur Unterstützung des Königs von 
Preussen bei dem geplanten Einfall in dsterreichisches Gebiet ent- 
schlossen habe. Dieser Anfrage hatte er die bestimmte Versiche- 
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rung aQzultigen, dass der Wiener Hof seinerseits nicht beabsichtige, 
den König anzugreifen, dass er sich vielmehr auf die Verteidigung 
seiner Grenzen beschränken werde. 

Die Antwort Panins stellte eine Erweiterung des Verteidigungs- 
bündnisses mit Preussen in Abrede, zumal dies ohnehin schon Russ- 
land zur Gewährleistung des gesamten Bereichs der preussischen 
Monarchie für den FaU eines Angriffs verpflichte, entsprechend 
der zwischen den drei Teilungsmächten bestehenden gegenseitigen 
Garantie ihrer ehemals polnischen Gebietsteile. Von einer An- 
etkennung der Existenz des Bündnisfalles könne um so weniger die 
Rede sein, als der König von Preussen noch gar niclu daran) gc 
beten, ja, noch nicht einmal Mitteihing von einem beabsichtigten 
kriegerischen Vorgehen gemacht habe. Die Versiclierung der 
Kaiserin-Kon igin, ihrerseits nicht zum Angriff schreiten zu wollen, 
wurde willkommen geheissen, da die Zarin dringend wünsche, es 
möge eine Lösung der zwischen Preussen und Österreich obwalten- 
den Differenzen durch die Reichsversammlung gefunden werden. 

Von der österreichischen Anfrage und der russischen Antwort 
machte Panin dem Grafen Solms vertraulich Mitteilung und sprach 
die Erwartung aus, dass der König mit dem gegebenen Bescheid 
zufrieden sein werde ; die augenblickliche Lage sei eben noch nicht ge* 
eignet, sich einer Partei anzuschliessen, vielmehr müsse man den 
Wiener Hof noch im Zweifel lassen über die künftige Stellung- 
nahme Russlands. 

Gleichzeitig mit diesen amtlichen Mitteilungen Panins konnte 
Solms Nachrichten senden, die ihm von Orloff zugegangen waren. 
Der ehemalige Geliebte Katharinas berichtete, er habe auf Grund 
des Briefwechsels zwischen dem König und Kaiser Joseph der Zarin 

die Notu cndigkeit vorgestellt, Preussen zu unterstützen; jedoch sei 
Katharina anderer Ansicht, ohne dass er ihre Gründe kenne'"'). 
Tatsächlich hatte Solms wohl Recht, utnn er meinte, Katharina 
scheine sich zum Grundsatz gemacht zu haben, mit dem König 
von Preussen gut zu stehen, dabei aber den Wiener Hof nicht vor 
den Kopf zu stossen ; und auch die Vermutung traf wohl das richtige, 
dass Panins Unentschlossenheit nicht in seinem Charakter begründet, 
sondern die Wirkung der Gesinnung der Zarin sei. Im übrigen 
war ein Fortschritt insofern zu verzeichnen, als die Korrespondenz 
der beiden Monarchen volle Klarheit über das Verhalten des Wiener 
Hofes gegenüber Karl Theodor geschaffen hatte, und man nun es 
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nicht mehr für möglich hielt, dass irgend welche Ansprüche Öster- 
reichs auf die Konvention vom 3. Januar gegründet würden. 

Ebenfalls konnte es als ein Fortschritt im preussischen Interesse 
bezeichnet werden, dass Panin die Unmöglichkeit einsah, alle Stände 
des Reichs zu vereinigen; er sprach aber den Wunsch aus, dass 
wenigstens alle diejenigen Stände, die mit dem König von Preussen 
einverstanden seien, sich an die russische Regierung wenden möchten, 
die dann jedesmal Vorstellungen in Wien erheben werde. Nach- 
drückliche Erklärungen dort abzugeben sei man mit Rücksicht auf 
die orientalische Frage noch nicht in der Lage; indes denke man, 
dass die Ungewissheit über die schliessliche Stellungnahme Russ- 
lands fUr Preussen und Deutschland nur vorteilhaft sein könne. 
Übrigens war gerade damals wieder Aussicht vorhanden, den Krieg 
mit den 1 urkcn zu vermeiden, indem maa darauf rechnete, durch 
tatkräftiges Auftreten der Friedenspartei in Konstantinopel zum 
Siege verhelfen zu können^^'). 

So blieben die Dinge längere Zeit unverändert; Solms sah 
sich aus Mangel an Stoff sogar veranlasst, einen der halbwöchent- 
lichen Berichte an den König ausfallen zu lassen; denn Familicii- 
festlichkeiten hielten Panin eine volle Woche lang von jeder amt- 
lichen Tätigkeit fern und gaben ihm Gelegenheit, seiner Neigung 
zur Untätigkeit nachzuhängen. Die Folgen dieses Verhaltens machten 
sich sofort im Geschäftsgang fühlbar. Auch Potemkin scheint ähn- 
liche Neigungen gehabt zu haben, wozu bei ihm noch seine ge- 
sellschaftliche Abgeschlossenheit kam; er hielt sich zwar meist in 
in der Nähe von Petersburg oder zeitweise in der Stadt selber auf, 
jedoch war der Zutritt zu ihm nur seinen Günstlingen und Freunden 
gestattet. Sein Streben war, massgebenden Einjluss auf Katharina 
zu bewahren, und er erreichte das mehr durch Any^assung an ihre 
Launen und durch ErftUtung ihrer Wünsche, als durch gemeinsame 
ernste Tätigkeit. Da die Zarin so weder von Panin noch von Po- 
temkin Anregung erhielt, sich eingehend mit auswärtiger Politik zu 
beschäftigen, wurden ihre Launen und Neigungen ausschlaggebend 
fiir die Auswahl dessen, wofür sie sich interessieren wollte; daher 
übte auch jede Klage, die ihr von Danzig aus über preussische 
Beamte und Offiziere zuging, eine ganz unverhältnismässtg tiefe 
Wirkung aus. Solms sah in dieser Verstimmung der Zarin über 
die Haltung des Königs gegenüber Danzig den Hauptgrund für die 
geringe Anteilnahme Russlands an den Interessen Preussens, die 
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augenblicklich in Frage standen, und empfahl seinem Herrn 
die grösste Rücksichtnahme auf die Empfindlichkeit der verbündeten 
Herrscherin*^'). 

Erst in seinem nächsten Bericht war Solms wieder in der 
Lage, einige Mitteilungen über die bei der russischen Regierung 
herrschenden Ansichten zu machen. Er hatte sich überzeugt, dass 
man in Petersburg den König nicht mehr als Angreiter anselien 
werde, auch wenn er die Feindseligkeiten eröftnete; dass ferner 
nur die Verwicklungen mit der Pforte, die grade jetzt wieder eine 
kriegerische Lösung wahrscheinlich machten, die Zurückhaltung 
in den deutschen Angelegenheiten veranlassten. Aus Panins Äusse- 
rungen glaubte er dies entnehmen zu können*"). 

Die Notwendigkeit, die russische Staatsleitung von dem Gang 
der Berliner Verhandlungen mit Cobenzl zu unterrichten, bewirkte 
in der nächsten Zeit dann wieder einen lebhafteren amtlichen 
Verkehr zwischen Solms und Panin ; der Staatskanzler schloss sich 
alsbald der ihm vorgetragenen Meinung an, dass die ersten öster- 
reichischen Vorschläge den Anschein erweckten, als ob der Wiener 
Hof überhaupt nicht ernstlich verhandeln wolle, glaubte aber doch, 
dass man bei zunehmender Erkenntnis von der herrschenden Ver- 
stimmung dort allmählich nachgiebig werden und Entgegenkommen 
7eigen werde. Etwas empfindlich wurde er aber, als Solms darauf 
hinwies, dass es nur an Russlands völliger Untätigkeit liege, wenn 
die deutschen Reichsstände, selbst die näher beteiligten, so grosse 
Zurückhaltung bewahrten; er entgegnete, etn übereiltes Vorgehen 
halte er nicht für angebracht, aber Ereignisse und Umstände könnten 
wohl hierin eine Wandlung herbeiführen. Solms verstand diese 
Äusserimg su, als ob Panin eine günstige Gelegenheit abwarte, 
um seiaea Einfluss bei der Zarin wiederzugewinnen, woraut Russ- 
1 in 1 sich nachdrücklicher an den deutschen Angelegenheiten be- 
teiligen werde^^^). 

Diese Wandlung scheint Solms schon für die nächste Zeit 
erwartet zu haben; die Offenheit des Königs sowohl Joseph wie ihr 
gegenüber mochte wohl auf Katharina nicht ganz ohne Wirkung 
geblieben sein, wenigstens brachte man die Zusammenziehung eines 
russischen Truppenkorps bei Krakau, von der gesprochen wurde, 
mit einer geplanten Unterstützung Preussens in Verbindung; amtlich 
freilich verlautete hierüber nichts^*'). 

Inzwischen hatte sich auch der Wiener Hof auf die von Galizyn 
im Auftrag Panins vorgebrachten Beschwerden Kursadisens geäussert 
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und die Besorgnis des Kurfürsten vor einem Einfall kaiserlicher 
Truppen als ganz grundlos bezeichnet; Fürst Kaunitz liess im Namen 
der Kaiserin -Königin dem Grafen Panin feierlich die Versicherung 
geben, dass man Kursachsen im Falle eines Krieges zwischen Öster- 
reich und Preussen vollständige Neutralität zugestehen werde, unter 
der Voraussetzung, dass es- selber sich neutral verhalte. Dass man 
in Wien in der Paninschen Vorstellung zu Gunsten Sachsens >das 
grade Widerspiel der hochmütigen, gehässigen und despotischen 
Sprache« des preussischen Hofes gefunden haben wollte, teilte Graf 
Kaunitz in Petersburg nicht mit, dagegen wird er gewiss eingehend 
sich darüber geäussert haben, wie dankbar sein Hof für die Freund- 
schaft der Zarin sei und wie er die Hoffnung hege, »dass eine von 
dem König in Preussen bewerkstelligte aggression höchstdero An- 
erkennung des casus foederis nicht zur Folge haben werde.« Die 
bisher^e Geheimhaltung der Korrespondenz zwischen Kaiser und 
König wurde erklärt durch Rücksichten des Taktes und der Deli- 
katesse; da der König von Preussen nun aber in Versailles diese 
Rücksicht nicht beachtet habe, sollte die Mitteilung jetzt nachträg- 
lich erfolgen, damit man in Petersburg daraus überzeugend ersehe, 
»auf welcher Seite Billigkeit, Gelassenheit und Grossiijut, und auf 
welcher im Gegenteile Gehässigkeit, Erbitterung und die feindseligste 
Unverträglichkeit sich befinden « Auch für die Berliner Unterhand- 
lung sollte Graf Kaunitz nur geringe Aussiebt auf Erfolg eröffnen, 
da die preussischen Vorschläge unbillig und ungerecht, auch mit 
der Ehre und dem Ansehen des kaiserlichen Hofes nicht verträglich 
seien. Er hatte weiterhin zu erklären, die Kaiserin-Königin sei be- 
reit, jedem an der Succession Beteiligten volle Gerechtigkeit wider- 
fahren zu lassen und sich mit ihm freundschaftlich zu verständigen ; 
nur dürfe diese Verständigung ihren eigenen Rechten und dem Inter- 
esse ihres Staates nicht nachteilig sein; sie wünsche den Frieden 
und werde in diesem Wunsdie bestärkt durch die Empfehlung des 
russischen Hofes' '^). 

In Berlin erregte das, was Solms über die Ursachen der Ver- 
stimmung der Zarin ge^en den König meldete, Verwunderung; die 
Minister sowohl als der König bestritten nachdrücklich, dass irgend- 
welche Gründe für eine persönliche Gereiztheit vorlägen. Bestand 
diese aber doch, so konnte sie nach ihrer Meinung nur von dritter 
Seite wachgerufen sein; der Gesandte wurde deshalb beauftragt, 
ihr nachzugehen und die Quelle zu ergründen, der sie entspringe^**). 
Auch mit der Antwort Panins auf die österreichischen Anfragen 
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über die Ausddißttiig der Allianz war man in Berlin nicht recht 
zufrieden. Denn man glaubte, dass die Zweideutigkeit der Aus- 
drücke in Wien ebensoviel Hoffnungen wie Besorgnisse wachrufen 

werde bezüglich der künftigen Haltung Russlands, wie man ja eben 
schon dort behauptete, Russland habe seine Neutralität zugesichert. 
Immerhin war man geneif^t, den schwierigen Verhältnissen Rechnung 
zu trafen, unter denen das Bündnis zum ersten Ma! praktisch werden 
sollte, und von einer günstigen Gestaltung der orientalischen An- 
gelegenheit eine bestimmte Wendung Russlands zu seinem Ver- 
bündeten hin zu erwarten. Jedenfalls sollte Solms nicht versäumen, 
die persönlichen Beziehungen zu Orloff zu pflegen^'^). Den früher 
schon angeregten Gedanken, die Vereinbarungen, welche das Er- 
gebnis der Berliner Unterhandlung bilden würden, von Frankreich 
und Russland garantieren zu lassen, nahm Friedrich um diese Zeit 
wieder auf als sehr beachtenswert und ermächtigte die Kabinetts- 
minister, Cobenzls Zustimmung zu dieser Garantie zu fordern***). 

Die Rückberufung des Marquis de Noailles aus dem picussischen 
Feldlager und das von dem Sekretär der österreichischen Gesandt- 
schaft verbreitete Gerücht'*^), Frankreich wolle Österreich das Hülfs- 
korps von 24000 Mann trotz aller vorhergegangenen Ncutralitäts- 
versprechungen nun doch gewähren, wenn dafür Österreich und 
Toskana die Vereinigten Kolonien von Amerika anerkennten, ver- 
anlasste den König, sogleich Solms zu benachrichtigen und ihm 
mitzuteilen, dass die Verlegenheiten für ihn im Falle des Bruchs 
durch die Stellungnahme Frankreichs sich vermehrten ; der Gesandte 
solle, ohne noch förmlich den Beistand Russlands zu verlangen, die 
Gemüter gegen Österreich und Frankreich aufregen und möglichst 
viel Nutzen Air die preusstsche Sache aus der so wachgerufenen 
Verstimmung ziehen**^). Allerdings erfolgte nach wenigen Tagen 
die aufklärende Mitteilung des Marquis de Noailles, die Ab- 
berufung sei auf die Königin persönlich zurückzuführen ; aber Friedrich 
verharrte in der pessimistischen Auffassung der Lage. Die Depesche 
des Grafen Solms vom 8. Mai schien ihm obendrein noch die längst 
gehegte Vermutung einer Hinneigung Russlands zu Österreich zu 
bestätigen; er glaubte, so schrieb er wenigstens an Solms, ohne 
die Allianz wäre Katharina jetzt gar bereit, auf die Seite seiner 
Gegner zu treten; die anfänglich durch die russischen Erklärungen 
in Wien erweckten Hoffnungen auf Beistand habe er aufgegeben. 
Als ganz lucher sehe er audi den Bruch Russtands mit der Pforte 
an; auch in Deutsdiland werde es zum Bruch kommen, falls die 
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Berliner Unterhandlung missUnge. Für ihn hänge alles vom Kriegs- 
glück ab; eine einzige erfolgreiche Aktion werde ganz Deutschland 
auf seine Seite bringen ; auf Russland könne er erst zählen, wenn 
die Eitelkeit seine Herrscherin zur Einmischung veranlasse. Diese 
Denkweise der Kaiserin Katharina sei ihm indes nicht neu, er habe 
sie schon seit Jahren beobachtet***). Freilich glaubte er auch, die 
Russen würden einst ihre kühle Gleichgültigkeit bedauern, wenn die 
deutschen Angelegenheiten ohne ihre Einmischung einen friedlichen 
Verlauf nähmen'-"'). Die Minister aber wiesen Solms an zu warnen, 
man möge sich in Petersburg nicht täuschen über den Stand der 
türkischen Angelegenheit. Denn in Wien rechne man mit Be- 
stimmtheit auf den Krieg der Pforte gegen Russland, sobald es in 
Deutschland zum Bruch komme. Alle Rüchsichtnahme russischer- 
seits auf Österreich in den deutschen Angelegenheiten hindere den 
Fürsten Kaunitz nicht, dem russischen Hofe im Orient möglichst 
viel Schaden zuzufögen^*^. 

Grade jetzt, Ende Mai und Anfang Juni, da infolge der ab- 
lehnenden Haltung des Wiener Hofes in der Frage der Entschädi- 
gung Sachsens die Aussicht auf Erhaltung des Friedens sehr gering 
wurde, empfand man in Berlin und auch wohl in Dresden die kühle 
Zurückhaltung Russlands peinlich. Wusste man doch, dass Asse- 
burg zwar am Sitz der Reichsversanimlung eingetroffen sei, aber 
noch immer auf Weisungen seines Hofes warte^'^). Der König 
selber fand sich in das Unvermeidliche; er hatte in seiner Re- 
gierungszeit oft genug die Langsamkeit der Russen bei Staats- 
geschäften kennen gelernt; er wollte auch jetzt nicht den ver- 
bündeten Hof drängen auf Gewährung des allianzmässigen Beistands, 
sondern schon zufrieden sein, wenn er ihn im nächsten Jahre erhielt^^^). 
Aber sehr unangenehm war es doch, wenn infolge der Gleichgültig- 
keit Russlands, — wie die Zeitungen berichteten, — der österreichische 
Gesandte in Kopenhagen dem dänischen Ministerium mitteilen konnte, 
Galizyn habe in Wien für den Fall des Bruches mit Freussen die 
Neutralität seines Hofes in Aussicht gestellt. Freilich war Galizyns 
Hinneigung zum Wiener Hof bekannt; die Vorstellungen, die er 
im Auftrag seiner Rcgii-i ung /ugunslcii des iicrzogs von Zwcibrucken 
zu machen gehabt hatte, waren auch so zahm ausgefallen, dass 
Fürst Kaunitz gesagt haben sollte, dies sei die richtige Art der 
Unterhandlung zwischen zwei Höfen^^'*). Dazu kam dann noch die 
notgednmgene Untätigkeit Asseburgs in Regensburg' '^*), so dass 
es nicht wunderbar war, wenn man in Wien von Russland nichts 
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besorgte und jedes Entgegenkommeii verweigerte. Solms wurde 
beaufbagt, dies Alles in Petersburg vorzubringen und hinzutufögent 
es sei seinem Herrn ausserordentUch schmerzlich, in einer solchen 
Krisis den Beistand seines einzigen Alliierten entbehren zu müssen^''); 
indes behalte sich der König vor, im FaUe des Ausbruchs der 
Feindseligkeiten doch noch in aller Form die Hülfe der Zarin an- 
zurufen, um auf diese Weise endlich Klarheit iiber ihre Pläne zu 
erhalten' - ' ). 

Das Vorhandensein solcher Pläne wurde wahrscheinlich f:^eniacht 
durch die Meldun«^ Solms' vom 26. Mai, dass bei Krakau ein 
russisches Beobachtungskorps unter General Igelstroem zusammen- 
gezogen werde ; schien doch diese Nachricht anzudeuten, dass eine 
Unterstützung Preussens geplant sei, weshalb sie auch in Berlin 
und im Feldlager mit Freuden begriisst wurde. Da nun der König 
um dieselbe Zeit die Überzeugung gewonnen hatte, dass trotz der 
Schwäche des französischen Ministeriums und trotz der Schwanger- 
schaft der Königin Frankreich sich neutral verhalten werde, l>^^nn 
das Vertrauen auf eine günstigere Gestaltung der Dinge bei ihm 
wiederzukehren^'^. Seine Minister mussten nun im Reiche ver- 
künden, dass Russland der Entwicklung der deutschen Angelegen- 
heiten keineswegs gleichgültig gegenüberstehe, sondern im Gegen- 
teil geneigt sei, sie zu fordern ; w iederum regte er an, dass die 
Stände oder die Reichsver'^ainnilung als solche den Heistand Frank- 
reichs und Russlands anrultn möchten^'**). Und Solms soll nun 
nochmals alle Grunde ins Treffen führen, welche Russland zur 
Teilnahme an den deutschen Fragen veranlassen müssten; aus- 
drücklich soll er hinzufugen, dass in diesem Falle voraussichtlich 
Österreich es hinfort vermeiden werde, Russland im Orient in den 
Weg zu treten, da sonst Russland sich auch des Kaisers Ver 
grösserungsabsichten in Deutschland widersetzen werde"^. Sehr 
eigentümlich im Hinblick auf den späteren Veriauf des Krieges 
berührt die Weisung des Königs an Solms vom 15. Juni: der Ge- 
sandte wird darin mit der Aufgabe betraut, den russischen Hof 
auf den Beginn des Kampfes vorzubereiten; doch macht Friedrich 
sogleich daiauf aulmerksam, dass man nicht so bald die Nachricht 
von einer Schlacht oder einem grossen ICrfolg erwarten dürfe, denn 
er werde vorsichtig verfahren müssen, weil die Österreicher sich 
wahrscheinlich bis an die Zahne verschanzen würden; komme es 
aber zur Schlacht, so werde sie sehr bedeutend sein. Er hielt es 
für nötig, darauf rechtzeitig vorzubereiten, damit man nicht etwa 
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enttäuscht den Mut sinken lasse, wenn er im weiteren Verlauf die 
russische Trappenhülfe für sich fordere^ ^^). Ähnlich schreibt er 
am 25. Juni an Finckenstein : »Soviel ich beurteilen kann, wird der 
Anfang des Feldzngs recht schwierig werden ; aber wenn erst alles 
im Gange ist und ich Erfolge aufzuweisen habe, schmeichle ich 
mir, bald von den Reichsständen unterstützt zu werden und schliess* 
lieh sogar von Russland.« Bei der Vorliebe, die Panin gezeigt 
hatte für die Anrufung seiner Herrin durch die bedeutenderen Stände, 
war es reclit erwünscht, dass man in Berlin jclzt günstige Mit- 
teilungen von einer bevorstehenden Vereinigung des Ober- und 
Niedersächsischen Kreises nach Peter.sh!ir«T iibermittcln konnte; denn 
König Georg von England hatte nicht nur versprochen, alle Schritte 
Preusseos in Kegensburg zu unterstützen, sondern hatte auch einen 
engeren Zusammenschluss der Kurfürsten von Brandenburg, Sachsen 
und Hannover angeregt zum Zweck gemeinsamer Verteidigung***). 

Die erfreuliche Nachricht von der Aufstellung eines russischen 
Beobachtungskorps bei Krakau musste Solms schon in seinem 
nächsten Bericht teilweise widerrufen, was nämlich den Pünkt der Auf- 
stellung betraf; denn als solcher wurde neuerdings genannt Kamenez in 
Podolien, wo auch an eine Verwendung in der Richtung auf die 
Moldau, also gegen die Pforte, gedacht werden konnte. Auch 
glaubte er nun in der Lage zu sein, dem König Aufklärung zu 
geben, woher die Missstimmung der Zarin gegen ihn rühre. Danach 
soll wesentlich Eifersucht auf Österreich diese Verstimmung ver- 
ursacht habf n ; Katharina hätte es verdrossen, dass ihr Bundes- 
genosse nicht immer mit ihr gleicher Meinung war, sondern vorüber» 
gehend dem Wiener Hof grösseres Vertrauen zeigte in der Absicht, 
seine Gebietserwerbungen in Polen noch auszudehnen; femer, dass 
er die Bestimmungen des Teilungsvertrags von 1772 an der Netze 
und bei Danzig sehr eigennützig ausgelegt habe; dazu kämen dann 
die Schwierigkeiten, die dem Handel der Polen im allgemeinen 
und dem der Stadt Danzig im besonderen bereitet würden; jede 
Klage aber, die ihr hierüber zugehe, empfinde sie als einen per- 
sönlichen Vorwurf. Es sei nun sehr wohl möglich, dass schmeich- 
lerische Leute in ihrer Umgebung durch ihr Gerede dazu beigetragen 
hätten, dicac Gcrcizüicit zu vergrössern; klciüc, sonst belanglose 
Differenzen seien dazu gekommen, und so lierrsche denn in der 
Tat nicht mehr das frühere herzliche Verhältnis zwischen den beiden 
Höfen. Es bleibe da nichts übrig als abzuwarten, bis die Laune 
verflogen sei, zumal deren Äusserungen in so offenkundigem Gegen- 
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satz zu der Politik der russischen Regierung stünden. Die Zeit 
werde schon kommen, da Katharina unbefangener die Dinge be- 
urteilen und sie nicht mehr dem Spiel der Launen überlassen werde. 
Solms wies noch darauf hin, dass ein sehr erheblicher Teil der 
Schuld an diesem Zustand den Grafen Panin treffe» der, wie er 
schon wiederholt berichtet habe, durch seine Nachlässigkeit seines 
ganzen früheren Einflusses verlustig gegangen sei**'). 

Der König wollte nun freilich die angeführten Grtinde für 
eine Missstimmung der Zarin nicht gelten lassen ; er behauptete im 
Gegenteil, Russland sei ihm zu grossem Dank verpflichtet dafür, 
dass er im letzten Türkenkrieg das Eingreifen der O'Jterreicher 
verhindert habe. Zweifellos seien österreichische Ränke im Spiel 
gewesen, um ihn zu verleumden; vielleicht sei grade jetzt der 
entfernte Liebhaber der Zarin, Soritz, ein geborener Ungar, als 
Werkzeug benutzt worden. Solms möge nun suchen, die ursprünglich 
preussenfreundliche Gesinnung der Kaiserin wieder wachzurufen, 
und sich dazu jeder ihm geeignet scheinenden Persönlichkeit be- 
dienen. Die Aufstellung des Beobachtungskorps in Podolien be- 
zeichnete der König als für ihn ganz wertlos; Solms sollte erklären, 
dass es dort als Hülfskorps für Preussen nicht gelten könne. Auch 
sollte er endlich sich bestimmten Bescheid verschaffen, ob es zum 
Krieg mit der Pforte kommen werde oder nicht. Früher habe es 
einmal geheissen. man werde ihm 18000 Kosaken schicken; die 
blosse Sendung des Generals Grafen Kaunitz habe diese Absicht 
zu nichte gemacht. Weiterhin sprach Friedrich in der Weisung 
eine Vermutung aus, die sich nachträglich als richtig erwiesen hat, 
dass nämlich Katharina beabsichtige, die beiden deutschen Mächte 
sich gegenseitig durch den Krieg schwächen zu lassen und dann 
einzugreifen, um die Streitigkeiten durch ihr Machtwort zu schlichten. 
Während alles, was Solms von sich aus oder nach Äusserungen 
dritter als Gründe für Katharinas Verhalten angeführt hatte, ihm 
wenig glaublich erschien, bot diese Mutmassung eine einfache 
und verständliche Erklärung; Solms wurde beauftragt zu unter- 
suchen, ob sie begründet sei, und, wenn dies der Fall, Mittel aus- 
findig zu machen, die gegen eine solche Auffassung der Lage sich 
anwenden Hessen'*^). Auch seitens der Kabinettsminister wurden 
die angeblichen Gründe für die Verstimmung der Zarin gegen den 
König als unzutreffend zurückgewiesen ; namentlich betonten Fincken- 
stein und Hertzberg, wie nur die Ausdehnung der österreichischen 
Gebictserwerbungen in Polen schliesslich nach vergeblichen Ver- 
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suchen ihr Einhalt zu tun, den König veranlasst habe — übrigens 
mit Zustimmung der Zarin — die eigene Gebietserweiterung in ein 
etwas günstigeres Verhältnis zu dem österreichischen Zuwachs zu 
bringen^**). 

Grade um diese Zeit traf in Berlin ein Bericht des Grafen 
Solms ein (am 19. Juni), der über Panins Haltung endlich günstigeres 
zu berichten wusste. Der Minister hatte dem preussischen Gesandten 
Mitteilung genoacht von den amtlichen Eröffnungen des Grafen 
Kaunitz und daran als Erwiderung auf vorwurfsvolle Bemerkungen 
Solms' über die Gleichgültigkeit Russlands angesichts der Verlegen- 
heit des Königs die Versicherung geknüpft, dass er, allmählich vor- 
rückend, sein möglichstes tue, um Preussen nützlich zu sein; aber man 
kenne ja die Hindernisse, welche er dabei zu überwinden habe. Solms 
wollte wissen, Panin habe in London geraten, die Vermittlung 
Preussens und Dänemarks dafür in Anspruch zu nehmen, dass 
Frankreich im Falle des Krieges mit England aus Rücksicht auf 
den Stand der Dinge im Reich die Neutralität Hannovers an- 
erkenne. Er hielt es für wahrscheinlich, dass Frankreich darauf 
eingehe, wodurch dann England in Stand gesetzt werde, wirksam 
einzutreten ftir die Vereinigung der Reichskreise^^). Über die 
orientalischen Angelegenheiten konnte er nur melden, dass der 
Ausbruch der Feindseligkeiten als nahe bevorstehend angesehen 
werde. Wenn nun Friedrich auch längst damit gerechnet hatte, 
vorläufig des russischen Beistands entraten zu müssen, so hegte er 
doch die bestimmte l.ru ai lung, im Laui der Zeit ein Kosakenkorps 
von vielleicht 6000 Mann zu erhalten""]. Auch in seinen Depeschen 
an Solms gab er dieser Hoffnung Ausdruck und ermächtigte den 
Diplomaten, in Petersburg mitzuteiien, Frankreich werde dem Wiener 
Hof keinen Beistand gewähren, weder an Truppen noch an Geld; 
Preussens Bestreben sei eben wesentlich darauf gerichtet, die Ver- 
einigung der beiden sächsischen Kreise mit dem Westialischen 
Kreis zustande zu bringen, wofür die Stimmung im Reich gfinstig 
sei ; denn das Vorgehen des Kaisers errege selbst bei den geist- 
lichen Fürsten Entrüstung. Aber freilich sei auf eine Parteinahme 
der Reichsstände erst nach einem Siege der preussischen Waffen 
zu zählen'*^. 

Die weiteren Nachrichten des Grafen Solms waren geeignet, 
die Hoffnung auf ein Hülfskorps zu kräftigen. Man sah aus ihnen, 
dass die Politik des Wiener Hofes und deren diplomatische Be- 
tätigung in Petersburg immer weniger freundlich beurteilt werde, 
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und dass der wachsende Eioblick in die Absicht des Kaisers, das 
Reich sich zu unterwerfen und Preussen durch einen Krieg zu 
schwächen, schliesslich doch vielleicht Russland zum Einschreiten 
veranlassen dürfte. Auch die angeblich versprochene französische 
Hülfdeistung an die Kaiserin-Königin, als Gegenleistung fiir die 
geforderte Anerkennung der Unabhängigkeit der amerikanischen 
Kolonien Englands, hielt Solms fiir geeignet, Russland in Aktion 
zu bringen^^*^). Und Finckcnstein nicinlc, wenn der Krieg erst 
begonnen habe, werde man unschwer von Russlancl das gewünschte 
Kosakenkorps erhalten können; schon dies werde seinen Eindruck 
auf den Wiener Hof nicht verfehlen^**). 

Um auf Russland einen moralischen Druck auszuüben, war 
es der Wunsch des Königs, dass jeder gutgesinnte Reichsstand 
nicht nur, sondern auch die Reichsversammlung in Regensburg 
selber die Garantie dieser Macht und die Frankreichs für die deutsche 
Verfassung anrufe^'^). Ob freilich bei Russland diese Anrufung 
etwas nützen werde, mochte fraglich erscheinen. Denn fast jeder 
neue Bericht Solms' brachte neue Beweise für die matte Haltung 
des Zarenreichs; sagte der Gesandte doch selber, die Gewohnheit 
der russischen Regierung, iml Worten und Noten wirken zu wollen, 
drohe zum unüberwindlichen Hang zu werden, wobei die Aussicht, 
etwas 7M erreichen, sich naturgemäss stets vermindere, da man nicht 
zum Handeln bereit sei. Die Zarin habe keine Sympathie für 
Osterreich, aber auch keine Zuneigung zum König, so dass das sonst 
nutzbringende persönliche Element hier nicht fördernd mitwirke. Dazu 
komme» dass die SinnUchkeit l>ei ihr immer mehr zunehme; infolge- 
dessen zeigten sich in den Regierungsgrundsatzen häufig bedenk» 
liehe Widersprüche. Immerhin aber sei die Stimmung in allen 
Kreisen, sowohl der Regierenden wie der Regierten, derart, dass 
bedeutsame Ereignisse doch wohl ein aktives Auftreten Russlands 
herbeiführen könnten"*). — Wie lässig übrigens der Leiter der 
auswärtigen Fohtik die Geschattebetrieb, i^^eht auch daraus hervor, dass 
Mitte Juni Panin noch immer nicht die längst versprochene Weisung 
an Baron Asseburg al>['^eschickt hatte***). Ob unter diesen Umständen 
die Erwartung der preussischen Minister berechtigt war, man werde 
in Petersburg erkennen, dass das natürliche System und das Staats- 
interesse Russlands die Beteiligung an den deutschen Fragen fordere, 
erscheint mehr als zweifelhaft^'^^). Vielleicht aber konnte doch 
schliesslich das persönliche Moment noch ausschlaggebend werden: 
das Schreiben des Prinzen Heinrich von Preussen, an Katharina 
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unmittelbar vor seinem Aufbruch nach Sachsen abgesandt, war 
offenbar ein Versuch, dies Moment zur Wirkung zu bringen*"). 

Graf Solms hofite ebenfalls noch immer, dass der tatsächliche 
Ausbruch des Krieges zwischen Preussen und Österreich die Auf- 
merksamkeit der russischen Regierung etwas mehr auf die deutschen 
Angelegenheiten lenken werde, denn augenblicklich schien man 
völlig gleichgültig zu sein gegenüber der auswärtigen Politik^^). 
Nichts liess er unversucht, auch schon vor dem Eintreffen der 
Nachricht vom Beginn der Feindseligkeiten eine freufldliche Stellung- 
nahme zu bewirken; er machte Panin Vorstellungen, dass Russland 
bisher für seinen Verbündeten nur leere Worte gehabt habe, und 
fragte, ob man denn nicht den seither so gemässigten Ton in eine 
etwas kraftvollere Sprache umwandein wolle, mit der einige ernstere 
Vorbereitungen zur Unterstützung des Bundesgenossen verknüpft 
sein müssten ; er hob hervor, dass dies grossen Eindruck in Wien 
machen werde, wo man sich noch immer auf die Gleichgültigkeit 
Russiands verlasse. Aber alle seine Bemühungen, eine bindende 
Zusage zu erhalten, waren erfolglos; nicht einmal das Versprechen 
erreichte er, dass man Preussen im nächsten Jahr bestimmt Truppen- 
hülfe gewähren werde, auch wenn man selbst noch in einen Türken- 
krieg verwickelt sei. Immerhin machten seine Mahnungen soviel 
Eindruck auf Panin, dass er versprach, darüber an die Zarin zu 
berichten; sie sei ohnehin weit entfernt davon, die Ansprüche und 
Unternehmungen des Wiener Hofes als gerecht anzuerkLiuieu, und 
vielleicht lasse sich aus dieser Gesinnung Gewinn ziehen^-^**). Ent- 
gegenkommender zeigte sich Panin, als er aus dem Gegenprojekt 
des Wiener Hofes ersah, wieviel der Kaiser von der bayrischen 
Erbschaft für sich verlangte und wie wenig er dagegen geben 
wollte ; und als Solms ihm dann ein Schreiben vorwies, worin stand, 
Russland habe in Wien versprochen, sich während der deutschen 
Wirren neutral zu verhalten gegen die Zusicherung österreichischer 
Garantie (ur die den Türken abzunehmenden Gebiete, erklärte der 
Minister, davon sei kein Wort wahr, denn Katharina wolle gar 
keine Eroberungen machen. Er musste schliesslich zugeben, dass 
die Anmassung Österreichs nur sich erldären lasse aus der dort 
herrschenden Zuversicht, Preussen werde allein und ohne Freunde 
dastehen, worauf ihm Solms empfahl, in Wien doch wenigstens 
Entrüstung über diese Gerüchte kuncizuu;eben und jeden Zweifel 
darüber zu zerstreuen, dass man die vom Kaiser vertretene Sache 
nicht für gut halte. In der Tat versprach Fanin, in Zukunft mehr 
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Energie zu sei'gcn. Freilich war das wieder nicht ganz unbedenklich 
iiir ihn, da sein Hof sich überhaupt vorerst nicht einmischen wollte ; 
an der Schwierigkeit, die richtigen Worte für das einmal angenom- 
mene System der Unparteilichkeit 2U finden, die verhinderten, dass 
der russische Hof sich kompromittiere, war auch die immer wieder 
von Solms erbetene Absendung der Weisungen für Assebur^ ge- 
scheitert^'^'). Dainii mochte es ferner zusammenhängen, dass Katha- 
rina sich weigerte, die falsche Nachricht von ihrer Neutralitäts- 
erklärung amthch als unrichtig bezeichnen zu lassen, da ja die 
Kundgebungen Galizyns in Wien den Fürsten Kaunitz vom Gegen- 
teil überzeugen müssten. Mit der entschiedenen Haltung des Königs 
von Preussen aber war man durchaus einverstanden und drückte 
Solms die Überzeugung aus, dass seinem Gebieter tatsächlich kein 
anderes Mittel mehr zur Verhinderung der Usurpation zu Gebot 
gestanden habe als das Schwert. Dies benützte Solms, um zu er- 
klären, diese Stellungnahme seines Herrn werde nutzlos sein und 
bleiben, wenn die, russische Hülfe anrufenden Reichsstände dieselbe 
Ablehnung erföhren, die ihm zuteil geworden sei; Freiheit und 
Gleichgewicht Deutschlands werde trotz aller schonen W^ortc 
der russischen Diplomatie dann doch in höchste Gefalir kommen. 
Panin antwortete, soweit werde es Russland nicht kommen lassen ; 
einstweden aber neiinie die onentaUsche hrage die ganze Auf« 
merksamkeit der Regierung in Anspruch, da die Entscheidung un- 
mittelbar bevorstehe. Er bestritt zwar, dass Russland ausser der 
Armee gegen die Türken noch ein Korps nach Deutschland schicken 
könne; doch fiel er schliesslich aus seiner gewohnheitsmässigen 
Zurückhaltung heraus und sagte: »Warten Sie nur ein Weilchen, 
dann machen wir mit; es ist unm(}glich, dass, wenn zwei Gross- 
mächte wie Preussen und Österreich im Kriege sind, wir aus dem 
Spiele bleiben»").« 
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Fünftes Kapitel. 

Russland vom Kriegsausbruch bis zum Beginn 

der Vermittlung. 



Als Anfang Juli 1778 der König von Preussen die Verhand- 
lungen mit dem Wiener Hof über eine der Gerechtigkeit sowohl 
als dem Interesse der Beteiligten möglichst entsprechende Regelung 
der bayrischen Erbfolgefrage abbrach und der Kaiserin-Königin 
mit den Waffen in der Hand gegenübertrat, durfte er, wie wir ge- 
sehen haben, wohl hoffen, dass es schliesslich gelingen werde, das 
ihm verbündete Russland zum Eingreifen in die deutschen Verhält- 
nisse zu bewegen. Es stand ja keineswegs fest, dass es wegen der 
Krimschen Tataren zum Krieg im Orient kommen werde; denn 
wenn einerseits vermutlich die österreichische Diplomatie insgeheim 
eher zur Verschärfung als zur Milderung der Gegensätze in Kon- 
stantinopel beitragen mochte, so wirkten andererseits der französische 
Botschafter und der preussische Resident bei der Pforte im Sinne 
einer Verständigung. Freilich hat ja nicht allein die Rücksicht auf 
die Möglichkeit einer orientalischen Verwicklung Russland ver- 
anlasst, mit äusserster Bedächtigkcitzu Werke zu gehen ; Verstimmungen 
rein persönlicher Natur hatten auch ihr Teil an jener zögernden 
Haltung. 

Um die Zeit, da Prinz Heinrichs Heer Sachsen betrat und 
sich mit den Truppen des Kurfürsten vereinigte, König Friedrich 
aber bei Nachod in Böhmen eindrang, stand, nach den Angaben 
des Grafen Solms, die öffentliche Meinung Russlands, soweit von 
einer solchen überhaupt die Rede sein konnte, auf Seiten Preussens. 
Dabei aber glaubte dort doch fast jedermann , dass es fxir 
das russische Reich unmöglich sei, gleichzeitig gegen die Türken 
und gegen Österreich Krieg zu führen, und die Gutgesinnten be- 
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dauerten lebhaft, nicht sich dem Alliierten nützlich erweisen und dabei 
den russischen Einfluss in Mitteleuropa erhöhen zu können. In 
den Kreisen, die sich überhaupt um Politik kümmerten, war man 
meist davon überzeugt, dass der König von Preussen in dem Streit 
um Bayern die gerechte Sache vertrete, dass ohne ihn deutsche 
Rcichsverfassung und Ständefreiheit bald ein leerer Schall sein würden; 
abgesehen von alledem Hess auch die Rivalität in den orientalischen 
Angelegten heiten jede Machterweiterung Österreichs unerwünscht 
erscheinen. 

Es wäre vielleicht der österreichischen Diplomatie möglich 
gewesen, unter geschickter Benützung der Verstimmung Katharinas 
gegen den Preussenkönig diese ihr ungünstige Auffassung der deut- 
schen Angelegenheiten zu mildem; aber das, was der kaiserhche 
Gesandte Graf Joseph Kaunitz in dieser Richtung tun konnte, reichte 
nicht aus, der unermüdlich tätigen preussischen Diplomatie die Wage zu 
halten. Fürst Kaunitz befolgte den Grundsatz, die Vertreter der Kaise- 
rin-Königin an fremden Höfen von der Lage der Dinge nur soviel 
wissen zu lassen, als ihm unbedingt nötig erschien; infolgedessen 
kam es häufig vor, dass die Gesandten in Fällen, da rasche Ent- 
schliessung not tat, ratlos dastanden. Schon der Botschafter Graf 
Mercy in Paris, der das uneingeschränkte V^ertrauen des Fürsten 
besass, erfuhr bei weitem nicht alles, was Breteuil aus Wien zu 
berichten wusste, und doch war die Korrespondenz mit ihm sehr 
rege; an den Gesandten in Petersburg, der doch sein Sohn war, 
schrieb der Staatskanzler selten, im Monat nur ein, höchstens zwei- 
mal^). Befand sich Graf Kaunitz dadurch in erheblichem Nachteil 
gegenüber seinem, durch den König selber sowohl wie durch die 
Kabinettsminister stets auf dem laufenden erhaltenen preussischen 
Kollegen, so hatte er doch wieder den Vorteil, dass ihm bedeutende 
Geldmittel zur Verfügung standen, mit denen er ein grosses Haus 
machen und nicht ganz charakterfeste Leute durch die Genüsse einer 
wohlbesetzten Tafel für sich und seine Zwecke gewinnen konnte-). 
Es ist allezeit ein Fehler König Friedrichs gewesen, dass er auf 
Rrju asentation geringen Wert lej^te; durch die Autorität seines 
Auttraggebers und etwa noch durch seine eigene Persönlichkeit 
sollte der Vertreter des Königs von Preussen etwas gelten, nicht 
aber durch reichgeschirrtc Karossen und üppige Gastmähler. Spar- 
samkeit war der Beweggrund dieses Verhaltens; aber in diplomati- 
schen Dingen ist diese Eigenschaft selten gut angewendet; auch 
die mangelhafte Vertretung Preussens an den deutschen Höfen war 
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auf dieselbe Ursache zurückzuführen ; Hertzberg äusserte sogar ein- 
mal, wenn Freussen einen ständigen Gesandten in München gehabt 
hätte, wäre es überhaupt niemals zu einem bayrischen Erbfolge- 
streit gekommen. 

Die Aufgabe des Grafen Solms am russischen Hof war es unter 
diesen Umständen nach wie vor, vermittelst unermüdlicher Vorstel- 
lungen und Mahnungen den Grafen Paninund durch ihn wieder Katharina 
dahin zu bringen, dass sie nicht nurdieBerechtigunj^ des preussischen 
Vorgehens gegen Österreich anerkannten, sondern auch diese An- 
erkennung vor aller Welt kundgaben. Eine solche Kundgebung 
hätte aber zweifellos den Charakter offener Parteinahme gehabt, 
und diese wollte man möghchst lauge vermeiden. Denn tat man 
erst diesen Schritt, so musste man auch bereit sein, ihm mit den 
Waffen in der Hand Nachdruck zu geben. Dazu aber behauptete man 
ausser Stande zu sein; denn nicht nur müsse man die Türken be- 
kämpfen und die Polen im Zaum halten, sondern auch Schweden 
scharf beobachten ; und wenn auch dieser Staat vorerst noch durch 
Frankreich zurückgehalten werde, so könne es doch dahin kommen, 
dass Frankreich gegen die von König Georg zur Verteidigung der 
Reichsverfassung gesammelte Armee Truppen nach dem Kurfürsten- 
tum Hannover schicke und Schweden veranlasse, Russland anzu- 
greifen, damit dies incht Ilulfstruppen ins Reich schicken könne. 
Eine derartige Verwicklung der Dinge war nun zwar nicht unmög- 
lich, aber doch höchst unwahrscheinHch ; von tatsächlichem Ein- 
greifen der Kreisassoziationsarmee, die als solche überhaupt noch 
keine sichtbare Gestalt angenommen hatte, zu Gunsten der Reichs^ 
Verfassung, also auf Seiten des Königs von Preussen, war man noch 
unendlich weit entfernt, und zudem würde Frankreich gegen eine 
derartige Aktion schwerlich Einwendungen erhoben haben — also 
die Besorgnis vor Schweden konnte Solms leicht ab unbegründet 
nachweisen. Aber ein anderer Grund fiir Russlands Bedenklichkeit 
liess sich nicht so leicht von der Hand weisen: der Zustand der 
Armee. Sie stand unter Potemkins Oberleitung; aber Potemkin 
ist ja in der Geschichte nicht zum wenigsten dadurch berühmt ge- 
worden, dass er es mit staunenswerter Meisterschaft verstant^en 
hat, selbst geistig hochstehende Menschen über den wahren Zustantl 
vieler Din^^e zu täuschen. Die russischen Offiziere wussten meistens 
wohl, wie es stand: dass die Truppen weder vollzählig noch in ge- 
höriger Ordnung waren, und der von Natur schon nicht zur Kühn- 
heit neigende Panin mochte darob vielleicht ängstlicher und bedenk- 
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lieber sein, als grade nötig war; immerhin gab auch Solms eine 
gewisse Berechtigung dieses Einwands zu. Trotzdem war er über- 
zeugt, das8 bei ernster Prüfung sich die Mittel finden lassen 
würden, um das zu tun, was Russlands Pflicht, Ehre und Interesse 

zu tun erfordere — wenn eben nur die Regierung etwas mehr Le- 
bendigkeit und Tätigkeitsdrang besässe, wenn nicht Stumpfheit, 
Nachlässigkeit und Gleichgültigkeit vom höchsten Beamten herab 
bis zum geringsten Schreiber herrschten und wenn man sich fiir 
auswärtige Angelegenheiten nicht nur aus reiner Neugierde inter- 
essieren wollte. Als Beweis (lir die Richtigkeit dieser Charakteristik 
der leitenden Kreise führte Solms die Antwort Panins auf seine 
Frage an, was denn nun eigentlich aus dem Konflilct mit den Türken 
werde: iWir werden uns wohl zu Grund richten, indem wir in 
steter Kriegsbereitschaft bleiben und dabei unsere Kräfte völlig er- 
schöpfen! erwiderte ihm ganz harmlos der Leiter der auswärtigen 
Politik des mächtigen russischen Reiches. Also nicht einmal in 
dieser Angelegenheit hatte man die Energie, einer allgemein peinlich 
empfundenen Ungevvisälieit in einem oder dem anderem Sinne ein 
Ende zu machen'^). 

Unter diesen Umständen konnte man ])reusbischerseits auf 
eine rasche Wandlung der Dinge in Petersburg nicht rechnen. Und 
doch hätte grade jetzt, da die Entscheidung denWaifen an heim gestellt 
war, König Friedrich viel darum gegeben, wenn Russland endlich 
Klarheit geschafft und alle Zweifel darüber beseitigt hatte, class es 
Österreichs Verfahren ernstlich missbiUige ; er war des festen Glaubens, 
dass eine weniger zweideutige Sprache Russlands den Krieg gänzlich 
verhindert und den Wiener Hof zu grösserer Nachgiebigkeit be- 
wogen haben würde; nun aber war es ganz im Gegenteil soweit 
gekommen, dass die österreichisdien Diplomaten behaupteten, der 
russischen Neutralität sicher zu sein, ohne dass dem öflfentlich von 
russischer Seite widersprochen wurde. Er verlangle, dass auch er 
einmal einen Nutzen ziehen dürfe aus der Alhanz mit dem Zaren- 
hot, die ihm bisher nur Opfer auferlegt hatte*); »le temps des realites 
est venu, c In Finnland und Livland standen die dort garnisonieren- 
den Divisionen marschbereit; sie hätten leicht ihm zu Hülfe ge- 
sandt werden können, so meinte er, und schon Kosaken allein 
würden ihm von grösstem Nutzen sein. 

Mit lebhaftem Missvergnügen vernahm man in Petersburg die 
Kunde vom tatsächlichen Abbruch der Unterhandlungen ; Fanin liess 
seinen Unwillen über die Hartnäckigk^t des Wiener Hofes, der 
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doch leicht mit geringen Opfern den Frieden hätte erhalten können, 
deutlich merken^). Etwa gleichzeitig traf das eigenhändige Schrdben 
des Prinzen Heinrich an die Zarin ein, das unmittelbar vor dem 
Aufbruch der Armee von Berlin geschrieben worden war. Dieses 
Schriftstück hatte nun namentlich insofern eine günstige Wirkung, 
als es zu einer Aussprache zwischen der Zarin und ihrem Minister 
führte. Panin nahm die sich bietende Gelegenheit wahr, um seine 
Unzuiiicdcnheit mit der seit einiger Zeit eingeschlagenen politischen 
Richtung der Zarin auszusprechen und darzulegen, welche Haltung 
die Interessen des Reiches angesichts der Kreignisse in Deutschland 
erforderten ; er setzte auseinander, dass man den König von Preussen 
nachdrücklich unterstützen und sich mit allen Mitteln dem Gelingen 
der österreichischen Vergrösserungspläne widersetzen müsse. Diese, 
wie es scheint^ mit einer gewissen Leidenschaftlichkeit vorgetragene 
Meinungsäusserung verfehlte ihren Eindruck auf die Zarin nicht; 
denn bald danach konnte Ftoin dem Grafen Solms die vertrauliche 
Mitteilung machen — allerdings noch nicht amtlich, sondern nur 
von sich aus — Russtand werde zweifellos Partei für Preussen er- 
greifen, vielleicht früher als man glaube, und zwar so, dass Öster- 
reich möglicherweise sogar durch Verlust seiner polnischen Besitz- 
ungen, sein eigenmächtiges Verfahren werde büssen müssen. Panin 
gestattete auch dem Gesandten, von dem gehörten dem König 
Meldung zu machen, doch nur so, dass man am Petersburger Hofe 
nichts davon erfahre oder merke; aber er forderte Solms auf, sich 
seinen dringenden Mahnungen anzuschliessen, der König möge von 
seinen Massnahmen gegen den polnischen Handel Abstand nehmen 
und die dem freien Verkehr der Stadt Danzig bereiteten Hinder- 
nisse aus dem Wege räumen; nur so könne er es vermeiden, die 
Feinfiihligkeit der Zarin zu verletzen oder ihr Vorurteil, ihre Laune 
oder wie sonst man jene Begünstigung der Polen nennen wolle, 
zu reizen. — Hieraus geht hervor, dass am 13. nicht nur Panin 
seinem Unmut über Russlands tatenlose Politik Luft gemacht hat, 
sondern dass ofTenbar auch Katharina Anlass genommen bat, ihre 
persönlichen Klagen über den König von Preussen ihrem Minister 
kundzugeben. Solms hätte gern näheres erfahren über den mut- 
masslichen Zeitpunkt des russischen Eingreifens; aber Panin äusserte 
nur, sobald man in dieser oder jener Richtung Gewissheit habe 
über das künftifre Verhältnis zur Pforte, werde man die nötigen 
Vorbereitungen treffen, um sich für Preussen zu erklären und auf 
die deutschen Angelegenheiten einzuwirken. Dadurch wurde freilich 
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die Hoffnung, welche Panins Mitteilung bei Solms wachgerufen 

hatte, erhebh'ch beeinträchtigt®). 

Indes schien zu nächst alles sich giinstii^er zu gestalten, als 
Solms zu hoffen gewagt hatte. Seitens des Kabinettsministeriums 
war sogleich nach dem Abbruch der diplomatischen Heziehungen 
zu Österreich das von Hertzbcrj^^ verfasste Expose des motifs ^) an 
die mit Freussen in näherer Verbindung stehenden Höfe abgeschickt 
worden, welches eine klare und ausfuhrliche Darlegung des bisherigen 
Verlaufs des bayrischen Erbfolgestreits zwischen den beiden deutschen 
Mächten gab. Die Zarin, die staatsrechtliche Auseinandersetzungen 
liebte, hatte durch Solms und Panin die Schrift erhalten und an 
ihr soviel Gefallen gefunden, dass sie zu Panin gesagt haben soll: 
iWenn ich nicht die Verbündete des Königs von Preussen schon 
wäre, so würde ich dadurch Lust bekommen es jetzt zu werden.« 
Auch hiervon benachrichtigte der Minister den Grafen Solms, 
allerdings noch immer vertraulich, und sagte ilitn überdies, welche 
Art des Vorgehens am 13. Juli zwischen ihm und der Kaiserin 
vereinbart worden sei; sobald nämlich die Assoziation der Reichs- 
stände den Schutz und die Hülfe der Zarin angerufen haben werde 
— was König Friedrich nunmehr in Anregung bringen möge — • 
werde die Kaiserin, die Berechtigung der vorgebrachten Beschwerden 
anerkennend, deren Vertretung übernehmen und Truppen in die 
polnischen Gebietsteile Österreichs einrücken lassen, um vom Wiener 
Hof Genugtuung für jene zu erlangen; durch eine Verabredung 
könnten die dazu erforderlichen militärischen Bewegungen mit den 
Wünschen des Königs in Einklang gebracht werden. Aber wiederum 
hiess es, dass erst die Entscheidung über Krieg oder Frieden mit 
den Türken abgewartet werden müsse; freilich liess sich ja auch 
die gewünschte Aniufuui^ russischer Hülfe durch die deutschen 
Stände nicht so rasch bewerkstelligen. Anlass zur Verzögerung 
war also genug vorhanden; der Wunsch, den Zeitpunkt fiir das 
Eingreifen selbst nach eigenem Ermessen zu bestimmen, mag für 
diese Vorbehalte der russischen Politik mit massgebend gewesen 
sein. Inzwischen mochte König Friedrich in Petersburg Vorschläge 
machen lassen, wie man am zweckmässigsten Österreich in Polen 
angreife % 

Auch von aussen her kam bald noch ein Anlass zum Zögern. 
Ein Kurier des russischen Gesandten am Wiener Hof, Fürsten 
Galizyn, meldete nämlich, etwa am 26. Juli, die Kaiserin- Königin 
sei geneigt und bereit, dem König von Preussen durch neue Vor- 
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schUge Entgegenkommen zu bezeigen. So lange nun aber noch eine 
Einigung der beiden Rivalen ohne Dazwischenkunft eines dritten 
möglich, sogar nicht unwahrscheinlich war, wollte der russische 
Hof keine Partei nehmen and sich dadutdi Österreich gegenüber 

kompromittieren, ohne doch Prcussen etwas zu nützen. Es kam 

diea dem Grafen Solms um so mehr ungelegen, als er grade g^laubte, 
Aussicht zu haben, dass die beiden ersten Anlässe zur Verzögerung 
sich überwinden Hessen und dass die Zarin alsbald sich am Krieg 
gegen Österreich als selbständige verbündete Macht beteiligen 
werde®). Er wandte sich direkt an Panin, um diesen für die be- 
schleunigte Gewährung der Bundeshülfe zu gewinnen, aber da erfuhr 
er, dass man wirklich auf eine fnedliche Vereinbarung zwischen 
Österreich und Preussen rechne und vor dem Erfolg oder Abbruch 
der neuen Unterhandlung keinen Entschluss fassen wolle; ja, der 
Minister wies jede weitere Beeinflussung seitens des Gesandten 
zurück mit der Aufforderung, man möge ihn handeln lassen, er 
hoffe alles zum besten zu lenken. Aus dieser Unterredung gewann 
Solms den Eindruck, als ob man über die neuen Verhandlungen 
schon deshalb erfreut sei, weil man dadurch einer eigenen Beschluss- 
fassung über das, was geschehen solle, wiederum für einige Zeit 
überhoben werde*®). 

Von dem Leiter der Refricrungsgeschäfte mit seinem un- 
{geduldigen Drängen zurückgewiesen, suchte Solms seinen Einfluss 
an anderen Stellen zur Geltung zu bringen. Das Expose des motifs 
des Ministers Hertzberg Hess er drucken und verteilte die Exemplare 
an einüussreiche Persönlichkeiten in der Hauptstadt und in Moskau; 
mit dem Nachtrag machte er es ebenso. Er wandte sich an Fürst 
Gregor Orlow, der sich offen als Anhänger der preussischen Sache 
bekannte und auch im Staatsrat seine Meinung in diesem Sinne 
geäussert hatte; aber eine Einwirkung auf die Zarin war von ihm, 
dem einst so einflussreichen Günstling, augenblicklich nicht zu er- 
warten. Potemkin, wie jener deutscher Reichsförst, stand wohl mit 
seinen Sympathien auch auf der Seite Preussens, aber Bequemlich- 
keit und Trägheit hatten ihn ausser Verbindung mit den politischen 
Ereignissen gebracht. Mit grosser Lebhaftigkeit nahm dagegen 
sich der Grossfürst-Thronfolger Paul der Sache Preussens an; der 
Gesandte hielt ihn durch Auszüge aus den Berliner Depeschen auf 
dem laufenden, aber politische Betätigung war dem Prinzen von 
der strengen Mutter versagt^*). Immerhin vermochte er vielleicht 
insofern mittelbaren Einfluss auszuüben, als Panin sein Erzieher 
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war und ihn herzlich liebte, so dass mi^Hcherweise die Beftir- 
wortang des Thronfolgers den leitenden Staatsmann zu tatkräftigerem 
Handeln veranlassen mochte. Unter diesen Umständen konnte selbst 

eine Erkrankung des Grafen Solms kaum der Sache des Königs 
nachteilig sein; was er Panin zu sagen hatte, teilte er schriftlich 
mit; es bestand im wesentlichen aus den von Berlin oder aus dem 
königlichen i t-ldlac^er einlaufenden Nachrichten über die Sendung 
Thuguts"). Schlimmer war es dann freilich, als Panin krank wurde, 
der einzige Mann, der die deutschen Dinge genauer kannte und 
sie der Zarin klar machen konnte; aber dieser Zwischenfall war 
rasch beseitigt» da der Minister bald wieder genas'*). So konnte 
ihm denn Solms den Wunsch des Königs vortragen, dass Russland 
entweder eine kraftvolle Kundgebung an den Wiener Hof richte, 
um diesen dahin zu bringen, dass er die preussischen Vorschläge 
zur Herbeiführung des Friedens annehme, oder dass es 6000 Ko- 
saken abschicke, um in den österreichischen Erblanden Schrecken 
zu verbreiten und Kaiser Joseph dem i'Mcdcn geneij^lcr /u niachen*^). 
Panin aber lehnte es ab, hicrv^on der Zarin überhaupt ;\iitteilung 
zu machen, da sie von dem Erfolg der Friedcnsunterhandlung völlig 
uberzeugt sei und zürnen werde, wenn man ihr mit Vorschlägen 
käme, die auf entgegengesetzter Voraussetzung beruhten. Dagegen 
versprach er, über dies alles Bericht zu erstatten, sobald die Unter- 
handlung scheitere und der König die österreichischen Anerbietungen 
in Petersburg bekannt mache; dann werde er auch auf die Aus- 
fubrung des früher schon gefaasten Entschlusses zur Hülfeleistung 
dringen können^^). 

Während so der Vertreter Preussens sein möglichstes tat, um 
die Sache seines Herrn zu fördern, wechselten die Stimmungen im 
Feldlager des Königs ziemlich rasch. Friedrich wollte nicht glauben, 
dass die Verstimmung der Zarin gegen ihn von seinem Verhalten 
in der polnischen Frage herrühre, er argwöhnte geheime öster- 
reichische Ränke uiul konnte den Verdacht nicht loswerden, dass 
zwischen Wien und Petersbiirtj^ tme ilim verborgene Abmachung 
bestehe. Doch hoftte er noch auf eine günstige Wirkung des 
Schreibens seines Bruders an Katharina. Als er aber .dann noch 
immer nichts von einer solchen Wirkung verspürte, schrieb er an 
Solms, er solle die Frage der russischen Hülfeleistung jetzt ganz 
fallen lassen und Panin kurz mitteilen, der König fordere gar nichts 
mehr von seinem Verbündeten, um ihn nicht in dem befürchteten 
Türicenkrieg zu behindern; danach solle er grösste Zurückhaltung 

18* 
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beobachten und nur scharf die Beziehungen des russischen Hofes 
zum kaiserlichen Gesandten überwachend^). Da kam der Bericht 
des Grafen Solms vom 21. Juli über die scheinbare Wendung der 

russischen Politik, die durch den Brief des Prinzen Heinrich an die 
Zarin und die infolgedessen geschehene Aussprache Katharinas mit 
Panin hervorgerufen war. Der König war darüber um so mehr 
erfreut, als er nicht mehr darauf i>-ererhnet hatte; aber es blieben 
ihm Bedenken, ob die günstige Stmimung anhalten werde; sein 
Argwohn hatte ihn in der Tatsache, dass.Thugut zweimal als 
russischer Sekretär Galizyns gereist war und zwei Schreiben der 
Kaiserin - Königin unter Galizyns Siegel überbracht hatte, einen 
neuen Beweis für das vermutete russisch-österreichische Einvernehmen 
erkennen lassen, — wovon ihn dann allerdings die Depesche des 
Grafen Solms abbrachte^^). Während er aber dem Grafen Panin 
seinen Dank aussprechen Hess für seine Bemühungen zugunsten 
der preussischen Sache, konnte er seinen Ministem die Verlegenheit 
nicht verhehlen, in die ihn die Bereitwilligkeit der Zami zur Heistands- 
leistung gegenwärtig versetze; er fürchtete nämlich, Katharina werde 
sich beleidigt fühlen, wenn er srrade in diesem Augenblick sicii mit 
Osterreich verständige, ohne wenigstens die österreichischen Anträge 
vor ihrer Annahme dem russischen Hofe vorgelegt zu haben' 
Aus dieser Auffassung heraus mögen die Österreichischen Vorschläge 
zu einer Verständigung dem König weniger annehmbar erschienen 
sein, als es sonst vielleicht der Fall gewesen wäre; und die Gewiss- 
heit der russischen Unterstützung, die Österreich dem Frieden ge- 
neigter machen sollte, mag grade umgekehrt den König von Preussen 
der Verständigung, wenigstens in diesem Augenblicke, abgeneigter 
gemacht haben. 

Nun ist natürlich auch nicht mehr von dem Verzicht auf russi- 
schen Beistand die Rede; der König empfiehlt vielmehr wieder einen 
russischen Angrift' auf die österreichischen Besitzungen in Polen, wo 
alsbald die ganze Bevölkerung sich gegen Österreich erheben werde ; 
er wünscht, dass die russischen Operationen noch vor Anfang 
Oktober beginnen, denn bis dahin kann er die Österreicher be- 
schäftigen und verhindern, dass sie nach Galizien Truppen detachieren ; 
aber er kennt auch die Langsamkeit der Russen und bezweifelt, 
ob er überhaupt noch vor dem kommenden Frühjahr auf tätigen 
Beistand werde rechnen können ; um wenigstens für den Augenblick 
aus der günstigen Stimmung des Verbündeten Nutzen zu ziehen, 
soll Solms dafür sorgen, dass möglichst bald eine Erklärung in 



Digitized by Google 



»97 



Wien ab^^egebcn werde, wonach Russland sich zur Ualerstutzung 
Preussens entschlossen habe^"). 

Die Vermutung, dass die Russen auch jetzt wieder mit der 
gewohnten Langsamkeit \ orwiirts gehen würden, sah Friedrich schon 
in der Depesche des Grafen Solms und in dem Antwortschreiben 
Katharinas an Prinz Heinrich bestätigt. Dies war ihm um so pein- 
licher, als er angesichts der starken feindlichen Aufstellung hinter 
der oberen Elbe bei Jaromir jetzt schon kaum mehr eine Aussicht 
auf £rfolg eines direkten Angriffs zu haben glaubte und eine 
günstige Wendung des l^eldzugs fast allein von einer russischen 
Diversion in Galizien erwartete**). Der Abbruch der Unterhand- 
lungen mit ThuguL werde, so hoffte er, die Tätigkeit Panins an- 
regen und auch die Zarin zu einem rascheren l'^ntscliluss bestimmen--). 
Was in seinen Kräften stand, wollte er zur Beschleunigung bei- 
tragen; er versprach Solms, sein möglichstes zu tun, um die deut- 
schen Fürsten zur Anrufung Russlands und zum Abschluss einer 
Kreisassoziation zu bewegen; allerdings konnte er auch jetzt nur 
für den Erfolg seiner Bemühungen bei Kursachsen, Mecklenburg 
und Zweibrücken, dem niedersächsischen Kreis und allenfalls noch 
bei Hannover sich verbürgen"). Aber wenigstens sollte Asseburg 
aus Regensburg berichten können, dass Preussens Bestrebungen auf 
eine allgemeine Anrufung Russlands gerichtet seien. 

Die gehegte Erwartung, der Abbruch der Unterhandlung mit 
Thugut werde seiner Sache förderlich sein, erfüllte sich zunächst 
auch nicht in dem irewünschten Masse, Denn von dem h\irsten 
Galizyn war aus Wien ein auf Ausscruni^en des Staatskanzlers sich 
stützender Bericht über diese VerhaiKHun<;en ein<^claurcn, der zeigte, 
dass der König selber durch die ganz unerwartete Sendung eines 
unannehmbar scheinenden Vertragsentwurfs nach Wien die Lage 
verwirrt habe, nachdem eben Thuguts Bericht über seinen Empfang 
bei dem König und dessen entgegenkommende Gesinnung begrün- 
dete Hoffnung auf das Zustandekommen der Vereinbarung wach- 
gerufen hatte. Panin wollte hierin mindestens einen taktischen Fehler 
des Königs erkennen, denn er sah richtig voraus, dass man jetzt 
die Schuld an dem Abbruch der Unterhandlung auf den König 
wälzen und ihm Abneigung gegen eine friedliche Schlichtung des 
Streites vorwerfen werde^^). Solms, der gar keine näheren Mit- 
teilungen über den Gang der Unterhandlungen erhalten hatte — 
die Kaiserin-Königin hatte den König um deren Geheimhaltung 
gebeten — suchte das Verhalten seines Herrn zu rechtfertigen, uiine 
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indes zu wissen, ob die von ihm dafür vorgebrachten Beweggründe 
wirklich massgebend gewesen seien. Er war in grosser Verlegen- 
heit, da von österreichischer Seite das Geheimnis keineswegs ge- 
wahrt wurde; Graf Kaunitz gab dem russischen Hof in einer osten- 
siblen Depesche Kenntnis von dem Verlauf und stellte amth'ch den 
Antrag, die Zarin möge die letzten Forderungen der Kaiserin-Königin 
bei dem König von Preussen befürworten. Panio gab hiervon dem 
preiissischen Gesandten Kenntnis und ersuchte ihn, seinem Herrn 
zu melden, es sei der Wunsch der Zarin, dass der König nunmehr 
auch seinerseits der Kaiserin-Königin entgegenkomme; er fugte hinzu, 
dieses Ersuchen sei als eine amtliche Willensäusserung der russischen 
Regierung aufzufassen. Dieser, Solms jedenfalls ganz unerwartete 
Schritt ist wohl als ein Zeichen anzusehen, dass man von dem bisherigen 
Schweigen des Alliierten über die Thugutsche Verhandlung unan- 
genehm berührt war. Für die Forderung der Hülfeleistung war diese 
Gereiztheit natürlich nicht von Vorteil. Immerhin konnte Solms 
wenigstens melden, er glaube, der Entschluss, Preussen bei Fort- 
dauer des Krieges zu unterstützen, sei nicht umgestossen; in der 
Öffentlichkeit werde diese Kntschliessung bereits vermutet; man be- 
rate über die Art der Hülfeleistung ; aber bestimmte, greifbare 
Zusicherungen, auf die es dem König allein ankam, erhielt der Ge- 
sandte nicht. Panin erörterte wohl mit ihm die Möglichkeit einer 
russischen Diversion nach Österreichisch-Polen und Ungarn; und 
Potemktn versprach dafiir zu wirken, dass die Unterstützung bald 
gesendet werden wobei er angelegt ndich empfahl, der König mc^e 
ein Handschreiben an die Zarin richten ; er wiederholte diesen Rat 
so oft und versprach mit solcher Bestimmtheit eine gute Wirkung 
dieses Schrittes, dass Solms den Eindruck gewann, die Kaiserin 
erwarte geradezu ein solches Schreiben, zumal ihm bekannt war, 
dass sie jedesmal eifersüchtig wurde, wenn Friedrich an den Gross- 
fürsten- Thronfolger schrieb"""'). Durch diese bald hoffnungsvoll, 
bald wieder ungünstig klingenden Berichte seines Gesandten wurde 
der König fortwährend von einer Stimmung in die andere geworfen 
und gradezu auf die Folter gespannt; so schrieb zum Beispiel Solms 
am 4. September, Fanin habe ihm gesagt, die Zarin werde nicht 
einfach als Verbündete Preussens, sondern als selbständige Macht für 
sich vorgehen; vier Tage später aber meldete er, Katharina, gezwungen 
ganz allein auf ihre dgene Verantwortung zu handeln, zögere mit 
der Entscheidung; und Panin sei zu wenig tätig, um ihr die Ent* 
Scheidung zu erleichtem, erwarte vielmehr noch dnen besonderen 
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Anstoss in Gestalt eines preussischen I lülfcf^fesuchs. Und wenn 
Solms nun ungeduldig wurde und bei der Kaiserin selber auf be- 
schleunigte Entscheidung dringen wollte, mahnte ihn Panin davon 
abzustehen, wenn die Monarchin nichts von der Sache hören wolle, 
um nicht ihre gute Stimmung zu verderben**). Aber dem wider- 
sprach Panin nicht, dass der Gesandte weiter, wie in der letzten 
Zeit, der Zarin Auszüge aus den Depeschen seines Herrn zugehen 
Hess; diese Massregel hatte endlich die gewünschte Wirkung: Katha- 
rina las die Schriftstücke und entwarf nun einen Plan, wobei sie 
sich auf deren Inhalt stützte; in einer Besprechung mit Panin wurde 
er dann in seinen Grundzügen festgelegt. Danach sollte die russische 
Intervention eingeleitet werden nicht durch militärisches Eingreifen, 
sondern durch eine kraftvolle Kundgebuncf an den Wiener Hof, 
des Inhalts, dass man seine Ansprüche auf Bayern als wohlbegründet 
nicht anerkennen könne, dass er deshalb ihnen entsagen, sowie nicht 
länger die Ruhe Deutschlands durch den Krieg gegen Preussen 
stören solle. Gleichzeitig sollte diese Erklärung den Höfen von 
Versailles,' London, Stockholm und Kopenhagen mitgeteilt und damit 
das Ersuchen verbunden werden, die Vorstellung Russlands in Wien 
diplomatisch zu unterstutzen. Erst für den Fall, dass diese 
freundschaftlichen Mahnungen in Wien kein Gehör finden würden, 
wurde militärisches Vorgehen gegen Österreich geplant. Panin be- 
eilte sich von dieser günstigen Entschlicssung dem Gesandten un- 
verzüglich Mitteilung zu machen. Solms wird indes kaum darüber 
erfreut gewesen sein, denn den Vorschlag einer kräfti<^en Deklaration 
in Wien hatte der König — am 20. August — nur gemacht als 
Notbehelf Xür den Fall, dass es nicht möglich sein werde, Russland 
binnen kurzer Frist zu militärischem Einschreiten zu bringen; aber 
er wird wohl gute Miene dazu gemacht haben, wie er es auch in 
seinem Bericht an den König tut, indem er sich die Grunde für das 
geplante russische Vorgehen scheinbar völlig aneignet Denn er 
stellt als Tatsache hin, was die Russen behaupten, dass einer- 
seits der vorliegende Fall, nämlich der, dass Preussen für die Er- 
haltung der Reichsverfassung gegen Österreich Krieg führen müsse, 
im Bündnisvertrag nicht vorgesehen sei ; dass andererseits der vor- 
gesehene Fall der Bedrohung preussischen Gebiets augenblicklich 
nicht vorliege; nicht auf die Allianz mit Preussen stütze sich also 
das Vorgehen Russlands, sondern auf die Erkenntnis, dass der König 
eine gerechte Sache verfechte, und dass es notwendig sei, die Be- . 
strebungen für die Erhaltung der deutschen Reichsverfassung zu 
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unterstützen und zu fördern; es sei somit als ein durchaus freiwilliges 
anzusehen-'). Es ist wahrscheinlich, dass Solms dem Grafen Panin 
sofort bei der Mitteilung dieser Entschliessung gesagt hat, ohne 
militärische Massnahmen, wenn auch zunächst rein vorbereitender 
Natur, werde man schwerlich m Wien Eindruck machen ; aber die 
Zarin und ihr Minister glaubten zunächst ganz davon absehen zu 
können, da sie sich schon von der Deklaration allein die gewünschte 
Wirkung versprachen'"); und in dieser Erwartung Hessen sie sich 
auch fürs erste nicht irre machen. 

Als bald darauf Solms im Auftrag des Königs die preussische 
Antwort auf die nach dem Abbrach der Braunauer Unterhandlung 
erfolgten Vorstellungen des französischen Ministeriums mitteilte, 
worin es hiess, sein Herr werde ebensowenig einer französischen 
wie einer russischen Vermittlung widerstreben, fühlte man sich in 
Petersburg sehr geschmeichelt; und zugleich scheint die Aussicht 
auf eine Vermittlung Frankreichs dazu beigetragen zu haben, Russland 
zu rascherem Handeln zu bewegen. Denn am 22. September konnte 
bereits Solms die ihm von Panin im t^ntwurf mitgeteilte Deklaration 
als so befriedigend abgefasst bezeichnen, wie man es von einer 
befreundeten, zu Dienstleistungen geneigten Macht nur verlangen 
könne; die dem König mitgesandte Inhaltsangabe sollte dies beweisen. 
Dagegen scheiterte ein neuer Versuch, eine militärische Diversion 
zur Erleichterung der ungünstigen Lage der preussischen Armee 
in Böhmen zu erwirken, und Panin raubte ihm jegliche Hoffnung 
auf Erfolg solcher Bemühungen durch die Erklärung, wenn man 
Ratschläge gebe und Vorstellungen mache, sei es unpassend, gleich- 
zeitig gewaltsame Mittel anzuwenden, um jenen Nacj^idruck zu 
verleihen. Indessen gab Panin die bestimmte Zusiclierung, wenn 
der Wiener Hof sich nicht im guten füge, w erde die Zarin sich 
nicht beschränken auf die im AUtanzvertrag festgesetzte Unterstützung 
ihres Bundesgenossen, sondern vorgehen sowohl als Alliierte wie 
auch als selbständige kriegführende Macht ''^). 

Ganz ohne Einfluss scheinen aber doch die immer wiederholten 
Vorstellungen des^ Grafen Solms nicht geblieben zu sein, denn auf 
Panins Rat entschloss sich Katharina nunmehr, Massregeln zu erwägen, 
welche der Deklaration noch ein besonderes Gewicht geben und 
zugleich die Möglichkeit militärisdien Einschreitens vorbereiten 
sollten für den Fall ungenügender Wirkung der geplanten Vorstellung; 
sie genehmigte nach einigem Bedenken des Ministers Vorschlag, 
einen General zu König P riedrich zu schicken, um die zweckmässigste 
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Art einer russischen Diversion festzustellen und über deren Aus- 
führung Vereinbarungen zu treffen. Die Deklaration selber erlitt 
dadurch allerdings einige Verzierung; es bedurfte eines neuen 
äusseren Anstosses, um die Zarin zur Vollziehung dieser Akte zu 
bewegen. 

König Friedricli, in dem Verlangen, nichts unversucht zu lassen, 
was ihm zur Erlan^rung russischen Beistands geeignet schien, hatte 
sich entschlossen, Potemkins Rat zu befolgen: am 13. September 
hatte er an Katharina ein Schreiben gerichtet, worin er wohl sein 
Verhalten bei der Unterhandlung Thuguts klarlegte^''). Dieses 
Schreiben traf am 25. September in Petersburg ein; und an dem- 
selben Tage sandte Katharina die Deklaration, die seit fiinf Tagen 
ihrer Unterschrift harrte, vollzogen an Panin. Damit war ein grosser 
Schritt vorwärts getan. Gleichzeitig mit dieser erfreulichen Tatsache 
erfuhr Solms, dass als Abgesandter der Zarin Fürst Nikita Repnin 
in Aussicht genommen sei, der sich in einigen Wochen ins Feld- 
lager des Königs begeben sollte zur V^erabredung gemeinsamer 
Operationen für den Kall, dass sie nötig werden würden; er glaubte, 
mit dieser Wahl könne der König wohl zufrieden sein 

Betrachten wir nun das Verhalten Österreichs zu Russland seit 
dem Beginn der Feindseligkeiten. 

Am 13. Juli sandte der Staatskan/.lcr an seinen Sohn die 
Nachricht, dass die Kaiserin-Königin Tiiugut ins preussische Feld- 
lager abgeschickt habe zur Anknüpfung neuer Verhandlungen; da 
Thugut von dem Fürsten Galizyn mit einem Pass versehen war 
und als dessen Sekretär reiste, war anzunehmen, dass die russische 
Regierung alsbald von dem neuen Versuch, zu einer Verständigung 
zu gelangen, unterrichtet sein werde. Da jedoch der König von 
Preussen um strengste Geheimhaltung gebeten worden war, sollte 
mehr als die nackte Tatsache in Petersburg nicht mitgeteilt werden. 
In Wien Hess man ja selbst Breteuil im unklaren über das, was 
vorging, wie wir gesehen haben, sodass dieser anfangs vermutete, 
Thugut gehe nach Petersburg und werde durch Vermittlung der 
Zarin neue Friedensvorschläge an den König von Preussen gelangen 
lassen^*); als dann Kaunitz von dieser Vermutung des ßotsciiaiiers 
hörte, machte er ihm endlich genauere Mitteilungen über die Auf- 
träge Thuguts und erklärte zugleich das Gerücht, die Zarin beschäftige 
sich damit, eine Annäherung zwischen Österreich und Preussen 
herbeizuführen, für unbegründet^^). Erst nachdem der König von 
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Preussen seinen schriftlichen Friedensentwurf übersandt hatte, der 
für Österreich sehr ungünstij^ erschien, und Maria Theresia darauf 
den beiderseitigen Verzicht auf jeghchen Gebietszuwachs v(3r- 
geschlagen hatte, erhielt Graf Kaunitz wieder amtliche Nachricht 
von dem Stand der Dinge; man erachtete sich, nachdem die ganze 
Unterhandlung, Berichten aus Petersburg zufolge, pessima fide 
preussischerseits verraten worden sei'^), nicht mehr für an die Ge- 
heimhaltung gebunden. Er sollte jetzt den neuen Verzichtsvorschlag 
dem Grafen Panin vorlegen und dessen Vorzüge hervorheben, ganz 
besonders aber die Uneigennützigkeit der Kaiserin • Königin ins 
glänzendste Licht stellen und den Minister alsdann auffordern, er 
möge die Annahme des Vorschlags in Berlin nachdrücklich be- 
fürworten. Die Dcpesclic iiaUc denselben Wortlaut wie das Schreiben 
an Mercy, abgesehen von den durch die Adressaten und ihre 
Stellung bedinjrten Änderungen'*''). Also eine besondere Anweisung 
seines Sohnes, des Gesandten in i'etersburg, erachtete Kaunitz 
oftenbar nicht für nötig. Die Frage, welche Haltung Russland 
gegenüber zu beobachten sei, warf der Staatskanzler erst auf, als 
Thugut nach völligem Misslingen seiner Bemühutigen nach Wien 
zurückgelcehrt war und es sich darum handelte, eine Art Programm 
für die fernerhin zu befolgende Politik festzustellen. Er be- 
antwortete sie in einem Vortrag an die Kaiserin-Königin dahin, dass 
man suchen müsse, von Russland nicht nur genaueste Neutralität 
zu erlangen, sondern auch jeden Einspruch gegen das, was Öster- 
reich in Polen plane, im voraus hintanzuhalten. Allerdings glaubte 
er nicht, dass dies Ziel ohne Nachhülfe durch »namhafte Ver- 
ehrungent zu erreichen sein werde. Und wenn auch aut diese Weiae 
vielleicht eine ausdrückliche Neutralitätserklärung nicht erwirkt werden 
könne, so wäre mindestens eine stillschweigende tatsächhche Neu- 
tralität anzustreben und zu fordern, dass Russland dem König von 
Preussen gegenüber sich aller möglichen Ausflüchte bediene und 
etwa sich so verhalte, wie Frankreich gegenwärtig zu seinem Bundes- 
genossen Österreich. Kaunitz sah eine grosse Gefahr für Österreich 
in Polen, wo Russland es leicht zur Bildung einer starken Kon- 
föderation gegen Österreich bringen könne, die mühelos dch Ga- 
liziens bemächtigen und die Grenzen Ungarns und Siebenbürgens 
bedrohen werde. Umgekehrt könne aber auch Österreich mit still- 
schweigender Duldung Russlands dort eine Konföderation gegen 
Preussen gründen, oder doch mit Erlaubnis des Polenkönigs 
wenigstens Truppen werben. 
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Bemerkenswert ist indes, dass Kaunitz, da er von der Mediation 
spricht, RuRsland nicht erwähnt, im Gegenteil ausdrücklich hervor- 
hebt, dass eine Vermittlung' nur c!em französischen Hofe aufgctrac^en 
werden könne^^). Trotzdem aber hoffte er, dass Russland nach 
Eingang der Nachrichten über den Abbruch der Unterhandlungen 
mit Thugut in Berlin im Sinne des Friedens vorstellig; werde; und 
in der Tat meldete sein Sohn, die Kunde von der Beschränkung 
der österreichischen Ansprüche sei günstig aufgenommen worden; 
er rechnete darauf, dass die russischen Mahnungen etwa gleich- 
zeitig mit dem Schreiben des französischen Ministeriums an Gaussen 
in Berlin eintreffen und schon dadurch ihre Wirkung nicht verfehlen 
würden*'). 

Nun erfolgte am 5. September die preussische Antwort an 

den französischen Geschäftsträger; durch sie wurde die Idee einer 
gemeinsamen VernnlLlutig Frankreichs und Ru^rtlaiids wachgerufen. 
Der Ilof von Versailles erklärte sein Einverständnis damit, wollte 
sich jedoch nicht bindend äussern, bevor er wusste, wie man in 
Wien darüber denke'"'). In Wien hatte man ebenfalls gegen die 
Teilnahme Russlands an der Vermittlung nichts einzuwenden ; die 
Unterredung mit Breteuil am 24. September veranlasste im Gegen- 
teil das bereits erwähnte Ersuchen um russische Mediation in der 
Weisung an Graf Kaunitz vom 27, September, das sich dann 
kreuzte mit der russischen Deklaration. 
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Sechstes Kapitel. 

Die russisch -französische Vermittlung. 



Am 2. Oktober 1778 tat die russische Regierung endlich den 
ersten Schritt, der als eine Parteinahme für ihren Verbündeten an« 
zusehen war und auch so angesehen werden sollte: sie erliess jene 
Deklaration» die nachher in der Tat den Anstoss zur Anknüpfung 
ernsthafter Friedensverhandlungen gegeben hat. Die Zarin hebt in 
dieser Kundgebung hervor, dass ihr Standpunkt gegenüber der jetzt 
eingetretenen kriegerischen Verwicklung Österreichs mit Prcussen 
ein wesentlich anderer sei als gegenüber der bisher vorhandenen 
blossen Meinungsverschiedenheit der beiden Höfe, deren friedliche 
Beilegung sie erhofift und erwartet habe. Ihre freundschaftlichen 
Bezielningen zu den Reichsfürsten, vor allem das enge Bündnis mit 
Prcussen gestatteten ihr nicht länger, sich jeghchen Urteils über die 
Rechtsansprüche auf die bayrische Erbfolge zu enthaken; vieUiiehr sehe 
sie sich jetzt veranlasst, ihrer Verwunderung darüber Ausdruck zu 
geben, dass Österreich Ansprüche, an die jahrhundertelang niemand 
gedacht und die nicht einmal der Westfälische Frieden erwähnt habe, 
neuerdings geltend mache und zwar im G^ensatz zu jenem Friedens* 
vertragt der doch die Grundlage der Reichsverfassung bilde; femer 
müsse sie offen sagen, dass die Art, wie dies geschehe, in schrofiem 
Widerspruch zu jenem Friedensschlüsse stehe, und dass schliesslich 
der Krieg, in dem Österreich seine Forderungen durchsetzen wolle, 
die Reichsverfassung in die grösste Gefahr bringe; der Umsturz 
der Reichsverfassung aber werde eine starke Erschüttei ung bei den 
Nachbarstaaten hervorrufen, das europäische Gleichgewicht stören 
und so auch auf Russland einwirken; diese Eventualität rechtzeitig 
ins Auge zu fassen, sei die Ptiicht eines guten und weisen Staats- 
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Oberhaupts. Demgemäsa richtet nun die Zarin von neuem an die 
kaiserlichen Majestäten die Aufforderung, den Unruhen im Reiche 
ein Ende zu machen durch eine Verständigung mit Preussen und 
mit den anderen Beteiligten über eine den Reichsgesetzen ent- 
sprechende frcuadschailliche Regelung der ganzen bayrischen lub- 
folgeangelegenheit. Sollte ihr Vertrauen auf die Mässigung der 
kaisedichcn Majestäten sich aber als nnbrcrriindet erweisen, so werde 
sie nicht länger dem deutschen Krieg zusehen, sondert! c rwa^en, 
was sie ihrem eigenen Staate und den befreundeten Fürsten, die 
ihren Beistand angerufen haben, sowie besonders ihrem Alliierten 
schuldig sei. 

Diese Erklärung sandte Panin dem russischen Vertreter in 
Wien zur Übermittlung an den Fürsten Kaunitz; ein B^lettschreiben 
wies Galizyn noch auf einige Gesichtspunkte hin, die zur Be^ 
urteilung der Lage und des Schrittes seiner Regierung von Bedeutung 
sem konnten. Darin stellt Panin, in Übereinstimmung mit dem 
König von Preussen, sich auf den Standpunkt, dass die branden- 
burgischen Ansprüche auf die fränkischen M u IcL^rafschaften anders 
zu beurteilen seien als die österreichischen Ansprüche auf Bayern. 
Bei der Beurteilung der bayrischen Streitfrage geht die russische 
Regierung zurück auf den ersten Anlass zum Konflikt. Auf eine 
Erörterung der Ansprüche des Kaiserhofs will sie sich zwar nicht 
einlassen, aber sie stellt als Tatsache hin, dass deren Anerkennung 
durch den KuHiirsten von der Pfalz, die so rasch und doch offen- 
bar unter dem Druck der österreichischerseits zur Besitzergreifung 
getroffenen militärischen Massregeln erfolgt sei, ' sämtliche Reichs- 
stände in Bestürzung versetzt habe. Die Folge davon sei gewesen, 
dass mehrere Stände sich an den König von Preussen gewendet 
hätten, und fiir diesen habe sich daraus die Notwendigkeit zu 
Rüstungen ergeben ; deshalb sei es für ihn jetzt, da die Armeen 
marschierten, unmöglich, die Waffen aus der 1 land zu legen, ehe 
er nicht die Gewissheit habe, dass denjenigen, die ihn angerufen, 
eine gebührende Genugtuung werde^). 

Die Absendung der Deklaration nach Wien verzögerte sich 
bis zum 4. Oktober, da sie gleichzeitig auch an die Höfe von 
Versailles, London, Kopenhagen und Stockholm, sowie an die 
Reichsversammlung in Regensburg abgehen sollte.. In den im 
wesentlichen gleichlautenden Begleitschreiben werden die russischen 
Vertreter im Ausland ermächtigt, bei Übergabe des Aktenstücks 
mündlich zu erklären, dass die Zarin bei längerer Dauer des Krieges 
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aus ihrer bisherigen Zurückhaltung heraustreten müsse; ide hofie 
aber doch noch immer, dass sich eine freundschaftliche Verständi- 
gung herbeiführen lasse, und stelle das Ersuchen, man möge ihr 

Vorgehen auf diplomatischem Wege in Wien unterstützen-). 

Am 2. Oktober berichtete Graf Solms dem König, die De- 
klaration der Zarin Hege fertig in der Staatskanzlei, doch sei ihm 
die endgültij^c Fassung noch nicht bekannt. Besonders befriedigt 
war er davon» dass trotz der geplanten Kundgebung die militärischen 
Vorkehrungen nicht ins Stocken gerieten, dass man vielmehr in der 
Voraussetzung, man werde mit Worten allein nicht zum Ziel kommen, 
sich rüstete, um im nächsten Frühjahr mit den Waffen in der Hand 
in Aktion zu treten ; dass ferner Besprechungen zwischen Katharina, 
Potemkin und Fürst Repnin stattfanden, um den Operationsplan und 
die Truppenzahl festzustellen'). 

In der Zwischenzeit war die Meldung des Grafen Solms von 
der bevorstehenden russischen Erklärung an den Wiener Hof im 
1 eldlager angelangt und hatte i iiedrich, der die Ankündigung 
tatsächlichen Beistands erwartete, eine arge Enttäuschung bereitet. 
So wie er die österreichische Diplomatie kannte, nahm er an, dass 
sie diesen Schritt des russischen Hofes zum Ausgangspunkt einer 
langwierigen und weiÜäufigen Unterhandlung mit den Russen machen 
und dadurch deren aktive Beteiligung am Krieg zunächst hinaus- 
schieben, schliesslich ganz hintertreiben werde. Aber auch wenn 
er selbst nun Russlands Gewährleistung für Schlesien und somit den 
Beistand der verbündeten Macht auf Grund des casus foederis an- 
rief, da Schlesien jetzt vom Einfall des ui^arischen Landesaufgebots 
bedroht sei, glaubte er doch nichts zu erreichen, denn seiner An- 
sicht nach erfüllte Katharina zwar ihre Verpflichtungen gegen Öster- 
reich regelmässig aufs genaueste, auch wenn sie damit ihrem Ver- 
biindeten scliadctc, sobald aber, wie jetzt, die Allianz mit i^reussen 
praktisch werden sollte, suchte sie Ausflüchte. Immer .stärker wurde 
sein Verdacht, dass zwischen Wien und Petersburg geheime Ver- 
abredungen getroften seien^); in der Absicht Katharinas, an den 
Prinzen Heinrich zu schreiben, sah er ein Zeichen, dass sie ihm 
persönlich, wenn auch ohne stichhaltigen Grund, grolle, und dies 
bestärkte ihn wiederum in der Auffassung, dass auf das russische 
Bündnis kein Verlass mehr sei*). Er wollte nun nur noch das Er- 
gebnis seines erneuten formlichen Gesuchs um allianzmässigen Bei- 
stand abwarten; war auch dieses unbefriedigend, so gedachte er 
gleich nach Übergabe der russischen Erklärung in Wien von der 
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französischen Vermittlung Gebrauch zu machen und sich mögKchst 
gut aus der Sache zu ziehen, auch auf die Reichsstände keine Rück- 
sicht mehr zu nehmen*). Einstweilen liess sich eine Entscheidung 
über das fernere Verhalten noch nicht treffen; noch immer war ja 
die Möglichkeit vorhanden, dass Russland doch ein militärisches 
Vorgehen plane, wenn seine Deklaration nicht sofort von Erfolg 
begleitet sei ; jedenfalls war bei dieser Sachlage für die preussische 
Diplomatie grösste Vorsicht geboten. Eine Aufforderung an Frank- 
reich in demsclhon Sinne zu wirken wie Russland, koiuite indes 
nichts schaden; daher erging am 3. (Oktober an Goltz die Weisung, 
den Ministern als Zeichen besondern Vertrauens Mitteilung zu machen 
von der bevorstehenden russischen Deklaration, die eine deutliche 
und nachdrückliche Mahnung zum Frieden enthalte, und sie auf- 
zufordern, den günstigen Augenblick zu benützen zur Beteiligung an 
der Vermittlung und zur Beeinflussung des Wiener Hofes^j. König 
Friedrich rechnete darauf, man werde in Versailles die Gelegenheit 
zu neuen ernsten Vorstellungen an den verbündeten Hof bereit- 
willig ergreifen, und das Ergebnis werde sein ein von Russland und 
Frankreich gemeinsam garantierter Friede^. 

In jedem Falle war vorauszusehen, dass in nächster Zeit, sei 
es unter russischer, sei es unter französischer Vermittlung, neue 
Unterhandlungen angeknüpft würden ; deshalb erhielten die beiden 
Kabinettsminister in Berlin Weisung, Vorbereitungen zu tretifen, um, 
sobald erforderlich, nach Breslau iibersiedcln zu können"). 

Aus Solms' Berichten von luidc September ersah Friedrich 
nun aber, dass die verbündete Rc<^ierung seine Zweifel Ijezüglich 
der Wirkung der Deklaration teilte und deslialb Vorkehrungen traf, 
ihn im nächstem Jahr mit Heeresmacht zu unterstützen; mit russi- 
scher Hülfe hoffte er, die Dinge zu einem guten Ende führen zu 
können*^. Eine Besorgnis hatte er freilich, dass nämlich Galizyn, 
der grosse Vorliebe fär den Wiener Hof hegte, seinen Auftrag, 
die Obergabe der Deklaration, zu schonend ausftihren oder den ver- 
fänglichen Einflüsterungen und Beteuerungen der österreichischen 
Staatsmänner zu viel Glauben schenken möchte^^). 

Bevor man in Wien eine Ahnung davon hatte, dass ein diplo- 
matischer Schritt von russischer Seite zu erwarten sei, erhielt der 
kaiserliche Gesandte in Petersburg, Graf Kaunitz, unmittelbar durch 
Panin Kenntnis von der bevorstehenden Euimischung Russlands in 
die deutschen Angelegenheiten; und zwar scheint ihm der Minister 
gleich den Wortlaut der Deklaration mitgeteilt zu haben. Im Ge- 
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spräch mit Panin suchte nun Kaunitz die darin aufgestellten Be- 
hauptungen» soweit sie für Österreich UDgünstig waren, zu widerlegen 
und bestritt insbesondere, dass das preussisch-russische Verteidigungs- 
bündnis für den vorliegenden Fall zur Anwendung kommen könne, 
denn der König von Preussen sei weder in seinen Rechten, noch 
in seinem Besitz, noch in seiner Ehre von Österreich angegriffen 
worden ; vielmehr sei der Wiener Hof der mutwillig angegriffene 
Teil und könne folglich den Beistand seiner Bundesgenossen und 
aller derer, die wirklich an den deutschen Angelegenheiten inter- 
essiert seien, anrufen. Kr bekämpfte die von den Beteiligten ver- 
tretene und von Russland angenommene Auflassung, dass die alter 
Rechte Österreichs hinfällig seien, weil der Westfälische Friedens- 
vertrag ihrer keine Erwähnung tue; und warf die Frage auf, ob ein 
Recht etwa deshalb schlecht sei, weil es alt sei. Es habe sich 
damals bei den Verhandlungen in Münster gar nicht gehandelt um die 
gesamten Rechte der deutschen Reichsstande, sondern nur um Rechte, 
die streitig waren; jetzt aber, darauf konnte er hinweisen, hatten 
grade die Garanten des Westfälischen Friedens erklärt, es liege 
für sie kein Grund vor zur Einmischung. Als ganz unerwartet 
und merkwürdig bezeichnete es Kaunitz, dass Russland die letzten 
österreichischen Angebote an den König von Preussen jetzt un- 
genügend nenne, wahrend es doch selber sie vorher unterstützt und 
als gerecht und hochherzig dem König von Freussen zur Annahme 
empfoiileu, auch bis zum Eingang der ablehnenden preussischen 
Antwort ihm, dem kaiserlichen Gesandten, die zuversichtliche Hoff- 
nung auf ihre Annahme ausgesprochen habe. Panin bestritt, dass 
es sich bei dem Schritt der russischen Regierung um Anerkennung 
des casus foederis oder um eine bestimmte Parteinahme handle; 
was geschehe, entspringe lediglich der Gerechtigkeitsliebe der Zarin 
und ihrem aufrichtigen Verlangen nach Herstellung des Friedens. 
Bemerkenswert ist es, wie Graf Kaunitz den Schritt des russischen 
Hofes auflfasst. Er sieht darin einen Sieg Potemkins über die öster- 
reicbfreundliche Partei, Potemkins, der, vom König von Preussen 
durch hohe Geldsummen gewonnen und durch grosse Versprechungen 
in seiner Eitelkeit geschmeichelt, seinem Wohltater sich dankbar er- 
weisen und gleichzeitig sich dem ganz preussischgesinnten Gross- 
fürsten-Thronfolger annähern wolle. Die Gründe, die russischerseits 
für die Einmischung in die Reichsangelegenheiten geltend gemacht 
würden, bezeichnet Graf Kaunitz als etwa ebenso stichhaltig wie 
die, welche Österreich anführen könnte zur Rechtfertigung einer 
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fnateriellen Unterstützung der Amerikaner in ihrem Kampfe gegen 
England. Trotzdem, meint er, sei es möglich, Russlands irrige 
Ansichten über die deutschen Angelegenheiten erfolgreich zu be- 
kämpfen und die Zarin zur Erkenntnis zu bringen, dass sie in der 
Förderunt^ des, jeglicher Gerechtigkeit, Billigkeit und Staatsraison 
widersprechenden preussischen Vorgehens die Interessen und die 
künftige Sicherheit ihres Reiches gefährde z.um Vorteil ihres ge- 
fährlichsten und bisher gänzlich undankbaren Nachbarn. Die Art, 
wie Panin die ihm schliesslich abgerungene Stellungnahme gegen 
Österreich vollzogen habe, zeige übrigens deutlich, dass er 
keine in ihren Folgen unübersehbare kriegerische Verwicklungen 
fUr Russland hervorrufen wolle — im Gegensatz zu Potemkin — , 
sondern nur einen för Preussen und seine Partei günstigen, für 
Österreich demütigenden und schädlichen Frieden herbeizuführen 
beabsichtige. Der Kaiserin-Königin werde es somit leicht möglich 
sein, die Verhandlungen in die LMnge zu »ehen. Sollte nun aber 
im folgenden Frijhjahr Russland wirklich zugunsten seines Ver- 
bündeten in Aktion treten wollen, so brauche Österreich deshalb 
keineswegs zu verzagen, denn man könne einerseits leicht die Be- 
sorgnis Russlands vor Verwicklungen mit der Pforte wach halten, 
andererseits ihm deutlich werden lassen, dass gewisse europäische 
Mächte über die deutschen Angelegenheiten anders dächten. 
Vor allem aber sei die innere Lage Russlands geeignet, beruhigend 
zu wirken, denn alle Zivil- und Militärstellen t>efanden sich in den 
Händen von Unwürdigen; in Vettern- und Günstlingswirtschaft werde 
das Geld verschleudert, die Truppen aber, soweit sie nicht in und 
um Petersburg lägen, müssten jahrelang auf ihren rückstöndigen 
Sold warten. Die Armee existiere nur zur Hälfte, die andere stehe 
lediglich auf dem Papier; um die Truppen vollzählig zu machen, 
fehle es an Geld und Menschen. Nach eingehender Darlegung der 
in Betracht kommenden Verhältnisse zieht Graf Kaunitz den Schluss, 
dass Ö-itt^ireich sich zweifellos grade jetzt in der sehr günstigen 
LaL^c befinde, gemeinsam mit seinen Freunden arbeiten 7x\ können 
an der Demütigung des gemeinsamen Gegners, den man wohl als 
Feind der ganzen Menschheit bezeichnen dürfe. — Aus diesem 
Schlussabschnitt des Berichts geht wieder deutlich hervor, wie wenig 
Giraf Kaunitz von der Stellungnahme der europäischen Mächte unter- 
richtet war: er zählt Frankreich zu Österreichs Freunden und meint, 
diese Macht werde gemeinsam mit Schweden in Petersburg erklären 
lassen, dass sie in der Beurteilung der deutschen Dinge auf ent- 
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gegengesetztem Standpunkt stehe^*). Möglicherweise hat indes die 
Haltung des franzosischen Geschäftsträgers am russischen Hofe, 
Corberon, diese Auffassung wachgerufen; denn Kaunitz und Cor- 
beron scheinen in lebhaftem Verkehr und Meinungsaustausch mit 

einander ^^cstanden zu haben; die Ansichten, welche Kaunitz in 
seinem Bericht vom 8. Oktober ausspricht über Potemicin als den- 
jenigen, der die preussenfreundliche Wendung veranlasst habe, sowie 
über die Ungefährlichkeit der au g-en blicklich in anderer Richtung 
stark in Anspruch genommenen russischen Macht finden sich ähn- 
lich wieder in Corberons Bericht an Vergcnnes vom 9. Oktober. 

Etwa um dieselbe Zeit erkannte Solms, dass wesentlich aus 
militärischen Gründen im laufenden Jahre auf bewaffnetes Eingreifen 
Russlands nicht mehr zu rechnen sei» dass die Zarin aber auch im 
nächsten Jahr lediglich als Hülfsmacht in Aktion treten wolle und 
dabei nicht nur wirksame militärische Unterstützung, sondern auch 
die Übernahme der Truppenverpflegung durch den König gemäss 
der 1772 in Petersburg geschlossenen Konvention verlange. Panin 
hatte ihm gesagt, man rechne darauf, dass ein preussisches Korps 
von 12 OCX) Mann von Kosel aus ul)er Krakau in das polnische 
Salinengebiet einrücke und dass der König im Palatinat Sendomir 
Magazine anlege für die russischen Truppen, deren Benützung aller- 
dings auch gestattet sein müsse, falls die Armee sich gegen die 
Türken wende, um ihnen in den Rücken zu kommen; in 2 bis 
3 Monaten etwa werde ein russisches Korps von 15000 Mann in 
Wolhynien versammelt sein, dessen Kommando Fürst Repnin über- 
nehmen solle, sobald er mit dem König die Operationen vereinbart 
habe^'). Während diese Äusserungen eine immerhin ziemlich ernste 
Auffassung der Gesamtlage des russischen Reichs seinen Nachbarn 
gegenüber verrieten, wusste Solms einige Tage später zu melden, 
dass man, obwohl noch immer ein Türkenkrieg nicht ausgeschlossen 
sei und die Unterstüt7Amg des Wiener Hofes durch ein französisches 
Korps nicht ausser dem Bereich der Möglichkeit liege, die Angelegen- 
heit jetzt wieder ziemlich leicht nehme; er war geneigt, dies als 
ein für Preussen günstiges Symptom anzusehen. In demselben 
Sinne war das Ersuchen Panins aufzufassen, die preussische Re« 
gierung möge ihren Gesandten bei der Reichsversammlung in 
Regensburg anweisen, keinen Schritt ohne vorgängige vertrauliche 
Besprechung mit Baron Asseburg zu tun, der seinerseits dieselbe 
Weisung erhalten habe''). Von Potemkin erhielt Solms die Nachricht» 
das Hülfskorps sei noch um 1000 Kosaken verstärkt worden und 
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zähle jetzt 3000 Mann dieser auserlesenen Truppe; der Fürst em- 
pfahl, die Leute auch während des Winters in Tätigkeit zu haUen, 
anstatt sie, wie dies sonst üblich, untätig in Winterlagern ein* 
zuschliessen; er schien also auf eine nahe bevorstehende Aktion zu 
rechnen^'). Und als Zeichen, dass die Zarin keinen persönlichen 
Groll gegen König Friedrich hege, konnte doch wohl das Schreiben 
gelten, dass sie nun, am 11. Oktober, an ihren Verbündeten rieh« 
tete. Friedensliebe, so schreibt sie, und der Wunsch, vor dem 
Wiener Hof und vor ganz Europa Zeugnis abzulegen von ihrer 
Gerechtigkeit und Un|)artcilichkcit, hatten sie zur Dcklai.diun in 
Wien veranlasst. Wenn ihre i.rwartung sie aber täusche und der 
Wiener Hof niclit nachgebe, so sei Kepnin 7.11 Verabredungen über 
gemeinsames Vorgehen ermächtigt; der König werde sehen, dass 
sie seine aufrichtige Freundin sei*''). 

Inzwischen langte die Weisung des Staatsk^nzlers vom 27. Sep- 
tember bei Graf Kaunitz in Petersburg an; der Gesandte erhielt 
die erbetene Audienz bei Panin am 15. Oktober und entledigte 
sich darin seines Auftrags. Nachdem er die Erklärung der Kaiserin- 
Königin an die Reichsversammlung verlesen hatte, wonach sie auf 
jegliche Gebietserwerbung in Bayern verzichten wolle, wenn der 
König von Preussen seinen Ansprüchen auf die PrimogeniturErbfolge 
in Anspach-Baireuth entsage, stellte er amtlich das Ersuchen, die russi- 
sche Regierung möge gemeinsam mit Frankreich entweder ihre Ver- 
mittlung oder ihre guten Dienste eintreten lassen unter Zugrundelegung 
dieses Vorschlags; habe doch die Zarin selber ihn bereits als gerecht, 
uneigennützig und hochherzig bezeichnet und sclion damals durch 
gute Dienste unterstutzt; 7.ugleich bat er um baldigen Bescheid, ob 
Katliarina zu dieser Einmischung geneigt sei ; denn schon habe die 
französische Regierung ihre Mediation in Berlin angeboten. Panin 
konnte sofort den Gesandten versichern, seine Herrin werde mit 
Vergnügen dem geäusserten Wunsche nachkommen und im Her- 
stellung des Friedens mitwirken; er versprach, ihr gleich die Ent- 
sendung eines besonderen Beauftragten an den König von Preussen 
vorzuschlagen; bis zu dieser Sendung möge das inzwischen durch 
Galizyn mündlich vorgetragene Anerbieten, im Falle des Bedarfs 
die Vermittlung zu übernehmen, als Beweis dienen fiir den hohen 
Wert, den Katharina dem ihr entgegengebrachten Vertrauen der 
Kaiserin-Königin beimesse. Da auf Befragen Kaunitz dem Grafen 
Panin dann noch mitteilte, das Ansuchen um Mediation oder Ge- 
währung guter Dienste sei auch an den französischen Hof gerichtet 
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worden, durfte die russische Regierung erwarten, dass als Antwort 
auf die Mitteilung der russischen Repräsentation die Regierung 
Ludwigs XVI. in Petersburg Vorschläge zu einem gemeinsamen ver- 
mittelnden Vorgehen machen werde. Freilich war diese Art der 
Unterhandlung umständlich und zeitraubend; doch versicherte Panin, 
er werde sein möglichstes zur Beschleunigung tun, da dem Blut- 
vcrgiessen gar nicht zeitig genug Einhalt geboten werden könne. 
Graf Kaunitz schlug noch vor, durch Dolgorucky in Berlin in Unter- 
handlung zu treten mit de Pens, der dazu von seiner Regierung 
mit Weisungen versehen werden müsste. — Seinem Bericht über 
diese Unterredung an den Staatskanzler fügte Graf Kaunitz die 
Bemerkuns^ bei, man sehe in Petersburg jetzt schon den mit der 
Deklaration getanen Schritt als g^ewagt an und sei nicht ohne Be- 
sorgnis über dessen Aufnahme in VVicn^^). 

Nachdem, wie man annehmen darf, eingehende Beratungen 
Panins mit der Zarin stattgefunden hatten, teilte der Minister dem russi- 
schen Vertreter in Paris, Fürsten Bariatinsky, das österreichische 
Gesuch um Beteiligung Russlands an der französischen Vermittlung 
und die darauf gegebene willfahrte Antwort der Zarin mit; er 
beauftragte den Gesandten, sofort den Ministem die Genugtuung 
der Kaiserin darüber auszusprechen, dass sie gemeinsam mit dem 
König von Frankreich fär die Herstellung des Friedens in Deutsch- 
land wirken könne; auch sollte er den Wunsch kundgeben, es 
niöge zwischen den beiden Höfen alsbald ein en^^es Einvernehmen 
über die zur Verwirklichung der gemeinsamen Mediation dienlichen 
Mittel ht : :^cstcllt werden. Der König möge über Ort, Zeit und 
Art der I nicrhandlung Vorschläge machen, und, weil mit den Ver- 
hältnissen im Reich weit besser bekannt als die Zarin, ihr Kenntnis 
geben von seinen Grundsätzen und von seinem Standpunkt in der 
vorliegenden Frage. Die Kaiserin werde zur Vermeidung von Zeit- 
verlust den General Fürsten Repnin an den König von Preussen 
senden, um dessen Stimmung und Gesinnung zu erkunden und ihn 
zu veranlassen zu jeder möglichen, mit seiner Würde und seinen 
Interessen irgend verträglichen Nachgiebigkeit^*). 

Auch dem Grafen Solms machte Panin Mitteilung von dem 
Antrag des österreichischen Hofes und von dem ungefähren Inhalt 
der geplanten Antwort, worin Repnin als der diplomatisdie 
Sendbote und als dessen Aufgabe bezeichnet werden sollte, sich 
über die Gesinnung des Preussenkönigs zu unterrichten. Solms 
bemerkte in seinem Bericlit an den König, dass man überhaupt 
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aus der bevorstehenden Reise Repnins kein Geheimnis mehr mache, 

sie aber vor der Öffentlichkeit mit dem Wunsche rechtfertige, den 
König von rrcasscu friedlich zu stimmen. Gewiss werde Repnin 
auch Instruktionen in diesem Sinne bekommen, der Hauptzweck 
der Sendung werde aber doch sein die Vereinbarung^ i,remeinsamea 
militärischen Vorgehens der beiden Mächte für den 1 all, dass die 
Friedensverhandlungen ergebnislos verliefen. Immerhin hielt Solms 
es flir angebracht, Panin gegenüber nochmals zu betonen, dass die 
Forderung des Verzichts auf die fränkischen Lande gegen den 
österreichischen Verzicht auf ba}nisches Gebiet iiir den König un- 
annehmbar sei, und die Erwartung auszusprechen, dass die Zarin 
dieses Opfer ihrem Verbündeten nicht ansinnen werde; femer riet 
er, Vorsichtsmassregeltt zu ergreifen, damit nicht Österreich zwar 
an einer Stelle auf die usurpierten Lande verzichte, vor den unter 
seinem Einfluss stehenden Reichsgerichten dann aber im Rechts- 
streit zugleich mit den anderen beteiligten Parteien wieder erscheine; 
und er empfahl, Preussen nicht eher zum Niederlegen der Waffen 
zu veranlassen, als samtliche Beteiligte volle Genugtuung erhalten 
hätten. Gegen diese Bemerkungen hatte Panin nichts einzuwenden ; 
mit einem von ihm selber ausgesonnenen Plan wollte er, wie er 
sagte, alle Schwierigkeiten leicht überwinden; worin indes dieser 
Plan bestand, verriet er freilich zunächst nodi nicht^"). 

In Versailles erhielt man die erste Nachricht von einer bevor- 
stehenden Parteinahme Russlands auf dem Wege über Wien, grade 
als der preussische Legationssekretär Sandoz-RoUin in Vertretung 
des erkrankten Baron Goltz sich anschickte, der französischen Re- 
gierung diese für sie so peinliche Kunde schonend beizubringen. 
Auf den Goltzschen Bericht vom 14. September hin, wonach ein 
be\\alYnctes Eintreten Russlands für Preussen eine Änderung der 
bisher neutralen Haltung des Mofes von Versailles zugunsten Öster- 
reichs zur Folge haben könne, hatten es die Kabinettsminister in 
Berlin fiir zweckmässig erachtet, Goltz, allerdings zunächst noch unter 
dem Siegel der Verschwiegenheit, zu benachrichtigen, dass man 
Grund habe, auf Russlands Beistand zu rechnen ; er möge sich also 
auf eine Krisis gefasst machen, da zweifellos der Wiener Hof, so- 
bald die Tatsache feststehe, in Versailles alle Hebel in Bewegung 
setzen werde, um Frankreich in die deutschen Angelegenheiten 
hineinzuziehen; allen Vorgängen solle er die grösste Aufmerksamkeit, 
zuwenden, wenngleich es nicht wahrscheinlich sei, dass Frankreich 
aus seiner NeutrahUt heraustrete-"). I^^acli dem Eintreffen dieser 
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Weisung beschlossen Goltz und Sandoz, unverzüglich und ohne 
Umschweife die französischen Minister auf die bevorstehende Partei- 
nalimc Russlands vorzubereiten, wobei nicht versäumt werden sollte, 
diese Mitteilung als Beweis des Vertrauens ihres Königs in vorteil- 
haftes Licht zu stellen; da erfuhren sie, ein bereits vor zwei Tagen 
eingetroffener Kurier aus Wien habe gemeldet, Russland sei .ent« 
schlössen, dem König von Preussen 30000 Mann Hülfstruppen zu 
schicken, und der Wiener Hof habe bereits förmlich König Lud- 
wig XVI. aufgefordert, angesichts dieses fiir Frankreich beleidigenden, 
für die Reichsverfassung gefahrlichen Schrittes seine bündnismässigen 
Verpflichtungen zu erfüllen. Weiter vernahmen sie, der französische 
Hof sei nunmehr in der grössten Verlegenheit, denn er habe 
die Kaiserin-Königin bisher vollkommen über die Möglichkeit einer 
russischen l'ruppenhülfe beruhigt gehabt und sich sogar verpflichtet, 
seine Haltung nach der Russlands einzurichten, in der gewissen 
Voraussicht, dass von jener Seite kein Schritt erfolgen werde. In- 
wieweit der Inhalt dieser Mitteilung richtig war, liess sich nicht 
sogleich beurteilen; jedenfalls musste nun erst recht die geplante 
Kundmachung in aller Form erfolgen'^). Schon am nächsten 
Morgen, den 9. Oktober, wurde Sandoz von Vergennes empfangen ; 
nachdem er sich eines Auftrags hinsichtlich der Kreisassoziation 
entledigt hatte, machte er im Namen des Königs die Mitteilung, 
die Kaiserin von Russland scheine nunmehr zur Erfüllung ihrer 
Bündnisverpflichtungen entschlossen zu sein und zwar offenbar, nach- 
dem hie sich uberzeugt habe, dass C)sterreichh .\ii>prüche sowohl 
wie sein Vorgehen in Bayern sich nicht rechtfertigen Hessen. Ver- 
gennes gab zu, dass er von dieser Wendung bereits unterrichtet 
sei, und meinte dann sehr ernst, entweder wolle der König von 
Preussen von der doch im voraus gebilligten gemeinsamen fran- 
zösisch-russischen Mediation nichts mehr wissen oder er habe von 
vornherein kein grosses Vertrauen auf sie gesetzt. Sandoz bestritt, 
dass die entschiedenere Haltung Russlands der französischen Ver- 
mittlung irgendwie Emtrag tue; sein Herr rechne nach wie vor 
auf sie. In allgemeinen Redensarten, auch als Sandoz die Auf- 
stellung eines russischen Hülfskorps erwähnte, vermied Vergennes, 
sich deutlich auszusprechen über das, was er von der Haltung 
Russlands wusste, und versprach schliesslich nur, er wolle von dem 
gehörten dem König Bericht erstatten. Der Gesamteindruck, den 
der preussische Diplomat hatte, war der, dass der Entschluss, bei 
dem Krieg in Deutschland trotz des russischen Einschreitens neutral 
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zu bleiben, der französischen Eitelkeit sehr schwer fallen werde*-). 
Es ist übrigens kaum anzunehmen, dass Vergeones von der Sendung 
eines russischen Hülfskorps etwas anderes wusste, als was gerücht* 
weise umlief; denn in seiner Weisung an Breteuil vom 17. Oktober 
faeisst es noch: »wenn Russland Preussen ein Hülfskorps giebt, 
was Sandoz mir vor einigen Tagen mitgeteilt hatc, und der Bot- 
schafter wird ermächtigt von dieser Nachricht Gebrauch zu machen 
zur Herbeiführung grösserer Nachgiebigkeit des Wiener Hofes**). 
Und an den Gesandten in Berlin schreibt Vergennes, die Mitteilung 
des preussischen Sekretärs, dass sein König des russischen Bei- 
standes sicher sei, habe ilüi überrascht; denn wenn ihr InlialL aucli 
der Wahrheit entspreche, brauche ihn der König doch nicht gleich 
bekannt zu machen. Von dieser Erwägung ausgehend, hielt Ver- 
C'-ennes die Nachricht für unbegründet und nur darauf berechnet, 
Frankreich zu veranlassen, sich in Wien für günstigere Friedens- 
bediogungen zu verwenden; es schien ihm nicht glaublich, dass 
Katharina am Vorabend eines Türkenkriegs sich den Wiener Hof 
zum Feind machen werde. Freilich um in Wien Eindruck zu 
machen, mochte das Gerücht immerhin verwandt werden ; die fran- 
zösische Diplomatie war ja von Anfang an bemüht gewesen, die 
beiden Gegner einander näher zu bringen, indem sie sich bestrebte, 
hüben und drüben von den aufgestellten Forderungen möglichst 
viel abzuringen. Jetzt hatte der König von Preussen mit seinen 
neuesten Erklärungen in Paris eine Basis für den Frieden geschaffen, 
die Vcrc^cnnes in Wien vorzulegen bcschloss; nichtsdestoweniger 
aber sollte in Berlin de Pons für che Annahme des beiderseitigen 
Verzichts weiter wirken, während umgekehrt Mcrcy die von dem 
König von Preussen gegebenen Grundlagen für cuic neue Wrhand- 
lung warm empfohlen wurden und der Minister in langem Wort- 
gefecht dem Botschafter klar zu machen suchte, dass man unmöglich 
von dem König von Preussen den Verzicht auf die fränkischen 
Markgrafschaften verlangen könne'^). 

Am 17. Oktober hatte in Wien der Staatskanzler Fürst Kaunitz 
eine wichtige Besprechung mit dem französischen Botschafter Baron 
Breteuil. Anknüpfend an ein Schreiben König Ludwigs XVI., 
welches Breteuil ihm zur Übermittlung an die Kaiserin - Königin 
überreicht hatte, verlangte Kaunitz, Vergennes solle einen Friedens- 
enluLirf vorlegen, wenn es nicht möglich sei, den beiderseitigen 
Verzicht zur Aini:iliiiie zu bringen. Der Botschafter konnte auf 
ein so ausgesprochenes Hervortreten seiner Regierung solange keine 
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Hoftnung machen, als man österreichischerseits sich zu äussern 
weigerte über die Gesichtspunkte, die für den Kriedensentwurf rnass* 
gebend sein sollten; Kaunitz aber erklärte, die Kaiserin-Königin 
könne von ihrem edelmütigen Verzichtsvorschlag nicht von sich aus 
abgehen und andere Propositionen machen; deshalb müsse eben 
ein Dritter, Unbeteiligter mit neuen Vorschlagen hervortreten, 
während grade das hartnäckige Festhalten des Kaiserhofe an dem 
geforderten Verzicht den König von Preussen aufmerksam machen 
solle auf jene Eröffnungen von dritter Seite. Breteuil schlug als 
Anskunfbmittel vor, die österreichische Regierung möge doch wenig- 
stens ihre Absichten vertraulich ihrem Verbündeten kundmachen ; 
König Ludwif^ werde dann von sich aus Vorschläge in diesem Sinne 
an den preussischen Hof gelangen lassen; aber es war ihm niclit 
möglich, den Staatskanzler auch nur zu diesem Zugeständnis zu 
bewegen ; Kaunitz sprach vielmehr seine Verwunderung darüber 
aus, dass Frankreich seinem Alliierten nicht einmal mit Ideen zu 
Hülfe kommen wolle, worauf der Botschafter ihm die nicht grade 
schmeichelhafte Antwort gab, die bisher gemachten Erfahrungen 
hinderten seinen Hof daran, dies zu tun. Die Hartnäckigkeit des 
Fürsten in seinem Verlangen brachte Breteuil schliesslich auf den 
Gedanken, dass ernste Differenzen zwischen Maria Theresia und 
Kaiser Joseph einem Hervortreten mit neuen Anträgen im Wege 
stünden; und seine Vermutung schien bestätigt zu werden durch 
die Dankbarkeit, die Kaunitz zu erkennen gab, als er sich bereit 
erklärte, in seinem Bericht an den Minister hinzuweisen auf die 
grossen Schwierigkeiten, welche infolge der Meinungsverschieden- 
heiten zwischen den kaiserlichen Majestäten sich der Aufsteilung 
eines Pazifikationsplanes in Wien selber entti;-ejTcnstellten. 

Im Interesse des Friedenswerkes machte sich Breteuil alsbald 
daran, seine Ideen über die Friedensbedingungen zu Papier zu 
bringen; am 19. Oktober übersandte er sie mit einem Begleit- 
schreiben dem Staatskanzler zu beliebiger Benützung. Ausgehend 
von dem Grundsatze, dass der Wiener Hof territoriale Vorteile 
erhalten müsse in Gestalt einer bequemen Verbindung zwischen 
Böhmen und dem Erzherzogtum Österreich, dass aber die Nachbar- 
staaten dadurch in keiner Weise sich beeinträchtigt oder bedrückt 
fühlen dürften, wie es durch die Erwerbung des Innlaufes bis Kuf- 
stein der Fall sein würde, schlug er vor, die Entschädigung Öster- 
reichs möge bestehen aus dem zwischen Inn, Salza v.ml Donau 
gelegenen Landgebiet; wenn der Zweck, die bessere Verbindung 
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mit Böhmen herbeizuführen, dadurch noch nicht erreicht werde, 
gedachte er soviel Land, als nötig sei oder gewünscht werde, 
nördlich der Donau Osterreich zuzuweisen gegen entsprechende 
Venninderung des südlich gelegenen Anteils. Für diese beträchtliche 
Gebietsabtretung sollte aber Österreich dem pfälzischen Hof eine 
Entschädigung gewähren, wozu ihm im Breisgau, im Burgau, in 
den schwäbischen Besitzungen, in Limburg und Geldern, in Mindel- 
heim, oder auch in dem Verzicht auf seine oberlehensherrüchen 
Rechte LibtT Teile der Oberpfalz, oder ferner in der Neuvcriciiiuiitr 
von Reichslelien an Karl Theodor Mittel genug zur Verfügung 
sti-inden. Kursachsen konnte ebenfalls durch Überlassung eines 
Reichslehens oder durch Verzicht auf die böhmische Lehenshoheit 
über sächsische Gebiete entschädigt werden. Breteuii glaubte diesen 
Schritt auf eigene Verantwortung wagen zu dürfen; alles, was er 
vorschlug, war den Depeschen Vergennes' entnommen und entsprach 
demnach den Ansichten seines Hofes**). 

Nach Kaunitz' Auffassung ging nun aber der französische 
Diplomat aus von einer ganz unzulässigen Grundlage. In seinen 
»Reflexionenc über Breteuils Note bezeichnete der Staatskanzler 
als Grundfehler, dass man die Konvenienz zur Basis einer Ver- 
ständigung machen wolle, während nur auf Grund der Reclits- 
ansprüche eine Verhandlung zulässig sei. Nicht aus Zweckmässin^keits- 
gründen müsse i)der wolle der Wiener Hof eine becjueme Verbindung 
zwischen Rohmen und Osterreich herstellen, die übrigens auch bis- 
her nicht fehle; nicht auf politische, militärische oder sonstige 
Nützhchkeit gründe sich der Anspruch auf einen Teil der bayrischen 
Erbschaft, sondern auf ererbte Rechte, die er allezeit für unanfecht- 
bar gehalten habe und fernerhin halten werde, es sei denn, dass 
ein kompetenter Richter ihm nachweise, dass er Unrecht habe und 
sein Anspruch nicht begründet sei. Österreich bitte also nicht um 
eine Gefälligkeit, sondern verlange Gerechtigkeit; und wenn man 
haben wolle, dass es seinen Ansprüchen ganz oder zum Teil ent- 
sage, so müsse man Vorschläge machen*®). Es ist anzunehmen, 
dass Kaunitz diese Feststellung des österreiclii.^chcn Standpunktes 
der Kaiserin-Königin gegenüber für nötig i/ehalten hat, als er ihr 
am 2 1. Oktober die Bretciiilschen Vorschlage sandte. Am 22. Ok- 
tober richtete er dann ein Schreiben an Breteuii, worin er dem 
Botschafter dessen Vorschläge zurückgab, da sie bereits vor alier 
Welt in der gedruckten R^ponse verbale als unzulässig bezeichnet 
worden seien. Breteuii war von dieser wenig höflichen Art, wie 
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seine Mühe gelohnt wurde, überrascht, zumal ilini der Staatskanzler 
noch am vorhergehenden Tage eine gründliche Erwägung seiner 
Ideen und der Möglichkeit ihrer Verwirklichung zugesagt hatte'^). 

Allerdings war inzwischen ein Ereignis eingetreten, das die 
Lage des Wiener Hofes nicht unwesentlich beeinflusste: am 20. Ok- 
tober hatte der russische Gesandte dem Staatskanzler die Repräsen- 
tation der Kaiserin Katharina überreicht. 

Es scheint, dass dem Fürsten Galizyn selber die Parteinahme 
seines Hofes für Preussen ganz unerwartet kam. Sein persönliches 
Interesse fesselte ihn an Osterreich; er fühlte sich in Wien wohl 
und wollte sich die anj^'enehme Stellung dort nicht verderben lassen. 
Das österreichische Manifest über die Beweggründe Preussens zum 
Krieg und das Ersuchen der Kaiserin-Königin an die Reichsstände 
um gemeinsame Vorstellungen am Berliner Hofe zugunsten des 
Friedens hatte er am 24. September nach Petersburg geschickt in 
der sicheren Erwartung, dass diese Kundgebungen zur Festigung 
der russischen Neutralität beitragen würden; wenige Tage später, 
am 27. September, war die österreichische Anfrage wegen der Ver- 
mittlung der Zarin abgesandt worden. Aber die preussische Diplo- 
matie hatte bereits den Sieg davongetragen, und Galizyn musste 
jetzt, grollend über den ihm bisher bezeigten Mangel an Vertrauen 
des Grafen Panin, zusehen, wie er sich der ihm übertragenen Aufgabe 
mit mögüchster Schonung der Gefühle des Staatskanzlers entledige'**). 

Der Eindruck der von Galizyn vorgelesenen russischen De- 
klaration auf den Staatskanzler muss gross gewesen sein ; denn 
wie der Gesandte berichtet, sprach sich in seiner Miene und Haltung 
tiefe Erregung und Bestürzung aus. Er gestand offen, dass er eine 
andere Aufnahme der letzten so massvollen Schritte seines Hofes 
erwartet habe; in dem Augenblick, da die Kaiserin-Königin dem 
Gegner die Hand zur Versöhnung reiche und freiwillig allen Vor- 
teilen entsage, da sie sich vertrauensvoll an die Zarin wende in 
ihrer Ungeduld nach Herstellung des Friedens, sei sie am wenigsten 
gefasst zu vernehmen, dass die Herrscherin ihre Demütigung be- 
schlossen, die allezeit den kaiserlichen Majestäten ebensoviel Ge- 
rechtigkeit und Seelengrösse, wie Freundschaft gezeigt habe. 

Galizyn suchte den Aufgeregten zu beruhigen; er stellte das 
Verhalten seines Hofes als natürlich und folgerichtig hin; Russland 
teile eben nur die allgemein verbreitete Ansicht, dass die öster- 
reichischen Ansprüche auf das bayrische Erbe zu wenig begründet 
und deshalb anfechtbar seien ; wenn man dazu noch bedenke, dass 
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Russland auf Grund eines Allianzvertrags dem Königf von Preussen 

gegenüber VerpOichtungeii habe, so könne man sich in Wien doch 
gewiss nicht wundern über die Stcliun^nahuic Uli Zarin, die ja 
übrigens g^leichzeitig mit der Übergabe dieses y\ktenstückes ihre 
guten Dienste zur Herbeiführung einer Verständigung anbiete. 
Kaunitz aber Wieb dabei, dass dieser Schritt Russlands verhängnis- 
voll sein werde, nicht allein für Österreich, sondern auch für die 
Friedensbestrebungen ; denn angesichts der mächtigen Unterstützung 
durch seinen Verbündeten werde König Friedrich gewiss seine An- 
sprüche erhöhen und noch weniger Nachgiebigkeit zeigen als bisher; 
und das Ergebnis werde für den Wiener Hof die Alternative sein, 
entweder seine Ehre zu opfern oder einen mörderischen, vielleicht 
einen Weltkrieg zu entfachen. Galizyn erlaubte sich die Bemerkung, 
die Ehre eines Staates leide nicht durch das Eingeständnis eines 
ihm zum Vorwurf gemachten Unrechts; im Gegenteil sei es rühm» 
voll, wenn die Kaiserin-Königin auf klare, gesetzliche Ansprüche 
verzichte, um i^lutvergiessen zu verhüten und ihren Untertanen den 
Frieden zu erhalten ; aber da kam Kaunitz gleich wieder auf den 
Verzichtsvorschlag zu sprechen und beteuerte, sein Hof habe gar 
keinen sehnHcheren Wunsch als Bayern zurückzugeben und Frieden 
zu schliessen, aber man dürfe ihm dabei nicht das Messer an die 
Kehle setzen und unbedacht eine Macht verstärken, die früher oder 
später gewiss einmal ihre Kräfte auch zum Nachteil Russlands 
gebrauchen werde. Galyzin versicherte, sein Hof werde von Maria 
Theresia nichts verlangen, was sie in den Augen Europas 
Jierabsetzen könne; und den König von Preussen halte er für zu 
scharfsinnig und vorsichtig, als dass er, auf Russlands Beistand sich 
verlassend, den kaiserlichen Majestäten erniedrigende und unannehm- 
bare l 1 iedensbedingungen aufci legen wolle; worauf Kaunitz er- 
widerte, das werde man ja sehen, vorausgesetzt, dass Russland die 
erbetene Vermittlung übernähme. Mit der Erklärung, dass er dem 
Erfolg des österreichischen Gesuchs voll Hoffnung entgegensähe, 
verabschiedete sich Galizyn von dem Staatskanzler-'*^). 

Wenn der erst einen vollen Monat nach der Unterredung ab- 
g^angene Bericht GaUzyns den Verlauf wahrheitsgetreu schildert, 
mag es dem Gesandten schwer genug gefallen sein, seine persön- 
liche Ansicht so sehr in den Hintergrund zu drängen; denn er 
selber war ja durch das energische Vorgehen seines Hofes kaum 
weniger peinlich berührt als der Staatskanzler'*^). Kaunitz scheint 
sich übrigens nach Kenntnisnahme des Paninschen Begleitschreibens 
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zur Deklaration bald beruhigt zu haben. Am Tage nach der Über- 
gabe sandte er die russische Vorstellung der Kaiserin-Königin mit 
dem Ausdruck des Bedauerns» dass er ihr nichts Angenehmeres 

mitteilen könne**). Es ist nicht unwahrscheinlich, dass sein 
reger Geist bereits auf AuskunUsniiLtel verfallen war, welche min- 
destens einen Aufschub des Unheils bewirken konnten Gelang es 
z. B., Potemkin, den Höchstkommandierenden der russischen Armee, 
in Gegensatz zu bringen zu Panin, dem Leiter der russischen Politik, 
so war eine tatsächhche Unterstützung des Königs von Preussen 
durch Truppen der Zarin kaum zu befürchten. Noch sicherer vor 
der russischen Teilnahme am Kri^ war man, wenn die Pforte zu 
Feindsehgkeiten gegen Russland überging; es konnte der öster- 
reichischen Diplomatie, wenn erforderlich, nicht schwer fallen, in 
Konstantinopel das lange Zeit schon hin- und herschwankende 
Zünglein der Wage zugunsten des Krieges ausschlagen zu lassen. 
Aber zunächst brauchte man noch gar nicht so weitreichende Pläne 
ins Auge zu fassen ; in der Zwischenzeit musste ja das österreichische 
Gesuch um Vermittlung der Zarin in Petersburg angekommen sein 
als neuer deutlicher Beweis der Friedensliebe Maria Theresias; man 
sagte sich auch, dass die Repräsentation wahrscheinlich ganz unter- 
blieben oder doch sicherhch in einem anderen Ton abgefasst worden 
wäre, wenn man in Petersburg von diesem Antrag Kenntnis gehabt 
hätte. Somit brauchte man jetzt nur Nachricht abzuwarten darüber, 
wie das Ansuchen in Russland aufgenommen sei ; ohnehin war kaum 
anzunehmen, dass russtscherseits mit ungewöhnlichem Nachdruck 
vorgegangen werde. Man konnte des gewiss sein, dass die Regierung 
der Zarin nicht auf sofortige Beantwortung der überreichten Note 
dringen werde, zumal Kaiser Joseph im Feldlager weilte und der 
Gegensatz von Mutter und Sohn auch im Ausland allgemein be- 
kannt war. Auf solchen abwartenden Standpunkt mag Kaunitz sehr 
bald gekommen sein, während Maria Theresia, leidenschaftlicher 
veranlagt, nur mühsam und langsam die Fassung wiedergewinnen 
konnte, die ihr die russische Deklaration geraubt hatte. Ja, es ist 
sogar anzunehmen, dass der Kanzler von dem russischen Schritt 
eine fiir Österreich günstige Änderung der französischen Politik er- 
wartete; er hat jedenfalls sofort Vorkehrungen getroffen, um aus der 
neuen Lage Nutzen zu ziehen. Schon am 21. Oktober, noch bevor 
er sich mit seiner Monarchin ins Einvernehmen gesetzt hatte, sandte 
er durch einen Kurier nach Paris an Graf Mercy die russische De- 
klaration und das Schreiben Fanins an Galizyn; der Botschafter 
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wurde beauftragt, sich unverzüj^lich eine Meinunqfsäusserun^ des 
französischen Mini'^teriunis über diesen SchntL der russischen Re- 
gierung zu erbitten und,, wenn der Bescheid günstig für Österreich 
laute, sofort mit dem Verlangen hervorzutreten, dass nun französischer- 
seits eine gleich nachdrückliche Mahnung nach Berlin erlassen werde. 
Lautete die Antwort nicht gunstig, so musste freilich, um eine 
förmliche Zurückweisung zu vermeiden, dies Verlangen unaus- 
gesprochen bleiben ; dann bot sich die M(^lichkeit, mit Hülfe der 
Königin allmählich eine freundliche Aufnahme des Ansuchens vor- 
zubereiten. Jedenfalls aber musste, wenn die Forderung, jetzt oder 
später, einmal ausgesprochen wurde, mit allem Nachdruck auf ihrer 
Eriuilung bchtaiiden werden"). 

Auch an den Kaiser wurde ungesäumt die Nachricht von der 
russischen Erklärung gesandt. Joseph liatte noch am 18. Oktober an 
seine Mutter geschrieben, er werde, solange er sich nicht vom Gegen- 
teile überzeugen müsse, nicht glauben, dass Russlaad dem König 
von Preussen auch nur einen Mann sende*'); um so mehr war er 
jetzt von der Kundgebung überrascht, er fand sie »stark« [forte], 
vermutete aber richtig, dass sie vor Einlaufen des österreichischen 
Vermittlungsgesuchs abgegangen sei, und empfahl, bevor man ant- 
worte, die Wirkungen dieser Eröffnung in Petersburg abzuwarten. 
Es schien ihm noch immer undenkbar — wenn nicht etwa Katharina 
geistesgestört geworden und Panin mit preussischem Gold gewonnen 
sei — dass Russland dem König von Preussen Truppen zu Hülfe schicke ; 
daher möge man, wolle man denn sofort eine Antwort geben, ein- 
fach erklären, die Gereclitigkeit der Zarin und das Staatsinteresse 
des russischen Reiches würden niemals die ALi- tuhi der De- 
klaration gestatten ; indes werde die förmliche Vermittlung Russlands 
Österreich willkommen sein**). Denn, so meinte er, es komme 
Russland wohl wesentUch darauf an, dass es mit Frankreich auf 
gleichem Fusse stehe ; überhaupt solle vielleicht die Repräsentation 
weiter nichts als ein Gegenstück zur französischen Vorstellung in 
Berlin sein. . Im ganzen sah also Joseph das russische Vorgehen 
keineswegs als ernst oder gar gefahrdrohend an; aber andererseits 
setzte er auch keine Hoffnung auf Frankreich; er war der Ansicht, 
es sei besser, die Franzosen ganz aus dem Spiel zu lassen, da sie 
weder Mut noch Geld hätten'*). So optimistisch war nun freilich 
Kaunitz nicht, dass er glaubte, wenn Frankreich ganz versage, könne 
Österreich mit dem von Russland unterstützten Preussenkönig auch 
allein fertig werden. Ais am 29. Oktober die Kaiserin-Königin es 
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flir nötig hielt, den Kaiser nach Wien 7a\ berufen zur Beratung über 
die Lage, scliloss er sich dieser Aufifordcruni^ an und fügte in seinem 
Schreiben die lu'klärung hinzu, man werde Frieden schliessen müssen, 
wenn es nicht gelinge, einen Bundesgenossen zu finden^*^). Joseph 
aber blieb dabei, dass Russland auf keinen Fall aktiv gegen Öster- 
reich vorgehen werde, und weigerte sich, ohne ausdrücklichen Befehl 
das Heer zu verlassen und nach Wien zu kommen; er empfahl 
dringend, sich durch die russische Note nicht einschüchtern zu lassen 
und mit aller Energie die Rüstungen für das folgende Jahr fortzu- 
setzen*^. Er selber wollte an der Entscheidung über Krieg oder 
Frieden, wenn es irgend zu vermeiden sei, keinen Teil haben und 
hofße, seine Mutter werde steh vor seiner Rückkehr entschliessen ; 
denn er fürchtete, dass die friedliche Stimmung obsiegen werde, 
lininerhin kürzte er seine geplante Rundreise ab und nahm sich 
vor, nach Erledigung dessen, was in Mähren noch zu tun war, doch 
nach Wien zu Fchen. Wenn denn überhaupt Frieden werden sollte, 
möge man den Abschkiss wenigstens, so schrieb er am 5. November, 
nicht überstürzen; jedenfalls dürfe Sachsen, der Bundesgenosse 
Preussens, nichts erhalten ^^). 

In Versailles hatte Vergennes, wie wir gesehen haben, die 
Mitteilung Sandoz-Rollins von der bevorstehenden Parteinahme 
Russlands ungläubig aufgenommen; denn nichts deutete bisher auf 
einen derartigen Schritt hin, zumal das preussisch-russtsche Bündnis, 
wie man wusste, rein defensiver Natur war, also für die militärische 
Unterstützung Preussens, das man doch im vorliegenden Falle nicht 
als angegriffenen Teil bezeichnen konnte, keine Handhabe bot. Zu- 
dem betrachtete er es als wenig wahrscheinlich, dass Russland es 
vorziehe, Hülfsmacht des Königs von Prcussen zu sein, wäiuend 
ihm die Vermittlerrolle angetrogen wurde; und terner hatte Panin 
selbst zu dem Geschäftsträger Corberon geäussert, in Russlands 
Politik werde keine Änderung eintreten, die Frankreich missfallen 
könne. Immerhin war ein Umschwung in den Anschauungen der 
russischen Regierung nicht ausgeschlossen ; deshalb erging am 24. 
Oktober die Weisung an Corberon, er solle feststellen, wie weit 
die Meldung Sandoz-Rollins richtig sei; finde er die russischen 
Minister in günstiger Stimmung, so solle er die dem Vermittler ob- 
liegende Unparteilichkeit ganz besonders betonen, die (lir Russland 
um so leichter zu beobachten sei, als es Preussen nur gegen einen 
Angriff zu unterstützen brauche ; bemerke er aber kriegerische Nei- 
gungen, so solle er die grossen Vorteile hervorheben, die Russland 
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durch die Mediation haben werde, und darauf hioweisen, wie ausser- 
ordentUch mächtig der russische Einfluss in dem von der grossen 
Zarin befriedeten Deutschland in Zukunft sein werde. Zugleich 
wurde der Geschäftsträger ermächtigt, dem Grafen Panin die amt« 
liehe Mitteilung zu machen, dass der Wiener Hof einer gemeinsamen 
Vermittlung Frankreichs und Russlands zugestimmt habe, und weiter- 
hin sich mit dem Leiter der russischen Politik ins Einvernehmen 
zu setzen über die Art, wie man die Vermittlung in die Wege 
leiten könne**). Als die geeignetste Friedensgrundlage bezeichnete 
Vergennes noch immer den, bedauerlicher Weise von Preussen als 
unzulässig abgelehnten österreichischen X'orschhig des beiderseitigen 
Verzichts auf jeglichen Gebietszuwachs ; da aber auf Nachgiebij^kcit 
König Friedrichs in dieser Fraise nicht zu rechnen sei, müsse man 
eine andere Grundlage suchen; vielleicht werde es möglich sein, die 
bisher gemachten Vorschläge zu einer annehmbaren Friedensbasis 
zusammenfassen; das sei allerdings die Aufgabe der kriegführenden 
Mächte, die dazu von den Vermittlern angehalten werden müssten. 
Um den bei der Entfernung zwischen Paris und Petersburg mit der 
Korrespondenz verbundenen Zeitverlust zu vermeiden, schlug Ver- 
gennes vor, die Zarin möge Galizyn in Wien ermächtigen, mit Breteuil 
in Verbindung zu treten über die Schritte, die bei den kriegführenden 
Mächten zu tun seien; de Pons werde dann in Berlin die ihm von 
Breteuil zugehenden Anweisungen befolgen. Aber auch jeden an- 
deren Weg, sobald er nur zum Ziele führte, wollte Vergennes gelten 
lassen, da es ilim mehr auf die hj reichung des Zieles ankam als 
auf die Wahl des W^egs^"). Corberon wurde beauftragt, im engsten 
Hin vernehmen mit Graf Kaunitz zu handeln und sich nötigenfalls 
zur Übermittlung von Depeschen an Breteuil der (»sterreichischen 
Kuriere zu bedienen. In dem Begleitschreiben ermächtigte Ver- 
gennes den Geschäftsträger, auch den preussischen Gesandten von 
seinen Aufträgen in Kenntnis zu setzen, und machte ihm zur Pflicht, 
unter allen Umständen den Verdacht zu vermeiden, als wolle er 
Russland in preussenfeindlichem Sinne beeinflussen. Denn die 
Absicht der französischen Regierung* sei nur, die Zarin zur Teilnahme 
an den auf Herstellung des Friedens in Deutschland gerichteten 
Bestrebungen zu veranlassen'*). 

Der Kurier, welcher diese wichtigen Schreiben nach Petersburg 
zu überbringen hatte, nahm auch eine Weisung an den Gesandten 
in Berlin mit. De Pons sollte danach dem preussischen Ministerium 
mitteilen, dass der Wiener Hof nichts gegen die russische Beteiligung 
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an der Mediation «nwcnde, und dass Frankreich nunmehr in Peters- 
burg vorschlage, man möge durch die Botschafter GaUzyn undBreteuü 
die bei den kriegführenden Mächten erforderlichen Schritte verein- 
baren lassen. Vergennes empfahl dem Gesandten, Preussen zur Vor- 
legung einer neuen Friedensbasis zu veranlassen, denn mit dem Schelten 
auf den österreichischen Verzichtsvolvchlag werde nichts erreicht'*). 

Grade ab der Eilbote mit diesen Depeschen abritt, erschien 
Goltz bei Vergennes und machte ihin Mitteilung von der unmittel- 
bar vorher eingelaufenen Weisung der Kabinettsminister vom 13. Ok- 
tober des Inhalts, dass eine russische diplomatische Erklärung bevor- 
stehe, die, veranlasst durch die Hülfsfresuche mehrerer Keichsfursten, 
die Kaiserin-Königin energisch zur Herstellung des Friedens ermahne. 
Er knüpfte daran die Bemerkung, der Augenblick, da Russland für 
die gefährdete Reichsverfassung eintrete, biete Franlcreich die gün- 
stigste Gelegenheit, sich an der Vermittlung in dieser wichtigen 
Frage zu beteiligen; wenn König Ludwig jetzt auch seinerseits 
ein kräftiges und entschlossenes Wort rede, werde der Wiener Hof 
sich bald geneigt zeigen zur Vorlegung von Friedensbedingungen, 
die mit den Interessen Freussens und dessen Verbündeter vereinbar 
seien; lasse man aber diese Gelegenheit vorübergehen, so werde 
Russland vielleicht sich am Krieg beteiligen und späterhin Preussen 
hindern, ohne seine Zustimmung selbst die massvollsten österreichi- 
schen Vorschläge anzunehmen. Die Gesamtlage werde sich dadurch 
nur verwickelter und schwieriger gestalten^''). 

Vergennes war, zunächst wenigstens, oftenbar weit davon ent- 
fernt, in einem derartigen Vorgehen Russlands eine dem Wiener 
Hof feindselige Handlung zu erblicken; er gab Goltz seine Befriedi- 
gung darüber zu erkennen, dass Russland die Initiative ergreife, 
und erklärte die bisherige Verzögerung der offiziellen Zustimmung^ 
seines Hofes zur Teilnahme Rtisslands an der Vermittlung damit, 
dass man vorher die Ansicht des Alliierten habe hören wollen; 
man sei nun erfreut, dass dieser seine Einwilligung gegeben habe. 
Er versprach auch, die früheren Vorstellungen am Wiener Hof 
nachdrücklicher zu wiederholen; Breteuil sei bereits beauftragt mit 
Galtzyn, de Pons mit Dolgorucky in Verbindung zu treten. Goltz 
machte noch auf die Notwendigkeit einer scharfen Überwachung 
des Fürsten Kaunitz aufmerksam, dem es wohl zuzutrauen sei, dass 
er die Vermittlung zu hintertreiben buche^^). Dass auch der fran- 
zösische Minister keine besonders gute Meinung von dem Staats- 
kanzler hatte, geht aus der Weisung an Breteuil hervor, wo sich 
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der Erlaubnis, von den abschriftlich mitgeteilten Schreiben an 
de PoQs und Corberon beliebigen Gebrauch zu machen, die Be- 
merkung anschliesst, das werde leider nichts nützen, da der Staats- 

knnzlcr allein darauf abziele, Frankreich vor den anderen Mächten 
blosszii-tcllen. In dieser Depesche vom 26. Oktober teilte Ver- 
gcnnc-, dem Raron Breteiiil mit, was ihm Goltz kurz vorher über 
die bevorstehende russische Deklaration gesackt hatte, und sprach 
seine Befriedigung darüber aus, dass Corberon gerade jetzt aus- 
fuhrliche Weisungen hinsichtlich der französischen Vermittlungs- 
politik erhalten habe. Der Botschafter sollte nun aber mit grösster 
Aufmerksamkeit darüber wachen, dass man in Wien nicht etwa 
Frankreich von der Vermittlung auszuschliessen suche^^). 

Am 29, Oktober traf bei Mercy der Kurier des Fürsten 
Kaunitz vom 21. ein; Tags darauf übergab der Botschafter dem 
Grafen Vergennes in Versailles Abschrift der ihm übersandten 
russischen Repräsentation und des Schreibens Panfns an Galizyn. 
Da Fürst Bariatinsky bereits die Minister um eine Unterredung 
gebeten hatte, in der er höchst wahrscheinlich von dem Schritt seiner 
Regierung amthch Mitteilung machen wollte, enthielt sich Vergennes 
Mercy gegenüber eines eingehenden Urteils und äusserte nuf dessen 
Drängen nur, die Deklaration sei saucr-süss (aigre-doucc) und erwecke 
bei ihm den Eindruck, dass Russland den Wiener Hof nur zur 
Annahme von Ausgleichs\ orschlägen bestimmen wolle, von tat- 
sächlicher Parteinahme für Freussen aber noch weit entfernt sei. 
Als Mercy dann um baldige amtliche Äusserung der französischen 
Regierung über den Schritt des russischen Hofes bat, konnte er 
die Bemerkung nicht unterdrücken, dass es doch sehr bedenklich 
sei, wenn eine halbasiatische Macht sich in europäische Angelegen- 
heiten einmische; er erhielt darauf die Antwort, dass daran nicht 
der französische Hof schuld sei, der im Gegenteil alles Mögliche 
getan habe, um diese längst cikcuuitc Gefalir zu bcsciiwören; jetzt 
freilich, nachdem man es in Wien so weit habe kommen lassen, würde 
es nicht leicht sein, den Russen ihren Vorteil wieder zu entreissen. 
Von dem Antrag, Frankreich möge nun in Berlin sich in gleicher 
W eise äussern, wie Russland in Wien, stand Mercy zunäclist ab, 
da ihm wohl die Stimmung des französischen Ministeriums nicht 
g^ünsttg genug schien; aber bei der Königin gedachte er ihn auf 
Umwegen anzubringen. Als Marie Antoinette seine Vorwürfe gegen 
die Haltung Frankreichs im Vergleich zu Russlands Vorgehen mit 
der Frage beantwortete, was zu tun sei, riet er ihr, den Gedanken 
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einer französischen Deklaration an den preussischen Hof zur Er- 
wägung zu stellen und ihren Einfluss (ur dessen Annahme geltend 
zu machen; sie versprach auch schliesslich, diesen Vorschlag als 
ihre eigene Idee am folgenden Tag dem Grafen Vergennes * mit- 
zuteilen. Bevor sie dann aber dies Vorhaben ausfahren konnte, 
hatte der Minister mit einer längeren Darlegung der augenblicklichen 
Lage begonnen und stellte, daran anschliessend, den Grundsalz auf, 
Frankreich müsse bei dem bisher beobachteten Verfahren i^rösster 
Vorsicht und Zurückhaltung auch fernerhin verharren, wenngleich 
die russische Deklaration als unpassend (dcplacec) anzusehen sei. 
^lach dieser Auseinandersetzung war es ihr natürlich nicht mehr 
möglich, ihren Vorschlag, der eine ganz entgegengesetzte X'olilik 
einleiten sollte, anzubringen**'). 

' Am 31. Oktober überreichte nun Bariatinsky die russische 
Repräsentation und gab zugleich Abschrift eines an ihn gerichteten 
Schreibens des Grafen Panin vom 3. Oktober ^^). Der König, dem 
Vergennes nach der Unterredung mit Mercy bereits über den Schritt 
der Zarin Vortrag gehalten hatte, gab der Ansicht seiner Regierung 
Ausdruck in einer an den Minister gerichteten Entschliessung, welche 
gewissermassen als Antwort Frankreichs auf die österreichische 
Mittcihmg der Deklaration auf/iirasscn ist. Ks war gewiss nicht 
leicht, dies Aktenstück .so abzufassen, dass keiner der Beteiligten 
ganz unzufrieden sein konnte. Kin Zugeständnis an die von Mercy 
vür!.;ctragenc Ansicht ist es, wenn die Repräsentation im iLm[>ang 
bezeichnet wird als eine zum mindesten bedrohlich zu nennende 
Erklärung, deren Stil bereits ausgeprägte Parteilichkeit verrate, 
Ihre Aufnahme hänge allein von der subjektiven Auflassung des- 
jenigen Hofes ab, an den sie gerichtet sei ; der französische König 
könne seinem Verbündeten keinen Rat geben und müsse es dessen 
bewährter Weisheit überlassen, wie er sich entscheiden wolle. — 
Dieser Passus konnte in Russland Missfallen erregen; da man nun 
aber Wert darauf legte, gemeinsam und im engsten Einverständnis 
mit dieser Macht die Vermittlung zu übernehmen, wird die Ein- 
leitung erheblich abgeschwächt durch die hinzugefügte Bemerkung, 
trotz der Nüchternheit der gewählten Ausdrücke sj)reche aus dem 
Schriftstück doch klar der alles überwiegende Wunsch nach Her- 
stellung des Friedens, aus dein sich offenbar auch der lebhafte Ton 
der Note erkläre. Es wird weiter bedauert, dass Russland sich 
nicht deutlich darüber geäussert habe, was es verstehe unter einer 
»gesetzlichen und freundschaftlichen Regelung der ganzen bayrischen 
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Successiun«; aber der damit ausgesprochene leise Tadel gegen die 
russische Regierung wird gleich wieder ausgeglichen, da man in 
dem Schlusswort des Schreibens Panins an Galizyn, worin es heisst, 
die Zarin halte die Herbeirührung neuer Eröffnungen nicht (ur un- 
möglich, eine Art Erklärung finden will. Diese HofTnung auf neue 
Eröffnungen stehe ganz im Einklang mit den wiederholten Vor- 
stellungen Frankreichs in Wien und noch mit der jüngst angeord- 
neten Kundmachung der französischen Politik am russischen Hofe. 

Unter diesen Umständen, so heisst es weiter, sollten doch die 
kaiserlichen Majestäten, wenn sie iindcrs ihrer bishei kund^eLjcbciiea 
friedlichen Gesinnung treu geblieben seien, die Verhandlungen 
wieder anknüpfen durch vertrauliche Auseinandersetzungen sei es 
mit Frankreich, sei es mit Russland, oder auch mit beiden Machten 
gleichzeitig. Über einen Punkt freilich müssten sie gleich aufgeklärt 
werden, dass nämlich der Hof von Versailles die trotz seiner nach- 
drücklichen Befürwortung aussichtslose Forderung des Verzichts 
auf Anspach-Baireuth gegen Aufgabe der österreichischen Ansprüche 
auf Bayern nicht länger vertreten könne, weil dadurch nur Preussen 
und mit ihm Russland in Englands Arme getrieben und so zu der 
vom Wiener Hof mit Recht ge fürchteten Liga hingeführt würden. 
Zum Schluss erneuert der Allerchristlichste König die Bitte, der 
Wiener Hof möge in Berücksichticjungf der wahren Sachlage seine 
Friedensliebe dadurch betätigen, dass er in jeder mit seiner Ehre 
und Würde verträglichen Weise die Wiederanknüpfung der Unter- 
handlungen erleichtere^^). 

Da in diesem Aktenstück zwar das Paninsche Scluciben an 
Galizyn erwähnt wird, jedoch jegliche Andeutung fehlt, dass Russ- 
land sich unmittelbar an Frankreich gewandt hal>e mit dem Er- 
suchen, seine Vorstellunqfcn mit den russischen zu verbinden, ist 
es wahrscheinlich, dass die königliche Willens* und Meinungs- 
äusserung bereits abgefasst war, als Bariatinsky amtlich von der 
Repräsentation Mitteilung machte. Man hat sich also offenbar in 
Versailles diesmal ganz ungewöhnlich beeilt, das Verlangen des 
Alliierten zu erfüllen. 

Aber auch Bariatinsky scheint bei der Übergabe der Repräsen- 
tation am 31. Oktober noch keine Kenntnis dav^on gehabt zu haben, 
dass dem französischen Ministerium der Wortlaut dieser Kundgebung 
bereits bekannt war. und Vei byemies hat ihm wohl absichtlich nichts 
davon gesagt. In seiner Erwiderung lobte der Minister die Note, 
bedauerte indes, dass sie sich so kräftiger Ausdrücke bediene, denn 
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seiner Mciininf^ nrirh werde der Wiener Hof daran Anstoss nehmen 
und nur noch hartnäckigeren Widerstand leisten. Mit ihrer fried- 
lichen Tendenz erklärte er sich um so mehr einverstanden, als grade 
eine Woche zuvor ein Kurier mit Vorschlägen nach Petersburgs 
abgegangen sei» die den im Begleitschreiben Panins an Barlatinsky 
enthaltenen Anträgen durchaus entsprächen. Maurepas» der an 
Gicht krank darniederlag, Hess sich ebenfalls von Bariatinsky beide 
Aktenstücke vorlesen und äusserte danach, der Zweck der Repräsen- 
tation sei doch wohl im wesentlichen, den Wiener Hof zu mahnen, 
er möge sich bei der Geltendmachung der ihm zustehenden Rechte 
innerhalb der durch die Reichs Verfassung gezogenen Schranken 
iialten. Dies konnte Bariatinsky aber nicht zugeben; er erwiderte, 
seiner Ansicht nach gestehe die Repräsentation dem Wiener Hof 
überhaupt keine Rechte in der bayrischen Erbschaftsangelegenheit 
zu, sondern gebe nur dem Wunsche nach einer Verständigung 
Österreiclis mit Preussen auf Grund der Reichsverfassung Ausdruck, 
Auf seine Frage, was denn der letzte österreichische Vorschlag in 
den bisherigen Verhandlungen gewesen sei, erwiderte Maurepas, 
derjenige des beiderseitigen Verzichts auf Gebietserweiterung; der 
König von Preussen habe das jedoch abgelehnt, weil zwischen den 
preussischen Ansprüchen auf die fränkischen Markgrafschaften und 
den österreichischen Ansprächen auf Bayern keine »padtec bestehe. 
Wie sein Kollege, so sprach auch Maurepas den sehnlichsten Wunsch 
nach baldiger Herstellung des Friedens aus und versicherte, Frank- 
reich weide bcinc (latnuf hinzielenden Vorstellungen in Wien nach- 
drückUch erneuern. Da Bariatinsky näheres zu wissen wünschte 
über die Entwicklung der Angelegenheit bis zur jüngsten Anweisung 
an Corbcron, er solle Russland zur Teilnahme an der V^ermittlung 
auffordern, las ihm Vergennes am nächsten Konferenztag, 3. No- 
vember, die Depesche an den Geschäftsträger in Petersburg vor-; 
zur Erläuterung ihres Inhalts führte er die österreichischen Rechte 
auf die bayrische Erbschaft an und meinte, der König von Preussen 
hätte den beiderseitigen Verzichtsvorschlag wohl annehmen können, 
denn der Status quo ante werde dadurch hergestellt, Österreich er- 
halte keinen Machtzuwachs und alle Differenzen fielen in Zukunft 
weg. Bariatinsky aber hielt dem entgegen, dass, wie Maurepas 
selber zugegeben habe, zwischen dem künftigen Anfall von Anspach- 
Baireuth an das Haus Brandenburg; und der Besitzergreifung Bayerns 
durch österreichisclie Trui)pen ein Vergleich nicht zulässig sei; doch 
blieb Vergennes dabei, das Kingehen auf den Verzichtsvorschlag 
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wäre für den König von Preussen der richtige und wohl auch der 
zweckmässigstc Weg gewesen. Im Anschkiss daran uberreichte 
Vergcnnes dem russischen Botschafter die Antwort des Königs auf 
die amtliche Mitteilung der Repräsentation. Sie war nicht viel mehr 
als eine Empfangsbestätigung; der König drückte darin seine 
völlige Übereinstimmung mit den von der Zarin aufgestellten Grund- 
sätzen in Betreff der Friedensvermittlung aus, unterliess aber nicht, 
nochmals auf den scharfen Ton der Kundgebung hinzuweisen; er 
hoffe, die Kaiserin werde ihm Mitteilung machen von ihrer Ansicht 
über die vo^eschlagene Art, die Friedensverhandlung in Gang 2u 
bringen, und verspreche, als Freund der beiden kriegführenden 
Mächte wie als Alliierter des Wiener Hofes seinen ganzen Einfluss 
aufzubieten, um einer erfolgreichen Unterhandlung den Weg zu 
bahnen^'). 

Inhaltreicher und bedeutsamer war die Weisung der französi- 
schen Regierung an Corberon, der das eigentliche Bindeglied zwischen 
den beiden Höfen ausmachte. Geleitet von dem Bestreben, eine 
friedliche Verständigung anzubahnen, suchten die französischen 
Minister, die soeben noch nach Wien eine Warnung vor der For- 
derung des beiderseitigen Verzichts hatten ergehen lassen, jetzt 
bei dem Bundesgenossen des Königs von Preussen grade für jenen 
Verzichtsvorschlag Stimmung zu machen, indem sie erklärten, dass 
sie darin das beste Mittel zur Erhaltung der Reichsverfassung er- 
blickten und dass bei dessen Ablehnung die vermittelnden Mächte 
eine überaus lebhafte Tätigkeit entwickeln müssten, um die Parteien 
zur Auffindung anderer Verstandigungsmittel anzuregen. C )bw(jhl 
auch Corberon in Peterslnirg nicht zu verhehlen brauchte, dass man 
in Paris die Repräsentation parteiisch und die darin cntliakenen 
Äusserungen drohend finde, sollte er doch dem Grafen Panin die 
Befriedigung König Ludwigs aussprechen für die vertrauensvolle 
Mitteilung der auf die Erhaltung des Friedens gerichteten Be- 
strebungen Katharinas und erneut den Wunsch ausdrücken, mit 
ihr in nahes Einvernehmen zu treten^^). 

Auch die Weisung an de Pons spricht abermals das Bedauern 
aus über die Ablehnung des Verzichtsvorschlags, den die preus.sischen 
Minister bisher als unannehmbar und unverträglich mit der Würde 
ihres Herrn bezeichnet hätten; man möge nach dieser Ablehnung 
in Berlin nicht etwa F'riedcnsvorschiäge von seilen der veniiillelnden 
Mächte erwarten; sie zu machen sei Sache der l'arteien ; wohl aber 
sei Frankreich bereit, vertrauliche EröfTnungen entgegenzunehmen, 
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iirid wolle sich auf Wunsch auch verpflichten, die Herkunft solcher 
Ideen zu verschweigen, ja sogar sie als eigene Gedanken in "Wien 
zu verwerten, wenn es sie für geeignet halte zur Errcichuncr 
des erstrebten Ziels. In zwei weiteren Schreiben an den GesandUn 
vertritt Vergcnnes die Ansicht, dass die russische Repräsentation 
an sich erwünscht und geeif^not zur Belebung friedfertiger Gesinnung 
sei, dass aber das darin enthaltene Urteil über die Rechtsgültigkeit 
der österreichischen Ansprüche ebenso wie die angefügte Drohung 
leicht den Wiener Hof verletzen und dadurch die erwartete Wirkung 
vereiteln könne. Gewiss werde Frankreich in Wien alles tun, um 
eine ungünstige Deutung des russischen Schrittes zu verhindern 
und die Absichten der Zarin in das richtige Licht zu rücken; und 
ebenso habe Corberon Auftrag, Katharina das lebhifte- Verlangen 
seines Herrn nach gemeinsamem Vorgehen auszusprechen, wobei 
das raschestwirkende Mittel, den Frieden herbeizuführen, das will- 
kommenste sein werde. Von dieser Gesinnung des Hofes von 
Versailles solle de Tons alsbald den prcussischen Ministern Kenntnis 
geben, damit sie sähen, wie grossen Wert Frankrcicli auf die Her- 
stellung des Friedens lege, und ihre Bemühungen zur Auffindung 
einer Friedensbasis verstärkten^*). 

Der Ansicht, dass die kri^ftihrenden Mächte selber die Basis 
ftir die Friedensverhandlung liefern müssten, war König Friedrich 
schon längst. Er versprach sich zwar nicht viel Erfolg von den 

bevorstehenden Veihand.unL^en ; um so mehr wollte er aber suchen, 
die augenblicklich ihm geneigte Stimmung Frankreichs und Russ- 
lands auszunützen; als geeignetstes Mittel hierzu erschien ihm die 
Vorlegung eines l^riedensentwurfs , der zugleich die venmtti In- 
den Mächte aufklären sollte, aus welchen Gründen Preussen zwar 
auf diesem und jenem Punkte bestehen müsse, in anderen Punkten 
hingegen Nachgiebigkeit zeigen könne. Wenn man für diesen Ent- 
wurf erst die Zustimmung Frankreichs und Russlands erlangt habe, 
meinte Friedrich, sei keine Gefahr mehr, dass Österreichs Hart- 
näckigkeit Preussen in Versailles oder in Petersburg noch Schaden 
zufiige^'). In Breslau, wohin er jetzt seine Minister kommen Hess, 
und wo er selber alsbald sein Hauptquartier liir den Winter auf- 
schlagen wollte, sollte ein solcher Entwurf beraten und festgestellt 
werden**). 

Durch den in der Nacht zum l. November ankommenden 
Kurier des französischen Ministeriums an de Pons erfuhr man in 
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Berlin, dass der Wiener Hof zu der von Preussen angeregten 
gemeinsamen Vermittlung Frankreichs und Russlands seine Ein* 
willigung gegeben, und dass man in Versailles darauf sofort sich 
entschlossen habe, diese gemeinsame Vermittlung in Petersburg in 
Vorschlag zu bringen. Die bald nach Abgang des Kuriers in Ver- 
sailles überreichte russische Repräsentation enthielt nun bereits die 
Zusage Russlands zu solchem Vorgehen und komitc somit zur 
Beschleunigung der Verhandlungen beitragen'**), worauf auch der 
bereits erwähnte Vorschlag Frankreichs abzielte, die russische Re- 
gierung möge Gaiizyn zu Verhandlungen mit Breteuil bevollmächtigen. 

Kurz nach der Ankunft des nach Petersburg bestimmten 
Kuriers teilte Marquis de Pons dem russischen Gesandten Fürsten 
Dolgorucky den Hauptinhalt der empfangenen Weisungen mit. 
Dolgoruclcy drückte ihm seine Befriedigung aus, meinte aber, es 
werde nun doch erforderlich werden, dass sie, er und de Pons, ihre 
Höfe über einige Punkte aufklärten, die man bisher aus Rücksicht 
auf die Beteiligten unerwähnt gelassen habe. So liege z. B. der 
Beweis für die preussische Bchaui)tung, Karl Theodor sei zum Ab- 
schluss der Konvention vom 3. Januar 1778 t;cz\vungcn worden, 
vor in einem von dem Kurfürsten an den Herzog von Zueibrücken 
gerichteten Schreiben, das die ( )stcrreicher nicht so einfach weg- 
leugnen könnten, wie sie es mit der lintsai^ungsakte des Erzherzogs 
Albrccht machten*^). Als bemerkenswert hob Dolgorucky ferner 
die Tatsache hervor, dass König Friedrich den Herzog von Zwei- 
brücken auf dessen Anfrage an den König von Frankreich gewiesen 
und ihm empfohlen habe, dem Rat dieses Monarchen zu folgen; 
das habe der Herzog denn auch getan und der Allerchristlichstc 
König habe nicht nur alle Handlungen des Herzogs gebilligt und 
seine Mässigung gelobt, sondern ihn aufgefordert, diesen Grundsätzen 
treu zu bleiben. Der Botschafter meinte, unter diesen Umständen 
könne der Herzog doch wohl auf die I'>kenntlichkeit Frankreichs 
rechnen. Schliesslich gab auch er der Überzeugung Ausdrnck, dass 
eine Gleichstellung der durch Familienverträge dem Kurhaus l^randcn- 
burg zugesicherten fränkischen Markgrafschaften und der rechtlicher 
Bcgrijndung völlig entbehrenden österreichischen J3csitzergreifung 
in Bayern unmöglich sei, und dass gegen etstere selbst ein Ein- 
schreiten der Reichsversammlung nicht erfolgen könne, solange nicht 
etwa ein Famtiienglied Klage erhebe. In diesem Sinne äusserte 
.sich Dolgorucky auch in einem Schreiben, das er nunmehr an 
Bariatinsky richtete**). 
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König Friedrich sah die grösste Gefahr für ein günstiges Er- 
gebnis der Unterhandlungen in der Festhaltung des Satzes, dass 
die österreichische Erwerbung Bayerns mit den preussischen An- 
sprächen auf Anspach-Baireuth auf gleiche Stufe zu stellen sei; in 
bestimmtester Form mussten immer wieder Goltz und Solms er- 
klären, dass die auf diese Auffassung sich gründende Forderung 
des beiderseitigen Verzichts, als durchaus unzulässig, bei den Ver< 
handlungen nicht mehr zur Sprache gebracht werden dürfe'^). Diese 
Erklärungen der preussischen Vertreter haben denn auch schliesslich 
Erfolg gehabt, wie die Weisung Vergenues an de Pons vom 13. No- 
vember zeigt; der Gesandte wird angewiesen, von dem beiderseitigen 
Verzicht hinfort nicht mehr zu reden und nur dann, wenn etwa 
preussischerseits diese Frage berührt werde, zu erklären, sein Herr 
zeige nach wie vor dafür lebhaftes Interesse*®). 

Hinsichtlich der Einleitung der neuen Unterhandlung war nun 
der Kabinettsminister Graf Finckenstein anderer Ansicht als der 
König. Er hielt es nämlich nicht für ratsam, dass preussischerseits 
sogleich ein vollständiger Friedensentwurf den vermittelnden Mächten 
vorgelegt werde; von vornherein kein Freund der gemeinsamen 
Vermittlung, fürchtete er, dass der Hof von Versailles von jenem 
Entwurf sofort in Wien Mitteilung machen werde; auch glaubte er 
fest, dass das französische Ministerium sich auf den Standpunkt des 
österreichischen Verzichtsvorschlags g^estellt habe und deshalb nicht 
unparteiisch sein werde; in diesem Sinne äusserte er sich noch am 
4. November in einem Bericht an den König; am 7. trat er dann 
mit Hertzberg die Reise nach Breslau an. Unterwegs erhielt er 
ein Schreiben des Königs vom 7., der die gegen die Mitteilung^ 
eines Pazi fikationsentwurfs an Russland und Frankreich vorgebrachten 
Einwürfe zwar zurückwies und dessen beschleunigte Abfassung erneut 
anbefahl, sachlich aber doch den Bedenken insofern Rechnung trug, 
als er zugestand, dass Frankreich nur einen Auszug daraus mit 
der Begründung der Ablehnung der bisher gemachten Vorschläge 
erhalten solle. In der am Abend des 11. November, gleich nach 
ihrer Ankunft in Breslau stattfindenden ersten Konferenz der Minister 
mit dem König wiederholte Friedrich die Weisung^, ein memoire 
raisonne und einen i riedensvertragsentwurf anzufertigen. Fincken- 
stein stellte demgemäss zunächst die bei der Abfassung zu berück- 
sichtigenden Gesichtspunkte zusammen, die Hertzberg dann ver- 
arbeitete. Eine Meinungsverschiedenheit herrschte zwischen den 
beiden Ministern nur über die Gebietsabtretung, die man Osterreich zu* 
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gestehen wollte; Hertzberg bestimmte dazu • einige an Böhmen 
grenzende Bezirke der Oberpfalz, die nicht übermässig gross sind 
und deren genaue Bestimmung der Unterhandlung vorbehalten 
bleiben solle; Finckenstein dagegen änderte Hertzbergs Entwurf 
in der Ausfertigung dahin ab, dass Österreich ganz allgemein einen 
Grebietszuwachs erhalten solle mit der Einschränkung, dass dadurch 
die pfälzische Erbmasse nicht zu sehr zerrissen werde und dass die 
Reichenhaller Salzwerke bei Bayern verblieben. Niclit mit Unrecht 
behauptete nun aber Hertzberg daraufhin in seinem Sonderbericht an 
den König, die Finckcnsteinschen Änderungen bedeuteten eine schwere 
Schädigung des Kurtursten von Bayern und seiner Nachfolger, wenn 
sie als Grundlage des Friedens angenommen würden; denn ihnen 
zufolge könne der Wiener Hof sich von Niederbayern soviel nehmen 
als ihm beliebe, wenn er nur die Salzwerke von Reichenhall dem 
pfalzischen Hause lasse; diese Möglichkeit werde aber ausgeschlossen 
durch seinen Vorschlag, der Österreich auf die Oberpfalz hinweise, 
damit es dort Entschädigung suche. Ohne sich für die eine oder 
andere Fassung zu entscheiden, verfügte der König, dass beide dem 
russischen Hofe zur Auswahl vorgelegt werden sollten mit der 
ausdrückliclicn Eiklanuig, wenn diese massvollen Bedingungen nicla 
angenommen würden, bleibe nur Entscheidung des Streits mit den 
Waffen übrig. 

Die eigentliche Denkschrift, eine echt Hertzbergsche Arbeit, 
war so umfangreich geraten, dass zu befürchten stand, man werde 
sie ihrer Länge halber am russischen Hofe gar nicht lesen; deshalb 
fertigte man gleich einen noch immer nicht grade kurzen Auszug 
an, der, die in dem Memoire geschilderten bisherigen Verhandlungen 
zwischen Österreich und Freussen als bekannt voraussetzend, sogleich 
auf die Wege einging, die zur Wiederherstellung des Friedens 
fuhren könnten. Von den überhaupt denkbaren Wegen wurden 
die drei ersten, als für Preussen und seine Bundesgenossen un- 
geeignet, von vornherein unter Anführung der Giunde zurück- 
gewiesen, nämlich der beiderseitige Verzicht auf Gebietszuwachs, 
dann ein etwaiger Antrag des Herzogs von Zwei brücken auf 
richterliche Kntsclieidung der Erb folge frage, und schliesslich gänz- 
licher Verzicht Österreichs auf Erwerbungen aus der bayrischen 
Erbschaft ohne Erwähnung der brandenburgischen Nachfolge in 
Anspach-Baireuth. Dieser dritte Weg war von Panin vorgeschlagen 
worden*^; gegen ihn liess sich indes geltend machen, dass grade 
Österreich die fränkische Succession in die Debatte hineingezogen 
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habe und dass also politische Rücksichten geböten, eine Entschcidunc^ 
in preussischem Sinne herbeizuführen; unter den obwaltenden Um- 
ständen sei aber erst recht nicht zu verlangen, dass der Wiener 
Hof ohne jeden materiellen Gewinn aus einem Krieg; hervorgehe, 
in dem er keine einzige Niederlage erlitten, freilich auch keinen 
Sieg erfochten habe. Als den allein gangbaren Weg bezeichnete 
die preussische Regierung den vierten: Gewährung einer angemes* 
senen Gebietsabtretung an Österreich, sei es nun nach Finckensteins 
Vorschlag in Bayern selber, sei es, wie Hertzberg befürwortete, in 
der Oberpfalz; wogegen der Wiener Hof auf alle Ansprüche an 
die bayiische Succession und auf den geplanten weiteren Gebiets- 
austausch verzichtete, ferner zugunsten des Kurfürsten von Sachsen 
seinen Ansprüchen auf Mindelhcim und seinen oberlehnshcrrlichcn 
Rechten über einige sächsische Gebietsteile entsagte; und damit 
das pfälzische Haus den Kurfürsten von Sachsen für seine Allodial- 
ansprüche durch Geld und einige oberpfälzische Bezirke entschädigen 
könne, sollten ihm Kaiser und Reich die durch Max Josephs Tod 
erledigten Reichslehen übertragen. Den Herzögen von Mecklenburg 
wäre ein Reichslehen für die Ansprüche auf Leuchtenberg zu be- 
willigen ; und endlich hätte Österreich zu verzichten auf jeglichen 
Einspruch gegen die Primogeniturerbfolge in den fränkischen Mark- 
grafschaften und gegen einen Austausch dieser Gebiete. 

In rctersbur^ scheint dem Gralcii l'aiiin sowohl das ausführliche 
Memoire als auch die abi^ckürzte Fassung, und zwar letztere als 
preusi=iisches Ultimatum, überreicht worden zu sein. Bei der Zu- 
sendung schrieb der König an Solms, das Memoire sei hervor- 
gegangen aus dem Bestreben, das Verlangen der Zarin nach Kennt- 
nis seiner äussersten I'riedensbedingungen zu erfüllen; man möge es 
aber dem Wiener Hof noch nicht mitteilen, sondern dessen Vor 
Schläge abwarten*^). 

Während Solms der russischen Regierung die Aktenstücke 
übergeben durfte» wurde Goltz angewiesen, in Versailles nur von 
ihrem Inhalt Gebrauch zu machen und zwar, um unannehmbare 
Bedingungen von vornherein unter Angabe der dagegen sprechenden 
Giundc zurückzuweisen, annehmbare Vorschläge aber glcicliialls 
sofort als solche zu kennzeichnen und auf diese Weise zur lic- 
sclilcuiii<;nng der Verhandlungen beizutragen. Denn den Vorwurf, 
die Unterhandlung hinausgezogen zu haben, wollte Friedrich sich 
•nicht machen lassen; er hatte kein Interesse daran, den Friedens- 
schluss auch nur um einen Tag zu verzögern, sobald man seine 
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billigen Forderungen zu bewilligen geneigt war; wohl aber glaubte 
er zu bemerken, dass der Wiener Hof das cnti^e^^angesetzte Ziel 
verfolge und ihn durch Verzögerung der Unterhandlung nicht nur 
um die beste Zeit zur Eröffnung der militärischen Operationen, das 
Friihiahr, sondern auch durch die Beteiligung der Zarin an der 
Vermittlung um die russische Unterstützung für den nächsten F'eld- 
zug bringen wolle; dem aber gedachte er sogleich vorzubeugen, 
indem er seinen Gesandten beauftragte, dem französischen Mini- 
sterium kundzumachen, wenn die ganze Streitfrage nicht binnen 
fünf Monaten geschlichtet sei, könnte man überhaupt auf die fried* 
liehe Beilegung verzichten und alle Bemühungen der französischen 
Diplomatie wUrden vergeblich sein*"). 

Am 13. November ungefähr zeigte Bariatinsky dem fran- 
zösischen Ministerium amtlich an, dass nach einer Depesche Panins 
vom 21. Oktober die Zarin auf das Ersuchen der Kaiserin-Königin 
hin bereit sei, gemeinsam mit dem französischen Hofe ihre guten 
Dienste oder ihre Vermittlung eintreten zu lassen zur Herbeiführung 
einer Verständigung zwischen den kriegführenden Parteien ; er sprach 
den Wunsch seiner Herrin nach baldigem Einvernehmen der ver- 
mittelnden Regierungen aus, sowie die Erwartung, der Allcrchrist- 
lichste König werde die russische Regierung von seinen Grund- 
sätzen und von den Gesichtspunkten, von denen er ausgehe, in 
Kenntnis setzen, auch mitteilen, wie etwa die bevorstehende Unter- 
handlung zu gestalten sei, und wo und wann sie beginnen solle. 
Gleichzeitig kündigte Bariatinsky die bevorstehende Sendung Rep- 
•nins ins preusstsche Hauptquartier an, wo er die Gesinnung König 
Friedrichs erkunden und den Monarchen zu Entgegenkommen in 
friedlichem Sinne bestimmen solle^. Mit Befriedigung vernahm 
Vergennes diese Nachricht ; das Österreichische Gesuch um russische 
Vermittlung und die Bewilligung des Gesuchs waren ihm als (irund- 
lage für die Friedensuntcrhandlung bei weitem sympathischer als die 
russische Repräsentation'''). 

Er lud nun am 14. November den Grafen Mercy zu einer Be- 
sprechung über die Mitteilungen Bariatinskys ein und forderte ihn 
auf, dahin zu wirken, dass der Wiener Hof ihm seine Absichten 
und Gedanken rückhaltlos eröffne, damit man sie für das künftige 
Verhalten zur Richtschnur nehmen und Russlands Verlangen erfüllen 
könne. Als Mercy daraufhin wieder den beiderseitigen Verzicht 
zur Sprache brachte, von- dem sein Hof nicht zurücktreten könne, 
•entgegnete Vergennes, so erwünscht auch dessen Ausführung sei, 



so wenig glaube er an seine Annahme durch den König von Pretissen ; 
indes erklärte er, die französische Regierung sei bereit, im eigenen 
Kamen Verständigungsvorschläge zu machen, wenn ihr seitens des 
Wiener Hofes vertraulich dazu die Grundlagen geliefert würden; 
sie verpflichte sich auf Ehrenwort, dass niemand in der Welt von 
diesen vertraulichen Eröffnungen etwas erfahren solle und dass sie 
alles als eigene Vermittelungsgedanken vorbringen werde. Mercy 
meinte darauf, die Absichten und Ansichten seines Hofes seien der 
französischen Regierung längst bekannt : man wünsche eben nur 
die Erhaltung des Gleichgewichts zwischen den beiden Mächten, 
sei es durch Verzicht auf jede Vergrösserung, sei es durch gleich- 
wertige Erwerbungen; worauf Vergennes erwiderte, sein Hof gönne 
dem Verbündeten einen wesentlichen Vorteil und glaube in der 
Tat, diesen erwirken zu können, wenn Österreich nicht etwa die 
Reichenhaller Salzwerke für sich in Anspruch nehme; was es sonst 
als unumgänglich zu fordernde Konvenienz ansehe, möge es die 
französische Regierung wissen lassen. Als Mercy dann wieder 
seine Mahnungen vorbrachte, Frankreich dürfe nicht zulassen, dass 
Russland bei der \ criniLLung die ausschlaggebende Rolle spiele, 
sondern müsse seine allianzmässige Gesinnung nun endlich mit 
Nachdruck und Standhaftigkeit kundmachen, fand er damit jetzt 
ebensowenig Anklang wie bisher: Vergennes antwortete, wenn Russ- 
land, wie man sage, schon jetzt das verfehlte des mit der Reprä- 
sentation getanen Schrittes einsehe, werde Frankreich sich gewiss 
hüten, eine ähnliche Torheit zu begehen, und wolle lieber danach 
trachten, seinem Verbündeten wirklich nützliche Beweise der Freund- 
schaft zu geben ; aber abgesehen davon, kenne auch jedermann die gegen- 
wärtige Lage Frankreiclis und die daraus entspringende Unfähigkeit, 
Drohungen Taten folgen zu lassen. Dagegen Hess sich nicht viel 
sagen und Mercy begnügte sich denn auch mit dem Bewusstsein, 
dass die französische Regierung offenbar bestrebt sei, den Krieg 
in einet lui iliren Verbündeten ehrenvollen Weise zu beenden; seit 
Maurepas' Erkrankung schien ihm die Haltung Frankreichs freund- 
schaftlicher geworden zu sein und von Vergennes glaubte er eine 
kräftigere Politik erwarten zu dürfen, wenn er die Hände frei habe. 

Unter den obwaltenden Umständen konnte auch Marie An- 
toinette keine Änderung der französischen Politik herbeilühren. 
Den Mahnungen des Botschafters und den Bitten ihrer Mutter nach- 
gebend, liess sie zwar fast keinen Tag vorübergehen, ohne mit 
ihrem Gemahl über die Staatsgeschäfte zu sprechen, aber selbst ihre 
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Äusserung, ihr Haus werde lieber den Krieg fortsetzen als einen 
ungünstigen Frieden schliessen, und dann müsse Frankreich sich 
am Ende doch beteiligen, verfehlte den Eindruck^^). 

Vergennes erwartete noch immer, dass ihm Kaunitz die öster* 
reichischen Mindestforderungen angeben werde, damit er sie zur 
Grundlage von Friedensvorschlägen mache; jedenfalls war er nach 
den Erfahrungen Breteuils nicht geneigt, selber mit einem Vorschlag 
hervorzutreten, wenn ihm keine Anhaltspunkte gegeben würden. 
Dabei konnte er allerdings die Befürchtung nicht unterdrücken, dass 
Österreich sicli nur Russland eröft'nen werde, um sich dessen Unter- 
slützuiiL^^ zu sichern; die Besorgnis, dass der Friede dann möglicher- 
weise ohne Teilnahme Frankreichs abgeschlossen werde, hegte er 
indes nicht, da er gewiss war, der König von Preusscn werde unter 
allen Umständen die französische Garantie für den Friedensvertrag 
fordem^^). Indes die Holfnung, dass Österreich das Mindestmass 
seiner Ansprüche angeben werde, schwand immer mehr; Kaunitz 
blieb bei der Rückgabe Bayerns gegen preussischen Verzicht auf 
Anspach'Baireuth; er scheint darin von Maria Theresia und Joseph 
unterstützt worden zu sein. So war also eine Grundlage noch nicht 
gewonnen, als schon der Ort der Verhandlung in Frage kam. Von 
französischer Seite war Wien zur Konferenz vorgeschlagen worden ; 
Kaunitz wäre einvcrslaiiJen gewesen, sah aber offenbar voraus, dass 
König Friedrich nicht zustimmen werde, und schlug Warschau vor 
in der Hofi'nung, dass russischer Bevollmächtigter dort Graf Stackcl- 
berg sein werde, der als Anhänger der russisch-österreichischen 
Allianz galt, während man bei Repnin S}'mpathien fUr den König 
von Preussen vermutete. Auch Breteuil hatte Bedenken gegen 
Wien, weil dort Fürst Galizyn als Vertreter Russlands hätte teil- 
nehmen müssen, den er unfähig, falsch, kleinlich, eitel und vor 
allem dem Wiener Hof unbedingt ergeben nennt^^. 

Nachdem nun aber in Paris die Nachricht eingelaufen war, 
dass Kaiserin Katharina zur Vermittlung bereit sei und die Form 
dem Allerchristi ichsten König überlasse, hielt man es für angezeigt, 
dass nun vor allcni die in Wien beglaubigten Botschafter der ver- 
mittelnden Maciite vereint neue Unterhandlungen der kriegführenden 
Parteien herbeiführten. De Pons erhielt Befehl, von Berlin ins 
Hauptquartier des Königs nach Breslau zu gehen und sein Ver- 
halten dort nach den Weisungen einzurichten, die ihm aus W^ien 
von Breteuil zugehen würden*'*), den er seinerseits von der Stimmurfg 
König Friedrichs und von Eröffnungen der preussischen Minister 
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unterrichten konnte ; für die eigentliche Unterhandlung in Breslau 
mit dem Zweck, den König zur Vorlegung von Friedensbedingungen. 
zu bewegen, kam nicht er, sondern Repnin in Betracht, der seiner 
Zeit nach Wien reisen und dort mit Breteiül den Abschluss herbei- 
führen sollte«»). ... 

In Wirklichkeit entwickelten sich die Dinge ganz anders. Iti 
Russland hatte man gehofft, Frankreich werde den Friedensentwurf 
vorlegen, hatte sich aber sehr getäuscht: Vergennes blieb dabei, 
die kriegführenden Mächte müssten selber mit Vorschlägen hervor- 
treten und die vermittelnden Mächte hätten nur dahin zu wirken, 
dass dies tatsächlich geschehe; in Breslau hätte Repnin, in Wien 
l^reteuil cias zu erwirken; von dem Erfolg sollte Russland sofort 
vertraulich benachrichtigt werden'*^). 

In Petersburg hatte inzwisclien Corbcron bald nach Empfang 
des am 13. eingetroffenen Kuriers l'anin Mitteilung gemacht von 
der Depesche Vergennes' vom 24. Oktober und ihm auf seinen 
Wunsch den wesentlichen Inhalt in einer Note zusammengcfasst^'). 
Als ihm Panin am 20. November die russische Antwort in Gestalt 
einer Note verbale übergab'^), erhielt er auf seine Frage, ob die 
Friedensunterhandlung nach dem Vorschlag der französischen Re- 
gierung in Wien stattfinden solle, die Antwort, es sei der Zarin 
gleichgültig ; nach den ersten Besprechungen Repnins mit dem König 
von Preussen werde man sich über Ort und Art der Verhandlung 
verständigen. 

Bereits am 19. November war Fürst Repnin von i'cLeisburg 
über Riga nach \v arsclmu abgereist, um von dort in das preussische 
Hauptquartier nach Breslau zu «^elien'*''). 

Als die russische Regierung sich entschlos«;, durch eine un- 
zweideutige Kundgebung ihrer Aufifassung von der Sachlage im 
deutschen Reiche den Wünschen ihres Verbündeten nachzukommen 
und dadurch gleichzeitig einen Druck auf den Wiener Hof aus- 
zuüben, fasste sie auch die Absendung eines höheren Offiziers ins 
Auge, um mit König Friedrich Massnahmen zu vereinbaren (lir den 
Fall, dass Österreich der Schlichtung des Streites Schwierigkeiten 
bereite. Zu dieser wichtigen Sendung wurde der General Fürst 
Repnin auserwählt, der Befehlshaber des zur Unterstützung Preussens 
bestimmten russischen Hülfskorps; seine Persönlichkeit schien be- 
sonders geeignet, da er sich beim König grosser Beliebtheit erfreute. 
Auch bei Katharina und bei dem Thronfolger, Grossfürst Paul, stand 
er in hohem Ansehen; mit dem leitenden Staatsmann Grafen Fanin 
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war er verwandt, mit Potemkin befreundet; diese Beziehungen ge- 
währten ihm bei seinen Unterhandlungen eine Bewegungsfreiheit, 
die der Sache zu gute kommen musste. Solms weiss zu berichten, 
dass der Fürst, ein Bewunderer des Preussenköntgs, sich um die 
Stellung als Kommandierender des Hiilfskorps beworben und zur 
Krreichung dieses Zieles auch Ränke nicht j^jescheut habe, in der 
HülTniing, unter dem Oberbefehl des von ilnn verehrten Munarchcn 
kriegerische Taten zu verrichten*^). 

Wir wissen bereits, dass man in Petersburg keineswegs geneigt 
war, sich in irgend einer Hinsicht durch die Unterstützung des 
Alliierten Unannehmlichkeiten zuzuziehen, und dass die militärischen 
Massregeln, die man anordnete, ebensosehr die Möglichkeit eines 
Türkenkrieges ins Auge fassten, wie gemeinsames Vorgehen mit 
Preusscn t;c[;cn Osterreich. Zahllose Rücksichten, die der Peters- 
burger Hof iiehnicn zu müssen erklärte, einerseits, starke iin.iii/ielle 
Anforderungen, welche Unterhaltung und Verpllegung des rubsischcn 
Hulfskorps an die prcussiselie Staatskasse stellen sollte, andererseits 
Hessen es König Friedrich ininier zweiteihafter erscheinen, ob die 
Unterstützung durch russische Truppen ihni überhaupt Vorteil 
bringe, zumal sie erst für das nächste Frühjahr in Aussicht 
stand und deshalb fürs erste aucli nicht einmal als Pressionstnittel 
in Betracht kam; ja, selbst fiir jene Zeit war nicht mit Bestimmtheit 
darauf zu rechnen, da die Zarin sich die Verwendi^ng ihrer Truppen 
gegen die Pforte ausdrücklich vorbehielt^'). 

Aus Rücksicht auf (Österreich, wo Repnin sich keiner Sym- 
pathien erfreute, hätte Panin gerne gesehen, wenn der Zweck der 
bevorstehenden Reise des Generals vorerst noch geheim geblieben 
wäre; aber schon am 9. Oktober wusste Corbcron nach Paris zu 
melden, Repnin werde mit 34CXX> Mann in Galizien einrücken, so- 
bald die österreichische Antwort auf die russische Vorstellung ein- 
getroffen sei^*). 

Am II. Oktober richtete Katharina an den Kuirig von Preussen 
ein Schreiben, worin sie die Sendung Repnins ankündii^te und als 
deren Zweck bezeichnete, für den Fall des Misslingens ihrer letzten 
Bemühungen zugunsten des Friedens am Wiener Hofe mit dem 
König Vereinbarungen zu treffen über weiter zu ergreifende Mass- 
regeln. Repnin werde hierbei dem König, ihrem Verbündeten, 
den Beweis ihrer aufrichtigen Freundschaft liefern, trotzdem das 
Verhältnis Russlands zur Pforte gespannt sei und dieser Gegner 
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SO stark rüste» dass sie ihm grosse Truppentnassen entgegensetzen 
tnüsse^^. 

Aber die Abreise Repnins erfolgte nicht so rasch, wie zuerst 
geplant war. Der Fürst hatte nämlich die Aufgabe übernommen, 
im Gouvernement Smolensk die neuen Regierungsgrundsätze der 

Kaiserin durchzuführen ; bei der Schwieriorkeit und Wichtigkeit dieser 
Aufgabe war es nötig, dass er seinen Nachfolger eingehend über 
seine Oblici^cnheiten unterrichtete'"'). Auch der Zweck der Sen- 
dung veränderte sich, nachdem nunmehr die Kaiserin-Königin am 
15. Oktober durch Graf Kaunitz die Vermitthnig Russlands gemein- 
sam mit derjenigen Frankreichs angerufen und so ihre friedlichen 
Gesinnungen bekundet hatte; die militärische Seite trat in den 
Hintergrund vor der Aufgabe mehr diplomatischer Natur, die An« 
sieht des Königs von Preussen über die Friedensgrundlagen zu 
erkunden und die verbündete Macht dem Frieden geneigt zu machen. 
Immerhin wäre es erwünscht gewesen, wenn die Reise hätte be* 
schleunigt werden können; soviel an ihm lag, suchte Solms darauf 
hinzuwirken. Denn die Frage der militärischen Unterstützung blieb 
für seinen Herrn von grosser Wichtigkeit; er selber vermied frei- 
lich möghchst sich einzumischen, da durch seine Berichterstattung 
wiederholt Missverständnisse entstanden waren. Indes da auf diplo- 
matischem Gebiet manfrels ausreichender Grundlaren nocli nichts 
zu verhandeln war, spielte in der Unterhaltung zwischen Solms und 
Panin doch das Hülfskorps und seine Verwendung eine grosse 
Rolle. Nun gab Panin ganz offen auf Befragen zu, die früher 
gebrauchte Phrase, Russland wolle selbständig als kriegführende 
Macht an die Seite Preussens treten, habe nur ausdrücken sollen, 
mit welcher Bestimmtheit die Zarin dem König Beistand zu leisten 
entschlossen sei; Russland werde tatsächlich nur Hülfsmacht sein, 
dabei aber doch mit allem Nachdruck wie eine unmittelbar be- 
teiligte Macht handeln. Das war nun auch wieder nur eine Redens- 
art, die überdies noch im Gegensatz stand zu der geringen Starke 
des Hülfskorps; als Solms sich einmal darüber wohl etwas ver- 
wundert äusserte, entgegnete ihm Panin, man könne augenblicklich 
nicht mehr Truppen entbehren, und schon bei dieser Stärke werde 
das Korps dem König durch die zu gewährende Verpflegung Geld 
genug kosten; für später sei allerdings eine Verstärkung beabsichtigt. 
Und was die Versammlung der Truppen anbetraf, konnte selbst 
der vom besten Willen geleitete Repnin keine Aussicht eröffnen, 
dass sie vor Januar des folgenden Jahres beendet sein werde^*]. 
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Ganz ungenützt Hess man in Petersburg die Zeit nun aber 
doch nicht verstreichen : man musste ja Air Repnin Instruktionen 
entwerfen und ihn in die politische Lage einweihen, eine keines- 
wegs leichte Aufgabe fiir Panin, der von den eigentümlichen Ver- 
hältnissen des deutschen Reiches, von seinen Grundrechten und 
seiner Verfassung nur unklare Vorstellungen hatte. 

In der Vollmacht fiir Repnin, die, wie alle dazu gehörigen 
Schriftstücke, vom 2. November n. St. datiert ist, werden als Griindc 
seiner Sendung angeführt: das allgemeine Interesse der europäischen 
Mächte an dem über die Erbfolge in Bayern entstandenen Krieg, 
die Anrufung russischen Beistands seitens mehrerer in iiiren Rechten 
gekränkter Reichsstände, und der Wunsch nach Herstellung des 
Friedens; als ihr Zweck wird die Herbeiführung eines innigen, 
freundschaftlichen Einvernehmens mit den Verbündeten über die 
zur Beendigung des Krieges dienlichen und anwendbaren Mittel 
bezeichnet**). 

Ein umfangreiches Reskript der Zarin an den Fürsten Repnin 
dient als Begleitschreiben der Vollmacht. Sein Verfasser stellt sich 
vollkommen auf den preussischen Standpunkt; er verurteilt das 

Vorgehen Österreichs gegen den Kurfürsten Karl Theodor und die 
Konvention vom 3. Januar 1778; er würdigt die durch die Bchand, 
lung der sächsischen Aliodialanspriiche als wohlbegründet erwiesene 
Besorgnis der Reichsstände, namentlich der unmittelbar beteiligten; 
er billigt die Anrufung preussischen Beistands seitens dieser Stände 
und lobt den von Preussen erhobenen Widerspruch gegen die Ver- 
letzung der Reichsverfassung. Wenn es trotz der langen Verhand- 
lungen zwischen Wien und Berlin im Juli doch zum Krieg ge- 
kommen sei, so liege die Schuld an der Habsucht und Hartnäckig- 
keit des Wiener Hofes. Die nachher angeknüpfte Unterhandlung 
Thuguts sei nur ein Schachzug des Fürsten Kaunitz gewesen, um 
den König von Preussen ins Unrecht zu setzen, ebenso wie der 
Vorschlag des beiderseitigen Verzichts, nach dessen Annahme 
es Österreich noch immer h cigestanden haben win de, seine Ansprüche 
an die bayrische Erbschaft auf dem Rechtsweg geltend zu machen; — 
was übrigens König Friedrich sofort durchschaut habe. Die Sache 
Preussens wird als die gerechte bezeichnet; nur zur Erhaltung der 
Reichsverfassung habe der König die Waffen ergriften, folglich 
stimme sein Interesse mit dem Russlands überein, und Russland 
wolle ihm nun tatsächliche Unterstützung gewähren, damit der hoch- 
mütige und ehrgeizige Wiener Hof gezwungen werde, dem gesetz- 
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liehen Erben den Teil Bayerns zurückzuerstatten, dessen er sich 
unter Verletzung des Reichsfriedens bemächtigt habe. 

Um dies zu erreichen, so heisst es weiter, hat die Zarin 
zunächst in Wien eine ernste Vorstellung überreichen lassen und 

gleichzeitig sich mit verschiedenen Höfen Europas in Verbindung- 
gesetzt, damit diese sich ihrem Vorgehen anschliessen. Dadurch 
wird Frankreich genötigt, öffentlich Stellung zu dem Kriege in 
Deutschland zu nehmen ; denn nur, wenn das geschieht, wird Eng- 
land die erforderliche Freiheit gewinnen, sich Prenssen und Sachsen 
anzuschhessen ; und auch andere Höfe erwarten ung^eduldig die 
Entscheidung des Hofs von Versailles, um im günstigen Falle ihrer 
Entrüstung über Österreichs Verhalten freien Lauf zu lassen. »Auf 
diese Weise werden wir in den Augen ganz Deutschlands die Ehre 
haben, diese so notwendige Entwicklung, ja vielleicht sogar den 
Zusammenschluss mehrerer Fürsten zu einem einzigen Ss^tem berbei- 
geführt zu haben, woraus dann fiir Russland der so lang ers^nte 
Nutzen entspringen kann, nämlich für die Zukunft zum Garanten 
der deutschen Reichsverfassung ernannt zu werden, — eine Eigen- 
schaft, der Frankreich seinen vorwiegenden Einfluss auf die deutschen 
Angelegenheiten zu verdanken hat.« Dann fährt der Verlasser 
fort — wobei immer die Zarin als redend angenommen wird: nach 
den Vorgängen der Vergangenheit zu urteilen, sei es wahrschein- 
lich, dass der Wiener Hof unter Kaunitz' Leitung den russischen 
Schritt nicht gebührend ernst nehmen, und dass Russland alsdann 
sich genötigt sehen werde, seinem Verbündeten und den drei ge- 
schädigten ReichsHirsten wirklichen Beistand zu gewähren. Freilich 
bereite das unsichere Verhältnis zur Pforte, die Notwendigkeit, an 
der türkischen Grenze beträchtliche Truppenmassen zu halten, manche 
Schwierigkeit, aber sie Hessen sich überwinden durch die Annahme 
eines Planes, nach dem sich die in verschiedenen Richtungen wir- 
kenden Korps gegenseitig unterstützen könnten. Mit Rücksicht 
hierauf und um im Friihjahr kampfbereit zu sein, sei die Aufstellung 
eines ansehnlichen Korps in der Umgegend von Polonna angeordnet, 
das zur Unterstützung des Königs von Prcusscn dienen solle; ferner 
solle das Korps des Generalleutnants Romanius bei Lublin, also 
gegen Galizien und Ludomirien hin, Winterlager nehmen und Vor- 
räte sammeln für das erste Korps, das nach seiner Vereinigung 
mit einer gleichstarken preussischen Heeresabtetlung in preussische 
Verpflegung übergehe. Über die Einzelhelten des Zusammenwirkens 
müsse nun allerdings noch ein besonderer Vertrag zwischen Preussen 
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und Russland für die Dauer des (gegenwärtigen Krieges geschlossen 
werden ; diese Aufgabe falle Repiiin zu. Daneben erhalte er, nach- 
dem die Höfe von Wien und Versailles gemeinsam Russlands Ver- 
mittlung erbeten hatten, eine weitere Aufi^abc, nämh'ch als diplo- 
matischer Unterhändler bei König Friedrich tätig zu sein. Daher 
solle er möglichst bald ins königliche Hauptquartier abreisen ; dort 
soJie er betonen, wie Russland bereit sei zu sichtbarlichen Erweisen 
seiner Freundschaft, und zwar sei dies der Fall nicht etwa auf Grund 
des beiderseitigen Bündnisverhältnisses, sondern tals Vergeltung der 
Treue, mit der Preussens König bisher seinerseits sich Unsrer An- 
gelegenheiten und Unsrer Interessen angenommen hat.« — Fast 
könnte man glauben, der russische Hof wolle um Entschuldigung 
bitten daiUr, dass er die Vermittlung übernommen habe, wenn 
Repnin in Breslau ausdrücklich hervorheben soll, dass, noch bevor 
man in Petersburg über die Aufnahme der Repräsentation in Wien 
unterrichtet war, der Vorschlag des Wiener Hofes eintraf, Russland 
möge gemeinsam mit L l ankreich vermitteln, ein Vorschlag, den die 
Zarin bei ilirem Wunsche nach friedlicher Beilegung des Streites 
nicht unberücksichtigt habe lassen können, um so weniger, als ja 
auch König Friedrich die gemeinsame Vermittlung Frankreichs und 
Russlands wünsclie. 

Mit auffälliger Schärfe spricht sich im weiteren das Reskript 
aus über das Verhalten des Fürsten Kaunitz. Dem Staatskanzler 
wird vorgeworfen, seine hinterlistigen Friedensvorschläge be- 
zweckten nur äusserlich den aufrichtigen, freilich schwachen 
Friedenswünschen der Kaiserin • Königin entgegenzukommen, in 
Wirklichkeit aber die Kriegslust des Kaisers zu begünstigen und 
so hier wie dort seinen persönlichen Kredit zu stärken; es werde 
wohl auch auf seinen verderblichen Einlluss zurückgeführt werden 
müssen, wenn schliesslich die Vermittlung erfolglos bleibe und das 
russische Hülfskorps in Tätigkeit trete. 

Hinsichtlich der Verhandlungen selber würde es die russische 
Regierung gerne sehen, wenn der König von Preussen ihr seine 
äussersten Bedingungen für die Herstellung des Friedens und für 
die Befriedigung der geschädigten Reichsstände mitteilen wollte, 
um den bei der grossen Entfernung mit Hin- und Hersendung von 
Kurieren verbundenen Zeitverlust möglichst zu vermindern; sie gibt 
im voraus das Versprechen, dass niemand etwas von dem preussischen 
Ultimatum ohne Einwilligung des Königs erfahren solle. In 
militärischer Beziehung sieht das Reskript die Ursache des Misserfolgs 
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der preussiscben Armee im gegenwärtigen Kriege darin, dass sie 
stets auf der äusseren, ihr Gegner aber immer auf der inneren 
Linie gestanden habe; dadurch sei es gekommen, dass sie, obwohl 
im ganzen an Zahl überlegen, jedesmal beim Vorrücken auf 
konzentrierte und überlegene feindliche Truppenmassen gestossen 
sei. Aus diesem Grunde, glaubt der Verfosser des Reskripts, 
werde eine russische Diversion in Galizien und Ludomirien fiir die 
Österreicher uciL unangenehmer sein als eine unmittelbare Verstärkung 
der könighchen Armee. Nun sei es aber mit Rücksicht auf die 
gespannten Beziehungen zu den Türken unmöghch gewesen, das 
Korps bei Polonna stärker zu machen; in seiner augenbHcklichen 
Zusammensetzung sei es zu erfolgreichem selbständigem Vorgehen, 
namentlich in einem Lande, worin sich viele befestigte Plätze 
befänden, unzureichend, weshalb, nach Ansicht des Verfassers, 
gleichzeitig mit den von Osten kommenden russischen Truppen von 
Westen her ein gleichstarkes preussisches Korps in Galizien ein- 
rücken und sich mit den Russen vereinigen müsse; dabei sei aber 
anhaltend darauf Rücksicht zu nehmen, dass letztere sich nicht zu 
weit von dem Dnjestr entfernten, um nötigenfalls auch nach der 
anderen Seite einen Schlag führen zu können. Wenn nun der 
König von Preussen, wie nicht zu bezweifeln sei, diesen für ihn so 
vorteilhaften Plan annehme, habe Repnin wesentlich noch zu unter- 
handehi über die V'er])flcgung der Truppen durch die preussische 
Heeresverwaltung von dem Tage au, da sie österreichisches Gebiet 
beträten. Die Operationen im einzelnen festzustellen bleibe Repnin 
überlassen; als unumgängliche Voraussetzung der russischen Unter- 
Stützung aber müsse festgehalten werden, dass ein gleichstarkes 
preussisches Korps mit den Russen in Galizien eindringe, wenn 
nicht etwa ganz besonders gewichtige und zwingende Gründe 
den König veranlassten, die Mitwirkung der Russen gegen Mähren 
zu fordern, um dort die Entscheidung herbeizuführen. Das Verlangen 
des Zusammenwirkens mit einem preussiscben Heeresteil beim 
Angriff auf Osterreichisch rolen wird begruudtjl inii. dem Bestreben, 
es zu vciiiieiden, dass Russland als selbständig vorgehende Macht 
angesehen werde, und mit dem Wunsclic, den Kampf von der 
Republik Polen fernzuhalten. Denn ginge Russland allein mit einem 
Korps gegen Galizien und Ludomirien vor, so würde die Kaiserin» 
Königin dies als unmittelbaren Angriff ansehen, und wenn es auch 
nur wäre, um den Beistand Frankreichs anrufen zu können auf 
Grund des Bündnisvertrags von Versailles. Wenn das Verhältnis 



Digiti-^cü by Google 



245 

zur Pforte klar und befriedigend wäre, würde Russland darauf keine 
Rücksicht nehmen; aber unter den obwaltenden Um.^UtiKlcn müsse 
vor aKeil Dingen uic Ruhe in Polen gesichert sein, damit die 
russischen Streitkräfte nicht im Rücken und in der Flanke bedroht 
würden. Freilich bezweifelt das Reskript, dass man in Wien 
den fernen Unterschied zwischen llülfskorps und selbständig operie- 
render Streitmacht machen werde, selbst wenn das russische Korps 
sich mit einem preussischen vereinige; aber man werde sich 
wenigstens hüten, das Einschreiten weiterer Streitkräfte zu provozieren, 
zumal man mit dem etwa 30000 Mann starken kombinierten Korps 
schon genug zu tun bekomme. 

Dafür, dass Russland nicht etwa auf Grund des Bündnis* 
Vertrags, sondern aus Freundschaft und aus Erkenntlichkeit (lir die 
preussischerseits allezeit bewiesene Vertragstreue mit einer so be« 
trächtlichen Tnippenzahl, ungeachtet der Verlegenheiten mit der 
Pforte, ins Feld ruckt, \ erlangt die Zarin nun aber au^.^e^ dem Unter- 
halt der Hülfstruppen noch die jahrliche Zahlung der vertrags- 
mässit^en Subsidien für den Türkenkrieg in Hohe von 400000 Rubel, 
sowie ierner die Versicherun i^, dass der Koiiifr nicht ohne ZustininnincT 
seiner Verbündeten Frieden oder VVaft'enstillstand schliessen werde. 
Kommt im Laufe des Winters der Friede zwischen Österreich und 
Preussen nicht zu stände, so hat Repnin nach Abschluss der ICon< 
vention über die Hülfeleistung und nach Vereinbarung des Operations- 
plans das Kommando seines Korps zu übernehmen und den Ver- 
abredungen gemäss zu handeln. Wie es Brauch ist, erhält er das 
Recht, gewisse Beförderungen und Ernennungen im Offizierkorps 
während der Dauer der Feindseligkeiten selbständig vorzunehmen^*). 

Bei einiger Personenkenntnis hätte man sich in Russland sagen 
müssen, dass Konig Friedrich von einer an so viele BedinL;ungen 
geknüpften Hülfeleistung schwerlich besonders erfreut sein vvürde. 
Aber es kam noch mehr hinzu. Panin hielt es nanilich für zweck- 
mässig, über die in dem Reskrii)t der Kaiserin enthaltene Instruktion 
hinaus dem Abgesandten einige besondere Weisungen mitzugeben. 
Um den König von Preussen geneigt zu machen, sein Ultimatum 
dem russischen Hofe anzuvertrauen, sollte Repnin ihm vorstellen, 
dass Russtand einen von französischer Seite kommenden Vorschlag 
notwendig entweder annehmen oder ablehnen müsse, was es aber 
aur könne, wenn es von den Absichten seines Alliierten genaue 
Kenntnis habe. Nun gab Panin zwar zu, dass die von Österreich 
vorgeschlagene Gleichstellung des beanspruchten Teils von Bayern 
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mit den künftig an Preussen fallenden fränkischen Markgrafschaften 
unzulässig sei, aber er meinte doch, der König habe sich durch 
die schroffe Ablehnung des Vorschlags scheinbar ins Unrecht ge- 
setzt und solle nun, um diesen Schein zu beseitigen, bei Beginn 
der Unterhandlungen selber darauf zurückkommen, etwa in der 
Form, dass er sich bereit erkläre, die Anspach-Baireuthsche Erb- 
folgefrage entweder sogleich oder dann, wann sie gelöst werden 
müsse, der l.iilsühciduii^ Jcr Reichsversammlung in Regensburg 
zu unterbreiten. Panin glaubte tinimt, dass alle Reichsfürsten 
diese Frage nur im Sinne Brandenburgs beantworten würden, da 
sie selber eines Tags in ähnliche Lage kommen könnten, wie die, 
in der Preussen sich den Markgrafschaften gegenüber befinde, und 
dass so Preussen keinen materiellen Nachteil haben werde von seinem 
Entgegenkommen, wohl aber moralischen Gewinn, indem es seine 
Uneigennützigkeit in unanfechtbarer Weise dartue. Anders lag die 
Sache nach Panins Meinung, wenn Österreich selber die Forderung 
des beiderseitigen Verzichts fallen liess und die Abtretung eines 
Teils von Ba3rem verlangte, etwa von der Grösse, dass er ein Ein- 
kommen von einer Million Gulden im Jahr gewähre. Sollte der 
König von Preussen sich darauf einlassen, dann wäre es den Ver- 
mittlern wohl möglich, die Schwierigkeiten zu beseitigen, die nur 
noch aus der Abschätz.ung des Einkommenbetraps entstehen könnten. 
Tn diesem Falle hielt Panin auch eine ausreichende Entschädigung 
des Kurfürsten von Sachsen durch einen preussisch-österreichischen 
Vertrag für erreichbar, während der Herzog von Zweibrücken sich 
mit der Tatsache zufrieden geben müsse, dass der Wiener Hof 
den grössten Teil seiner Beute wieder herausgebe. Bestand aber 
Preussen darauf, dass Österreich gar nichts erhalte, während es 
selber auf die fränkischen Lande nicht verzichte, so sah Panin keine 
Möglichkeit, den Frieden zu erlangen, als durch kriegerische Ent- 
scheidung. Für die Verhandlungen militärischer Natur empfahl 
er ganz besondere Rücksichtnahme auf Polen, und bei dieser 
Gelegenhcil trat er mit cnicr neuen Forderung hervor, die zwar 
an sich vielleicht nicht unberechtigt, doch mit dem eigentlichen 
Zweck der Sendung Repnins in keiner Verbindung stand, wenn 
man nicht etwa als Nebenzweck jener Sendung ansah, dass die 
Allianz zwischen beiden Staaten durch Beseitigung von Anlässen 
zu Konflikten gefestigt werden sollte. Panin freilich fand eine Ver- 
bindung, indem er sich sagte: wenn der Krieg länger dauert als 
ein Jahr, kann es wünschenswert sein, Polen gegen Österreich in 
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Bewegung zu bringen; daher darf man den Einfluss Österreichs 
dort nicht überhand nehmen lassen, sondern muss den eigenen 
Einfluss zu stärken suchen; und dies geschieht am besten, indem 
man Interesse an Fragen zeigt, die die ganze polnische Nation 
berühren. Eine solche Frage war nun die des preussischen Zolles 
an der polnischen Grenze; sie hatte von Anfang an in Polen viel 
Ärgernis erregt, ebenso wie die Behandlung der Stadt Danzig durch 
König Friedrich, und Panin glaubte, da^.«. die lintrüstung der Polca 
bei der bevorstehenden internationalen Verwicklung sich von neuem 
kundtun werde. Daher empfahl er dem König Nachgiebigkeit und 
Entgegenkommen in beiden Punkten, zumal sein Verhalten gegen 
Danzig den Intentionen der drei Mächte bei Abschluss des pol- 
ni^rlien Teilungsvertrags nicht entspreche, Repnin erhielt also den 
Auftrag, hierüber mit dem König zu reden und, wenn er nicht 
selber die Verantwortung fiir jenen Rat übernehmen wolle, auf 
Befragen zu erklären, dass er dazu beauftragt sei^'). 

Die Instruktionen fiir Repnin lagen längst bereit, aber noch 
immer erhielt der General nicht die Weisung der Kaiserin, sich 
auf den Weg zu machen. Am 12. November reiste nun wenigstens 
der iiiiL dem einstweiligen Befehl über das später Repnin zugedachte 
Korps beauftragte General Potemkin, ein Neffe des Feldmarschalls, 
nach Polen ab, ein Zeichen, dass die militiirischen Vorbereitungen 
nicht ins Stocken gerieten^^). Endlich, am 19. November, trat auch 
Repnin seine Fahrt an, die ihn über Riga und Warschau nach 
Breslau führen sollte, wo seine Ankunft etwa Mitte Dezember er- 
folgen konnte. Beigegeben waren ihm zwei Beamte des Aus- 
wärtigen Amtes, der Legationsrat Bulgakow und der Assessor Con- 
doidi**), ferner war er als kommandirender General von zwei Ad- 
jutanten begleitet. 

Am 8. Dezember traf Repnin nach mühsehgcr Fahrt auf 
schlechten Landstrassen in Warschau ein, wo er durch die Aus- 
bcsbcrung seiner Reise wagen mehrere Tage aufgehalten wurde. Er 
hatte dort Audienz bei König Stanislaus und wurde von ihm zur 
Tafel gezogen; dabei brachte der König das Gespräch auf die 
handelspolitischen Streitigkeiten der Republik mit ihrem preussischen 
Nachbar und erwähnte, Graf Panin habe ihn an Repnin verwiesen, 
der beauftragt sei, bei dem König von Preussen die Sache Polens 
zu vertreten. Der General antwortete, ihm sei zwar diese ganze 
Angelegenheit vollkommen fremd, aber er wolle sein möglichstes 
tun, um sich Polen nützlich zu erweisen. 
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Ganz unerfahren in politischen Dingen war nun Repnin keines- 
wegs; wenn er aber in der letzten Zeit vielleicht sich weniger um 
diplomatische Angelegenheiten gekümmert hatte, so suchte er jetzt 
um so eifriger Fühlung nach allen Seiten zu gewinnen. So benützte 
er die unfreiwillige Müsse in Warschau dazu, den russischen Ver- 
tretern in Wien, Paris, Berlin, Dresden und Regensburg seine bevor- 
stehende Ankunft in Breslau anzuzeigen und sie um Mitteilung 
alles dessen zu ersuchen, was irgendwie mit seiner Sendung in Ver- 
bindung stand, und von den wichtigsten Höfen erbat er sich Be- 
richte über den Eindruck, den die russische Repräsentation gemacht 
habe, ferner wie die Stimmung für den Frieden sei und unter 
welchen Bedingungen man ihn für erreichbar halte. In militärischer 
Hinsicht vereinbarte er mit dem Botschafter der Zarin in Warschau, 
dem Grafen Stackelberg, wie die erste Aufstellung der zur Unter- 
stüt/Aing des Königs von Preussen bestimmten Truppenteile ge- 
schehen solle. Da er Kunde erhielt, dass Angehörige des verarmten 
niederen polnischen Adels bei der allgemein herrschenden Unruhe 
in beträchtlicher Zahl sich von österreichischen Sendboten anwerben 
Hessen, empfahl er seiner Regierung, dem entgegenzutreten, vielleicht 
indem sie selber Werbungen veranstalte und die unruhigen Geister 
in russische Kriegsdienste nehme Am 1.3. Dezember konnte 
Repnin von Warschau aus die Weiterreise antreten; er langte in 
der Nacht vom 17. zum 18, 111 BiCblau au. 

In Wien hatte man beschlossen, auf die russische Reprä- 
sentation keine Antwort 2u sieben, bevor das österreichische Gesuch 
um gemeinschaftliche VermitUung der Zarin und des französischen 
Hofes beantwortet sei ; denn mit dem Gesuch war man ja dem 
von Katharina ausgesprochenen Wunsche entgegengekommen. Der 
am 30. Oktober eintreffende Kurier des Grafen Joseph Kaunitz 
wusste bereits, dass die Anrufung russischer Vermittlung von Panin 
freundlich aufgenommen worden sei, und berichtete, dass der Leiter 
der russischen Politik sich die grösste Mühe gebe, den kaiserlichen 
Gesandten zu beruhigen über die Massnahmen der Zarin Aber 
wenn man auch die Drohungen Russlands vielleicht nicht gar zu 
ernst nahm, so konnte man doch die grosse Bedeutung der russischen 
Einmischung in die Reichsangelegenheiten nicht verkennen, und mit 
Recht schrieb Fürst Kaunitz an Mercy; »Russland spielt in allem 

Anbetracht die glänzendste Rolle — , während dass der erste 

Garant des Westfälischen Friedens sich kaum getrauet seine Stimme 
zu erheben, und der einzige Aiiacrte des Erzhauses seine alUanz- 
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massigen Pflichten völlig ausser Acht setzet. t Denn die Antwort 
Panins auf das Gesuch des Wiener Hofes, das Graf Kaunitz über- 
reicht hatte, schien deutlich zu zeigen, dass man es in Petersburg 
kaum abwarten konnte, die Entscheidung im Streit zwischen Öster- 
reich und Preussen herbeizuführen, und wie man es freudig 
begrüsste, als auch der Wiener Hof ausdrücklich darum nachsuchte, 
nachdem der König von Preussen längst das Seine getan hatte, 
Russlands i.iniluss in Deutschland zu stärken. Schmerzlich für 
Kaunitz war nun freilich nicht etwa, dass man überhaupt sich an 
eine dritte Macht wenden musste, sondern dass diese Macht die 
Verbündete des Gegners war; was konnte man da von der Ver- 
mittlung erwarten, wenn diese die erste Rolle spielte, während der 
Alliierte Österreichs sich auf gute Wünsche für Wiederherstellung 
der Ruhe beschränkte? 

Trotzdem hielt Kaunitz es nicht für richtig, dass Maria Theresia 
die Initiative durch Vorlegung neuer Friedensvorschläge ergreife; 
denn dies würde, seiner Meinung nach, als ein Zeichen von Furcht 
vor der russischen Einmischung ausgelegt und von Preussen weidlich 
ausgenützt werden. Er sah allerdings voraus, dass die französischen 
Minister an ihn diese Zumutung stellen wurden; deshalb beauftragte 
er Mercy, ihnen sogleich zu beweisen, dass dies mit Ehre und 
Würde der Kaiserin- Köniinn sich nicht vertrage*'.) 

Die Frati^e, ob Knc^ oder Friede, ja, ob es überhaupt zu 
einer neuen Unterhandlung kommen werde, blieb während der 
nächsten Wochen in der Schwebe; von Wien aus konnte man 
allerdings nichts zu ihrer Lösung tun, sobald man es ablehnte, den 
Vermittlern ihre Aufgabe durch Bezeichnung einer auch für den 
Gegner annehmbaren Friedensgrundlage zu erleichtern. Man fasste 
dort eine Friedenskonferenz als wahrscheinlich ins Auge, erwog, 
wo sie stattfinden solle, hielt aber dabei an dem beiderseitigen 
Verzicht auf Gebietserweiterung fest ; immerhin Hess man erkennen, 
dass man von anderer Seite kommende Vorschläge, die Osterreich 
ein beträchtliches Stück der bayrischen Erbschaft, Preussen die 
Nachfolge in Anspach - Baireuth gewährten, nicht von der Hand 
weisen werde. Dabei war Kaunitz' Lage recht peinlich: der Kaiser 
schrieb ihm, es müsse bei dem beiderseitigen Verzicht bleiben, 
wenn man nicht unter der Hand Bayern gegen die Niederlande 
eintauschen könne; die Kaiserin-Königin aber, die den unter ihrer 
Adresse anlangenden Brief an Kaunitz aus Versehen öffnete, Hess 
ihm sagen, der Brief zeige die Wandelbarkeit der Gesinnung Josephs, 
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aber sie wolle nur den Frieden und ihr Minister habe allein ihr 
zu dienen und den Frieden herbeizuführen. Breteuil, der diesen 
Zwischenfall berichtet, bemerkt dazu, die Vermittlung werde noch 
ihre Schwierigkeiten haben mit diesen »drei Souveränen der öster- 
reichischen Politik <^^). Arneth schildert im zehnten Band seiner 
»Geschichte Maria Theresias« die Kämpfe dieser »drei Souveräne« 
sehr anschaulich an der Hand des Briefwechsels zwischen der 
Kaiserin - Königin, Kaunitz und dem Kaiser, sowie der von dem 
Staatskanzler der Kaiserin-Königin gemachten Vorschläge zur Herbei- 
führung des Friedens. Sie scheinen mir fiir die Geschichte des 
Friedensschlusses nicht wichtig genug, um hier auch nur kurz darauf 
einzugehen. Bedeutsam ist dagegen der Vortrag des Staatskanzlers 
vom 22. November als Grundlage der Depeschen vom 25. No- 
vember. Am 18. hatte Kaunitz eine Denkschrift vcrfasst über die 
verschiedenen Möglichkeiten, zum Frieden zu gelangen; Maria Theresia 
hatte den letzten der darin angegebenen Wege als den allein gang* 
baren bezeichnet: völlige Rückgabe Bayerns, Zulassung der einstigen 
Vereinigung von Anspach-Baireuth mit Preussen; in diesem Sinne 
äusserte sich auch der Entwurf eines Schreibens an den König von 
Frankreich, den Maria Theresia selber diktiert hatte: sie vertraute 
ihrem Alliierten an, dass sie zum Zweck der Beendigung des von 
ihr verabscheuten Krieges bereit sei, Bayern an Pfalz zurückzugeben, 
allen ihren Rechten und Ansprüchen zu entsagen und die Forderung 
des preussischen Verzichts auf Anspach-Baireuth fallen zu lassen ; 
doch sollte dieser Ausweg erst im letzten Augenblick betreten 
werden ; vorher möge der König sich bemühen , einen ihren 
Interessen mehr zusagenden Frieden zustande zu bringen. Durch 
ihren völligen Verzicht hoffte Maria Theresia einen Kongress zu 
vermeiden, auf dem doch an sie eine Fülle neuer Forderungen 
gestellt würde; wer nun noch Ansprüche an die bayrische Erbschaft 
erheben wollte, mochte das vor den Gerichten tun. Dem gegenüber 
hatte Kaunitz seine »Betrachtungen über die Wahrscheinlichkeit, 
dass die Mediateurs nicht darauf bestehen werden, dass dem Hause 
Osterreich von der bayrischen Succession gar nichts verbleibe, 
und der König in Preussen selbst solches nicht verlangen werde«, 
niedergeschrieben; er war darin ausgegangen von einem Brief- 
wechsel Vergcnncs' mit Vieregg aus der allerjüngsten Zeit. Der 
französische Minister hatte nämlich den Kurfürsten von der Pfalz 
aufgefordert, ihm zu etwaigem Gebrauch den Plan einer Verständi- 
gung anzugeben, die er für geeignet halte, die Interessen des 
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pfalzischen Hauses mit den Absichten aller übrigen an der bayrischen 
Succession beteiligten Partelen in Einklang zu bringen^'). Vieregg 
hatte darauf geantwortet'^, in den bisherigen Verhandlungen zwischen 
dem Kurfürsten und der Kaiserin-Königin sei bayrischerseits vor- 
geschlagen worden, den zwischen Naab und der böhmischen Grenze 
gelegenen Teil der Oberpfalz abzutreten ge<^en Rückgabe der durch 
die Konvention vom 3. Januar 1778 an die Kaiserin - Königin 
überlassenen bayrischen Hezirke. Nun machte sich Kaunitz den 
bayrischen Vorschlag zu eigen und führte dafür an, dass Pfalz ihn 
eigentlich von Anfang an gemacht und dass ihm zustimmen zu 
wollen auch der Herzog von Zweibrücken wiederholt erklärt habe; 
dass ferner die Bevölkerung damit zufrieden sein werde, da Bayern 
darin ungeteilt bleibe, daher auch dieser Plan am ehesten Aussicht 
habe, von den preussischen Ministem angenommen zu werden. 
Zudem sprächen viele Äusserungen des Königs von Preussen und 
der Minister der vermittelnden Mächte dafür, dass man es für not- 
wendig halte, Österreich einen Gebietszuwachs zu verschaffen, der 
einen wirklichen Vorteil, etwa also ein jährliches Einkommen von 
einer Million Gulden gewähre; dass demzufolge die Zustimmung 
grade zu dem pfälzischen Vorschlag bestimmt zu erwarten sei. 
Danach geht Kaunitz auf die Bedingungen ein, die möglicherweise 
an diese Erwerbung geknüpft würden. Zunächst sei bestimmt 
die l-ordcrung Preussens zu erwarten, dass man die Vereinigung 
der fränkischen Markgrafschaften mit der brandenburgischen Linie 
zugestehe; da nun die Kaiserin-Königin das zuzugeben bereit sei, 
auch wenn sie selber ganz leer ausgehe, werde sie um so eher 
zustimmen, wenn sie einen Gewinn erhalte. Die etwaige weitere 
preussische Forderung, der Wiener Hof solle dem Austausch der 
Markgrafschaften gegen die Lausitzen zustimmen, rät er abzulehnen ; 
er meint allerdings, dass König Friedrich auf diese Zustimmung 
keinen grossen Wert mehr lege, zumal Sachsen sich entschieden 
geweigert habe, auf den Tausch einzugehen, und auch die fran- 
zösischen Minister sich absprechend geäussert hätten. Die geforderte 
Verzichtleistung Österreichs auf seine Rückkaufsrechte an die 
Lausitzen käme dann von selbst in Fortfall. Die Aufgabe der 
böhmischen Oberlehnsrechte über oberpfälzische Gebietsteile würde 
bei Annahme des bayrischen Vorschlags ebenfalls unnötig sein, da 
sie dann mit den Eigentumsrechten der Kaiserin - Königin zu- 
sammenfielen; die böhmischen Lehensrechte über baireuthsche 
Gebietsteile aber könnten mit brandenburgischen Lehensrechten 
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über österreichische Gebietsteile verglichen werden. Bei der ge- 
forderten Aufgabe der Lehensrechte über sächsische Bezirke kämen nur 
Glaucha und die übrigen schönburgschen Herrschaflen in Betracht, 
worüber schon so viel zwischen Sachsen und Böhmen gestritten 
worden sei**). 

Wahrscheinlich waren diese »Betrachtungenc dazu bestimnit, 
die Kaiserin-Königin zu ermutigen und von Schritten zurückzuhalten, 
die dem Staate nachteilig sein konnten; offenbar hielt Kaunitz das 

geplante Schreiben an Ludwig XVI. für unzwcckmässig und schädlich; 
es ist dann später mit ganz verändertem Text abgegangen. 

Am Tage nachdem Kaunitz seine »Betrachtungen« nieder- 
geschrieben hatte, traf der Kaiser in Wien ein und hatte am 
24. November eine einstündige Unterredung mit dem Staatskanzler. 
Schon in seinen Schreiben aus dem Feldlager hatte Joseph gedrängt, 
man möge die Antwort auf die russische Repräsentation nun end- 
lich abschicken; Maria Theresia hatte verlangt, Kaunitz solle die 
Repräsentation beantworten durch das Angebot, alles zurückzugeben 
ohne jegliche Bedingung*^. Aber Kaunitz hatte sich nicht ent- 
schliessen können, einen in diesem Sinne abgefassten Entwurf aus- 
fertigen zu lassen, vielmehr nach sechstägigem Zögern der Kaiserin- 
Königin erklärt, es sei nicht angängig, in der ersten Note nach 
Überreichung der Repräsentation bereits das Ultimatum kundzu- 
machen ■'•'}; an dessen Stelle wollte er die Forderung der ober- 
pfälzischen Gebietsabtretung setzen, deren Durchführbarkeit und 
Erreichbarkeit er in seinen »Betrachtungen« nachgewieseu zu haben 
glaubte. 

Das Ergebnis war nun aber, dass keiner dieser beiden Entwürfe 
nach Petersburg abging, sondern ein Schreiben, welches, von allen 
Vorschlägen absehend, es der Zarin überUess, die zur Versöhnung 
fuhrenden Wege ausfindig zu machen, und nur den Wunsch 
aussprach, man möge von einem Kongress wie von jeder anderen 
Verhandlungsart, die Verzögerungen verursache, Abstand nehmen 
und den Frieden aufs schleunigste zustande bringen, auch sofort 
einen Waffenstillstand herbeiführen^^). Es ist nicht zu bezweifeln, 
dass die Wahl dieses Auswegs auf einer Verständigung zwischen 
Kaunitz und Joseph beruhte, bei der Maria Then^sla zunächst nicht 
gefragt wurde, denn sie war höchst missvergnügt über diesen 
Ausgang^^); ganz abgesehen davon, dass nun das Schreiben an den 
König von Frankreich völlig umgestaltet werden musste, und zwar 
in einem ihren Ansichten so sehr widersprechenden Sinne, dass sie 
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sich weigerte, die Ausfertigung, wie ursprünglich geplant, ganz 
eigenhändig zu schreiben — hielt sie den gewählten Weg für 
geradezu verderblich, indem er unabsehbaren Zeitverlust mit sich 
bringe und die Kri^skosten nutzlos vergrössere. Indes hat sie 
wohl schliesslich ihre Zustimmung nicht verweigert, denn schon am 
25. November ritten Eilboten nach Petersburg und Paris davon. 
Aus den Begleitschreiben des Staatskanzlers an Graf Kaunitz und 
Graf Mercy sehen wir, wie er sich die weitere Entwicklung vorstellte. 
Seinen Sohn wies er an, in engstem Rin\ cm nehmen mit Corbcron 
vorzugehen, der von Vergennes Anweisungen erhalte, und auch für 
die Anweisung Dolgoruckys und für die Benachrichtigung von de 
Pens in BerHn zu sorgen, damit diese beiden Diplomaten zu raschem 
Friedensschiuss ohne den umständlichen Weg eines Kongresses 
zusammenwirken könnten. Aber dabei tat er grade das nicht, 
was am ehesten geeignet gewesen wäre zur Beschleunigung der 
Unterhandlung: er machte keine Vorschläge für den Frieden. Dass 
man von dem Grundsatz des Festhaltens an dem beiderseitigen 
Verzicht abgegangen war, haben uns die beiden ersten Entwürfe 
der an Russland zu richtenden Antwort gezeigt; es ist nun wahr- 
scheinlich, dass der Kaiser völhges Schweigen über die Wünsche 
Österreichs empfohlen hat in der I loft'nung, dadurch mehr zu erhalten 
als das, was Kaunitz für erreichbar hielt. Nur ganz allgemein 
wird gesagt, wenn wirkhch billige und gerechte Bedingungen von 
Russland und Frankreich gestellt würden, wolle die Kaiserin-Königin 
anstandslos die Hand dazu bieten, und dann sei auch der Friede 
gesichert; vor allem aber möge den Waffen Ruhe geboten werden ^^). 

In Versailles sollte Graf Mercy, wie Kaunitz in Petersburg, 
hervorheben, dass die Überlassung der Wahl der Befriedungsmittel 
an die vermittelnden Mächte als ein Zeichen friedfertigster Gesinnung 
Maria Theresias anzusehen sei. Er sollte ferner erklären, die 
Kaiserin-Königin rechne darauf, die Teilnahme Frankreichs an der 
Mediation werde verhindern, das:- die russische Diplomatie diese 
Freiheit der Wahl in prcussenfrcundlichem Sinne missbrauche. 
Dabei komme alles darauf an, dass Frankreich »mit Würde und 
Nachdruck zu Werk gehe, und sich entschlossen zeige, die Sachen 
nicht auf das Äusserste kommen zu lassen, und in dem ärgsten 
Falle seine allianzmässige Pflicht in voller Masse zu erfüllen.« Wenn 
ein Kongress nicht zu umgehen sei, so wünsche der Wiener Hof, 
dass er nicht, wie die bisherigen Unterhandlungen, auf preussi.schem 
Boden, sondern in Wien, allenfalls in Augsburg oder auch in Krakau 
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stattfinde. In einem weiteren Schreiben, das im Gegensatz zu 
jener vertraulichen Weisung französisch abgefasst ist, heisst es: 
wenn man Österreich unbillige Bedingungen auferlegen wolle, werde 
der Wiener Hof den Krieg trotz russischer Unterstützung des Gegners 
mit den äussersten Mitteln fortfuhren und sich nicht davor scheuen, 
die Welt in Flammen zu setzen. Mit dieser Drohung sollte Mercy 
die französischen Minister veranlassen, günstige Friedensangebote 
zu machen, und zwar so rasch als möglich, damit nicht etwa ein 
unerwartetes Ereignis die besten Pläne zunichte mache ®^). 

Gleichzeitig mit den Weisungen des Staatskanzlers ging aber 
auch ein Schreiben der Kaiserin-Königin an Mercy ab, von dessen 
Inhalt Kaunitz nicht sehr erbaut gewesen sein würde, wenn er ihn 
erfahren hätte. Denn abgesehen von wenig schmeichelhaften Be- 
merkungen über die Geschäftsführung ihres leitenden Staatsmannes 
tritt die Herrscherin mit einer gewissen Leidenschaftlichkeit ein 
für ihre Idee, selbst jeglichem Gewinn zu entsagen und dabei doch 
kein Zugeständnis vom Gegner zu fordern; sie erklärt, unter keinen 
Umständen sich zu Entschädigungen, Abtretungen, Tauschgeschäften 
oder sonstigen Anforderungen verstehen zu wollen; sie wünsche» 
dass die Monarchie ihren bisherigen Bestand behalte, wenn nicht 
etwa der höchst unwahrsclieinhche Fall eintrete, dass der König 
von Preussen ihr einen Teil von Schlesien oder die Grafschaft Glatz 
freivvilliLj überlasse, und w^nn nicht, was sie e benso wenig zu hoffen 
waq;e, durch die Erwerbung Bayerns die österreichische Monarchie 
einen bedeutenden Zuwachs und eine namhafte Verstärkung erfahre. 
Da Kaunitz die Abfassung von Vorschlägen den vermittelnden 
Höfen ausdrücklich überlassen hatte, war es nicht grade eine Durch- 
kreuzung seiner Politik, wenn Maria Theresia jetzt Mercy ermächtigte, 
von ihrer Idee in Versailles vertraulich Mitteilung zu machen. 
Kürzer noch und klarer entwickelt sie ihre Vorstellung von der 
wünschenswerten Gestaltung der Dinge ihrer Tochter Marie An- 
toinette: »die Vermittler sollen uns verpflichten, alles zurückzu* 
erstatten und den Zustand von 1777 herzustellen; die Streitigkeiten 
zwischen Bayern und Sachsen bezw. den anderen Beteiligten sollen 
ausgeschieden und der Entscheidung des Reichs überlassen werden c**^). 

In Wien übergab am 26. November Kaunitz dem Fürsten 
Galizyn die Antwort auf die russische Repräsentation und fügte 
einige erläuternde Bemerkungen hinzu. Galizyn richtete im Laufe 
des Gespräches die Frage an ihn, ob man denn schon festgesetzt 
habe, in welcher Weise über den Frieden verhandelt werden solle, 
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worauf Kaunitz erwiderte, das sei nicht der Fall, indes mit dem 
Verlangen nach beschleunigter Erledigung des Streites verbinde 
sich fiir seinen Hof der Wunsch, in Wien zu verhandeln als dem 

Mittelpunkt zwischen Paris und Petersburg. Kaunitz benützte auch 

die günstige Gelegenheit, dem Missfallen darubcr Ausdruck zu 
geben, dass die russische Repiasentation nicht nur in Wien, sondern 
auch an anderen Höfen iibergeben worden sei. In seinem Ik-richt 
über diese Unterredung bemerkt Galizyn, er habe durch seine 
geheimen Verbindungen erfahren, dass man in Wien entschlossen 
sei, unter Verzicht auf ganz Bayern die Erbfolge in Anspach- 
Baireuth dem König von Preussen zu überlassen und zwar ohne 
den geheimen Vorbehalt, später auf dem Wege rechtlichen Ver- 
fahrens die eigenen Ansprüche geltend zu machen. 

Wahrscheinlich an demselben Tage hatte Kaunitz auch eine 
Unterredung mit Breteuil, worin er ihm das Schreiben der Kaiserin- 
Königen an Ludwig XVI. und die Erwiderung des Wiener Hofes 
auf die russische Repräsentation vorlas. Der Botschafter beeilte 
sich, in bestimmtester Form zu erklären, dass sein König niemals 
von sich aus einen Vorschlag machen werde in einer die Interessen 
seines Alliierten berührenden Frage; darauf zu warten sei vergeblich 
und bedeute nur Zeitverlust; Kaunitz möge der französischen Re- 
gierung vertraulich kundgeben, worauf die Absichten der Kaiserin- 
Königin gerichtet seien und welche Friedensbedingungen sie annehmen 
wolle; man gönne in Frankreich dem Verbündeten jeden erreich- 
baren Vorteil. Nach längerem Zögern verstand sich der Staats- 
kanzler endlich doch dazu, sich eingehend über die gestellte Frage 
zu äussern. Zunächst fasste er zusammen, was die Kaiserin-Königin 
nicht zugeben werde, nämlich den Austausch von Anspach-Baireuth 
gegen die Lausitzen und die Gewährung von Zugeständnissen 
unmittelbar an Kursachsen ; die luitschädigung dieses Staates für 
seine Allodialerbrechtc luibe durch Kurpfalz zu erfolgen; zu diesem 
Zwecke werde die Kaiserin-Königin dem Kurfürsten Karl Theodor 
gewisse Erleichterungen gewähren, wie den Verzicht auf das Ober- 
iehensrecht über Glaucha und Schönburg, der nur für Sachsen 
von Wert sei. Dagegen sei sein Hof bereit, den Widerspruch 
gegen die künftige Vereinigung der fränkischen Markgrafschaften 
mit dem preussischen Staate aufzugeben und sogar, wenn die Ver- 
mittler es för unumgänglich nötig hielten, ihr ausdrücklich zuzu- 
stimmen. Auch wolle man den oberlehensherrlichen Rechten auf 
Teile des Baireuther Landes entsagen, wenn preussischerseits dasselbe 
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gesciiehe in Bezug auf die brandcnburgischen Lehen in Österreich. 
Das wichtigste aber war, dass Kaunitz endlich einmal dem fran- 
zösischen Botschafter genaue Angaben machte, was Österreich als 
Gewinn davon zu tragen gedachte: er erklärte, die Kaiserin-Königin 
werde sich begnügen mit der von Karl Theodor vorgeschlagenen 
Abtretung des zwischen Naab und der böhmischen Grenze bel^^enen 
Teiles der Oberpfalz und Sulzbacfas; lieber allerdings werde ihr 
sein, wenn sie den vom König von Preussen im »neuen allgemeinen 
Versöhnungsplan t vom 28. Juli angebotenen Teil des Rentamts 
Burghausen östlich von Salza und Inn erhalten könne. Auf Gebiets- 
veränderungen aber, welche Austauschungen voraussetzten, wolle 
sie sich nicht einlassen schon wegen der schwierigen Fra£]^e der 
Aus^leicliunir der I^nkünfte. Den von seiner Monarchin ein^e- 
nommenen Standpunkt suchte Kaunitz im Gespräch zu rechtfertigen 
durch die Bemerkung, es sei seinem Hofe nicht um wirklich greif- 
bare Vorteile zu tun, sondern wesentlich darum, bei der Bevölkerung 
den Glauben zu erwecken, dass man einen Gewinn gemacht habe; 
und man werde Frankreich sehr dankbar sein, wenn es dazu mitwirke. 

Breteuil schrieb im Bewusstsein, durch Kaunitz' Eröffnungen 
einen bedeutenden Schritt vorwärts gekommen zu sein, sogleich in 
Gegenwart des Staatskanzlers das gehörte nieder, die wichtigsten 
Punkte Hess er sich sogar in die I'eder diktieren, um ja recht 
genau nach Paris berichten zu können, aber gewiss auch, um zu 
verhindern, dass Kaunitz später das eben gesagte abstreite oder 
als missverstanden bezeicline. Kaunitz sprach dann noch über die 
Art, zum Frieden zu gelangen; zwei Wege bezeichnete er als 
gangbar: entweder Abschluss zwischen Österreich und Preussen 
allein und dann Beitritt aller übrigen Beteiligten; oder Abschluss 
der Präliminarien mit Preussen, Sonderverträge zwischen der Kaiserin* 
Königin und Karl Theodor mit Zuziehung des Herzogs von Zwei- 
brücken und zwischen Kurpfalz und Kursachsen, sodann General- 
frieden auf der Grundlage jener Sondervertrage; er persönlich würde 
den zweiten Weg vorziehen; doch mochte der Friedenszustand 
schon unmittelbar nach der Unterzeichnung der Präliminarien her- 
gestellt werden. 

Aus der j^anzen Art, wie Kaunitz im Zusainnienhancf und 
wuhly:eordnet diese Mitteilunc^en vortrug, musste Breteuil erkennen, 
dass sie vorbereitet waren und wahrscheinlich an diesem Tage auch 
dann gemacht worden wären, wenn er nicht so lebhaft darauf 
gedrängt hätte. Dies gestand Kaunitz selber zu, indem er zu 
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Breteuil sagte, Mercy sei 2u diesen Eröffnungen nicht ermächtigt, 
vielmehr solle es eine Auszeichnung für Breteuil sein, dass grade 
er die friedlichen Entschlüsse der Kaiserin-Königin seinem Herrn 
übermitteln dürfe^**^). 

Noch bevor der Bericht Breteuils über diese hochwichtige 
Unterredung- in Versailles anlangte, entschloss sich Vergcnnes aus 
seiner Passivität herauszutreten. Am 3. Dezember^^-j, gelegentlich 
des Besuchs des kaiserlichen Botschafters, der die Antwort auf die 
russische Repräsentation vorlas, glaubte er bestimmt zu erkennen, 
dafis nun von Wien aus neue Vorschläge nicht mehr au erwarten 
seien ; als alle seine Aufibrderungen an Mercy erfolglos blieben, er- 
klärte er schliesslich, wie es scheint, ziemlich gereizt, da es nun 
einmal der Wiener Hof so haben wolle, werde man sich aus Rück- 
sicht, Nachgiebigkeit und Freundschaft seinem Verlangen fugen 
und einen Ausgleich55plan entwerfen, um ihn zunächst der Kalserin- 
KöniLMH ;.Lir Aas crung vorzulegen^^^). F'reilich, wie er dies machen 
sollte, war ihm einstweilen noch unklar; der Wiener Hof hatte aller- 
dings sich berufen auf die in früheren Stadien der Unterhandlung 
wiederholt von ihm vorgelegten Bedingungen, aber doch auch wieder 
gedroht, den Krieg eher fortsetzen und das Äusserste wagen zu 
wollen, als Bedingungen anzunehmen, die seinem Ansehen und der 
Wohlfahrt des Volkes en^^egen seien. 

Da traf am 5. Dezember Breteuils Bericht mit Kaunitz' For> 
derungen ein und riss den Minister aus der Verlegenheit^^). Er 
brauchte jetzt sich nur genau an das zu halten^ was der Staats- 
kanzler dem Botschafter gesagt hatte; wo ihm die Kenntnis der 
ba3mschen Verhältnisse abging, konnte PfefTel nachhelfen, der ihm 
auch eine Beschreibung des Rentamts Burghausen lieferte. Zunächst 
wurde das Programm für die gesamte Friedensunterhandlung fest- 
gestellt: Die Kaiserin-Königin und der König von Preussen als 
alleinige kriegführende Teile sollen unter V^ermittlung und Garantie 
Frankreichs und Russlands einen Friedensvertrag für sich schliessen. 
Unter derselben Vermittlung und Garantie wird zwischen der Kaiserin- 
Königin einerseits, dem Kurfürsten Karl Theodor und seinen Agnaten 
andererseits ein Vertrag über die von Österreich zu machenden 
Abtretungen geschlossen, auf den im Friedensvertrag Bezug zu 
nehmen ist; dasselbe geschieht mit einem zu schliessenden Vertrag 
zwischen Kurpfalz und Kursachsen. Der Kaiser tritt als Reichs- 
oberhaupt dem Friedensvertrag bei. Preussen hat die Garantie für 
die pfalzischen Besitzungen Jülich und Berg von 1741 zu erneuern. 

17 



Digitized by Google 



258 



Die Kurliirsten von der Pfalz und von Sachsen sollen den Aller- 
christlichsten König und die Zarin zur Vermittlung in den sie be« 
sonders angehenden F'ragen aufrufen. Dem Herzog von Zweibrücken 
soll es gestattet sein, einen Bevollmächtigten bei den Konferenzen 

zu haben, der an den Beschlüssen entweder Anteil nimmt oder 
ihnen beitritt — eine i l age, die noch freundschaftlich zu lösen bUcb"^^). 
Dann verfasste Vergennes die beiden Entwürfe für den pfälzisch- 
österreichischen Vertrag, von denen einer die Abtretung des ober- 
pfäizisch-sulzbachschen Gebiets, der andere die Hingabe bayrischen 
Gebiets festsetzte; wie Fürst Kaunitz, so empfahl auch Vergennes 
das Land südlich der Donau zu wählen, denn man glaubte in Ver* 
sailles, der König von Preussen werde wegen der Nähe von Ans* 
pach-Baireuth die Österreicher nicht gerne in der Oberpfalz sehen^°^; 
man hielt aber auch wirklich die Erwerbung des Rentamts Burg> 
hausen iiir vorteilhaft, zumal schon Kaiser Joseph L seiner Zeit sich 
mit diesem Bezirk hatte begnügen wollen. Zuletzt kam der Entwurf zum 
Friedensvertrag zwischen Österreich und Preussen an die Reihe. 
Einzelne liestimmungen konnien in den Entwürfen allerdings nur 
angedeutet werden, z. B. überliess man es in Paris der Kaiserin- 
Königin einzufügen, was sie dem Kurfürsten Karl Theodor zu geben 
bereit sei, um ihm die Abfindung Sachsens zu erleichtern ; ja, Ver- 
gennes stellte Breteuil sogar anheim, den Abschnitt, der diese Be* 
Stimmung enthielt, aus dem Entwurf ganz zu entfernen, wenn er 
Anstoss errege. 

In der Weisung an den königlichen Botschafter in Wien, der 
die Entwürfe beigelegt wurden, hob Vergennes ausdrücklich hervor, 
— und auch König Ludwig in seinem Antwortschreiben an Maria 
Theresia tat das — , dass man sich streng an die Eröffnungen des 
Staatskanzlers gehalten habe. Breteuil erhielt den Auftrag, mit 
möglichster Beschleunigung dem Fürsten Kaunitz die übersandten 
Aktenstücke vorzulejjen und ihm offen und vertrauensvoll mündlich 
alle erforderlichen Aufklärungen zu geben, sowie mit ihm den davon 
zu machenden Gebrauch zu verabreden. Danach heisst es in der 
Instruktion wörtlich : »Wenn der Minister Ihnen vorschlägt Ver- 
besserungen oder Zusätze anzubringen, die nur unerheblich (legdres) 
sind und den Kern der Sache nicht verändern (ne changent point 
le fond des choses], so können Sie, ihm willfahrend, dies tun bei 
den Entwürfen sowie in den Weisungen, die ich Ihnen bereits im 

voraus ftlr unsre Gesandten in Berlin und Petersburg zuschicke 

Wenn dagegen erhebliche Änderungen gefordert würden, die Sie 
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nicht auf sich nehmen zu dürfen glauben, so schicken Sie mir einen 
Kurier, damit ich dem Köni«;^ Bericht erstatte, und halten Sie die 
Weisungen — an de Pons und Corbcron zurück oder senden sie 
mir wieder hierher.» Die geforderte Krneuerung der preus<;ischen 
Garantie für den pfälzischen Besitz von Jülich und Berg wird damit 
begründet, dass gelegentlich der Braunauer Unterhandlungen einmal die 
Rede davon gewesen sei, Berg an Preussen zu geben als Tauschobjekt ; 
als Gegenleistung will jetzt Frankreich erneut den preussischen Be> 
sitz Schlesiens gewährleisten, wie dies ebenfalls 1741 geschehen 
war. Vergennes spricht die Erwartung aus, die Kaiserin-Königin 
werde daran keinen Anstoss nehmen, da ja Frankreich als Garant 
des künftigen Friedensschlusses ohnehin den Besitzstand der krieg- 
führenden Teile gewährleiste, also in der Sondergarantie Schlesiens 
kein Zeichen unfreundlicher Gesinnung gefunden werden könne. 
Für den Fall nun, dass der Wiener Hof den französischen Plan 
unverändert oder mit nur unerheblichen Abweichungen annehme, 
sollte Rreteuil ihn unverzüglich nach Breslau und nach Petersburg 
weiterschicken ; allerlei umlaufende Gerüchte von geheimnisvoller 
Tätigkeit der österreichischen Diplomatie bei der Pforte und in 
Polen galten zwar als unbegründet, Hessen aber doch Zeitgewinn 
erwünscht erscheinen^^^). 

Als Vergennes diese umfangreiche Arbeit vollendet und Ent- 
würfe, sowie Instruktionen abgeschickt hatte, war er voll Zuversicht; 
er zweifelte kaum noch, dass die Hauptschwierigkeit nun überwunden 
sei; jedenfalls erwartete er von Seiten des Wiener Hofes keine 
emstlichen Hindernisse mehr. Aber er hatte sich geirrt und den 
Staatskanzler noch immer zu günstig beurteilt. 

Dem Grafen Mercy hatte der Staatskanzler am 1. Dezember 
mitgeteilt, er habe Breteuil die österreichische Antwort auf die 
russische Repräsentation übergeben und ihm mündlich etwa dasselbe 
gesagt, was am 25. November an Mercy geschrieben worden sei 
über die Rolle, die Frankreich bei der Vermittlung dem Verbündeten 
Preussens gegenüber spielen müsse. Er hatte auch den auf die 
bisherigen Friedensvorschläge hinweisenden Bescheid Merc3rs auf 
die AuiTordening Vergennes*, die Absichten seines Hofes kundzutun, 
gebilligt, und gewissermassen als Ergänzung hinzugefügt, die Kaiserin- 
Königin sei zum Verzicht auf die Reichenhaller Salzwerke bereit, 
wenn er für die Herstellung des Friedens unumgänglich nötig sei. 
Von den Bedingungen aber für den Frieden, die er am 27. November 

n* 
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Breteuil in die Feder diktiert hatte, findet sich in dem Schreiben 
Kaunitz' an Mercy- kein Wort* nicht einmal eine Andeutung. Erst 
am II. Dezember ergeht eine ausführliche Weisung an den Bot- 
schafter, worin ihm mitgeteilt wird, welche Vorschläge gemacht 
worden seien. Aus ihr ersehen wir, wie sich inzwischen die Stimmung 
in Wien geändert hatte. Schon Breteuil hatte bemerkt, dass man 
in Wien sehr bald jene massvollen Eröffnungen bcdaucrle ; er hatte 
Kenntnis erhalten, der Wiener Hof sei im Besitz eines aufgefangenen 
Schreibens des Königs von Preussen an Goltz, worin der Monarch 
sein lebiiafles Verlangen nach raschem Abschluss des Friedens aus- 
spreche und sich bereit erkläre, Österreich ein Stück von Bayern, 
unter Verzicht auf das Recht des Austauschs, zu überlassen, auch 
im übrigen keine unerfüllbaren Forderungen zustellen; und um die- 
selbe Zeit wollte man in Wien wissen, Preussen sei russischen Bei- 
stands durchaus nicht mehr sicher. Die Folge davon war, dass 
das österreichische Selbstbewusstsein wieder wuchs und dass nament- 
lich der Kaiser neue Hofinung auf günstigeren Ausgang des Krieges 
fasste. — Vor der Absendung seines Kuriers an Mercy (vom 11. 
Dezember) bat Kaunitz den französischen Botschafter zu sich und 
fragte ihn, ob er seinem vorgesetzten Ministerium Mittel zu rascher 
Verwertung der letzten Eröffnungen des Wiener Hofes angegeben 
habe; Breteuil erwiderte, er habe das gemeldet, was ihm der Staats- 
kanzlcr selber diktiert habe, ohne Bemerkungen zuzufügen. Darauf 
sagte Kaunitz, neuere Nachrichten Hessen ihn glauben, es werde vor- 
teilhaft sein für die Kaiserin-Königin, wenn der Allerchristlichste 
König nur sehr bedächtig vorgehe ; der König von Preussen bezeige 
ein derartiges Verlangen nach Frieden, dass es wohl möglich sei, 
aus der bayrischen Erbschaft mehr zu erlangen als nur das Rent- 
amt Burghausen ; man müsse jeden erreichbaren Nutzen ziehen aus 
dem ungestümen Drängen des Gegners nach Frieden, der allerdings 
von der Zarin ernstlich zum Abschluss gemahnt worden sei. 

Breteuil wurde durch diese Mitteilung zwar nicht überrascht, 
aber er konnte sein Befremden über die kritiklose Aufnahme der 
cingcgaiigeaeii Nachrichten und über den Stinnnungswechsel nicht 
verbergen. In dem Bericht an Vcrgennes empfahl er dringend 
die Vermittlung von seiten Frankreichs wenigstens so einzurichten 
dass man unabhängig werde von dcw 1)^^! :ändip;cn Sch\\ankun^en 
des verbündeten Hofes **'^); denn augenbhckhch sei die Stimmung 
wieder sehr kriegerisch und lediglich die Besorgnis vor Russland 
verhindere den Ijosbruch. 
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Was Kaunitz unter dem »sehr bedächtigen Vorgehem 
Frankreichs verstanden wissen wollte, teilte er Mercy in klaren 

Worten mit. Er behauptete jetzt, die Eröffnung^en vom 27. No- 
vember seien dem französischen Huf niciit zur sofortii^en HenüUung, 
sondern nur als Ultimatum, für den äusscrsten l'all mitgeteilt 
worden, d. h. wenn günstigere Bedingungen durchzusetzen niclit 
mögiicli sein werde; die Kaiserin-Königin hofle, ihr Alliierter werde 
nichts übereilen, sondern »gradatim« zu Werke gehen uud sich 
bemühen, ihr möglichst grosse Vorteile zu verschaffen; das aber 
könne am besten geschehen durch Abtretung des von Thugut 
seinerzeit geforderten Teiles von Bayern zu beiden Seiten der 
Donau, allerdings mit Ausschluss des Salinenbezirks. Er habe auch 
Breteuil gebeten, er möge sich um die Erreichung dieses Zieles 
bemühen, aber die Absicht sei datiei keineswegs gewesen, das 
Ultimatum vom 27. November ganz zurückzunehmen; man wünsche 
nur, dass dieses erst zu allerletzt verwendet werde. In dieser 
Riclitunt^ sollte Graf Mercy bei den iianzösischcn Ministern seinen 
Einfluss geltend machen"^''). Ein Privatschreiben des Kai\zlers 
benachrichtigte den Botschafter des weiteren cini^ehcnd von dem Inhalt 
der aufgefangenen Depesche König Friedrichs an seinen Vertreter 
in Paris, aber im tiefsten Geheimnis und nur, damit Mercy französische 
Vorschläge, die Österreich weniger Nutzen als die preussischen 
gewährten, zurückweisen könne. Über die Art der Unterhandlung 
äusserte er sich dahin, dass nunmehr die schriftliche Korrespondenz 
zwischen Versailles, Wien, Petersburg und Breslau ausreichen und 
die Sendung von zwei bis drei Kurieren die ganze Frage ins reine 
bringen würde**'). 

Als am 18. Dezember Vergennes dem Grafen Mercy die an 
Breteuil gesandten Vertragsentwürfe, sowie die Weisungen an die 
königlichen Vertreter in Wien utui Ijcrlin mitteilte, hatte dieser 
zwar gegen deren Inhalt nichts einzuwenden, aber es war ihm 
unangenehm zu erfahren, dass man sich in Versailles so sehr beeilt 
hatte; denn wenn auch die gemachten Vorschläge einstweilen nur 
in Wien vorgelegt wurden und dort noch Abänderungen unterzogen 
werden konnten, so war es doch für Österreich peinlich, die von 
dem Staatskanzler selber gegebenen Grundlagen als nun nicht mehr 
ausreichend bezeichnen zu müssen. Daher hielt er es fUr angebracht, 
sich auf die Bemerkung zu beschränken, der für Österreich in 
Aussicht genommene Gebietsteil sei ziemlich dürftig, wobei er 
allerdings auf ein gewisses Verständnis insofern wohl rechnen durfte. 
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als Vergeones von dem Verlangen des preussischen Monarchen 
nach Frieden wohl unterrichtet war und zwar durch eine Denk- 
schrifti die Goltz angeblich aus mehreren Weisungen auf eigene 
Verantwortung zusammengestelit hatte, die aber nach Ansicht des 
französischen Ministeriums auf Befehl des Königs verfasst war; auch 
scheint Vergennes eine der Originalweisungen des Königs an Goltz 
gekannt zu haben, vielleicht ebenfalls ein aufgefangenes Schriftstück; 
ferner wollte man in Versailles ebenso wie in Wien wissen, der 
Grund der preussischen Friedensliebe sei in der Wahrscheinlichkeit 
zu suchen, dass Russland kein Hülfskorps stellen könne oder wolle. 
Auf Mercys Drängen, man möge der Kaiserin-Königin günstigere 
Bedingungen verschaffen als in den Entwürfen vorgesehen sei, 
antwortete er daher auch nicht etwa schroff ablehnend, sondern 
mit dem Hinweis, dass Kaunitz die Entwürfe in Händen habe und 
nach Gutbefinden etwas hinzufügen oder abnehmen könne. 

Das grosse Ereignis am französische Hofe, die Geburt des 
ersten Sprösslings aus der Ehe Ludwigs XVI. mit Marie Antoinette, 
leider eines Töchterchens« übte auf die politischen Unterhandlungen 
kaum eine Wirkung aus. Nach Eingang der Depesche vom 1 1. De- 
zember fand eine neue Besprechung Mercys mit Vergennes statt, 
in der der Botschafter, der erhaltenen Weisung gemäss, dem Minister 
klar zu machen suchte, dass von dem Ultimatum jet7,t unter gänzlich 
veränderten Umständen nicht mehr die Rede sein könne; nun müsse 
vielmehr die französische Regierung alles daransetzen, einen grösseren 
Vorteil für ihren V^erbündeten zu erlangen; sie möge suchen, die 
Abtretung des ganzen, von Thugut seinerzeit geforderten Landstrichs 
auszuwirken. Als Vergennes aber den Umfang desselben auf der 
Karte sah, erwiderte er, ohne Gegenleistung sei er zu gross, man 
möge also die Forderung herabsetzen ; immerhin gönne er Österreich 
einen bedeutenderen Zuwachs; Kaunitz möge den Teig, den er in 
Gestalt des französischen Entwurfs in der Hand habe, nach Be- 
lieben kneten^*^). 

Dies war mittlerweile schon geschehen. Noch an demselben 
Tage, an dem Breteuil die Weisungen seines Hofes vom lo. De- 
zember empfing, am 21. Dezember, las er Kaunitz die Entwiirfe 
vor, auch gab er ihm nachher eine Abschrift davon. Sofort äusserte 
der Kanzler sein Missvergnügen, dass der französische Hof nicht 
in den Vertragsentwurf zwischen Osterreich und Bayern eine iiohere 
Forderung eingesetzt habe, da der König von Preussen doch stets 
abzuhandeln suche. Wenn man nicht auf solch buudesfreundUches 
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Verhalten von französischer Seite bestimmt gerechnet hatte, so 
hätte man ja das Ultimatum grade so gut an die Russen richten 
können, wie an die eigenen Bundesgenossen. Diese Bemerkung 
machte indes nicht den gewünschten Eindruck, vielmehr erwiderte 
BreteuÜi sich nach Petersburg zu wenden, habe unter allen Um- 
ständen dem Verbündeten durchaus freigestanden, worauf Kaunitz 
sich doch veranlasst sah, andere Saiten aufzuziehen und höflicher 
zu werden; er sagte, was die KLiiserin-Köni^in begehre, sei nie- 
mandem nachteilig; nur die Würde des Staate^ solle gewahrt werden ; 
man wolle ja nur einen schmalen Gebietsstreifen, der die öster- 
reichischen Länder mit einander verbinde, (une lisidre tres etroite 
qui joignit par la Baviere les Etats autrichiens). Einer Erweiterung 
des abzutretenden Gebiets widersprach nun aber Breteuil mit grosser 
Bestimmtheit und erklärte, er werde bedeutsame Änderungen an 
dem Entwürfe seines Hofes nicht auf sich nehmen; wenn er aber 
erst Bericht erstatten müsse, gehe wieder viel Zeit verloren; er 
benützte diese Gelegenheit, auch die Gerüchte von österreichischen 
Umtrieben in Konstantinopel und in Polen zu erwähnen, die zeigten, 
dass man allgemein Österreichs Friedensliebe nicht hoch anschlage. 
Kaunitz ging nun auf die einzelnen Bestimmungen der Entwürfe 
ein und wandte sich zunächst gegen Art. 6 des Vertrags mit Kur- 
pfalz, der die völlige Auflösung des Lehensbandes der böhmischen 
Lehen in der Oberpfalz zugunsten Karl Theodors und seiner Nach- 
folger forderte; er bestritt, dass bisher der Wunsch nach gänzlichem 
Verzicht Österreichs auf die böhmische Oberlehnshoheit über alle 
oberpfalzischen Gebiete laut geworden sei und erklärte, in der vor- 
gelegten Fassung den Artikel nicht annehmen zu können. Danach 
suchte Breteuil den Artikel 8 zu verteidigen, der festsetzen sollte, 
welche Summe die Kaiserin-Königin beisteuere, um Karl Theodor 
die Entschädigung Kursachsens zu erleichtern; doch machte er 
schliesslich von der erhaltenen Erlaubnis Gebrauch, diesen Abschnitt 
ganz wegfallen zu lassen; allerdings hatte er sowohl als der Staats- 
kanzler das Gefühl, dass der König von Preussen auf eine Bestimmung 
dicseb Inhalts nicht verzichten werde. Tm übrigen bestand Breteuil 
auf dem Wortlaut der übersandten Entwürfe mit um so grösserem 
Nachdruck, als er vernommen hatte, ein weiterer aufgefangener 
Brief König Friedrichs an Goltz bezeichne den Friedensschluss als 
augenblicklich unmö^^'lich und spreche von energischen Massnahmen 
zur Fortsetzung des Krieges; auch glaubte er schon eine gewisse 
Wiricung dieses Briefes in Wien zu verspüren. Noch an demselben 
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Tai^e überreichte Brcteui! in einer Audienz der Kaiserin-Königin 
das Schreiben ihres Schwiegersohns, des Königs von Frankreich, 
mit den Vertragsentwürfen^^^). Macia Theresia nahm die Gelegen- 
heit wahr, sich über den ihr viel Sorge bereitenden Charakter des 
Kaisers auszusprechen, dessen Ehrgeiz die Unternehoiung auf Bayern 
entsprungen sei; sie knüpfte an die Lehre, die er durch den un- 
entschiedenen Krieg und den bevorstehenden Frteflensschluss erhalte, 
die Hoffnung, dass er in Zukunft seine eigenen Wünsche und Ab- 
sichten etwas mehr mit dem Interesse anderer Mächte in Einklang 
bringen werde. Auch die, wie sie zugab , wenig dem Bundes« 
Verhältnis entsprechende Haltung des Wiener Hofes gegenüber 
Frankreich führte sie zurück auf den Leichtsinn und die Vertrauens- 
seligkeit ihres Sohnes. Die Fortsetzung des Krieges bezeichnete 
sie angesichts der finanziellen Lage, des Steuerdruckes, sowie der 
Missstuiimung in der Armee als undenkbar ; aber das Gesamt- 
ergebnis der Audienz war doch bei Bretcuil die Erkenntnis, dass 
die Fürstin sich den Wünschen des Kaisers unterordne, dass sie 
überhaupt nur noch dem Namen nach die Herrschaft führe"''). 

Unmittelbar nach der Audienz begab sich Breteuil wieder zu 
Kaunitz, der inzwischen seine Änderungsvorschläge schriftlich formuliert 
hatte. In dem preussisch-Österreichischen Vertrag wollte er die 
förmliche Anerkennung des preussischen Anspruchs auf Anspach- 
Baireuth dadurch vermeiden, dass gesagt wurde: »die Kaiserin- 
Königin verpflichtet sich für sich und ihre Erben etc. , gegen die 
Vereinigung jener Länder mit der brandenburgischen Primogenitur 
keinen Widerspruch zu erheben.« Breteuil stimmle dieser Modifikation 
zu, da sie keine tatsäciinche Änderung herbeiführte, wenngleich er 
am liebsten auch jede Abweichung v'on dem übersandten Wortlaut 
vermieden hätte. Dann aber legte Kaunitz eine Skizze zum 
Abkommen mit Kurpfalz vor, die eine völlige Umarbeitung des 
französischen Entwurfs, freilich meist nur der Form nach, bedeutete, 
und einen sehr wichtigen Satz hinzufügte, nämlich, dass ausser dem 
rechten Inn-Ufer von der Salza bis zur Donau, wie Frankreich 
vorgeschlagen, noch an Österreich auf dem linken Ufer abgetreten 
werde das Gebiet, welches westlich begrenzt sei durch die Linie 
von der Mündung des Flüsschens Vils in die Donau bis zum 
Zusammenfluss von Inn und Salza. Kaunitz konnte sich bei diesem 
Zusatz auf den Wunsch des Kaisers berufen und auf die Erlaubnis 
der Kaiscnn-Königin; doch hatte Maria Theresia ihm bereits gesagt, 
er solle nicht darauf bestehen, wenn der fiauzösische Botschafter 
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deshalb sich genötigt sehen würde, neue Weisungen seines Hofes 
einzuholen. In der Tat widersprach Breteuil der verlangten Hinzu- 
fügiing, wie er schon bei der ersten Besprechung jede Erweiterung 
der Abtretungen at^elehnt hatte; Kaunitz führte allerdings jetzt 
diese ablehnende Haltung des Botschafters auf die Kaiserin-Königin 
zurück, die, wie er vermutete, Breteuil nnit^eteilt habe, dass sie 
mit dem Zusatz im Grunde nicht einverstanden sei ; während tatsächlich 
die Weiterung Brctcuils den erhallcncii Weisungen entsprach. 
Dagegen niaLlite Breteuil gec^en die ganz neue Fassung der Einleitung, 
wo der franzosLsciic Entwurf gesai^t luitte: sder Vertrag vom 3. 
Januar 1778 wird annulliert«, als gegen eine wesentlich formelle 
Änderung, keine ernstlichen Einwendungen; er widersprach auch 
nicht grade hartnäckig der Beseitigung des Artikels 6, der die 
Aufhebung der böhmischen Oberlehensherrschaft über alle ober- 
pfalzischen Gebiete bestimmte, wenngleich er hierbei sichtlich 
ungern von dem früheren Wortlaut abwich. 

Auf Verlangen Breteuils fand dann am 22. nachmittags eine weitere 
Besprechung statt, nachdem Kaunitz dem Botschafter die Entwürfe 
mit den tags zuvor verabredeten Weglassungen und Änderungen 
übersandt und in seinem Begleitschreiben hinzugefügt hatte, dass 
allein in der nunmehr festgestellten Form die Verträge die Billigung 
der Kaiserin'Königin erhalten würden, dass diese Fassung ihr 
letztes Wort an ihren Verbündeten sei, dass aber auch in dieser 
Fassung die Entwürfe als die des Königs von Frankreich, nicht 
als die des Wiener Hofes zu gelten hätten; denn die Kaiserin- 
Königin bestehe nach wie vor auf dem beiderseitigen Verzicht auf 
Gebietszuwachs oder auf Annahme der letzten Tluiq^utschen Vor- 
sciiläge^"). Breteuil machte danach, wie es scheint, keine Schwierig- 
keiten melir und die Weisungen an de Pons und Corberon konnten 
in Ikgleitung der abgeänderten Vertragsentwürfe alsbald durch 
Kuriere abgesandt werden ^''^). Kaunitz hatte von ihnen Kenntnis 
genommen und sie zweckmässig befunden; insbesondere wird ihm 
die Hervorhebung der französischen Herkunft des Friedensplans 
zugesagt haben, obwohl dabei ausdrücklich betont wurde, dass er 
auf der Kenntnis der österreichischen Wünsche beruhe, sowie der 
französischerseits kundgegebene Wunsch, dass Wien zum Sitz der 
Unterhandlungen bestimmt werde '^^). 

Auf Grund dieser von Vergennes übersandten und von Breteuil 
unverändert weitergegebenen Weisungen halte de Pons alsbald 
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nach dem Eingang der Entwürfe sich mit dem russischen Vertreter 
in Verbindun<^ zu setzen und seine Unterstützung zu erbitten; erst 
wenn dies geschehen sei, sollte er den preussischen Kabinettsministe m 
davon Kenntnis geben und zunächst auf Abschluss eines Waffen- 
stillstands, danach auf unverzügliche Ernennung eines preussischen 
Bevollmächtigten zu den in Wien geplanten Verhandlungen dringen. 

Damit war ein wichtiger Schritt vorwärts getan, aber nach 
allem, was wir von Kaunitz hören, hat der Wiener Hof sich 
schliesslich nur mit äusserstem Widerstreben dazu verstanden. Aus 
den » Betrachtungen c, die Kaunitz wenige Tage darauf über die 
Haltung des französischen Hofes in der Vermittlungsfrage anstellte, 
sprach der ganze Groll gegen den die österreichischen Interessen 
angeblich vernachlässigenden Bundesgenossen. Der Staatskanzler 
zog darin in Erwägung, ob Osterreich nicht etwa die französischen 
Entwürfe noch ablehnen und auf Gewährung besserer Bedingungen 
bestehen solle ; er kam zu dem Ergebnis, dass dieser Schritt Preussen 
gegenüber ganz unbedenklich sein werde, und dass zur Rechtfertigung 
vor dem französichen Hofe der Nachweis genüge, der König von 
Preussen selber habe bereits vorteilhaftere Bedingungen gestellt. 
Dazu sei es nicht einmal nötig, die aufgefangene preusstsche De- 
pesche an Goltz als Beweisstück anzuführen, denn jene besseren 
Propositionen habe der König dem Fürsten Lichnowsky gemacht^^^. 
Indes hatte der Staatskanzler doch Bedenken, wie man in Versailles 
dies Verfahren aufnehmen werde, und da wohl auch die Kaiserin- 
Königin sich dagegen ausgesprochen haben wird, stand man davon 
ab; man konnte freilich nicht wissen, dass Vergennes sehr bereit 
gewesen wäre, eine Erhöhung der Forderungen zuzugestehen; 
schrieb er doch an Breteuil auf dessen Meldung, man bedaure mit 
Rücksicht auf die inzwischen bekannt gewordene friedliche Gesinnung 
des Gegners in Wien lebhaft, in den Frankreich mitgeteilten For- 
derungen so anspruchslos gewesen zu sein, — die Sachlage sei 
noch ganz unverändert; keiner der beteiligten Höfe sei bislang 
benachrichtigt; wenn also die kaiserlichen Majestäten ihr Begehren 
erhöhen wollten, werde man in Versailles keine Schwierigkeiten 
machen. Er fugte hinzu, es sei ja wohl richtig, dass König Friedrich 
den Frieden wünsche, doch habe er das schon vor Beginn des 
Krieges getan; und nur dadurch, dass man in Wien auf diese 
Friedensliebe zu fest gerechnet habe, sei es überhaupt zum Kampf 
gekommen ; Österreich möge es vermeiden, zum zweiten Mal in 
diesen Fehler zu verfallen'*^. 
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Die Entscheidung über Fortdauer des Kriegszustandes oder 
Abschluss des Friedens musste nun von Breslau kommen. Dort 
war am 13. Dezember der französische Gesandte Marquis de Pons 
aus Berlin eingetroffen und hatte in mündlichem Verkehr versucht, 
die pi cussischen Minister zur Aussprache über eine annehmbare 
Friedeosgrundlage zu veranlassen, doch ohne Erfolg; Hertzberg 
lehnte es ab anzugeben, wie <^ross das von Pfalz zu bringende 
Opfer sein solle, und drang darauf, dass man sich vor allem über 
die Form der Unterhandlung verständige ; sobald dies geschehen 
sei, werde man sofort die materielle Seite in Angriff ncliinen können. 
Wien als Sitz der Verhandlungen wollte die preussische Regierung 
nicht annehmen ; Gaüzyn und BreteuU schienen ihr zudem als Unter- 
händler wenig geeignet, denn man kannte ersteren zu gut als 
Parteigänger Österreichs. So konnte also de Pons nur feststellen, 
dass Freussen gegen eine massige Abtretung bayrischen oder pfal> 
zischen Gebiets an Österreich nichts einwenden werde, dass aber 
diese Abtretung nicht durch Kompensationen erschwert werden 
dürfe. Aus diesen Daten Hess sich nun aber noch keine Friedens- 
basis machen, doch hoffte er, es werde Repnin gelingen, präzisere 
Angaben zu erhalten, zumal er zu bemerken glaubte, dass die 
preussischen Minister vor dessen luntreffen eine Entscheidung ver- 
meiden wollten^^'-). Auch seine Audienz bei dem Knnig unterblieb 
einstweilen unter dem Vorwand, dass der Monarch an einem heftigen 
Gichtanfall leide; das war tatsächlich der Fall, aber Friedrich ver- 
naochte doch am 17. den sächsischen und am iS. den russischen 
Gesandten zu empfangen; als er dann am 20. Dezember de Pons 
Audienz gab, begriisste er ihn, auf seine verwickelte Hand hin* 
weisend, mit den Worten : »Sit finden mich in demselben Zustand 
wie Jhren Minister Maurepas. c Der König dankte dem Diplomaten 
fiir die Bemühungen seines Hofes, meinte aber, dass bei dem Ober- 
wiegen des Einflusses des Kaisers über die Friedensliebe der Kaiserin- 
Königin es schwerlich zum Frieden kommen werde. Für den Shcit 
Frankreichs mit England zeigte er grosses Interesse und äusserte, 
eigentlich müssten alle seefahrenden Nationen die Partei Frankreichs 
nehmen. Für seine geplante Vermittlerrolle konnte de Pons aus 
dieser Unterredung keinen erheblichen Nutzen ziehen; im Gegenteil 
erhielt er den Eindruck, als ob man in Breslau einen neuen Vor- 
schlag des Wiener Hofes oder auch vielleicht Anträge des französi- 
sehen Königs erwarte, denn Finckenstein und Hertzberg fragten 
ihn öfters, ob er noch keine Nachrichten erhalten habe^'^). 
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Inzwischen war Repnin ia Breslau angelangt und hatte am 
i8. nachmittags nach vorgängiger Besprechung mit Graf Findcen- 
stein^^) Audienz beim König zur Übergabe seines Beglaubigungs- 
schreibens. In etwa einstündigem vertraulichem Gespräch äusserte 
sich Friedrich über alle auf den Frieden bezüglichen Fr^en; sehr 
bestimmt gab er der Forderung Ausdruck, dass die Primogenitur- 
Erbfolge in Anspach^Baireuth endgültig festgelegt werde, damit 
nicht dereinst beim Eintreten des Erbfalles Streitigkeiten entständen. 
Auch wünschte er die Angelegenheit des russischen Hülfskorps 
möglichst rasch geordnet und dieses selber beim Beginn des nach^iea 
}\ 1 I zijgs sofort in Aktion treten zu sehen; denn er glaubte, dass 
man in Wien ihn mit Unterhandlungen nur hinhalten wolle; die 
plötzliche Rückberufung des Fürsten Lichnowsky sei ein neuer 
Beweis dafür, dass die Partei des Kaisers und des Staatskanzlers 
die Oberhand gewonnen liabe. Über das Zusammenwirken des 
Hülfskorps mit der preussischen Armee gingen die Ansichten des 
Königs, der nichts von seinem Heere nach Galizien detachieren 
wollte, und Repnins, der diese Detachierung als unerlässlich be- 
zeichnete, auseinander; indes waren die Verhandlungen hierüber 
zunächst Sache der Minister. 

Unmittelbar nach dieser Unterredung beantwortete Friedrich 
das von dem Fürsten überbrachte Handschreiben Katharinas. Dieses 
war ungewöhnlich herzlich abgefasst gewesen; die Zarin hatte den 
König gebeten, sich nicht durch die wiederholten, bisher vergeblich 
gebliebenen Versuche zu Unterhandlungen abschrecken zu lassen, 
sondern das Mass seines schon gezeigten Entgegenkommens voll 
zu machen; dies werde seinen Ruhm erhöhen, die Ränke seiner 
Feinde durchkreuzen und das Ansehen der preussischen Monarchie 
bei den deutschen Reichsständen für alle Zeiten befestigen; sie 
hatte ihn dann ersucht, ihr vertraulich seine Friedensbedingungen 
zu eröffnen, mit der Zusage, wenn auch diese Friedenshofihung 
scheitere, das Hülfskorps einschreiten zulassen; Repnin werde mit- 
teilen, was sie fiir die Sache des Alliierten zu tun gedenke und 
welche Wünsche sie mit Rücksicht auf die Interessen des Reichs 
und auf den Türkenkrieg hege*^^). Der König versicherte in seiner 
Antwort, dass auch er den Frieden selbst dem glücklichsten Kriege 
vorziehe; aber die Schwiciigkeiten kämen vom Wiener Hof und 
zwar von der durch Kaunitz unterstützten Partei des jungen Kaisers, 
der Deutschland sich unterwerfen wolle. Er wollte wissen, dass 
Joseph seiner Mutter gedroht habe, sich nach Aachen zurückzuziehen. 
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wenn sie Frieden schliesse, und dass diese Drohung einen erschüttern^ 
den Eindruck auf die Kaiserin-Königin gemacht habe. Auch wollte 
er gehört haben, dass das Kabinett von Versailles unzufrieden sei 
mit der Haltung des Kaisers gegenüber den französischen Vertrags- 
entwürfen. Da der französische Hof es für nötig halte, dass Öster- 
reich einen Grcn/-.Lrcifcn von Bayern bekomme, beabsichtigte der 
Könii^, wie er schrieb, den Ministem der Zarin einii^e hierauf be- 
zügliche Gedanken iiber den hViedensschhiss vorlegen zu lassen*^^). 

Repnin überreichte am 19. Dezember den preussischen Ministern 
eine Note, worin er die Intervention der Zarin zurückführte einer- 
seits auf den von österreichischer Seite ausgesprochenen Wunsch 
einer Vermittlung Russlands, andrerseits auf die Äusserungen der 
preussischen Minister gegenüber Gaussen, dass der König mit der 
Vermittlung Frankreichs diejenige Russlands verbunden sehen möchte; 
er« Repnin, sei demgemäss bevollmächtigt, die Vermittlung und die 
guten Dienste der Zarin in die Wege zu leiten und durchzuführen, 
wann, wo und wie es den Beteiligten am meisten zusage*"). In 
einer als geheim bezeichneten Note äusserte er sich über seine 
zweite Aufgabe, nämlich AufstelhinL'^ und Verwendung des russischen 
Hülfskorps; er bezeichnete diese I iuifelcistung als einen besonderen 
Freundschaftsbeweis der Zarin, da die allianzmässige Verpflichtung 
durch die Bedrohung Russlands mit einem Türkenkrieg aufgehoben 
sei. Als Gegenleistung für diese während des latenten Türkenkriegs 
gewährte Unterstützung wünsche die Kaiserin, dass der König ihr 
die vertragsmässlgen Hüifsgelder zahle für die Zeit, da das Hül&- 
korps tatsächlich verwendet werde und solange die Ungewissheit 
gegenüber den Türken fortdauere. Alle Einzelheiten sollten durch 
Verhandlungen geregelt werden, zu denen er ermächtigt sei'^-'*). 

Mit den diplomatischen Vertretern am preussischen Hofe, 
soweit sie in Breslau anwesend waren, trat Kcpnin alsbald in Ver- 
bindung; seinem Bericht zufolge ist auch Ritter Gaussen neben 
de Pons dort gewesen. De Pons war sehr zurückhaltend und be- 
hauptete, als der Purst mit ihm über die V^ermittlung sprechen 
wollte, die Ansichten seines Hofes in dieser Frage seien ihm nicht 
bekannt. Der sächsische Gesandte Graf Zinzendorf schien gleich- 
falls noch Weisungen zu erwarten über das zu beobachtende 
Verhalten. 

Mitderweite arbeiteten die preussischen Minister eifrig an der 
Beantwortung der von Repnin übergebenen Schriftstücke. Dem 
König hatte der Botschafter, der übrigens jeden amtlichen Charakter 
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ablehnte und als seinen Auftrag nur die Überbringung eines Schreibens 
Katharinas und die Lieferung des Beweises freundschaftlicher Ge- 
sinnung der Zarin auch über die Vertragsbestimmungen hinaus 
bezeichnete*'^, die vertrauliche Denkschrift des Grafen Panin über 
die Mittel zur Herstellung des Friedens eingehändigt. Darin war, 
wie bereits erwähnt, der Vorschlag enthalten, der König möge die 
Entscheidung über die Erbfolge in den fränkischen Markgraf- 
Schäften den deutschen Reichsständen anheimstellen, die sich zweifellos 
zu seinen Gunsten aussprechen würden; leichter freilich werde Ver- 
mittlung und Herbeiführung eines Einvernehmens zwischen Öster- 
reich und Preussen sein, wenn er Österrreich Landgewinn f^önne. 
F'erner wurde dem König rücksichtsvolleres Verhalten in Zollsachen 
den Polen gegenüber dringend anempfohlen. Schon vom 19. Dez. 
datiert die Erwiderung der Kabinettsminister. Sie berufen sich, 
zum Beweis für die Friedensliebe ihres Hofes, auf die wiederholten 
Angebote erheblicher Vorteile ftir den Gegner, weisen aber die 
früher aufgestellten österreichischen Forderungen, wonach Gebiet 
mit einem Ertrag von einer Million Gulden an Österreich abgetreten, 
für den Rest des besetzten Landes an Bayern Entschädigung ge- 
währt werden solle, zurfick, da sie eine zu grosse Benachteiligung 
Bayerns bedeuteten und endlose Verhandlungen nach sich ziehen 
"Würden ; sie schlagen vielmehr vor, alle Fragen sogleich endgültig zu 
regeln, so dass Österreich gleichzeitig verzichte auf jeden ferneren An- 
spruch an die bayrische Succession und dafür die bedingungslose Ab- 
tretung einiger genau zu bestimmender Distrikte erlange, z. B. des 
zwischen Naab und Schwarzach gelegenen Teils der Oberpfalz. Sollte der 
Wiener Hof aber unter allen Umständen einen grösseren Bezirk 
gegen Gewährung von Tauschobjekten fordern, so lasse sich auch 
dies bewerkstelligen, indem er etwa 140 Geviertmeiien in der Ober- 
pfalz erhalte und an Karl Theodor dafür etwa die Markgrafschaft 
Burgau und den Breisgau abtrete, worüber freilich im einzelnen 
noch zu verhandeln wäre. Indes müssten die Tauschobjekte im 
Friedensvertrag genau festgestellt werden, damit es nicht hinterher 
darüber zu neuen Streitigkeiten komme. Ebenso müsse eine Ent- 
schädigung Sachsens für seine Allodialansprüche erfolgen durch 
Abtretung der oberpfälzischen Enklaven in Haireuther Gebiet, des 
Bezirks Mindclheim in Schwaben, durch Verzicht auf die buhmische 
Oberlehnshoheit über sächsisches Gebiet, den ja der Wiener Hof 
schon angeboten habe, und durch eine von Bayern zu zahlende 
Geldsumme, wogegen man Karl Theodor die vakanten Reichslelien 
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versprechen könnte. Für Mecklenburg werde sich wohl ein Reichs- 
lehen finden lassen, wenn Ihm der Kaiser nicht etwa das jus de non 
appellando verleihen wolle. Ferner sei es unerlässliche Bedingung, 
dass die kaiserlichen Majestäten versprächen, niemals gegen die 
Vereinigung der fränkischen Markgrafschaften mit der Krone 
Preussen Widerspruch zu erheben, ebensowenig wie gegen einen 
^\usiausch; im Gegenteil sollten sie auf alle dicjenif^ea Ansprüche 
verzichten, die einem Tausch im Wege stehen konnten, Aufs be- 
stimmteste wird die Überlassun«^ der Entsclieidung der Frage an 
die Reichsstände oder an ein Reichs^^ericbt verworfen und zuletzt 
die Überzeugung ausgesprochen, es sei am besten, sich gleich für 
einen der vorgenannten Entschädigungswege zu entscheiden, denn 
dadurch werde die Ehre des österreichischen Staates gewahrt, das 
pfalzische Haus vor völligem Ruin geschützt und dem sächsischen 
. Hause eine anständige Entschädigung ausbedungen*'^. 

Die Minister übersandten den nach der ersten Fassung Hertz- 
bergs stark gekürzten Entwurf zur Denkschrift dem König, der ihn 
genehmigte und die Übergabe an Repnin, sowie die Sendung an 
Solms anordnete***). Letzterer wurde angewiesen, die Denkschrift 
Panin mitzuteilen, der dann aus diesem und den friiher übersandten 
Plänen auswählen solle, was ihm zur Herbeiführung einer Versöhnung 
am geei^nesten scheine'***). Repnins am 21. abL^chcnder Kurier 
nahm die Weisunj^ an Solms mit. An demselben Tage hatte Finckcn- 
stein bereits den Fürsten Repnin zu sich bitten lassen und ihm in 
Hertzbergs Gegenwart die Denkschrift überreicht, welche die preussi- 
schen Friedensbedingungen enthielt, sowie die früher durch Solms 
in Petersburg übergebenen Entwürfe; er hatte dabei geäussert, alle 
diese Pläne müssten auch dem französischen Hofe, wenigstens münd- 
lich, mitgeteilt werden, wogegen Repnin nichts einwendete unter 
der Voraussetzung, dass Frankreich unparteiisch sei^'^. Repnin 
kam noch einmal auf die Frage zurück, ob es wirklich unbedingt 
nötig sei^ Österreich einen Gebietszuwachs zu bewilligen, und ob 
man nicht die Rückgabe von ganz Bayern erreichen könne, indem 
man die fränkischen Markgrafschaften gar nicht erwähne; Fincken- 
stein wies ihn aber drauf hin, dass der russische Hof selber es für 
erforderlich halte, Österreich etwas zu gewähren, und dass FVankreich 
derselben Ansicht sei; ferner müsse aber auch I'reussen darauf be- 
stehen, dass ihm der friedliche Besitz des ihm rechtmässig zu- 
stehenden Erbes von Österreich förmlich zugesichert werde. Bei der 
sich anschliessenden Besprechung über die Stellung des russischen 
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Hülfskorps erhoben die preussischen Minister Einspruch gegen das 
Verlangen, ihr König solle der Zarin die vertragsmässigen Hülfs- 
gelder für die Zeit zahlen» da das russische Korps im preussischen 
Interesse verwendet werde» während gleichzeitig Russland gezwungen 
sei, gegen die Türken Front zu machen. Repnin konnte sich den 
angeführten Gründen nicht verschliessen und versprach, bei seiner 
Herrin die Aufgabe dieser Forderung zu befürworten. Um den 
Operationsplan für das Hülfskorps feststellen zu können, verlangte 
er dann zu wissen, ob der König ein gleich starkes Detachement 
zu dessen Verstärkung nach Galizien und Ludomirien entseiulca 
wolle, eine Voraussetzung, die den bisherigen Anordnungen für 
jenes Korps zu Grunde liege, oder ob er, von dem Wunsche ge- 
leitet, sein Hauptlieer durch Entsendungen nicht zu schwächen, die 
Heranziehung der russischen Truppen nach Schlesien wünsche. In 
letzterem Falle möge er dem russischen Hofe eine genaue Darlegung 
seiner Gründe geben und die Massregeln mitteilen, die er zu er* 
greifen gedenke; diese müssten sich auch erstrecken auf den Bau 
von Vorratshäusern für die Verpflegung des Hülfskorps; des weiteren 
sei vom König Fürsorge zu treffen für den Fall, dass die Öster> 
reicher die in Polen verbleibenden schwachen russischen Abteilungen 
von Galizien und Ungarn aus beunruhigen wollten. Alle diese Punkte 
sollten in einem geheimen Sonderartikel der abzuschliessenden Militär^ 
konvention zwischen den beiden Höfen geregelt werden ; und zwar 
wurde die erste förmliche liesprechung über die Konvention auf 
den 24. Dezember angesetzt. 

Zuletzt kam Repnin noch auf die Klagen der Polen über 
die Schädiguns^ ihres Handels durch die Zollbelästigungcn der 
preussischen Unterbeamten zu sprechen; als die Minister bemerkten, 
der König habe die strengsten Weisungen erteilt, diese Missbräuche 
abzustellen, antwortete er, das sei ihm nicht unbekannt, aber sie 
möchten trotzdem dem König diese Angelegenheit wieder ins 
Gedächtnis zurückrufen, da die russische Regierung den höchsten 
Wert darauf lege, dass die polnische Nation nicht etwa durch Un> 
Zufriedenheit dazu gebracht werde, Russland während des Türken- 
kriegs oder auch Preussen während des Kriegs mit Österreich un- 
bequem zu werden. Dieses Ansuchen stellte er in aller Form» so 
dass man deutlich erkannte, welche Bedeutung der Frage in Peters- 
burg beigemessen wurde*^^). 

Da die Verhandlungen über die Militärkonvention mit dem eigent- 
lichen Friedensgcschäft nur in loser Verbindung stehen und zudem 
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ein greifbares Ergebnis schliesslich nicht gehabt haben, brauchen 
wir sie nicht weiter zu verfolgen. Soviel wurde aus ihnen dem 
König von Preusscn bald klar, dass die Unterstützung durch das 

russische Korps, wenn sie überhaupt eintrete, nur von bedingtem 
Werte sein und ihm grosse Kosten bereiten werde, für die er 
wahrscheinlich selber ein doppelt so starkes Trujjpenkorps werde 
aufstellen können^**); er wird es deshalb nicht bedauert haben, dass 
wenige Tage nach Heginn der förmlichen Konferenzen mit Repnin 
die Friedensunterhandlung in Gang kam und die Aufmerlcsamkeit 
der Beteiligten in Anspruch nahm. 

Breteuils Eilbote mit den Entwürfen der Friedensverträge 
langte am Nachmittag des 26. Dezember bei de Pons in Breslau 
an; dieser setzte sogleich den Fürsten Repnin in Kenntnis von dem, 
was Breteuil ihm geschrieben und zugesandt hatte, worauf Repnin 
mit ihm die Vorschläge zur Herbeiführung des Friedens einzeln 
durchging und sie mit den Forderungen verglich, welche in dem 
nach Petersburg geschickten preussischcn Pazifikationscntwurf ent- 
halten waren ; der Russe machte eine Reihe von Bemerkungen, die, 
wie de Pons meint, nur aus der völligen Vertrautheit mit den An- 
und Absichten des Königs hervorgegangen sein konnten; in der 
Tat fanden sich diese Bemerkungen nachher in der preussischcn 
r^ponse verbale wieder; auch bereitete er den Gesandten auf die 
Einwendungen und die Gegenvorschläge der Kabinettsminister vor. 
Dagegen konnte de Pons, gestützt auf Breteuils Mitteilungen, dem 
Fürsten Repnin erklären, dass der Wiener Hof wahrscheinlich in 
keinem der Hauptpunkte von dem französischen Plan abgehen werde; 
er hob die Mässigung und die Unparteilichkeit hervor, die in den 
französischen Vorschlägen herrschten. Repnin konnte das nicht be- 
streiten, meinte aber, im Interesse seiner Bundesgenossen scheine 
der König grossen Wert auf die von ihm angeflihrten Punkte zu 
legen'"'). Als den wichtigsten Punkt der französischen Vorschläge 
sah er die Abtretung des zwischen Donau, Inn und Salza gelegenen 
Teils von Bayern an Österreich an, wohl weil damit endlich die 
beiderseitige Verzichtsforderung aufgegeben wurde; denn in seiner 
Depesche nach Petersburg, die er dem am folgenden Tag an Cor- 
beron weitergehenden Kurier mitgab, erwähnte er ihn allein. Er 
war der Meinung, dass König Friedrich den französischen Plan 
schliesslich annehmen werde, wenn Russland es wünsche ; den Ein- 
fluss Hertzbergs, der Österreich einen Teil der Oberpfalz zuweisen 
wollte, hat er wohl nicht sehr hoch angeschlagen^^'). 
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Am 27. Dezember überreichte de Fons dem Grafen Finckcnstein 
die Vertragsentwürfe mit der Erläuterung, sie seien in Versailles 
entstanden und die französische Regierung habe sie den beiden 
kriegführenden Parteien mitteilen zu sollen geglaubt, um die Unter- 
handlung in Gang zu bringen, zu erleichtem und den Abschluss 
zu beschleunigen — Der Minister erwiderte, man müsse nun 
den V'"ertretcr des Herzogs von Zweibrücken uiueizuglich koinaien 
lassen, womit de Pens einverstanden war; dann vermisste er einen 
Vertragsentwurf zwischen Pfalz und Sachsen; und auf eine baldige 
Antwort seines Hofes konnte er um so wcnif^er Hoffnung machen, 
als sein Herr schwerlich einen Schritt tun wolle, bevor er wisse, 
wie man in Petersburg über diese neueste Entwicklung der Dinge 
denke. Es scheint übrigens, dass de Pons von der in Wien erfolgten 
Annahme der vorgelegten Entwürfe kein Wort gesagt hat; denn 
Finckenstein berichtet nichts davon an den König Indes aus 
dem Inhalt der Entwürfe, aus den Bemerkungen de Pons, und mit 
Berücksichtigung des Umstandes, dass sie nicht unmittelbar aus 
Versailles, sondern auf dem Umweg über Wien gekommen waren, 
gelangten die Minister doch zu der Ansicht, dass sie erst nach 
erfolglc; Zu.^t i uimung des Wiener Hofes abgeschickt seien, dass 
also ihr Inhalt wohl die Friedensbedingungen der Kaiserin-Kuiiigin 
darstelle. Unmöglich aber war es ihnen auch nur zu vermuten, 
dass diese Vorschläge viel mehr, nämlich das Ultimatum Maria 
Theresias bedeuten sollten. — Hertzberg war der erste, der aus 
dem Schritt des französischen Hofes die für seine Auffassung 
günstigen Schlüsse zog: man wolle, so folgerte er, offenbar in Wien 
Frieden haben und werde kaum um etwas grösseren oder geringeren 
Vorteils willen den Krieg fortsetzen; demgemäss wäre es unpolitisch, 
gleich den ersten Vorschlag anzunehmen ; vielmehr riet er, als Gegen- 
entwurf den jüngst in Petersburg und Versailles mitgeteilten Plan 
vorzulegen, der eine Vergrösserung Österreichs in der Oberpfalz 
in Aussicht nehme; ferner hielt er die Teilnahme des Kurfürsten 
Karl Theodor an den Vorverhandlungen iur nötig, nach deren 
Abschluss ein kleiner Kongress an einem neutralen Orte zur Fest- 
stellung der Friedensverträge stattündcn könne'*'). Es gelang ihm, 
Finckenstein zu seiner Ansicht zu bekelircn, und der gemeinsam 
erstattete Bericht an den König beantragte 1) die Abtretung des 
Inn- Viertels durch diejenige des oberpfalzischen Bezirks zu ersetzen, 
wodurch man den Wünschen des Herzogs von Zweibrücken entgegen- 
komme und zugleich Bayern unversehrt bewahre; 2) die Berück- 
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sichtigung Kursachsens zu fordern, etwa dadurch, dass der Wiener 
Hof zu dessen Gunsten auf Mindetheim verzichte» femer auf die 
oberlehensherrlichen Rechte über sächsische Gebietsteile und 

namentlich über die Lausitz, oder auch daduich, dass der Kurfürst 
von der Pfalz einige Stucke der Oberpfalz abtrete und eine Geld- 
summe zahle; 3) die Zustimmung des Wiener Hofes zum kunftii^en 
Tausch der frisnkisclien Markgrafschaften gegen ein anderes Gebiet 
zu verlangen; endlich 4) der König möge jegliche Verpflichtung 
gegenüber dem Wiener Hof in Betreff Jülichs und Bergs, als nicht 
zu den vorliegenden Streitfragen gehörig, von sich weisen, 
dagegen sich mit Zweibriicken und Frankreidi, die es allein angehe, 
darüber verständigen ^"). 

Der König verfügte auf diesen Bericht bin, dass an dem 
Artikel, welcher die Abtretung des Rentamts Burghausen an Österreich 
festsetzte, nichts geändert werde, wesentlich aus Rücksicht darauf, 
dass preussischerseits in Braunau grade dieser Bezirk angeboten 
worden sei; doch erlaubte er, dass unter der Hand auf die Annahme 
des oberpfölzischen Landstrichs liingewirkt werde. Dagec;en 
bezeichnete er die Erlangung einer Entschädigung für Sachsen 
allerdings als Hauptsache; selbst wenn sie nur in einer Geldsumme 
bestehe, wollte er zufrieden sein, doch genehmigte er, dass der 
Verzicht auf die böhmischen oberlehnsherrlichen Rechte in der 
Lausitz und in Sachsen gefordert werde; hinsichtlich der Behandlung 
der Jülich-Bergschen Frage stimmte er dem Antrag der Minister 
zu. In diesem, von ihm nunmehr festgestellten Sinne sollten Fincken- 
steln und Hertzberg an Goltz^ Solms, de Pons und Repnin schreiben. 
Hertzberg wurde in einem ausführlichen Kabinettschreiben von den 
Gründen benachrichtigt, aus denen ein weiteres Eingehen auf die 
von ihm empfohlenen Forderungen untunlich sei'*"). 

Auf Grund dieser königlichen Entscheidung verfassten die 
Minister die »vuilaufi<re Antwort«, die an den Iranzösischcn Ge- 
sandten gerichtet werden sollte. Sie besagte, dass der König grund- 
sätzlich gegen den Inlialt der vorgelegten \'ertragsentwürfc nichts 
einzuwenden habe, dass er indes endgültigen IVscheid auf den 
Friedensentwurf erst nach Anhörung seiner Verbündetea, des Kur- 
fürsten von Sachsen und des Herzogs von Zweibrücken, sowie nach 
Einholung der Ansicht des russischen Hofes erteilen könne; sie 
schlug dann vor, im Interesse des Herzogs von Zweibrücken und 
zur Wahrung des Grundsatzes von der Unteilbarkeit des bayrischen 
Gebiets die oberpfalzischen Bezirke zwischen Naab und Schwarzach 
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an Osterreich abzutreten; allerdings wurde dies nur als Wunsch 
geäussert und dem Hof von Versailles anheimgestellt» in diesem 
Sinne in Wien zu wirken, um dem Herzog gefallig zu sein. Da* 
gegen wurde gefordert eine vertragsmässig festzustellende Ent* 
Schädigung Sachsens und die MHwirlcung des Wiener Hofes zur 
Erreichung dieses Zieles; ferner die Bewilligung des freien Ver- 
fügungsrechtes des preussischen Staates über die fränkischen 
Marki^rafschaften nach ihrem Anfall an Preussen, und die Aus- 
scheidung des Absatzes, der über Jülich-Berg handele, aus dem 
österreichisch-preussischen Friedensvertrag ^*'^). 

Am letzten Tag des Jahres 1 778 wurde diese »vorläufige Ant- 
wort« dem Marquis de Pons erteilt; zur Erläuterung und Ergänzung 
fugte Finckenstein hinzu, dass der pfölzisch'Sächsische Vertrag an 
demselben Tage vollzogen werden müsse, wie die anderen Verträge 
und der, alle jene Einzelabkommen umfassende Hauptfriedensvertrag; 
auch die BewilHgung des Privilegium de non appellando för den 
Herzog von Mecklenburg wurde erwähnt. Im Anschluss daran 
suchten Finckenstein und Hertzberg mit der Landkarte in der Hand 
den Gesandten davon zu überzeugen, dass die Annahme des 
grösseren und schuldenfreien oberpfälzischen Bezirks den Interessen 
des Wiener Hofes mehr entspreche, als die Frw erbung Hurghauscns; 
sie behaupteten, nur die Rücksicht darauf, dass die Abtretung 
Burghausens die Grundlage des ganzen französischen Friedensvor- 
schlags sei, hindere den König, diese Forderung einfach abzulehnen. 
Der französische Diplomat empfing durch so eindringliche Vor- 
stellungen den Eindruck, dass dem König viel an der Änderung 
dieser Bestimmung gelegen sei ; um so mehr fühlte er sich veranlasst 
zu betonen, dass seiner Meinung nach der Wiener Hof grade auf 
Burghausen grossen Wert lege; er bezweifle, dass man in Wien 
geneigt sei, auf irgend eine wesentliche Abweichung von den vom 
König von Frankreich vorgelegten Bedingungen einzugehen. Im 
weiteren Gespräch gaben Finckenstein und Hertzberg /u, dass grade 
von ihrer Seite Burghausen seinerzeit in Vorschlag gebracht worden 
sei; sie wollten die Abtretung dieses Rentamts auch jetzt nicht 
verweigern, aber sie verlangten, dass der Wiener Hof die darauf 
lastenden Schulden mit übernehme, wie es Brauch sei, und zur 
Schadloshaltung Sachsens eine Barzahlung leiste. De Pons wollte 
nicht zugeben, dass eine Verpflichtung zur Schuldenübernahme 
vorliege, doch wurde ihm entgegen gehalten, seinerzeit bei der 
Erwerbung Schlesiens habe der König von Preussen die schlesischen 
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Landesschulden auch mit übernotninen; bestimmt aber erklärte er, 
dass bei solcher Belastung des abzutretenden Gebiets von Bar- 
zahlung an Sachsen nicht mehr die Rede sein könne. De Pons be- 

riclUetc am l. JaiuLu 1779 dctu liaron Hrcteuil über den Verlauf 
der Unterredung und bemerkte, er furchte, dass namentlich die 
Forderung dieser einen Million laier für Sachsen, dann aber auch 
das Verlanj;en des Königs von Freussen, die Unterzeichnung des 
pfälzisch-sächsischen Übereinkommens solle derjenigen des Gesanit- 
vertrags vorausgehen, ernste Schwierigkeiten bereiten w erde. Jedoch 
fiigte er ausdrücklich hinzu, dass das Verhalten der preussischen 
Minister in ihm den Eindruck erweckt habe, als ob der Wunsch 
nach Frieden niemals lebhafter und aufrichtiger gewesen sei'^^). 
Gleichzeitig sandte Repnin an Galizyn Nachricht von der preussischen 
vorläufigen Antwort und erwähnte dabei, ihr Inhalt sei aufzufassen 
als eine Reihe von Envägungen, nicht aber als Ablehnung der 
Verhaiidlun<^cn über den französischcii Vorschlag'*^). 

In der Tat war die Neigung zum Frieden in Breslau vor- 
waltend, und die Vorschläge Frankreichs, deren Genehm iL^^inqf durch 
den Wiener Hof als zweifellos galt, schienen ja Beweis dafür zu 
sein, dass man endlich auch in Wien ernstlich an Versöhnung denke. 
Die Hoffnung auf Beendigung des Krieges wurde dadurch gestärkt; 
Finckenstein und Hertzberg sagten in der Weisung, welche Solms 
von der vorläufigen Antwort Kenntnis gab, man dürfe wohl er- 
warten, dass nach Eintreffen der Antwort aus Petersburg auf. die 
Friedensvorschläge und nach erfolgter Anweisung Repnins es als- 
bald zu Unterhandlungen kommen werde ^^'). Und Friedrich selber 
schrieb an Goltz zur Mitteilung an die französischen Minister, wenn 
Frankreich den Wiener Hof zur At;iialiaic eines so massvollen 
Friedensplanes, wie derjenige sei, den de l'ons vorLjelep^t habe, 
veranlassen könne, dürfe der Friedensschluss als sehr \\ alirscheinlich 
angesehen werden. Die Änderungen und Anmerkungen schienen 
ihm von so geringer Bedeutung zu sein, dass der Abschluss ihret- 
halben nicht verzögert zu werden brauche; nur die Bestimmung 
über die Schadloshaltung Sachsens sei von wesentlichem Interesse ^**), 
Und nachdem er schon am 28. Dezember dem Grafen Solms gegen- 
über die Vorschläge Frankreichs als ziemlich anständig und an- 
nehmbar bezeichnet hatte, schrieb er ihm am letzten Tag des 
Jahres: »Die Umstände lassen mich auf einen ehrenvollen Frieden 
hoffen. Dann können die russischen Truppen in Kiew stehen 
bleiben und, wenn nuLig, den Türken imponieren Ver- 
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säumen Sie keine Gelegenheit, dem Fürsten Potcmkin meinen Dank 
auszusprechen für den Dienst, den er mir hierbei erwiesen hat«'^). 
Diese optimistische Auffassung erwies sich jedoch bald als un* 
begründet; sowohl de Pons wie Breteuil hatten von den Vorschlägen 
des französischen Hofes, die von Österreich angenommen worden 
waren, einen anderen Eindruck, als die preussischen Minister; 
de Pons war von Breteuil unterrichtet, dass die Bewilligung grösserer 
Opfer als der vorgeschlagenen höchst unwahrscheinlich sei'**), 
während der König sowie Finckenstein und Hertzberg auf Grund 
von übereinstimmenden Nachrichten des Freiherrn von Asseburg 
und des Prinzen von Hessen glaubten, man werde in Wien auch 
unter drückenderen Bedingungen sich zum Frieden verstehen**^). 
Auch die Geburt einer Prinzessin statt des erwarteten Dauphin in 
Versailles sah Finckenstein als geeignet an, den Wiener Hof in 
seiner friedlichen Gesinnung zu bestärken, da der Einfluss der 
Königin dadurch vermindert würde ^^'). In einem Bericht an Ver- 
gennes gab de Pons sein Urteil über die Lage dahin ab, dass der 
König von Preussen gern in allen übrigen Punkten zum Entgegen- 
kommen bereit sein werde, w-cnn man nur in Wien das ober- 
pfälzische Gebiet annehme, dass er aber hartnackig an den auf- 
gestellten Bedingungen festhalten werde, wenn die Kaiserin-Königin 
auf der Abtretung des Rentamts Burghausen bestehe. Aus dieser 
Äusserung geht hervor, dass de Pons den springenden Punkt des 
preussischen Gegenvorschlags nicht erfasst hatte. Daran waren 
aber sicherlich Finckenstein und Hertzberg schuld; sie hatten in 
ihren Unterredungen die conditio sine qua non des Königs, nämlich 
die Schadloshaltung Sachsens, hinter ihren Wunsch, die Integrität 
Bayerns zu erhalten, zurücktreten lassen. 

In Wien wuchs mittlerweile bei Kaunitz und Kaiser Joseph 
die Verstimmung; neue Depeschen des Königs von Preussen an 
Goltz, von denen sie sich Abschriften zu verschaffen wussten, be- 
stärkten sie in dem tikiuben, dass höhere Forderungen von ihrer 
Seite bei König I'riedrich nicht auf ernsten Widerstand stossen 
würden; sie wünschten zweifellos in.sgeheim, die Vorschläge des 
französischen Hofes möchten in Breslau abgelehnt werden, wenn- 
gleich eigentlich kein Grund vorlag, die Ablehnung zu erwarten ^**). 
An Graf Mercy schrieb Joseph am Neujahrstag: »— — In wenigen 
Tagen werden wir sehen, ob die Kaiserin-Königin wirklich einen 
schmachvollen Frieden erhalten wird, oder ob sie gegen ihren 
WUlen doch die Gefahren des Krieges auf sich nehmen muss. 
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dessen Aussichten ihr nichtsdestoweniger vielleicht günstig sein 
könnten.« Und in scharfen Worten äusserte er sich über die un< 
besiegbare Schwäche und Kleinlichkeit der französischen Minister; 
er beschuldigte sie und besonders Breteuil geradezu geheimer Bös- 
willigkeit»^«). 

Vermutlich am 4. Januar traf de Pons' Kurier mit der preussi- 
sehen »vorläufigen Antwort« bei Breteuil ein; der Botschafter 
beeilte sich, die Note mit einem Auszug aus dem Schreiben des 
Gesandten dem Staatskanzler zu überbringen. Kaunitz geriet in 
grossen Zorn über die geforderten Änderungen und versuchte auch 
bei Breteuil Entrüstung darüber hervorzurufen, doch ohne Erfolg; 
dann begann er der französischen Regierung Vorwurfe zu machen, 
dass sie ihrem Verbündeten keine besseren Bedingungen habe ver- 
schaffen wollen, und griff Breteuil personlich an durch die Be- 
hauptung, er sei ermächtigt gewesen, mehr zu bewilHgcn an Gebiet 
als Burghausen, habe aber von dieser Ermächtigung keinen Gebrauch 
gemacht. Auch sprach er seine Verwunderung aus, dass der 
König von Preussen die Abtretung oberpialzischen Gebiets lieber 
sähe als die des Rentamts Burghausen, und meinte, das sei das 
Werk Frankreichs; worauf der Botschafter erwiderte, die Sache 
sei doch wohl die, dass der Herzog von Zweibrücken in Breslau 
angezeigt habe, Karl Theodor wolle Bayern unversehrt erhalten 
und ziehe jene Abtretung vor^^^). 

Kaunitz erstattete alsbald den kaiserlichen Majestäten Bericht 
über die preussische Antwortnote, das Schreiben de Pons' und seine 
Unterredung mit Breteuil. Es ist begreiflich, dass die Kaiserin- 
Königin sowohl wie der Kaiser betroffen waren von den Zumutungen, 
die man an sie stellte, nachdem sie bis zur äussersten Grenze des 
Zulässigen gegangen zu sein glaubten, und dass der Gedanke wieder 
lebhafter erwogen wurde, ganz Bayern herauszugeben, die ICnt- 
scheidung über die österreichischen Krbansprüchc an die Hinter- 
lassenschaft Max Josej)hs aber den Rcichsircrichtsliöfen oder der 
Reichsversammlung oder auch zu erwählenden Schiedsrichtern zu 
übertragen gleichzeitig mit den Ansprüchen aller anderen Anwärter 
auf die bayrische Erbschaft und mit dem preussischen Anspruch 
auf die Erbfolge in Anspach-Baireuth. In seinem Schreiben an 
Breteuil vom 8. Januar verlangte Kaunitz, dass die Vorschläge 
Frankreichs, die man in Wien angenommen habe, als Ultimatum 
bezeichnet würden; wolle der König von Preussen dieses nicht be- 
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dingungslos annehmen, so könne er noch immer sich für den beider- 
seitigen Verzicht auf Gebietszuwachs entscheiden, der nach wie vor 
die dem Wiener Hof willkommenste Lösung darstelle; lehne er 
beides ab, so bleibe den kaiserlichen Majestäten nichts übrig, als 
den Rechtsweg einzuschlagen und alle streitigen Fragen auf ihm 
zur Entscheidung zu bringen. In diesem Falle sollte der Urteils- 
odcr Schiedsspruch uiici >>cinc Ausführung gewährleistet werden vom 
ganzen Reich, von den Garanten des Westtaiiaclien Friedens und 
von den verniittc1n(]en Mächten. Auf einem dieser Wege hofften 
die Majestäten zum Frieden zu gelangen; wenn der Gegner aber 
trotzdem sie zur Fortführung des Kriegs nötige, würden sie auch 
vor den äussersten Mitteln nicht zurückschrecken. Der Staatskanzler 
ersuchte Breteuil, sich mit Repnin in Verbindung zu setzen, damit 
sie beide in vollstem Einvernehmen zu Werke gingen; er selber 
werde den russischen Hof von den Vorgängen benachrichtigen^^'). 
Die eigentliche, wohl zur Mitteilung an die preusstschen Minister 
bestimmte Antwort des Wiener Hofes ist in der Note enthalten, 
die Kaunitz am ii. Januar nach eingeholter Genehmigung der 
Kaiserin-Königin'^') dem Baron l^reteuil zugeben liess, also erst 
eine volle Woclie nach iMnpfang der preussisclien Note. In üir 
stellt der Staatskanzler fest, dass Maria Theresia durch Annahme 
des von ihrem Alliierten vorgeschlagenen Friedensplanes die äussersten 
Zugeständnisse gemacht habe, die ihr möglich seien, dass sie den 
Plan somit als ihr Ultimatum ansehe, was auch damals Breteuil mit- 
geteilt worden sei. Der König von Preussen habe nun aber offen- 
bar in den ihm vorgelegten Entwürfen nicht ein Ultimatum, sondern 
eine erste Eröffnung gesehen, über die sich noch verhandeln lasse, 
und demgemäss in der vorläufigen Antwort neue Forderungen ge- 
stellt, die überdies unannehmbar seien. Die Kaiserin-Königin könne 
nun zwar ohne Verletzung ihrer Würde von einem Landgewinn 
gänzlich absehen, wie sie es bereits bewiesen habe; aber auf V^or- 
schläge, die ihr Anseilen schadigten und ihrem Interesse uicler- 
sprächen, werde sie unter keinen Umständen eingehen. Die An- 
sprüche des Wiener IHiofes beträfen bayrisches Gebiet und könnten 
daher auch nur in Bayern befriedigt werden, deshalb sei das An- 
gebot des Bezirks zwischen Naab und Schwarzach abzulehnen. Von 
Übernahme des auf Burghausen entfallenden Schuidenteilsoder gar von 
Bezahlung einer Million Taler an Kurpfalz zur Erleichterung der Ab- 
findung Kursachsens könne erst recht keine Rede sein, da dies den 
Anschein erwecken werde, als habe die Kaiserin-Königin das Land 
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sich erkaufen müssen. Ebensowenig sei die Aufgabe der Ober- 
leheosrecfate über sächsisches Gebiet und über die Lausitz, oder der 
Verzicht auf das Rückkaufsrecht bezüglich der Lausitz angängig, 
weil die Erhaltung dieser Rechte dir die Kaiserin*Königin viel wert- 
voller sei als die Erwerbung von Burghausen. Dagegen wolle Maria 
Theresia zugestehen, dass über die Konvention zwischen Pfalz und 
Kursachsen gleichzcitic^ mit dem zwischen ihr und dem Kurfürsten 
Karl Theodor zu sehlicssenden Vertrag verliandelt werde und dass 
beide an demselben Tage unterzeichnet würden ; ferner, dass in dem 
Artikel über die Vereinigung der Markgrafschaften mit der Krone 
Preussen ausdrücklich gesagt werde, der König und seine Nach- 
folger könnten beliebig über die Markgrafschaften verfugen, wie 
dies ohnehin die Absicht der Kaiserin-Königin gewesen sei ; dann, 
dass der König über Jülich-Berg einen Sondervertrag schliesse, aber ge- 
mäss Artikel 1 8 des Hubertsburger Friedens nicht nur mit Zweibrücken, 
sondern auch, und zwar in erster Linie, mit Kurpfalz unter der 
Garantie Frankreichs. Mit diesen Änderungen werde die Kaiserin- 
Königin, wie sie nun ausdrücklich erklärt, den Vorschlägen des 
Konicas von Frankreich zustimmen, darüber hinaus aber keine 
wesentHclie Abweichung mehr gestatten. Komme es auf dieser 
Grundlage nicht alsbald zum h'rieden, so wolle sie ganz Bayern 
an Karl Tlieodor zurückgeben, aber sich alle ihre Rechte vorbe- 
halten — wie Kaunitz es bereits am 8. Januar an Breteuil geschrieben 
habe. Wenn dann aber auch dieses Mittel nichts nütze zur Herbei» 
fuhrung des Friedens, und sie sich genötigt sehe, mit den äussersten 
Anstrengungen den Krieg fortzusetzen, so rechne sie tiestimmt dar- 
auf, dass ihre Mitstände ihre Bemühungen um den Frieden zu 
würdigen wüssten und ihr Unterstützung gewährten. Schliesslich 
heisst es in der Note, die Kaiserin-Königin überlasse es der Ge- 
rechtigkeit und Klugheit des Botschafters zu beurteilen, welchen 
Gebrauch er von diesen Mitteilungen machen dürfe"*). In seinem 
BcgleitschfL ibcn fii^^te Kaunitz hinzu, Breteuil könne die Note an 
Repnin m n len. wenn er wolle; er selber werde sie dem russischen 
Hofe miLLeilen, damit die vermittelnden Maclite danach ihre gemein- 
samen Schritte einrichteten. Aucli stellte er sich dem Botschafter 
zur Verfügung, wenn er etwa mit ihm über den Inhalt der Note 
sprechen wolle. Allerdings hielt Breteuil eine mündliche Aussprache 
fiir wünschenswert ; er hatte auch eine Unterredung mit dem Staats- 
kanzler, indes seine Versuche, die schroff ablehnende Form der 
Note zu mildern, waren ohne Erfolg^^^) : die erste Fassung wurde 
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beibehalten, sie ging nach Paris und Petersburg ab. Eigentümlich 
ist die Erklärung, die Fürst Kaunitz seinem Sohne gibt von der 
Entstehung dieser Note. Er sagt nämlich, der Umstand, dass de 
•Pons die von seinem Hofe gemachten Vorschläge allein und ohne 
Teilnahme Repnins den preussischen Ministem vorgelegt habe, habe 
in ihm das Gefühl wachgerufen, die Zarin könne peinlich berührt 
werden durch diesen einseitigen Schritt Frankreichs und dies könne 
wieder nachteiligen Kinfluss auf die Vermittkmg und auf die weiteren 
Untcrhandkingen ausijben. Nach langem Nachdenken habe er dann 
in einer Note an Breteuil das einzige Mittel gefunden, um, ohne 
Frankreich zu kränken, Russland von der Sachlage und von den 
Entschliessungen seines Hofes in Kenntnis zu setzen, damit von nun 
an nur noch gemeinsame Schritte beider Vermittler erfolgten. Graf 
Kaunitz erhält den Auftrag, bei der Zarin unverzüglich Weisungen 
an Repnin zu erwirken, die den in der Note an Breteuil aus- 
gesprochenen Grundsätzen des Wiener Hofes entsprächen^*^'). 

Auch dem Grafen Mercy übersandte der Staatskanzler die 
Note, und zugleich zu seiner Belehrung die Weisungen an Graf 
kaiaiitz in Abschrift. In den beiden an den Botscliafter unmittel- 
bar gerichteten Schreiben kehren die bittersten Klagen w ieder über 
den böswilligen Bundesgenossen k'rankreich, der vom Anfang seiner 
Vermittlung an das Vertrauen des Wiener Hofes missbrauclit und 
nun nicht nur es versäumt habe, für Österreich einen grösseren 
Gewinn zu beanspruchen, sondern auch nicht einmal gewagt habe, 
seine Vorschläge als das Ultimatum der Kaiserin-Königin zu be- 
zeichnen, so dass der König von Preussen Gegenvorschläge habe 
machen können, wodurch ein erheblicher Zeitverlust entstanden und 
sogar die Möglichkeit des Abbruchs der Unterhandlung gegeben 
sei. So offen konnte sich Kaunitz freilich nur in Privatschreiben 
an Mercy aussprechen ; in der amtlichen Weisung, die der Monarchin 
vorgelegt wurde, durfte er die Sache nicht so darstellen, sondern 
musste seinem Zorn Zügel anlegen, um nicht Unheil anzurichten. 
Aber, so meinte er, Zeit und Geletrcnhcit werde sclion kointiien, um 
vor aller Welt Vergeltung zu üben; »nianet alta mente repostum« — , 
wenn man auch jetzt nur mit grosser Vorsicht den franzosischen 
Staatsmännern zeigen dürfe, dass man sie durchschaut habe. Einst- 
weilen komme alles darauf an, dass die friedfertige, aber doch be- 
stimmte Sprache des Wiener Hofes von Frankreich emsthaft und 
nachdrücklich unterstützt werde ; und hierum sollte sich Mercy ganz 
besonders bemühen^^^). 
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Noch bevar diese Weisungen nach Petersburg und Paris ab- 
gingen, hatte Kaunitz eine neue Besprechung mit Breteuil. Der 
Botschafter legte zunächst ihm ein Schreiben an Repnin vor, mit 
dem er die Übersendung der *Notec des Wiener Hofes begleiten 
wollte ; aber der Kanzler war mit dessen Fassung nicht ganz ein« 
vcrstandcti und veranlasste vciscliicdcnc Abändcrunf^en, che er seine 
Zustimmung zur Absendung gab; auch behielt er eine Abschrift 
zurück, die er am fol<^renden Ta£^e der Kaiserin-Königin vorlegte' 
Dann nicldete Hreteuil die Ankunft einer Depesclie Vergcnnes', worin 
der Minister den gegen Frankreich erhobenen Vorwurf mangelnder 
Willfahrigkeit als unbegründet zurückwies und erklärte, man würde 
in Versailles gegen das Begehren eines grösseren Vorteils für Öster- 
reich nichts eingewendet, allerdings dann auch nur die Übermittlung 
eines österreichischen Vorschlags, nicht aber die Autorschaft für 
einen angeblich französischen übernommen haben. Von einem solchen 
Vorgehen aber wäre nur Zeitverlust zu befürchten gewesen, ohne 
dass dadurch die Aussicht auf Erfolg sich vergrössert haben würde^^*). 
Es lässt sich verstehen, dass Kaunitz diese Entschuldii^un«^ nicht 
gelten lassen wollte und einii^e Hemerkun<^en über die wenig 
bundesfreundliche Haltung der verbündeten Regierung nicht unter- 
drücken konnte. 

l'>st am 14. Januar licss Breteuil die ustcrreichische Krwiderung 
auf die preussische »vorläufige Antwort« nach Breslau abgehen; 
wir dürfen aus dieser Verzögerung wohl schlicssen, dass der Bot- 
schafter es bei seinem ersten missglückten Versuch, eine Milderung 
der Note herbeizuführen, nicht hat bewenden lassen, sondern dass 
er seine Bemühungen fortgesetzt hat, bis die Aussicht auf Erfolg 
geschwunden war. Nunmehr hielt er es fiir seine Pflicht, den Fürsten 
Repnin von den Vorgängen und von der Stimmung am Wiener 
Hof aufs genaueste zu unterrichten. Er teilte ihm am 14. Januar 
in dem von Kaunitz durchgesehenen und verbesserten Schreiben 
mit, welch peinliches Aufsehen der Inhalt der preussischen Antwort 
in Wien erregt habe, und übersandte ihm als Beweis dafür die 
österreichische Note; gleichzeiliL; ersuchte er den Fürsten, den König 
von Preussen und seine Minister seiner, Breteuils, Unparteilichkeit 
zu versichernd*^"), wie denn auch die kaiserlichen Majestäten völlig 
auf die Unparteilichkeit Repnins vertrauten. Hinsichtlich der 
Haltung de Pons* ^var Breteuil der Meinung, dass mit der Übergabe 
der französischen Vorschläge seine Aufgabe erfüllt sei und er nun 
in den Hintergrund treten solle, während die' Verhandlungen in 
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Breslau auf den anderen Vermittler, den Fürsten Repnin, über- 
zugehen hätten. De Pons solle zwar noch seinen Einfluss geltend 
machen Oir die Abschwächung der preussischen Forderungen und 
die Aufgabe des Tauschplans der fränkischen Markgrafschaften 
g^en die Lausitzen bewirken; auch solle er den Botschafter in 
Wien unterrichten von Gesinnung und Stimmung des russischen 
Vermittlers, aber zu unterhandeln habe er nicht mehr^'^). Das 
Kabinett von Versailles war freilich entgc^engfcsetzter Ansicht; es 
wies nämlich de Pons an, er möge Repnui niclil ganz unter den 
Einfluss der preussischen Minister geraten lassen, ausserdem aber 
solle er sich auf Grund seiner Kenntnis sowohl der Ansichten des 
Konicas von Prcussen wie der des Wiener Hofes nachdrücklich be- 
mühen, eine Annäherung der ersteren an letztere herbeizuführen"'^). 

Trotz der scharfen Abweisung, welche die österreichische Note 
der preussischen »vorläufigen Antwort« zu teil werden liess, glaubte 
Breteuil doch an das Zustandekommen des Friedens, wobei man 
sich allerdings wohl noch auf manchen Ausbruch österreichischen 
Hochmuts werde gefasst machen müssen > Es war ihm nicht möglich, 
in der preussischen Antwort etwas so schlimmes zu sehen, wie 
Kaunitz und der Wiener Hof es zu tun vorgaben. Indes nicht nur 
in Wien war man betroffen von der preussischen Antwort, sondern 
auch in Paris; dort war man eben erst angenehm überrascht wurden 
von der verhältnismässig freundschaftlichen Aufnahme der Vorschläge 
Vergennes' in Wicn^'''^) und erwartete nun am wenigsten Schwierig- 
keiten von der anderen Seite. Nach Eingang der Depesche de 
Pens' vom i. Januar teilte Vergennes dem Grafen Mercy kurz den 
Inhalt der preussischen Forderungen mit, indem er seiner Ver» 
wunderung Ausdruck gab, dass nicht die einfache Annahme der 
französischen Vorschläge, wie man sie wohl hätte erwarten können, 
seitens des Königs von Preussen erfolgt sei^^). In der Weisung 
an de Pons sprach er die Hoffnung aus, dass die preussische »vor- 
läufige Antworte nicht als das letzte Wort des Königs anzusehen 
sei und dass man namentlich nicht bestehen werde auf den drücken- 
den Bedingungen fiir die Abtretung von Burghausen; denn es sei 
ungerecht zu verlangen, dass Osterreich einen Teil der bayrischen 
Schuld übernehme. Als ganz unpassend bezeiclinete er die For- 
derung des V^erzichts auf die böhmischen Oberlehensrcchte über 
Bezirke von Sachsen und der Lausitz, denn dadurch solle nur der 
in Wien verabscheute Tausch der Lausitz gegen Anspach- Baireuth 
ermöglicht werden. Vergennes fugte hinzu, er habe dies- alles dem 
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Baron Goltz schon auseinandergesetzt, als dieser ihm den vom König 
nach Petersburg geschickten Friedensentwurf vorlegte"^). 

Am 14. November hatten Finckenstein und Hertzberg dem 
Baron Goltz die preussische Denkschrift übersandt, welche alle Punkte 

berührte, die gelegentlich einer Friedensunterhandlung zur Sprache 
kommen oder von WichLij^kea sein konnten, mit dem Auftrag, den 
französischen Ministern einen richtigen Ik^grifif von den preussischer- 
seits zulässigen Bedingungen beizubringen und zu verhindern, dass 
man Preussen unbilhges zumute ; eine Aufzählung desjenigen, was 
der König zu bewilligen oder anzunehmen bereit sei, war beigefügt^**''). 
Erst am i. Dezember hatte Goltz in einer Unterredung mit Mau- 
repas und Vergennes Gelegenheit, den Inhalt dieser Weisung 
vorzubringen, allerdings nur als eigene Priva^edanken. Man war 
ihm dankbar dafiir und versprach, davon geeigneten Gebrauch 
zu machen**^). Sonst aber beobachtete man sowohl ihm wie dem 
russischen Gesandten Bariatinsky gegenüber grösste Zurückhaltung, 
während gleichzeitig lebhafter Verkehr mit Mercy und dem Wiener 
Hof unterhalten wurde. Beide DiploiiiaLeu uuidcn in Ungewiss- 
heit gehalten über das, was zwischen den verbündeten Höfen vor- 
ging, wobei indes Vergennes dem Haren Goltz immer wieder ver- 
sicherte, dass seine Mitteilungen den französischen König allmählig 
in Stand setzten, mit Erfolg sich an der Herstellung des Friedens 
zu beteiligen. Noch am i. Januar konnte Goltz schreiben: »Der 
hiesige Hof hat noch keinen bestimmten Plan und wird sich keioen 
bilden, bevor er weiss, was der Wiener Hof über die von hier aus 
vorgeschlagenen Bedingungen denkt, die man bezeichnet als eigenes 
Geisteserzeugnis, während sie doch nur die Folge des von Eurer 
Majestät mir anvertrauten Planes sind.« Er war sich also nicht im 
unklaren darüber, dass überhaupt von französischer Seite in Wien 
unterhandelt werde, wohl aber über den Charakter dieser Ünter- 
handhing, die weit über das Stadium der Sontlicrung und des ein- 
fachen Meinungsaustausches hinausging. Erst am Mittag des Neu- 
jahrstages, bei der Gratulationscour, erfuhr er, dass die Wiener Ver- 
handlungen bereits zu einem Ergebnis geführt hätten ; zum Trost 
für die Verheimlichung sagte man ihm, dass die Grundlage der in 
Wien gemachten Vorschläge seinen Mitteilungen entnommen sei, 
so dass man auch hoffen dürfe, der König von Preussen werde mit 
dem Ergebnis zufrieden sein. Indes hatte Goltz doch seine Bedenken 
wegen des Einflusses des Kaisers auf die EntSchliessungen des Wiener 
Hofes und empfahl, nicht zu grosse Hoffnungen zu hegen. Ge- 
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spannt erwartete auch er den Kurier aus Breslau, der nach der Meinung 
der französischen Minister die Zustimmung des Königs zu den Vor- 
schlägen bringen musste^**^. Am 12. Januar traf eine Depesche 
von de Pons ein; sie enthielt die preussische »vorläufige Antwort.! 
Dem nissischen Gesandten machte Vergennes alsbald davon Mit- 
teilung, jedoch ganz im Vertrauen und ohne sich über die einzelnen 
Punkte zu äussern, da er noch nicht wisse, wie man in Wien da- 
rüber denke; ihm gab er zu, dass er unbedingte Annahme der 
Vorschläg^e durch den König von Prcusscn nicht erwartet habe und 
dass er trotz der »vorläufigen Antwort« auf giückhchen Ausgang 
der Sache rechne*^^). Ob wirklich Bariatinsky in dieser Konferenz 
sich bemüht hat, die französischen Minister dafür zu gewinnen, dass 
dem König von Preussen die Möglichkeit eines Tausches der fränki- 
schen Markgrafschaften gelassen werde, wie er Goltz erzählte, 
steht dahin^^^); wenn er es getan hat, ist es wohl auf Goltz* Ver- 
anlassung geschehen, von dem auch der Vorschlag herrührte, in 
diesem Falle die auf den Lausitzen ruhenden Österreichischen An- 
wartschaften auf Anspach-l^aireuth zu übertragen. Während aiso 
Bariatinsky bald benachrichtigt wurde, dauerte es volle vier Tage, 
ehe Verj^ennes den preussischcn Gesandten von der Neuigkeit in 
Kenntnis setzte. Dabei (es war am 16. Januar) kamen alle Ab- 
weichungen der preussischcn Forderungen von den französischen^ 
in Wien angenommenen Vorschlägen zur Sprache. Der Minister 
erklärte, dass seine Regierung nichts einzuwenden habe gegen die 
Wahl des oberpfalzischen Gebiets durch den Wiener Hof, dass sie 
aber an diese Wahl nicht glaube, da der Bezirk Burghausen für 
Österreich viel wertvoller sei als der oberpfalzische Landstrich; 
man teile den Wunsch des Königs von Preussen, dass die Ent- 
schädigung Sachsens gleichzeitig mit den anderen Sireitfragen ge- 
regelt werde; in dem vorgelegten Vertragsentwurf sei nur deshalb 
davon nicht die Rede, weil man in Versailles den Bestand der 
bayrischen AUodialerbschaft noch nicht genau kenne; übrigens, 
fiigte er hinzu, beweise der Vertrag des Kurfürsten von Sachsen 
mit seiner Mutter, der verwitweten Kurfürstin Maria Antonie, dass 
diese AUodialerbschaft nicht höher als auf vier Millionen Taler 
geschätzt werden könne. Goltz schlug darauf vor, Mindelheim und 
zwei Millionen Taler an Sachsen zu geben; Vergennes erwiderte, 
er wisse nicht, wie man in Wien über Mindelheim denke, aber er 
bezweifele, dass der Wiener Hof zwei Millionen zahlen werde, denn 
das sei Sache des Kurfürsten Karl Theodor, dem ein Gebiet zu- 
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falle, das seinem Vorgänger i8 Millionen Culden eingebracht habe 
und das bei guter Verwaltung wohl 25 Millionen zu bringen ver- 
möge; bei solchen Erträgnissen werde er doch leicht zehn Jahre 
lang jährlich 200 000 Taler an Kursachsen bezahlen können. Bevor 
der Herzog von Zweibrticken an die Regierung gelange , werde 
wahrscheinlich die ganze Schuld schon getilgt sein. Gegen das 
Zugeständnis des freien Austauschs der fränkischen Markgrafschaften 
wandte Vergennes vom Standpunkt des Wiener Hofes aus ein, dass 
man die Lausitzcn nicht als Tauschobjekt zulassen wolle weg^en der 
Österreichischen Rückfalls- und sonstiger ReclUe; die l-^inwcnduni;' 
des Gesandten, dass Österreicli docli immer lieber die Lausitzen 
als Anspach Hai reuth in preussischem Besitz wissen werde, um 
Böhmen vor der drohenden Umklammerung im Westen zu bewahren, 
machte auf Vergennes keinen Eindruck: er hatte das Gefühl, dass 
an diesem Punkte die Versöhnung der streitenden Parteien scheitern 
könne, während alle anderen Schwierigkeiten, die durch Preussens 
Antwort etwa hervorgerufen würden, sich überwinden Hessen, so- 
bald man die Unterhandlung erst ernsthaft in die Hand nehme. 
Mit dem preussischen Verlangen, dass die Garantie fiir Jülich-Berg 
erneuert werde ohne Zuziehung Österreichs, war er einverstanden^'^). 

In den Weisungen an Corberon bezeichnete Vergennes den 
geforderten Verzicht Österreichs auf alle Anrechte an die Lausitzen 
als eine »lacsio enormis« ; schon ein Blick auf die Laiulkartc von 
Böhmen genüge, um zu erkennen, welch verderbliche Folgen daraus 
entspringen könnten und wie der Zweck, einen dauernden Frieden 
herzustellen, grade dadurch vereitelt werde. »Denn wenn man 
jemandem Gelegenheit gibt einem anderen zu schaden, so heisst 
das ihn in Versuchung führen, sich der Gelegenheit zu bedienen, c 
Der Geschäftsträger am russischen Hof wurde zu der Erklärung an 
Panin ermächtigt, die österreichische Note sei das Ultimatum des 
Wiener Hofes; auf weitere Zugeständnisse möge man nicht rechnen ; 
es liege im Interesse einer befriedigenden Lösung der Streitfragen 
zu verhindern, dass durch unbillige Forderungen die Kaiserin- 
Königin veranlasst werde, die Entscheidung der Reichs Versammlung 
zu übertragen''-). Gleichzeitig ergingen an de l'ons, veranlasst 
durch die Kunde von dem ungünstigen Eindruck der »vorläufigen 
Antwort« auf den Wiener Hof, neue Weisungen in Regleitung 
einer Denkschrift des Ministeriums über deren Inhalt, die noch vor 
der Nachricht von der üblen Aufnahme in Wien abgefasst worden 
war^'^). £s wird ihm, wie bereits erwähnt, aufgetragen, sich nicht 
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im Hintergrund zu halten, als unbeteiligt an den Vermittlungs- 
verhandlungen, die zwischen Breteuil und Repnin geführt würden, 
sondern vielmehr grade bei dem zweifellos von den preussischen 
Ministem stark beeinflussteil Repnin mit Nachdruck die französische 
Auffassung zu vertreten und ebenso den preussischen Ministern 
selber den dringenden Wunsch des AllerchristUchsten Königs zu 
übermitteln, dass kein Augenblick verloren werde, um den Frieden 
zum Abschluss zu bringen; doch möge er alles, was er in dieser 
Richtung tue, mit Repnin vorher verabreden. In der Sache selbst 
glaubte Vergennes nicht mehr, dass das Verlangen nach Eintausch 
der Lausitzen aufrecht erhalten werde; er sah die einzige wirkliclie 
Schwierigkeit für den I'Viedensschluss in den sächsischen Ansprüchen, 
bezw. in der Holie der Abfindung; doch wollte er sich nicht ein- 
gehender darüber äussern, weil er die Ansicht der sächsischen 
Regierung nicht kannte. Übrigens hielt er diese Frage nicht für 
wichtig genug, um den Abschluss der Präliminarien zu verzögern 

Am i6. Januar traf der Kurier Breteutls bei de Pons in 
Breslau ein und übergab die österreichische Note dem Fürsten 
Repnin, der sie noch an demselben Tage den Kabinettsministern 
mitteilte. Diese erstatteten am folgenden Tag ihren Bericht an den 
König. Die Ablehnung nahezu aller in der »vorläufigen Antworte 
ausgesprochenen Forderungen und Wünsche erregte peinliches Auf^ 
sehen; der König glaubte auch in dem Ton der Note eine Be- 
stätigung für die in letzter Zeit wieder häufiger euilaulenden Nach- 
richten zu finden, dass aufrichtige Neigung zum Frieden beim 
Gegner nicht vorhanden sei^'^). Auch Repnin scheint mit den 
preussischen Ministern auf eine günstigere Entgegnung des Wiener 
Hofes gerechnet zu haben und durch den Inhalt der Note enttäuscht 
worden zu sein. Er hatte sofort, noch bevor er sie weltergab, 
de Pons seinen Unwillen über den schroffen Stil kundgegeben, der 
die Ablehnung der preussischen Forderungen unnötig verschärfe, 
und seine Besorgnis wegen des Eindrucks auf König Friedrich nicht 
verhehlt, allerdings auch sein möglichstes zu tun versprochen, um 
die Schroflfheit zu mildern. Er übersah dabei, dass die Note für 
Breteuil angefertigt war und dass dieser sie ihm vertraulich mit- 
teilte, ohne ihre Weitergabe zu empfehlen^'*). 

Am Vormittag des i8, Januai hatte der König eine liesprechung 
mit den Kabinettsministern. flertzbcrg hatte kurz vorher ihm in 
einem Sonderbericht die Annahme des von Österreich vorgeschlagenen 
Wegs, nämlich die Übertragung der Entscheidung über die bayrische 
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Erbfolge an die Retchsversammlung, empfohlen, jedoch mit Aus- 
nahme der Frage der Succession in Anspach-Baireuth, über die 
erst beim Eintritt des Li bfalles die Entscheidung gefällt werden solle. 
In einem 7Aveiten Sonderbericht hatte er geraten, die Erneuerung 
der Garantie für Jülich-Ik-rf^ zu benutzen, um sicli vom Herzog von 
Zweibrücken die Abtretung des Herzogtums Berg gegen Mörs und 
Freussiscb • Geldern zusichern zu lassen. In der mündlichen Be- 
sprechung führte Hertzberg nochmals die Gründe an, welche für 
das von ihm vorgeschlagene Verfahren sprachen ; jedoch der König 
bestritt, dass Preussen in Regensburg auf eine sichere Stimmen- 
mehrheit rechnen könne, in der Überzeugung, dass der kaiserliche 
Einfluss dort der massgebende sei und bleibe; sein Plan war, die 
österreichische Note zunächst unbeantwortet zu lassen, bis der 
russische Kurier Nachricht über die Aufnahme der französischen 
Friedensvorschläge in Petersburg gebracht habe. Indes entschloss 
er sich doch sclion jetzt, erhebliche Streichun^^cn an seiner »vor- 
läufigen Antwort?: vor/.unehinen, die z. T. auch von Ilertzberg 
befürwortet wurden, um den Schein zu vermeiden, als ob Preussen 
seinen eigenen Vorteil im Auf^ehabc: er wollte die österreichischen 
Ansprüche auf die Lausitz bestehen lassen, die Übernahme des auf 
das Rentamt ßurghausen entfallenden Anteils an den bayrischen 
Gesamtstaatsschulden nicht länger verlangen; und die Forderung, 
dass der Wiener Hof sich an der Abfindung Kursachsens durch 
Zahlung einer Million Taler beteilige, sollte nicht mehr conditio 
sine qua non sein. 

Repnin, von den Kabinettsministern in Kenntnis gesetzt, dass 
der König, bevor er einen entscheidenden Schritt tue, die Meinungs- 
äusserung der Zarin über die Frtedensvorschläge Frankreichs abzu- 
warten gedenke, beantwortete das Schreiben Breteuils und stellte 
zunächst fest, was man in Wien ja schon aus den preussischen 
Gefjenvorschlagen geschlossen hatte, dass jene l^iitwurfe von de Pons 
überhaupt nicht als österreichisches Ultimatum vorgelegt worden 
seien; da der Konig eine endgijltit^c Entscheidung vor Anh()rung 
seiner Verbündeten nicht habe treffen wollen, habe er in der »vor- 
läufigen Antworte diejenigen Wünsche aufgezählt, die seines Wissens 
von jenen gehegt würden. Dabei sei der König nur geleitet wor- 
den von dem Verlangen nach Befriedigung der beteiligten Fürsten- 
häuser und habe keineswegs eigennützige Zwecke verfolgt; die 
veränderte Fassung des Artikels über Anspach-Baireuth habe nur 
die Erreichung grösstmöglicher Klarheit im Auge gehabt; die end- 
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gültige Antwort werde voraussichtlich den deutlichsten Beweis für 
die Uneigennützigkeit des Königs liefern; aber sie könne erst ge- 
geben werden, wenn die erwarteten Äusserungen aus Dresden, 

Zweibrücken und Petersburg eingelaufen seien. Bei dieser durchaus 
loyalen Gesinnung habe begreiflicherweise die schrofie österreichische 
Note peinlichstes Aufsehen in Breslau hervor^-erufen. Rcpnin er- 
suchte dann Breteuil, dahin zu wirken, dass ein pfälzischer Bevoll- 
mächtigter nach Breslau geschickt werde, um das pfalzisch-sächsische 
Abkommen vorzubereiten, für das bis jetzt noch nichts geschehen 
sei. Darüber, dass die Entscheidung der schwebenden Fragen 
nicht dem Reich übertragen werden dürfe» Mrar Repnin mit Breteuil 
völlig einigt"). 

Repnin und de Pons konnten nun die Zeit bis zum Eintreffen 

des russischen Kuriers, der die Rückäusserung der Zarin auf die 
französischen Friedensvorsclilä<:;e bringen sollte, au^-nul/cfi, um die 
durch die Wiener Note gereizte Stimmung des Königs zu mildern 
und die zweifellos vorhandene Neigung zur Nachgiebigkeit zu 
kräftigen. Die Krisis, die am 17. und 18. geherrscht haben mag, 
war überwunden, die Gefahr des Abbruchs der Verhandlungen 
beseitigt, als Repnin an BreteuU schrieb, und zwar hat er diesen Brief 
wahrscheinlich mit Zustimmung, vielleicht sogar unter Mitwirkung der 
Minister abgefasst; man begann offenbar in Breslau zu begreifen, wie 
man in Wien dazu gekommen war, sich über die preussischen Gegen- 
forderungen zu wundem, da man auf ein Ultimatum ein einfaches 
Ja ! oder Nein ! hatte erwarten können, und bemühte sich nun, jene 
»vorläufige Antwort« als ganz bedeutungslos hinzustellen, ja, schliess- 
lich war man bereit, sie überhaupt als niclit erfolgt anzusehen, 
>comme non avenue ;, — was dann freilich nachher wieder in 
Abrede gestellt wurde. Allerdings waren die beiden Kabinetts- 
minister durchaus nicht gleichmässig zum Nachgeben geneigt; 
Finckenstein zeigte sich gegen die österreichischen Wünsche ent- 
schieden entgegenkommender als Hertzberg, der zwar den Schein 
der Uneigennützigkeit wahren wollte, aber noch immer für die Er- 
haltung Burghausens bei Bayern kämpfte; indes schon aus den 
Zugeständnissen, die Repnin an Breteuil melden konnte, ging hervor, 
dass schliesslich nur die Frage der ausgiebigen Entschädigung 
Saclisens Sciiwierigkeiten machen werde. Unter diesen Umständen 
wurde die Anwesenheit der Vertreter des Herzogs von Zweibrücken 
und des Kurfürsten von Sachsen, der ITerren von Ilofenfels und 
Graf Zinzendorf, von Repnin und de Pens durchaus nicht gern 
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gesehen, da namentlich ersterer die preussischen Minister immer 
von tieuem zur Opposition gegen die österreichischen Forderungen 
aufzureizen suchte und wiederholt ermahnt werden musste, durch 

seinen Übereifer die Sache seines Herrn nicht zu schädigen*'^). 
Repnin, dessen Bcmuliungen um den Frieden von de Pons ausser- 
ordentlich c^clobt wurden, suchte auch die wegen der sächsischen 
Entschädigung noch bestehenden Differenzen zu heben und die 
Befriedigung Sachsens aliein auf die Schultern Karl Theodors zu 
legen; er hatte wiederholte Besprechungen mit den Kabinetts- 
ministem, denen er vorstellte, dass die verlangte Geldzahlung Öster- 
reichs und die Aufgabe der österreichischen Oberlehensrechte über 
sächsische Gebietsteile doch wirklich nicht wichtig genug seien, 
um den Krieg fortzusetzen» und er gewann den Eindruck, dass 
man in Breslau eher die Geldzahlung missen als von der Aufgabe 
der Oberlehensrechte abstehen werde, zumal man trotz des Ein- 
spruchs des sächsischen Vertreters berdt sei, die sächsische Forde- 
rung auf 4 Millionen Taler in Land und Geld herabzusetzen. Bei 
seinen Bemühungen fand er die Unterstützung des hanzösischen 
Gesandten, der seine VorsteHungen mit denen des russisclien Ver- 
mittlers in Einklang brachte. Repnin empfahl den preussischen 
Ministern, sich einstweilen mit Zinzendorf und Hofenfels zu ver- 
ständigen, um Zeit zu gewinnen; innerlich war er selber der Mei- 
nung, dass man in Wien auf jenes Oberlehensrecht verzichten 
könne und solle, denn der König von Preussen sehe darin die 
einzige Sicherung Sachsens gegen österreichische Rachegelüste und 
gegen Vorgänge, wie die Streitigkeiten um Schönburg, bei denen 
schliesslich kaiserliche Truppen die Streitobjekte in Besitz genommen 
hatten ^^'); er gab sogar der Ansicht Ausdruck, dass sich der Ver> 
zieht darauf möglicherweise erreichen lasse, wenn Preussen den- 
jenigen auf die Lausitz nicht mehr fordere *^^). 

Im ganzen konnte man schon am 20. Januar mit einiger 
Sicherheit sagen : die Streitfrage ist allein noch die, (^b der Wiener 
Hof die Entschädigung Kursachsens ganz oder wenigstens teilweise 
übernimmt, oder ob er auf seiner Weigerung beharrt und die Ab- 
findung des sächsischen Kurfürsten als Angelegenheit Karl Theodors 
bezeichnet, die ihn nichts angehe. Bis zur Ankunft des russischen 
Kuriers mochte sich in Wien vielleicht eine entgegenkommendere 
Auflassung vorbereiten ; jedenfalls gedachte man in Breslau, Repnins 
Rat zu befolgen und Schritte zu tun, um Verhandlungen zwischen 
Kursachsen und Kurpfalz einzuleiten. Da der sächsische Gesandte 
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längst in Breslau anwesend war, galt es nur, Karl Theodor zur 
Entsendung eines Diplomaten zu bestimmen; hierzu wandte sich 
Finckenstein an den russischen Vertreter bei der Reichsversammlung, 

den Freiherrn von der Asseburg^, indem er ihn ersuchte, seinen Einfluss 
in München dahin gelUaU zu machen, dass eine - soweit dies an 
jenem ganz für Österreich gewonnenen Hofe überhau})t möf^lich sei — 
wohlgesinnte PersönHchlceit zu der Unterhandluni^ abgeschickt 
werde*"'). Repnin erklärte sich bereit, diese Bitte bei Asseburg 
zu unterstützen, auch sprach er darüber mit de Pons, der seinerseits 
wieder an Breteuil berichtete; und in Versailles sollte Goltz dahin 
wirken, dass O'Dunne angewiesen werde, ebenfalls für beschleunigte 
Entsendung eines pfalzischen Vertreters einzutreten*^*). Man wusste 
offenbar, dass man alle Hebel in Bewegung setzen müsse, wenn 
man in München etwas erreichen wolle. 

Darüber war sich übrigens auch der französische Hof klar. 
Am 22. Januar beantwortete Ludwig XVI. das wenige Tage zuvor 
in Versailles übcrgebene Gesuch des Kurfürsten Karl Theodor vom 
22. Dezember 1778 um die guten Dienste l'rankreichs in der bevor- 
stehenden Unterhandlung ^'**'*), und Vergennes richtete an O Dunne die 
Weisung, bei der Überreichung des Antwortschreibens Karl Theodor 
zu sagen, dass auch Sachsen Frankreichs Vermittlung erbeten habe 
(dies war am 19. Januar geschehen) und dass die französische Re- 
gierung nun die Ansichten des Kurfürsten bezüglich der Allodial- 
entschädigung baldigst zu erfahren wünsche, da die Unterhandlung 
darüber wohl in kurzer Frist ihren Anfang nähme. Auch möge 
der Kurfürst seinen Beauftragten ausdrücklich untersagen, die das 
Allodium bctretTcnde Verhandlung durch Erörterungen rechtliclu t 
Natur in die Länge zu ziehen und zu verwirren; es handle sicli 
jetzt darum, ein vernünftiges l'>gebnis zu erzielen, das die ver- 
mittelnden Mächte im Notfall Sachsen vorlegen könnten als Grund- 
lage zu einer Verständigung'***). Wenige Tage später richtete Ver- 
gennes die Mahnung an den Herzog von Zweibrücken, er möge 
den französischen Plan für die Pazifikation annehmen. Verhandelt 
müsse wesentlich noch werden über die Schadloshaltung Sachsens; 
die Höhe der Allodialerbschaft sei nun aber kaum feststellbar, des- 
halb müsse man suchen, einen freundschaftlichen Vergleich herbei- 
zuführen; dazu möge der Herzog dem Hof von Versailles seine 
Ansichten über eine Verständigung mit Sachsen mitteilen'""). 

Da der K<iniLr von Preussen in IMünchen keinen Vertreter 
hatte, wurde Baron Schwartzenau in Regensburg beauftragt, von 
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dort aus die Wiederanknüpfung der diplomatischen Beziehungen, 
die seit dem Weggang Schlipps von Berlin unterbrochen waren, 
in München anzuregen und nachdrücklich zu verlangen; er ent- 
ledigte sich des Auftrags am 24. Januar dem Baron Leyden gegen- 
über, der dort den Kurfürsten Karl Theodor vertrat, und sprach 
den Wunsch aus, dass Leyden selber hierzu bestimmt werde. Leyden 
berichtete alsbald an VieregLj und ctkldrtc »ich bereit, wenn es nötig 
sei, diese von ihm keineswegs bei^ehrte Aufgabe zu übernehmen'^*'). 

In Breslau rechnete man darauf, dass die Antwort des russi- 
schen Hofes Ende Januar ankommen werde; indes scheint man nicht 
unter allen Umständen die Absendung der preussischen Antwort 
auf die österreische Note von dem EintrefTen des Kuriers aus Peters- 
burg abhängig gemacht zu haben. Denn als am 27. Januar der 
Bericht des Grafen Solms vom 12. anlangte, wonach Panin den 
von Corberon überreichten französischen Friedensvorschlag, der doch 
höchstwahrscheinlich vom Wiener Hof genehmigt worden sei, mit 
den Grundgedanken der preussischen Entwürfe übereinstimmend 
gefunden und darauf die HoiVnung auf baldi^^en l* ricdensschluss 
begründet habe vorausgesetzt alietdini^s, dass das Interesse 
Sachsens gewahrt würde — , da glaubte der König eine amtliche 
Äusserung des russischen Hofes nicht erst abwarten zu sollen und 
wies Finckenstein an, die endgültige Antwortnote an den Wiener 
Hof zu entwerfen. Nach einer Besprechung mit Repnin, der eine 
höfliche und in angemessenen Ausdrücken sich bewegende Fassung 
dringend empfahl, schritten die Kabinettsminister zur Feststellung 
des Wortlauts; am 29. legten sie den Entwurf dazu dem König 
vor, jedoch nicht ohne im Begleitschreiben zu bemerken, dass 
Repiiiii die Absendung verschoben zu sehen wünsche bis zur An- 
kunft der amtlichen Antwort meines Hofes'^'). Zur ICrklarun;^ dieses 
Verlangens führte Repnin dein Grafen l'anin gegenüber das Be- 
streben an, Zeit zu gewinnen, um in Wien für die Annahme der 
preussischen Bedingungen wirken zu können, da der König diese 
nunmehr seinerseits als Ultimatum angesehen wissen und erhebliche 
Änderungen an seinen Vorschlägen nicht zulassen wolle' ^^). Tat- 
sächlich entschloss sich der König, dem Einspruch Repnins Folge 
zu geben und die amtliche Äusserung der verbündeten Regierung 
abzuwarten; die Ansicht des Zarenhofes über die französischen 
Friedensvorschläge wollte Friedrich massgebend sein lassen fär sein 
Ultiniatuni nach Wien; dieses sollte aller Welt dartun, wie selir ihm 
die Ruckkehr de$ Friedens am Herzen liege. Aber der erwartete 
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Kurier stellte seine Geduld auf eine schwere Probe, wäiirend doch 
jeden Tag neue Nachrichten eintrafen von dem Anwachsen des 
Einflusses Kaiser Josephs in Wien gegenüber seiner dem Frieden 
zuneigenden Mutter; es hiess auch, Kaunitz zeige sich Josephs 
Wünschen gefälUg und sei bereit, den ersten Vorwand zum Ab- 
bruch der Unterhandlungen zu benützen^^^. Die Aufnahme nun, 
die sein Ultimatum in Wien finden würde, sollte dem König den 
Massstab liefern für die Beurteilung der umlaufenden unkontrollier- 
baren Gerüchte^ ^*'). 

Am 3. Februar abends langten neue Depeschen von Solms 
an; am 15. und 19. Januar abgefasst, besagten sie, dass die Zarin 
sich über die französischen Friedensvorschläge noch nicht endgültig 

geäussert habe, da sie erst wissen wolle, wie Frankreich über die 
Abtretung oberpfälzischen Gebiets an Stelle des bayrischen Bezirks 
Ikirp^hausen denke; indes habe Panin ihre Zustimmung zu den Vor- 
schlägen in ziemlich bestimmte Aussicht gestellt, nachdem diese 
dem König von Preussen und wahrscheinlich auch dem Wiener 
Hof zugesagt hätten. Freilich bezweifelte der russische Kanzler, 
dass Österreich zur Entschädigung Sachsens einige Millionen bei- 
tragen werde; viel leichter würde es sein, meinte er, die sächsischen 
Allodialansprüche durch Abtretung der schwäbischen Herrschaft 
Mindelheim und Überlassung einiger Lehen zu befriedigen'^^). Nach 
dem Inhalt der Solmsschen Depesche vom 19. Januar konnte der 
König nun aber nicht mehr daran zweifeln, dasa ivussland mit den 
preussischen Friedensbedingungen völlig einverstanden sei, und 
glaubte jetzt, ohne Bedenken sein Ultimatuni absciiicken zu dürfen^''-). 
Aber auch jetzt wieder riet Repnin noch zu warten, bis die förm- 
liche Antwort aus Petersburg eingetroffen sein werde, und wiederum 
bewilligte der König einen Aufschub von vier bis fünf Tagen, wenn- 
gleich sehr ungern^ ^^). 

Es war für den Fortgang der Unterhandlung nicht vorteilhaft, 
dass der König sich am 4. Februar aus militärischen Gründen nach 
Schweidnitz begab, denn die räumliche Trennung des Monarchen 
von den Kabinettsministern machte den persönlichen Verkehr un« 
möglich; ausserdem aber konnte es anlässlich des geplanten Vor- 
gehens gegen die Österreichischen Truppenansammlungen an der Grenze 
leicht zu Zwischenfällen kommen, welche- eine Verständigung er- 
schwerten oder gar unmöglich machten. Ging doch um dieselbe 
Zeit auch General von Möllendorf von Sachsen aus gegen Brüx vor^ '^). 
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Am 6. Februar legten die Minister dem Fürsten Repnin die 
vom König vor seiner Abreise genehmigte endgültige Fassung der 
Note an den Wiener Hof vor, vielleicht in der Absicht, nun, nach- 
dem abermals mehrere Tage mit vergeblichem Warten auf den 
russischen Kurier verflossen waren, sie endlich abgehen zu lassen. 
Noch an demselben Tage aber fand sich Repnin bei ihnen ein mit 
dem förmlichen Antrag, den Abschnitt über die in Sachsen gelegenen 
Lehen, deren Befreiung vom böhmischen Lehensverband einen 
Teil der Schadloshaltun;^ Sachsens ausmachen sollte, abzuändern, 
indem an die Stelle der bestimmten Erwartung des Verzichts der 
Kaiscrin-Könit^in nur der Ausdruck der Hoffnung trete, dass der 
längst bewilHgte Verzicht auf die Grafschaft Schönburg unmittelbar 
zu Gunsten des Kurfürsten von Sachsen erfolge und auf die übrigen 
in Sachsen gel^enen böhmischen Lehensgüter ausgedehnt werde, 
Repnin begründete das von ihm wie von de Pons seither schon 
oft geäusserte Verlangen unter anderm damit, dass man durch diese 
Milderung der Kriegspartei in Wien einen Vorwand zur Ablehnung 
des preussischen Ultimatums entziehe und Frankreich bei einem 
immerhin möglichen Scheitern der Uulcrhandlungen der Möglichkeit 
beraube, Preussen dafür verantwortlich zu machen, da nunmehr in 
dem Ultimatum nichts gefordert werde, was nicht mit dem fran- 
zösischen Friedensvorschlag übereinstimme. Ausserdem ersuchte 
er wiederum um Aufschub der Absendung, da sein Eilbote stündlich 
zu erwarten sei. Der Aufschub ergab sich nun von selbst, da die 
Kabinettsminister erst die Entscheidung des Königs über die ge- 
wünschte Änderung einholen mussten^^'^). Denn die Forderung, 
dass die Kaiserin-Königin der Lehenshoheit über alle sächsischen 
Gebietsteile ausser der Lausitz entsage, wurde grade in diesen Tagen 
noch in den nacli l aris und Petersburg abj^ehenden Weisungen 
als durchaus notwendig bezeichnet wegen der unaufhörlichen Be- 
lästigungen, die der bisheriG:e Zustand für Kursachsen mit sich 
brachte^^"). Wenngleich nun PViedrich sein Ultimatum für ein 
Muster von Mässigung und Bescheidenheit hielt, bewilligte er doch 
noch die von Repnin begehrte Abänderung in der Voraussicht, dass 
man in Wien in der sächsischen Lehensfrage über die bereits be- 
willigte Abtretung von Schönburg nicht hinausgehen werde^'^). 

Repnin sprach sich sehr erfreut aus über das neue Entgegen- 
kommen des Königs, und da mittlerweile — am 7. Februar — 
eine Depesche des Grafen Solms eine weitere Verzögerung der 
endgültigen Antwort Russlands auf dje französischen Vorschläge 
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und auf die Bcmerkuncjen des Königs in der t vorläufigen Antworte 
in Aussicht stellte, gleichzeitig aber von neuem die Übereinstimmung 
der russischen Politik mit der von König Friedrich angenommenen 
Haltung erwies^^^), wollte er der Absendung des Ultimatums nicht 
länger widersprechen; wann der Kurier aus Petersburg ankommen 
werde, war überhaupt nicht abzusehen, und die Gefahr, dass die 
Wiener Kriegspartei das Ausbleiben der preussischen Note als 
Vorwand fiir den Abbruch der Verhandlungen benütxen werde, 
wuchs täglich**"). Repnin kam damit dem Wunsche des Königs 
entgegen, der nun nach der jüngsten Depesclie von Solms keinen 
Grund für die weitere Zurückhaltung des Ultimatums mehr sah und 
angesichts der Umständlichkeit des von Russland eingeschlagenen 
Verfahrens — sich nämlich vor Erteilung eines Bescheids erst mit 
Frankreich in Verbindung zu setzen und Meinungsäusserungen aus 
Versailles abzuwarten — sich möglichst rasch Klarheit über die in Wien 
herrschende Stimmung verschaffen wollte^®*'). Er vernahm mit Be- 
friedigung, dass am 10. endlich der Kurier nach Wien abgehen 
sollte, und berechnete, dass er zwischen dem 18. und 20. über 
dessen Aufnahme unterrichtet sein könne; dann hatte die nieder- 
drückende und peinigende Ungewissheit der letzten - Wochen über 
die weitere Entwicklung der Dinge ein Ende, dann wusste er, ob 
er sich auf Fortdauer des Krieges oder auf Rückkehr des Friedens 
einzurichten habe"*"). Viel Hoffnung auf Verständigung hatte er 
nicht; die Nachrichten, wonach Kaunitz sich der Partei Josephs an- 
geschlossen habe und dem Wiener Hof auch wieder Geldmittel zur 
Verfügung ständen, sprachen ebensosehr für die Wahrscheinlichkeit 
einer Fortsetzung des Kampfes, wie die aus der Beobachtung der 
Person und des Charakters Josephs gewonnene Einsicht, dass seine 
Hauptsorge sei, er könne durch Nachgiebigkeit in der bayrischen 
Angelegenheit sein Ansehen im Reich schädigen, und dass er un- 
begrenztes Vertrauen zur Tüchtigkeit des Heeres habe**^*). 

Am 10. Februar wurde nun wirklich das prcussischc Ultimatum 
dem Fürsten Repnin als Vermittler amtlich übergeben; es ging so- 
gleich an Breteuil ab zur Weitergabe an den Staatskanzler. 

Dies Aktenstück enthält einleitend eine kurze Darstellung der 
seit Vorlegung des französischen Friedensentwurfs geführten Unter- 
handlungen ; es erklärt danach die Zustimmung des Königs dazu, 
dass die österreichisch-pfälzische, unter Teilnahme des Herzogs von 
Zweibrücken zu treffende Vereinbarung sowie das pfälzisch-sächsische 
Abkommen dem Hauptfriedensvertrag angefügt würden, ^ bewilligt 
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die Abtretung des Rentamts Burghausea ao die Kaiserin-Königin 
und zwar ohne die frühere Bedingung der Schuldenübernahme; 
der König verpflichtet sich sogar» den Herzog von Zweibrücken 
zur Einwilligung in diese Abtretung zu vermögen, wenn der Wiener 
Hof jedem weiteren Anspruch auf die bayrische Erbschaft entsage 
und zugleich die Erbmasse dem pfälzischen Hause und namentlich 
der Zweibrücker Lnuc iii uiizucidcuügcr Weise gewährleiste. »Man 
erwartet auch von der Gerechtigkeit der Kaiserin K()nigin, dass sie, 
in Anbetracht des von dem Herzog von Zvvcibrücken gezeigten 
Kifcrs ihren Wünschen nachzukommen, freundlich die gerechten und 
vernünftigen Vorstellungen, die dieser Fürst ihr machen könnte, 
aufnehme.! 

Es wird dann vorgeschlagen, Maria Theresia und König 
Friedrich sollten gemeinsam mit Karl Theodor und Herzog Karl 
Kaiser und Reich um die Übertragung der vakanten Retchslehen 
innerhalb des bayrischen Landes an das Gesamthaus Pfalz ersuchen. 

Der König verzichtet auf seine frühere Forderung einer Gcidbcisteuer 
Osterreiclis zu der Schadloslialtung Sachsens, erwartet aber, dass 
der Wiener I lof und die Vermittler andere Wege zur Befriedij;ung 
Kur.sachsens ausfindig machen; auch hält er es für zweckmässig, 
die Herrschaft Mindelheim unmittelbar an Sachsen zu geben nach 
Verzicht der Kaiserin<Königin und des Kurfürsten auf dies Gebiet. 
Er verwahrt sich gegen die Auffassung, als habe die verlangte 
Aufgabe der österreichischen Lehenshoheit und anderer Rechte über 
die Lausitz die Austauschung dieser Landschaft gegen Anspach- 
Baireuth erleichtern sollen, und steht zum Beweis seiner Uneigen- 
nütztgkeit von der früheren Forderung ab ; doch gibt er der Hoffnung 
Ausdruck, die Kaiserin-Königin werde nicht nur der Lehenshoheit 
über Schönburg unmittelbar zu Gunsten Sachsens entsagen, sondern 
diese Entsagung auch auf andre Lehensrechte, die sie in Sachsen 
besitze, ausdehnen. Als Ersatz für seine Ans[)ruchc auf Ixuchtenberg 
möge Mecklenburg vom Kaiser das jus de non appellando bekommen. 
Für sich selber verlangt der König nur, dass die Kaiserin-Königin 
sowie der Kaiser als ivcichsoberhaupt sich verpflichten, der Ver- 
einigung von Anspach-Baireuth mit den brandenburgischen Landen 
niemals sich zu widersetzen ; er stellt anheim, eine Vereinbarung zu 
treffen, wodurch die Krone Böhmen auf ihre Lehensrechte über 
Teile jener Markgrafschaften und das Haus Brandenburg auf solche 
über österreichische Gebtetsteile verzichte. Auch will der König 
den Vertrag von 1741 mit Kurpfalz über die Erbfolge in Jülich- 
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Berg erneuern, sobald Karl Theodor die zur Erfüllung der Vertrag^s- 
bedinguncfen nötii^en Schritte getan haben werde. Indes sei dies 
eine Angelegenheit, die zwischen Kurpfalz und Preussen allein zu 
verhandeln sei unter französischer Vermittlung. Der Kaiser und 
das Reich sollen dem Friedensvertrag beitreten und ihn ratifizieren. 

Der König betrachtet die zunächst zu treffende Abrede als 
eine Feststellung des Vertragsinhalts, während Form und Text 
aller Verträge erst iin Verlauf der Unterhandlungen in einer jeden 
Zweifel und jede Beeinträchtigung der Parteien ausschliessenden 
Art festgestellt werden sollen. 

Zum Schluss wird gesagt, diese Note sei das Ultimatum des 
Königs, wesentliche Änderungen wurden daran nicht mehr vor- 
genommen; man rechne auf Annahme; sollte man in Wien aber 
noch weiterhin die preussische Erbfolge in Anspach-Baireuth mit 
der österreichischen Erwerbung in Bayern in Parallele stellen wollen, 
so hoffe der König, dass seine Mitstände, die Garanten des West- 
fälischen Friedens und die Vermittler ihm Beweise ihres Gerechtigkeits^ 
Sinnes und ihrer Freundschaft geben würden^*^^). 

Das mit Zustimmung der preussischen Minister abgefasste 
Begleitschreiben Repnins an Breteuil entschuldigt die lange Ver- 
zögerung der Antwort auf des Botschafters Schreiben vom 29. Januar 
mit dem Ausbleiben des durch weite Entfernung und schlechte 
Wege aufgehaltenen Kuriers aus l etcrsburg. Breteuil wird ei;3uciit, 
das preussische Ultimatum zu verwenden, um den ersehnten Friedens- 
schluss herbeizufuhren; viele Worte seien darüber nicht zu verlieren, 
da sein Inhalt den besten Beweis für die Friedensliebe des Königs 
liefere. Repnin erwartet als Antwort aus Wien nur die Nachricht, 
wo und wann man zur endültigen Abfassung und zur Unterzeichnung 
der Vertragsurkunden zusammentreten wolle; denn die vom König 
gewünschte Abtretung Mindelheims und der Schönburgschen Ober- 
lehenshoheit unmittelbar an Sachsen bedeute doch keine Abänderung 
der französischen Vorschläge, sondern* nur Vereinfachung und Ab- 
kürzung des Verfahrens, sowie eine Art Garantie, dass Sachsen 
auch wirklich den Nutzen davon habe; und auch der Wunsch, dass 
die Kaiserin-Königin den Vorstellungen des Herzogs von Zweibrücken 
Gehör schenke, sei kein Teil des Ultimatums, sondern stelle sich 
dar als die begreifliche Sorge um das Wohl eines Verbündeten, der 
Rechnung zu tragen der Wiener Hof gut tun werde. Als Aufgabe 
der Beratung bei der bevorstehenden Zusammenkunft bezeichnet 
Repnin neben der Redaktion des Friedensvertrags die Verständigung 
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zwischen Pfalz und Sachsen. Hinsichtlich des gewünschten Beitritts 
des Reichs zum Friedensvertrag sieht Repnin keine Schwierigkeiten 
voraus. In einer Nachschrift hält der Fürst mit der Annahme des 
preussischen Ultimatums in Wien den Zeitpunkt fUr einen Waffen- 
stillstand fiir gekommen; sobald Breteuil ihm vertraulich mitteile, 
dass das Ultimatum auf keine Hindernisse mehr stossc, wolle er in 
Breslau den Abschluss einer Waffenruhe in Vorschlaft bringen, von 
dessen BcwiHigung er überzeugt sei. Es ist nicht unvvahrscheinHch, 
dass de Pons den Fürsten veranlasst hat, den Abschnitt über die 
Waffenruhe in sein Schreiben aufzunehmen; de Pons behauptet es 
wenigstens in einem Bericht an Breteuil. Was den Kongressort 
betrifft, so teilt Repnin mit, der König 6nde Nürnberg und Augsburg 
zu weit entfernt und rate zur Wahl eines zwischen Breslau und 
Wien, etwa in Mähren gelegenen Ortes'^*). 

Gleichen Inhalts war das Schreiben an Galizyn, den Repnin 
ausserdem noch besonders ersuchte, sein Möglichstes zur Herbeiführung 
des Friedens zu tun*°*); auch an ßariatinsky nacli Paris sandte er das 
Ultimatum mit einer Abschrift seines Sclircibens an Breteuil und 
der Bemerkiinrf, dass das weitgehende Entgegenkommen des Königs 
von Preussen bereits beim Eintretten der in überraschend unfreund- 
lichem Ton gehaltenen Depesche Vergennes' bei de Pons beschlossen 
gewesen sei*®*). 

In seinem Bericht an Panin sucht Repnin die Absendung des 
Ultimatums vor der Ankunft des russischen Kuriers zu entschuldigen; 
die Wahl des Ortes für die bevorstehende Unterhandlung betrachtet 
er als für Russland gleichgültig, wenn nur überhaupt der Friede zu 

Stande komme, »dessen Hersteiking unserer Kaiserin, welche doch 
die Hauptbeteiligte dabei ist, neuen unsterblichen Ruhm verschaffen 
wird.c Sollte der Wiener Hof das preussisciie Ultimatum nicht an- 
nehmen, so sei dies ein Zeichen, dass er den Frieden nicht wolle; 
dann müsse Russland militärische Massnahmen treffen, um der 
grenzenlosen Herrschsucht Österreichs entc^e^en zu treten^^'). 

Auch dem französischen Gesandten de Pons hessen die Kabinetts- 
minister am Abend des lo. Februar das Ultimatum in Abschrift 
zugehen*^^). Dieser schickte es an Breteuil durch den russischen 
Kurier, der die Schriftstücke Repnins nach Wien brachte; in seinem 
Begleitschreiben nahm er für sich das Verdienst in Anspruch, dass 
der König von Trcussen den Verzicht auf die böhmischen Lehen 
in Sachsen nicht mehr fordere, sondern nur wünsche; freilich fügte 
er hinzu, die Nichterfüllung dieses Wunsches werde den König um 
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so peinlicher berühren, als er geneigt sei, über alle übrigen Punkte 
hinwegzugehen. Den über mögliche Vorstellungen des Herzogs 
von Zweibrücken handelnden Satz des Ultimatums bezeichnete de 
Pons als das Ergebnis der dringenden Vorstellungen Hofenfels' 
bei den Kabinettsminislern ; Finckenstein und Hertzberg wollten mit 
der gewählten Fassung dem Herzog wenigstens die Möglichkeit 
wahren, etwas für seine Schadloshaltung zu tun und das Ansuchen 
an den Wiener Hof zu stellen, er möge den oberlehensherrlichen 
Rechten über einige Dorfer im zwcibruckschen Gebiet entsagen und 
die verschiedenen Fauiilienverträge in die Konvention einbeziehen-^^). 

Die Wünsche des zweibrückschen Vertreters Hofenfels gingen 
allerdings erheblich weiter; er hätte gerne den ganzen Text des 
Ultimatums abgeändert, denn ihm widerstrebte jegliche Abtretung 
von Gebiet aus der bayrischen Erbmasse; indes war er schliesslich 
doch bereit — und was wäre ihm auch anderes übrig geblieben? — 
allem zuzustimmen, was seines Herren Beschützer, der König von 
Preussen, für gut hielt. Schliesslich verlangte er nur noch, der 
König möge bei den Unterhandlungen auf die Bestätigung der 
bayrischen Hausverträge dringen und versuchen, dem Herzog eine 
grössere jährliche Apanage seitens des Kurfürsten Karl Theodor 
zu verschallen. I' inckenstein rechtfertigte ihm gegenüber den In- 
halt des Ultimatums, das den von Frankreich gemachten, von Russ- 
land genehmigten Vorschlägen entsprochen habe, insbesondere die 
zugunsten Sachsens darin geforderte Abtretung von Mindelheim 
und die weitere Schadloshaltung für die Aufgabe seiner Ansprüche 
an die Allodialerbschaft ; er hob hervor, dass die Erneuerung der 
Konvention über die Nachfolge in Jülich-Berg ein Zeichen der 
Freundschaft des Köm'gs für den Herzog sei, und erklärte, die 
Garantie für die pfalz-bayrlschen Hausverträge gehöre allerdings in 
den Text des Friedensvertrags hinein, die Apanagefrage dagegen 
habe nichts damit zu tun und könne nur durch Fürsprache des 
Königs und rraiikiciclis, allciilalls aucli Ivushlauds als veruüUelüüer 
Macht, bei Karl Theodor gefordert werden-'**). 

An Goltz in Paris und an Solms in Petersburg wurde eben- 
falls der Text des Ultimatums gesandt; um die Stimmung der 
Wiener Kriegspartei zu kennzeichnen, machte man hier wie dort 
die Mitteilung, Kaiser Joseph nenne den König von Preussen einen 
»Anti-Cesar prot^g^ par la Russiec^^^). 

In Wien wurde man durch das weitgehende Entgegenkommen 
des preussischen Ultimatums nicht mehr überrascht, nachdem Repnin 
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erst kürzlich durch Galiz3m dem Staatskanzler von der überaus 
friedlichen Stimmung des Königes hatte Mitteilungf machen lassen. 

Trotzdem herrschte grosse Hefl•iLdigu^;^^ als GaÜzyn am Xaclimittag" 
des 13. l'ebruar durch Kepnins Adjutanten das Paket für Hreteuil 
empfing-'*) und man von dem Inhalt Kenntnis erhielt. Am deut- 
lichsten ersieht man dies aus den wenigen Zeilen, die Maria Theresia 
noch am späten Abend an Lacy richtete: »Ich kann nicht zu Bett 
gehen, ohne Ihnen die gute Nachricht zu senden, dass der Friede 
zwar noch nicht geschlossen ist, aber es bald sein wird. Seit 
14 Monaten habe ich mich nicht so zufrieden zur Ruhe gelegt. 
Gott sei dafür gepriesen ! Ich behalte meine Kinder, meine Freunde, 
meine tapferen Soldaten, und vermeide die völlige Zerstörung meiner 
Leuten Provinzen**').« Und Breteuil berichtet aus diesen Tagen, 
die Kaiserin-Königin habe in ihrer Herzensfreude jedermann ins 
Ohr gesagt, der Frieden sei geschlossen-' |). Auch Kaunitz, iler 
überhaupt wieder seit einigen Tatzen die friedliclie Ciisinnunf; der 
kaiserliciien Majestäten zu belonen lur gut fand — vielleicht im 
Zusammenhang mit der Nachricht von der nahe bevorstehenden 
Verständigimg zwischen Russland und der Türkei — äusserte sich 
sehr befriedigt über die preussische Note, die ihm Breteuil sogleich 
überreicht hatte, und stellte baldige schriftliche Antwort in Aussicht. 

Tatsächlich wurde diese am 16. Februar schon dem fran- 
zösischen Botschafter übergeben. Die Kaiserin-Königin versprach 
darin, billige und vernünftige Vorstellungen des Herzogs von Zwei- 
brücken freundlich aufzunehmen; femer gemeinsam mit Preussen, 
dem Kurfürsten von Bayern und dem Herzog von Zweibrücken bei 
Kaiser und Reich die Verleihung der in Hävern und Schwaben 
gele5:^encn Keichslehcn an das i^anze pfälzische Haus, sr)\\ic des 
privileL^ium de non appellando an MecklenhuiL; nachzusuchen, auch 
auf den Beitritt von Kaiser und Reich zum Friedensvertrag hin- 
zuwirken. Dagegen wurde die Ausdehnung des Verzichts auf alle 
in Sachsen gelegenen l>öbmischen Lehen nicht bewilligt, da jene 
Lehensrechte weit erheblicher und bedeutsamer seien, als man 
glaube. Zur Erläuterung dieser Behauptung sollte eine gleichzeitig 
überreichte Note dienen, welche eine allerdings sehr beträchtliche 
Zahl von böhmischen Lehensgütern in Sachsen aufführte*"). 

In seinem Begleitschreiben gab Kaunitz noch dem Bedauern 
der Kaiserin KuniL^in Ausdruck, da-s sie im Interesse ihrer Würde 
und aus Staatsraison auf den W'unscli des Krinigs nicht eingehen 
und nicht mehr zur Befriedigung Sachsens tun könne. Da ja aber 
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die Teilnahme an der Abfindung Sachsens nur als Wunsch, nicht 
als Bedingung ausgesprochen war, betrachtete er die Einigkeit als 
hergestellt; es erübrige nur noch die Schlussredaktion des Friedens- 
vertrags, sowie Abschluss einer Waffenruhe. Hierfür machte er 
den Vorschlag, dass beide Heere in ihr Land zurückkehren sollten ; 
dann könne der Kongress in Troppau oder Jägerndorf stattfinden ; 
wci de der RückzAig hinter die Grenzen nicht angenommen, so möge 
der Kongress in Teschen tagen^^®). 

Auch Gahzyn erhielt die österreichischeti Noten und eine Ab- 
schrift des Schreibens des Staatskanzlers an Breteuil; ihm gegenüber 
behauptete Kaunitz, sein Hof habe durch Überlassung von Mindel- 
heim und Aufgabe des Lehensverbands von Schönburg genug getan, 
um dem Kurfürsten Karl Theodor die Befriedigung Sachsens zu 
erleichtern; jedenfalls sei die Kaiserin*Königin ausser Stande mehr 
zu tun*^^). Die Gründe, die er anführte, wollten indes selbst Galizyn 
nicht stichhaltig erscheinen, der an Repntn vertraulich schrieb, es 
sei wesentlich Heimtücke, die den Wiener Hof die Bitte wegen der 
sächsischen Lehen abschlägig bescheiden lasse, denn es sei für eine 
grosse Zahl von Lehen tatsächlich kein Grund vorhanden sie fest- 
zuhalten. Indes müsse man mit diesem kleinlichen Zuge rechnen-^'^}. 
Auch Breteuil konnte in dieser Hartnäcki^^keit nichts anderes sehen 
als Hass und Rachsucht gegen Sachsen; seine mit Galizyn gemein- 
sam unternommenen Bemühungen, dem Fürsten Kaunitz diö Mangel- 
haftigkeit der Begründung nachzuweisen und Sachsen mehr zu ver- 
schaffen, blieben erfolglos. Nun sandte Galizyn die österreichische 
Note an Repnin, damit er sie den preussischen Ministem zustelle — 
es war wohl am i8. Februar — und berichtete, dass seit zwei 
Tagen Befehl erlassen sei, Truppenverschiebungen nach der 
Grenze, sowie Absendung von Artillerie, weitere Beschaflfiing von 
Kriegsmaterial und Lebensmillcln einzustellen; auch habe man einen 
Auftrag zum Ankauf von 4000 Maultieren in Italien rückgängig 
gemacht-^®). 

Breteuil schrieb gleichfalls an Repnin und sprach sein Bedauern 
aus, dass die gemeinsamen Bemühungen, den Wiener Hof zu einer 
stärkeren Beteiligung an der Entschädigung Sachsens zu bestimmen, 
vergeblich gewesen seien; die Abtretung von Mindelheim und Schön- 
burg erst an Bayern und von da weiter an Sachsen hielt er indes 
för unbedenklich. Hinsichtlich der Beendigung der Feindseligkeiten 
machte er Kaunitz' Vorschlag zu dem seinigen, dass sie nämlich 
am einfachsten durch Zurückziehung der Truppen hinter die Landes- 
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grenze erfolge, worauf man Troppau oder Jägerndorf fiir neutral 
erklären könnte. Sollte dieser Vorschlag keinen Beifall finden, so 
empfahl Bretenil ebenfalls, Teschen zu wählen und dort am 3. März 

zusammenzutreffen***). Durch de Pons liess Breteuil das preussische 
Ministetiuia noch wis^^en, man sei in Wien bemüht, die Anknüpfung 
guter Beziehungen zu IVeussen möglichst zu erlciclitern--'). 

Waiirend man in Breslau mit Spannung den Nachrichten aus 
Wien über den Eindruck des prcussischen Ultimatums entgegensah, 
kam endlich, am 16. Februar, der so lange envartete Kurier aus 
Petersburg bei Repnin an. Kr überbrachte eine freundschaftliche 
und vertrauliche Vorstellung der 21arin an den König von P^ussen ; 
es hiess darin, der Erfolg des Krieges stehe zweifellos auf der Seite 
des Königs, denn er habe den Wiener Hof genötigt, und zwar 
allein durch das Ansehen seiner Persönlichkeit, eine Erwerbung 
fahren zu lassen, zu der jener bereits die Zustimmung des bisherigen 
Besitzers erlangt gehabt luätte; durch che kleinen Zugeständnisse, 
die es nun Österreich maclie, erreiclie Preussen die für jenes un- 
angenehme, ihm selbst aber vorteilhafte Anghcderung der fränkischen 
Markgrafschaften ; mehr werde sich auch durch einen siegreichen 
Krieg nicht erreichen lassen, denn die politische Gesamtlage sei 
angesichts der unentschiedenen Haltung selbst der mit der prcussi- 
schen Politik einverstandenen Reichsstände und der völligen Ab 
hängigkeit der übrigen vom Wiener Hof, bei der Aussicht, dass 
Kaiser Joseph jeden Augenblick an die Regierung kommen könne, 
lind bei der Gebundenheit der Streitkräfte seines einzigen Bundes- 
genossen für Preussen durchaus nicht günstig und lasse wenig Hoff- 
nung auf einen ruhmreicheren PViedcnsschluss, ganz abgesehen davon, 
dass man wegen einer Million Taler doch eigentlich nicht den Krieg 
fortsetzen dürfe, und dass selbst die Vcrweii^erung des Verzichts 
auf die böhmischen Lehen in der Lausitz und in Sachsen zugunsten 
Sachsens niclit die Fortdauer des Kampfes rechtfertige, zumal sich 
doch wohl ein Ersatz anderswo finden lasse. Für den Verzicht auf 
die böhmischen Lehen in Sachsen allein verspricht dagegen Katha« 
rina sich zu bemühen und die Mitwirkung Frankreichs dazu nach- 
zusuchen. Sie sieht es als gerechtfertigt an, dass die Schulden des 
abzutretenden Rentamts Buighausen auf den übrigbleibenden Teil 
von Bayern gewälzt werden, da ja ohnehin Karl Theodor, ohne 
einen Finger gerührt zu haben, den grössten Teil der Erbschaft 
zurückerhalte*-^). — Der V^orstellung lagen Abschriften der an Baria- 
tinsky und Galizyn unter demselben Datum erlassenen Weisungen 
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bei'**), sowie ein Entwurf Panins für die Bestimmungen zur Ent- 
schädigung Sachsens. Dieser nahm in Aussicht die Abtretung 
Mindelheims und die Zahlung von zwei Millionen Talern seitens 

des Kurfürsten Karl Theodor, gegen V^erzicht Sachsens auf alle 
Allodialansprüchc; sollte sich der völlige oder teilweise Verzicht 
der Kaiserin-Königin auf böhmische Lehensgebiete in Sachsen er- 
reichen lassen, so würde dadurch die notwendige und schwierige 
Vereinbarung zwischen Kurpfalz und Sachsen erheblich erleichtert 
werden-**). 

Den ersten Eindruck, den die Schriftstücke des russischen 
Hofes bei dem König hervorriefen, ersehen wir aus einer eigen- 
händigen Nachschrift an Finckenstein: »Da haben wir die Russen, 
die zum Frieden drängen; ein Zeichen dafiir, dass sie bereuen, 

uns Beistand versprochen zu haben c *■*). Einen weiteren Beweis 

für diese vermutete ^ Reuet bei den Russen wollte Friedrich im 
Ausbleiben von Weisungen an Repnin über die xMiIiUii kuavention 
sehen; Panin hegte in der Tat die Hoffnung, dass demnächst aller 
Anlass zu ihrem Abschluss geschwunden sein werde. 

Für die Einleitung der Friedensunterhandlung kamen die 
mahnenden Ratschläge der Zarin zu spät; sie waren durch die 
Zugeständnisse des preussischen Ultimatums bereits gegenstandslos 
geworden. Der König selber schrieb an Finckenstein, er halte den 
Frieden jetzt für gesichert und erwarte mit ziemlicher Bestimmtheit 
einen günstigen Bescheid aus Wien; auch die Abtretung der 
böhmischen Lehen an Sachsen glaube er noch durchsetzen zu können, 
weil Österreich sich dadurch Russland gefällig erweise. Die Ent- 
schädigung Sachsens mit vier Millionen Talern hielt er für ausreichend 
und so bemessen, dass der Kurfürst zufrieden sein könne***). 
Offenbar war er nun nachträglich sehr froh über das in seinem 
Ültimaturii gezeigte F.ntgegenkommcn, denn aus der russischen 
Depesche ersah er, dass alle Schwierigkeiten, die er hätte machen 
können, nur zur Entfremdung der vermittelnden Mächte und mög- 
licherweise sogar zum Verlust des russischen Beistands geführt haben 
würden. Dies lies sich nun auch denjenigen entgegenhalten, die 
der preussischen Politik den Vorwurf allzu grosser Nachgiebigkeit 
machten, wozu der Kriegsminister Graf Schulenburg gehört zu haben 
scheint*'^). Denn wenn selbst bei Fortdauer des Krieges die russi- 
sche Truppenhülfe dem König wirklich geleistet worden wäre, so 
wäre sie dem preussischen Staate doch gewiss recht beschwerlich 
und kostspielig geworden. Dass sie überhaupt geleistet werden 
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würde, bezweifelte Friedrich noch immer; in dieser Beziehiinf^ traute 
er den Russen alles Schlechte zu***"), und an Solms schrieb er, er sei 
übcrzeufTt, dass es Russland vielmehr auf die 1 ierstellung des Friedens 
in Deutschland ankomme, als auf die Vertretung der prcussischen 
Interessen. Indes sollte Solms deshalb seine Haltung nicht etw2. 
ändern, sondern nach wie vor tun, als ob er allem, was man ihm 
sage, Glauben schenke*"). 

Freilich ein Punkt war noch immer vorhanden, der Anlass zu 
ernster Besorgnis gab: die Haltung des Kurfürsten, von der Pfalz. 
Man wusste in Breslau, wie schroff und unfreundlich der Wiener 
Hof dem Kurfürsten von Sachsen gegenüberstand, und befürchtete, 
man werde in Wien zwar keine ofienkundigen Schwierigkeiten 
machen, wohl aber insgeheim die zunächst zweifellos ablehnende 
Haltung Karl Theodors gegen die geforderte Abfindung Sachsens 
unterstützen und so das Friedenswerk verzögern. Auf Karl Theodor 
vermochte aber nur die französische Regierung einen Druck in 
anti-österreichischem Sinne auszuüben; deshalb wurde Goltz in Paris 
beauftragt, dahin zu wirken, dass der Kurfürst zur Bewilligung einer 
angemessenen Hntschädic^ung Sachsens angehalten werde"*^). Die 
preussischen Vertreter in Paris und Petersburg erhielten Weisung, 
allen Intriguen dadurch vorzubeugen, dass sie bei den vermittelnden 
Mächten eine Verständigung über den Text einer sächsisch-pfälzischen 
Vereinbarung anregten; die so entstandene Urkunde sollte alsdann 
von beiden gemeinsam in München als Ultimatum vorgelegt werden ; 
während dessen werde der König sein möglichstes tun,, die hohen 
Ansprüche seines Bundesgenossen, des sächsischen Hofes, herab- 
zusetzen*"*) ; allerdings unter vier Millionen Taler könne dabei nicht 
gegangen werden. 

Als am 20. Februar abends die österreichische Antwort in 
Breslau eingetroflfen war, berichtete Finckenstein sofort an den noch 
in Silberberg weilenden König, dass zwar die wesentlichen Artikel 

des preussischen Ultimatums angenommen seien, die Kaiserin-Königin 

aber den Verzicht auf die sächsischen Lehen verweigere und auf 
der Abtretung Scliönburgs und Alindelheiuis an den Kurfürsten von 
der Pfalz bestehe, da sie mit Sachsen nicht unmittelbar verhandeln 
wolle. Nach der Aussage des Repninschen Kuriers habe das preussi- 
sehe Ultimatum in seiner massvollen Form in Wien die grösste 
Freude hervorgerufen, und Galizyn berichte die Einstellung aller 
weiteren Kriegsvorbereitungen der Österreicher. 

20 
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Hochwillkommen waren König Friedrich diese ersten flüchtigen 

Mitteilungen seines Ministers, die ihm die Gewissheit des Friedens 
gaben ; von schwerer Sorge fühlte er sich befreit ; und sogleich beschloss 
er, der Kaiserin Katharina seinen Dank ausz.usprechen für ihre Bemü- 
hungen'^*-), wenngleich er durchaus nicht von ihrer Uneigennützigkeit 
überzeugt war und ihr Verdienst darum keineswegs hoch anschlug. 

Die nächste Aufgabe war nun der Abschluss des Waffen- 
stillstandes, die zweite und schwierigere die Herbeiführung einer 
Verständigung zwischen München und Dresden. Für den Abschluss 
der Waffenruhe war der Kaunitzsche Vorschlag, die beiderseitigen 
Truppen sollten das von ihnen besetzte feindliche Gebiet räumen 
und hinter ihre Landesgrenzen zurückweichen, jetzt, nachdem der 
König in der zweiten und dritten Februarwoche die Grafschaft Glatz 
fast ganz vom Feinde befreit hatte, nicht mehr gerechtfertigt, weil 
österreichische Truppen nur noch in verschwindend geringer Zahl 
auf preussischem Boden standen. Da eine amtliche Äusserung von 
Österreichischer Seite in dieser Sache nicht erfolgt war, sondern 
nur eine private Mitteilung Hreteuils an Repnin vorlag, empfahl 
dieser, die Waffenruhe zu bewilligen auf Grundlage der augenblick- 
lichen Truppenstellung, die dann bis zum tatsächlichen Abschluss 
des Friedens beizubehalten wäre, und Teschen als Kongressort 
anzunehmen. Er wollte alsbald diese oder sonstige Vorschläge, 
auch bezüglich der Dauer des Waffenstillstands, nach Wien öber- 
mittehi und hoffte mit J^reteuil, dass in etwa acht Tagen die Be- 
vollmächtigten sich am Kongressort versammeln könnten*''). Uber- 
haupt entfaltete Repnin eine für den raschen Fortgang der Friedens- 
verhandlung sehr förderliche Tätigkeit. Auch ihm machte das 
pfälzisch-sächsische Abkommen die meiste Sorge; dean der König 
bezeichnete IMindelheim als nur etwa eine Million wert, so dass, 
wenn zwei Millionen in bar dazu kämen, Sachsen eine Million zu 
wenig erhalte. Ein Ausweg Hess sich finden, wenn Karl Theodor 
noch die Herrschaft Wiesensteig hinzufugte"'); Finckenstein hatte 
diesen Vorschlag gemadit, und er nahm ihn nun in die Note auf, 
die er bezüglich der Entschädigung Sachsens an Breteuil zur Ober> 
mittelung an Kaunitz sandte; aber vorläufig wusste man überhaupt 
noch nicht, was der als eigensinnig bekannte Pfälzer zu gcwaliren 
bereit sei. Jedenfalls brauchte Friedrich nicht zu befürchten, da'^s 
Russland und Frankreich den Kurfürsten von Sachsen um seme 
Entschädigung bringen wollten ; sein Vorschlag, Repnin bezw. Galizya 
und Breteuil sollten in Wien die Erwartung aussprechen, die Kaiserin- 
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Königin ulkIc iml ihnen gemeiiis.inic Sache machen, um den Kur- 
fürsten von der Pfalz zu einer befriedij^^enden I'Lntschädigung Sachsens 
zu bestimmen nnd ihn zu hindern, dem Abschluss eines Vertrags 
zwischen beiden Staaten Schwierigkeiten zu bereiten, war überdies 
geeignet festzustellen, ob es der Wiener Hof ehrlich meine mit dem 
Frieden. Übrigens hatte der König ein Mittel in der Hand, um 
einen Druck auf Karl Theodor auszuüben: die Regelung der Jülich- 
Bergschen Angelegenheit, die allein im pfälzischen Interesse lag. 
Mit der Wahl Teschens als Kongressort war Friedrich einverstanden 
und als seinen Bevollmächtigten dafür fasste er, wenn als Vertreter 
Österreichs der frühere Gesandte in Berlin, Graf Ludwig Cobenzl kam, 
seinen chemahgen Gesandten in Wien, Baron Ricdesel ins Auge; 
an ihn erging der Jkfehl, sofort nach Breslau zu kommen zur Ent- 
gegennahme von Instruktionen*'"^). Hertzberg hatte sicli allerdings Hoff- 
nung gemacht, wieder, wie in Hubertsburg, als Unterhändler wirken 
zu dürfen, jedoch musste er sich, wenn auch gekränkt in seinem 
Selbstgefühl, der wohlbegriindeten königlichen Entscheidung fiigen"*). 

Wenn nun allgemein als die Hauptschwierigkeit angesehen 
wurde, die Zustimmung des KurfUrsten Karl Theodor zur Ent- 
schädigung Kursachsens mit vier Millionen Talern zu erlangen» 
einer Summe, die von König Friedrich als das Mindestmass des zu 
Fordernden, zugleich aber wohl als die höchste erreichbare angesehen 
wurde und deren Berechtigung auch die vermittelnden Mächte 
anerkannten, — so war es doch nicht undenkbar, dass der Kurfürst 
von Sachsen sich damit nicht zufrieden prehen wollte; andererseits 
lag auch die Möglichkeit vor, dass der Herzo^»^ von Zweibrucken 
Einspruch gegen eine so starke Belastung der bayrischen Erbschaft 
erhob. Da musste nun Finckenstein mit den Vertretern dieser 
beiden Bundesgenossen des Königs in Breslau unterhandeln; 
Hofenfels zeigte sich dabei, entgegen seiner sonstigen Art, verständig 
und erklärte, keine Schwierigkeiten machen zu wollen; nur äusserte 
er den Wunsch, der König möge sein Interesse an der Sicher- 
stellung des pfälzischen Hauses dadurch bekunden, dass er fiir die 
Bestätigung der alten Hausverträge eintrete und eine, wenn auch 
nur itillschu cigende Anerkennung der ü.>terreichisch-plalzischcn Kon- 
vention vom 3. Januar 1778 seitens der vcrlragschliessenden Mächte 
verhindere. Zinzendorf hatte Weisung, soviel als möglich für 
seinen Hof herauszuschlagen; er konnte sicii daher mit der Fest- 
setzung der Entschädigungssumme auf vier Millionen Taler amtlich 
nicht zufrieden geben; aber Finckenstein hatte doch den Eindruck, 

20* 

Digitized by Google 



3o8 



dass ernstliche Hinderiusse von dieser Seite nicht zu erwarten seien, 
namentlich wenn Mindelheim fiir Sachsen gesichert sei; in seinen 
Vorstellungen an Zinzendorf betonte er, dass Frankreich und 

Russland durch höhere Forderungen leicht vor den Kopf gestossen 
werden könnten, und hob hervor, wie König Friedrich, aut jegUchen 
materiellen Gewinn verzichtend, ein nachahmenswertes Beispiel von 
Uneigennützigkeit orebe*^'^). Nichts wollte Zinzendorf unversucht 
lassen; er wandte sich am 27. Februar nach einer neuen Unterredung 
mit Finckenstein in einem Schreiben unmittelbar an den König, 
um, wenn möglich, doch noch eine höhere Entschädigung zu 
erlangen; aber Friedrich befahl seinem Minister, dem Gesandten 
durch Vorlegung der Goltzschen Berichte aus Paris zu beweisen, 
dass er in dieser Frage ausser stände sei, seiner Neigung zu folgen. 
Denn während er und seine Alliierten einen guten Frieden wünschten, 
drängten die Vermittler !n erster Linie auf raschen Frieden"*). 

1 ür die Beeinllussung Karl Theodors musste man, wie schon 
erwälml, sich wesentlich auf die französische Regierung verlassen. 
Als Nachbar pfälzischen Gebiets konnte Frankreich seinen Wünschen 
leicht Nachdruck geben, und grade jetzt hatte es auch ein lebhaftes 
eigenes Interesse an der Beendigung der deutschen Wirren. Freilich 
hatte Kursachsen seine Sache in Paris dadurch geschädigt, dass es 
an übertriebenen Entschädigungsforderungen festhielt und wohl 
auch durchblicken liess, es sei preussischen Beistands in dieser 
Frage sicher'^'). Daher erschien es zweckmässig, preussiscberseits 
dem französischen Hofe die bestimmte Erklärung abzugeben, dass 
die sächsische Forderung auf vier Millionen Taler herabgesetzt 
werde, dass aber dies das wenigste sei, was der König von Preussen 
seinem Bundesgenossen anbieten dürfe; Goltz wurde beauftragt, 
davon Mitteilung zu machen und den Grafen Vergennes zur An- 
erkennung der Berechtigung dieses Verlangens zu veranlassen; zugleich 
sollte er der Auffassung entgegentreten, als wenn die übertriebenen 
sächsischen Ansprüche von Breslau aus eine Ermutigung erfahren 
^hätten, denn grade im Gegenteil sei es .das Streben der preussischen 
Regierung, ihren Alliierten klarzumachen, dass sie den Umständen 
Rechnung tragen müssten. Frankreich möge sich nachdjüc^lich 
für die Entschädigung Sachsens in dem angegebenen Umfang ein- 
setzen und auch in Wien darüber wachen, dass nicht etwa Kaunitz 
diese Frage benütze, um den Friedensschluss zu hintertreiben; so- 
bald die französische Diplomatie in dieser Richtung sich talig zeige, 
werde binnen kurzem alles geregelt .sein^*'*). 
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In ähnlichem Sinne ergingen Weisungen an Solms; es wurde 
darin erwähnt, dass bei der Schätzung Mindelheims auf eine Million 
Taler noch etwa Wiesensteig zugefügt werden müsse, um zwei 
Millionen voll zu machen ; die restlichen zwei Millionen konnten in 
bar [gezahlt werden. Russland als der Alliierte des Königs möge 
Preu^sen in der wichtiiTcn Frage der sächsischen Entschädigung 
mit allem Nachdruck unterstützen^*'). 

Inzwischen hatte Repnin sich wieder mit Breteuil zu rascherer 
Förderung der Verhandlungen in Verbindung gesetzt. Auf seinen 
Wunsch übergaben ihm die Kabinettsminister noch am 24. Februar 
eine kurze Note, worin die Obereinstimmung des Königs mit der 
Kaiserin-Königin über die Grundlagen der zu schliessenden Vertr^e 
ausgesprochen wurde*^*). Diese schickte er sofort an Breteuil nach 
Wien ab. In seinem Begleitschreiben empfahl er zur Abhaltung 
des Kongresses, entsprechend den Verabredungen mit den preussi- 
schen Ministern und dem König, Teschen ; er riet, dieses Städtchen 
alsbald fiir neutral zu erklären imd etwa dort liegende österreichische 
Truppen herauszuziehen; frühestens am 10. März werde man zu- 
sammentreten können. Den Waffenstillstand werde der König be- 
willigen, wenn man ihn auf Grund des gegenwärtigen Besitzstandes 
abschliessen wolle. Auch bat er um schleunigste Benachrichtigung» 
wer von österreichischer Seite als Bevollmächtigter zum Kongress 
geschickt werde. In einer Nachschrift bedauert Repnin die Unnach- 
giebigkeit des Wiener Hofes, der doch leicht einige von seinen in 
Sachsen gelec^enen Lehensgütern hätte abgeben können, und dringt 
darauf, dass nun die Kaiserin-Königin in München die (icwährung 
einer angemessenen iMitscliädigunpf Kursachsens um so energischer 
betreibe ; diese könne nicht niedriger sein als 4 Millionen Taler und 
zwar teils in Land, teils in barem Gelde; er schlage Mindelheim 
und Wiesensteig als die abzutretenden Gebiete vor. Er bat Breteuil, 
am pfalzischen Hofe für die Bewilligung dieser Entschädigung zu 
wirken, wie er, Repnin, mit den preussischen Ministern zusammen 
in Dresden für deren Annahme sich bemühen werde, und schlug vor, 
sie sollten beide diese Forderungen als Ultimatum ihrer Höfe über- 
geben'^). Den Fürsten Bariatinsky setzte Repnin ebenfalls von der Sach- 
lage in Kenntnis, damit er im Verein mit Goltz seinen Einfluss zu 
Gunsten einer befriedigenden Lösung der sächsischen Entschädigung 
geltend mache; denn allein von ihr hänge der Friedensschluss ab***). 

Das Schreiben Repnins mit der preussischen Note traf am 
2/. bei Breteuil ein, der davon alsbald dem Staatskanzler Mitteilung 
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machte. Kaunitz hielt der Kaiserin-Königin noch am Nachmittag 
Vortrag und schon abends setzte er die Botschafter Frankreichs 
und Russlands von deren Entschhessung in Kenntnis. Der Wiener 
Hof erklärte sich nunmehr mit der Wahl- Teschens als Kongressort 
einverstanden und dazu bereit, nach Entfernung der Truppen das 
Städtchen als neutral gelten zu lassen; auch gegen den augenbl ick* 
liehen Besitzstand als Grundlage der am lo., als dem voraussicht- 
lichen Tage des Zusammentrittes in Teschen, beginnenden Waffenruhe 
machte man keine Einwendungen; Maria Theresia ersehnte un- 
geduldig das Ende der Feindseligkeiten, denn nicht nur die Leiden 
ihrer Truppen gingen ihr nahe, sondern sie fürchtete auch, dass 
unzeitige Unternehmen kriegslustiger Generale den König vonPreussen 
reizen, die öffentliche Meinung gegen Österreich aufbringen und 
das Friedenswerk gefährden könnten***) ; sie ordnete deshalb sogleich 
an, dass auch ein früherer Beginn der Waffenruhe ohne vorherige 
Anfrage von ihren Generalen bewilligt werden dürfe, wenn etwa 
von gegnerischer Seite der Wunsch ausgesprochen werde. Kaunitz 
persönlich versprach, dem dringenden Verlangen der Vermittler und 
des Königs von Preussen nachzukommen und mit allen moralischen 
Mitteln die Verständigung zwischen Pfalz und Sachsen zu fordern, 
über deren Form allerdings die V eraiittler sich einigen müssten, und 
in demselben Sinne auf den Pfälzer einzuwirken, wie der König auf 
den sächsischen Hof einwirke; sobald seitens der Vermittier die 
Forderung von Mindelheim, Wiesensteig und zwei Millionen Talern 
dem Kurfürsten Karl Theodor vorgelegt sei, werde der Wiener Hof 
sie unterstützen. — So schien ja in Wien einer friedlichen und be- 
friedigenden Lösung nichts mehr im Weg zu stehen; Breteuil, über 
die günstigen Aussichten auf eine nahe Verständigung hocherfreut, 
berichtete am folgenden Tag darüber an Repnin; auch' konnte er. 
mitteilen, dass der frühere und wohl auch künftige Vertreter der 
Kaiserin-Königin in Berlin, Graf Ludwig Cobenzl, als Bevollmäch- 
tigter nach Teschen gehen wcrdc'^®). Der endlich erzieJlen Über- 
einstitiinrung der Höfe von Berlin und Wien gab Kaunitz Ausdruck 
in der Rreteuil und Galizyn übersandten Note vom 28. Februar, worin 
die einzelnen Punkte, über die man sich geeinigt hatte, nochmals auf- 
gezählt waren-^') ; gleichzeitig unterzeichnete er die Neutralitätsakte 
für die Stadt Teschen, die gegen eine von Finckenstein und Hertzberg 
auszustellende Urkunde gleichen Inhalts ausgetauscht werden sollte. 

Man scheint tatsächlich in Wien Anfang März 1779 entschlossen 
gewesen zu sein, die beim Abschluss der sächsisch-pfälzischen Kon- 
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vention sich ergebenden Schwierigkeiten nicht auszunützen, sondern 
nach Möglichkeit zu beseitigen. In einer Weisung an Mercy heisst 
es, die Kaiserin-Königin erwarte, dass Frankreich seinen Einfluss 
bei dem Herz<^ von Zweibrücken geltend mache zur Herbeiführung 
des Vergleichs mit Sachsen, wie zur Annahme des österreichischen 
Vertrags mit Kurpfalz'^^); und Kaunitz selber scheint an dem Zu- 
standekommen des Friedens nicht mehr zu zweifeln, wenn er gleich- 
zeitig das Ergebnis der ganzen, von dem verwünschten Nachbar 
verfassten und nun ihrem Abschluss entgegengehenden Tragikomödie 
zusammcnfasst und es als ehrenvoll und nützlich für Österreich, 
dagegen als weder das eine noch das andere für den Preussenkönig 
bezeichnet Einstweilen freilich, so meint er, dürfe er nicht merken 
lassen, dass man zufrieden sei und glaube, seine Aufgabe erfüllt 
zu haben; aber nachher würden alle vernünftigen Leute die Dinge 
von selber in diesem Licht sehen'^*). Auch der Kaiser war, wie 
Breteuil meldet, innerlich froh, mit Anstand sich aus der leichtsinnig 
begonnenen Unternehmung herausziehen zu können, wenngleich er 
sich bemühe, das zu verheimlichen und sogar bei mehreren Gelegen- 
heiten vermieden habe, mit ihm, dem französischen Botschafter, zu 
sprechen*''*^). 

Am 2. März konnte Finckcnstein dem König nach Silberberg 
melden, dass die Waffenruhe auf Grundlage des gegenwärtigen 
Besitzstandes angenommen, dass Cobenzl zum Österreichischen Be- 
vollmächtigten ernannt und dass der Wiener Hof bereit sei, in 
München zur Herbeiführung der Verständigung zwischen Sachsen 
und Pfalz mitzuwirken'^*). 

In dieser Zeit, unmittelbar vor dem Zusammentritt des Kon- 
gresses, erregten militärische Ereignisse an der Grenze berechtigtes 
Aufsehen. Der König hatte sich durch auffällige Truppenbewegungen 
der Österreicher genoligt gesehen, bcm 1 1 uiptquartier von Reichen- 
bach nach Silberberg zu verlegen, um von hier aus persönlich für 
die Sicherheit der Grafschaft Glatz zu sorgen. Am 17. Februar 
war er über das Flüsschen Steine vorgegangen und hatte den 
grössten Teil der Grafschaft von den Österreichern befreit; am 19. 
standen sie nur noch in Reinerz und Umgebung, dagegen hatten 
preussische Truppen das böhmische Braunau besetzt und ihre Posten 
gegen Pölitz votgeschoben. Dieses Vorgehen machte nun aber auf 
den Kaiser einen sehr ungünstigen Eindruck; er wollte darin ein 
Zeichen sehen, dass der König den Krieg fortzusetzen wünsche, und 
beschloss die Antwort nicht schuldig zu bleiben. Die Regimenter 
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in Troppau und Jäg^crndorf erhielten Befehl, in der Richtung auf 
Neustadt die schlesische Grenze zu überschreiten. Infolgedesseo 
griff General Graf Wallis am 28. Neustadt an, wo die Besatzung, 
ein schwaches preussisches Regiment, sich tapfer verteidigte und 
den Gegner zurückwies; dabei ging ein grosser Teil des Städtchens 
unter dem österreichischen Artilleriefeuer in Flammen auf; gleich- 
zeitig erfolgte in Böhmen ein ergebnisloser Angriff Wurmsers auf 
die Besatzung von Braunau. Der König sah in diesen Vergangnen 
diL letzte Zorneswallung des Kaisers; er legte ihnen daher keine 
tiefere Bedeutung bei, zumal er von der Friedensliebe Maria Theresias 
überzeugt war und die in Wien herrschende Geldnot kannte--''). 
Der Öffentlichkeit gegenüber wurde freilich grosse Entrüstung gezeigt 
über die Beschiessung von Neustadt; der Charaicter des Ortes als 
Handelsstadt wurde besonders hervorgehoben und das Elend der 
Einwohner betont, die in ihren verbrannten Häusern und Magazinen 
ihr ganzes Vermögen verloren hätten. Zu Repnin sagte Friedrich, 
nur aus Rücksicht auf die Kaiserin Katharina, welche die Vermittlung 
übernommen, habe er davon abgesehen, die Unterhandlungen auf 
der Stelle abzubrechen**'). Übrigens sah man auch in Wien die 
Beschicrt^-^ung von Neustadt keineswegs als Heldentat an und 
Joseph soll sich in scharfen Worten darüber geäussert haben-'^'). 

Am Abend des vorletzten Februartages traf nun auch der 
zum V^ertreter Karl Theodors ernannte Freiherr von Seefeld-Torring 
nach sehr beschwerlicher Reise von Prag in Breslau ein. In seiner 
Begleitung befand sich der kurpfalzische Rat Günther. Seefeld über- 
gab am folgenden Tage dem Grafen Finckenstein eine Abschrift 
seines Beglaubigungsschreibens und beteuerte die Dankbarkeit seines 
Herren für alles, was der König ftir das pfalzische Haus getan habe. 
Es stellte sich nun aber sogleich heraus, dass Seefeld zwar zur 
Unterhandlung mit Sachsen, nicht aber zur Teilnahme an einem 
Kongress bevollmäcliti^L war, so dass er in Verlegenheit geriet, wie 
er sich bei der bevorstehenden Abreise der Diplomaten nach Teschen 
verhalten solle*^^). Und hinsichtlich des Vertrags mit Sachsen über- 
gab er am i. März Repnin und de Pons eine Denkschritt, die alle 
Hoffnungen auf eine rasche Verständigung zunichte machte; denn 
wenn die vermittelnden Mächte auch kein sofort annehmbares An- 
gebot erwartet hatten, so war dasjenige von einer halben Million 
Gulden, was Seefeld machte, doch geradezu lächerlich niedrig, zu- 
mal nicht nur der völlige Verzicht auf alle Allodialansprüche, sondern 
auch die Sicherstellung gegen alle etwa von anderer Seite erhobenen 
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oder kiinftii^ zu erhebenden Ansprüche von dem sächsisclien Kur- 
fürsten gefordert wurde. Man fügte allerdings pfalzischerseits zur 
Entschuldigung hinzu, dass die seit zweihundert Jahren angehäufte 
Schuldenlast Bayerns den Wert des Aliodialguts bedeutend über- 
steige, weshalb schon Max Joseph 1771 im Unionsvettrag die Höhe 
der Allodialanspriicfae nur auf 250000 Taler veranschlagt habe; und 
dass der Sdiiedsspruch von 1702 den Allodialerben des Simmern- 
sehen Zweiges nicht mehr als 300000 Skudi, in vier Jahresraten 
zahlbar, zugesprochen habe, obwohl doch diese Erbschaft keines- 
wegs mit beträchtlichen Schulden belastet gewesen sei. — Recht 
wenipf Aussicht mehr zu erlangen eröffnete die Drohung, wenn 
Saclisen etwa den Rechtsweg einschlagen wolle, werde es noch 
weniger bekommen, denn dann werde sich Karl Theodor nicht 
mehr an sein Angebot fiir gebunden halten. Daher sprach die 
Note die Erwartung aus, Sachsen werde dies billige Anerbieten 
annehmen'^. 

Das Urteil über dieses Angebot war in Breslau bei allen Be- 
teiligten das gleiche; Repnin kleidete es Seefeld gegenüber in Worte, 
indem er ihm antwortete, sein Vorschlag sei unzulässig und könne 

nicht weitergegeben werden ; er möge den Kurfürsten ersuchen, 
grösseres Ent^et,^enkommcn gegen Sachsen zu zeigen'^**^). Indes 
leg^e der Botschafter dem Verhalten Seefelds keine grosse Be- 
deutung bei; er sah in dem armseligen Angebot nur den Versuch, 
möglichst viel abzuhandeln, und rechnete bestimmt darauf, mit der 
Unterstützung Breteuils in Wien sehr bald die Einigung zwischen 
München und Dresden herbeigeführt zu haben; und auch König 
Friedrich war dieser Meinung, zumal nach der Antwort aus Wien 
dort der Eifer Hir den Kurfürsten von der Pfalz nicht so gross zu 
sein schien, wie man es bisher angenommen hatte. Überhaupt 
rechnete der König jetzt, Anfang März, mit Bestimmtheit auf den 
Frieden und äusserte seine Zufriedenheit d.iruber, dass er des Krieges 
ledig werde, ohne erst russische Hülfe in Anspruch nehmen zu 
müssen; denn es war ihm klar geworden, dass ihm ein russisches 
Hülfskorps wenig Nutzen gebracht, aber sehr viel Geld gekostet 
haben würde^^*). 

Seefeld hatte sich in Breslau alsbald mit Hofenfels, dem Ver- 
treter des Herzogs von Zweibrücken, in Verbindung gesetzt; denn 
wenngleich der Kurfürst und sein Neffe, der Herzog, nicht auf dem 
besten Fusse mit einander standen, hatten sie jetzt dasselbe Interesse, 
nämlich die Ansprüche Sachsens so viel als möglich herabzusetzen. 
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So einigten sich denn beide Diploiiiaten auf den Plan, Sachsen 
dadurch zu befriedi£^en, dass man ihm die Alternative im Bistum 
Osnabrück in Aussicht stelle, wo seit dem Westfälischen Frieden 
abwechselnd ein evangelischer Bischof aus dem Hause Braunschweig- 
Lüneburg und ein katholischer Bischof ihren Sitz hatten. Viel 
Hoffnung auf Erfolg konnten sie freilich kaum hegen» denn Hofen- 
fels wusste genau und machte auch seinem KoUegen kein Hehl 
daraus, dass die Entschädigungssumme bereits festgestellt sei unter 
Zustimmung der Höfe von Wien und Versailles und dass sich nichts 
tun lassen werde, als etwa Nachlass cmcb i cils der alten bayrischen 
Landesschulden oder doch günstige Zahlungstermine und -Beding- 
ungen anzustreben^^®). 

Noch hatte Hofenfels, der den Vorschlag in betreff Osnabrücks 
machen sollte, keine Gelegenheit gefunden ihn anzubringen, als er 
zu einer Besprechung zum Grafen Finckenstein geladen wurde. Er 
traf dort am 4. März den Grafen Seefdd, die preussischen Kabinetts- 
minister und den Fürsten Repnin; Zinzendorf war nicht- anwesend. 
Finckenstein forderte Seefeld auf, sich zu äussern über etwaige 
weitere Zugeständnisse; der Gesandte Karl Theodors erhöhte nun 
sein Angebot auf eine Million, mit der Bemerkung, das sei das 
äusserste, was er bieten duiic. Repnin erwiderte, auch dieser Vor- 
schlag sei unbilHij ; der Kurfürst müsse doch in Betracht ziehen, 
dass er dem Eingreiien des Königs von Preussen und der mit ihm 
verbündeten Heeresmacht Sachsens, freilich auch den guten Diensten 
der vermittelnden Höfe, die Wiedererlangung von zwei Dritteln der 
schon preisgegebenen Lande zu danken habe; man hoffe, diese 
Betrachtung werde ihn von seiner schroffen Haltung gegen Sachsen 
abbringen; die Entschädigung dieses Hofes dürfe nicht niedriger 
sein als vier Millionen Taler, zahlbar teils in barem Gelde, teils in 
Gestalt von Mindelheim und Wiesensteig; um den Kapitalwert 
dieser Bezirke richtig zu veranschlagen, möge man rasch eine 
Schätzung sowie eine Angabe ihrer Einkünfte beschaffen. Ver- 
gebens verteidigten Sccfeld und Hofenfels ihren ablehnenden Stand- 
punkt mit allen ihnen zu Gebot stehenden Gründen; immer wieder 
bekamen sie zu hören, der Kurfürst erhalte seine schon verlorenen 
Besitzungen noch billig genug zurück; und ausdrücklich wurde 
hervorgehoben, dass der Wiener Hof mit der gestellten Forderung 
vollkommen einverstanden sei. Wenn danach beim Auseinander- 
gehen Seefeld und Hofenfels dem Grafen ^nckenstein noch den 
Vorschlag übergaben, die Entschädigung Sachsens von Bayern 
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abEuwalzen, indem man sie in der Alternative in Osnabrück bestehen 
lasse, so konnten sie vernünftigerweise doch kaum mehr auf dessen 
Berücksichtigung rechnen**^. 

Auch die Audienz, die König Friedrich dem Grafen Seefeld 
am 7. März nach seiner Rückkehr von Silberberg gewährte und in 
der er sich von seiner liebenswürdigsten Seite zu zeigen bemüht 
war, inusste Seefeld davon überzeugen, dass Preussen sich von 
seinen Korderungen für Sachsen nicht abbringen lassen werde. 
»Deniu, bo sagte ihm der König, »Sachsen hat nicht nur mich mit 
Truppen unterstüt/.t, sondern es hat auch wcsentüch die Vcr})Hcgung 
meines Heeres übernonimen.c Man möge also keine weiteren Um- 
stände machen und Mindelheim sowohl als Wiesensteig, die ja 
niemals zu Bayern gehört hätten, sowie etwas Bat^reld an Sachsen 
geben; dann werde die ganze Sache erledigt sein. Überdies 
ersuchte Friedrich ausdrücklich den Grafen Seefeld, er möge zu- 
sammen mit den anderen Gesandten nach Teschen gehen und dort 
die Verhandlungen fortfuhren. Da auch Repnin dringend ' dazu 
riet, entschloss sich Seefeld, am 8. früh die Reise nach dem 
Kongressort anzutreten in der Überzeugung, dass er damit den 
Willen des Kurfürsten, seines Herrn, erfülle"*). 

Am 5. März überreichten die Kabinettsminister dem l^Hlrsten 
Repnin die preussisclie Neutralitatsakte für die Stadt Teschen und 
teilten in einer Note mit, dass Baron Riedesel als preussischer 
Bevollmächtigter dem Kongress beiwohnen und sich am 10. in 
Teschen einfinden werde; dass der König, in Erfüllung des Wunsches 
der Kaiserin-Königin, die Waffenruhe bei seiner Armee schon am 
7., bei den fernerstehenden Truppen am 8. und 9. März beginnen 
lasse, und dass er in dem Versprechen Maria Theresias, zur Be^ 
friedigung Sachsens in München mitwirken zu wollen, ein günstiges 
Vorzeichen sehe für die Ineuliche Sclilichtung des Streilc.-^ und die 
rasche Wiederherstellung der Freundschaft zwischen dem Berliner 
und Wiener Hof-''^) 

Das Entgegenkommen des Königs hinsichtlich des Beginnes 
der Waffenruhe verfehlte seinen Eindruck auf Maria Theresia um 
so weniger, als der Zwischenfall mit Neustadt keineswegs geeignet 
schien, die friedfertige Stimmung im preussischen Lager zu 
erhöhen 
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Siebentes Kapitel 

Der Kongress zu Tesche n. 



Am 10. und 1 1 . März trafen die Bevollmächtigten zum Friedens- 
kongress nach wenig angenehmer Fahrt auf durchweichten Land- 
strassen bei schlechtem Wetter im Städtchen Teschen ein. 

Es waren die Botschafter der vermittelnden Mächte, Fürst 
Nikita Rcpnin und Brilon Bietenil, die Vertreter der kriegführenden 
Mächte, Graf Philipp Cobenzl und Baron Riedesel, der Bevollmächtigte 
des Kurfürsten von Sachsen Graf Zinzendorf, der Gesandte des 
Herzogs von Zweibrücken von Hofenfels; und schliesslich war auf 
allseitige dringende Aufforderung auch Graf Törring-Seefeld mit 
nach Teschen gegangen, obwohl er nur zu Verhandlungen über 
die sächsische Allodialsache nach Breslau entsandt worden war. 
Übrigens war man in München mit seiner Reise einverstanden; er 
erhielt seine Vollmachten zur Teilnahme am Kongress schon wenige 
Tage danach. Von den Beamten, die den Gesandten beigecjeben 
waren, traten nur herx or die pfälzischen Geheimrätc Kaspar l' nLcirich 
Günther, der bereits mit Secfeld in Breslau gewesen war, und von 
Goldhagen, der von München über Wien mit Instruktionen für die 
Kongressverhandiungen nachgesandt wurde. 

Die Unterbringung der Gesandten, die gemäss dem Wunsche 
der Kaiserin-Königin auf Kosten der österreichischen Regierung 
erfolgen sollte^), mit ihrem zahlreichen Personal machte Schwierig* 
keiten; der damit betraute Gubemialrat k Sole hatte jedoch wenigstens 
den Vermittlungsbotschaftern gute Wohnungen verschaffen können, 
die durch die vorausgeschickte Dienerschaft hergerichtet waren; 
namentlich Repnin konnte im Hause des Freiherrn von Skribensky 
recht zufrieden sein. Am schlechtesten erging es Secfeld, der, bis 
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zum letzten Augenblick unentschlossen, ob er Überhaupt nach Teschen 
gehen solle, nicht fiir Quartier und Ausstattung hatte sorgen können; 
und als Goldhagen am 17. März anlangte, musste er sich, wie er 
klagt, begnügen mit einem kleinen Raum ohne Stühle, Tisch und 
sonstige Möbel, der nur den Vorzug hatte, dass er in der Nähe 
des Stefeldschen Quartiers lag*). 

Bis zum Austausch der Neutralitätsurkunden zwischen Breteuil 
und Repnin verweilte ein Kommando kaiserlicher Husaren in der 
Stadt, das dann mit dem Feldmarschall-Leutnant Aimasy abrückte ; 
nur ein Offizier vom Proviantwesen blieb zurück zur Beschaffung^/ 
der Lebensmittel für die Diplomaten; doch legte er die Uniform ab. 

Die Dienerschaft der Gesandten wurde auf Breteuils Vorschlag 

der Ortspoli/.ci unterstellt, mit der Einschränkung, dass ein auf 
frischer Tat ertapptes Individuum in das Haus seines Herrn gebracht 
und dort bestraft werden solle'*). 

Um Verbrecher und Bettler von der Stadt fernzuhalten, traf 
ä Sole die Anordnung, dass die Torwachen und die Hauptwacbe 
von jungen Leuten aus der Bürgerschaft besetzt würden ; ausserdem 

Hess er zur Abwcndunc^ von Feuersgefahr fünf Zimmerleute in den 
iiausern der G' >aiuilcn Wache halten. Auch sorgte er für bessere 
Strassenreinigung, und in Gassen, in denen man bei dem ortsübhchen 
Mangel jeglicher Beleuchtung zu Schaden kommen konnte, für An- 
bringung von Laternen^). * 

Für die aus Breslau kommenden Herren war die Überraschung 
gross, als sie statt des früheren Gesandten in Berlin, des Grafen 

Ludwig Cobcnzl, dessen Vetter, den Vizepräsidenten der Ministerial- 
Banko-Üeputation Grafen Johann Philipp Cobcnzl in Teschen an- 
trafen. Der Wechsel in der Person des Pevollniächtigten war durch 
die, wenige Tage vor der geplanten Abreise eingetretene Erkrankung 
des Grafen Ludwig an Podagra notwendig geworden^) und gewiss 
nur ein Notbehelf; denn Graf Philipp erfreute sich zwar hohen 
Ansehens und genoss das Vertrauen des Kaisers in ganz besonderem 
Masse, aber in der auswärtigen Politik und bei diplomatischen 
Unterhandlungen war er noch nicht tätig gewesen. Dass man ein* 
fach den kranken Vetter durch den gesunden ersetzte und nicht 
erst lange Umschau hielt nach einem besser geeigneten Vertreter, 
konnte übrigens als gutes Zeichen für die Friedensliebe des Wiener 
Hofes gedeutet werden*'). Zn seiner Unterstützung stellte man 
Philipp Cobenzl den Hofrat in der Staatskanzlei von Herbert zur 
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Seite, ohne diesem jedoch einen amtlichen Charakter beizulegen ; 
Herbert war mit den in Teschen zur Beratung kommenden G^en* 
ständen durchaus vertraut^). 

Der erste Tag der Anwesenheit in dem kleinen schlesischen 
Landstädtchen war im wesentlichen den gegenseitigen Besuchen 
gewidmet; da die beiden Vermittlungsbotschafter in ihren Woh- 
nungen am meisten Räumlichkeiten zur Verfügung hatten, luden 
sie die übrigen Gesandten ein, sich zum Mittagessen abwechselnd bei 
ihnen einzufinden; auch abends war man, um einander besser 
kennen zu lernen und sich nicht zu sehr zu langweilen, regelmässig 
zusammen, wobei Riedesel und Cobenzl sich als Wirte beteiligten; 
die anderen Diplomaten führten kernen Haushalt. Bei Tisch betrug" 
die Zahl der Gedecke 24 bis 30, und da die Lebensmittel knapp 
waren, wurde die Repräsentation den Wirten recht kostspielig. 
G>benzl hatte daher seine zehntausend Gulden bald aufgebraucht, 
zumal Reise und erste Einrichtung siebentausend gekostet hatten« 
und er bat schon vierzehn Tage nach Eröffnung des Kongresses 
um eine NachbewUligung Von vornherein wurde daran fest- 
gehalten, dass ohne Förmlichkeiten verfahren werde und dass der 
wechselseitige Verkehr nicht anders als wie es auch sonst in der 
guten Gesellschaft üblich sei, zu erfolgen habe; Repnin und Breteuil 
verabredeten noch besonders, dass sie bei allen Akten und Unter- 
schritten völlige Gleichheit ihrer beiden Höfe beobachten, im 
übrigen aber auch hier alle Förmlichkeiten beiseite lassen wollten. 

Wie weit dieser Grundsatz zwanglosen Verkehrs auch bei den 
Verhandlungen zur Anwendung kommen solle, darüber bestanden 
zunächst Meinungsverschiedenheiten. Cobenzl glaubte am raschesten 
zum Ziel, nämlich zum allgemeinen Friedensschluss zu gelangen, 
wenn die Hauptarbeit nicht in Beratungen aller Bevollmächtigten, 
sondern in mehr oder minder vertraulichen Besprechungen zwischen 
ihm und einzelnen Ministem» allenfalls auch mit mehreren gleich- 
zeitig, erledigt würde, wodurch er zweifellos den Gang der Unter- 
handlungen in seiner Hand behalten hätte; die g^^teiligen An- 
regungen Repnins, der die Abhaltung förmlicher Konferenzen in 
einem dazu geeigneten Saale verlangte, ftihrte Cobenzl zuriick auf 
Einwirkung der Vertreter von Sachsen und Kurpfalz, die Zeit zur 
Entwerfung eines Verständigungsplans gewinnen wollten. Indes 
stellte sich heraus, dass auch Riedcscl den umslandiicheren Ver- 
handlungsmodus wünschte, während Breteuil sich mehr Cobenzl 
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zuneigte, dabei jedoch die grösste Rücksicht auf Repnin nahm, in 
dem er den künftigen Leiter der auswärtigen Politik Russlands 

erblickte 

Die Verhandlungen gestalteten sich, ohne dass man sich für 
die eine oder andere Art entschied, so, dass die Vermittler erst 
mit den verschiedenen Beteiligten einzeln, dann mit ihnen zusammen 

die grade vorliegende Frage berieten. Für das Verhältnis Cobenzls 
zu Repnin, der schon von seiner Warschauer Zeit her als eine 
leicht erregbare, hochfahrende, jedenfalls schwer zu behandelnde 
Pcrsönhchkeit bekannt war, war es von Wichtigkeit, dass der 
kaiserliche Gesandte die erste Gelegenheit wahrnahm, um dem Bot« 
schafter ein Bild von der Stellung des Wiener Hofes zu gel>en 
und ihm klarzumachen , dass die Kaiserin - Königin zwar den 
Frieden wünsche, aber auch auf die Fortsetzung des Krieges vor 
bereitet und gefasst sei, zumal letztere den Wünschen der Bevölkerung 
entspräche. Cobenzl verstand es auch, auf die kleinen sportlichen 
und geselligen Liebhabereien des Russen geschickt einzugehen und 
sich mit ihm auf guten Fuss zu stellen, ein Umstand, der einer 
Verständigung nur förderlich sein konnte ^^). 

Ein zunächst wenig belangreich erscheinender Zwischenfall 
erregte in den ersten Tagen ein gewisses Aufsehen. Der öster- 
reichische Fddzeugmeister Freiherr von Ellrichshausen meldete 

nämlich dem Grafen Cobenzl, der in Jägerndorf kommandierende 
preussische General von Stutterheim habe den Waffenstillstand 
beschränken wollen auf die Zeit bis Rnde des laufenden Monats; 
er aber, Ellrichshausen, habe ihm geantwortet, nach den ihm 
zugegangenen Weisungen dauere der Stillstand so lange, bis er 
ausdrücklich als beendigt bezeichnet werde. Cobenzl setzte sich 
nun mit Breteuil ins Einvernehmen und beide schlugen beim gemein* 
samen Mittagessen dem Fürsten Repnin vor, die Waffenruhe sechs 
Monate währen zu lassen. Indes Repnin kannte den König von 
Preussen zu gut, als dass er auf die Annahme einer so langen 
Dauer rechnen durfte, denn sie hätte die kurfürstlichen Vertreter 
zu immer neuen Schwierigkeiten ermutigt und den endgültigen 
Abschiuss verzögert ; er empfahl daher die Finstcllung der Feind- 
seligkeiten bis auf weiteres, also ohne Angabe eines Endtermins 
Riedesel, an den sich Cobenzl und Breteuil dann wandten, erklärte, 
mit den militärischen Fragen habe er nichts zu tun; er glaube 
aber bestimmt, dass seitens der bei Jägerndorf stehenden Truppen 
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kein anderes Verhalten beobachtet werde als bei den übrigen 
Teilen des königlichen Heeres; er wolle an den König darüber 
berichten**). 

An einem der nächsten Tage legte Breteuil einen Entwurf für 
eine förmliche Wafienstillstandsakte vor, den ihm Kaunitz mit- 
gegeben hatte, und kam wieder auf den Vorschlag einer sechs- 
monatigen Dauer zurück. Als ihm indes Repnin und Riedesel 
abermals entgegenhielten, dass der Verdacht nahe liege, als ob 
diese Festsetzung nur erfolge zur Verzögerung des Abschlusses, 
glaubte er davon abstehen zu sollen, obwohl, wie er hervorhob, 
die wirkliche Absicht des Vorschlags sei, den kriegführenden Teilen 
Ersparnisse bei der Unterhaltung ihrer Heere zu ermöglichen ^^). 
Freilich wäre auch dies kein ausschlaggebender Grund für den 
König von Preussen gewesen, denn sein Finanzwesen befand sich 
in bester Ordnung, während die Nachrichten aus Wien von grosser 
Geldnot zu erzählen wussten. Tatsächlich gedachte der König 
durch die Möglichkeit, mit dem Wiederbeginn der Feindseligkeiten 
zu drohen, ein Pressionsmittel in der Hand zu behalten gegenüber 
dem widerspänstigen Pfalzer Hof. Schon am 13. März schrieb er 
an Riedesel, die Antwort des Generals Stutterheim sei erst durch 
die Anfrage Ellrichshaubens nach dem Endtermin des Waffen- 
stillstands veranlasst w orden ; wenn Stutterheim darauf das Ende 
des Monats genannt habe, so würde das durchaus nicht eine Ver- 
längerung hindern, sobald die Unterhandlung Aussicht auf Erfolg 
biete ^*). Übrigens sei die Sache bereits geregelt. — Trotzdem 
erregte der erneute Vorschlag einer sechsmonatigen Dauer in Breslau 
unangenehme Überraschung; Riedesel erhielt Auftrag, dem fran- 
zösischen Botschafter zu sagen, der König halte es fiir genügend, 
als Endtermin der Waffenruhe den 15. April zu bezeichnen, da ja 
bereits über alle wesentlichen Punkte ein Einverständnis erzielt sei; 
sollte es dann noch erforderlich und zweckmässig sein, so könne 
man immer eine Verlängerung eintreten lassen. Auch solle von 
einem förmlichen Vertrag über den Stillstand abgesehen werden; 
auf beiden Seiten reiche ein Befehl an die Armeeführer und Korps- 
kommandanten völlig aus^^). 

Dem schwierigsten Teil der Unterhandlungen wandten die 
Vermittlungsbotschal Lcr zunächst ihre Aufmerksamkeit zu, nämlich 
der Verständigung zwischen Sachsen und Kurpfalz. Breteuil war 
mit dem Vorschlag, den Repnin schon von Breslau aus ihm gemacht 
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hatte, einverstanden, nämlich einen Konventionsentwurf ohne vor- 
gängige Beratung mit den Vertretern der beiden Kurfiirstön 

anzufertigen und diesen dann als Ultimatum den Grafen Seefeld 
und Zinzendorl vorzulegen'"); hinsiclitlich des Inhalts hielt er den 
Vorschlag des Grafen Panin für zweckmässig, der die Abtretung 
von Mindelheim, Wiesensteig, der böhmischen Oberlehensherrlichkcit 
über die SchÖnburgschen Herrschaften, sowie die Zahlung von 
zwei Millionen Taler an Sachsen als Entschädigung für die Auf- 
gabe der AUodialansprüche vom pfälzischen Hofe zu fordern empfahl. 
Über dieses Entgegenkommen gegen die russischen Wünsche be- 
schwerte sich nun aber Cobenzl bei Breteuil und machte ihm Vor- 
würfe, dass er nicht Milderungen ausbedungen habe zugunsten von 
Kurpfalz; in gelegentiichem Gespräch hob dagegen Repnin hervor, 
dass der pfälzische Hof diucii die Grossmut der Kaiserin-Königin 
noch immer viel gewinne, während Kursachsen der durch den Krieg 
verursachte Schaden durch nichts völlig ersetzt werden könne; nur 
aus Rücksicht aut den Wiener Hof habe Russland die sächsischen 
Forderungen so weit herabgedrückt, und es sei gewiss, dass man 
in Dresden lebhafte Klage darüber führen werde 

Seefeld hatte gleich bei den ersten Besprechungen mit Cobenzl 
und Breteuil erkannt, dass er in dem kaiserlichen Gesandten wohl 
einen Verbündeten sehen dürfe, während der französische Botschafter 
zwar im allgemeinen dem pfälzischen Interesse steh geneigt zeigte, 
aber in der sächsischen Entschädigungsfrage mit seinem russischen 
Kollegen übereinstimmte, der wiederum hierbei die Ansicht des 
preussischcn Ministeriums vertrat. So schenkte er denn Cobenzl 
sein Vertrauen und übergab ihm am 12. eine Denkschrift über die 
rechtliche Seite der sächsischen Allodialforderungen, aus der übrigens 
sich die Richtigkeit der Bemerkung Cobenzls ergibt, dass Seefeld 
das Wesen der Verhandlungen zwischen Kurpfalz und Kursachsen 
noch nicht völlig begriffen habe. Denn er wiederholte darin förmlich 
den schon am 4. März in Breslau gemeinsam mit Hofenfels dem 
Grafen Finckenstein gemachten Vorschlag, Sachsen durch die Alter- 
native im Bistum Osnabrück zu entschädigen. Cobenzl ermutigte 
zwar mündlich und schriftlich den Grafen Seefeld, seine Darlegungen 
rechtlicher Natur den VerniiUlungshotschaftern voi zutragen, und ver- 
sprach, ihn aufs eifrigste zu unterstützen, aber einen Zusammenhang 
zwischen der sächsischen Allodialsachc und dem Bistum Osnabriick 
vermochte er nicht zu erkennen; er riet ihm zwar nicht gerade von 

dem Vorschlag ab, sagte aber dessen Abweisung voraus^^). 

St 
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Wirklich hat Seefeld die Denkschrift den Vermittlern über- 
reicht, die sich indes dadurch in ihren Beratungen über die Be- 
gleichung der Summe von vier Millionen Talern nicht stören Hessen. 
Denn das stand auch für sie fest, dass man Sachsen nicht weniger 
anbieten könne. Breteuil wollte^ wie erwähnt, um rascher zum Ziel 
zu kommen, an dem früheren russischen Vorschlag festhalten und 
die. Entschädigung aus Mindelheim, Wiesensteig, den Oberlehens- 
rechten über Schön bürg und zwei Millionen Talern bestellen lassen, 
während Repnin jetzt doch — wie Breteuil sagt, auf Wunsch des 
Königs von Preussen — eine Schätzung von Mindelhemi und Wiesen- 
steig für nötig hielt; die zweifellos sich ergebende Differenz zwischen 
dem wirklichen Wert und zwei Millionen Talern solle Karl Theodor 
ebenfalls in bar bezahlen; die anderen zwei Millionen sollten in zehn 
Jahresraten entrichtet werden. Da die Zeit drängte, hätte die Ab- 
schätzung der beiden Herrschaften aber erst nach dem Friedensschluss 
erfolgen können, wodurch gewiss wieder unliebsame Streitigkeiten 
verursacht worden wären. Deshalb schlug Breteuil nun vor, und 
Repnin stimmte zu, es sollten 2200000 Taler in bar innerhalb elf 
Jahren gezahlt wetdcn, indem man die zugefügten 200000 Taler 
als mögliche Differenz ansehe^''). 

Hofenfels, von Repnin aufgefordert, diesen Vorschlag beim 
preussischen Ministerium zu unterstützen, richtete eine Note an Hertz- 
berg, worin er, sich jeglichen Widerspruchs enthaltend, es als 
wünschenswert bezeichnete, dass überhaupt von einer Gebietsabtretung 
Abstand genommen und nur eine Geldentschädigung festgesetzt 
werde; abgesehen davon, dass man in München eine Geldsumme 
leichter bewilligen werde, sei diese Entschädigungsform auch für 
seinen Herrn, den Herzog, vorteilhafter, der durch eine Land- 
abtretung mit betroffen werde, wie alle Nachfolger des Kurfürsten, 
durch die Geldzahlung aber voraussichtlich nicht. An seiner schliess- 
lichen Zustinimung zu jeglicher Regelung Hess er keinen Zweifel, da 
er bestimmt auf die Ordnung der finanziellen Beziehungen zwischen 
Krirl Theodor und dem Herzog durch die Kongressmächte 
rechnete***). 

Während Scefeld, seit seiner Abreise aus München ohne 
Weisungen, in Teschen sein Möglichstes tat, um die Vermittler zur 
Herabsetzung ihrer Forderungen zu bestimmen, bemühte sich der 
sächsische Vertreter Zinzendorf, die Entschädigung seines Hofes zu 
erhöhen und den bisherigen Forderungen anzunähern. Aber schon 
Breteuil, der ihn als alten Bekannten freundlich empfing, bemerkte 



üigitized by Google 



323 



ihm, Sachsen müsse sich zu grossen Opfern entschliessen ; mehr 
als sechs Millionen Gulden werde es kaum bekommen; an die Be- 
willigung der im sächsischen Ultimatum geforderten zwölf Millionen 
sei nicht zu denken. Zinzendorf wies dagegen nach, wie sein Herr 
schon durch diese Ermässigung seiner gerechten Forderungen das 
grösste Entgegenkommen zeige, und suchte in einer kurzen Dar- 
stellung zu beweisen, dass sein Hof in der Allodiallrage stets ziel« 
bevvusst vorwärts gegangen sei, während man das Verhalten Karl 
Theodors nur als unp[esetzlicl^ und ziellos bezeichnen könne. Auf 
ähnhche Weise bemühte er sich, Repnin zu beeinflussen, wobei der 
preussische Vertreter ihn unterstützte; er wies den Botschafter der 
Zarin hin auf das Vertrauen, das sich der russische Hof bei den 
bedeutendsten Ständen des Reiches erwerben könne, wenn er jetzt 
Festigkeit zeige. In einer Formfrage dagegen, die freilich von 
grosser moralischer Bedeutung war, fand Zinzendorf mehr Entgegen- 
kommen; so hatte Breteuil nichts gegen die ihm ganz natürlich er^ 
scheinende Forderungf einzuwenden, dass Sachsen als selbständige 
krie^^tiiht ende I'aitci am Friedensschluss teilnehme und nicht als 
Hülfsmacht Preussens von der Unterzeichnimg ausgeschlossen werde. 

Der allgemeine Kindruck, den Zin/cuclort in I eschen empfing, 
war der, dass man allerseits möglichst rasch zum Frieden kommen 
wolle; in dieser Friedenssehnsucht sah er die grösste Gefahr für 
die Sache seines Herren*'). Ähnlich hatte ja auch Seefeld bei 
Berührung der rechtlichen Seite der Allodialangelegenheit von Repnin 
die Antwort erhalten, die kriegführenden Mächte wollten nicht noch 
länger die Kosten der schweren Kriegsrüstung tragen ; es wäre be- 
klagenswert, wenn eine Meinungsverschiedenheit über den Umfang 
dessen, was Kurpfalz zurückerhalten solle, Anlass gäbe zu einem 
allgemeinen Krieg, der den Rum ganzer Provinzen zur Folge 
haben werde**). 

Die erste gemeinsame Verhandlung der V^ermittler mit den 
Vertretern von Sachsen und Kurpfalz hat wohl am I5. stattgefunden, 
doch ist das Zusammentreffen Zinzendorfs mit Seefeld an diesem 
Tage vielleicht nur zufällig gewesen, da Zinzendorf mit Breteuil zu- 
sammen Repnin besuchte, wo der Pfalzer sich grade befand. Die 
Botschafter benützten die Gelegenheit, beide Parteien eindringlich 
zur Nachgiebigkeit zu mahnen; ohne Versöhnlichkeit und gegen* 
seitige Annäherung werde sich nichts erreichen lassen. Seefeld er- 
widerte, er habe keine neuen Weisungen erhalten; sein Herr sei 
bereit, die Schadloshaltung Sachsens aui eine Million Gulden zu 

21* 
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erhöhen, aber mehr zu bieten gestatteten die hnanzielien Verhältnisse 
nicht. Man antwortete ihm, wenn der Kurfürst nicht sich entschliesse, 
grössere Opfer zu bringen, werde die Kaiserin-Königin ihm die be- 
setzten Gebiete nicht zurückerstatten;' und Cobenzl, der dazukam, 
bestätigte Seefeld, dass Mindelhdm an Sachsen gegeben werden 
solle''). Seefeld entgegnete, dem widersprächen Äusserungen des 
kaiserlichen Gesandten in München, Freiherrn von Lehrbach, wonach 
Kurfürst Karl Theodor nicht mehr als eine Million Gulden zur Ablösung 
der sächsischen Ansprüche anzubieten brauche, da man sich damit 
in Teschen sicherhch zufrieden geben werde. Die Überraschung 
Repnins und Breteuils bei diesen Worten war gross, grösser aber 
noch die Cobenzls, der sich bisher dem Drängen der Vermittler 
auf Bewilligung der Entschädigung in Höhe von vier Millionen 
Talern angeschlossen hatte. 

Die Botschafter wussten den hier hervortretenden Widerspruch 
in der Politik des Wiener Hofes nicht zu erklären. Ihnen war 
von dort aus versichert worden, dass man alles Mögliche tun werde, 
um den Kurfürsten von der Pfalz zu den gewünschten Zugeständnissen 
zu veranlassen; derjenige aber, durch den diese Vorstellungen an 
den Kurfürsten hätten gebracht werden müssen, führte, wie man 
jetzt, eigenthch nur durch Zufall, erfuhr, eine grade entgegengesetzte 
Sprache, Wenn auch vielleicht nur ein Missverständnis vorlag 
und zu erwarten stand, dass Lehrbachs Äusserungen berichtigt 
würden, so war doch der Eindruck, den diese Feststellung in 
Teschen machte, recht ungünstig. 

Friedrich erhielt von dem Zwischenfall Kenntnis durch einen 
Bericht Riedesels vom i6. März, worin der Gesandte von der Hart- 
näckigkeit Karl Theodors Mitteilung machte und den Gegensatz in der 
Haltung der österreichischen Vertreter in München und in Teschen 
hervorhob. Der König sah in diesem Gegensatz einen Beweis für die 
Richtigkeit seiner früher gehegten Vermutung, dass man nämlich 
in Wien sich inscreheim des Kurfürsten von der l'falz bedienen 
werde, um Schwierigkeiten zu machen, während man gleichzeitig 
vor der Welt den Kindruck grösster Friedfertigkeit erwecke. Diese 
Auffassung bestärkte ihn noch in dem Kntschluss, an der geforderten 
Entschädigungssumme festzuhalten; seinen Vertreter in Teschen 
wies er an, mit Hülfe Repnins eine unzweideutige Erklärung des 
Wiener Hofes herbeizuführen, ob er geneigt sei, Karl Theodor zur 
Annahme der von den Vermittlem gemachten Vorschläge zu 
zwingen oder nicht. Weigerte man sich in Wien, die verlangte 
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Erklärung abzugeben, so war er entschlossen, die Friedensunter- 
handlung abzubrechen **). Bei näherer Betrachtung dieser offenbaren 

iaUigue des Wiener Hofes kam indes l'Vicdrich zu der y\nsicht, 
dass in dem sich widersprechenden Verhalten der österreichischen 
Vertreter in Teschen und Mniirhen sich der Gegensatz zwischen 
der Kaiserin-Königin und dem Kaiser widerspiegele. Er war nicht 
geneigt, Riedesel Glauben zu schenken, der berichtete, Joseph sehne 
sich nach Frieden, erschreckt durch die gewaltigen Ausgaben, die 
der Krieg mit sich bringe, und durch die grosse Schuldenlast, und 
zugleich beschämt durch die geringen Ergebnisse des letzten 
Feldzugs ^^). Ja, er meinte sogar, dass Kaunitz im Hinblick auf 
die Zukunft die Bestrebungen des Kaisers unterstütze und durch 
Lehrbach und Karl Theodor eine Verzön^erung der Unterhandlung 
und schliessUch ihren Abbruch herbeizuluhren trachte, während 
er Frankreich und Russland [gegenüber seine Friedensliebe bcteure. 
Unter diesen Umständen hielt Friedrich es für geboten, sich an die 
Kaiserin-Königin zu wenden und sie aufzuklären über die gegen 
ihre Friedenspolitik gerichteten Bestrebungen des Sohnes und des 
Kanzlers. Er konnte das nun aber nicht unmittelbar tun ; die einzige 
durch Stellung und Einfluss zur Übermittlung geeignete Persönlichkeit 
war Breteuil; Riedesel erhielt daher Befehl, dem französischen Bot- 
schafter den Gedanken nahe zu legen und auf seine Ausführung 
hinzuwirken; hatte doch Breteuil selber das höchste Interesse an 
der iiiedlichea Cje^taltung der Dinge, denn IMarui riicrc.sia. halte es 
ihm geradezu zur Pflicht gemacht, ihr den Frieden zu verschaffen-''). 

Am Abend des 16. März vereinigten sich die Gesandten w ieder 
bei Breteuil. Offenbar beschwerte sich nun Seefeld darüber, dass 
man seinem Herren Gebietsabtretungen an Sachsen zumute, denn 
man hielt es für nötig zu versichern, dass diese nur die Verständigung 
mit Sachsen erleichtem sollten ; im übrigen solle Seefeld nach München 
berichten, der Wiener Hof werde tatsächlich die Rückgabe der 
von österreichischen Truppen besetzten Teile Bayerns solange ver- 
weigern, als nicht der Kurftirst geeignete Massr^ln zur Befriedigung 
Sachsens getroffen habe. Der pfälzische Gesandte geriet dadurch 
in grosse Verlegenheit; auf der einen Seite durfte er die Vermittler 
nicht vor den Kopf stossen, auf der anderen niusste er jedes Wort 
vermeiden, dass seinen Hof hätte zu irgend etwas verpflichten können ; 
er richtete deshalb nach München an Vieregg die dringende Bitte, 
man möge ihn aus seiner peinlichen Lage befreien durch die Er- 
laubnis, den Botschaftern eine kategorische Antwort zu geben^^). 



Digitized by Google 



326 



Übrigens traf schon am Nachmittag des 17. März Geheimrat von 
Goldhagen, von München über Wien kommend, in Teschen ein 
und brachte neue Weisungen, sowie Vollmachten zu den Kongress- 
verhandlungen mit*') ; ausserdem konnte er den Gesandten über die 

Stimmung mWien unterrichten, da er dort mit massgebenden Persön- 
lichkeiten Unterredungen gehabt hatte. Er hatte von Baron Leykam, 
dem Reichshofreferendar, sowie vom Staatsrat Baron Binder ^rehört, 
Sachsen könne sicherlich mit zwei, höchstens drei MilHonen Falcrn 
abgefunden werden; der Reichsvizekanzler Fürst Colloredo hatte ihn 
dringend ersucht, die Herbeiführung des Friedens zu beschleunigen, 
da die täglichen Ausgaben für die Heere auf beiden Seiten sehr 
betrachtlich und bei der Untätigkeit der Truppen doch eigentlich 
unnütz seien, auch verliere ja der Kurfürst um so länger die Ein- 
künfte aus den Bezirken, die er beim Friedensschluss zurückerhalten 
solle; und Goldhagen selber wieder hatte die Gelegenheit benützt, 
Wünsclie seiner Regierung vorzubringen, die sich teils auf die 
Friedens- und Entschädigwngsverhandlung, teils auf das künftige 
Verhältnis Bayerns zum Wiener Hof, namentlich aufhandelspolitisciiem 
Gebiet, bezogen. Bei seiner Abreise am 15, März hatte er den 
pfälzischen Gesandten Ritter von diesen Wünschen eingehend unter* 
richtet und ihn beauftragt, sie bei dem Staatskanzler und den übrigen 
beteiligten Behörden nachdrücklich zu vertreten, je nachdem der Stand 
der Verhandlungen in Teschen es erfordere"). 

In Begleitung des Grafen Seeteld stattete Goldhagen am 
18. März den Diplomaten seinen Besuch ab, wobei er dem ihm offen- 
bar persönlich unsympathischen Hofenfels*") Mitteilung von den 
überbrachten Weisungen machte, damit er sich danach richte und 
und namentlich dazu mitwirke, die Abtretung von Land an Sachsen 
zu hintertreiben. 

Die Instruktion Seefelds fiir die Verhandlungen in Teschen 
datiert, wie die Vollmachten, vom 8. März. Sie erklärt sich iiir 
unveränderte Annahme des Wiener Entwurfs eines österreichisch- 
pfälzischen Abkommens, so sehr man auch die Erhaltung der In* 
tegrität Bayerns wünschen müsse, da er als Ultimatum allseitig 
angenommen sei ; jedoch spricht sie die Erwartung aus, dass durch 
einen später abzuschliessenden, aus dem Rahmen des Kongresses 
herausfallenden Vergleich zwischen üstcticich und Pfalz sowohl die 
Grenzzüll fragen wie die Angelegenheit der Abtretung des donninii 
directi über die böhmiächen Lehen geregelt werden. 
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In der sächsischen Entschädigungsfrage erhält Seefeld die 
Erlaubnis, zu der einen Million Gulden noch die Abtretung der 
Herrschaft Schönburg anzubieten, doch müsse Sachsen dafiir die 
Vertretung gegenüber allen etwa sonst noch hervortretenden Allodial- 

oder Regredienterben übernehmen. Auf weitere Angebote will man 
sich nicht einlassen, am wenigsten auf die Abtn luni^^ des wegen 
der dort befindlichen Salzniederlagc für Bayern kaum entbehrlichen 
Mindellieim. Er wird angewiesen, mit dem preussischen Bevoll- 
mächtigten in Unterhandlung zu treten zum Zweck der Erneuerung 
der Konvention von 1741, die gleichzeitig mit dem Friedensschluss 
erfolgen solle; mit Hofenfels soll er vertraulichen Verkehr pflegen, 
da dieser bei den preusstschen Ministem gut angeschrieben sei und 
dort manches erreichen könne; den Geheimrat von Goldhagen solle 
er zu allen Unterhandlungen und Besprechungen zuziehen und nichts 
ohne ihn tun"). 

Goldhagen fand sehr bald Gelegenheit, von einwandsfrcier 
Seite zu vernehmen, wie die Dinge in Teschen standen. Denn 
noch am 18. erzählte ihm Cobenzl, dass der König von Preussen 
in der Friedensverhandlung keinen Schritt vorwärts tun werde, ehe die 
sächsische Entschädigung geordnet sei, und nahm daraus Anlass, 
auf die Notwendigkeit hinzuweisen, dass Karl Theodor schleunigst 
sein möglichstes tue; andernfalls sei es nicht angeschlossen, dass 
der König schliesslich dem Wiener Hof vorschlage, die Konvention 
vom 3. Januar 1778 auszufuhren und dafür die Schadloshaltung 
Sachsens zu übernehmen. 

Man kann sich die Überraschung Seefelds und Goldhagens 
vorstellen, als sie dies vcnuihmen von dem Vertreter des Wiener 
Hofes, auf dessen unbedingte Unterstützung sie bis dahin gerechnet 
hatten ; sie gaben ihrem Erstaunen denn auch sogleich Ausdruck 
und Seefeld hob besonders den Widerspruch mit Lehrbachs Äusse- 
rungen in München hervor, der ihm gegenüber eine Million als aus- 
reichend für die Befriedigung Sachsens bezeichnet habe. Cobenzl 
antwortete darauf, begütigend und abschwächend, was er gesagt 
habe, sei die Sprache, wie sie etwa der Bevollmächtigte des Königs 
von Preussen und die Vermittlungsbotschafter an Seefeld richten 
könnten, nicht die des Wiener Hofes. Wenn Goldhagen dadurch 
aber vielleicht zu dem Glauben verleitet wurde, dass Cobenzl über- 
trieben habe bei der Mitteilung der Eriedcnsbedingungen, so konnte 
er sich bei Breteuil überzeugen, dass der Vertreter Maria Theresias 
durchaus bei der Wahrheit geblieben sei; der französische Bot- 
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schafter fügte noch in seiner Unterredung mit Güather und Gold- 
hagen, die ihm ihre Vollmachten zur Teilnahme an den Unter- 
handlungen vorzeigten, hinzu, er ganz allein habe die Friedens- 
verhandlung in Gang gebracht, und daher könne er ihnen mit aller 
Bestimmtheit sagen, es sei von vornherein eine Hauptbedingung 
für die Verständigung gewesen, dass der Wiener Hof Mindelheim 
und Wiesensteig mit der Lehenshoheit Über Schönburg dem Kurr 
fürsten von der Pfalz abtrete, damit dieser sie an Sachsen weiter- 
gebe und so eine Ermässigung der feststehenden Entschädigungs- 
summe von vier Millionen Talern erwirke. Fiiyc sich der Kurfürst 
nicht alsbald, so werde er nicht nur die Reichslehen nicht erlialten, 
sondern auch die von den österreichischen Truppen besetzten Landes- 
teile noch länger entbehren müssen; ebensowenig werde man den 
Vertrag über Jüiich>Berg erneuern, und schliesslich werde man wohl 
sogar BMeden schliessen, ohne sich weiter um seine Interessen zu 
kümmern. Indes bezeichnete Breteuil es wenigstens nicht als aus- 
geschlossen, dass man die Entschädigung Sachsens in bar annehmen 
werde. Zum Schluss sprach er den Wunsch aus, dass zwischen 
dem pfälzischen Hause und seinem besten Verbündeten, dem Ailer- 
christlichsten König, wieder gutes Einvernehmen hergestellt werde'*). 

Am 19. März nachmittags fand in der Wohnung des Fürsten 
Repnin die erste Konferenz statt, der alle Kongressteiinehmer bei- 
wohnten ; pfälzischerseits erschienen Seefeld, Goldhagen und Günther. 
Es scheint dabei recht lebhaft zugegangen zu sein, denn Seefeld 
bedauert in seinem Bericht an Vieregg die Unmi^lichkeit, getreu 
alles wiederzugeben, was er gesehen und gehört habe. 

Die Vermittlungsbotschafter richteten zunächst an die Pfalzer 
die Frage, welche weitere Erklärung sie im Namen ihres Kurfürsten 
abzugeben hätten. Die Antwort lautete, abgesehen von der Be- 
willigung einer Million Gulden wolle man auf die Oberlehnshoheit 
über Schönburg verzichten. Der sächsische Gesandte wies dies 
Angebot entrüstet zurück, weigerte sich aber, eine positive 
Erklärung seinerseits abzugeben, denn seine Instruktion lautete, 
er solle zwölf Millionen Gulden fordern; darauf taten die Vermittler 
den Vertretern des Kurfürsten Karl Theodor mit Entschiedenheit 
kund, unter allen Umständen müssten vier Millionen Taler entrichtet 
werden zur Befriedigung Sachsens, und zwar zum Teil in Bargeld, 
zum Teil in Land; darüber seien sie übereingekommen und kein 
Pfennig könne davon abgehandelt werden. Als dann Seefeld ver- 
langte, dass mindestens der Wert von Schönburg von den vier 
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Millionen abgezogen werde, lehnten die Botschafter dies ab ; darauf 
versuchte Seefeld es durchzusetzen, dass die Entschädigung nur in 
Geld, nicht auch in Land bestehe, denn der Wiener Hof habe 
seinem Herrn nidits davon gesagt, dass die Abtretung Mindelheims 
zur Weitergabe an Sachsen erfolge ; aber Breteuil rief Cobenzl zum 
Zeugen dafür auf, dass die Abtretung von Schönburg und Mindel- 
heim seitens des Wiener Hofes tatsächlich nur die Weitergabe an 
Sachsen bezwecke, auch konnte er sich auf niündHche Ausleerungen 
des Fürsten Kaunitz berufen; Cobenzl dagegen wollte nur zugestehen, 
dass sie erfolge ganz allgemein zur }'>leichterung der Verständigung, 
während Goldhagen wiederum Mindelheim als unentbehrlich fiir 
den bayrischen Sabhandel, dagegen als wenig wichtig für Sachsen 
bezeichnete. Den lebhaften Protesten der Pfälzer gegen die ihnen 
gemachten Zumutungen schloss sich Hofenfels an, der ebenfalls und 
zwar, wie es scheint, in sehr leidenschaftlichem Tone, sich gegen 
die Landabtretung verwahrte, aber schliesslich zugab, dass sein Herr 
der Gewalt weichen werde, — wie auch Breteuil den I{!indruck 
gewann, dass Pfalz am Ende doch wohl sich zu vier M IK nen 
Taler verstehen werde. Cobenzl erc^'rifT dann nochmals das Wort, 
um unter iiinweis auf das Beispiel der Kaiserni Königin die Parteien 
zur Nachgiebigkeit zu ermahnen; Riedesel erklärte, dass bei Ab- 
lehnung des Ultimatums der Vermittler sein Herr die Unterhandlung 
als gescheitert ansehen werde. Repnin war über die Hartnäckigkeit 
der Pfalzer und den dadurch entstehenden Zeitverlust von mindestens 
zwei Wochen so ergrimmt und äusserte dies so deutlich, dass Bre- 
teuil froh war, unter einem Vorwand die Sitzung schliessen zu 
können. Sowohl Seefcld wie Zinzendorf versprachen, über den 
Vorschlag der Vermittler an ihic Höfe zu berichten"). 

Beim Abendessen waren die Gemüter wieder ruhiger geworden ; 
als dann Seefeld be» Breteuil nochmals die unüberwindliche Ab- 
neigung seines Herrn gegen eine Landabtretung hervorhob, ver- 
sprach ihm der Botschafter, sein möglichstes zu tun, damit Sachsen 
sich mit der Geldzahlung zufrieden gebe und recht lange Zahlungs- 
fristen gewähre; er scheint schliesslich auch Repnin für diese Idee 
gewonnen zu haben, denn der Fürst erklärte sich jetzt bereit, nach 
Breslau zu schreiben und den König für die Barzahlung zu gewinnen ; 
selbst Riedesel, der die Unmöglichkeit, ohne dies Zugeständnis 
weiterzukommen, einj^jesehen haben mochte, widersprach nicht 
länger und wollte nur abwarten, was die Vermittler in Wien durch 
setzten, denn von hier aus musste die Entscheidung kommen, da 
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der Wiener Hof sich verpflichtet hatte, den Kurfürsten von der 
Pfalz zu Zugeständnissen zu bestimmen**). 

Unter dem Eindruck der Vorkommnisse des vorigen Tages 
verfasste auch Günther einen Bericht an Vieregg, dessen Inhalt 
freilich dem des Seefeldschen Berichts wenig ähnlich sah. Günther 
hatte die Überzeugung gewonnen, dass Preussen und Russland auf 
dem Kongress wesentlich den Hochmut des Kaiserhofes demütigen 
und ihm keine Erniedrigung ersparen wollten. Frankreich lasse 
dies geschehen, um im äussersten Fall sich das Verdienst zu sichern, 
als Retter Österreichs vom Verderben aufzutreten. In dieser so 
bedeutungsvollen Lage müsse das pfälzische Haus seine Partei 
nehmen, und diese könne naturgemäss nicht die des einer Demütigung 
entgegengehenden Wiener Hofes sein. Der für den Kurfürsten 
einzig mögliche Entschluss sei, aus der Not eine Tugend zu machen 
und nicht nur unverzüglich der Forderung von sechs oder vielleicht 
nur fünf Millionen bayrischer Gulden zuzustimmen, sondern dies 
auch auf die verbindlichste Art zu tun, indem er den König von 
Preussen schleunigst von diesem Entgegenkommen unterrichte und 
ihm erkläre, nur die Achtuni,^ vor ihm habe ihn zu so schwerem 
Opfer bewogen; er hoffe, dass der König ihm und seinem Hause 
die Anerkennung für den getanen Schritt nicht versagen werde. 
Ferner empfiehlt er, O'Dunne wie Breteuil kundzumachen, der 
Kurfürst werde in Zukunft jedes Mittel anwenden, um das gute 
Einvernehmen mit Frankreich zu festigen; man hoffe dagegen aber 
auch, dass in Versailles nichts unterlassen werde, was geeignet sei, 
dem Kurfürsten eine gewisse Bewegungsfreiheit und die Möglichkeit 
zu verschaffen, sich seine Freunde nach eigener Neigung aus- 
zuwählen. Dem kaiserlichen Hof gegenüber will Günther grösste 
Zurückhaltung beobachtet wissen, wobei man sich nur davor hüten 
müsse, ihn zu kränken und sicli lui die Folgezeit seine Ungnade 
zuzuziehen. Für die TreffHchkeit dieser Vorschläge erklärt Günther 
sich verbürgen zu wollen**). 

Der hartnäckige Widerstand des Grafen Seefeld und seiner 
pfälzischen Kollegen sowie Hofenfels' gegen die Landabtretung an 
Sachsen hatte gemeinsam mit den Vorstellungen Breteuils schliesslich, 
wie erwähnt, auch Repnin überzeugt, dass keine Aussicht sei, die 
Forderung in absehbarer Zeit durchzusetzen. Er richtete, wohl um 
auf den Vorschlag der Barzahlung der ganzen Summe vorzubereiten, 
ein Schreiben an Graf Finckenstein, worin er auf die sehr be- 
deutenden Abweichungen in der Schätzung von Mindelheim und 
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Wiesensteig und die daraus erwachsende Schwierigkeit, diese Ge- 
biete bei der von Pfalz zu zahlenden Summe in Anrechnung zu 

brin<;en, hinwies und der Meinung Ausdruck gab, die preusslsche 
Schätzung — eine Million Taler — sei zweifellos zu niedn'f^, da 
doch mit den Herrschaften auch Sitz und Stimme auf dem Reichstag 
und in den Kreistaj^^cn verbunden seien, Vorteile, die sich nicht in 
Zahlen ausdrücken liessen. Überdies sei Mindelheim für Bayern 
wichtig als Depotplatz der Reichenhaller Salzwerke, und dazu komme 
die Belastung mit Schulden, die man bei einer Eigentumsübertragung 
doch nicht ausser Acht lassen könne Die ba)rrische Schätzung 
von vier Millionen Gulden sei ebenso übertrieben hoch wie die 
preussische gering, dagegen liege eine unparteiische Schätzung 
O' Dünnes vor, die Mindelheim mit Zubehör auf 1700000 Gulden, 
Wiesensteig auf 1 300000 Gulden veranschlage*'). Selbst wenn nun 
die pfalzischen Gesandten sich bereit erklärten, vier Millionen Taler 
teils in Geld, teils in Land zu bewilHj^en, werfe sich die Frage 
der Schätzunj^ wieder auf, denn den I'rt i> einer Sache bestimme 
doch der Eigentumer nach dem Wert, den sie für ihn habe ; und 
wie sollten die Gläubiger abgefunden werden, die Pfandrechte auf 
Mindelheim hätten ? Darüber erbitte er Bescheid. 

Vermutlich hat Riedesel die Berechtigung dieser von Kepnin 
vorgetr^^nen Bedenken anerkannt, jedoch durfte er dem nicht 
Ausdruck geben, denn der König hatte ihm geschrieben, die end- 
gültige Abschätzung des Wertes von Mindelheim und Wiesensteig 
könne auch bis nach dem Friedensschluss hinausgeschoben werden ; 
jetzt handle es sich um rasche Herbeiführung der Ruhe in Deutsch- 
land; indess wolle er die Regelung dieser Angelegenheit den Ver- 
tretern der vermittelnden Mächte überlassen, wenn nur die Summe 
von vier Millionen Taler festgehalten werde ■"^). Und die Kabinctts- 
niinister hatten nochmals nachzuweisen sich bemüht, dass die beiden 
Herrschaften knapp eine Million Taler wert seien, weshalb drei 
Millionen bar gezahlt werden müssten'^. Auch Repnin war von 
ihnen gebeten worden, sie mit einer Million anzusetzen und die 
Zuzahlung von drei Millionen zu verlangen'^. Riedesel berichtete 
unter diesen Umständen auch nur, dass Ztnzendorf, über das Ulti- 
matum der Vermittler sehr erstaunt, mindestens noch einige Neben- 
vorteile für Sachsen verlange, während Seefeld überhaupt nur von 
der Zahlung einer Geldsutiunc hören wolle**). 

Repnins Vorstellungen von der Schwierigkeit einer richtigen 
Schätzung Mindelheims und Wiesensteigs machten nun doch in 
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Breslau einen gewissen Eindruck; indes glaubte der König nicht, 
ohne Zustimmung des sächsischen Hofes die Barzahlung der Ent« 
Schädigungssumme unter Verzicht auf jegliche Landabtretung an- 
nehmen zu dürfen ; er wies daher seinen Gesandten in Dresden an, 
die kurfiirstliche Regierung zu befragen, ob sie die beiden Herr- 
schaften dui Grund der Münclicncr Schätzung nehiiien wolle oder 
ob sie bereit sei, die Zahlung des ganzen Betrags in bar zu ge- 
statten; einen Druck wollte Friedrich nicht ausüben, da er ohnehin 
es schon hinreichend hatte tun müssen, um nur die Herabminderung 
der Forderung auf vier Millionen Taler durchzusetzen, aber er Hess 
es nicht an freundlichem Zureden fehlen. Immerhin glaubte man, 
vor Ablauf einer Woche kaum Nachricht über den Erfolg dieser 
neuen Anforderung an die sächsische Nachgiebigkeit zu erhalten*'). 

Breteuil hielt es wohl für notwendig, die Berichterstattung an 
den Wiener Hof nicht allein dem Grafen Cobenzl zu überlassen; 
er benachrichtigte daher den Staatskanzler von dem Stand der 
Dinge und sprach ihm den Wunsch aus, dass es seiner Staatskunst 
bald gelingen möge, den Kurfürsten Karl Theodor zu den unvermeid- 
lichen Opfern zu bestimmen. Denn an der Forderung von vier 
Millionen Talern halte der König von Preussen fest; dagegen werde 
er wahrscheinlich ein Angebot, die ganze Summe in bar zu zahlen, 
nicht von sich weisen. Sobald man in Br^lau erfahren haben 
werde, dass der pfälzische Hof die Forderung mit dieser Ein* 
schränkung bewillige, werde auch der Waffenstillstand über den 
15. April hinaus verlängert werden*'). 

Noch bevor eine Nachricht aus Dresden eingegangen war 
über die Auiiialiine des Vorschlags, Sachsen möge die Abfindungs- 
summe in bar annehmen, schrieb der König am 23. März an 
Riedesel, er könne den vermittehiden Ministem vertrauhch mitteilen, 
Sachsen werde sich notgedrungen mit der Barzahlung begnügen 
müssen — dem Frieden zuliebe^). Aber an der Gesamtsumme 
hielt er unbedingt fest; die sentimentale Betrachtung, die Repnin 
im Namen seines Hofes Finckenstein gegenüber angestellt hatte, 
es wäre doch schrecklich, wenn allein die Frage, ob die Ent- 
schädigung Sachsens etwas grösser oder kleiner sei, über die Fort- 
dauer des Krieges entscheiden solle, hatte auf ihn keinen Eindruck 
gemacht*^). Und sehr bestimmt antwortete auch Finckenstein dem 
Fürsten Repnin in diesem Sinne; wenn der traurige Fall eintrete, 
dass wegen ungenügender Entschädigung Sachsens der Krieg fort- 
dauere, so falle die Schuld nicht etwa auf den König, sondern 
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ganz allein auf den Wiener Hof, der den Kurfürsten von der Pfalz 
nicht zur Vernunft gebracht habe, vielleicht, um an Kursachsen 
Rache zu nehmen fiir dessen Anschluss an Preussen^*). An Riedesel 

schrieb der König selber, alle Schreiberei über die einzelnen neben- 
sächlichen l'unktc erscheine ihm aniiuU, solang^C die Antwort über 
die Stellunor des Wiener I lofes zur sächsischen I^ntschädi^un^ noch 
ausstehe, lir beginne zu glauben, dass man in Wien nicht ehrlich 
handle, und eigenhändig fügte er der Kabinettsordre die Worte 
hinzu: >Je n'augure rien de bon de Votre Congrais«^^. 

Einstweilen musste man sich mit Geduld wappnen; die Wiener 

Antwort auf die preussischen Bemerkungen zu den österreichischen 

Entwürfen konnte noch nicht da sein. Am 26. März war indes 
Riedesel in der Lage, einige ihm von Repnin vertraulich mitgeteilte 
Briefe aus Wien, teils von Kaunitz an Brcteuil -nichtet, teils von 
Gali7\'n stammend und seine Unterredung mit dem Staatskanzlcr 
behandelnd, zu übersenden. Ihr Inhalt war nur privater Natur, 
jedoch boten sie für die Beurteilung der Stimmung in Wien wert- 
volle Anhaltspunkte^^). 

Kaunitz hatte am 19. März die von Breteuil übersandten 
preussischen l'^ntwürfe erhalten. In der Meinung, dass der Botschafter 
in Teschen den Eingang der Bemerkungen des Wiener Hofes auf 
diese abwarten wolle, ehe er die preussischen Bemerkungen zu den 
österreichischen Entwürfen nach Wien schicke, beeilte er sich das, 
was er zu sagen und einzuwenden hatte, nach Teschen zu über- 
mitteln, nachdem er die Willensmeinung der Kaiserin-Königin darüber 
eingeholt hatte. 

Er bestand durchaus nicht etwa auf der Annahme des 
österreichischen Entwurfs, sondern verlangte nur, dass von vorn- 
herein der eine oder der andere Text zu Grunde gelegt werde. 
Von dem österreichischen Entwurf wollte Kaunitz beibehalten die 
Bestimmungen über die Ausdehnung der Amnestie auf diejenigen, 
welche den Avocatorien nicht Folge geleistet hatten, sowie über 
die Rückgabe konfiszierter Güter, da sie beide in früheren Verträgen 
enthalten waren; ferner den Artikel 5, der die Kontributionen 
aufhören Hess mit dem Tag der Friedensunterzeichnung — doch 
hatte er äussersten h'allcs deren Fortdauer bis zur Räumung des 
feindÜchen Gebiets zugestanden; dagegen verlangte er bestimmt^ 
da5^s in einem Artikel die Verpflichtung des Königs von Preussen 
zur Erneuerung der Konvention von 1741 mit dem Kurfürsten, von 
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der Pfalz bezüglich Jülichs und Bergs erwähnt werde, obgleich da- 
gegen Repnin im Sinne der preussischcn Kabinettsminister Einspruch 
erhoben hatte. Sollte der preussische Entwurf zur Grundlage genommen 
werden, so forderte Kaunitz in Artikel 4 die Weglassung des Satzes, 
der von stattgehabten Streitigkeiten über die Ansprüche des Hauses 
Österreich auf einen Teil der bayrischen Erbschaft handelte, sowie 
den Wegfall der preussischen Garantie für die Sonderverträge. 
Die Aufnahme des Kurfiirsten von Sachsen in den Hauptfriedens- 
vertrag wollte er, wenn unvermeidlich, zugestehn; auch gegen den 
preussischerseits verlangten Zusatz in Artikel 7, dass Preussen über 
die ilun zufallenden Markgrafscliaftcn Anspach-Baireuth nach Belieben 
verfügen könne, erhob er keinen Widerspruch, da diese Bestimmung 
nur dann praktischen Wert erhalte, wenn keine Rechte dritter 
einer derartigen Verfügung im Wege ständen. Hinsichtlich der 
böhmischen Lehensgüter in Anspach-Baireuth und der anspach- 
baireuthschen Lehen auf österreichischem Gebiet wünschte er die 
Annahme des gegenseitigen Verzichts, der im Augenblick des 
Anfalls der Markgrafschaften an Brandenburg einzutreten habe, — 
eine Lösung, die den Vorzug der Einfachheit hatte 

Auch in der Behandlung des preussischen Entwurfs zum 
österreichisch-pfalzischen Vertrag zeigte der Staatskanzler Entgegen- 
kommen. Da er die Annahme der von ihm selbst vorgeschlagenen 
Einleitung für unwahrscheinlich hielt, weil auch Breteuil ihr entgegen 
war, empfahl er einen Mittelweg zu suchen; denn wenn Preussen 
keinen Ausdruck zulassen wolle, der die Gültigkeit der Konvention 
vom 3. Januar 1778 voraussetze, dürfe umgekehrt die Kaiserin- 
Königin keinen Ausdruck zulassen, durch den die Konvention für 
ungültig erklärt werde; daher sei es zweckmässig, sie überhaupt 
nicht zu erwähnen und eine unverfängliche Fassung zu suchen. 
Wohl aber lehnte er den wortreichen preussischen Entwurf des 
Artikeb i ab und verlangte Aufnahme des österreichischen Art i, 
der sich dem ursprünglichen französischen Entwurf eng anscfaloss. 
In Artikel 3 und 4 wollte Kaunitz die Gleichstellung des Herzogs 
vun Zweibrücken iiiil dem Kurfürsten Karl Theodor, als vertrag- 
schliesscnden Teiles, nicht zugeben, da der Kurfürst schwerlich sich 
dazu verstehen würde, und da auch der Kaiser, obwohl er doch 
Mitregent sei, nur dem Vertrag beitrete. Das Ansinnen, die Ver- 
träge zwischen dem ausgestorbenen bayrischen Hause und Kurpfalz 
zu garantieren, bezeichnete er zwar als »ganz aussergewöhnlichc, 
war jedoch bereit, die Garantie mit zu übernehmen, wenn sich Karl 
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Theodor dem Verlangen des Herzogs anschltesse; dagegen sollte 
von persönlichen Vorteilen, die der Herzog von der Kaisedn-Königin 
erwarte, im Vertrag nicht die Rede sein. Vertraulich möge Cobenzl 
dem Botschafter mitteilen, dass die Forderungen des Herzogs kaum 
mehr als »recht und billig« bezeichnet werden könnten, denn die 
Grafschaft Falkenstein sei persönliches Eigentum des Kaisers mit 
einem jährlichen Reinertraij von 55000 Talern, die Aurhcl)ung des 
I.ehensverbands der zweibrückschen Herrschaften in Hohmen aber 
sei ohne Beispiel und schon deshalb untunlich. Schliesslich kam 
der Kanzler auf die sächsische Entschädit^ung zu sj^rechen und er- 
klärte, die angeblichen Äusserungen Lehrbachs in München beruhten 
entweder auf Missverständnis oder seien erfunden; er bestritt, dass 
sein Hof überhaupt im stände sei, einen nachhaltigen Druck auf 
Karl Theodor auszuüben, vielmehr liege das einzig wirksame Zwangs« 
mittel in der Hand des Königs von Preussen. Der König möge 
Karl Theodor kundtun, wenn nicht Sachsen bald eine billige Ab- 
findung erhalte, werde er nicht für die Übertragung der erledigten 
Reichslehen auf Pfalz eintreten, sondern dahin wirken, dass diese 
zur Befriedigung der sächsischen Forderungen verwendet würden. 
Diese Drohung werde gewiss Erfolg haben, namentlich wenn die 
Summe der Entschädigung noch herabgesetzt werden könne*^). Aber 
einstweilen möge Cobenzl sie noch für sich behalten und die Wirkung 
der an Lehrbach abgehenden Weisungen abwarten, damit nicht 
unnütz der Wiener Hof eine gehässige Massregel gegen Pfalz 
vorschlage'**). 

Gleichzeitig mit der Weisung für Cobenzl ging ein Schreiben 
des Staatskanzlers an Breteuil ab. Darin sprach Kaunitz die Er- 

Wartung aus, dass der König von Preussen nicht auf der Garantie 
der Sonderverträge bestehen werde, zumal er von keinem der ver- 
tragschliessenden Teile darum ersucht worden sei; er überlicss es 
König Friedrich, die Einleitung zum österreichisch-pfälzischen Vertrag 
aus den beiden nunmehr vorliegenden österreichischen Entwürfen zu 
wählen. Den Herzog von Zweibrüpken wollte er noch immer nicht als 
Vertragsschliessenden Teil zulassen. Sehr wenig befriedigt äusserte er 
sich zu Breteuil über die Tätigkeit der Vermittlungsbotschafter; diesen 
komme es zu, den beiden Parteien Sachsen und Pfalz einen Ent- 
wurf vorzulegen und nötigenfalls dessen Annahme zu erzwingen. 
Kaunitz verwahrte sich dann noch gegen die übertriebene Einschätzung 
des österreichischen Einflusses in München ; die Kaiserin-Königin 
habe es an ihrer Einwirkung auf Kurpfalz bisher nicht fehlen lassen 
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und werde sie auch in Zukunft geltend machen, aber für den Erfolg 
könne sie keine Verantwortung übernehmend^). 

An demselben Abend, da diese Schreiben nach Teschen ab- 
gingen, hatte Fürst Galizyn eine Unterredung mit Kaunitz. Dieser 
gab ihm Abschrift seines Briefes an Breteuil, um ihn, wenn er es 
für gut halte, dem Fürsten Repnin vertraulich zur Kenntnis zu 
bringen, und fügte hinzu, Galizyn werde daraus ersehen, dass man 
alles Mögliche zur Herbeiführung eines raschen und glücklichen 
Abschlusses tue und dass man sich nur der preussischen Garantie 
der beiden Sonderverträge widersetze. Nun hatte aber Galizyn 
unmittelbar vorher die preussischen Anmerkungen zum österreichischen 
Entwurf erhalten und erwiderte, sie dem Staatskanzler überreichend, 
grade darauf scheine der König den grössten Wert zu legen. Indes 
liess sich Kaunitz dadurch nicht in der Zuversicht irre machen, dass 
der König doch am Ende von der geforderten Spezialgarantie ab- 
stehen werde, da die Gesamtgarantie ihm durch den Hauptvertrag 
gesichert sei^*). 

Bald nach dem Eingang der Kaunitzschen Schreiben fand in 
Teschen eine Besprechung zwischen Breteuil und Cobenzl statt, 
bei der sich der Vertreter Maria Theresias davon überzeugen konnte, 

dass in mehr als einem der streitigen Punkte Riedesel nachgiebiger 
und zugänglicher war als der französische Vermittler. Beratungen 
Cobenzls mit Repnin und dem preussischen Gesandten wurden 
indes verhindert durch eine Weisung aus Wien vom 23., dass die 
österreichische Antwort auf die preussischen Anmerkungen abzu- 
warten sei**). 

Durch Repnin erhielt gleichwohl Riedesel Kenntnis von den 

Ansichten des Staatskanzlers und berichtete darüber nach Breslau. 
Dort scheinen seine Mitteilungen Anlass zu einer Art Krisis gegeben 
zu haben, denn er erhielt nun vom König den Befehl, dem Grafen 
Cobenzl und sämtlichen anderen Kongressbevollmaciitigten 7a\ 
erklären: wenn die, auch von Russland gebilligte Forderung von 
vier Millionen Talern für Sachsen nicht zugestanden werde, möge 
man alles, was bisher erzielt sei, als ungeschehen ansehen; dann 
werde der Krieg seinen Fortgang nehmen. Auch sollte Riedesel, 
wenn man nicht anstandslos auf das Verlangen eingehe, andeuten, 
er sehe seine baldige Abberufung und den Abbruch der Unter 
handlung voraus. Friefdrich war nämlich der festen Überzeugung, 
dass es für den Wiener Hof eine Kleinigkeit sei, die Zustimmung 
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des Kurßirsten von der Pfalz zur sächsischen Entschädigung durch- 
zusetzen, wenn er es wirklich ernst meine. In einer eigenhändigen 
Nachschrift machte er seinem Grimme Luft: »Die österreichische 
Schurkerei und Spitzbüberei kommt bei jedem Vorschlag wieder 
hervor. Wie viele Leute hangt man an den Galgen, die es hundertmal 
weniger verdienen als Kaunitz« ^^). 

Die Kabinettsminister schlössen sich in ihrer Weisung der 
Ansicht Kaunitz' an, wonach das beste Mittel zur Beseitigung der 
pfälzischen Hartnäckigkeit darin bestehe, dass die Vermittlungs- 
botschafter einen Entwurf des sächsisch-pfölzischen Abkommens 
vorlegten und dessen Annahme forderten; die Übergabe an den 
Grafen Seefeld sollte von der Drohung begleitet werden, dass Karl 
Theodor bei fortgesetzter Weigerung, die massige Suiiinic zu zahlen, 
Gefahr laufe, alle Vorteile des Friedens zu verlieren; oder dass der 
IkohIl,^ von 1^-eussen seine alten Krbreciite auf Jülich und Berg 
wieder geltend machen und sie zur Schadloshaltung Sachsens ver- 
wenden werde. In letzterem Falle würde freilich Breteuil vorher 
vertraulich davon benachrichtigt werden müssen, dass der König 
die Ausführung dieser Drohung nicht beabsichtige, sondern sein 
Frankreich gegebenes Versprechen halten werde. Hinsichtlich seines 
anderen Alliierten, des Herzens von Zweibrücken, hielt der König 
an der Forderung der gleichberechtigten Teilnahme an der pfalzischen 
Konvention fest, die von Osterreicli durch die Annahme des preussischen 
Ultimatums bereits zugestanden worden sei; die von Cobenzl vor- 
gebrachten Gegengründe wurden als hinfällig bezeichnet'^*'). 

Eine endgültige Weisung über die weiter zu beobachtende 
Haltung sollte Riedesel erst bekommen, wenn die Antwort auf die 
preussischen Anmerkungen aus Wien angelangt und amtlich bekannt- 
gegeben sein werde. 

In einem vertraulichen Briefe an Ricdesel schilderte liertzberg 
den Ernst der Lage; der König habe nämlich aus dem Bericht 
vom 26. den Eindruck gewonnen, der Wiener Hof wolle zwar 
Frieden schliessen, aber Sachsen nicht daran teilnehmen lassen; 
er habe tatsächlich einen Augenblick daran gedacht, die Unter- 
handlungen durch Abberufung seines Vertreters abzubrechen. Der 
Minister gab dann seiner persönlichen Überzeugung Ausdruck, dass 
der Wiener Hof allen Ernstes Frieden wolle und, wenn man nach- 
drücklich mit ihm rede, auch weiter keine Schwierigkeiten machen 
werde; in der Frage der üinleitung des pfälzischen Vertrags werde 
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Preussen freilich noch des Beistands der Vermittler bedürfen, um 
seine Fassung, als die allein unverfängliche, zur Annahme zu bringen^^). 

In Teschen sah man mit gespannter Erwartung der Ankunft 
der Wiener Antwort en^egen, welche die Entscheidung über Erfolg 
oder Misserfolg des Kongresses bringen musste. Grosse Hoffnungen 
hegten die Vermittler nicht; auch sie waren der Meinung, selbst 
wenn man von den nicht aufgeklärten angeblichen Äusserungen 
Lehruachs absah, dass der Wiener Hof den seit nahezu anderthalb 
Jahren ihm nachweisbar zu Gebot stehenden ausschla^i^^ebenden 
Einfluss auf den Kurfürsten von der Pfalz nicht nachdrucklich 
genug zu Gunsten der Vereinbarung mit Sachsen zur Geltung 
bringe. Überhaupt war ihre Stimmung gedrückt; alles, was sie in 
Teschen erlebten, bedeutete für sie eine Enttäuschung. In dem 
Glauben, dass es sich wesentlich darum handle» fertige Verträge zu 
unterzeichnen, waren sie dahin gekommen; aber die geheimen 
Absichten des Wiener Hofes und das Verhalten des Pfälzers, der, 
wie Repnin sagte, nur geschaffen zu sein schien, um Unruhe In 
Deutschland zu stiften, erzeugten Hindernisse ohne Ende^**). Bei 
alledem durften sie sich nicht entmutigen lassen, denn in erster 
Linie von ihrer Tätigkeit hing die Entscheidung über Krieg oder 
Frieden ab. 

Unmittelbar bevor die Weisung des Fürsten Kaunitz an Cobenzl 
abgegangen war, hatte der Staatskanzler die preussischen Anmerkungen 
zu den österreichischen Vertragsentwürfen durch Barthölemy erhalten. 
Er entwarf nun in den nächsten Tagen die Antwort auf diese Anmer- 
kungen ; indes fiel diese wohl nicht ganz nach Wunsdi aus, da sie 
auf Verlangen der Kaiserin-Königin abgeändert werden musste. 
Die Verständigung über die endgültige Fassung dieser Antwort ist, 
wie es scheint, nicht leicht gewesen ; als sie schliesslich erfolgt war, 
hielt es Kaunitz für notwendig, in seiner Weisung für Cobenzl wie 
in seinem Schreiben an Breteuil die bestimmte Erwartung auszu- 
sprechen, dass mit dieser Antwort die Sache erledigt sei; anderenfalls 
sei das Schlimmste zu befürchten. Denn die Anmerkungen hatten 
in Wien einen recht ungünstigen Eindruck hervorgerufen, wie der 
Staatskanzler an Cobenzl schreibt; man wollte aus ihnen die feind- 
selige Gesinnung, die Ränkesucht und Pedanterie Hertzbergs er- 
kennen, hielt es aber mit der Würde der Monarchin nicht für ver- 
einbar, Gleiches mit Gleichem zu vergelten. Er betonte ausdrücklich« 
dass zwar die Gesinnung Maria Theresias und ihrer Ratgeber die 
versöhnlichste sei, dass aber eine gewisse Grenze nicht überschriLteu 
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werden dürfe. Wiederum hob er hervor, dass die Regierung der 
Kaiserin-Königin es in München durchaus nicht an Bemühungen fehlen 
lasse, um den Kurfürsten nachgiebiger zu stimmen, dass man aber 
sich doch nicht wundem dürfe — wie Repnin es tue — wenn 

jemand nichts ^eben wolle, von dem man viel \ crlangc, walircnd 
er glaube gar nichts schuldig zu sein. Sollte also der nicht unmögliche 
Fall eintreten, dass selbst die österreichischen Bemühungen in München 
keinen Erfolg hätten, so müssten die beiden Vermittler den Höfen 
von Sachsen und Pfalz die Bedingungen einer Vereinbarung diktieren 
und deren Annahme erzwingen» wozu gewiss die Kaiserin-Königin 
sowohl wie der König von Preussen Unterstützung gewähren würden'^*'). 

Am 27. Mars konnte die Antwort auf die preussischen An- 
merkungen von Wien abgehen, in der Frühe des 39. traf sie in 
Teschen ein ; Cobenzl las zunächst die fUr ihn bestimmten Weisungen 
durch und ging dann nach dem Essen zu Breteuil, um mit ihm 
die Beratungsgegenstände für die nächste Konferenz zu besprechen; 
dabei zeigte es sich wiederum, dass Breteuil in mehreren Punkten 
anderer Ansicht war als Cobenzl und wiederholt eine den Wünschen 
des Kaiserhofes feindselige Haltung einnahm^®). Weniger scharf, 
aber doch mit recht unerfreulicher Wirkung trat dies in der am 
nächsten Tage stattfindenden Konferenz der Vermittlungsbotschafter 
mit Cobenzl und Riedesel in Erscheinung. Cobenzl begann dort 
mit der Erklärung, die Erwiderung auf die preussischen Anmerkungen 
zu den Vertragsentwürfen sei das letzte Wort der Kaiserin-Königin, 
die damit einen neuen Beweis ihrer Friedensliebe gebe; nun müsse 
der König von Preussen zeigen, dass auch er den Frieden wolle. 
Cobenzl verlangte, dass kein Wort und kein Ausdruck in den Text 
aufgenommen werde, der auch nur im geringsten gegen die Wiirde 
seiner Herrin Verstösse. 

Darauf ging man die einzelnen Punkte durch, indem Riedesel 
die Bemerkungen zu den österreichischen Entwürfen, Cobenzl die 
Antwort darauf vorlas. Breteuil wünschte den Waffenstillstand über 
den 15. April hinaus bis zum Ende des Monats zu verlängern; denn 
selbst wenn die pfalzische Regierung sich, wie zu erwarten sei, zur 
Bewilligung der geforderten Entschädigungssumme von vier Millionen 
Talern entschliesse, werde doch zunächst wohl noch der Versuch 
gemacht werden abzuhandeln, und dann sei nicht daran zu denken, 
dass man vor dem 15. April zu Ende komme. Repnin wollte an- 
fangs nicht darauf eingehen, meinte aber schliesslich, wenn von 
Wien aus gegen Abiauf der P'rist eine Verlängerung beantragt 
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werde, werde der Köüig sie bewilligen ; Cobenzl erwiderte jedoch, 
sein Hof habe von vornherein eine mehrmonatige Dauer vor- 
geschlagen, könne daher nach deren Ablehnung nichts mehr tun. 
Um dem allerseits gehegten Verlangen entgegenzukommen, über- 
nahm es Riedesel, das Ansuchen um Verlängerung bei dem König 
zu stellen; Cobenzl versprach, seinen Hof zu einer Anweisung an 
die Generale zu veranlassen, sie sollten auf jede Verlängerung 
der Waffenruhe eingehen, die ihnen von preussischer Seite vor- 
geschlagen werde. 

Bei der Besprechung der nächsten Punkte ergaben sicli keine 
wesentlichen Mcinun<^^sverschlcdcnheiten, nur schlugen bei Artikel 7 
des österreichischen Friedensentwurfs die Vermittler eine Fassung 
vor, welche in unverfänglicher Form auseinandersetzte, warum die 
neue österreichisch-pfälzische Konvention an Steile derjenigen vom 
3. Januar 1778 trete. Um so mehr erhitzten sich die Gemüter bei 
der Frage der preussischen Garantie der beiden Sonderkonventionen. 
Die Sachlage hatte sich insofern noch verwickelt, als Breteuil durch 
ein Schreiben Vergennes* angewiesen worden war, die gemeinsame 
Garantie des Königs von Preussen und der Kaiserin-Königin fiir 
die beiden Konventionen zu fordern, während er vorher sich da- 
gegen ausgesprochen und auch die einscitifjo preussische Garantie 
überflüssig bekämpft hatte; er war nun der Ansiclit, dass er, 
wenn die Kaiserin-Königin die beiderseitige Garantie ablehne, erst 
in Versailles neue Instruktionen einholen müsse. Repnin schlug 
vor, um der Einwendung Cobenzls Rechnung zu tragen — dass 
nämlich dann der König Garant der Verpflichtungen der Kaiserin- 
Königin werde, ohne dass zur Ausgleichung das umgekehrte Ver- 
hältnis eintrete — , es möge die pfälzisch-sächsische Konventton 
vom König und von Maria Theresia garantiert werden, zumal Karl 
Theodor darum bitte; der Kaiser und der König von Preussen 
sollten dann gemeinsam die österreichisch- pfälzische Konvention 
gewährleisten. Breteuil erklärte sich mit diesem Ausweg sofort 
einverstanden, da er seiner Meinung nach der einzige war, der sich 
mit seiner Instruktion vereinbaren Hess, Allerdings behauptete 
Cobenzl bestimmt, und blieb dabei trotz aller Vorstellungen Repnin» 
und Riedesels, dass sein Hof auf keine dieser Garantien eingehen 
könne. Indes versprach Breteuil, zur Regelung der Angelegenheit 
unmittelbar bei Kaunitz Schritte zu tun. 

Nach rascher Verständigung über die nächsten Punkte — nur 
Cobenzl wünschte, von Breteuil unterstützt, bei Artikel 10 wegen 
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der Schwierigkeit der l^inzelaulV.alilun^ der bcidcisciti^'cn Lehen 
eine allgemeine Fassung — , kam die ostcrreichischerseits begeiirte 
Erwähnung der i)rcussi.sch [jfalzischen Konvention von 1741 im 
Friedensvertrag (Art, 12) zur Sprache. Repnin schloss sich Riedcsels 
Verlangen an, dass diese Erwähnung unterbleibe, mit der Hcgründung, 
1763 sei jener Vertrag gebrochen gewesen, deshalb habe er in der 
Hubertsburger Friedensurkunde wieder erneuert werden müssen; 
jetzt aber sei er nicht gebrochen. Indes Cobenzl bestand auf der 
Erwähnung; sein Verhalten erweckte allerdings bei Riedesel den 
Eindruck, dass man in Wien doch schliesslich davon Abstand 
nehmen werde, zumal auch Breteuil sie für unnötig hielt. Bei Ar- 
tikel 15 wollte man in Wien das Privilegium de non appcllando 
als Entschädigung für die mecklenburgischen Anspriiclic nicht be- 
willigen, da Kurfürst Karl Theodor solche überhaupt nicht anerkenne. 
Aber die vorgebrachten Grunde, dass es grade im Interesse Karl 
Theodors liege, wenn jene Ansprüche als hinfort abgetan erklärt 
würden, übten eine gewisse Wirkung auf Cobenzl aus, der darüber 
berichten wollte; dagegen wurde Riedesels Antrag, dass die Ver- 
leihung des Privilegii »abgabenfrei« erfolgen solle, abgelehnt, da 
der Kaiser dann die Gebühren, die teilweise dem Reichsvizekanzler 
zugute kamen, selber hätte entrichten müssen. 

Nachdem der Friedensvertrag durchberaten war, ging man 7ur 
pfälzisch österreichischen Konvention über. Schon bei den ersten 
Worten der Einleitung kamen L;rundsatzHche Meinungsverschieden- 
heiten zur Sprache : so\vt)hl der preussische Gesandte m Ic die Ver- 
mittler verlangten die h>wahnung des 1 lerzoi^s von Zweibrücken 
als vertragschliessenden Teiles, während Cobenzl nur dessen nach« 
träglichen Beitritt zu dem vorher abgeschlossenen Vertrag gestatten 
wollte; freilich konnte er nicht bestreiten, dass dem Herzog in dem 
in Wien angenommenen preussischen Ultimatum die Wahl gelassen 
worden sei zwischen Teilnahme und Beitritt. Im übrigen nahm 
Cobenzl nunmehr die preussische Fassung der Vorrede mit einigen 
unwesentlichen Änderungen an, sodass dieser Streitpunkt der ^pre- 
ambule« aus der Welt gcschaiii zu sein schien. Dei Ait;l>cl 2 
wurde angeregt, durch eine Textanderung auch die Abtretung von 
Mindelheim an Kurpfalz zu bezeiclinen als Mittel, um die Ablösung 
der AUodialansprüche Saclisens zu erleichtern. Bei Art. 5 bean- 
tragten die Vermittler einen Zusatz, der die Änderung der Fluss- 
läufe in den, Bayern und Österreich gemeinsamen Grenzgewässern 
untersagte; dies geschah aus Gefälligkeit für Seefeid, der darauf 
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Wert legte. Im allgemeinen wurde über Inhalt und Form verhältnis- 
mässig rasch das gewünschte Einvernehmen erzielt; die einzige 
Schwierigkeit blieb die Form der Teilnahme des Herzogs von Zwei- 
brücken an der Konvention. 

Hierauf wurden noch die Bemerkungen zu den Vertrags- 
entwürfen verlesen, die Graf Seefdd am 27. dem Grafen Cobenzl, 
am 29. den Vermittlern in Begleitung eines Memoires*^) übergeben 
hatte; in einzelnen untergeordneten Funkten war auf die darin ge- 
äusserten Wünsche bereits bei der vorhergegangenen Besprechung 
Ivucksicht genommen worden, im übrigen war man nicht geneigt, 
sich durch sie aufhalten zu lassen. Nach Aufhebung der Sitzung 
gingen Breteuil und Repnin daran, den Widerstand der pfälzischen 
Vertreter gegen die Teilnahme des Herzogs als partie contractante 
zu brechen, und bis zu einem gewissen Grade scheint es ihnen 
gelungen zu sein ; denn in einer Unterredung mit Cobenzl äusserten 
sie ihr Befremden, dass er behaupte, der Kurfürst habe seine Gründe, 
weshalb er nicht gemeinsam mit dem Herzog den Vertrag schliessen 
wolle, während Seefeld das Gegenteil sage. Zum Erstaunen Cobenzls 
sprach sich Seefeld tatsächlich in direktem Widerspruch mit wieder- 
holten früheren Äusserungen dahin aus — und Goldhagen bestätigt 
dies — sie seien stets überzeugt gewesen, dass der Kurfürst froh 
sein werde, gemeinsam mit seinem Neffen abschliessen zu können, 
und sie hegten diese Uberzeugung auch jetzt noch, da sie keinen 
gegenteiligen Befehl erhalten hätten®'*). Das Ergebnis war, dass 
Cobenzl sowohl den pfälzischen Vertretern wie den Vermittlem 
kurz und bündig erklärte, er kenne die Absichten des Kurfürsten 
besser als sie alle zusammen; und dem Grafen Seefeld sagte er, 
dass er sein Vertrauen und seine persönliche Unterstützung sich 
verscherzt habe. 

Unter diesen Umstanden fühlte sich Cobenzl recht vereinsamt 
auf dem Kongress; die Bayern Hessen ihn ihre Empfindlichkeit 
über die Gebietsabtretung an Österreich merken und kamen nur 
zu ihm, wenn man sie zwingen wollte, für Sachsen vier Millionen 
zu bewilligen, dagegen intriguterten sie in allen anderen Fragen 
gegen ihn; er nahm sogar an, dass das Memoire Seefelds vom 
27. März auf Veranlassung von Repnin und Breteuil entstanden 
sei, und vermutete, dass auch Hofenfels Einfluss auf sie ausübe. 
Ausserdem erinnerte er sich, dass Goldhagen schon von seiner 
Tätigkeit bei der Reichskammergerichts- Visitation her als Gegner 
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des Hauses Österreich bekannt war, was übrigens Lehrbach in 
München bei der Auswahl der Persönlichkeit hatte wissen und be- 
rücksichtigen müssen. Konnte er so auf diejenigen Diplomaten, 
von denen er Unterstützung erhofft hatte, nicht rechnen, so standen 

die anderen Kongressteilnebmcr ihm, z. T. infolge ihrer entgegen- 
gesetzten Interessen, abgeneigt gegenüber: Repnin vertrat überall 
mit grosser Schärfe den preussischen Standpunkt und Breteuils 
Verraittlungsvorschläge waren, nach Cobenzls Ansicht wenigstens, 
immer günstiger für die Gegenpartei als für den Wiener Hof. Wo 
es sich aber um die Interessen des Herzogs von Zweibrücken 
handelte, stand sicherlich Brtteuil mit Repnin auf selten Preussens 
gegen Österreich. Es mag dabei allerdings auch eine gewisse 
Rivalität zwischen Breteuil und Cobend mitgespielt haben; es Ist 
doch nicht undenkbar, dass der französische Vermittlungsbotschafter, 
der sich neben dem erfahrenen Diplomaten Ludwig Cobenzl wohl 
auf die Vermittlerrolle beschränkt haben würde, jetzt neben dem 
ganz unbewanderten Philipp Cobenzl <2^ewisscrmassen die Ilaupt- 
vertretung des Wiener Hofes habe ubernehmen wollen, dabei aber 
bei dem Grafen auf Widerstand gestossen, dadurch verstimmt und 
in eine gegensätzliche Richtung hineingedrängt worden sei. Hatte 
der kaiserliche Gesandte so vielfachen Grund zu Klagen, so war 
Riedesel mit der Gruppierung in Teschen nicht unzufrieden; er 
meldete darüber dem König: die pfalzischen Minister sind sich ihrer 
Dankespflicht gegen Ew. Majestät wohl bewusst, erstatten getreulich 
Bericht an ihren Hof und drängen nach MögUchkeit auf Bewilligung 
der vier Millionen an Sachsen; sie sind auch überzeugt, dass die 
Summe bewilligt wird, wenn man nur ihren Berichten Zeit lässt 
zu wirken. »Ich habe es erreicht, die pfalzische Gesandtschaft völlig 
mit Graf Cobenzl zu entzweien «'^^). 

Unter diesem Gesichtspunkt hatte auch Riedesel nicht viel 
gegen die pfälzischen Wünsche vom 27. März einzuwenden; ja, er 
hatte Goldhagen gradezu veranlasst, sie möglichst bald vorzubringen, 
mit dem Hintergedanken, der Wiener Hof werde, ärgerlich über 
diese neuen Forderungen, in München um so nachdrücklicher auf 
Befriedigung Sachsens dringen. Neu war darin das Verlangen, 
dass die pfälzischen Familien- und Erbverträge ^) nicht nur vom 
Kaiser bestätigt und von den Mächten gewährleistet, sondern auch 
in den Artikel 4 des Hauptvertrags aufgenommen werden sollten. 
Lebhafte Bedenken musste sodann wecken die in Absatz 4 aus- 
gesprochene Absicht des Kurfürsten, angesichts der grossen Schuiden- 
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last seines bayrischen Landes, die durch die Abfindung Sachsens 
noch erhöht werde, mit seinen G^ubigem sich auseinander zu 
setzen; es war kaum anzunehmen, dass eine Regierung sich dazu 
verstehen würde, wie Seefeld es wünschte, von vornherein auf jede 
Einmfechung in diese Schuldenregulierun^ zu verzichten. 

Hinsiclitlich des pfälzisch-österreiclii: clicn Vertrags hätte man 
es in München noch immer gerne gesehen, wenn die Kaiserin- 
Königin die Oberieliensherrhchkcit über die böhmischen Lehen, die 
das pfälzische Haus inne hatte, gänzlich aufgegeben und ebenso 
auf ihre Rechte über Neuburg am Inn verzichtet hätte, etwa mit 
der Einschränkung, dass nach Aussterben des pfälzischen Hauses 
diese Gebiete wieder an Österreich zurückflelen; beide Wünsche 
wurden in den tnotes et observations« erneuert, doch erklärte sich 
Seefeld Riedesel gegenüber bereit, sich mit der Bewilligung des 
ersten Verlangens zufrieden zu geben 

Im ganzen sah Riedese! die Lage, wie sie sich jetzt nach 
Eingang der österreichischen Antwort gestaltete, als günstig an ; 
in seinem Bericht an den König vom 31. März hob er hervor, 
dass man in Wien der ErfuHung der preussischen Forderunf^en 
nahe gekommen sei ; so sei die Einleitung durchgesetzt, die Garantie- 
frage werde auch bald gelöst sein, die Entschädigung Sachsens, 
die dem Frieden am hinderlichsten gewesen, sei der Regelung nahe, 
wenn diese auch noch nicht sofort erfolge. Die von österreichischer 
Seite gewünschte Bestimmung hinsichtlich der Erneuerung des 
Vertrags über Jülich-Berg von 1741 in der Friedensurkunde empfahl 
Riedesel zu beseitigen dadurch, dass man, sobald die sächsische 
Schadloshaltung gesichert sei, also noch vor dem tatsächlichen 
Friedensschluss, jenen Vertrag erneuere ^^). 

Breteuil erstattete seinerseits alsbald Bericht an den Fürsten 
Kaunitz. Darin betonte er, dass jetzt die Hauptschwicrigkeit in 
der Frage der Teilnahme des Herzogs von Zweibnicken an dem 
pialzisch-österreichischen Vertrage liege; er sprach die Erwartung 
aus, dass die Kaiserin-Königin dem Wunsche des Herzogs Rechnung 
trage, da die Art der Beteiligung ursprünglich freigestellt worden 
und auch Karl Theodor offenbar jetzt mit dem Verlangen seines 
Neffen einverstanden sei. Er bedauerte, dass man in der Antwort 
auf die preussischen »Observationsc die preussische Garantie der 
Einzelverträge abgelehnt habe, denn er sah in ihr um so weniger 
etwas Herabsetzendes für die Kaiserin-Königin, als diese Münaicliui 
bei der auch von ihr zu erteilenden Garantie stets an erster Stelle 
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genannt wurde; er empfahl schliesslich den bereits vorgeschlagenen 
Ausweg» dass König Friedrich und der Kaiser den pfälzisch-öster- 
reichischen, sie beide zusammen mit der Kaiserin*Königin auch den 

pfäl/.isch-sächsischcn Vertrag gewalirleisteten. 

Mit Ungeduld sah der Hotscliaftcr der Antwort aus München 
in Betreff der sächsisclicn Entschädigung cntgcijcn; ob die allseitigen 
Mahnungen dort bereits die gewünschte Wirkung f^chabt iiatten, 
war noch unbekannt; aber selbst wenn es nicht der Fall war, 
lehnte BreteuÜ ein Eingreifen der Vermittler ab; er ging von der 
Anschauung aus, es sei Sache der kriegführenden Mächte, Mittel 
zur Erzwingung einer Verständigung ausfindig zu machen. Ein 
Vermitder sei kein Schiedsrichter, und wenn Frankreich einmal 
einen Plan vorgelegt habe, so brauche es das doch nicht nochmals 
zu tun. Allenfalls könne er, wenn die Kaiserin-Königin ihm Mittel 
angeben wolle zur Herbeiführung der Vorbedini;uni;cr. des Friedens- 
schlusses, suchen, diese mit den vom KoiiIl^ von i icu>r,ca cmploli- 
lenen Massrcgeln, um deren Angabe er Repnin gebeten habe, in 
Einklang zu bringen "'). 

Wie Cobenzl über tlas Iknehmen Iketeuils sich beschwert in 
seinen Depeschen an den Staatskanzler, so äussert sich Hretcuil 
wenig freundlich über den Wiener Hof in seinen Berichten an 
Vergennes. Ganz besonders entrüstet scheint er zu sein über die 
Behauptung, dass es Sache der Vermittler sei, den Kurlursten 
Karl Theodor nachgiebig zu machen, während Kaunitz ihm doch 
beim Abschied in Wien ausdrücklich versprochen habe, er werde 
selber ein kräftiges Wort mit dem Kurfürsten reden wegen der 
Notwendigkeit, Sachsen mit vier Millionen zu entschädigen ; freilich 
lasse er nun Lelirbacli sicli in ganz anderem Sinne äu-^som. Ks 
sei ja allerdings aller Brauch des Wiener Hofes, das Ziel auf 
krummen Wegen anzustreben; dafür Hessen sich in den letzten 
anderthalb Jahren Beispiele genug finden. Auch bei der Verweigerung 
der von Karl Theodor zugestandenen Teilnahme des Herzogs von 
Zweibrücken an den pfälzischen Verträgen scheine man in Wien 
Hintergedanken zu haben. Für den Fall, dass bei hartnäckiger 
Weigerung des Pfälzers die kriegführenden Mächte sich an die Ver- 
mittler wendeten mit der Anfrage, was nun zu geschehen habe, 
erbittet sich Breteutl Weisungen; auch fragt er an, ob er die Unter- 
zeichnung des Friedens ablehnen solle, wenn man in Wien die 
Zulassung der Garantie des K.mij^s von Preussen für die Neben^ 
Verträge verweigere. Im übrigen gibt Breteuil der Meinung Aus- 
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druck, dass die bevorstehende endgültige Verständigung zwischen 
Russiand und der Pforte Österreich einen neuen Antrieb zu raschem 
Friedensschluss geben werde^). 

In Breslau erregten Rtedesels Berichte bei dem König und 
den Ministern unliebsames Aufsehen; es war ja nicht zu leugnen, 
dass die österreichische Regierung in den Formfragen, hinsichtlich 
der l-'assung und des Wortlauts der Verträge viel Entgegenkommen 
zeigte; aber diese an sich schätzenswerte Nachgiebigkeit war be- 
deutunglos, wenn nicht gleichzeitig die pfälzisch-sächsische Ent- 
schädigungs frage befriedigend gelöst wurde; der König glaubte wieder, 
der Wiener Hof beabsichtige, durch seine ostentativ friedliebende 
Haltung die Welt darüber zu täuschen, dass er tatsächlich auf die Fort- 
dauer des Krieges hinarbeite. Der Ärger darüber, dass er sich 
im Sommer 1778 durch immer erneute diplomatische Verhandlungen 
von nachdrücklicher Kriegführung hatte abhalten lassen und so um 
den Erfolg des Feldzuges gekommen war, brach bei ihm wieder 
hervor: um nicht abermals in diesen Fehler zu verfallen, war er 
entschlossen, den Waffenstillstand nicht zu verlängern, solange der 
Kurfürst von der Pfalz nicht die sächsische Entschädigung bewilligt 
habe. An Riedesel schrieb er, er solle Cobenzl sagen, dass er, 
Friedrich, in den Worten Karl Theodors nichts anderes sehen werde 
und wolle, als den Widerhall der Stimme des Fürsten Kaunitz; 
denn jener sage doch nur das, was dieser ihm diktiere. Eine leise 
Hoffnung, dass man in Wien den Ernst der Lage danach doch 
endlich würdigen werde, hegte er dabei immer noch^"). In diesem 
Sinne beantwortete er an demselben Tage auch das Schreiben 
Repnins vom 30. März, worin der Fürst die Verlängerung der 
Waffenruhe erbeten hatte. In den Besprechungen mit Finckenstein 
und Hertzberg über die Lage und die Antwort an Riedesel auf 
das Ersuchen um V^erlängerung der Waffenruhe hatte Friedrich 
offenbar die Absicht geäussert, die Verlängerung rundweg abzu- 
schlagen. Es war dami aber Finckensteins Vorstellungen geluogea 
zu erreichen, dass man die endgültige Antwort verschob, bis neue 
Nachrichten aus München eingelaufen seien. Denn die Minister 
legten dem in Textfragen gezeigten Entgegenkommen des Fürsten 
Kaunitz grössere Bedeutung bei als der König, und Hertzberg be- 
dauerte sogar lebhaft, dass man nicht auch an der Integrität Bayerns 
festgehalten und den Wiener Hof mit Tdlen der Oberpfalz ab- 
gefunden habe. Dass wenigstens die von ihm so eifrig verfochtcne 
Einleitung des pfalziscli-usterreichischen Vertrags durchgesetzt war 
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und die Erwähnung der Konvention vom 3. Januar 1778 unterbleiben 

sollte — wobei der König ebenfalls trotz seiner Abmahnungen 
hatte nachgeben wollen — war ihm ein wahrer Trost und hess ihn 
die unangenehmen Erörterungen, die er deshalb gehabt liatte, 
vergessen'^. 

Die Ministerialweisungen, die im Namen des Königs an 
Riedesel ergingen, empfahlen wiederum als Zwangsmittel gegenüber 
Pfalz die Erklärung des Wiener Hofes an Karl Theodor, man werde 
den Bezirk Straubing nicht herausgeben, bevor die Zahlung von 
vier Millionen Taler an Sachsen zugestanden sei. Es genüge nicht, 
dass der Wiener Hof drohe, den Kurfürsten m Stich zu lassen; 
denn dann müssten ja die vermittelnden Mächte und Preussen 
Zwangsmittel anwenden, während der Wiener Hof im Besitz des 
Rentamts Burghausen ruhi^ zusehen könne. Von sächsischer Seite 
sei inzwischen als weiterer Beweis von Nachgiebigkeit und l^ntj^egcn- 
kommen das Zugeständnis gemacht worden, dass man mit der 
verlangten Summe in bar sich zufriedengeben wolle, wenn für die 
noch nicht falligen Ratenzahlungen Sichersteliung in guten Hypo- 
theken erfolge ^^). 

In einem besondem Schriftstück^') wurden die Vertragsentwürfe 
abermals Artikel iiir Artikel besprochen, wobei die noch vorhandenen 
Meinungsverschiedenheiten klar hervortraten* Es handelte sich um 
folgende Punkte: die preussische Garantie ftir die pfalzisch-öster- 
reichische Konvention soll im Friedensvertrag (Art. 7) ausdrücklich 
festgestellt werden; im Art. lO über den gegenseitigen Verzicht auf 
die lehensherrlichen Rechte Österreichs bezw. Böhmens über Gebiete 
in den fränkischen Markgrafschaften und Brandenburgs über öster- 
reichische Bezirke wünschte Friedrich die namentliche Aufzählung 
der österreichischen, insbesondere der böhmischen Lehensansprüche ; 
weiter lehnte er es ab, hinsichtlich Jülich-Bergs eine neue Ver- 
pflichtung, die über die frühere hinausgehe, zu übernehmen; die 
Entschädigung der Herzoge von Mecklenburg durch Gewährung 
des privilegü de non appellando hielt er durch die Umstände und 
durch das Interesse Karl Theodors für geboten, und zwar sollte 
sie» ungeachtet der Einwendung technischer Schwierigkeiten« unent- 
geldich erfolgen. 

In dem pfalzisch-österreichischen Vertrag bestand die llaupt- 
diiVerenz noch fort; Friedrich verlangte Teilnahme des Herzogs 
von Zweibrücken, während man in Wien nur nachtraglichen Beitritt 
zulassen wollte. Hinsichtlich der nun auch von Karl Theodor ge- 
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wünschten Garantie der pfalzischen Hausverträge erwartete der 
König, dass von österreichischer Seite gegen deren Zufügung Ein- 
wendungen nicht mehr erhoben würden. Im übrigen handelte es 
sich nur um Textabweichungen von geringer Bedeutung. 

Herizberg begleitete dieses Scliriftstück mit der Bemerkung, 
sein Inhalt trete an die Stelle einer ausfulirliclien Weisung, welche 
durch die frülicrcn eingehenden Instruktionen übcrflüssii^ geworden 
sei, und empfahl Riedesel, dem Grafen Cobcnzl baldigst das Ver- 
zeichnis der in Böhmen gelegenen anspach -baireuthschen Lehens- 
giiter zu übergeben; da man vermutlich österreichischerseits kaum 
die Hälfte derselben anerkennen werde, komme vielleicht doch 
noch zu guter Letzt dieser Absatz in Fortfall, dessen Inhalt dem 
Interesse und der Ehre des Königs nur nachteilig sei. Riedesel 
möge daher in seiner Antwort auf das vorliegende Schreiben die 
"Weglassung der ganzen Bestimmung in Vorschlag bringen"). Im 
übrigen sprachen die Minister dem Gesandten die Hoffnung aus, 
dass die Kaiserin-Königin den geäusserten Wünschen Rechnung 
trage, da sie nur von Recht und Billigkeit diktiert seien. Er wurde 
angewiesen, die pfälzischen Vertreter, soweit es ohne Störung der 
Verhandlungen möglich sei, zu unterstützen und die Vermittler ihnen 
günstig zu stimmen, damit man in München und Zweibrücken sich 
davon überzeuge, dass der König aufrichtiges Interesse am Pfalzer 
Hof habe. Indes hatte er in erster Linie nach wie vor ftir Sachsen 
einzutreten, das ja wieder durch den Verzicht auf Landerwerb sein 
Entgegenkommen bewiesen habe. 

Einen besonderen Auftrag erhielt Riedesel noch: er sollte 
sich nainlich bemühen, für den Herzog von Zvveibiacken eine 
Apanage-Erhöhung bei Karl Theodor durehzusetzen. Dies Verlangen 
wurde Hofenfels nicht müde, den preussischen Ministern vorzutragen, 
eine gewisse Berechtigung Hess sich auch keineswegs in Abrede 
stellen, denn durch den Antritt der bayrischen Erbschaft vermehrten 
sich die Einkünfte Karl Theodors bedeutend; und ausserdem war 
nun Herzog Karl als nächster Agnat der präsumtive Erbe und 
Nachfolger und konnte in dieser Eigenschaft wohl einen höheren 
Zuschuss von Seiten seines Oheims erwarten. Grade jetzt aber hatte 
man Gelegenheit, die Zähigkeit des Kurfürsten in Geldsachen zu 
beobacliten; der Druck musste sehr kräftig sein, wenn man eine 
weitere Bewilligung erlangen wollte; daher sollte Riedesel den 
Beistand der V' erniittler anrufen, deren Höfe doch auch ein Interesse 
daran hätten, dass der Erbe eines der grössten Fürstentümer ioi 
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Reiche nicht in finanzielle Abhängigkeit vom Wiener Hof gerate, 
der sie gewiss mit aller Rüclcsichtslosigkeit gegen den ihm verhassten 
Herzog ausnützen werde ^^). 

In Teschen war inzwischen eine entscheidende Wendung 
eingetreten. Am 51. März gegen Abend erhielt nämlich Graf 
Seefeld durch einen über Wien kommenden Kurier neue, vom 26. 
März datierte Weisungen seines Hofes. Nachdem noch am 23. 
Karl Theodor geschrieben halte, die an ilm j^cstcliten Forderungen 
hinsichtUch der Entscliiidigimi^ Sachsen.-. lru;,;cn das > Gepräge der 
Unmöglichkeit ganz sichtbarlich auf aller Seite« "'), hcss er sich 
nun zu dem Angebot von zwei Millionen Taler oder drei Millionen 
Gulden herbei. Aber dies Angebot sollte nicht sein eigener Gesandter, 
sondern der französische Vermittlungsbotschafter vorbringen, wobei 
auf den Bebtand des Grafen Cobenzl gerechnet wurde 

Sobald Seefeld das Schreiben erhalten und gelesen hatte, 
begab er sich zu Breteuil. Diesem war mittlerweile der Bericht 
O' Dünnes über seine Tätigkeit und deren nur teil weisen Erfolg vom 
2$. zugegangen. Wenngleich die Bewilligung nur drei Millionen 
Gulden betrug zur grossen Enttäuschung Breteuils, der, wie es scheint, 
auf vollen Krfolg gerechnet hatte, und man hr)ch.steiis noch eine 
Million darüber hinaus, jedenfalls aber kein Land zu erreichen 
hofifen durfte, ging aus O' Dünnes Mitteilungen klar hervor, dass 
Lehrbach nicht entfernt daran dachte, die Hartnäckigkeit Karl 
Theodors zu verstärken, sondern dass er im Gegenteil an der letzten 
Erhöhung des Angebots grossen Anteil gehabt und niemals eine ge- 
ringere Summe als drei bis vier Millionen Gulden für nötig erklärt hatte. 

Breteuil konnte nicht umhin, dem Grafen Seefeld gegenüber 
das in ihn gesetzte Vertrauen des Kurfürsten sehr schmeichelhaft 
zu nennen, aber er verhehlte ihm nicht, dass die Übernahme des 
kurfürstlichen Auftrags ihn in eine schwierige Lage bringe; trotzdem 
wolle er sein möglichstes tun. Nach eingehender Üesprechung, zu 
der Goldhagen und Günther herangezogen waren, beriet sich Breteuil 
noch mit Cobenzl und Repnin und einigte sich mit ihnen dahin, 
dass am folgenden Tage, am i. April, nachmittags zweieinhalb 
Uhr eine neue Konferenz sämtlicher Diplomaten in der Wohnung 
Breteuils stattfinden solle. Bei jener Beratung am Abend des 31. 
März machte Breteuil Mitteilung von dem Schreiben 0*Dunnes; 
Cobenzl fügte hinzu, die Erhöhung des Angebots sei ganz allein 
auf das Drängen des Wiener Hofs zurückzuführen; und dieser allein 
habe auch das Verdienst, wenn man etwa noch die Bewilligung 
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einer vierten Million Gulden erreiche. Die Vermittler gaben dies 
zu, bezeichneten aber das Angebot als nutzlos, da von einer 
Herabsetzung ihrer feststehenden Forderung von vier Millionen 
Taler nicht die Rede sein könne. Cobenzl erwiderte, wenn der 
König von Preussen wirklich wegen der Differenz von 2 oder 5 
Millionen den Krieg fortsetze, könne es ihm mit seiner Friedens- 
Hebe nicht Emst sein und die Folgen seien ihm allein zuzuschreiben ; 
Repntn dagegen verbürgte sich för die friedliche Gesinnung des 
Königs, dem indes die Ehre nicht gestatte, seine Verbündeten im 
Stiche zu lassen. Man sprach darauf über die Mittel, um bei 
weiterer Hartnäckigkeit Karl Theodors die Bewilligung der vier 
Millionen Taler zwangsweise durchzusetzen; Cobenzl meinte, sein 
Hof könne in München nur durch Überredung wirken; man dürfe 
ihn deshalb nicht für Misserfolge verantwortlich machen. Repnin 
und Breteuil ersuchten ihn darauf, von dem Staatskanzler Andeutungen 
zu erbitten, in welcher Richtung sich die vorzuschlagenden Zwangs- 
massregelnbew^en därften, um in Wien nicht unangenehm zu wirken ; 
sie wiesen dabei hin auf die peinliche Lage, in der sie sich ihren eigenen 
Regierungen gegenüber befanden, deren Instruktionen einzuholen die 
grosse Entfernung und die Knappheit der Zeit nicht erlaube. Cobenzl 
lehnte jedoch Zwangsmassregeln ab und überliess es den Vermittlern, 
in dieser Richtung Vorschlä^i^e zu machen, die mit den Verpflichtungen 
des Wiener Hofes gegen Kurpfalz nicht in Widerspruch stünden; 
nur soviel glaubte er sagen zu können, dass sein Hof vielleicht 
nichts dagegen einwenden werde, wenn man Sachsen fürs erste 
einige Gebiete zuweise, die eigentlich für Karl Theodor bestimmt 
seien 

Cobenzl rief dann auch noch Seefeld herbei und sagte ihm 
in Gegenwart der Botschafter, dass er entweder von den Absichten 
seines Herrn schlecht unterrichtet sei oder sich nicht an die 

Weisungen seines Hofes halte. Denn es stehe fest, dass Karl 
Theodor die Teilnahme des Herzogs von Zweibrücken als mitver- 
tragschliessenden Teiles bestimmt abl' hne; und auch dem Baron 
Lehrbach habe Seefeld durchaus wahrheitswidrige Äusserungen in 
den Mund gelegt. Seefeld, iiber diese Vorwürfe sehr erstaunt, er- 
widerte, Lehrbachs frühere Haltung ihm gegenüber sei offenbar 
durchaus abweichend von der jetzt beobachteten gewesen; und 
was die Teilnahme des Herzogs von Zweibrücken am Vertrag an- 
gehe, so habe er darüber keine Instruktk>nen erhalten und infolge- 
dessen nur seiner Privatmeinung Ausdruck gegeben. Repnin und 



Digitized by Google 



351 



Breteuil nahmen nun Seefeld, der, wie es scheint, eine ziemlich 
klägliche Rolle spielte, in Schutz, zum Ärger Cobenzls, der die 
Haltung Seefelds weniger auf die tatsächlich mangelhafte Unter- 
weisung durch Vieregg, als auf den ungünstigen Einfluss des ge- 

schäftseiTahrenen, aber l ankcvollen Goldhagcn und auf den von den 
preussischen Diplomaten beeinflusstcn Hofcnfcl.s znrückführte""). 

In der Konferenz am l. April erklärte nun Rrcteuil, er er- 
scheine in doppelter Eigenschaft, nämlich als Vermittler und als 
Beauftragter des Kurfürsten von der Pfalz. In letzterer Eigenschaft 
sei er ermächtigt, als äusserstes Angebot zur Entschädigung Sachsens 
die Barzahlung von drei Millionen Gulden und die Überlassung der 
Oberlehenshoheit über Schönburg vorzutragen. Der Kurfürst tue 
diesen weit entgegenkommenden Schritt nur aus Friedensliebe; 
darüber hinaus zu gehen hinderten ihn dringende Vorstellungen der 
bayrischen Stände, sowie Rücksichten auf seine Gläubiger. 

Darauf bezeichnete Riedesel, der, wie die anderen Gesandten, 
schon vorher über den Inhalt der neuesten Nachrichten aus München 
privatim unterrichtet worden war, dies Angebot als un7An'eichend 
und unannehmbar; der König verlange vier Millionen Taler, z. T. 
in bar, z. T. in Gebiet, und habe dafür, dass er diese Bewilligung 
durchsetze, sein Wort verpfändet. Solange diese Frage nicht nach 
des Königs Wunsch gelöst sei, werde die Konventton von 1741 
nicht erneuert werden, vielmehr werde möglicherweise Brandenburg 
seine Ansprüche auf Jülich und Berg selber geltend machen, um 
damit Sachsen eine Schadloshaltung zu verschaffen. Wenn Übrigens 
Pfalz-Bayern augenblicklich in Geldverlegenheiten sei, so möge man 
bis zum Wiedereintritt der Zahlungsfähigkeit Rcichslehen als Faust- 
pfand geben. — Als danach Breteuil wieder das Wort ergreifen 
und seine Rolle als Beauftragter Karl Theodors weiter spielen wollte, 
ersuchte ihn Repnin, er möge jetzt in seine Vermittlerstellung zu- 
rücktreten und zugeben, dass die X^ertreter der vermittelnden Mächte 
die Summe von vier Millionen Talern festgesetzt hätten, wovon 
nichts abgehandelt werden dürfe; er gab seinem Missvergnügen 
darüber Ausdruck, dass an dieser Summe immer wieder gerüttelt werde, 
und bezeichnete es als einen unerträglichen Gedanken, dass der 
Krieg fortdauern solle wegen dieser geringfügigen Greldforderung, 
deren Ge\'.:Lhiua^ ganz allein vom Kuriuisten von Bayern abhänge. 
Dem aber trat Cobenzl sogleich entget,^en und bemerkte, der Kur- 
fürst von der Pfalz habe durch das letzte, heute vorgebrachte An- 
gebot von drei Millionen Gulden doch wirklich sein Entgegen- 
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kommen zur Genüge bewiesen, während der i^achsische Kurfürst seine 
Ansprüche in keinem Punkte herabsetzen wolle; er fügte übrigens 
sogleich hinzu, sein Hof habe durchaus nicht die Absicht, wegen 
des Streites der beiden Kurfürsten den Krieg fortzusetzen, da es 
noch andere Mittel gebe, jenen zu schlichten. — Hiergegen erhob 
Zinzendorf Widerspruch; er stellte fest, dass Sachsen gleich zu 
Anfang sein letztes Wort gesagt habe, indem es auf die vom König 
von Preussen als erreichbar bezeichneten Forderungen eingegangen 
sei; jetzt wolle man auf der Gegenseite offenbar dies Verhalten 
ausnützen und seinen Herrn chikanicrcn oder ^ar betrügen; als er 
dann auf die Rechtsfrage überging und dabei zieuuich heftig wurde, 
musfite er sich eine scharfe Zurückweisung;^ Seefelds gefallen las5en, 
während gleichzeitig Riedesel ihn zu beruhigen und von der ganz un- 
zeitgemässen Erörterung dieses heiklen Themas abzubringen suchte. 

Im Schlusswort erklärte Hrcteuil, als V^ciniittler könne er .sich 
nur den Worten Repnins anschliessen, er werde sofort dem Kur- 
fürsten Bericht erstatten über das Krt^ebnis der Beratung und er 
ersuche Seefeld dasselbe zu tun, auch bitte er Cobenzl zu veranlassen, 
dass von Wien aus weiter mit Nachdruck auf die Bewilligung der 
vollen Entschädigungssumme hingewirkt werde; Repnin aber möge 
mit Rücksicht auf die knapp bemessene Zeit daiiir sorgen, dass die 
nun zu erwartende Antwort des Kurfürsten Karl Theodor die entschei- 
dende und somit die letzte sei^*). Seefeld hatte während der 
ganzen, teilweise recht erregten Verhandlung geschwiegen und nur 
geäussert, dass auch er drei Millionen bieten dürfe; Hofenfels hatte 
sich jeglicher Äusserung eatliaiLcn. 

Schwierig war nun die Aufgabe Breteuils, den Kuriiirsteo 
von der Zurückweisung des Drei-Millionen-Angebots in Kenntnis zu 
setzen und ihn zur Bewilligung des doppelten Betrags zu vermögen. 
Er wählte dazu einen Umwe<^, indem er O'Dunne von den Vorgängen 

in der letzten Konferenz benachrichtigte und alle dort gefallenen 
Äusserungen anführte, die geeignet waren, dem Kiufürsten die 
Gefahr der Lage deutlich zu machen. Zugleich schrieb er an Karl 
Theodor persönlich, sprach ihm Dank aus für das in ihn gesetzte 
Vertrauen und bat ihn, sich das Schreiben an O'Dunne vorlesen 
zu lassen, dessen Inhalt wörtlich wahr sei. Es handle sich in diesem 
Augenblick um eine für ihn ausserordentlich wichtige Entscheidung; 
ganz Europa richte seine Blicke nach München und erwarte von 
dort den Frieden'*'). 
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Das Schreiben an O'Dunne konnte nun alU.r(lin[,^s Kai l 1 hcodor 
nicht mehr im Zweifel lassen über den Ernst der Lage. Die einzige 
Aussicht, die ihm blieb, war, das-, nux^liciierweisc von der Land- 
abtrctung Abstand genommen und die liarzahlung der gesamten 
Entschädigungssumme gestattet werde. BUeb er aber weiter 
hartnäckig, so drohte ihm der Widerspruch Brandenburgs gegen 
die Übertragung der erledigten Reichslehen auf sein Haus, die 
Nichterneuerung der Konvention über Jülich-Berg mit ihren möglichen 
Folgen; brach gar der Krieg seinethalben wieder aus, so war es 
nicht undenkbar, dass die eine oder andere Partei ihn auf bayrisches 
Gebiet hinüberzuspielen suchte; auch der Fall war nicht ausgeschlossen, 
dass die kriegführenden Mächte auf seine Kosten sich verständigten 
und ihren Frieden machten, ohne ihn überhaupt noch zu fragen. Russ- 
land würde da^i^ej^en gewiss nichts eingewendet haben, denn Repnin 
hatte bereits die Äusserung fallen lassen, das Interesse seiner Regierung 
an der Integrität l^ayerns und dem Wohlergehen des Pfälzer Hauses 
höre auf mit der Verweigerung der Entschädigung Sachsens. — 
O'Dunne wurde ermächtigt, den Brief auch Vieregg mitzuteilen und 
eine rasche befriedigende Antwort zu verlangen^^). 

Von diesen Schritten setzte Rreteuil den Fürsten Kaunitz in 
Kenntnis und übersandte ihm die Abschrift seines Briefes an O Dünne. 
Er bat dabei dringend, Lehrbach möge angewiesen werden, wie bisher 
so auch weiterhin die Bemühungen des französischen Gesandten zur 
Herbeiführung der einzig befriedigenden Entscheidung nach Kräften 
zu unterstützen^*). 

Repnin hatte schon vor der Konferenz dem Fürsten Galizyn 
geschrieben, Breteuil sei mit dem Angebot von drei Millionen Gulden 
von Karl Theodor betraut, ein Erfolg sei davon aber nicht zu er- 
warten; auch werde Breteuil darüber den Kurfürsten nicht im un- 
klaren lassen ; er rechne bei seinen Bemühungen auf die Fortsetzung 
der das gleiche Ziel verfolgenden Vorstellungen Lehrbachs. Repnin 
hatte daran die Frage geknüpft, was geschehen solle, wenn auch 
die weiteren gemeinsamen Schritte erfolglos blieben. Mit Kaunitz 
war er der Ansicht, dass man Massregeln vereinbaren müsse, die 
bei erneuter Ablelmung der Forderung alsbald in Kraft treten 
könnten; aber er wusste nicht anzugeben, welche Mas«;regeln den 
kriegführenden Mächten zusagten. Deshalb forderte er Galizyn auf, 
er möge ihm einige Gedanken über diese schwierige Frage, die er 
aus Unterhaltungen mit Kaunitz etwa gewonnen habe, mitteilen, 
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denn es sei höchste Zeit, zu Ende zu kommen. Gleich nach der 
Konferenz berichtete Repnin in kurzen Zügen über den Verlauf 
der Unterhandlung^^). 

Ausserordentlich ausführlich musste Riedcscl dem Könige über 
die neue Wendung der Dinge Bericht erstatten. Ausgehend von 
der Ik-rcchnung, dass Brctcuils Schreiben nach München am 2. von 
Taschen abgehe und dass die Antwort schwerlich vor dem 14. in 
Teschen, somit erst am 16. in Breslau sein könne, bat er im Naaien 
Repnins, der König möge diesen Zeitpunkt abwarten, bevor er die 
Feindseligkeiten wieder beginne; denn es sei nun doch wohl ziemlich 
bestimmt auf einen günstigen Bescheid aus München zu rechnen. 
Für den Fall aber, dass der Besdieid wider Erwarten nicht günstig 
laute, ersuchte er zur Belehrung ■ der Vermittler um Mitteilung der 
Ansicht des Königs über die alsdann zu ergreifenden Zwangsmass- 
rcgehi ; es handle sich um die i raL;c, ob der Wiener Hot eiaiach 
den Kurfürsten von der Pfalz seinem Schicksal uberlassen, oder 
ob er an Sachsen einige Gebict-sieüc, wie Mindelheim, ausliefern 
solle, die er eigentlich an Bayern geben müsste. Repnin werde 
dann durch Galizyn die empfohlenen Massregeln dem Fürsten Kaunitz 
mitteilen lassen. 

Was die Aussicht auf endliche Gefügigkeit des Münchener 
Hofes anging, so konnte Riedesel eine Äusserung Goldhagens melden, 
der zu ihm gesagt hatte, der Kurfiirst werde sich zweifellos zu der 
Zahlung von vier Millionen Talern verstehen, sobald von einer 

Gebietsabtretung Abstand genommen werde**). 

Tatsächlich erblickten nun der König von Preussen und seine 
Minister in der ersten Nachgiebigkeit des bisher so liartnäckigcii 
pfälzischen Hofes ein Anzeichen dafür, dass eine friedliche und 
befriedigende Lösung bevorstehe; die Hoft'nung schien berechtigt, 
dass jenem Schritt ein zweiter folgen und dass schliesslich die Ge» 
samtsumme bewilligt werde, nachdem Sachsen auf Abtretung von 
Land und Leuten verzichtet habe. Aus dem Bericht Riedesels ^ng 
aber auch hervor, dass, was in Breslau immer als ausschlaggebender 
Faktor bezeichnet worden war, der von Wien ausgeübte Druck 
jenes Entgegenkommen in München wesentlich herbeigeführt hatte ; 
von der Fortdauer und Verstärkung dieses Druckes hing offenbar 
die Ik'willigung der GesamtsumniC ab; und als Mittel zur Verstärkun^j 
des Druckes bezeichnete der König die gemeinsame Erklärung der 
kriegführenden und der vermittelnden Mächte an Karl Theodor, 
man werde entweder den ganzen ikzirk Straubing ihm vorenthalten. 
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wodurch ihm ein jährlicher Einitahmeausfall von 2wei Millionen 
Gulden erwachse, oder einen dem Wert der geforderten F.ntsciiädigungs- 
siimme entsprechenden Teil jenes Gebiets an Sachsen treben; auch 
sei bei weiterer Weigerung auf die Erneuerung der prcussischen 
Garantie für Jülicli-Bcrg nicht zu rechnen. Sobald unter den Ver- 
tretern der vier in Betracht kommenden Mächte Einigkeit herrsche 
über die Wahl eines dieser Zwangsmittel, werde die ganze An- 
gelegenheit in kürzester Frist erledigt sein. Unter diesen Um- 
ständen schien es ihm nicht mehr bedenklich, die Waflfenruhe über 
den 15. hinaus um vierzehnTage zu verlängern; noch am 3. April 
ergingen die darauf bezüglichen Weisungen an die Generale, und 
der Kriegsminister Schulenburg wurde vom König benachrichtigt, 
der Friede sei wohl als sicher anzusehen**). Und da Repnin sich 
erboten hatte, die vom König anzugebenden Zwangsmassregeln dem 
Fürsten Galiz\'n zur Übermittelunfr an Kaunitz mitzuteilen, sollte 
Ricdesel ihn ersuchen, er möge die Auslieferung eines Teils des 
Rentamts Straubing an Kursachsen in Wien vorschlagen lassen^®). 
Es scheint, dass Hertzberg dieses Mittel für wirksamer und politisch 
richtiger hielt als die Zurückhaltung des ganzen Straubinger Be- 
zirks, die wohl nur Osterreich Nutzen gebracht hätte; er hat es 
nämlich in einer besonderen Vorstellung an den König nachdrücklich 
empfohlen ^\ 

Es ist beachtenswert, dass der sächsische Gesandte auf dem 

Teschener Kongress, Graf Zinzendorf, die Lage nicht so günstig 
beurteilt und namentlich nicht geglaubt liatte, dass der König nach 
der doch nur beschrankten Nachgiebigkeit Karl Tiieodors den 
Waffenstillstand verlängern werde, wie es nun geschah^^). 

In Teschen brachten, nachdem am i. April sich die Aussicht 
eröffnet hatte, ohne neue erhebliche Schwierigkeiten durch die nächste 
Antwort aus München dem Frieden nahe zu kommen, die folgenden 
Tage lebhafte Erörterungen über verschiedene Punkte, die zeigten, 
dass selbst in weniger wichtigen Fragen noch immer genug Anlass 
zu tiefgehenden Meinungsverschiedenheiten vorlag. Am Abend des 
3. April erhielt Seefeld, sehr verspätet, die Überraschende Mitteilung 
Viereggs vom 24. März, Karl Theodor halte es nicht für passend, 
mit dem Herzog von Zweibrücken zusammen und auf gleichem 
Fiis-^e den Vertra«^ mit Österreich abzuschliessen. Da Seefeld wohl 
hiervon eine ungunstige Wirkung auf den Gang der Dinge befürchtete, 
entschloss er sich, von dem Inhalt erst Gebrauch zu machen, wenn 
der nach München abgesandte Kurier Breteuils wieder zurückgekehrt 
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sei. Gleichzeitig hatte Riedesel schlechte Nachrichten erhalten; er 
teilte noch an demselben Abend den anderen Gesandten mit, sein 
Herr werde den Waffenstillstand nicht über den 15. April hinaus 

verlängern, da er glaube, dass die Meistbeteili^ten den Frieden garnicht 
aufrichtig wünschten; er ersuchte Seefeld, einen Kuriernach München 
zu schicken und darauf zu dringen, dass die endgültige EntSchliessung 
mit möglichster Beschleunigung getroffen werde. Privatbriefe, die 
Hofenfels zugegangen waren, bestätigten die ungünstigen Nachrichten 
über die Stimmung des Königs und sprachen davon, dass bei Fort- 
dauer der Feindseligkeiten der Krieg zweifellos auf bayrisches Ge- 
biet übergreifen und der König dann auch auf Gebietsabtretung 
an Sachsen hartnäckig bestehen werde, während er jetzt noch ge- 
neigt sei, die Barzahlung zuzulassen. Übrigens wollte man auch 
wissen, dass die österreichischen Generale ihrerseits angewiesen 
seien, am i 5. April die Feindseligkeiten wieder zu eröffnen. Dass die 
eben eingelaufene Weisung des Königs vor Empfang seines Be- 
richts über das pfälzische Angebot erlassen sei, scheint Riedesel 
nicht hervorgehoben zu haben. 

Seefeld hielt es nicht fiir unumgänglich nötig, dem Kurier 
Breteuils vom 2. April nun seinerseits einen Eilboten nachzusenden, 

aber Günther drängte darauf und setzte durch, dass dies doch 
geschehe, um in München nichts unversucht zu lassen ^''*J. 

Noch war der Kurier nicht abgegangen, als bei Seefdd neue 
Weisungen aus München vom 30. März einliefen; sie sprachen im 
wesentlichen den Wunsch aus, dass der Gesandte materiell möglichst 

viel in pfalzischem Interesse erreiche gemäss den von ihm selber 
zu den Vertragsentwürfen gemachten Anmerkungen vom 24. März; 
was hingegen die Ausdrücke betreffe, so möge er auf Befragen 
einfach antworten, die Verträge seien nicht in München, sondern 
vom französischen Hofe entworfen und es sei seinem Herrn »ganz 
gleichgiitig, welche formalia man darin gebrauchen wolle« *^). Unter 
den zu erstrebenden Zielen hatte Seefeld als Anmerkung 5 zum 
Friedensvertrag verzeichnet: »Alle alten Haus« und FamiÜenverträge, 
die pacta domus, besonders diejenigen zwischen dem verstorbenen 
Kurförsten Maximilian III. und dem heute regierenden Kurfürsten 
Karl Theodor von der Pfalz werden bestätigt, soweit sie nicht durch 
den Friedensvertrag eine Abänderung erleiden« ®*). Am 29. be/w. 
30. März hatte er dann im Einvernehmen mit Hofenfels den übrigen 
Diplomaten in Teschen seine Bemerkungen zum Friedensvertrag 
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überreicht, in deren zweitem Absatz die Forderung enthalten war, 
dass die Bestätigung und Garantie der Familienverträge in Artikel 

4 des Friedensvertrags ausdrücklich ausgesprochen werde ^*). 

Die kurfürstliche Weisung vom 30. März wendete gegen das 
Verlangen nach Garantie der Hausverträge nichts ein, im Gegen^ 
teil schien sie die Billigung aller bisherigen Schritte des Gesandten 
auszusprechen ; und als bald nach Eingang des Reskripts Hofenfels 
den Grafen Seefeld besuchte, gab ihm dieser von dem Inhalt 
Kenntnis; durch Hofenfels wurde er bald auch den übrigen Ge- 
sandten bekannt, mit alleiniger Ausnahme von Cobenzl"). Die 
Münchener Depesche vom 24. Marz, wonach der llcrzu^^ nur als 
partie accedante an dem pfälziscii-österreichischen Vertrag teil- 
nehmen sollte, hatte Seefeld seinem Kollegen Hofenfels offenbar 
ebenso wie den übrigen Diplomaten verheimlicht. 

Nun erschien am Abend des 4. April Cobenzl bei Seefeld 
mit einem unmittelbar vorher durch Stafette eingegangenen 
Schreiben des Staatskanzlers, worin dieser ihm auf Ersuchen des 

pfälzischen Vertreters in Wien, Baron Ritter, den Auftrag erteilte, 
eine durch kurpfalzischen Kabinettskurier von München in Wien 
einq-etroffcnc Dejicschc unter Wahrung grosster Geheimhaltung 
dem Grafen Seeleld zuzustellen^*). Der Umweg über Wien war 
gewählt worden, um Aufsehen zu vermeiden, da in Teschen die 
Ankunft jeder Stafette und erst recht jedes Kuriers sofort bekannt 
wurde. Cobenzl kannte den Inhalt der Depesche nicht; er sagte 
aber Seefeld, den er allein antraf, den Inhalt dürfe er nur ihm 
mitteilen. Seefeld erhielt in dem Schriftstück die Weisung des 
Kurfürsten, von der Garantie der Hausverträge weder schriftlich 
noch mündlich weiterhin etwas zu erwähnen, da man nach näherer 
Überlegung deren Zulassung nicht für ratsam halte; auch sollte 
Seefeld den Gegenbefehl sowie den Weg, auf dem er ihn be- 
bekommen, geheimhalten und niemandem, aueh nicht Hofenfels, 
davon Mitteilung machen. Vieregg wies in einem kurzen Schreiben 
den Gesandten an, wenn er wider Erwarten von der Weisung vom 
30. März schon Gebrauch gemacht habe, solle er das geschehene 
auf Grund des vorliegenden Reskripts rückgängig machen^'^). 

Es lässt sich denken, dass Seefeld durch das Ansinnen, seine 
letzten, den bisherigen Weisungen entsprechenden mündlichen und 
schriftlichen Äusserungen zu widerrufen, peinlich berührt wurde. 
Da ihm befohlen war, sich mit Cobenzl ins Einvernehmen zu 
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setzen, teilte er ihm den Inhalt der Weisung sogleich mit und 
fragte um Rat, wie er, ohne sich etwas zu vergeben, seiner neuen 
Instruktion nachkommen solle; dass ihm kurz vorher ein inhaltlich 
grade entge<^cngcsetztes Schreiben vom 30. März zugegangen sei, 
scheint er noch immer verschwiegen zu haben. Cobenzl freute 
sich ofTenbar, dass er in der ?>age der Beteiligung des Herzogs 
von Zweibrücken am Vertrag, die naUirlich jetzt gegen die ur- 
spri-ingliche Absicht Seefeids wieder zur Sprache gebracht werden 
musste, Recht behalten und Karl Theodor die direkte Tcilnahnie 
abgelehnt hatte; er machte Seefeid Vorwürfe, er habe es ihm 
gegenüber an Vertrauen fehlen lassen, erhielt aber die Antwort, 
dass er, Seefeld, Tags zuvor zum ersten Male angewiesen worden 
sei, sich mit ihm zu besprechen, während er bisher nur den Auf- 
trag gehabt habe, stets im Einvernehmen mit Hofenfels zu handeln. Es 
wurde nun verabredet, Seefeld solle an Cobenzl eine kurze Note 
schicken, worin er seine bisherige Haltung darlege und angebe, 
auf Cobenzls Rat neue Weisungfen erbeten und diese nun in anderem 
Sinne als erwartet erhalten zu haben, 111 dem Sinne nämlich, dass 
Karl Theodor die Garantie nicht wünsche und den Beitritt des 
Herzogs zum Vertrage mit Österreich nur als partie accedante 
gestatten wolle. Dieses Schriftstück wollte Cobenzl zunächst für 
sich behalten und erst bei der Besprechung über die bereits ein- 
getroffene Erwiderung des Königs von Preussen auf das letzte 
pfälzische Angebot im geeigneten Augenblick vorbringend^). Bis 
dahin sollte die Änderung der Instruktion Seefelds geheim bleiben. 
An demselben Abend teilten die Botschafter Cobenzl mit, dass 
laut den aus Breslau eingelaufenen Nachrichten der König seine 
Generale anweise, den österreichischen Generalen die Verlängerung 
der Waffenruhe bis zum 28. April vorzuschlagen, wovon Cobenzl 
sofort den Feldzeugmeister Ellrichshausen in Kenntnis setzte. 
Noch in der Nacht erstattete er Bericht an Kaunitz, wie er sich 
seines Auftrags entledigt und was er mit Seefeld verabredet habe. 

Mit der von Secfeld ihm unmittelbar vorher, wie es scheint 
erst auf wiederholtes Drängen, übergeben en Denkschrift begab sich 
Cobenzl am 4. April zu der auf 1 1 Uhr Vormittags anberaumten 
Besprechung in die Wohnung Repnins ; er traf dort Breteuil schon 
an und gab ihm kurz Nachricht von den neuen Weisungen aus 
München. In der Konferenz selber las Riedesel die preussischen 
Gegenbemerkungen zu den Antworten des Wiener Hofes auf die 
preussischen Anmerkungen zu den Vertragsentwürfen vor. Der 
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Widerspruch Cobenzls richtete sich auch jetzt wieder gegen die 
preussische Garantie fiir die Nebenverträge, da die Kaiserin-Königin 
und der Kaiser diese ihrerseits auch nicht garantieren wollten; 
Repnin dagegen unterstützte das preussische Verlangen, da der 
König es den kaiserlichen Majestäten anheimstelle, gleichfalls als 
Garanten aufzutreten ; Hretciiil schloss sich Repnins Meinung an, 
zumal sein Hof die (jaraiuie wünschte; er hoffte übrigens auch, 
dass sein Schreiben an Kaunitz dessen ablehnende Stellungnahme 
noch modifizieren werde. Bei dem Artikel über die gegenseitige 
Verzichtleistung auf Lehensgütcr beantragte Cobenzl, man möge 
ihn zunächst ganz allgemein fassen ; bis zum Eintreten des Erbfalls 
in Anspadi -Baireuth werde man noch Zeit genug haben zur 
Feststellung der einzelnen Lehen. Die österreichische Forderung, 
dass die Erneuerung der preussisch-pfälzischen Konvention von 
1741 im Hauptvertrag angedeutet werde, wies sowohl Repnin als 
Breteuil zurück ; letzterer gab der Vermutung Ausdruck, dass die 
Erneuerung noch vor der Friedensunterzeichnung erfolgen werde, 
und somit ihre Erwähnung im Vertrag überflüssig sei. 

Zum pfälzisch-üslerreichischen Vertrag übergehend, sprach 
sich Cobenzl wieder mit allem Nachdruck gegen die direkte Be- 
teiligung des Herzogs von Zweibriicken aus; aber die Vermittler 
hoben von neuem hervor ; dass dem Herzog die Wahl zwischen 
direkter Teilnahme und Beitritt gelassen worden sei, dass er erstere 
gewählt habe und dass daran nicht gerüttelt werden dürfe; Cobenzl 
blieb trotzdem dabei, dass sein Hof das nicht zulassen werde, aber 
er sagte noch kein Wort davon, dass auch Karl Theodor jetzt die 
Teilnahme verweigere. Textliche Differenzen in Artikel 2 und 4 
blichen unerledigt, ohne dass man sich darüber erhitzte; als dann 
aber die Garantie der Familieaverträge durch die kriegführenden 
und vermittelnden Mächte zur Sprache kam, nahm die Er<)rterung 
einen erregteren Charakter an. Cobenzl behauptete nämlich, Seefeld 
habe ohne Befehl und ohne Zustimmung des Kurfürsten gehandelt, 
als er jene Garantie erbeten habe. Sowohl Riedcsel wie Repnin 
vertraten dagegen den Standpunkt, dass sie doch das glauben 
miissten, was der Bevollmächtigte des Kurfürsten ihnen namens 
seines Hofes sage; sie könnten die bisher mitgeteilten Absichten 
des Kurfürsten solange nicht in Zweifel ziehen, als ihnen kein aus- 
drücklicher Gegenbefehl vorn^elegt werde. Darauf hatte G>benzl 
gewartet ; nun verlas er die Denkschrift Seefelds. Darin erklärte 
der Vertreter Karl Theodors, er habe durch eine Note kürzlich 
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gemeinsam mit Hofenfels neben anderen Wünschen die Eitte des 
Kurfürsten ausgesprochen, dass die Mächte die pfälzischen Familien- 
verträgc garantieren möchten ; tags darauf hätten ihn die Bot- 
schafter gefragt, ob der Kurfürst etwas gegen die unmittelbare 
Beteiligung des Herzogs am pfälzisch-österreichischen Vertrag ein- 
zuwenden habe, und er habe geantwortet, er glaube das nicht, da 
seine Weisungen nichts darüber enthielten. Da aber Cobenzl mit 
Bestimmtheit die entgegengesetzte Ansicht vertreten habe, habe er 
in München um Weisungen gebeten, und diese, vom 24, März 
datierend und am 3. April eingetroffen, zeigten ihm nun allerdings, 
dass er im Irrtum gewesen sei; der Kurfürst verlange durchaus 
nicht die Garantie der Familienverträge und halte es trotz seiner 
Zuneigung für seinen Neften nicht für passend, dass der Herzog 
anders als nachträglich sich dem vom Kurtiirsten unterzeichneten 
Vertrag anschliesse®'). 

Das Erstaunen Riedesels und Repnins über diese ganz uner- 
wartete Meinungsänderung Karl Theodors war gross; beide gaben 
ihrer Verwunderung Ausdruck über den merkwürdigen Zufall, dass 
der Befehl des Kurfürsten grade dann angelangt sei» als Cobenzl 
ihn am meisten nötig hatte; es scheinen sogar Zweifel an dessen 
Echtheit ausgesprochen worden zu sein. Auch Breteuil wunderte 
sich, dass Cobenzl, bei dem er am vorigen Tage (Sonntag) den 
ganzen Nachmittag und Abend gewesen war, ihm gar nichts davon 
gesagt hatte; er konnte sich den Äusserungen Repnins nur anschliessen, 
dass man ein leichtsinniges und bedenkliches Spiel treibe, indem 
man mit solchen Ubcrrumpelungsversuchen auf die Unterhandlungen 
einzuwirken beabsichtige, Repnin erklärte ganz offen, er habe den 
Wiener Hof einer solchen Handlungsweise nicht für fähig gehalten; 
wenn man denn in Wien den Kurfürsten von der Pfalz als Draht- 
puppe behandle, die man nach Belieben leiten könne, so möge 
man das wenigstens im Interesse und zur Förderung des Friedens 
tun, nicht aber in entgegengesetztem Sinne. Mit aller Entschiedenheit 
stellte er den Satz auf, dass ohne vollständige Bewilligung der 
sächsischen Entschädigung und ohne die Sicherstellung des Herzogs 
von Zweibrücken an Frieden nicht zu denken sei. Es war umsonst, 
dass Coben2d die Schuld allein auf Karl Theodor wälzen wollte und 
behauptete, er sei von vornherein überzeugt gewesen, dass dies die 
wirklichen Absichten des Kurfürsten seien: man glaubte ihm nicht. 
Die Aufregung scheint so gross geworden zu sein, dass die Be- 
sprechung abgebrochen werden musste. 
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Cobeozl eilte alsbald zu Seefeld und erzählte ihm, was vorge> 
fallen war. Seefeld befand sich in solcher Stimmung» dass Cobenzl 
sich glücklich pries, ihm die Denkschrift abgerungen zu haben, 
denn er glaubte, Seefeld wäre sonst fähig, vor den Botschaftern 

alles abzuleugnen, was er ihm vorher gestanden hatte; er mahnte 
ihn deshalb nachdrucklich, sich in der nun ein'^enoninionen llalLuug 
nicht irre machen zu lassen. Erst bei dieser Unterredung erhielt 
Cobenzl Kenntnis von der kurfürstlichen Weisung vom 30. März, 
welche das bisherige Verhalten Sccfclds billigte; er begriff nua 
auch die grosse Überraschung, die Seefeld durch die Depesche vom 
31. bereitet worden war, und empfahl ihm, von jener früheren 
Weisung lieber ganz zu schweigen. Unmittelbar danach wurde 
Seefeld zu den Botschaftern gerufen, bei denen sich Riedesel befand. 
Hier überhäufte man ihn mit Vorwürfen, die er indes ruhig abwies 
mit der Erklärung, er habe nichts anderes getan als die erhaltenen 
Befehle ausgeführt; er könne die Vermittler nur dringend bitten, 
den König von Freusscn zu ersuchen, er möge den Wünschen des 
Kurfürsten willfahren. Man nötigte ihn aber, den Vermittlern von 
dem an Cobenzl gerichteten Schriftstück Abschriften zugehen zu 
lassen. Zur unangenehmen Überraschung Cobeozls stellte es sich 
heraus, dass die übrigen Diplomaten nicht nur von der, das Ver- 
halten Seefelds billigenden Münchener Depesche vom 30. März 
Kenntnis hatten, sondern auch wussten, dass die, jene Billigung 
widerrufende Depesche über Wien gekommen sei. Beides hätte er 
im Interesse seines Hofes lieber geheim gehalten; er musste jetzt 
aber doch das letztere zugestehen; in der anderen Angelegenheit 
wollte er nur soviel wissen als Secfeld ihm mitgeteilt habe ; seien 
Widcrsprüclic vorhanden, so liege die Schuld an den Ivcniken der 
zvveibrückschcn Partei. Als man dann an die Frage herantrat, was 
nun geschehen solle, äusserten beide Vermittler, diese Wendung 
werde möglicherweise liire Tätigkeit nutzlos machen und setze sie 
in peinlichste Verlegenheit. Tatsächlich sei es für den Wiener Hof 
doch ganz belanglos, ob der Herzog an der Vertragsunterzeichnung 
Anteil nehme und ob die Mächte die Hausverträge garantierten 
oder nicht Breteuil schlug einen Mittelw^ vor: man möge in 
Wien die Garantie der Verträge bewilligen, dann wolle er sich be- 
mühen, dass der Herzog sich mit dem Beitritt begnüge : da Hofen- 
fels glaubte, Aussicht auf dies Zugeständnis seines Herren machen 
zu können, schien es nicht ausgeschlossen, tla.^h man so zum Ziel 
komme. Repnin in seiner Entrüstung über das heimtückische Spiel, 
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das man trieb, konnte Cobeazl gegenüber die Bemerkung nicht 
unterdrücken, es sei klar, dass der Kurfürst sich völlig in den 
Händen des Wiener Hofes befinde; allein von diesem hänge also 
die Zustimmung Karl Theodors zu den Friedensbedingungen ab. 

Eines bewirkten diese, zum iol mit rücksichtsloser Oficnheit 
stattfindenden Auseinanderset/.un^^en bei Cobenzl doch, dass er 
nämlich sich vom Ernst der Lage überzeugte. Er berichtete ein- 
gehend über den Zwischenfall mit der Seefeldschen Denkschrift an 
Kaunitz und fügte hinzu, die Erklärungen der Vermittler hätten 
ihm durchaus den Eindruck des Echten und Ungekünstelten 
gemacht; beide seien augenscheinlich von der Überzeugung durch- 
drungen, dass ohne Zahlung von vier Millionen Taler und ohne 
Garantie der Familienverträge nicht so bald an Frieden zu denken 
sei, dass dagegen nach befriedigender Lösung dieser beiden Fragen 
alles Übrige rasch erledigt sein werde**). 

Wie die Dinge nun lagen, hielten es die Vermittlungs- 
botschafter iiir notwendig, sich unmittelbar an den Wiener Hof zu 
wenden, um hier, an der entscheidenden Stelle, den neu auf- 
getretenen Widerstand zu brechen. Breteuil schrieb direkt an 
Kaunitz^ dabei scheinbar von der Annahme ausgehend, dass man 
in Wien von der überraschenden Wandlung im Verhalten der 
pfälzischen Minister nichts wisse und darüber erstaunt sein werde; 
er schilderte, was vorgegangen war, hob die Hinterhältigkeit 
Cobenzls ihm gegenüber hervor und berichtete über seine Be- 
mühungen, durch das Zugeständnis der Vertragsgarantie den Herzog 
zum Verzicht auf die aktive Teilnahme am pfalzisch-o.-^terreichischen 
Vertrag zu veranlassen ; er empfahl, durcli Gewährung der kleinen, 
vom Herzog gewünschten Gefälligkeiten jenen Verzicht zu erleichtern. 
Das beste Mittel aber, alles zu gutem Ende zu führen, sei die 
ungesäumte Bewilligung der geforderten vier Millionen Taler seitens 
des Pfälzer Hofes»»). 

Repnin iichlete um dieselbe Zeit an den Fürsten Galizyn 
das Ersuchen, er möge seinen Einfluss zur Beseitigung der 
Schwierigkeiten beim Staatskanzler gellend machen; dabei trat er, 
im Gegensatz zu Breteuiis mittlerer Linie, ein für die Teilnahme 
des Herzogs am pfälzisch-österreichischen Vertrag, die er für 
unbedingt erforderlich hielt, um diesem Fürsten in Zukunft sein 
Erbe zu sichern; und wiederum sprach er sich über die Garantie 
der Familienverträge fast gar nicht aus, die doch Breteuil, als die 
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durch die Weisung an Seefeld vom 51. März gespielten Streich 
brandmarkte er als eines grossen Hofes unwürdig und sagte vor- 
aus, wenn der Krieg infolge der ablehnenden Haltung des Wiener 
Hofes gegen die Teilnahme des Herzogs fortdauere, werde er 
furchtbar sein. Dazu könne es aber leicht kommen, denn der 
König von Preussen habe allen Anlass, aus jenem hiiilerlialUgen 
Verfahren auf geheime Absichten der Gegenpartei 7U schlicssen. 

Nicht ohne Grund stellte man sich in Teschen die besorgte 
Frage, wie wohl König Friedrich die jüngsten Nachrichten auf- 
nehmen werde. Die Gefahr, dass alle Bemühungen der ver- 
mittelnden Mächte zunichte gemacht würden durch das Verhalten 
Karl Theodors in den neuerdings streitigen Punkten, erschien 
drohend; und die Art, wie Repnin sich jetzt äusserte, erhöhte die 
Besorgnis bei Breteuil, denn der russische Botschafter, der bisher 
alles getan hatte zur Förderung des Friedenswerkes» schien nun- 
mehr nahezu jegliche Hoffnung aufgegeben zu haben***). Breteuil 
schrieb daher an de Pons ins prcussische Hauptquartier, er möge 
verhindern, dass die Nachrichten über das Verhalten Karl Theodors 
den König allzusehr au freisten und etwa in ihren Fol<,'en un- 
berechenbare Entschlüsse veranlassten. Auch solle er den Kabinetls- 
ministern bemerken, Breteuil habe den Auftrag zur Vertretung des 
Kurfiirstcn nur angenommen, um Karl Theodor nach erfolgter 
Ablehnung desto deutlicher die Meinung über seinen Widerstand 
sagen zu können; ferner sei Cobenzl von Breteuil nicht im un- 
klaren gelassen worden über die Beurteilung, die das Verhalten 
des Wiener Hofes in Teschen gefunden habe. Zum Beweis dessen 
sollte de Pons das Schreiben des Botschafters an Kaunitz vorlegen 
und die Versicherung abgeben, dass man in Wien trotz des un- 
günstigen Anscheins den Frieden doch a iiuchtig wünsche; aber 
es gehöre nun einmal zum heri;cbrachten System der österreichischen 
Diplomatie, Schwierigkeiten zu machen, die freilich in der Haupt- 
sache meist keinen Schaden mehr anrichten könnten. Breteuil 
empfahl dann seinen Ausgleichsvorschlag zur Annahme; dagegen 
wollte er dem Vorschlag Hofenfcls*, in einem Sondcrvertrag 
zwischen Karl Theodor und dem Herzog die Garantie der Familien* 
vertrage mit der vom Herzog erstrebten finanziellen Besserstellung 
zu verbinden, nicht beistimmen. Denn dadurch würden die der 
Erfüllung des zweiten Wunsches entgegenstehenden Hindemisse 
auch dem ersteren Verlangen nachteilig'^^]. 
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Ähnlich wie Breteuil, äusserte sich Hofenfels in seinem Schreiben 
an die Kabinettsminister über die Bedeutung der neuen Schwierig' 
keiten. Auch er sagte, der kaiserliche Hof könne nun einmal nicht 
anders als intriguierend verhandeln; was er jetzt tue oder tun lasse, 
sei nur der letzte Versuch, etwas mehr als bisher zu erreichen. 
Die Vorgänge seien indes ein Beweis dafür, dass man in Wien 
den Wunsch hege, mit dem Kurfürsten zu verhandeln ohne Teil- 
nahme des Herzogs, und dass der Kuiiurst nur ein Werkzeug sei 
in den Händen des Wiener Hofes ^'^^}. 

Die erste Kunde von den Teschener Vorgangen des 5. April 
gelangte nach Breslau am Nachmittag des 7. durch das Schreiben 
Breteuils an de Pons. Der Gesandte begab sich alsbald zu Fincken- 

stein und unterrichtete ihn von den neu aufgetauchten Schwierigkeiten ; 
sogleich konnte er bemerken, welch' überaus peinlichen Eindruck 
diese Nachricht hervorrief. Das von ihm während seines Auietit- 
haltes im Hauptquartier unablässig und nicht ohne Erfolg bekämpfte 
Misstrauen der preussischen Regierung in die Absichten des Wiener 
Hofes war schon wieder zum Durchbruch gekommen, als man ver- 
nommen hatte, dass Karl Theodor nur die Hälfte der verlangten Summe 
bewilligt habe; Finckenstein erklärte nunde Pons, diese Handlungsweise 
sei zweifellos eine Folge österreichischer Einflüsterungen, denn von 
eigenem Willen könne doch bei dem Kurfürsten nicht die Rede sein; 
aber auch die Politik des Wiener Hofes könne man nur als sonderbar 
bezeichnen, da er früher die vorgeschlagene Vereinbarung durchaus 
passend gefunden hci.be, nun aber durch Karl Theodor Widerspruch 
erheben lasse und so den Friedensschluss verzögere. De Pons gab 
sich die grösste Mühe, die Erregung zu beschwichtigen, wozu ihm 
das Schreiben Breteuils an Kaunitz die Möglichkeit gewährte; er 
verwies auf die bevorstehende Antwort aus München, welche die 
Friedensliebe Österreichs beweisen werde. Finckenstein meinte 
allerdings, das wäre aber auch der allerletzte Termin ^^^). 

Bei dem König war offenbar das erste Gefühl nach dem 
Empfang der Nachrichten aus Teschen dasjenige des Bedauerns, 
die Verlängerung des Waftenstillstaads über den 15. hinaus bewilligt 
zu haben; seine erste Äusserung, die in einer bei Empfang jener 
Nachrichten in der Abfassung begriffenen Depesche an Riedesel 
vorliegt, ist die bestimmte Erklärung, dass eine weitere Verlängerung 
über den 28. April hinaus ausgeschlossen sei ; wenn man dann den 
Friedensvertrag noch nicht unterzeichnet habe, werde das preussischc 
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Heer die Feindseligkeiten wieder eröffnen; dann könnten die Herren 
auf dem Kongress sehen, wie sie fertig würden^®^). 

Über die Haltung der Vermittler konnte sich Friedrich freilich 

diesmal nicht beklagen, wenngleich es ihm unangenehm war, dass 
Bretcuil dem 1 ur.stca Kuumiz f^cwissermasscn den Vcrziclit des 
Herzogs von Zweibrücken auf seine Teilnahme am pfälzisch-öster- 
reichischen Vertrag angeboten hatte ; denn für diesen Verzicht liätte 
sich vielleicht noch ein anderer Vorteil erreichen lassen; er beauf- 
tragte Riedesel, auf der Zulassung des Herzogs als Vertragsschliessen- 
den Teiles zu bestehen und den dagegen erhobenen Widerspruch 
Karl Theodors als unbegründet zurückzuweisen, da der Kurlurst 
rechtlich gar nicht in der Lage sei, seinen ^feffen, den mutmass* 
liehen Thronfolger, von der unmittelbaren Teilnahme an einem über 
sein künftiges Erbteil verfügenden Vertrag auszuscfaliessen. Femer 
sollte Riedesel ebenso bestimmt die Bestätigung und Garantie der 
pfälzischen Familienverträge fordern; zeigten doch verschiedene 
Vuikonimnissc der letzten Zeit, sowie die Opposition der Ge<;enpartei 
gegen diese Verträge nur zu deutlich, wie notwendig eine solche 
Gewährleistung sei. Weder der einen noch der anderen l''orderung 
könne nach allem, was voraufgegangen, der W iener Hof noch wider- 
sprechen; überhaupt sei es gar nicht nötig, dass beide Teile der 
Garantie zustimmten, denn jede Macht, die out einem Teil befreundet 
sei, könne die Garantie übernehmen auch gegen den Willen des 
andern Teiles, Nur wenn der Herzog von Zweibrücken selber nach« 
geben und etwa andere Auskunftsmittel vorschlagen werde, wollte 
der König von jenen Forderungen abstehen, und zwar in erster 
Linie von der direkten Teilnahme des Herzogs am Vcrtra^^sabschluss. 
Darüber sollte sich Riedesel mit liofenfels in Verbindung setzen; 
den übrigen Gesandten gegenüber durfte er die luhöhung der 
Apanage des Herzogs seitens des Kurfürsten als Voraussetzung 
der Erneuerung der Konvention von 1741 bezeichnen. Überhaupt 
begann in diesem Stadium der Unterhandlung die Fürsorge Preussens 
für den Herzog stärker hervorzutreten. Nachdem dieser Fürst in 
richtiger Erkenntnis der Lage die Vertretung setner Interessen in 
die Hand König Friedrichs gelegt hatte, fühlte sich die preussische 
Regierung moralisch verpflichtet, diese Interessen zu wahren und, 
wenn möglich, dem Herzog eine jährliche Apanagenerhöhung von 
200000 Gulden zu erwirken. Es war kaum zu bezweifeln, dass 
Karl Theodor dieser, wie allen anderen finanziellen Anforderungen 
Widerspruch entgegensetzen werde; aber man konnte hoffen, dass 
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Breteuil bei deti nahen Beziehungen des Herzogs zürn Hof von i 
Versailles das Verlangen durch Vorstellungen in München unter- 
stützen werde; auf der anderen Seite liess sich vielleicht Repnins 

Mitwirkung gewinnen, indem man das beiden Höfen gemeinsame ^ 
Interesse hervorhob zu verhindern, dass der Herzog sich Frankreich 
und Österreich anschhesse^^®). < 

Neben diesen Differenzen grundsätzlicher Natur blieben noch | 
immer die Abweichungen im Texte bestehen; die Hartnäckigkeit, 
mit der man in Wien die von dem König als unzulässig bezeichneten 
Ausdrücke festhielt, galt in Breslau als Zeichen mangelnder Friedens^ 
liebe; Friedrich hoffte« dass die Vermittler hier sich seiner Auffassung 
anschliessen würden 

Um dieselbe Zeit wurde Hofenfels von den Kabinettsministem 
in Kenntnis gesetzt, dass Riedesel beaufh-agt sei, die beiden Haupt- 
forderungen aufrecht zu erhalten und nur dann von ihnen abzustehen, 
wenn der Herzog es im eigenen Interesse wünsche; ferner, dass 
der Gesandte des Köni|JS darüber das engste Enivernehmen mit 
ihm beobachten solle. Man würde es allerdings fiir richtig halten, 
wenn der Herzog sich gegen Bestätigung und Garantie der Familien- 
vertrage und gegen Bewilligung der von ihm geforderten Apanagen- 
erhöhung begnügen wolle mit dem Beitritt zur Konvention. Zu 
Gunsten der Apanagenerhöhung sei Riedesel übrigens ermächtigt, 
bei Breteuil und den Pialzern die Erneuerung der Konvention von 
1741 zu verwenden*®*). 

In Teschen war mittlerweile eine gewisse Beruhigung einge- 
treten. Am 6. April Abends traf dort bei Cobenzl eine Depesche 
des Staatskanzlers ein mit der Ermächtigung, den Vermiltlungs- 
botschaftern ein Schreiben von Kaunitz an Lchrbach in München 
vorzulesen. Darin wurde Lehrbach angewiesen, die Bemühungen 
seines französischen Kollegen um die V^erständigung zwischen Pfalz 
und Kursachsen nach Kräften zu unterstützen und dem Kurfürsten 
die gar nicht abzusehenden Folgen seiner Hartnäckigkeit vorzustelleo, 
auch ihm zu sagen, dass die kaiserlichen Majestäten keinen weiteren 
Schritt zur Herabsetzung der Summe von vier Millionen Talern 
tun könnten, sondern im Interesse des baldigen Friedensschlusses 
die beschleunigte Bewilligung wünschten ^^'j. 

Die Botschafter waren von dem Inhalt des Schreibens befriedigt 
und ersuchten Cobenzl, Riedesel davon in Kenntnis zu setzen"**). 
Dies geschah ani 7. Abends; Cobenzl las Kaunitz' Schreiben an 
Lehrbach vor und bemerkte dazu mündlich, er selber habe Befehl, 
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mit keinem Worte mehr den Kurfürsten von der Pfalz zu unter- 
stützen; dagegen halte er es für zweckmässig, wenn die kriegführen- 
den Mächte mit den Vermittlungsbotschaftem über etwai<^e Zwangs- 
massregeln sich ins Einvernehmen setzten. Ferner teilte Cobcnzl 
mit, er werde fernerhin die Vorschläge des Kurfürsten 7:11 machen 
haben, und fügte vertraulich hinzu, er werde in di 11 Namen 
binnen kurzem die Garantie der h^amiiicnvcrtrage fordern, der sein 
Hof dann auch zustimmen werde. Riedesel gab seiner Freude 
Ausdruck, dass man nun wieder Hotfaung auf ein gutes Ende 
hegen dürfe, und bezeichnete es als dem massgebenden Einfluss 
des Wiener Hofes in München durchaus entsprechend, wenn hin* 
fort der Gesandte der Kaiserin-Konigin die Vertretung des Kur- 
fürsten übernehme. Den vielen Versicherungen Cobenzls von der 
Friedensliebe seines Hofes gegenüber blieb Riedesel zurückhaltend 
und sagte, er wolle Beweise abwarten**^); war er doch ohnehin 
schon bedenkHch geworden, ob der Wiener Hof tatsächlich das 
Vertrauen rechtfertigen werde, dem er immer wieder trotz alier 
unliebsamen Zwischenfalle in seinen Schreiben nach Breslau Aus- 
druck gegeben hatte*''*). 

Cobenzl hatte von Wien aus gleichzeitig den Auftrag erhalten, 
die von Seefeid am 27. März ihm übergebenen Anmericungen zum 
pfälzisch-österreichischen Vertragsentwurf sowie zum Friedensvertrag 
zu beantworten. Der Staatskanzler war der Ansicht, dass Seefeld bei 
ihrer Abfassung mindestens teilweise gegen seine Instruktion ge- 
handelt habe, und wandte sich namentlich scharf gegen die Ein* 
mischung in den Friedensvertrag. Die von ihm entworfene Note 
liess Cobenzl nun ins Französische übersetzen und übergab sie 
Seefcld; die geäusserten Wünsche wurden darin z. T. als unberechtigt 
zurückgewiesen und nur kurze Zusätze im Text des österreichisch- 
pfälzischen Vertrags in Betreff einzelner Punkte zugestanden. Hin- 
sichtlich des Friedensvertrags, dessen Berührung überhaupt Ver- 
wunderung wachgerufen habe, sagt die Antwort unter ausdrücklicher 
Bezugnahme auf allerhöchste Anweisungen: i. Der Kurfürst habe 
bisher in keiner Weise der Kaiserin-Königin gegenüber direkt den 
Wunsch geäussert, dass die pfalzisch-sächsische und die pfalzisch- 
österreichische Konvention nicht nur von den vermittelnden, sondern 
auch von den beiden kriegführenden Parteien garantiert werde ; 
2. die Kaiserin Königin halte an der bisherigen Auttassung fest, 
wonach es ebenso unnütz wie unzweckmässig sei, die Garantie der 
Faoiilienverträge im Friedensvertrag zu erwähnen. Namentlich bei 



Digitized by Google 



368 



dem Vertrag von Pavia sei der Text so unsicher, dass er gar nicht 
genannt werden dürfe. 3. Die Vereinigung, Erhaltung und Über- 
tragung von Rechten und Privilegien der bayrischen und pfalzischen 
Stände und Länder sei allein Sache von Kaiser und Reich, die 
Schuldenfrage aber gehe die Gläubiger an ; in beide Angelegenheiten 
wolle sich die Kaiserin-Königin nicht einmischen. Diesen Bescheid 
bezeichnete Cohen zl im Auftrage des Kanzlers als das Ultimatam 
seines Hofes an Kurpfalz^^*). 

Nachdem Cobenzl dem Grafen Seefeld diese Note ubergeben 
und mündlich hinzugefügt hatte, sie sei von Wien aus bereits nach 
München geschickt, von wo Seefeld in den nächsten Tagen 
Weisungen erwarten könne, erklärte dieser, entrüstet über die ab- 
lehnende Haltung des Wiener Hofes, er halte die am 27. März 
gestellten Forderungen aufrecht; er werde sie den Vermittlern 
vortragen und deren gute Dienste dafür erbitten. Indes Hess er 
sich schliesslich doch bereit finden, damit bis zum Eingang neuer 
Depeschen aus München zu warten. An der Unterzeichnung des 
Friedensvertrags wollte er aber unbedingt teilnehmen, denn dazu 
sei er ausdrücklich bcvulhiiachtigt ; Cobenzl entgegnete ihm, sein 
Hof werde niemandem gestatten, den Friedensvertrag zu unter- 
zeichnen, der nicht unmittelbar am Kriege teilgenommen habe, 
dem Kurfürsten von der Pfalz ebensowenig wie dem Kurfürsten 
von Sachsen**^). Um jeder weiteren Verwirrung der Verhältnisse 
vorzubeugen, ging Cobenzl zu Breteuil und besprach mit ihm die 
bayrische Forderung; der Botschafter stimmte ihm in deren Be< 
urteilung und Abweisung völlig zu und versprach, Seefeld zu sagen, 
der Kurfürst könne in dieser Frage nicht auf die Vermittler 
rechnen. 

Wir dürfen es wohl glauben, dass das Ansehen des in 
Geschäften ziemlich unerfahrenen pfalzischen Staatsmannes unter 
den Ereignissen der letzten Tage bedenklich gelitten hatte und 
dass auch die Vermittler es vorzogen, sich mit Cobenzl zu ver- 
ständigen, anstatt mit Seefeld weiter zu verhandeln. Offenbar 
tat auch die mitgeteilte unzweideutige Weisung des Staatskanzlers 
an Lehrbach ihre gute Wirkung; die Vermittler waren jetzt mehr 
als zuvor geneigt, die Schuld an der Verzögerung des Abschlusses 
doch dem Kurfürsten von der Pfalz beizumessen. Ihre geringe 
Meinung von Karl Theodors Charakterfestigkeit führten sie nun an 
— ebenso wie der König von Preussen — zur Rechtfertigung des 
Verlangens nach Garantie der Hausverträge; der Herzog von 
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Zweibrücken hatte durch Hofenfels immer wieder auf die Möglich- 
keit hingewiesen, dass Karl Theodor das Familiengut verschleudere 
und neue Zergliederungen vornehme; aber er hatte sich bereit 
erklärt, der Garantie die Einschränkung^ zuzufügen: soweit die 

Hausverträge nicht dem Westfälischen I*'riecicn und der neuen 
pfalzisch- österreichischen Konvention zuwiderlaufen. Die Ver- 
mittler wieder hatten den Abschluss einer Konvention in Vor- 
schlag gebracht, worin der Kurfürst und der Herzog sich wechsel- 
seitig zur Beobachtung der Hausverträge verpflichten sollten ; diese 
Konvention sollte dann dem Friedensvertrag angefügt und allseitig 
garantiert werden. 

Auch mit Hofenfels sprach Cobenzl und sagte ihm, das 
einzige Mittel, wodurch sich sein Herr mit dem Wiener Hof ver- 
söhnen könne, sei rasche Zustimmung zum einfachen Beitritt'^'), 
— eine Frage, deren Entscheidung man in Breslau ja jetzt dem 
Herzog anheimstelle. Dagegen wendete Hofenfels ein, llertzbcrg 
habe sich ihm gegenüber ganz anders geäussert; er glaube auch 
nicht, dass der König augenblicklich dem Herzog die Freiheit 
der Wahl in diesem Punkte zurückgeben wolle. Auch Breteuil 
wollte sich erneut für den blossen Beitritt des Herzogs verwenden, 
wenn der Wiener Hof dafür die Sicherstellung des bayrisch- 
pfalzischen Besitzstandes bewilligen werde^^*). 

In einer Note an das pfälzische Ministerium setzte Hofenfels 
die Notwendigkeit auseinander, nach den Abmachungen des letzten 
Jahres, welche an den alten und neuen Familienverträgen erhebliche 
Abänderungen bewirkt hätten, Massregeln zu treffen, um das pfälzische 
Haus in Zukunft vor Schaden zw bewahren. Der König von Prcussen 
habe auf Bitten des Herzogs dies Ersuchen in den Friedensvertrag 
aufgenommen, indem er forderte, dass die bayrische ]>bschaft dem 
ganzen pfalzischen Hause und besonders der Linie Birkenfeld in 
unanfechtbarer Form gesichert werde. Nachdem der Wiener Hof 
das preussische Ultimatum angenommen habe, sei seitens des Herzogs 
die Gewährleistung und Bestätigung der Familienverträge und die 
Einfügung dieser Garantie in den Friedensvertrag als das beste 
und sicherste Mittet zur Erreichung jenes Zieles in Vorschlag gebracht 
worden. Auch dieser Vorschlag habe bei den Vermittlern Annahme 
^funden und die Kaiserin-Königin habe sich bereit erklärt, wenn 
der Kurfürst Karl Theodor selber den Wunsch ausspreche, ihm ihre 
Garantie zu gewähren. Deshalb möge dieser nun unverzüglich den 
Kaiser um die Bestätigung, die Kaiserin-Königin um die Garantie 
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der Familienverträge ersuchen, damit diesen so die Gewähr dauernden 
Bestandes gesichert werde Ganz trafen nun diese Ausführungen 
von Hofenfels allerdings nicht zu, denn bisher war die Birkenfelder 
Linie neben dem gesamten pfalzischen Hause nicht besonders 
genannt worden; doch hofite er dabei nicht auf Schwierigkeiten zu 
stossen. Er nannte daher die Birkenfelder Linie auch besonders 
in der Note, die er am 9. April früh Cobenzl überreichte, nachdem 
Breteuil den kaiserlichen Gesandten ersuclit liaUe, das von Ilofenfeis 
mit den Vermittlern vereinbarte Auskunftsmittei nicht zurückzuweisen. 
Infolge der Entfernung seines ITofes sah sich Hofenfels fj^enötigt, 
wenn er nicht viel Zeit und damit die Gelegenheit zum fiandein 
überhaupt verlieren wollte, selbständig und auf eigene Verantwortung 
vorzugehen, ja selbst von den ihm erteilten Weisungen unter Um- 
ständen abzuweichen; er verabredete daher zunächst mit Repnin, 
wahrscheinlich unter Zustimmung Riedesels, dann auch mit Breteuil, 
dass er von der Forderung der unmittelbaren Teilnahme an der 
pfälzisch-österreichischen Konvention abstehen und sich mit dem 
Beitritt seines Herrn zur Konvention begnügen wolle; dass die 
Familienverträge des pfälzisch-bayrischen Hauses von 1766, 1771 
und 1774 ihrem ganzen Inhalt nach den Linien Sulzbacii und 
Birkenfeld durch die vertragschliessenden und die vermittelnden 
Mächte garantiert werden sollten, soweit sie den Bestimmungen des 
Westfälischen Friedens und des gegenwärtigen Friedensschlusses 
nicht widersprächen ; dass ferner zwischen dem Kurfürsten und dem 
Herzog eine besondere Vereinbarung getroffen werde, die beide 
Teile in bindendster Form verpflichte, die genannten Familien- 
vertrage in allen ihren Bestimmungen genau zu beobachten; dass 
endlich diese Vereinbarung ebenso wie die beiden Konventionen dem 
Friedensvertrag beigefügt und durch die vier Mächte gewährleistet 
werde. 

Diese Verabredung legte er nieder in der erwiihntcn Note 
an Cobenzl, indem er sie als Mittel zur allgemeinen Verständigung 
dringend zur Annahme empfahl. Er hob darin hervor, dass er 
mit diesem Schritt wiederum beweisen wolle, wie grossen Wert 
sein Herr auf die Zufriedenheit der Kaiserin-Königin lege; gleichzeitig 
bat er, die Kaiserin^Königin möge sich bei Karl Theodor für eine 
angemessene Erhöhung der Apanage des Herzogs verwenden; dann 
würde es möglich sein, daraus einen neuen Artikel der Vereinbarung 
zwischen dem Kurfürsten und dem Herzog zu machen"^). Die 
frühere Bitte um eine Abfindung durch den Edelmut der KaiseriiH 



Digitized by GoogI< 



371 



Königin bedanere er bereits; davon werde nicht mehr die Rede 
sein, wenn nicht etwa der Wiener Hof aus freien Stücken darauf 

zurückkomme. Das Sonderabkommen zwischen Kurfürst und 
HerzofT sei ein geeigneteres Mittel, das erstrebte Ziel zu erreichen"^. 
Cobenzl sprach in der Unterredun«;, die er, ankiuijjfend an die 
Übcrj^abc der Note, mit Hofenfels hatte, seine l'Veude aus über 
das Entgegenkommen in der Accessionsfrage, meinte aber, ein 
neuer Vertrag zwischen den Linien des pfalzischen Hauses sei 
unnötig, und auf die Apanageerhöhung konnte er nur wenig Hoff- 
nung machen. Aufgefordert, seine Wünsche in dieser Richtung 
genauer m äussern, sagte Hofenfels, der Herzog erstrebe eine 
Erhöhung von 30oocx> Talern, werde sich aber mit 150000 
Talern wohl begnügen, und schilderte die finanzielle Lage seines 
Herrn als recht g-edrückt infolge ererbter Schulden und ihm ob- 
liegender Verpflichtung, die übrigen Mitglieder seines Hauses zu 
unterhalten. Cobenzl versprach, die Note nach Wien zu schicken 
und über das gehörte zu berichten ; als er sie dann noch einmal 
genau durchlas, fiel ilim die Steile auf, wo Hofenfels sagte, dass 
sein Vorgehen der erhaltenen Instruktion und den Befehlen und 
Wünschen des Herzogs direkt widerspreche; er schöpfte daraus 
Besorgnis, dass der Herzog vielleicht die darauf beruhenden Ab- 
machungen später nicht genehmigen werde, und bat die Ver- 
roittlungsbotschafter, sie möchten eine Textänderung herbeiführen« 
Diese erklärten, allerdings lauteten die Instruktionen Hofenfels' 
ganz anders, aber dessen Vollmachten seien so weitreichend, dass 
sein Vorgehen seinen Herrn verpflichte, auch ohne ausdrückliche 
Zustimmung; Repnin wollte sich sogar für die l^inwilligung des 
Herzogs in die Accession verbürgen, wenn andererseits die Haus- 
verträge und die neue Konvention garantiert würden ^^"). 

Zur Unterstützung der in der Hofenfelsschen Note enthaltenen 
Wünsche richtete Repnin ein Schreiben an Galizyn in Wien"^). 
Darin hob er hervor, dass der Herzog jetzt nicht mehr einen 
direkten Vorteil vom Wiener Hof erbitte, sondern nur seine Ver« 
mittlung in München nachsuche zu Gunsten der Apanagenerhöhung, 
und dass dies Ersuchen Berücksichtigung verdiene. Auch die vor- 
geschlagene Art der Garantie der Hausverträge empfahl Repnin 
zur Annahme, da die vtjliige Sicherstellung des Herzogs von Zwei- 
brücken die eine der beiden preussibchcn Grundbedingunj^cn für 
den Fnedensabschluss sei. In einer ganz vertraulichen Nacli.>chrift 
teilte Repnin mit, dass der König von Treussen über die Teschener 
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Vorgänge vor und am 5. April höchst entrüstet sei und die Waffen- 
ruhe nicht über den 28. hinaus ausdehnen werde. Er konnte dies 
wohl sagen auf Grund persönlicher Mitteilungen Rtedesels, der, 

wie es scheint, jeden Augenblick seine Abberufung erwartete"*). 
Indes nach den Eiklamnc^en der letzten Tage schien dem Ver- 
treter König Friedrichs ein triftiger Grund dafür neuerdings nicht 
mehr vorzuliegen. Er zweifelte nicht, dass die Frage der sächsischen 
Entschädigung ebenso wie die der Garantie der Hausverträge bald 
befriedigend gelöst sein werde ; und aus den erhaltenen Weisungen 
schien ihm hervorzugehen, dass, wenn nur das Wesen der Sache 
unberührt bleibe, die einzelnen Ausdrücke bei der Redaktion des 
Vertrags und der Konventionen dem König keinen» Anlass zu' 
weiterer Verzögerung geben würden. Er gab dieser Ansicht in 
seinem Bericht an den König Ausdruck und hob hervor, dass grade 
solche Streitereien um Worte bei dem Wiener Hof sehr weit führen 
könnten. Aber auch andere Leute seien geneigt, daraus womöglich 
Nutzen zu ziehen; dazu gehöre z. B. die Herzogin Clemens vom 
Bayern. Ihr sehnlichster Wunsch sei, dass der Krieg wieder aus- 
breche; sie sei der Ansicht, Sachsen dürfe überhaupt nichts be- 
kommen und der Wiener Hof dürfe jedenfalls nicht Burghausen 
erhalten; ja, so habe man ihm erzählt, ihr phantastischer Gedanken* 
Aug gehe soweit, dass sie hoffe, den Kaiser entthronen und den 
Herzog von Zweibrücken an seine Stelle setzen zu können. Natür- 
lich könne sie solche Ziele nicht auf gradem Wege anstreben, 
aber sie beeinflusse den Herzog und Hofenfels hinsichtlich der von 
dem Kurfürsten zu fordernden Apanagenerhöhung und bereite so 
einer endgültigen Verständigung Schwierigkeiten. Selbstverständlich 
werde er, schreibt Riedesel weiter, den Herzog auch fernerhin 
unterstützen; aber er halte sich doch gleichzeitig vor Augen, dass 
es nicht des Königs Absicht sein könne, den Krieg allein 
seinetwegen fortzusetzen. Ohnehin erhalte ja der Herzog von dem 
König Bayern, das ihm der Wiener Hof schon entrissen gehabt ; 
das übrige komme ihm vor wie eine Famihenstreitigkeit, die eigent- 
lich nur die Nächstbeteiligten etwas angehe ^~^). Es scheint, dass 
Riedesel mit diesem, nur an den König gerichteten und wohl nicht 
für die Kabinettsminister, wenigstens nicht für Hertzberg bestimmten 
Sonderbericht gewissen, auch in Breslau nicht ganz unbedeutenden 
Einflüssen hat entgegenarbeiten wollen. 

Obwohl Ricdese! nunmehr wieder an günstigen Verlauf der 
weiteren Verhandlungen glaubte, niusste er die am y. Abends bei 
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ihm eintreffenden Weisungen ausfuhren und mit allem Nachdruck 
den Vermittlungsbotschaftern und Cobenzl die Erklärung abgeben, 
dass der Endtermin des Waffenstillstands nicht über den 28. hinaus 

verlegt werden könne; bis dahin sei gcnuL^end Zeit vorh.iacien, die 
beiden I lauptstreitfragen zu lösen; und von sicli aus setzte er 
hinzu, er werde keine weiteren Vorstellungen zugunsten einer Ver- 
längerung an den König befördern. Dem Grafen Cobenzl speziell 
sagte er, die bisherigen Vorgänge hätten den König in der Über- 
zeugung bestärkt, das? die Haltung des Kurfürsten von der Pfalz 
ganz allein von dem Wiener Hof abhänge; daher erwarte man die 
Beseitigung der noch obwaltenden Schwierigkeiten nicht etwa von 
München, sondern von Wien her. 

Die sehr bestimmte amtliche Erklärung des preusslschen Ge- 
sandten hinsichtlich des -WaflFenstillstands rief in Teschen grosse 
Aufregung hervor; Breteuil sowohl wie Cobenzl fürchteten, dass sie 
auf den Kaiser ungimstigcn Eindruck machen und dass Joseph sich 
vielleicht von seiner impulsiven Natur zu einem Verhalten hinreissen 
lassen werde, das für das hViedenswerk nachteilig sei. Breteuil 
richtete sofort ein Schreiben an de Pons und ersuchte ihn, in 
Breslau der durch die Erklärung Riedesels wachgerufenen Besorgnis 
Worte zu verleihen ; es wäre immerhin möglich, dass Karl Theodor 
noch einmal die Herabsetzung der geforderten Summe zu erreichen 
suche trotz der auf die Bewilligung gerichteten Bemühungen des 
Wiener Hofes und dass dann die gesetzte Frist doch schliesslich 
nicht ausreiche. Auch möge de Pons immer und immer wieder 
betonen, dass der Wicnci Hof den Frieden dringend wünsche und 
nichts unterlasse, was zur Befriedigung der sächsischen Forderungen 
dienen könne "^). 

In einer Unterredung mit Riedesel am Vormittag des 10. April 
gab Cobenzl seiner Verwunderung Ausdruck, dass das ungenügende 
Angebot des Kurfürsten den König so sehr errege und dass er die 
Schuld dem Wiener Hofe beimesse ; die Zustimmung Karl Theodors 
zu der Zahlung von vier Millionen Talern stehe bevor, auch die 
Frage der Sicherstellung des pfalzischen Hauses gehe ihrer Lösung 
entgegen, so dass man bis zum 28. April wohl einig sein könne. 
Er fragte dann, ob Riedesel Befehl erhalten habe, ihm die förmliche 
Erklärung abzugeben, dass der Waffenstillstand nicht mehr verlängert 
werde. Riedesel war inzu ischen, wohl durch Äusserungen über den 
zu erwartenden nachteih'gen Eindruck euier solchen förmlichen 
Erklärung auf die Wiener Regie rungskreise, stutzig geworden und 
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sagte jetzt, seine Fr1:Iärung solle keine Drohung bedeuten, vielmehr 
nur die Ansicht des Königs kundgeben, dass man bis zum 28, April 
einig sein könne. Cobenzl aber erwiderte, diese Angelegenheit sei 
so heikel, dass er sich nicht getraue, mit eigenen Worten darüber 
zu berichten; Riedesel möge ihm die gewünschte Ausdrucksweise 
diktieren. Dieser zog es indes vor, -Cobenzl die passendsten Worte 
zur Vermeidung jeglichen Ärgernisses wählen zu lassen, und versprach, 
selbst wenn eine unfreundliche Antwort eingehe, dafür zu sorgen, 
dass sie den König nicht aufrege. Da er aber von Cobenzl hörte, 
dass die österreichische Antwort voraussichtlich in die Form einer 
Note gekleidet sein werde, bat er Cobenzl, er möge lieber gar nichts 
berichten und die Sache mit Stillschweigen übergehen. Das versprach 
Cobenzl unter der Bedingung, dass auch Riedesel so tue, als ob 
niemals etwas ähnliches zwischen ihnen 'vorgekommen sei. Nach 
Rtedesels Weggang schrieb Cobenzl das Gespräch nieder und begab 
sich zu Breteuil, der vollkommen die Haltung des kaiserlichen 
Gesandten billigte und sich von ihm eine kurze Aufzeichnung der 
Unterredung mit Riedese! geben Hess***), angeblich zur Unter- 
stützung des Gedächtnisses, wenn er mit Repnin darüber spreche, 
in Wirklichkeit, um gegenüber preussischen Entstellungsversuchen 
den Sachverhalt klarlegen zu können. Dies erwies sich, wie Cobenzl 
berichtet, auch als nötig, denn Riedesel verschwieg Repnin die 
mit Cobenzl getroffene Abrede, Repnin nahm also an, dass Cobenzl 
nach Wien berichten werde; es hätte dann kaum ausbleiben können, 
dass der Wiener Hof durch Repnin und Galizyn von dem vor- 
gefallenen Kenntnis erhalten hätte. Um die Sache klar zu stellen 
und jedes Missverstandnis zu verhüten, traten die Vermittler mit 
Cobenzl und Riedesel zu einer Besprechung zusammen. Hierbei 
suchte nun offenbar der preussische Gesandte den Vorgang am 
Vormittag so darzustellen, als ob er nur gebeten habe, Cobenzl 
möge die Ausdrücke seines Berichts so vorsichtig wie möglich 
wählen. Cobenzl kam ihm entgegen und erklärte, wenn ihm Be- 
denken gekommen seien wegen der getroffenen Abrede, so sei er 
bereit, sie als nicht geschehen zu betrachten und über die förm- 
liche Mitteilung hinsichtlich des Waffenstillstands Bericht zu er- 
statten ; Riedesel möge ihm dann diktieren, was er schreiben 
solle. Aber damit war wieder Breteuil nicht zufrieden. Schliesslich 
schlug Repnin vor, man solle die ganze Sache hinstellen als eine 
vertrauliche Unterhaltung zwischen den beiden Gesandten, vom 
Zufall herbeigeführt, wobei denn preussischerseits gesagt worden 
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sei, man müsse in Wien sich mit dem Friedensschluss beeilen, da 
das Ende der Waffenruhe herannahe und somit jeder Augenblick 
wertvoll sei. 

In diesem Sinne berichtete dann Cobenzl an Kaunitz über 

die vertrauliche Unterhaltung, die sie am Morgen bei einem zu- 
fälligen Zusammentreffen anlässlich der schwebenden Fragen mit 
einander gehabt hätten. Den französisch abgefasstcn Bericht las 
er Abends den anderen i)ii)lümaten vor, die damit sehr zufrieden 
waren; auch gab er Breteuil den Entwurf dazu als Zeichen, dass 
er nichts mehr am Text ändern wolle. Daneben aber sandte er 
eine ausführliche deutsch geschriebene Darstellung ab, worin er die 
Entstehungsgeschichte jenes französischen Berichts wahrheitsgetreu 
schilderte"«). 

In der Angelegenheit der Apanagenerhöhung des Herzogs 
von Zweibrücken sah sich Rtedesel, wohl gegen seine Neigung, 
genötigt, Schritte zu tun. Die Ministcrialweisung vom 8. April 
besagte ja ausdrücklich, man müsse dem pfälzischen Hofe begreiflich 
machen, dass der König die Konvention von 1741 nur erneuern 
werde, wenn Karl Theodor seinem Neffen die geforderte Auf besserunqf 
bewillige, dass er aber andernfalls seine eigenen alten Rechte auf 
Jülich-Berg wieder geltend machen und sich mit dem Herzog allein 
verständigen werde ^^^). Riedesel setzte davon Breteuil in Kenntnis 
und bat ihn, darüber an Karl Theodor zu schreiben ; der Botschafter 
jedoch lehnte dies Ansinnen ab mit der Begründung, dass er einmal 
jene Drohung gebraucht habe, um die sächsische Entschädigung 
durchzusetzen, dass man sie aber nicht ein zweites Mal verwenden 
dürfe, zumal es sich hier doch um eine Einmischung in fremde 
Familienangelegenheiten handle; auch habe jader König selbst gesagt, 
er bewillige jene Erneuerung aus Freundschaft für den König von 
Frankreich; und endlich habe das Objekt mit dem Friedensvertrag 
an sich gar nichts zu tun. Dies alles hindere ihn und den Hof 
von Versailles freilich nicht, sich lebhaft für die Befriedigung des 
Herzogs von Zweibrücken zu interessieren und in München eifrig 
einer Apanagenerhöhung das Wort zu reden, wie ja König Ludwig 
sein Interesse für den Herzog durch die Zahlung des jährlichen 
Hülfsgelderbetrags von 200000 Francs genügend beweise. Aber 
er wiederhole, die Apanage des Herzogs stehe mit den Ursachen 
des Krieges nicht in Zusammenhang und ihre Erhöhung könne 
daher auch nicht als conditio sine qua non für den Frieden hin- 
gestellt werden^**). 
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Auch bei Repnin fand Riedesel diesmal keinen Anklang; der 
Fürst erwiderte auf die Bitte, sich bei Breteuil zu verwenden, er 
habe Befehl von seinem Hof, den Friedensschluss durch diese 

I 

Angelegenheit nicht zu verzögern; er sei bereiti die Sache an sich 
zu unterstützen, aber dürfe sie nicht in Verbindung bringen mit 
mit der Kriegs- und Friedensfrage. Dass er jedoch lebhaftes Interesse 
für den Herzog hegte, bewies sein Schreiben an Galizyn, worin 

er ihn bat, am Wiener Hof sein möglichstes zu tun, damit dieser 
in Münclien zugunsten des Herzogs wirke ^*^). ' 

Breteuil war offenbar peinlich berührt durch die preussische 
Absicht, die Garantie tur Jülich-Berg nur dem Herzog von Zweibrücken 
zu erneuern. £r schrieb daher sogleich an de Pens in Breslau, er 
solle dafür sorgen, dass in der Unterstützung des Herzogs das 
gebührende Mass gehalten werde; es sei unbillig und schädlich, 
wenn man grade jetzt den Kurfürsten zur Erhöhung seiner Leistungen 
an den Herzog zwingen woUe; im übrigen sei es ja bekannt, wie 
König Ludwig diesem Fürsten alles Gute wünsche und ihn mit 
einer jährlichen Geldzahlung unterstütze^"^). Indessen hielt er es 
doch nicht fiir unrichtig, wenn er von der Drohung des Königs 
Friedricli bei Kail Tiicodor Gebrauch iiiaclitc, um dieiea zur Nach- 
giebigkeit gegenüber seinem Neffen zu bestimmen. 

An diesem Tage, dem lo. April, Abends erhielt Breteuil aus 
München die Nachricht, dass am 21. März durch Vertrag zwischen \ 
Russland und der Pforte eine Verständigung erfolgt, dass somit 
der Ausbruch eines Krieges im Osten Europas nicht mehr zu 
befurchten sei"*). 

In Breslau herrschte auch nach der Ankunft des hoffnungs- 
vollen Riedeselschen Berichts vom 8. April noch immer eine pessi- [ 
mistische Auffassung der Lage. Der König hatte Nachrichten erhalten, 
wonach Kaunitz jetzt mit dem Kaiser im Einvernehmen stehe und 
die Kaiserin-Königin zu hintergehen suche. Sein alter Verdacht 
regte sich wieder, dass man ihn, wie im vergangenen Jahre, durch 
Unterhandlungen hinhalten und um die für Erölinung des Feld/.ugs 
günstige Jahreszeit betrügen wolle; er schrieb an Riedesel, das sei 
der Hauptgrund, weshalb er die Waffenruhe nur bis zum 28. April 
ausgedehnt habe; man könne sich darauf verlassen, wenn dann die 
Verständigung noch nicht erfolgt sei, werde er sofort die Feind- I 
Seligkeiten wieder eröffnen und seinen Gesandten vom Kongress 
abberufen. Denn was hindere denn daran, sogar auf der Stelle 
den Frieden abzuschliessen, wenn man nur aufrichtig und ohne 
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Chikancn zu Werke g^ehen wolle?'**). Er werde den friedlichen 
Versicherungen des Grafen Cobenzl solange nicht mehr glauben, 
als nicht die Ereignisse ihnen Recht gäben; nach sovielen Worten 
wolle er endlich Taten sehen. Denn aus guter Quelle wisse er, 

dass die krict;ci ischcii Vorbcrcituiii;cn des Wiener 1 fofes Fortgang 
nähmen, dass Anleihcvci liandlungcn in Italien und den Niederlanden 
mit grösserer Lebhaftigkeit als zuvor betrieben würden, und dass 
man sogar in den österreichischen Krblanden am guten Erfolg des 
Friedensgeschäftes zu zweifeln beginne^®*). Die Auffassung König 
Friedrichs zeigt sich auch in der Weisung an seinen Gesandten in 
Dresden, Alvensleben, er solle von allen kriegerischen Nachrichten 
un^ Gerüchten nach wie vor Meldung erstatten, wenn a^ich Prinz 
Heinrich, der bestimmt an den Frieden glaube, sie für unbegründet 
halte. Denn die bei ihm in Breslau einlaufenden Meldungen sowohl 
wie der Gang der Unterhandlung in Teschen Hessen jene Nachrichten 
als durchaus nicht grundlos erscheinen '•'■*). 

Aber auch in Wien befanden sich die kitenden Personen 
in gereizter Stimmung. Nachdem bereits Kunde davon eingelaufen 
war, dass Karl Theodor endlich in die Zahlung von 6 Millionen 
Gulden an Sachsen gewilligt habe, hatte Galizyn in einer ein- 
stündigen Unterredung mit Kaunitz Gelegenheit, die Ansicht des 
leitenden Staatsmannes über die Lage kennen zu lernen. Auf seine 
Klage über das Verhalten der pfalzischen Bevollmächtigten in 
Teschen und auf die erneute Mitteilung der drei Punkte, welche der 
König von Preussen fordere — nämlich Garantie der beiden Neben- 
konventionen sowie der pfalzischen Familienverträge, Weglassung 
des Artikels iiber Jülich-Berg aus dem Hauptvertrag, Beitritt des 
Herzogs von Zweibrücken als mitvcrtragschlicssenden Teiles — 
erging sich Kaunitz ihm gegenüber in einer längeren Auseinander- 
setzung. Der Staatskanzler betonte, dass sein Hof sich jederzeit 
nachgiebig und entgegenkommend gezeigt habe; so habe man trotz 
der gegen Sachsen vorwaltenden Abneigung den preussischen Plan 
der Entschädigung dieses Staates angenommen und kein Mittel 
unversucht gelassen, den Kurfürsten zu der jetzt endlich bewilligten 
Zahlung von vier Millionen Talern zu bestimmen. Wie auf sach- 
lichem, so habe man auch auf formellem Gebiet durchaus nicht 
die Absicht, Schwierigkeiten zu bereiten. Die jüngste Differenz 
zwischen Sccirld und Cobenzl sei zurückzuführen auf ein Versehen, 
das in Wien vorgei^onimen sei, indem man eine Weisung des Kur- 
fürsten an Seefeld durch Cobenzl habe übermitteln lassen, deren 



Digitized by Google 



378 



Inhalt man nicht erst geprüft habe, nämh'ch die dem Interesse des 
Wiener Hofes zuwiderlaufende Anweisung, die preussische Garantie 
nachzusuchen für die pfälzischen Hausverträge und flir die öster- 
reichisch-pfälzische Konvention. Nachdem nun Lehrbach in Miincheii | 
ohne erhebliche Mühe den Widerruf dieser Weisung durchgesetzt 
habe, seien die entsprechenden Befehle ebenfalls wieder über Wien 
an Cobenzl geschickt und von diesem weitergegeben worden. Dieser 
Schritt sei zur Wahrung des Ansehens des Wiener Hofes unbeding^t ' 
notwendig g-ewesen. 

Als gegen die Würde der Kaiserin-Königin vcrstossciid wollic ' 
Kaunitz auch das Verlangen nach der preussischen Garantie für die 
Fan j 11 icn vertrage und für das pfril'/isch-österreichische Abkommen 
ansehen; denn dieses erwecke den Eindruck, als solle das Haus 
Österreich beaufsichtigt und in Schranken gehalten werden. Der- 
selben Rücksicht auf das Anteilen des Staates entspringe die 
Weigerung, dem Herzog von Zweibrücken die Teilnahme am Ab* 
schluss des Vertrags zu gestatten. Denn es sei ja noch gar nicht 
unbedingt sicher, dass er Erbe der pfalz-bayrischen Lande sein 
werde; der Kurfürst könne sehr wohl, wenn etwa seine Gemahlin 
stürbe, sich wieder verheiraten und Kinder bekommen. Überdies 
rechtfertige das Verhalten des Herzogs gegen den Wiener Hof keine 
irgendwie geartete Begünstigung. Ebensowenig wie iu diesen 
beiden Punkten war Kaunitz zu Entgegenkommen geneigt in der 
Frage, ob nicht die Erneuerung der Konvention über JüHch-Berg 
in dem Friedensvertrag unerwähnt bleiben könne ; er hielt die für 
die Erwähnung früher schon angeführten Gründe für durchschlagend. 
Die abweichende Ansicht Preussens in den drei genannten Punkten 
betrachtete er als Chikane; doch wollte er den König dafür nicht | 
verantwortlich machen, denn dieser habe gezeigt, dass er sich nur 
von grossen Gesichtspunkten leiten lasse ; aber unter den Männern, i 
denen er sein Vertrauen schenke, seien solche, welche die ver- \ 
derbliche Absicht hegten, die Unterhandlungen zum Scheitern zu 
bringen und den Krieg von neuem beginnen zu lassen. Allein in 
den Händen der Vermittler liege die Macht, den Triumph dieser 
verhängnisvollen Bestrebungen zu vereiteln. 

Wenn Galizyn sich in seinem Schieiben an Repnin durch 
diese Darlegung des Staatskanzlers als so vollkommen überzeugt ^ 
bekennt, dass er sachlich nichts zu antworten vermocht habe, so 
Spricht das ebensowenig fiir Unparteilichkeit wie für staatsmännische 
Begabung; noch grösseren Eindruck aber scheinen auf ihn die 
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vertraulichen Mitteilungen über die Stimmung des Kaisers gemacht 
zu haben: seit längerer Zeit sei Joseph schon ungeduldig über die 
endlosen Debatten und Erörterungen, die mit der Friedens- 
unterhandlung verbunden seien; wiederholt habe er sich in einer 
Weise gfeäussert, die Kaunitz gradezu in Verlegenheit gesetzt habe; 
nach Aiikualt dci juui^^tcn prcussisclicn .YmncikLaif^en sei sein 
Missvergnügen aufs höchste gestiegen und er habe gesai^t, bei den 
immer neuen Chikanen, die sicli jetzt sogar auf den Ausdruck 
»afifectionc und dessen SteUung im Vertrag erstreckten, wünsche 
er zwar, dass die Katserin-Königin und Kaunitz Mittel fänden, so 
masslose Anforderungen in Einklang zu bringen mit der Würde 
des Erzhauses, verzweifle aber an der Möglichkeit. Kaunitz leugnete 
durchaus nicht, dass er persönlich in einer recht peinlichen Lage 
sei zwischen der Friedensliebe Maria Theresias und den häufigen 
Zomesausbrttchen des Kaisers'*'). 

In Teschen traf die langersehnte Antwort Karl Theodors am 
XachaiiUag des Ii. April ein; ein Kurier O Dunnes brachte sie auf 
dem übhch gewordenen Umweg über Wien. Der Kurfürst wandte 
sich abermals an Breteiiil in der HofTnung, dass es diesem noch 
gelingen könne, einen Vorteil für ihn zu erlangen. Er wollte sich 
jetzt der Notwendigkeit fügen und die Summe von sechs Millionen 
Gulden in bayrischer Währung bezahlen, wenn es sich als unmöglich 
erweise, sie mit Rücksicht auf den viel geringeren Wert des tat- 
sächlichen AUodialbesttzes oder mit Rücksicht auf die Überlassung 
Schönburgs herabzusetzen; auf keinen Fall aber wollte er eine 
Abtretung von Land an Sachsen zulassen. Die jährliche Rate 
sollte 250000 Gulden betragen, da die schlechte Finanzlage Bayerns 
eine raschere Abtragung der Gesamtsuninie nicht gestatte. Von 
Breteuils Fürsprache erhoffte er aber noch immer einige Vorteile, 
die ihm die Kaiserin - Königin durch Aufgabe der böhmischen 
Oberlehenshoheit über pfälzische Bezirke und der Suzeränetät über 
Neuburg zuwenden könne 

Seinen eigenen Vertreter, den Grafen Seefeld, setzte der 
Kurfürst in Kenntnis von dem notgedrungen gemachten Zugeständnis, 
das unter der Bedingung erfolge, dass Kursachsen nunmehr die 
Vertretung gegenüber allen anderen AHodialgläubigern übernehme, 
Seefeld selber sollte sich an den von Breteuil zu fuhrenden Unter- 
handlungen nur insofern beteiligen, als er alle Anträge auf Sicher- 
stellung der Gcklzahlungen durch Landverpfanclun- abweise; die 
Garantie der Mächte für die richtige Ausfuhr ung des Friedens- 
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vertras^s müsse geniigen ; ferner sollte er alle Bestrebungen fördern, | 
welche (lihin gingen, Kurpfalz für das gebrachte Oplei- durch den 
Edelmut der Kaiserin-Königin eine Beloiinung zu verschaffen ^^^). 

Beim gemeinsamen Mittagsmahl teilte Breteuil den Gesandten 
die erfreuliche Kunde mit und berief sie zu einer Plenarsitzung auf 
den folgenden Vormittag, an dem er die Autträge des Kurfürsten ' 
erfüllen wollte. Vertraulich benachrichtigte er Riedesel und Zinzendorf, 
er müsse pro forma noch versuchen, etwas abzuhandeln, sei aber 
ermächtigt, das preussische Ultimatum zu bewilligen, d. h. die 
Zahlung von sechs Millionen Gulden in bar ohne Landabtretung ^'*^). 
Letzteres entsprach zwar nicht dem noch am 9» April gemachten 
Vorschlag Zinzendorfs, der den Landgewinn für Sachsen retten 
wollte, indem er Mindelheim und Wiesensteig, sowie sieben an 
Sachsen grenzende Ämter der Oberpfalz an seinen Herrn abzutreten 
und deren Kapitalwert mit 2700000 Gulden Konventionsmünze 
anzuschlagen empfahl, so dass noch 3300000 Gulden in bar nach- 
zuzahlen blieben ^^^). Aus diesem Vorschlag ging übrigens auch 
hervor, dass Sachsen die Zahhmg in Konventionsmünze verlangte, 
während Bayern nur in bayrischer Münze zu zahlen geneigt war^^^). 

Breteuil nahm die Grelegenheit, da er Rtedesel die über Krieg 
oder Frieden entscheidende Mitteilung machen konnte, wahr, um 

auf den Vollzug der Akte zu drängen, wodurch die preussische 
Garantie für Jülich-Berg zugunsten des pfalzischen Hauses erneuert 
werde; er lehnte es somit nochmals ab, die Verzögerung des Vollzugs 
zu benützen, um einen Druck auf Karl Theodor zum Vorteil des 
Herzogs von Zweibrücken auszuüben, und berief sich auf die Zusage 
des Königs, er werde nach Erfüllung der Hauptfriedensbedingungen 
jene Akte erneuern ^^^). Riedesel berichtete noch an demselben 
Abend kurz an den König über die endlich erfolgte Bewilligung der 
vollen Entschädigungssumme und fügte die Meldung von der Bei- 
legung der russisch-türkischen Differenzen durch das unter französischer 
Vermittlung zustande gekommene Konstantinopeler Abkommen vom 
ji. Marz hinzu. Er wollte bemerkt liaben, wie Cobenzl ganz bleich 
geworden sei,* als ihm Breteuil diese Mitteilung machte. Auch mit 
Seefeld, Günther und Goldhagen hatte Iketeuil noch eine Besprechung, 
wobei er ihnen den an ihn gerichteten Brief des Kurfürsten vorlas, 
seinen Dank für das in ihn gesetzte Vertrauen aussprach und sich 
über die Art äusserte, wie er am nächsten Tage sich seines Auftrags 
zu entledigen gedenke ^^^). 
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Am 12. April fand nun die Sitzung sämtlicher Bevollmächtigter 
statt, worin die entscheidenden Eröffhungen des fransösischen 
Botschafters entgegengenommen werden sollten. Breteuil gab den 
Entschluss des Kurfürsten von der Pfali kund, den an ihn gerichteten 

dringenden Bitten nachzugeben und die Entschädigung von sechs 
Millionen duiden zu bewillis^en; jedoch dürfe nicht die Rede sein 
von einer T.nndabtrctun^, sundcin nur von Barzahlung, und ausserdem 
wünsche Karl Theodor, dass der Wert der Oberlehenshoheit iiber 
Schönburg auf die sechs Milhonen in Anrechnung gebracht und dass 
die Gesamtsumme in jährlirhcn Raten von 2500CX> Gulden abgezahlt 
werde. Darauf ergriff Riedesel das Wort, um die drei gemachten 
Einschränkungen zurückzuweisen und die alte Forderung zu wieder- 
holen, dass die Summe von sechs Millionen Gulden mindestens 
teilweise in Gestalt einer Landabtretung entrichtet werde; dass weiter 
der Wert der Oberlehenshoheit von Schönburg nicht angerechnet 
werde; und schliesslich, dass die Ivatenzahlung bedeutend iidlier, 
nämlich auf 500000 Gulden jahrlich angesetzt werde, da bei den 
pfalzi-icherseits beantra[^ten niedri^^'en Raten volle 24 Jahre erforderlich 
sein Wiarden, um die Schuld zu tilgen. Diesen Ausfuhrungen schloss 
sich Zinzendorf durchaus an. Cobenzl dagegen behauptete, die 
Schönburgschen Lehen seien immer einbegrifTen gewesen in die 
Summe von vier Millionen Talern — wogegen sowohl die Vermittler 
wie die Vertreter Preussens und Sachsens Widerspruch erhoben — 
und empfahl Verteilung der zu zahlenden Summe auf 15 Jahre, 
also die Zahlung von 400000 Gulden jährlich. Nachdem so die 
beiden Parteien sich ausgesprochen hatten, machte Repnin den 
vermittelnden Vorschla<:j, Zinzendorf möge die h'orderuuL,' der Gebiets- 
abtretung,^ fallen lassen, woL^^ei^en der Kurfürst von de: Tialz die 
Ratenzahlunf^^en erhöhen und zu j^^rösserer Sicherheit eine Provinz 
verpfänden solle, die Sachsen beim Ausbleiben regelmässiger Zahlung 
als Eigentum beanspruchen dürfe. Gegen die Landverpfändung 
erhob sich nun aber starker Widerspruch nicht nur bei den Ffalzern, 
sondern auch bei Cobenzl und sogar bei Breteuil; sie legten dar, 
dass alle Provinzen bereits mit Schulden überladen seien, dass also 
eine Spezialverpfandung Sachsen nichts nützen werde, indes könne 
es eine viel stärkere Sicherheit erhalten in Gestalt einer von den 
Landständen, den vermittelnden und den kriegführenden Mächten 
garantierten Generalhypothek auf t^anz Bayern. Ilofenfels machte 
noch die BemerkunjT, dass sein Herrsich auf den Wunsch beschränke, 
die jähriiche Kate möge 500000 Gulden nicht übersteigen; im 
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übrigen habe der Herzog längst der vom König von P^eussen j 
geforderten Entschädigung für Sachsen zugestimmt. 

Da die Ansichten sich ziemlich schroif gegenüberstanden, 
trat auf Breteuils Veranlassung eine Pause ein und man beschloss, ^ 
die Beratung erst nach dem Mittagessen wieder aufzunehmen. In 
der Abendsitzung trat dann Breteutl mit folgendem Vorschlag 
hervor: nachdem der Kurfiirst von der Pfalz sechs Millionen 
Gulden bewilligt habe, nehme er, Hreteuil, es auf sich, ihn zur ' 
Abtretung von Schönburg oline Anrechnung, sowie zur Zahlung ^ 
von 400000 Gulden bayrischen Geldes jährlich zu bestimmen. — | 
Zinzendorfs Weisungen gestatteten ihm nicht, darauf einzugehen; | 
er nahm also den Antrag Breteuils zur Berichterstattung, nachdem i 
Repnin seine Forderung einer halben Million Gulden als Jahres- 
rate zurückgezogen hatte^^^). Ebenso war Riedesel ausser stände, 
mehr zu tun, als das Versprechen zu geben, dass er über die Ver- 
mittlungsvorschläge an den König berichten werde. 

Auch die Währung, in der die vier Millionen Taler an 
Sachsen bezahlt werden sollten, kam zur Sprache, doch waren 
beide Vermittler der Ansicht, dass unter den pfalzischerseite be- 
willigten sechs Millionen Gulden Münze bayrischer, nicht sächsischer 
Währung zu verstehen sei^**). i 

Nach Beendigung der Konferenz berichteten die einzelnen 
Vertreter an ihre Höfe. Riedesei erbat Mitteilung darüber, ob der 1 
König sich mit dem Kurfürsten von Sachsen geeinigt habe über 
die Annahme der pfälzischen Bedingungen, nämlich : keine Gebiets- 
abtretung, jährliche Ratenzahlung in Höhe von 400 OOO Gulden, 
Generalhypothek auf ganz Bayern zugleich mit der Garantie der 
vermittelnden und der kriegführenden Mächte für richtige Zahlung, 
Zahlung nach bayrischer oder Reichswährung, nicht nach sächsi- 
schem Münzfuss. Er fügte hinzu, dass die Vermittlungsbotschafter | 
die Annahme dieser Bedingungen mit Rücksicht auf die Finanz- • 
läge Bayerns dringend empföhlen. Breteuil habe ihn noch per- 
sönlich privatim gebeten, dafür zu sorgen, dass man die jährliche ' 
Rate nicht höher al« auf 400000 Gulden ansetze, dn. sonst fiir | 
den Herzog von Zwei brücken bei Karl Theodor nichts mehr zu 
erreichen sein werde. Freilich schien es nun ganz ausgeschlossen, 
dass man aus der Apanagenerhöhung dieses Fürsten eine Friedens- > 
bedingung machte. Zwar hatte Hofenfels noch am 10. April in 
einer Note an Repnin dessen Fürsprache und Vermittlung an^ I 
gerufen, da der Kurfiirst rundweg jegliches Entgegenkommen j 
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gegen die Wünsche seines Neifen abgelehnt habe*^); aber auch 
Repnin durfte nicht daran denken, dadurch den Friedensschluss 
zu verzögern. Breteuil war allerdings der Ansicht, oder be> 
hauptete wenigstens es zu sein, dass man Karl Theodor nur etwas 

Zeit lassen müsse, die nunmehr an ihn herangetretenen und in 
der Hauptsache schon beuilli^jten Forderungen zu verwinden; 
danach könne man etwas für den Herzog begehren, und wenn dies 
Verlangen dann von den Verniitllern und den kricgfiihrenden 
Mäcliten unterstützt sei, werde der Kurfürst ihm schUesslich auch 
Rechnung tragen^*®). 

Breteuil setzte nun wieder, wie gewöhnlich, den Marquis de 
Pens von dem Verlauf der Konferenz in Kenntnis und suchte durch 
ihn auf die Annahme seiner Vorschli^e in Breslau hinzuwirken. Er 
liielt jetzt die Beendigung der Friedensverhandlung für nahe gerückt; 
nur die noch ausstehende Antwort des Wiener Hofes wegen der 
Garantie der pfälzischen Hausverträge machte ihm Sorge. Die Be- 
friedigung des Herzogs von Zweibriickcn schied er aus dem eigent- 
lichen Friedcnswerk gänzlich aus, da von ihr in den für die Unter- 
handlungen grundlegenden Erklärungen w eder auf preussischer noch 
auf österreichischer Seite die Rede gewesen war. Trotzdem be- 
schäftigte er sich mit ihr eingehend und beauftragte de Pens, die 
preussischen Kabinettsminister unter allen Umständen von der An- 
wendung von Zwangsmassr^eln zurückzuhalten und ihnen sowie 
dem König klar zu machen, dass auf dem Wege der Geduld der 
Herzog die Erfüllung seiner Wünsche verhältnismässig leicht mit 
Unterstützung Preussens und Frankreichs erreichen werde; denn 
nur mit anhaltendem Bitten und Drängen sei bei Karl Theodor 
etwas durchzusetzen '^"). An Hofcnfels richtete Breteuil ilas Er- 
suchen, er möge neue Schritte zugunsten seines Herrn um sechs 
Tage aufschieben, damit zunächst einmal der Vertrag zwischen 
Sachsen und Pfalz ins reine gebracht werde ; ferner solle er die Über- 
gabe einer preussischen Ministerialnote durch Riedesel anregen, 
worin die Gerechtigkeit der Ritten des Herzogs nachgewiesen werde; 
auf Grund dieser Note wollten dann er und Repnin ihre guten 
Dienste bei Karl Theodor eintreten lassen. Hofenfels erfüllte schliess- 
lich den Wunsch Breteuils» aber den Zusicherungen der beiden 
Botschafter, sich für den Herzog zu verwenden, schenkte er kein 
Vertrauen, vielmehr glaubte er, dass sie bloss Zeit gewinnen wollten, 
um dann nach Unterzeichnung des I'Viedensvertrages seinen Hei i n 
im Stiche zu lassen. Namentlich Breteuils Handlungsweise würde, 



Digitized by Google 



384 



so meinte er, allein von dem Verlangen geleitet, dem Wiener Hof 
gefällig zu sein ; und dazu komme noch, dass er als Beauftragter 
Karl Theodors alles vermeide, was diesem unangenehm sein könne. 
Auch was Cobenzl dem Vertreter des 1 lerzogs sagte, lautete nicht 
gerade aussichtsvoll: vor dem Friedensschluss und solange der 
König von Preussen sich in die Sache einmische, werde der Wiener 
Hof kein Wort zu seinen Gunsten in München reden ; ja, selbst 
wenn Karl Theodor dem Wiener Hof gegenüber eine dem Herzog 
günstige Erklärung abgebe, werde man sie doch erst nach erfolgtem 
Friedensschluss mitteilen. Sobald der Friede unterzeichnet sei, 
werde allerdings der Herzog, wenn etwa Hofenfels als sein Ver- 
treter nach Wien komme, von dem Edelmut der Kaiserin Königin 
alles erwarten können. Trotzdem glaubte Hofenfels durch zähes 
Festbalten mehr erreichen zu können als durch Nachgiebigkeit, 
zumal seiner Auß'assung nach alle Erfolge in der Unterhandlung 
bis dahin nur auf jenem Wege herbeigeführt worden waren^**). 

Zinzendorf richtete an seinen vorgesetzten Minister Stutterheim 
nach vorausgegangenem genauem Bericht über den Gang der Ver- 
handlungen die Fragen, ob er i. auf die Landabtretung, weil aus- 
sichtslos, verzichten ; 2. die angebotene jährliche Ratenzahlung von 
4 — 500000 Gulden annehmen; 3. die Forderung der Spezialver- 
pfändung aufgeben ; und 4. das ebenfalls aussichtslose Verlangen nach 
Verzinsung der noch nicht abgezahlten Summe fallen las.^cn diirfe^*^). 

Von Breslau hatte inzwischen König Friedrich die Depeschen 
Riedesels vom 10. April über die Frage der Befriedigung des Herzogs 
von Zweibrücken beantwortet. Er stimmte der Auffassung seines 
Vertreters in Teschen bei, dass man aus ihr keine Bedingung 
machen dürfe, deren Nichterfüllung den Friedensschluss verzögere; 
aber er bezeichnete es als sehr willkommen, wenn sich etwas 
erreichen lasse; Riedesel wurde daher beauftrs^, sein möglichstes 
dafür zu tun. An dem festgesetzten Schlusstermin der Waffen- 
ruhe Ende April wollte der König vorerst nichts ändern, da bis 
dahin noch Zeit genug sei, um zur Friedcnsunterzeichuung zu ge- 
langen, und da ihm viel daran liec^e, recht zeiti^^ zu wissen, ob 
der Krieg fortdauere oder ob es Frieden gebe^^*^). In iiirer Weisung 
an Riedesel erklären die Minister, der König sei in der Tat zur 
Erneuerung der Konvention von 1741 entschlossen aus Freund- 
schaft für den König von Frankreich, aber in erster Linie doch 
zugunsten des Herzogs von Zweibrücken ; die Weigerung, die 
Konvention zu erneuern, sollte nur eine Drohung für Karl Theodor 
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bedeuten und ihn nachgiebiger gegen seinen Neftcn niacli;:n; der 
Friedensschluss aber könne dadurch nicht aufgehalten werden. 
Allerdings, wenn jetzt niclits für den Herzog ausbedungen werde, 
werde er wohl niemals etwas erhalten"^^'). 

Im ganzen war die Stimmung in Breslau in diesem Zeitpunkt 
offenbar wieder friedlich und hoflnungsvoll; man glaubte, dass die 
Antwort aus München zufriedenstellend lauten werde, konnte aber 
freilich die österreichischen Rüstungen damit nicht recht in Ein- 
klang bringen^**). 

Die pfälzische Antwort traf, von Riedesel Ubermittelt, früher 
als erwartet, am 13. April morgens in Breslau ein. Das Zugeständnis 
von vier Millionen Talern für Sachsen errej^te grosse Freude bei 
König Friedrich; er verzichtete gerne auf die Landabtrehing an 
Sachsen und erklärte sich mit der Auffassung des französischen 
Botscliarters einverstanden, dass man jetzt keinen Druck auf Karl 
Theodor ausüben solle, wenn Aussicht bestehe, später auf gütlichem 
Wege etwas von ihm für den Herzog zu erreichen. 

Die gleichzeitig anlangende Kunde von der Regelung der 
Differenzen zwischen Russland und der Pforte war ihm nicht minder 
erfreulich; er schätzte sie so hoch wie eine gewonnene Schlacht 
und hoffte, dass sie für. den Abschluss der Teschener Unterhandlung 
nützlich sein werde**'). 

Wie beim König, so herrschte auch bei den Ministern kein 
Zweifel mehr an dem nalien Qhicklichen Abschluss des nuihevollen 
Werkes; Mertzberg schrieb an Riedesel, seitdem die Zai.bci lorinel 
der vier Millionen gesprochen sei, halte er den Frieden für gesichert; 
dabei bedauerte er allerdinj^s, dass die Festigkeit des Königs, 
welche diesen Erfolg erzielt habe, nicht auch zugunsten des Herzogs 
von Zwei brücken angewendet werde; nunmehr seien die Interessen 
dieses Fürsten preisgegeben und er selber sei (lir Preussen so gut 
wie verloren. Denn Breteuils Vorschlag, nach dem Friedensschluss 
allmählich die Befriedigung des Herzogs zu erwirken, bezwecke 
wesentlich, Frankreich das Verdienst zu verschaffen und den Herzog 
dauernd an den Hof von Versailles zu fesseln*"). 

Nach Eingang des ausführlicheren Berichtes, den Riedesel 
am 12. abends verfasst hatte, antwortete der Konig am 14, indem 
er mit der zuversichtlichen Hofinung auf einen tainstigen V^erlauf 
der weiteren Kongressverhandlungen den Wunsch verband, dass 
durch Festsetzung der Ratenzahlungen auf 500000 Gulden die Ab- 
tragung der Gesamtsumme in zwölf Jahren ermöglicht werde ; denn 
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es sei nicht gut, die endgültige Erledigung der Sache zu weit hin- 
auszuschieben. In einer eigenhändigen Nachschrift sah er völlig 
ab von der Unterstützung der Forderung des Herzogs und be^ 
merkte, dieser Fürst könne zufrieden sein, auch wenn er die 

200 ooo Gulden Apanagenerhöhung nicht bekomme; denn man 
sichere ilim die Erbfolge in l?ayern und verllindere, dass der 
Wiener Hof sich ferneriiin nochmals an diesem Herzogtum ver- 
greife'^'^). 

Die Beantwortung der einzelnen Fragen übernahm das 
Kabinettsministerium. Finckenstein und Hertzberg schrieben an den 
Gesandten, nach der Einwilligung des Kurfürsten von Sachsen, die 
Entschädigungssumme ganz in Geld anzunehmen, wenn sich nicht mehr 
erreichen lasse, sei diese Sache erledigt. Die jährliche Rate müsse 
indes 500000 Gulden betragen, dagegen genüge als Pfand wohl 
eine allgemeine Hypothek auf die bayrische Erbschaft in ihrer 
Gesamtheit, da die Garantie der kriegführenden Mächte die Sicher- 
heit erhöhe. In der Währungsfrage sei wohl die Wahl der 
bayrischen oder Reichswährung als hWW^ zu bezeichnen, doch 
müsse in den beiden letztgenannten Punkten der Kurfürst von 
Sachsen die entscheidende Antwort geben. Die preussische 
Forderung sei immer gemeint gewesen als vier Millionen preussischer 
Taler. Bezüglich der Apanage des Herzogs gaben die Minister zu, 
dass ihre Erhöhung höchst wünschenswert sei, betonten aber, dass 
durch diese Angelegenheit der Friede nicht verzögert werden 
dürfe^^«). 

Auch die Frage der zu erneuernden Konvention von 1741 
iiber Jülich-Hcrg kam nun endlich der Lösung näher, iiulcm der 
Entwurf eines neuen Vertraj^s zwischen König Friedrich un i dem 
pfälzischen Hause von Breslau nach Teschen an Riede.^el zur 
Übergabe an Brcteuil abging. Er zeigte verschiedene Änderungen 
gegen den frülieren Vertrag, der, am 24. Dezember 1741 ab- 
geschlossen, also vor dem Breslauer Frieden von 1742, dem König 
von Preussen nur Niederschlesien mit Breslau garantierte, während 
jetzt sowohl von dem Hause Pfalz-Sulzbach in der Konvention als 
von Frankreich in der Beitritts- und Garantieakte die Gewähr- 
leistung von ganz Schlesien mit Glatz verlangt wurde. Den Ver- 
zicht auf den Anfall von Jülich-Berg wollte der König aber nur, 
wie schon 1741, aussprechen zugunsten des Hauses Sul/.bach, so 
dass nach dessen Aussterben die preussischen Erbansprüchc wieder 
ia Kraft traten. Die neue Fassung bezweckte, dem noch dcut- 
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lieber und bestimmter Ausdruck zu geben, als es die von 1741 
tat^*^. Der König erklärte sich mit der Absicht und dem V^or- 
gehen der Minister einverstanden. 

Wenn nun auch ausdrücklich an der Auffassung festgehalten 
wurde, dass die finanzielle Besserstellung des HeraEOgs von Zwei« 

brücken nicht als rriedensbedingung gelten dürfe, so untcrlicss man 
preussischerseits doch nichts, um sie auf anderem Wege zu 
erreichen. In seinem Antwortschreiben an Repnin hob Fincken<;te!n 
nochmals hervor, wie wünschenswert es sei, dass der Herzog 
materiell unabhängiger gestellt werde *^**); während gleichzeitig in 
Teschen Riedesel dem pfälzischen Geheimrat Gfjldhageo die Frage 
vorlegte, in welcher Weise sich etwas für den Herzog tun lasse; 
Goldhagen konnte nur raten, Geduld zu haben ; es sei ja zu hoffen, 
dass das frühere freundschaftliche Verhältnis zwischen Karl Theodor 
und dem Herzog allmählich wiederkehre. Auch Brcteuil richtete 
an Goldhagen diese Frage, ohne eine andere Antwort zu be- 
kommen, als dass die gegenwärtige Laijc des Kurfürsten, der die 
harten Bedingungen zur Befriedigung Sachsens habe annehmen 
müssen, ihn nicht gestatte, irgend etwas lui den Herzog zu tun**®). 
Mittlerweile nahmen die Verhandlungen über den Friedensvertrag 
und die Nebenverträge ihren Fortgang. Zinzendorf suchte Riedesel 
dafiir zu gewinnen, dass seinem Kurfürsten der Zinsvcrlust, der 
ihm durch die Verteilung der bayrischen Zahlung auf eine Reihe 
von Jahren erwachse, durch Zuschlag von weiteren zwei Millionen 
Gulden ersetzt werde; er sprach auch mit den Vermittlern darüber, 
wurde aber von Breteuil bestimmt abgewiesen mit der Mahnung, 
nachdem es endlich gelungen sei, Kurpfalz den Forderungen der 
vermittelnden Machte gefu^nL^ zu machen, nioi^e nun nicht etwa 
Sachsen von dem löblicherweise eingeschlagenen Ttadc der Mässi- 
gung abweichen; und dieselbe Mahnung wurde ihm zuteil, als er 
immer wieder auf das Verlangen spezieller Sichersteilung der 
sächsischen Forderung zurückkam^^^}. 

Die in Breslau herrschende günstige Stiinnumg benützend, 
sprach Brcteuil dem preussischen Gesandten vertraulich den Wunsch 
aus, der König möge jetzt aus eigenem Antrieb die Waffenruhe 
über den 28. April hinaus verlängern ; dies werde zur Beruhigung 
der Kaiserin-Königin dienen und dem ungestümen Drängen des 
Kaisers ein Ende machen; denn das Gefühl, sich die Waffenruhe 
bei dem König immer wieder erbitten zu müssen, habe unstreitig 
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«twas Demütigendes für den Wiener Hof. Rtedesel sagte zwar, er 
wage es nicht, diesen Vorschlag zu übermitteln, berichtete aber 
doch darüber an den König*^*). 

Mittlerweile verlebte Fürst Kaunitz schlimme Tage. \\ ahrcnd 
man auf der einen Seite erfuhr, dass Karl Theodor die sächsische 
Entschädigung in der geforderten Höhe bewilligte, während also 
die materielle Schwierigkeit aus dem Wege geräumt wurde, zeigten 
andererseits die neuen »Anmerkungent des preussischen Hofes zu 
den österreichischen »Antworten« auf die preussischen »Betrachtungent 
gar kein Entgegenkommen und waren in so unfreundlichem Ton 
abge&sst, dass man In Wien versucht war zu glauben, ihr 
Zweck sei, den Abbruch der Verhandlungen herbeizuführen. Dass 
der König von Preussen seine Forderungen — Garantie für die 
Konventionen neben dem Friedensvertrag und für die ptälzisclien 
Hausverträge, Weglassung des Artikels über Jülich-Berg, Teilnahme 
des Herzogs von Zueibrücken an der pfälzisch-österreichischen Kon- 
vention — mit allem Nachdruck aufrecht hielt, ging aus deren leb- 
hafter Befürwortung hervor, die Galizyn am lO. April dem Fürsten 
Kaunitz vortrug^®^). Man hatte dies um so weniger erwartet, als 
man meinte, mit dem Eintreten iiir die Entschädigung des ver- 
hassten sächsischen Hofes schon besonderes Entgegenkommen ge- 
zeigt zuhaben. Die Verstimmung war infolgedessen gross; nament- 
lich der Kaiser war äusserst erregt und bezeichnete es als eine Be- 
einträchtigung der Würde der Kaiserin-Königin, wenn man sich auf 
eine derartige Kleinigkeitskrämerei, wie die Stellung einzelner Aus- 
drücke im Vertrag, einlasse. Um eine Verschärfung der Gegensätze 
zu vermeiden, gewann Kaunitz seine Herrin für den Gedanken, 
von einer schriftlichen Antwort auf die letzten preussischen An- 
merkungen abzusehen ; er wollte anstatt dessen an Breteuil schreiben 
undCobenzl beauftragen, mündlich den Vermittlern einige Mitteilungen 
zu machen. Joseph war im Grunde zwar ebenfalls der Ansicht, dass 
keine Antwort hier auch eine Antwort sei, aber in seinem Zorn, 
vielleicht auch von seiner kriegslustigen ümgebung aufgestachelt, 
sandte er trotzdem nicht wcniq^er als drei eigenhändige Entwürfe eines 
nach Breslau zu richtenden Sclireibens an den Staatskanzler, die dieser 
sowohl wie Maria Theresia verwerfen mussten, weil sie durch die 
Schärfe des Inhalts und der Form den sofortigen Abbruch der 
Unterhandlung und den Wiederbeginn des Krieges zur Folge gehabt 
haben würden. In ihrer Besorgnis vor dem Scheitern ihrer Friedens- 
hoiTnungen wandte sich Maria Theresia sogar an den französischen 
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Geschäftsträger Barth^lemy mit der Bitte, er möge an Breteuil 
* schreiben, damit dieser sie aus ihrer peinlichen Lage befreie. 

Am nachdriiciclichsten wies der Wiener Hof die preussische 
Garantie fiir den pfälzisch-sächsischen und den pfalzisch östcrieicbi- 
schen \'d tra«,' zurück ; in ihr konnte er nämlich in der Tat eine 
Beeinträchtigung seiner Würde erbhcken, während das Ansehen 
des Königs vollkommen gewahrt wurde durch die Aufnahme der 
Konventionen in den Hauptfriedensvertrag. Zudem hatte das 
preussische Ultimatum seinerzeit diese Garantie nicht gefordert, 
vielmehr war das Verlangen erst aufgetaucht in einer von Repnin 
mitgeteilten preussischen Skizze des Friedensvertragsentwurfs, und 
dagegen war damals gleich von Breteuil und Repnin Einspruch 
erhoben worden, — so stellt wenigstens Kaunitz die Sachlage dar'**), 

Cobenzl erhielt nun unterm 12. April die Weisun;^, im Namen 
seines Hofes die Zustimmun;^ zur Garantie der pfälzischen h'amilicn- 
verträge kundzugeben und sich auch für die lu höhuni^ der Apanage des 
Herzogs von Zweibrücken zu interessieren, ohne indes daraus eine 
Bedingung des Friedensschlusses zu machen — beides unter der 
Voraussetzung, dass der Herzog, seiner Zusage gemäss, der öster- 
reichisch-pfälzischen Konvention beitrete, nicht aber an ihrem Ab- 
schluss teilnehme. Ablehnen sollte er die preussische Garantie 
itir die beiden Nebenverträge und fast sämtliche Ausdrucks- 
änderungen, und zwar sollte diese Ablehnung mit allem Nachdruck 
erfolgen. In einem besonderen Schreiben wurde Cobenzl an- 
gewiesen, bei Ricdesel dahin zu wirken, dass nun auch preussischer- 
seits dem Abschluss des Friedensgeschäftes weitere Hindernisse 
nicht in den Weg gelegt würden*^*). 

An Breteuil sandte Kaunitz eine ausführliche Darlegung der 
Gründe, welche (ur die Ablehnung der preussischen Garantie der 
Konventionen und iiir die Verweigerung der geforderten Text- 
änderungen bestimmend waren ; er fügte hinzu, er sei beauftragt, den 
Botschafter davon in Kenntnis zu setzen, dass über die nunmehr 
gemachten und Cobenzl mitgeteilten Zugeständnisse hinaus weder 
eine Bitte noch ein Vorschlag (}ehör finden könne, ganz einerlei, 
worauf er sich beziehe. Auch ersuchte er die Vermittler, fortan 
ihrer Rolle treu zu bleiben, die Würde beider kriegführenden Teile 
zu wahren und das einmal festgesetzte festzuhalten. Sollte aber 
Breteuil zur Einsicht kommen, dass man preussischerseits die neuen 
Schwierigkeiten nur erhebe, um den Friedensschluss zu hintertreiben, 
so möge er ihm schleunigst davon Nachricht geben^^). 
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Der Kurier mit den Depeschen für Cobenzl und Breteuil traf 
am i6. früh in Teschen ein. Riedesel war offenbar zunächst 
erstaunt, dass er keine förmliche Antwort des Wiener Hofes erhielt; 
aber er mag den Grund wohl bald erkannt haben, nachdem ihm 
Breteuil Mitteilung gemacht hatte von der Krisis, die durch 
Preussens letzte, zum Teil kleinliche Forderungen in Wien zum 
Ausbruch gekommen war. In seinem Bericht über die öster- 
reichischen Zugeständnisse, sowie über die Ablehnung der prcussi- 
schen Garantie für die Konventionen unterhess er nicht, auf Grund 
der ihm zu diesem Zwecke vertrauUch gemachten Angaben 
Breteuils und Repnins den König eingehend zu unterrichten über 
die Lage in Wien, insbesondere über die Verlegenheit, in die das 
Drängen Josephs und der Kriegspartei Maria Theresia versetzte^^. 
Da nun aber auch die Möglichkeit nicht von der Hand zu weisen 
war, dass der König die Verweigerung einer schriftlichen Antwort 
als UnhöfÜchkeit und als Achtungsverlctzung ansehe, beeilte sich 
Breteuil seinerseits, den Marquis de Pons von dem Stand der 
Dinge in Kenntnis zu setzen. Ihm gegenüber stellte er, vermutlich 
in der Absicht, bei dem König und den Kabinettsministern diesen 
Glauben zu erwecken, die Sache so dar, als ob man in Wien die 
kleinen, nun noch obwaltenden Meinungsverschiedenheiten als zu 
geringfügig ansehe, um ihretwegen den zeitraubenden Schriftwechsel 
fortzusetzen ; und er erklärte sich für in der Lage und bereit, wenn 
erforderlich, von sich aus einen Ersatz far die fehlende öster« 
reichische Antwortnote zu beschaffen. Dies tat er in gewissem 
Sinne auf der Stelle, indem er den Inhalt der Schreiben des 
Fürsten Kaunitz mitteilte. Er hob die Bemühungen der öster- 
reichischen Diplomatie hervor, den Kurfürsten Karl Theodor für 
das Verlangen der Garantie der Familienverträge zu gewinnen, das 
lebhafte Interesse, welches Maria Theresia an einer Befriedigung 
des Herzogs von Zweibrücken im Sinne der Hofenfelsschen Note 
zeige, sowie den aufrichtigen Wunsch dieser Fürstin, sich mit dem 
König von Preussen zu versöhnen. Wie hierüber, so sollte 
de Pons aber auch König Friedrich nicht im unklaren lassen über die 
Aufnahme, welche die preussischen »Anmerkungen« in Wien ge- 
funden hätten; Breteuil übertrieb eher den ungünstigen Eindruck 
derselben auf den Kaiser, als dass er ihn zu müden! suchte, und 
schloss mit der dringenden Bitte, der König möge von allen 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Ausdrücke und Wendungen des 
Textes absehen, die allein noch den endgültigen Abschluss ver- 
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hinderten. In der Frage der Garantie der Nebenverträge war 
Breteuil insofern in einer eigentümlichen Lage, als er selber im 
Auftrage seines Hofes sie gefordert hatte; da er aber den Wider- 
stand des Kaiserhofes gegen diese Bestimmung als unüberwindlich 
erkannte, glaubte er im Interesse des Friedensschlusses von dem 
Bestehen auf jener Garantie abraten zu sollen. Er begründete den 
Rat damit, cin^s der König von Preussen in seinem tatenreiclicn 
Leben gcniigcnd Ivuhm erworben habe, um auch das ^rösste Opfer 
zur Beschleunigung des I'ricdens ohne Nachteil für seine Ehre 
bringen zu können, während der Kaiser, am Beginne seiner Laufbahn 
stehend, viel empfindlicher auch bei den kleinsten Äusserlichkeiten 
sein müsse. Zum Schluss erbat sich Breteuü baldigen Bescheid, 
um das Friedenswerk rasch beenden zu können 

Breteuil schrieb diesen Brief erst, nachdem Cobenzl bei ihm 
gewesen war und den Kindnick, den das Kaunitzsche Schreiben 
auf den Ik^tschafter hervorgebracht, noch verstärkt hatte durch 
Mitteilung des Inhalts der ihm 7Aigegangenen Schriftstücke. Cobenzl 
hatte bei dieser (ielefjenheit «jesafit, sein Hof sei entschlossen, den 
Krieg fortzusetzen, wenn Preussen auf den in den »Bemerkungenc 
enthaltenen Forderungen bestehe, dann aber den erschreckten Bot- 
schafter dadurch etwas beruhigt, dass er ihm die Zustimmung 
seines Hofes zur Garantie der Hausverträge mitteilte, wenn der 
Kurfürst selber sie verlange, worauf Lehrbach hinwirken solle, und 
wenn der Herzog von Zweibrücken dem pfalzisch-Österreichischen 
Vertrag nur beitrete, nicht aber an ihm teilnehme. Auf Ersuchen 
Cobenzls berichtete Breteuil das gehörte sogleich mündlich dem 
Fürsten Repnin und überbrachte Cobenzl darauf dessen Ver- 
sprechen, er wolle suchen, den König von dem Vcrlant^en der 
, Garantie für die Konventionen abzubringen. Danach begab sich 
Cobenzl selber zu dem Russen, der seine Unterstützung jener 
Garantiefordening mit der Haltung Frankreichs entschuldigte, das 
doch gewiss nichts habe fordern können, was mit der Würde der 
Kaiserin-Königin unverträglich sei. Freilich meinte Repnin, für den 
pfälzisch-sächsischen Vertrag sei die preussische Garantie un- 
verfänglich ; indes musste Cobenzl sie trotzdem ablehnen, wenn er 
auch die Verschiedenheit der beiden Fälle zugestand. Repnin konnte 
Cobenzl mitteilen, dass er bereits am Tage zuvor in einem Schreiben 
an Galizyn sich erboten habe, den Verzicht auf die Garantie des 
österreichisch-pfalzischen Vertrags zu erwirken, wenn die pfälzisch- 
sächsiche Konvention von Preussen garantiert werden dürfe. In 
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Bezug auf den Text der Verträge hatte Repnin ernstliche Bedenken 
nur gegen Artikel 12, der die Erneuerung der Konvention über 
Jülich-Berg zwischen Freusscn und Kurpialz festsetzte, während 
König Friedrich dessen Fortfall forderte. Cohenü wusste keinen 
anderen Ausw eg als den, dass die Erneuerung der Konvention 
von 1741 vor der Unterzeichnung des Friedenstraktats erfolge; 
dadurch wurde ihre Erwähnung überflüssig. Riedesel, der grade 
zu Repnin kam, erklärte, die Erneucriing'^akte werde an demselben 
Tage wie der Friede unterzeichnet, und gab dem Österreicher sein 
Ehrenwort darauf. 

Eines aber war Cobenzl unangenehm, dass nämlich sowohl 
Repnin wie Riedesei sich mit den mündlich übermittelten Forderungen 
und Zugeständnissen des Wiener Hofes nicht begnügen wollten, 
sondern eine schriftliche Beantwortung der preussischen »Be^ 
merkungen« verlangten. Cobenzl entgegnete ihnen, man habe doch 
genugsam die Erfahrung gemacht, dass Schreibereien die An- 
gelegenheiten nur verwirrten, während man bei niiindlicher Be- 
sprechung und in persönlichem Meinungsaustausch rasch zum Ziel 
komme und die ungünstige Einwirkung des stets nörgelnden 
Hertzberg vermeide. Trotzdem bheben Repnin und Riedesel dabei, 
die Beantwortung jedes einzelnen Punktes der »Bemerkungen« zu 
fordern, um dem König das Ergebnis seiner letzten Vorstellungen 
melden zu können. Schliesslich einigte man sich darauf, die 
preussischen t Bemerkungen« und die österreichische Antwort Punkt 
för Punkt gemeinsam durchzusprechen. Dies geschah am Abend; 
Cobenzl brachte die mit den Österreichischen Abänderungen ver- 
sehenen Vertragsentwürfe mit und bezeichnete deren Fassung als 
die endgültige, an der Änderungen nicht mehr zulässig seien; der 
Artikel über die Erneuerung der Konvention von 1741 war auch 
noch darin enthalten, sollte aber beseitigt werden, sobald die 
Konvention tatsächlich erneuert war. Diese Entwürfe gab Cobenzl 
dem Baron Breteuil, der sie an de Pons, und dem Fürsten Repnin 
sowie Riedesel, die sie direkt an den König schicken wollten. 
Riedesel erhielt auch Abschrift des Schreibens von BreteuÜ an 
de Pons, das nötigenfalls als österreichische Antwort gelten konnte. 
Immerhin waren die Entwürfe insofern nicht Cobenzls letztes Wort, 
als dieser ermächtigt war, im äusserstcn Falle einzelne Text- 
änderungen zuzugestehen. Im ganzen war Cobenzl von der 
Wirkung seines energischen Auftretens sehr befriedigt und erstattete 
in diesem Sinne Bericht an den Staatskanzler ^^'^). 
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Auch Breteuil glaubte, dass nun ernste Befürchtungen wegen 
des Friedens nicht mehr zu hegen seien. Riedesel hatte versprochen, 
sein möglichstes zu tun, damit der König von den kleinen Forde- 
rungen absehe; nach den letzten Weisungen des Königs an seinen 
Gesandten zu urteilen, war es sehr wahrscheinlich, dass er mit dem 
erreichten sich begnügen mal nicht auf tler Garantie für das pfälzisch- 
österreichische Abkommen bestehen werde ; stimmten doch alle 
Nachrichten ans Ikeslau darin uberein, dass König i^Viedrich den 
Abschluss des Friedens herbeisehne^''*). Derselben Ansicht war 
Repnin; er konnte sich nicht vorstellen, dass um solcher Kleinig- 
keiten willen, wie sie allein noch in Frage kamen, Freussen den 
Krieg fortsetzen wolle. Freilich, ganz sicher fühlte man sich nicht; 
konnte man doch nicht wissen, ob nicht die Verweigerung der 
direkten Antwort in Breslau übel aufgenommen werde, und welche 
Folgen dem Jähzorn des Königs dann entspringen würden, war gar 
nicht vorauszusehen; war doch das Moment des Jähzorns, nach 
IVeteuils nicht ganz nnbcj^M ündcter Mcinun«;, sowohl in Wien wie 
io Breslau vielfach gradezu ausschlaggebend''^). 

Riedesei sandte am folgenden Tag die Entwürfe für den 
Friedensvertrag und fiir die pfälzisch österreichische Konvention, wie 
sie in der Beratung niit Repnin, Breteuil und Cobenzl festgestellt 
worden waren, an den König, indem er darin diejenigen Worte und 
Ausdrucke bezeichnete, an denen der Wiener Hof, abweichend von 
den preussischen Entwürfen, festhielt. Die augenblickliche Lage 
fasstc er (!:ihin zusammen, dass nach dem EintreÜen der Antwort 
aus München hinsiclulich der Garantie der Familicnverträy^e und 
der Apanagenci iiulumg tür den Iltr/.oc; von Zwcibriicken, sowie 
nach erfolgter Zustimmung des Königs zu den vorliegenden Vertrags- 
entwürfen der Friede unterzeichnet werden könne. Denn die Zu- 
stimmung Sachsens dazu, dass Ba}rern die Abfindungssumme in 
Reichswährung zahle, und die Karl Theodors zur Erhöhung der 
jährlichen Rate auf 500 000 Gulden sah er als ziemlich sicher an^"). 

Eine ausserordentliche Überraschung bereitete sämtlichen Mit- 
gUedern des Kongresses ein aus Wien am 18. April Mittags bei 
Cobenzl anlangender Kurier, der neben verschiedenen anderen Schrift- 
stücken aus München ein Schreiben des Kurfürsten Karl Theodor 
an Breteuil überbrachte, worin die Teilnahme des Herzogs von Zwei- 
brücken an der Konvention zwischen Kurpfalz und dem Wiener 
Hofe zugestanden, die Zustimmung zur Garantie der Familien- 
verträge aber verweigert und diese Weigerung in einer Denkschrift 
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eingehend begründet wurde. Indem Karl Theodor ferner auf die 
von Österreich beanstandete Garantie Preussens für die besonderen 
Konventionen jetzt verzichten zu wollen erklärte, glaubte er zur 
Beschleunigung des Friedensabschlusses ein gutes Teil betsutragen^'*). 

Die Verwirrung war zunächst um so grösser, als der kaiserliche 
Gesandte gleichzeitig ein Begleitschreiben des Fürsten Kaunitz erhalten 
hatte, das ganz anders lautete und von einem Entgei^enkonnmen 
des Kurfürsten sprach, das allen Schwierigkeiten ein rasches Ende 
mache. Es war näiiili« b, offenbar nachdem das Schreiben des Kur- 
fürsten an Brcteuil bereits abgefasst war, Lehrbach in München 
gelungen, Karl Theodor doch dazu zu bewegen, die Garantie der 
Familienverträge zuzulassen, wenn der Friede anders unerreichbar 
wäre; und Vieregg hatte darauf an Seefeld geschrieben, er solle 
kundtun, dass sein Herr sich mit Rücksicht auf das Wohl der 
Menschheit nicht mehr der Einfiigung der Familienverträge in die 
pfalzisch - österreichische Konvention widersetzet^'). Auch dieses 
Schreiben hatte der Kurier überbracht, femer einen Brief Ritters 
aus Wien an Seefeld, dass er nunmehr von der ihm für den äussersten 
Notfall erteilten Ermächtigung Gebrauch mache und die letzte, 
die Bewilligung der Garantie aussprechende Weisung abschicke; 
diese Absendung war wahrscheinUch aber auf Drängen Kaunitz' 
erfolgt und mit ihm hatte Ritter wohl auch verabredet, dass bei 
Gewährung der Garantie der Familienverträge der Herzog nur ^cce- 
dieren dürfe*'*). 

Cobenzl versuchte zunächst, die ursprüngliche Absicht des Kur- 
fürsten zur Ausfuhrung zu bringen ; er begab sich zu Breteuil, brachte 
ihm das Schreiben von Kaunitz und erklärte sich mit der Ablehnung 
der Garantie durch Karl Theodor, sowie mit der Teilnahme des 
Herzogs am Vertragsab^cllluss durchaus einv^erstandcn. Breteuil 
wunderte sich darüber, doch schien er die hoffnungsvolle Stimmung 
zu teilen, die sich in Kaunitz' Schreiben an ihn aussprach — obwohl 
diese Hoifnungsfreudtgkeit bei dem Fürsten Kaunitz nur dann ver- 
ständlich ist, wenn man weiss, dass er das Schreiben Viereggs an 
Seefeld vom 13. April schon kannte, worin das Zugeständnis der 
Garantie der Familienvertrage enthalten war. Breteuil äusserte also 
zu Cobenzl, er hege keine Befürchtungen fiir den Frieden, da dem 
Herzog wenigstens eine der beiden h'orderungen bewilligt sei — 
worüber nun wieder Cobenzl nicht wenig erstaunt war. Die Illusion 
Hreteuils wurde nun aber 'infort von Repnin und Riedesel gründlich 
zerstört, als er ihnen Kenntnis von der neuesten Depesche gab; 
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beide erhoben nachdrücklich Einspruch gegen das Vorgehen des 
Kurfürsten und gaben der Besorgnis Ausdrack, der König werde 
daraufhin unverzüglich die Unterhandlungen abbrechen. Sehr erregt 
kehrte Breteuil zu Cobenzl zurück und erklärte ihm, er müsse sofort 
nach Wien und München Kuriere schicken. Nun gin^ Cobenzl zu 
Seefcld und an^^csichts der beiden Weisungen vom 13. verabredeten 
sie, sich der Garantie der Familicnverlrrüge srjlangc zu widersetzten, 
als es, ohne zum Hrucli zu führen, nio^^licli sei; wenn deren Bc- 
willi- ung sich zuletzt nicht mehr umgehen lasse, müf5sc wenigstens 
der Herzog auf den Beitritt zum österreichisch-pfälzischen Vertrag 
beschränkt werden. Mittlerweile waren Repnin und Breteuil, wohl 
in Cobenzls Wohnung, zusammengetroffen und in eine heftige Aus- 
einandersetzung geraten, in der Breteuil für den Kurfürsten Partei 
ergriff, Repnin aber schliesslich im höchsten Zorn sagte, er werde 
seine Sachen packen und zu seiner Armee abreisen. Unter diesen 
Umständen hielt es Coben/.l doch fiir drini;end notwendig, die er- 
regten Gemüter zu beruhigen ; erst teilte er Breteuil und dann auf 
dessen dringenden Wunsch auch Repnin das letzte Zugeständnis 
des Münchener Hofes mit; beide versprachen, das Geheimnis streng- 
stens zu wahren ; doch scheint auch Kiedesel ins Vertrauen gezogen 
worden zu sein, was wohl schon erforderlich war, um zu verhindern, 
dass er an den König über den Zwischenfall berichte. Alles, was 
nun folgte, war Theaterspiel. Bei der gemeinsamen Mahlzeit be- 
handelten die Vermittler Seefeld und Genossen sehr frostig und 
äusserten, nun werde der Krieg wohl ins bayrische Land hinüber- 
gespielt werden; scheinbar höchst ungern liess sicli Repnin von 
dem ganz eingeschiiclitertcn Seefeld da/u l)e.stinimen, seinen Kurier 
nach Breslau und Petcrsburi; nocli zinuckzuhalten. Die einzigen, 
die von der Komödie nichts wussten, waren Zinzendorf und Hofen- 
fels ; letzterer sagte zu Cobenzl, er würde auf alles eingehen, wenn 
nur die Hausverträge garantiert würden; aber Cobenzl erwiderte 
ihm, davon könne keine Rede mehr sein, der Herzog werde end- 
gültig partie principale contractante; übrigens liege die Erneuerung 
der Hausverträge gar nicht im Interesse von Hofen fels selber, da 
er als Protestant infolge der Bestimmungen der Hausverträge beim 
Regierungsantritt seines Herren in Pfalz - Ha\ ern sofort sein Amt 
verlieren ucide. — Wenn das richtig ist, was Ilofenfels am 18. April 
an die Kahinettsministcr in Breslau berichtet über die von Cobenzl 
ihm gegenüber geführten unfreundlichen und geradezu drohenden 
Reden, so hat der kaiserliche Bevollmächtigte allerdings Hofenfels' 
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Unkenntnis der augenblicklichen Lage in wenig taktvoller Weise 
ausgenützt. Erst am folgenden Tage erfuhr der Zweibrücker, dass 
die Sachen in Wirklichkeit viel günstii^^cr standen'*''). 

Am ig. April vormittags fand dann eine Konferenz der Ver- 
mittler mit Riedescl und Seefeld in Breteuils Wohnung statt. Darin 
trug Seefeld den Inhalt der ersten Weisung vor ; Repnin und Riedesel 
antworteten, das bedeute den T^ruch, sie könnten sich zur Abreise 
rüsten, an Frieden sei nach dieser offenkundigen Beleidigung durch 
Karl Theodor nicht zu denken; wenn nun aber der Krieg wieder aus- 
bräche, würden der Kurfürst und sein Land die Hauptlast davon 
zu tragen haben. Breteuil trat der Meinung Repnins bei, dass dies 
der Wendepunkt sei — da löste Seefcld die Spannung, indem er 
mitteilte, er habe in der Nacht eine neue Weisung erhalten, die 
ihn zur Bewilligung der Garantie der Hausverträge von 1766, 1771 
und 1774 ermächtigte. Als Riedesel sich mit der mündlichen Er- 
klärung Seefelds nicht begnügen wollte, zeigte dieser die ent- 
scheidende Weisung Viereggs im Original vor. Diese Verhand- 
lungen scheinen sich in ganz kurzer Zeit abgespielt zu haben, denn 
als Cobenzl etwas verspätet eintraf, war zu seiner Überraschung 
die Angelegenheit schon bis zu diesem Punkte vorgeschritten. An 
ihn richteten nun die Vermittler die Frage, ob er vom Standpunkte 
seines Hofes aus etwas gegen die Garantie der FamiUenverträge 
einzuwenden habe; er erwiderte, diese V^erabredungen gingen seinen 
Hof eigentlich nichts an; jedenfalls müsse aber, da nun die Garantie 
bewilligt sei, der Herzog sich mit der Accession zum pfälzisch- 
österreichischen Vertrag begnügen, — wozu er sich ja schon bereit 
erklärt hatte. Und um nun weitere Irrungen zu vermeiden, trat 
man auf seinen Vorschlag sofort in die Beratung des Wortlauts 
sowohl der Garantieakte wie der Accessionsurkunde des Herzogs ein. 

Hinsichtlich der Garantie der Familienverträge war inzwischen 
von Hofenfels in Übereinstimmung mit dem preussischen Kabinetts- 
ministerium die Note vom 8. April nach München geschickt worden 
mit dem Vorschlag ^'^), Kurfürst und Herzog sollten eine besondere 
Vereinbarung treffen wegen Beobachtung und Ausfiilii ung dieser 
Verträge; es war nun doch sehr fraglich, ob Karl 1 heodor nach 
erfolgter Bewilligung der Garantie noch obendrein sich auf diese 
Vereinbarung einlassen wollte; jedenfalls wies Seefeld diese Zu- 
mutung zurück, als Repnin einen vierseitigen Entwurf für ein solches 
Abkommen vorlegte. Nach langer Erörterung wurde schliesslich 
ein von Breteuil und Repnin entworfener kurzer Text eines solchen 
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Sonderabkommens aogenommen^'^), und auf Cobenzls Rat scheint 
auch Seefeld ihm zugesttmint zu haben; man verständigte sich 

ferner über Artikel 8 des Fricdensvcj U a^s, worin von der tjatantic 
der Familienverträge die Rede sein sollte; und zuletzt wurde auch 
der von Cobenzl vorf^elegte Hntwiirt einer lieitrittsakte des Herzog-s 
von Zweibrücken gut befunden, obwohl Hofenfels der gewählten 
Fassung lebhaft widersprach. Die Bestimmungen des pfälzisch- 
sächsischen Vertrags konnten einstweilen nur ihrem Inhalt nach 
besprochen werden, da man die Antwort aus Dresden und Breslau 
abwarten wollte. Riedesel erklärte hierbei, die jährlichen Raten- 
zahlungen von 400CXX> Gulden seien zu niedrig und für Kursachsen 
unannehmbar; es müssten mindestens zwei Millionen Gulden als 
erste Zahlung sofort geleistet und für den Rest nenn Amter der 
Oberpfalz als Faustpfand gegeben werden. Er hatte diese weit- 
gehenden Forderungen mit den Vermittlern vereinbart, damit ihnen 
gegenüber Breteuil nun wieder den angeblich einzig möglichen 
Ausweg vorschlagen konnte, der Kurfürst möge dem Herzog die 
Apanage erhöhen; er selber werde dann suchen, den König von 
Preussen im Interesse des Herzogs von seinem Verlangen ab- 
zubringen. Breteuil hatte dabei gerne gesehen, wenn die jährliche 
Rate nicht höher als auf 400000 Gulden festgesetzt worden wäre, 
da dies die Apanagefrage bedeutend vereinfacht hätte. Bezüglich 
der Teilnahme des Herzoi^s aa dem pfälzisch-sächsischen Vertrag 
wurde schliesslich zur ^^rösseren Sicherheit Sachsens beschlossen, 
dass sie ebenfalls durch eine Beitrittserklärung erfolgen solle, wie 
bei der pfähcisch-österreichischen Konvention. 

Im ganzen wickelten sich die Verhandlungen so schnell und 
glatt ab, dass die Vermittler die Gesandten Cobenzl und Riedesel 
mit gutem Gewissen und ohne Gefahr einer Abweisung ersuchen 
konnten, bei ihren Höfen die Verlängerung der Waffenruhe bis 
zum 15. Mai zu beantragen, da bis zum 28. April der Abschluss 
nicht erfolgt sein könne. Riedes-el berichtete darüber um so lieber 
an den König, als ihm Coben/J mitteilte, die österreichischen 
Truppen seien bereits im Marsch nach ihren Versammlungsorten, 
um beim Ablauf des Stillstands nicht überrascht zu werden ^'^). 
Als dann Abends Riedesel die vom König bereits angeordnete 
Verlängerung der Waffenruhe bis zum Friedensschluss mitteilte und 
Breteuil von de Pons erfuhr, dass der König auf die Garantie des 
pfalzisch-österreichischen Abkommens verzichte, schien nichts mehr 
dem Friedensschluss im Wege zu stehen. 
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Überhaupt mag sich Riedesel vielleicht gewundert haben über 
den sanften Ton der ihm nun zugehenden Weisungen. Sein Be- 
richt vom i6. April luittc ja auch die Weigerung des Wiener Hofes 
gemeldet, eine förmliche Antwort auf die letzten preussi^clien An- 
merkungen zu erteilen; aber diesen Punkt überging der König in 
seiner Antwort vollständig; er sagte vielmehr, man scheine ja fast 
in allen Punkten einig zu sein, namentlich, wenn er nun seinerseits 
die Forderung, das pfälzisch-österreichische Abkommen zu garan- 
tieren, fallen lasse; er habe sich vertraulich schon dazu bereit 
erklärt und auch den Gesandten schon dazu ermächtigt; er wieder- 
hole jetzt diese Ermächtigung um so eher, als die wesentiichen 
Bestimmungen des Hauptvertrags ihm ein genügendes Recht gaben, 
ubeiall da einzuschreiten, wo etwas geschehe, was den getroffenen 
Vereinbarungen widerspreche. Da also die Unterhandlung als 
nahezu beendet angesehen werden könne, wolle er die Verlängerung 
der Waffenruhe bis zur Unterzeichnung des Friedens bewilligen. 
Eigenhändig beglückwünschte er am Schluss der Kabinettsordre 
seinen Gesandten zu dem wichtigen Friedenswerk, dessen Abschluss 
ihm gelungen sei^^^. Die Minister ergänzten diese Weisung und 
schrieben, nachdem Hofenfels namens des Herzogs sich mit dem 
Beitritt zur österreichisch -pfälzischen Konvention begnügen zu 
wollen erklärt habe, wolle man auf der unmittelbaren ieilnalune 
des Herzogs am Abschluss der Konvention nicht bestehen, da ja 
die Kaiserin- Königin bereit sei, die Familienverträge gemeinsam 
mit Preussen zu garantieren, und sogar dem Herzog durch ihre 
Fürsprache eine Apanagenerhöhung zu erwirken versprochen habe. 
Der Beitritt des Herzogs müsse allerdings erfolgen für sich, seine 
Erben und Nachfolger. Weiterhin entsagte man dem Widerspruch 
gegen die bisher angefochtenen Ausdrücke, indem man nicht auf 
die Form, sondern auf den Inhalt der Verträge das Hauptgewicht 
legen wollte***). 

Der König freilich wollte die noch unerledigten I'unkte doch 
nicht als Kleinigkeiten ansehen; die erhebliche Wertdifterenz zwischen 
der Summe von sechs Millionen in bayrischen Gulden und in säch- 
sischer Münze, sowie der durch niedrige Teilzahlungen entstehende 
Zinsverlust für Sachsen erregten ihm Bedenken ; weniger Bedeutung 
legte er der grösseren oder geringeren Höhe der zweibrückschen 
Apanagenvermehrung bei. Die von Riedesel am 17. übersandten 
Vertragsentwürfe, die Cobenzl festgestellt hatte, nahm er indes an und 
forderte nur eine textliche Änderung im Hauptvertrag, dass nämlich 
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nicht die bayrische Succession geregelt worden sei durch das öster- 
reichisch-pfalzische Abkommen, sondern die darüber entstandene 

Streitigkeit^*'); sowie die Nichterw<tlinung der zu erneuernden Kon- 
vention über Jülich und Bertf, die er, wenn gewünscht, noch vor der 
Friedensunterzeichnung vollziehen wolle. Er empfahl nunmehr an 
die Abfassung des sächsisch-pfälzischen Abkommens heranzutreten, 
da nach den neuesten Meldungen des preussischen Gesandten von 
Alvensleben der Dresdener Hof in allen Punkten nachgab und nur 
auf jährlichen Raten von einer halben Million und auf der Zahlung 
nach dem sächsischen 20-Gulden-Fu9s bestand, ohne indes daraus 
eine conditio sine qua non zu machen ; auch wünschte er bei Nicht- 
zahlung der Raten von pfälzischem Gebiet Besitz ergreifen zu dürfen. 
Riedesel erhielt Weisung, dem Kurfürsten von Sachsen möglichst 
günstige Bedingungen zu verschaffen, aber durch dies Streben nicht 
etwa die Friedensverhandlungen aufzuhalten^'*^). 

Eine Meinungsverschiedenheit zwischen Hertzberg und 
Finckenstein herrschte auch jetzt noch in der Apanagefrage. Hertz- 
berg wünschte dringend, dass ein Vorteil für den Herzog von Zwei- 
brücken vertragsmässig festgesetzt werden könne, und hätte daher 
am liebsten den Vorschlag Breteuils angenommen, durch die An- 
setzung der jährlichen Ratenzahlung an Sachsen auf 400000 Gulden 
dem plälzischen Kurfürsten die iMöL^lichkeit zu geben, die Apanage 
seines Neffen zu erhöhen*^'); Finckenstein dagegen fürchtete, Riedesel 
werde dann durch hartnäckiges Festhalten an der Apanagen- 
forderung den Friedensabschluss überhaupt gefährden, und fühlte 
sich veranlasst, eine von Hertzberg abgefasste Weisung in diesem 
Sinne zu erläutern'^); dem Vorschlag auf Herabsetzung der Rate 
hielt er die königliche Weisung entgegen, dass an der Summe von 
500000 Gulden festzuhalten sei. 

Die Nachricht von dem Versuch des Pfälzer Hofes» die Garantie 
der Familienverträge zu beseitigen durch das Zugeständnis der Teil- 
nahaie des Herzogs am pfälzisch-österreichischen Vertrag, erregte 
in Breslau nicht dass Missvergnii^en, das Riedesel und Repnin 
wohl befürchtet haben mochten; denn gleichzeitig mit ihr kam die 
Kunde von der endgültigen Nachgiebigkeit des Kurfürsten» Nun 
blieb nur noch der pfälzisch-sächsische Vertrag festzustellen ; es war 
vorauszusehen, dass über Feststellung und allgemeiner Annahme des 
Textes nach Wochen vergehen würden ^^). 

In Teschen erhielt am 20. April der sächsische Vertreter 
Graf Zinzendorf die Weisungen seiner Regierung fiir die endgültige 
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Abfassung des Vertrags mit Kurpfalz. In eine Note zusammen* 
gefasst, teilte er, wohl nach vorgängiger Besprechung mit Riedesel, 
deren Inhalt den vemiittelnden Botschaftern mit. Danach verzichtete 

Kursachsen im Interesse baldigen Friedens auf Landerwerb, sowie 
auf die Anweisung eines speziellen Pfandes für richtige Zahlung 
der bayrischen Entschädigungs- und Abfindungssumme, und begnü|J^te 
sich mit einer Generalhypothek auf ganz Bayern und die Ober- 
pfalz unter der Garantie der vermittelnden wie der kriegführenden 
Mächte, mit dem Vorbehalt allerdings, dass es bei der geringsten 
Zahlungsverzögerung sogleich ihm bequem gelegene Gren^ebiete 
besetzen dürfe. Indes mit der Festsetzung der jährlichen Rate auf 
400000 Gulden wollte sich der Kurfürst nicht zufrieden geben, weil 
dadurch die endgültige Abtragung der Schuld zu weit hinausgeschoben 
und zu vielen Zwischenfällen ausgesetzt würde ; er forderte Erhöhung 
der Jahresrate auf 500000 (bilden, 4% Zinsen für die Reslschuld 
und überdies Auszahhing der sechs Müiionen nach dem 2ü-Gulden- 
fusse. Sobald diese Bedingungen angenommen und die Oberlehens- 
rechte des Kurfürsten von Sachsen über Schönburg in der von 
ihm gewünschten Weise anerkannt, waren, durfte Zinzendorf allen 
weiteren Ansprüchen Sachsens aus der bayrischen Allodialerbschaft 
entsagen und den Vertrag unterzeichnen^^. 

Am folgenden Tage antwortete Repnin, wahrscheinlich im 
Einvernehmen mit Breteuil, mit einer Note, worin er die sächsischen 
Zugeständnisse lobend anct kannte, aber bat, von dem Verlangen 
abzustehen, dass bei Verzögerung der Ratenzahlung sächsische Truppen 
pfalz-bayrisches Gebiet zu besetzen berechtigt sein sollten ; denn 
dies hiesse in eine freundschaftliche Übereinkunft eine feindselige 
Bestimmung hineintragen. Er versprach beim Wegfall dieser für 
Russland unannehmbaren Klausel sich um die Garantie des Wiener 
Hofes für den Vertrag zwischen den beiden Kurfürsten zu be- 
mühen. Er lehnte es nicht ab, einzutreten für die gewünschte 
Erhöhung der Ratenzahlung, wohl aber wies er die geforderte 
Verzinsung zurück, da durch deren Bewilligung die Angelegenheit 
den Charakter eines \ urteilhaften Geldgeschäftes annehme. Und 
wenn man in Dresden sage, man verliere bei Zahkaig von sechs 
Millionen in bayrischer Währung mehr als eine volle Million, so 
habe man umgekehrt in München das Recht auszurechnen, dass 
Sachsen über sieben Millionen fordere an Stelle der vereinbarten 
sechs; da aber die Forderung von vier Millionen Talern allgemein 
— nicht etwa besonders sächsischen Talern — an Bayern ge- 
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richtet worden sei, so könne sie nur so vd>,UiriJen werden, dass 
eben bj\\Tisclie Taler gemeint freien. Die hOrderung, dass der 
Wiener Hof gleichzeitig mit der Auflassunt^ seiner Hoheitsrechte 
über Schönburg dem Kurfürsten von der ITaiz sämthche auf jene 
Herrschaft bezüglichen Archivalien zur Weitergabe an Kursachsen 
ausliefere, könne in den Friedensvertrag nicht Aufnahme finden; 
Zittzendorf oder die sächsische Regierung möge sie nach erfolgtem 
Abschluss unmittelbar an den Wiener Hof richten. Der gegen- 
seitige Verzicht der beiden Kurfürsten auf jeglichen weiteren An- 
spruch auf das abgetretene mü<;se allerdings erfolgen und gehöre 
zu dem eigenthchcn Vcrtragsschhiss 

Nocli an demselben Tage, da Repnin dem Grafen Zinzen- 
dorf diesen Bescheid zustellte, fand eine Konferenz statt, in der 
Zinzendorf die gewünschten weiteren Zugeständnisse machte, also 
dem Recht der Besetzung pialztsch-bayrischer Gebiete entsagte und 
die Summe von sechs Millionen in bayrischen Gulden annahm mit 
der Bitte, dass die Zahlung in Dukaten erfolgen möge; dagegen 
versprach man ihm die Erhöhung der Jahresrate auf 50000D Gulden 
zu erwirken. Über die unwesentlichen Einwürfe mehr formeller 
Natur gingen die Vermittler hinweg und besclilossen, am folgenden 
Tag den Wortlaut der pfalzisch-saclisisciien Konvention festzustellen. 

Hartnäckig blieb Zinzendorf in einer anderen Frage, die 
wesentlich Preussen anging: er Hess nicht davon ab, gegen die 
Erneuerung der preussisch>pfälzischen Konvention über die Erbfolge 
in Jülich-Berg namens seiner Regierung zu protestieren, da er 
gemessenen Befehl dazu hal>e; die Rechte seines Hofes müssten 
gewahrt werden, sobald es sich um Jülich-Berg handle. Dagegen 
konnte Riedcscl mit Breteuils Haltung in dieser Angelegenheit 
wohl Wilfrieden sein, denn der Botschafter fand die Ausdehnung 
der Gaiantie Frankreichs auf ganz Schlesien durchaus selbst- 
verständiicli, und war sogar bereit, die Accessions- und (iaiantic- 
akte Frankreichs zur erneuten Konvention von 1741 ohne vor- 
gängtge Weisung aus Versailles zu unterzeichnen, da die Kr- 
oeuerung vor der Friedensunterzeichnung vollzogen sein soUte^^^). 

Am 22. April sollte also mit der Feststellung des Textes der 
Konventionen begonnen werden. Für den Vertrag zwischen Pfalz 
und Sachsen hatten sowohl Zinzendorf als Hofenfels, Goldhagen 
und Günther jeder einen Entwurf in Bereitschaft, indes nahmen die 
V'erniiUki ihren eigenen Entwurf, der auf dem Zinzcndorfschen 
beruhte, bei den Besprechungen zur Grundlage. Um den Vertreter 
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Sachsens an störenden Einwenduni^en zu hindern, teilte Riedesel 
ihm von vornherein mit, der Konij^ sei mit dem Wiener Hof über 
alle Einzelheiten des Friedensschlusses völlig einig; und ebenso 
erklärte er dem Grafen Cobenzl» er sei ermächtigt, auf der Stelle 
abzuscbliessen. Es scheint, dass Zinzendorf auf die Note Repnins 
vom 21. nochmals eine Erwiderung übergeben hat Wiederum 
stritt man über den Münzfuss und die Höhe der Ratenzahlungen; 
die erstere Frage wurde einstweilen vertagt, die zweite in der 
Weise entschieden, dass vom I.Januar 1780 ab halbjährlich die 
Summe von 250000 Gulden von Kuipfah: an Kursachsen gezahlt 
werde; eine Zahlung für das laufende Jahr 1779 vermochte Zinzen- 
dorf nicht durchzusetzen, da die Vermittler auf die bedrängte 
Finanzlage Karl Theodors Rücksicht nahmen; ebensowenig wollte 
Breteuil die Garantie der bayrischen Landstände für die richtige 
Zahlung der Raten zulassen. Da Hofenfels Besorgnis geäussert 
hatte, dass Karl Theodor zugunsten seiner unehelichen Kinder 
Verfügungen treffe, die das ihm nunmehr überlassene Allodial- 
vermögen belasten könnten, wurde beschlossen, für das pfälzisch* 
sächsische Abkommen nun tatsächlich die Garantie der Höfe von, 
Wien und Berlin zu erbitten; und Cobenzl versprach Zinzendorf 
sie zu gewähren*"'*). 

Nachdem somit die jährliche Abzahlung an Sachsen auf eine 
halbe Million Gulden festgesetzt war, suchte Breteuil dies Zugeständnis 
vor den Pfälzem zu rechtfertigen. Kurz vor dem Mittagessen be- 
suchte er Seefeld und erklärte ihm in Gegenwart Goldhagens, die 
Forderung einer Landabtretung, sowie einer hohen Anzahlung und 
Gewährung von Zinsen, ferner die Auszahlung in Dukaten oder 
Louisdor werde von der sächsischen Regierung noch aufrecht 
erhalten; um diese drückenden Bedingungen zu vermeiden, habe 
er sich zur jährlichen Zahlung von 500000 Gulden in zwei Terminen, j 
beginnend mit Januar 1780^^*^), verstehen müssen. Goldhagen j 
meinte zwar, man werde die Entscheidung des Kurfürsten auf 
Breteuils letzten Vorschlag abwarten müssen, der ja die Rate auf 
400000 Gulden bemessen habe; aber der Botschafter war bereit, 
die Verantwortung für die höhere Bewilligung zu übernehmen, da 
es höchste Zeit sei, an die Abfassung der Konventionen heran- 
zutreten. Goldhagen stellte darauf die Vorlegung eines von ihn 
verfertigten Entwurfs in Aussicht. 

Am Abend fand bei Breteuil wieder eine Konferenzsitzung I 
statt, iu der der Text des Friedensvertrages zur Besprechung kam. 
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Repnin uud Breteuil sprachen dabei den Wunsch aus, nicht als 
»Ambassadeurs«, sondern ah »Plenipotentiaires Mediateurs« be* 
zeichnet zu werden. Riedesel und Cobenzl verständigten sich ohne 
Schwierigkeit über alle Punkte, wo Änderungen im Wortlaut ge- 
fordert waren ; überhaupt war die Stimmung durchaus versöhnlich 
und entgegenkommend; so enthielt sich bei der Beratung der pfälzisch- 
österreichischen Konvention Riedesel jeder Bemerkung, da der König 
auf Abändet un^Lii v cr/,iclilct liattc; nur Repnin wünschte einige kleine 
Änderungen des Wortlauts, die nachher das liöchste Mi>>\ rijniigen 
Kaunitz' wachriefen — was indes ohne nachteilige Folgen blicb'^*). 
An demselben Abend einigten sich Goldhagen und Hofenfels über 
einen Entwurf zur pfälzisch-sächsischen Konvention, der am folgen- 
den Tag in der Konferenz vorgelegt werden sollte^*'). 

Bei Beginn der Sitzung am 23. April eröffneten die Vermittler 
den Pfölzern, sie hätten auf Grund des Zinzendorfschen Entwurfs 
ihrerseits eine annehmbare Fassung des sächsisch - pfalzischen 
Abkommens vereinbart ; Seefeld erwiderte, dasselbe sei seinerseits ge- 
schehen, worauf man ihn aufforderte, seinen Entwurf vorzulesen 
— es war derjenige, den Goldha^a*n anj^efertiin und mit Hofenlels 
besprochen hatte. Danach verlas Zinzendorf den Entwurf der Ver- 
mittler. Ein lebhafter Wortstreit erhob sich, da Seefeld erklärte, 
der Name seines KurfUrsten müsse demjenigen des Kurfürsten von 
Sachsen jedesmal vorangehen, während Zinzendorf behauptete, die 
Alternative habe platzzugreifen, d. h. der Wechsel in der Voran- 
stellung; denn es handle sich hier um einen Vertrag zwischen zwei 
Souveränen, wobei die Stellung des einen und des andern zum 
Reich und auf der Reichsversaniinlunj,^ nicht in I^etracht komme. 
Auch die Vermittler waren verschiedener Ansicht : Breteuil unter- 
stützte den Anspruch von Kurpfalz, wahrend Repnin sich auf Zinzen- 
dorfs Seite stellte. Der Streit verschärfte sich, als Gunther sich 
einmischte und erklärte, die Kurfürsten stünden nicht so frei da wie 
die Könige, denn über ihnen stehe als Höherer der Kaiser, während 
die Könige keine Höherstellung eines andern zugeständen. Diese 
selbst nach Goldhagens Ansicht wenig passend angebrachte Be- 
merkung reizte Repnin so, dass er Günther zurief: »Ja, Sie stehen 
immer auf der Seite des Kaisers; es scheint, als ob Sic gegen 
den Kaiser und Österreich mehr Anluui^liclikciL hatten als gegen 
Ihren eig^cnen Herrn!« Wie Goldhagen berichtet, liess sich sein Kollege 
durch diese scharfe Abfertigung wirklich einschüchtern ; hatte er doch 
am Tage vorher von Riedesel ähnliche Vorwürfe hören müssen, 
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weil er immer als erster Widerspruch erhob gegen Begünstigungen 
des Herzogs von Zweibriicken. Ohne diesen Rangstreit zu ent- 
scheiden, ging man zunächst weiter. Seefeld verlangte, dass sein 

Herr gegen jeden anderen Bewerber um die bayrische Erbschaft 
ausdrücklich sichergestellt werde; die VeraiiUicr indes erwiderten, 
der Anspnicli dritter sei sclion durch den Ausdruck »einziger Erbe« 
ausgeschlossen; ausserdem werde ja die Krblolge Karl 1 heodors 
garantiert durch die vier Mächte sowie Kaiser und Reich. Der 
Anspruch Sachsens auf eine Spezialhypothek und auf das Recht 
der Besitzetgrdfung im Falle verzögerter Zahlung wurde zur Zu- 
friedenheit der Pfälzer abgewiesen, so dass schliesslich als einziger 
Strehpunkt die Rangfrage übrigblieb; dafür behaupteten die Ver- 
mittler kein Auskunftsmittel zu haben, wenn sich nicht Seefeld und 
Zinzendorf unter einander verständigten; die Pfälzer blieben indes 
dabei, dass die sächsische Forderung der Alternat! v e neu und noch 
niemals gestellt worden sei; seit dem Westfälischen Friedensvertrag, 
der die Grundlage aller V^erträge zu bilden habe, habe niemand 
jemals die Einführung der Alternative auch nur vorgeschlagen; 
sie könnten daher kein Zugeständnis machen. Darauf wurde die 
Sitzung auf Abends 7 Uhr vertagt ^®^). 

Noch vor dem Mittagsmahl erschien Cobenzl bei Seefeld und 
brachte ihm die eingelaufenen Nachrichten. In der Frühe des 
vorigen Tages, des 22. April, hatte er nämlich eine Depesche des 
Staatskanzlers vom 20. erhalten, der beigefügt waren ein Schreiben 
Lehrbachs an Cobenzl, eine Weisung des Kurfürsten für Seefeld, 
sowie die Abschrift eines Schreibens von Lehrbach an Kaunitz. 
Aus diesen Aktenstücken j^ing hervor, dass Karl Theodor Wider- 
spruch erhob gegen die Klausel »soweit solche nicht dem West- 
fälischen Frieden entgegen sindc bei der Garantie der Familien- 
verträge von 1766, 1771 und 1774, die er ohnehin nur not- 
gedrungen zugestand, und dass er von einer besonderen Konvention 
mit dem Herzog über die Hausverträge nichts wissen wollte. 
Der Staatskanzlcr begleitete diese Nachricht mit der Bemerkung, 
ihr Inhalt könne dem Wiener Hof gleichgiltig sein, nicht aber die 
daraus vielleicht entspringende Verzögerung des Friedensschlusses. 
Der Gesan Jic möge bewirken, dass jenen Wünschen Karl Theodors 
Rechnung getragen werde^^'*). 

Cobenzl war durch diese Nachrichten peinlich berührt worden, 
wusste er doch, dass die Vermittler ebenso wie die Vertreter Preussens 
und Sachsens in Karl Theodor nichts als ein Werkzeug des Wieiier 
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Hofes erblickten und nun geheinne Pläne des Kaisers argwöhnen 
wurden, denen jenes besondere Abkommen zwischLU Karl Theodor 
und dem Herzog hinderlich sein könnte. War doch ohnehin die 
Stniimung in den Konferenzen jedesmal erregt geworden, sobald 
man die Familienverträge nur berührt hatte. Von diesen Erwägungen 
ausgehend und angesichts der hofTnungsvollen Stimmung sämtlicher 
Kongressteilnehmer hatte sich Cobenzl entschlossen, das Schreiben 
des Kurfürsten erst am folgenden Tage dem Grafen Seefeld zu über- 
geben und mit ihm und Breteuil dann über den Inhalt sich zu be> 
raten*'*). Als er nun die Schriftstücke dem Baron Breteuil ver- 
traulich uutteilte, war dieser befjreitlicherweise sehr überrascht, zumal 
ihm unmittelbar zugcijan^cnc Nachrichten aus München, die zwei 
Tat^e jünger waren als die über Wien an Cobenzl gelangten, nichts 
enthielten von einem Widerspruch des Kurfürsten, vielmehr ganz 
den Eindruck erweckten, als überlasse Karl Theodor sich der Leitung 
Breteuils. Er bat daher Cobenzl, er möge in seinem Namen Seefetd 
von einem Schritt in dieser Angelegenheit abhalten, bis die Antwort 
des KurAirsten auf die Mitteilung des Ergebnisses der Konferenz 
vom 19. eingetroffen sei. Da nun auch Seefeld und seine Räte 
nicht weniger bestürzt waren über die neuen Weisungen aus München, 
erklärten sie sich ohne Bedenken bereit, den Wunsch des französischen 
Botschafters zu erfüilen^^^). 

Als man dann nach der Mittagsmahlzeit sich anschickte, wieder 
zur Konferenz zu gehen, weigerte sich Günther infolge der ihm 
widerfahrenen beleidigenden Behandlung, weiter an den Beratungen 
teilzunehmen. Bei diesen selber suchte Repnin sein schroffes Vor- 
gehen dadurch gut zu machen, dass er gegen Goldhagen eine ganz 
besondere Liebenswürdigkeit entfaltete. Die Verhandlungen machten 
indes in der Abendsitzung keine Fortschritte, weil die Differenz 
über den V^orrang des pfalzischen Kurfürsten nicht zu beseitigen 
war. Auf den Vorschlag, den König von Preussen als Schieds- 
richter anzurufen, konnte Seefeld nicht eingehen; das einzige Zu- 
geständnis, das er machen wollte, war die Berichterstattung an 
seinen Hof, ohne dass er indes von dort eine andere Entscheidung 
als das Festhalten an dem eingenommenen Standpunkt erwartete. 
Das Ergebnis war immerhin, dass man in allen anderen Punkten 
so gut wie einig wurde^*^). Es wurde dann verabredet, nunmehr 
sollte jeder der an den Konventionen Beteiligten an seinen Hof 
schreiben, die ki icgluhreiiden Mächte seien einig; man möge den 
Frieden nicht mehr durch Streit um einzelne Worte aufhalten. 
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Unangenehm war freilich, aber doch nicht zu ändern, die grosse 
Entfernung des Kongressorts von München und Zweibrücken ; eine 
Sendung dorthin und wieder zurück brachte jedesmal bedeutenden 
Zeitverlust für die Verhandlungen mit sich. Indes rechnete Ricdesel 
darauf, dass am 8., spätestens am lo. Mai die Friedensunterzeichnuag 
stattfinden könne, und sandte dem König bereits seine Huldigungen 
und Glückwünsche zu dem für Preussen so ruhmvollen Abschluss 
des Friedenswerkes ^^). 

Der grösste Teil des 24. April scheint von den Gesandten 
2ur Berichterstattung verwendet worden zu sein. Indes ersannen 
die VenniUlcr einen Ausweg aus dem pfälzisch-sächsischen Rang- 
streit. Man fand nämlich in der Sammlung von Rousset, die 1732 
im Haag erschienen war, einen Bündnisvertrag zwischen Sachsen 
und Hannover von 1731 abgedruckt, worin nur von kontrahierenden 
Teilen, ohne sie zu nennen, die Rede war und schliesslich gesagt 
wurde, dass die auszutauschenden Ausfertigungen nur von je einem 
Bevollmächtigten zu unterzeichnen seien. Kurz vor Tisch teilte 
man den Pfalzem den Vorschlag mit, es jetzt ebenso zu halten; 
in der bei Repnin nach dem Essen stattfindenden Konferenz wurde 
darüber verhandelt und der Vertragsentwurf nach jenem Muster um- 
gestaltet. Ziiizciidorf und Holentels scheinen einverstanden gewesen 
zu sein; Cobenzl und Riedesel rieten auch den Pfälzern dringend, 
ihn durch den noch wartenden Kurier Breteuils in der umgestalteten 
Fassung dem Kurfürsten zur Annahme zu empfehlen. Indes vor 
einer ausdrücklichen Empfehlung scheute Seefeld zurück; er fügte 
seinem Bericht über die Vorgänge der letzten Tage nur eine Nach» 
Schrift an sowie die Bemerkung, dass ihm die Veränderung in der 
Form unschuldig und harmlos erscheine^*'). Nachdem nun der 
ganze Entwurf in der letzten Fassung Wort für Wort verlesen 
worden war, damit keine Abweichungen in den einzelnen Aus- 
fertigungen entständen, sandte Seefeld die verschiedenen Akten- 
stücke am Abend des 24. nach München ab*°®). Gleichzeitig be- 
richtete Breteuil kurz an den Kurfürsten, er habe die jährliche Zahlung 
von 500OCX) Gulden zugestehen müssen, um die übrigen sächsischen 
Forderungen zurückweisen zu können, habe aber die Summe auf zwei 
halbjährliche Raten verteilt, weil er diese Zahlungsform als günstiger 
und bequemer (ur Bayern ansehe. Er versicherte, sein möglichstes 
für die Erreichung eines befriedigenden Ergebnisses getan und so 
gehandelt zu haben, als wenn er seines eigenen Herren Interesse 
vertrete *«^). 
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In demselben Sinne schrieb Breteuil an Kaunitz und bat ihn, 
er möge auch seinerseits durch Lehrbach dem Kurfürsten klar- 
machen lassen» dass bessere Zahlungsbedingungen nicht erreichbar 

seien 

Zur genauen Feststellung der Fassung und der Zahl der Ver- 
tragsausfertigungen, welche bei der Unterzeichnung zur Hand sein 
mussten, fand am 25. eine Zusammenkunft bei Repnin statt. Man 
las hier die übrigen Verträge einzeln vor; vergeblich suchten die 
Pfälzer noch einige Zusätze in ihre Konvention mit dem Wiener 
Hof hineinzubringen, um den erhaltenen Weisungen nachzukommen; 
der Entwurf wurde in der vereinbarten Form endgültig angenommen. 
Obwohl man sich bemühte, die 2^1 der Ausfertigungen zu ver- 
mindern blieben immer noch recht viele Übrig, denn Repnin 
und Breteuil verlangten trotz der Gegenvorstcllun^ca liicdesels, dass 
in den Archiven von Berlin und Wien sich je zwei Kxemplare des 
Friedensvertrags befinden niüssten, von denen das eine i'rankreich, 
das andere Russland an erster Stelle als Vermittler nenne. Abends 
begaben sich dann die Sekretäre der Gesandtschaften auf die Kanzlei 
des Grafen Cobenzl, um dort Abschriften von allen Urkunden zu 
nehmen und zu erfahren, wieviele Urkunden sie sich von ihren 
Höfen schicken lassen müssten. 

Die nochmalige Vergleichung der Texte aller Urkunden ein- 
schliesslich der angefertigten Abschriften erfolgte in einer Versamm- 
lung bei Breteuil am folgenden Tage ; Zinzendorf ersuchte dal^ei 
Cobenzl, er mö^e in Wien auf die beschleunigte Auslieferung der 
auf Schönburg bezüglichen Aktenstücke hinwirken. Spätestens am 
nächsten Tage sollten die Kuriere und Stafetten mit den wort- 
getreuen Abschriften des festgesetzten Vertragstextes an die Höfe 
abgehen, um von dort die erforderliche Anzahl von Ausfertigungen 
und Abschriften, wie sie Cobenzl in einer Liste zusammengestellt 
hatte, zu erbitten*^). 

Dies geschah denn auch. Noch bevor aber Cobenzl seinen 
Bericht abgeschickt hatte, kam ein Schreiben von Kaunitz, worin 
er sich, sehr übellaunig, beschwerte über die kleinen Texim lerungen, 
die in der Abendsitzung des 22. April nicht etwa Rieclc -cl, .sondern 
die Vermittler vorgenommen hätten; man habe in Wien, wo man 
doch den Kurfürsten Karl Theodor zu den weitestgehenden Zu- 
geständnissen gebracht habe, allen Grund, durch das fortdauernde 
Misstrauen der Vermittler gekränkt zu sein^^'^). Cobenzl unterliess 
es, von diesem nicht unberechtigten Arger in Teschen Mitteilung 
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zu machen, denn die Zeitea für solche Rekriminatiooen waren vor- 
über*^®); auch vermutete er wohl» dass Kaunitz in dem gleichzeitig^ 
eintreffenden Schreiben an Breteuil seinem Missvergnügen Ausdruck 
gegeben habe. Das war tatsächlich geschehen und zwar recht 
deutlich; Kaunitz schrieb, nachdem er hingewiesen hatte auf den 
Eifer, mit dem die österreichische Diplomatie sich bemüht habe, 
die Wünsche der Vermittler bei Karl Theodor zur Annahme zu 
bringen: »mir bleibt in der Folge nur noch 7ai wünschen übrig, man 
möe^e endlich merken, dass man das ganze kränkende Misstrauen, 
das man von Zeit zu Zeit dem Verhalten meines Hofes bezüglich 
des Kurfürsten von der Pfalz entgegen zu bringen sich erlaubt hat 
und das jedesmal fast sofort durch die Tat widerlegt worden ist, 
uns hätte ersparen können c Immerhin scheint Cobenzl doch 
noch Gelegenheit gefunden zu haben» sich gegen weitere Abänderungen 
auszusprechen unter Hinweis auf das dadurch entstehende 
Missvergnügen in Wien ; er behauptete auch, er habe die Absendung 
der Aktenstücke nach Wien zur Ausfertigung beschleunigt, um 
neue Änderungen unmöglich zu machen. Nachdem am 27. Apnl 
die Kuriere von Teschen abgegangen waren ^®'^), konnte man die 
Ausfertigungen aus Breslau schon in wenigen Tagen erwarten ; aber 
bis zur Rückkehr der Boten aus München und Zweibrücken konnten 
wohl zwei Wochen vergehen. Um zu verhindern, dass in München 
eigenmächtige Abänderungen an dem Text der Verträge vor- 
genommen würden, hatte Breteuil noch besonders an Karl Theodor 
geschrieben und auch O'Dunne angewiesen, gemeinsam mit Lehr- 
bach darüber zu wachen, dass die Entwürfe so, wie sie nunmehr 
festgestellt seien, ausgefertigt würden; schliesslich hatte er auch noch 
Kaunitz gebclcii, Lchrb.ich in diesem Sinne zu instruieren "°®). 

In beachtenswertem Gegensatz zu der Gereiztheit des Staats- 
kanzlers und Kaiser Josephs war die Stimmung des Königs von 
Preussen durchaus zufrieden und nachgiebig in allen Kleinigkeiten. 
Friedrich sah offenbar den Frieden als nahe bevorstehend an und 
richtete darüber hinaus seinen Blick auf die Zukunft. Er trat in 
dem Streit um Vorrang oder Alternative nicht auf Seite Sachsens, 
sondern stellte sich auf den unanfechtbaren Boden des Reichsrechts, 
wonach die bayrische Kur der sächsischen vorging. Und als 
Breteuil in der Beitrittsurkunde anlässlich der Erneuerung des Ver- 
trags über Jülich und Berg von 1741, in der Preussen und Frank- 
reich gemeinsam genannt wurden, den Vorrang Frankreichs festhielt, 
woUte er, freilich unter Protest, auch darein willigen; »ich setze 
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mich über derartige Lappalien hinaus, bei denen man sich unter 
den gegenwärtigen Verhaltnissen kaum aufhalten soll — «. Ja, 
er gestattete der Kaiserin-Königin in beiden Exemplaren des Friedens- 
Vertrags den Vorrang", da sie Witwe eines römischen Kaisers sei**^). 

Indes empfahlen die Kabimit-^iiuui^lLT I*>ankrcich «jcycnübcr einen 
Ausweg, der die Naiiiensiicniuaiy beider Monarchen in derselben 
Urkunde vermied: ßrcteuil sollte eine Accessions«'ikte und Riedcsel 
eine Acceptationsurkunde ausstellen, deren jede nur von einem 
der beiden Bevollmächtigten unterzeichnet zu werden brauchte. 
Hertzberg war allerdings mit der entgegenkommenden Haltung seines 
Herrn wieder gar nicht einverstanden; er meinte, durch Gradheit 
und Festigkeit hätte der preussische Staat viel mehr erreichen können, 
als er jetzt erreicht habe; er bedauerte, dass der Verzicht auf 
Jülich-Ber<^^ eincucrt worden sei, und beklagte vur allem dun Herzog 
von Zweibrücken, dessen Interesse man ohne zwini^enden (irimd 
dem Gutdünken des Wiener I lules preisgej^eben habe. Auf tlie 
Glückwünsche Riedesels zu dem bevorstehenden günstigen Abschluss 
der Unterhandlungen antwortete er daher auch, dass sein Anteil 
daran in den Hauptfragen gering gewesen sei, da man die von ihm 
vertretenen Grundsätze fast immer unbeachtet gelassen habe'^'). 
Tatsächlich hatte auch Cobenzl den Eindruck, dass die Frage der 
Apanagenerhöhung des Herzogs in den Hintergrund getreten sei, 
und dass die Vermittler, in tleni Bestreben, rasch zum Schluss zu 
konniien, ihren ursprünglichen Plan zur Erreichung eines Vorteils 
für den Herzog fallen gelassen hätten *^*), 

Eigentümlich berührt das Interesse, das Friedrich nunmehr 
der Person des Kaisers widmete. In Joseph verkörperte sich aller- 
dings die Zukunft Österreichs; von Maria Theresia hatte Preussen 
nichts mehr zu fürchten: in vier blutigen Kriegen hatte sie wohl 
Schlesien entsagen gelernt; sie war zudem leidend, die Misshellig- 
keiten mit ihrem kaiserlichen Sohne, dem Mitregenten, hatten ihre 
Gesundheit untergraben; lange, das konnte man voraussehen, war 
es ihr nicht mehr beschieden, unter den Lebenden zu weilen. Nach 
ihrem Tode aber wurde |oseph Alleinherrscher, und nach den Proben, 
die er bisher von seinem Ehrgeiz gegeben hatte, musste Preussen 
das Schhmmste von ihm erwarten. Im Hinblick auf diese nicht 
ferne Zukunft suchte Friedrich sich jetzt schon möglichst viele 
Nachrichten über die Denkweise Josephs zu sammeln; in erster 
Linie war Riedesel in der Lage, sich solche von Breteuil und aus 
anderen Quellen zu verschaffen. Bereits in dieser Zeit wurde der 
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Gesandte auf einige Punkte hingewiesen, auf die er nach seiner 
Rückkehr nach Wien sein besonderes Augenmerk zu richten habe'^'). 

In Teschen vergingen die nächsten Tage ruhig; Seefeld er- 
hielt am 27. April die ihm willkommene Weisung, nach Abschluss 
des Friedens sich zum König von Preussen nach Breslau oder Berlin zu 
begeben und den Legationssekt ctai I antina mitzunehmen, der dann 
als Geschäftsträger am preussischen Hofe bleiben sollte; Goldhagen 
und Günther aber .sollten nach München zurückkehren. An der 
Unterzeichnung des Friedensvertrags teilzunehmen wurde Seefeld 
jetzt ausdriicldich untersagt, da sogar Sachsen, das doch am Kriege be- 
teiligt gewesen sei, nur in einem Sonderartikel auftreten sollte. 
Des weiteren wurde Seefeld beauftragt» dem Baron Breteuil den 
Dank des Kurfürsten auszusprechen für alles, was er in den beiden 
entscheidenden Sitzungen des Kongresses getan habe'^^). 

Eine Abwechslung brachte am 30. April, wie beinahe jedes< 
mal, der Kurier aus München, der von O'Dunne an Breteuil ab- 
gefertigt war. Danach widersetzte sich Karl Theodor nicht länger 
der Garantie der Familienverträge und der besonderen Acceptations- 
akte, die er und der Herzog von Zweibrücken für jene Garantie 
der Mächte ausstellen sollten ; aber die Klausel in dem die Garantie- 
Übernahme enthaltenden Artikel 8 des Friedensvertrages >en tant 
qu'ils (nämlich die Hausverträge) sont conformes au trait6 de 
Westphaliec lehnte er nach wie vor ab als beleidigend für ihn und 
seinen Vorgänger Max Joseph^^^]. Auch Breteuil hatte diese 
Nachricht erhalten und beriet nun mit den Pfölzem, was zu tun 
sei, da ja an dem endgültigen, von den Bevollmächtigten ver- 
einbarten Text der Verträge sich Änderungen nur schwer an- 
bringen liessen, vorausgesetzt, dass man überhaupt äich auf solche 
einlassen wollte. Es wurde beschlossen, das Verlangen des bayrischen 
Kurfürsten in der Konferenz überhaupt nicht zu erwähnen, um 
nicht die friedliche Stimmung zu stören ; denn man wusste, dass 
der König von Preussen grade auf die angefochtenen Worte grossen 
Wert legte. Riedesel rechnete darauf, dasi die Streichung von 
den Vermittlern einfach abgelehnt würde und dass dann Breteuil 
dem Kurfürsten schriftlich das unpassende seines Verlangens klar- 
machen werde. Aber ganz so einfach erledigte sich die Sache 
niclil. am Abend des l. iMai erhielt Cobcnzl eine Weisung des 
Staatskanzlers vom 29. April, die durch einen Bericht Lehrbachs 
vom 25. bezw. 26. April hervorgerufen war, über die hartnäckige 
Zurückweisung der Klausel bezüglich des Westfäliscbeu Friedens 
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in Artikel 8 des Friedensvertrags seitens des Kurfürsten. Kaunitz 
schrieb: »Ob Graf Seefeld wegen der den Westfälischen Frieden 
betreffenden Klausel in casum pessimum nachzugeben geheime 

Instruktion hat, ist mir niclit bekannt. Sollte er solche nicht liaben, 
so wäre doch wahrhatt ausserordentlich und unerhört, wenn we^en 
einer so gleichgültir^en Kleinigkeit, wobey nun einmal der Herr 
Kurfürst seine Khrc compromittirt zu seya glaubt, sich gegen diesen 
Herrn nicht gefällig gezeigt, sondern eine neue Verwirrung und 
ein abermaliger Zeitverlust veranlasst würde« 

Cobenzl begab sich mit der Weisung des Staatskanzlers zu 
Breteuü, der ihm sagte, er habe Seefeld veranlasst, die Auslassung 
jener Formel überhaupt nicht erst zur Sprache zu bringen, worauf 
Cobenzl ihm versprach, wenn Seefeld davon schweigen wolle, 
werde er keine Einwendung maclien, denn er liabe ja nur Auluag, 
Sccfcld zu unterstutzen. Nun meinte aber doch Breteuil , das 
könne er nicht auf sich nehmen, namentlich, wenn man etwa von 
Wien aus dem Kurfürsten bereits Hoffnung auf Gewährung ge- 
macht habe. Beide sprachen danach mit Seefeld, und die Geheim- 
räte Günther und Goldhagen erhielten Auftrag, Repnin und Riedesel 
von dem Zwischenfall Kenntnis zu geben. Je mehr sich die Ver- 
treter der Zarin und des Königs von Preussen bisher der sicheren 
Hoffnung hincj^egeben hatten, ohne weitere Hindernisse in einigen 
lag^en zur Friedensunterzeichnung schreiten zu können, um so 
grösser war ihr Zorn, als jetzt eine derarti<;e Kleinigkeit so viele 
Mühe und Arbeit über den Haufen warf und, wenn genehmigt, 
Abänderungen in einer Reihe von Urkunden nötig machte. Cobenzl 
berichtet, er habe zum ersten Male Riedcsel seine gewöhnliche 
Ruhe verlieren sehen; gegen dessen scharfe Äusserungen sei Karl 
Theodor selbst von seinen eigenen Ministern nur schwach ver- 
teidigt worden. Am Abend fand in BreteuUs Wohnung eine eilig 
zusammengerufene Konferenz statt. Seefeld trug hier den Wunsch 
des Kurfürsten vor und motivierte ihn mit der Bemerkung, da 
der Westfälische Friede in Artikel 1 1 des Friedensvertra<^^es 
garantiert sei, bedürfe es der Klausel in Artikel 8 überhaupt 
nicht. Riedescl erklärte, er wage nicht, die Forderung des Kur- 
fürsten amtlich nach Breslau zu melden ; die Hartnäckigkeit Karl 
Theodors erwecke schhmmen Verdacht hinsichtlich der Hausver» 
träge. Cobenzl und Breteuil unterstützten nun das Ersuchen 
Seefelds, Riedesel möge wenigstens an den König berichten; als 
dieser aber erwiderte, sein Herr werde doch von dem festgestellten 
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Wortlaut in keinem Punkte abweichen, es sei umsonst, sich zu 
bemühen, — da suchten die Vermittler Seefcld von seiner Forderung 

abzubringen; sie behauplctcn, die Klausel sei dcni Kurfürsten in 
keiner Weise nachteilig, der Wiener Mof habe sie ja grade zuerst 
gefordert, sie sei sogar nötig, wenn das Reich ohne weitere Anfrage 
die Garantie übernelimen solle; ohnehin könnten sie an dem ein- 
mal festgesetzten keine Änderungen vornehmen, wenn nicht wieder 
vierzehn Tage verloren gehen sollten; und schliesslich forderten 
sie die Pfalzer auf, unverzüglich an ihren Herrn zu berichten nnit 
dem Ersuchen, von seinem Verlangen abzustehen und auf alle 
Fälle sämtliche Ausfertigungen unverzüglich einzuschicken, damit 
nach Eintreffen der preussischen Antwort die Unterzeichnung 
erfolgen könne. Cobenzl versprach, nach Wien zu melden, es sei 
zu spät für die gewimschten Änderungen; Breteuil wollte an Karl 
Tlieodor schreiben ; und um 9 Uhr trennte man sich, um schleunigst 
die erforderlichen Berichte abzufassend^ 

Eine Abwechslung angenehmerer Art brachte am 2. Mai ein 
Ballfest, wozu Cobenzl 235 Einladungen hatte ergehen lassen an die 
Mitglieder des Kongresses, den Adel der Umgegend, die an- 
geseheneren Familien des Städtchens und an die tanzlustigen jüngeren 
Offiziere der in der Nähe stehenden Österreichischen Truppenteile"**). 

Am 3. Mai erhielt Seefeld eine Weisung Karl Theodors, die 
ihn ermächtigte, die Konvention zwischen Pfalz und Sachsen nach 
dem eingeschickten Entwurf anzunehmen und zu unterzeichnen. 
Ausdrücklich hiess es dabei, dass die Annahme des gewählten 
Auskunftsmittels, durch Weglassung der Namen der Vertrags- 
schliessenden Teile die Frage des Vorrangs zu umgehen, nur um 
des lieben Friedens willen erfolge*^'). Dagegen fuhr der Kurfiürst 
forti sich der Klausel bezüglich des Westfälischen Friedens im 
Hauptvertrag zu widersetzen, und gab der Hoffnung Ausdruck, 
dass man sie fallen lassen werde. Den Eifer Seefelds bei der 
Erfüllung seiner schwierigen Aulijabe erkannte er in vollem Masse 
an. Durch denselben Kurier erhielt Breteuil ein Dankschreiben 
des Kurfürsten fi.ir seine Bemühungen in der sächsischen Ent- 
schädigungssache^***). Seefeld beschloss darauf, von weiteren Schritten 
abzusehen, bis Riedesel aus Breslau die erwartete Antwort erhalten 
haben werde ; inzwischen teilte er Breteuil den Inhalt der Weisung 
mit"«). 

Aber König Friedrich und seine Minister waren nicht geneigt, 
auf die Streichung der Klausel einzugehen. Man bezeichnete die 
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Garantie der pfalzischen Haus- und Familienverträge als einen Akt 
der Gefalligiceit und Freundschaft, wollte sie aber natürlich auch 
nur insofern übernehmen, als die Vertr.i^'c sich mit der Ehre des 

Königs und mit seinen Anschauungen, als denjenigen eines 
protestantischen Fürsten, vertrugen ; denn den Ausscliluss eines 
pfälzischen Prinzen von der Erbfolge, weil er protestantiscli ge- 
worden sei, könne man nicht bilHgen; übrigens sei die Klauselauf 
Reichsgesetze begründet, in den Verträgen des Reichs gebräuchHch 
und der Ehre des Kurfürsten durchaus nicht nachteilig. Die 
Motivierung bezüglich der Religion durfte allerdings Riedesel nicht 
geltend machen, sonst wäre am Ende aus dem Streit um die 
Klause] eine Religionsfrage geworden; er sollte einfach die bisher 
schon gemachten Einwendungen erneuern, als deren stichhaltigste 
der König die ansah, dass der Kurfürst von der Pfalz ihm über 
den Inhalt seiner Verträge und die Ausdehnung seiner Garantie 
nichts vr r/ii>Lhreibcn habe. Als Motiv des pfälzischen Wider- 
spruchs vermutete man das Interesse der unehelichen Kinder Karl 
Theodors"*). 

Nicht ohne Einiluss auf die schroffe Ablehnung der von Pfalz 
erbetenen, vom Wiener Hof befiirworteten Änderung mag der 
Arger gewesen sein, den der König empfand über die verweigerte 
Apanagenerhöhung des Herzogs von Zweibrücken. Er beauftragte 
Riedesel, mit allen Mitteln bei den Vermittlun^botschaftem und 
bei Cobenzl darauf hin/uw 1 1 ken, dass die nachdrücklichsten Vor- 
stellunj^en in München ciholjcii wurden, um womö<^lich noch vor 
dem i ledensschluss den lict/.o^^ zu befriedigen. Der (xesaiidte 
sollte sogar eine Denkschrift übergeben und durchzusetzen suchen, 
dass, wenn die Regelung dieser Frage auf dem Kongress selber 
nicht mehr möglich sei, darüber in Regensburg unter Garantie der 
vier Mächte weiter verhandelt und die Sache bis Michaelis zu 
Ende gefuhrt werde. In letzterem Falle Hesse sich wohl die Zu- 
weisung eines Landbezirks an den Herzog befürworten, wozu sich 
das Fürstentum Neuburf^ ci^ue*"). 

Zur Unterstützung^ der Forderungen für den Herzog scluicb 
Finckenstein an Seefeld, als Antwort auf dessen Brief vom 
28. April, er sei erfreut, von seiner bevorstehenden Reise an den 
königlichen Hof zu hören; da könne man ja mit ihm selber die 
Ratifikationen der Erneuerung der Konvention von 1741 aus- 
tauschen. Der Kurfürst »wird in dieser Convention ein so deut- 
liches Zeichen der Freundschaft des Königs fUr ihn und sein Haus 
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finden, dass der König sich des gleichen Kntgegenkontmens ge- 
wärtigen zu können glaubt. Der angenehmste Beweis, den der 

Kurfürst davon liefern kann, wird zweifellos die Vermehrung der 
Apanage des Herzogs von Zweibrücken sein, um die alle an der 
Teschener Pacification beteiligten Mächte so dringend gebeten 
haben — c***). 

Diese Schreiben langten am 4. Mai Abends in Teschen an. 
In G^enwart der Vermittler machte Riedesel dem Grafen Seefeld 
davon Mitteilung, der versprach, < sofort nochmals an seinen Hof 
zu schreiben; auch Breteuil wollte sich abermals an Karl Theodor 
wenden. Da das Verlangen Riedesels, dass auch die Österreichische 
Ratifikation des Friedensvertrags den Text aller Konventionen, 
Accessionen etc. enthalten nu sst;', \ on Cubenzl mit der Bemerkung 
abgelehnt wurde, jedes Dokument werde für sich ratifiziert, bat 
Riedesel, von seiner Mitteilung keinen Gebrauch zu machen; er 
werde dafür sorgen, dass auch in Breslau die Ratifikation in diesem 
Sinne vorbereitet werde. Gegen die Mitunterzeichnung des sächsisch- 
österreichischen Sonderartikels, die Herstellung des Friedens be- 
treffend, durch Riedesel hatte Cobenzl nichts einzuwenden, doch 
stand man schliesslich auch davon ab, da sonst die Rücksendung 
der bereits eingetroffenen sächsischen Aktenstücke nach Dresden 
notwendig geworden wäre^**). Überdies hatte man in Wien, München 
und Dresden Änderungen für nicht mehr zulässig erlvlärt und war nun 
nicht geneigt, sie dem König von Preussen zuzugestehen. 

Riedesel berichtete an den König über diese beiden Punkte; 
Repnin wandte sich an Finckenstein und stellte ihm vor, dass die 
gewünschten Abänderungen gegen die auch von Riedesel genehmigten 
Festsetzungen verstiessen, nach denen augenblicklich überall die 
Urkunden angefertigt würden, und dass ihre Annahme einen er- 
heblichen Zeitverlust zur Folge haben würde, da ja damit möglicher* 
weise eine neue Unterhandlung über die Äusserlichkeiten beginne, 
nachdem die über Jen tatsächlichen Inhalt abi^eschlossen sei. Repiim 
warnte davor, der mit dem Friedensschluss unzufriedenen Partei in 
Wien eine Handhabe zur V erwerfung des Vertrags zu bieten 
Die Minister wiederum erstatteten dem König am 6. ihren Bericht 
unter Beilegung der Schreiben von Riedesel und Repnin, und 
führten darin als einzige zulässige Begründung eines etwaigen Ver- 
zichts auf die von ihnen vorgeschlagenen Änderungen den durch 
diese notwendig entstehenden Zeitverlust an, der aber nicht die 
Verträge, sondern die Ratifikationen betreffen werde Die Ant- 
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wort des Königs an Finckenstein und Hertzberg lautete recht un- 
gnädig: er bezeichnete es als ganz gleicligiltig, ob die Ivinzelkoii- 
ventionen mit in die Ratifikation des bViedensvertrags einbezogen 
würden und ob der sächsisch-österreichische Sonderartikel von ihm 
mitunterzeichnet werde oder nicht; der Friede werde durch das 
eine wie durcli das andere nicht dauerhafter. Die von den Ministern 
gegen die Nachgiebigkeit erhobenen Bedenken nannte Friedrich 
Chikanen und Nörgeleien (coujoneries) ; eine Verlängerung des Krieges 
um nur acht Tage werde ihm hingegen mindestens 300000 Taler 
kosten***). Und an Riedesel erging die Weisung: »Gehen Sie 
hinweg über die Schwierigkeiten, von denen Sie mir am 5. d. M. 
berichtet haben . . . .« Kr solle die Urkunden iintcrzeichnen, wie 
sie vereinbart worden seien. Mit der Unterzeichnung des Ilaupt- 
vertrags, als dessen l'eile alle Nebenverträge anzusehen seien, 
müssten zugleich diese Nebenverträge als vollzogen gelten-^). 

Finckenstein und Hertzberg aber wollten die königliche Zu- 
rechtweisung nicht ruhig hinnehmen; wenigstens vor den Ge- 
sandten in Teschen mussten sie rechtfertigen, wie sie dazu gekommen 
seien, die Mitunterzeichnung des sächsisch-österreichischen Separat- 
artikels zu fordern. Sie führten ihr Verlangen zurück darauf, dass 
die Verweigerung der .Mitunterzcicluiung des Königs eine Neuerung 
darstelle, von der bisher kerne Rede gewesen sei und die dem 
herrschenden Brauch widerspreche, auch die Würde des Königs 
berühre**®). In demselben Sinne schrieb Finckenstein an Repnin, 
die Ausschliessung des Königs von der Unterzeichnung eines zum 
Friedensvertrag gehörigen Artikels sei etwas noch nie Dagewesenes. 
Aus Rücksicht auf die vermittelnden Mächte werde der König trotz 
alledem darüber hinwegsehen und auch die Forderung der Auf- 
nahme der Sonderverträge in die Ratiiikation falten lassen**^). 

Ein neuer Zwischenfall ereignete sich am 8. Mai; er betraf 
zwar zunächst nur Preussen, da sich aber der Einspruch des Kur- 
fürsten Karl Theodor auf die Erneuerung der Konvention über 
Jülich-Berg bezog, deren Abschluss der Unterzeichnung des Friedens- 
vertrags unmittelbar vorausgehen sollte, konnte er auch auf den Ab- 
schluss der Gesamtunterhandlung verzögernd einwirken. 

Seefeld hatte am 26. April den preussischen Entwurf zur Er- 
neuerung der Konvention von Riedesel erhalten und am 27. mit 
anderen Aktenstücken an Vieregg abgeschickt, nachdem Breteuil 
keine Einwendungen dagegen erhoben hatte"*). In München fand 
man nun aber einen ganzen Abschnitt dieses Entwurfs sehr be- 
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denklich und nachteilig, indem, wie man meinte, sein Inhalt unter 
Umständen gestatte, später einmal die sulzbachischen drei Prinzes- 
sinnen, sowie ihre männliche und weibliche Nachkommenschaft, 
insbesondere den Prinzen Max von Zweibrücken und dessen zwei 
Schwestern, von den Wirkungen des Vertrags auszuschliessen. 
Scefeld erhielt infolgedessen einen Verweis wegen der Annahme 
der durchaus verfehlten Fassung des Vertragsentwurfs*^*). Man 
wunderte sich in München über diesen Fehler des Gesandten um- 
somehr, als Günther in der vorliegenden Frage vollkommen sach- 
kundig war und Seefeld über das bedenkliche der gewählten 
Fassung hätte aufklären müssen. Nun blieb nichts anderes übrig, 
als dass Seefeld selber seinen Fehler gut zu machen suchte; er 
sollte sich dazu Brcteuils Beistand sichern und dahin wirken, dass 
ohne jegliche Änderung und ohne Zusatz zu dem früheren Wort- 
laut die Konvention von 1741 erneuert werde"**). 

In anderem Lichte erscheint übrigens das Verhalten Günthers 
auf Grund anderer O iellenangaben. Danach hatte er an den 
Gesandten Ritter in Wien geschrieben, er fiihle sich verpflichtet« 
die Aufmerksamkeit des Kurfürsten auf die bedenklichen Schritte 
Seefelds und 'Goldhagens zu lenken; denn diese beiden Vertreter 
Karl Theodors seien im Begriff, in der Jülich-Bergschen Succession 
sich zu einer Konvention zu verstehen, welche die Rechte der 
Kurfürstin und der übrigen Nachkommenschaft aus dem Hause 
Sulzbach benachteilige; er aber, Günther, sei nicht in der Lage, 
seinen Einwendungen Geltung zu verschaffen, denn man suche ihn 
von der Mitwirkung auszuschliessen, während da^^^egen Seefdd in 
dauerndem Einvernehmen mit Hofenfels handle; daneben sei auch 
der Einfluss der Herzogin Clemens deutlich erkennbar*'^). Tatsächlich 
liess ja das Einvernehmen zwischen Günther und den anderen Be- 
vollmächtigten Karl Theodors in Teschen viel zu wünschen Übrig. 
Goldhagen beschwert sich in seinem Tagebuch, dass Günther 
während seines ganzen Aufenthaltes auf dem Kongress ihm 
keine Stütze gewesen sei, sondern stets für sich geschrieben und 
nur nachträglich zu den von Seefeld und Goldhagen angefertigten 
Berichten, Denkschriften und Noten allerlei Bedenken vorgebracht 
habe**®). Dieser Mangel an Übereinstimmung mag nun in der 
Frage der Konvention von 1741 zu einem wirklichen Nachteil 
geführt haben. 

Auch O'Dunne wurde in Bewegung gesetzt, um den miss* 
liebigen Entwurf zu beseitigen. Er erhielt eine Note der pfälzischen 
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Regierung, die Einspruch erhob gegen die Zurückfuhrung des 
Erbrechtes des Herzogs von Zweibrücken auf seine Eigenschaft als 

nächster Agnat des Kurfürsten Karl Theodor; nicht daher rühre 
sein Erbrecht, sondern von seiner Mutter, einer sulzbaciiischen 
Prinzessin; dieser und ihren beicien Schwr^tcrn, sowie weiterhin 
allen männlichen und weibhchcn Nachkonuiicn stehe das Erbrecht 
zu, und deshalb verlangte die Note die einfache Wiederholung der 
in der Konvention von 1741 enthaltenen, noch jetzt völlig zu- 
treffenden Ausdrücke**'). Auf die Bitte, er möge die berechtigten 
Einwendungen des Kurfürsten unterstützen, schrieb O'Dunne an 
Breteuil und legte ihm den Sachverhalt, sowie die AufTassung, die 
man davon in München hatte, dar; auch wies er ihn im Namen 
Viereggs an Günther, mit dem er sich über die vorliegende Frage 
besprechen niöi^^e-'*^). \\n ubri<;cn konnte O'Dunne aber melden, 
dass Karl Theotlor die Einfiigunjr der Klausel des Westfälischen 
Friedens in die ( Garantie der Hausverträpj^e endlich gestattet habe 
und die erforderlichen Exemplare demgemäss ausfertigen lasse. 

Nachdem Breteuil am 7. abends spät die von O' Dünnes 
Kurier überbrachten Depeschen aus München erhalten hatte, Itess 
er in der Frühe schon Günther kommen und machte ihm — nach 
Goldhagens Bericht — • nachdrückliche Vorhaltungen, weil er durch 
sein Nichteinschreiten gegen den preussischen Entwurf jetzt unter 
Umständen an einer längeren Verzögerung des Friedensschlusses 
die Schuld trage. Bald indes erfuhr Breteuil zu seiner Benihif:fung 
von Goldhagen, dass dem Man^^el im Text durch die RatiiiKaiion 
abf^eholfen werden solle; Riedescl hatte bereits am 27. April 
infolge pfalzischer Einwendungen gegen den iext versprochen, 
den König zu bestimmen, dass er in seine Ratifikation dieselben 
erläuternden Worte aufnehme, die in der Ratifikationsakte von 1742 
Stünden. Der Botschafter Hess darauf die Bevollmächtigten Karl 
Theodors zu sich rufen und sagte ihnen, nach den von Goldhagen 
erhaltenen Mitteilungen über dessen Verabredung mit Riedesel 
li^e die Sache so, dass die weiblichen Mitglieder des Hauses 
Sulzbach und ihre Nachkommen durch die versprochene Nennung in 
der Raiilikation die ^^ewünschtc volle Sicherheit erhielten ; an der 
Erfüllung des Versprechens zweifeln, hiesse den Konig von Preussen 
beleidigen; ausserdem übernahm er, Breteuil, lur seinen Hof die 
Bürgschaft dafür. Gunther wollte freilich von diesem Ausweg nichts 
wissen; schliesslich aber einigte man sich auf des Botschafters 
Vorschlag dahin» dass Riedesei den Pfälzern in Gegenwart Breteuils 
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schriftlich die Zusicherung geben solle, die Ratifikation werde in 
denselben Ausdrücken wie im Jahre 1742 erteilt werden mit Ein- 
fügung der Erklärung, dass unter der Bezeichnung >das Haus 
Sulzbach in seinen männhchen und weiblichen Gliedern c verstanden 

werden sollen die drei Prinzessinnen Elisabetha Auguste, (Kurfurstin 
von der Pfalz), iVlaria Anna (verwitwete Herzogin Clemens) und 
Maria Franziska (verwitwete Herzogin von Zweibrücken), als Töchter 
des verstorbenen Prinzen Joseph Karl Emanuel von Sulzbach, sowie 
die Nachkommen der genannten beiderlei Geschlechts**^). Breteutl 
wandte sich also an Riedesel mit der Bitte, die gewünschte Zu- 
sicherung zu geben ; Riedesel wagte indes nicht, dies ohne aus- 
drückliche Ermächtigung zu tun, und berichtete an den König mit 
dem Hinzufügen, wenn er die Erlaubnis erhalte, schriftlich das ge- 
wünschte Versprechen zu geben, so könne der Friedensvertrag am 
13. oder 14. unterzeichnet werden; andernfalls sei eine unabsehbare 
Verzögerung zu befürchten -*'^'). Ausserdem richtete Seefeld eine 
kurze Note an Riedcsel, in der er um Antwort ersuchte, wie es 
mit der geforderten Sichersteliung der drei suizbachischen Prinzes- 
sinnen stehe***), und Breteuil übernahm es, den Kurfürsten zu be- 
ruhigen wegen der formellen Abweichung von seinen Befehlen. 

Die Antwort des Königs von Preifssen- auf dieses Verlangen 
erwartete man etwa am 11. Mai. Am 9. Abends (Sonntag) fand 
wieder, wie acht Tage zuvor, eine Ballfestlichkeit statt. Die Kuriere 
aus Wien und Zweibrücken brachten am 10. die dort angefertigten 
Urkunden und die vollzogenen Ratifikationsakten für die Friedens- 
unterzeichuung, und man begann sogleich mit ihrer Durchsicht und 
Vergleichung, um nicht im entscheidenden Augeubhck durch Irr- 
tümer und Versehen aufgehalten zu werden. 

Am II. war Riedesel, der mit Bangigkeit, wie er selber sagte, 
der Antwort aus Breslau entgegengesehen hatte, durch die Weisungen 
des Königs und der Kabinettsminister in die Lage versetzt, in 
einer Note an Seefeld zu erklären, es sei niemals die Absicht seines 
Herrn gewesen, Schwierigkeiten zu machen bei Festsetzungen, zu 
denen er bereits verpflichtet sei und die gerecht und ganz selbst- 
verständlich seien ; daher habe er, Riedesel, die Erlaubnis erhalten, 
die gewünschte schriftliche I*>klärung abzugeben, wonach die Rati- 
fikation der Krneucrung der Konvention von 1741 dem Wortlaut 
der preussischen Ratifikation von 1742 folgen werde***). Auch 
konnte der Gesandte mitteilen, dass der Austausch der Rabfika* 
tionen stattfinden dürfe, sobald Seefeld die seine in Händen habe. 
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An demselben Tage kamen die Ausfertigungen aus München, 
denen man allerseits sehnsüchtig entgegengesehen hatte, durch Ver- 
mittlung Ritters in Wien bei Secfeld au, so dass man nun cndiicii 
zur Unterzeichnung schreiten konnte. 

Am 12. Mai erfolgte in Iketeuils Wohnung in Gegenwart der 
'.ermittelnden Botschafter die l'>ncuerung der Konvention über 
Jülich-Berg von 1741 durch Seefeld, Riedesel und Hofenfels; von 
dem Einspruch gegen den Wortlaut der von Riedesel in des Königs 
Namen durch eine Note versprochenen Ratifikation war der zwei- 
brücksche Gesandte nach reiflicher Überlegung in letzter Stunde 
zurückgekommen'*'). Die Priedenstnstrumeute sollten am 13. Mai, 
dem Geburtstag der Kaiserin-Königin, vollzogen werden. — 

Mit besonderer Feierlichkeit wurde dieser weltgeschichtliche 
Vorgang umgeben. Nachdem in der Frühe in der Domuukaner- 
kirche auf Veranlassung Breteuils eine feierliche Messe stattgefunden 
hatte, versammelten sich um neun Uhr Vormittags die Bevollmäch- 
tigten sämtlich im Ständehaus, vor dem eine Ehrenwache der 
Bürgergarde aufgestellt war. Ein vom Landeshauptmann des 
Herzogtums Teschen dazu abgeordnetes Ständemitglied begrusste 
gemeinsam mit dem Regierungsvertreter iL Sole die Diplomaten 
bei ihrem Eintritt. An einem runden Tische nahmen alsdann die 
Bcvollniächt]jj;tcn ohne Beobachtung einer Rangfolge Platz. Darauf 
iies.sea Cobeiizl und Seefelcl durch ihre Gesandtschaftssekretäre die 
Exemplare der Kon\ ention zwischen dem Wiener Hof und Kurpfalz 
austeilen, wobei Cobenzl die von pfälzischer Seite, Seefeld die von 
österreichischer Seite hergestellten Ausfertigungen erhielt; und nun 
las der französische Sekretär Coroines den Wortlaut vor, der von 
sämtlichen Beteiligten mit den ihnen vorliegenden Exemplaren ver- 
glichen wurde; danach schritt man zur Unterzeichnung — die 
Untersieglung war bereits am Abend vorher zur Verkürzung des 
Akte? selber vorgenommen worden — und zum Austausch der 
Exemplare. Es folgten der Reihe nach die Beitrittsurkunden des 
Herzogs von Zweibrücken zur pfälzisch ü>terreichisciien Konvention, 
die sächsisch-pfälzische Konvention mit den Beitrittsurkunden des 
Herzogs, die Sonderakte bezüglich der Familienverträge, der Friedens* 
vertrag selber und der sächsische Sonderartikel. 

Als der Friedensvertrag vorgelesen war und man eben zur 
Unterzeichnung schreiten wollte, Hess Cobenzl durch seinen Legations- 
sekretär einen Protest verlesen gegen die Bezeichnung »Kurlandec 
för alle bayrisch-pfalzischen Gebiete, wie sie in der pfälzisch- 

21* 



uiyiii^cu by VjOOQlC 



420 



sächsischen Konvention gebraucht war; als er dann den Protest 
noch schrifUich verteilen wollte, erhoben die Plalzer und Sachsen 
Einspruch. Nach langem Wortstreit, namentlich zwischen Hofenfek 

und Cobenzl, einigte man sich, dass die Vermittlungsbotschafter 
den Protest zwar annehmen, aber sogleich in ihrer Empfangs- 
bestätigung erklären sollten, die Annahme habe keineswegs zu be- 
deuten, dass sie die in dem Protest ausgesprochene Ansicht teilten. 
Und so geschah es-^*). 

Nachdem sämtliche Verträge mit den nötigen Unterschriften 
versehen waren, übergab Zinzendorf einen Protest zur Wahrung 
der Rechte der regierenden Kurfurstin von Sachsen, Maria Amalia, 
einer geborenen Prinzessin von Zweibrücken, die durch die im 
Artikel 8 des Friedensvertrags ausgesprochene Ausdehnung der pfalz- 
bayrischen Familienverträge auf die Birkenfeldische Linie vielleicht 
beeinträchtigt werden konnten-^"''). Anfangs wollte niemand den Protest 
annehmen; auf Zinzendorfs dringende Bitten taten es schliesslich 
die Vermittler, indes ohne ihm den Empfang zu bestätigen; die 
übrigen Bevollmächtigten Hessen das Papier auf dem Tische liegen. 

Danach wurden die Garantieurkunden des russischen und des 
französischen Hofes vorgelesen, von Kepnin und Breteuil unter- 
zeichnet und den Vertretern des jedesmal interessierten Hofes über- 
geben ; ebenso verfuhren die Gesandten der beteiligten Mächte mit 
den Urkunden, welche die Annahme der Garantie ausdrückten und 
den Vermittlern zugestellt wurden. 

Damit war das Programm der Sitzung erschöpft und nachdem 
man verabredet hatte, am folgenden lag die Ratifikationsurkunden 
auszutauschen, ging man, sich zu dem glücklichen Abschluss der 
Kongressarbeiten beglückwünschend, auseinander. Als Kuriere mit 
den unterzeichneten Vertragsurkunden reisten die jüngeren Gesandt- 
Schaftsbeamten nun sofort nach Wien, Breslau, Dresden, München 
und Zweibrücken ab. 

Am folgenden Vormittag fand der Austausch der Ratifikations- 
urkunden statt, soweit sie schon zur Stelle waren; die pfälzische 
Ratililvcition für die Erneuerung der Konvention von 1741 z. B. war 
noch nicht angelangt, ihre Auslieferung musste hinausgeschoben 
werden. Auch sonst war noch nicht alles erledigt; so war die kaiser« 
liehe Beitrittserklärung zum Friedensvertrag so fehlerhaft geschrieben, 
dass Riedesel die Annahme verweigerte und Cobenzl einstweüen 
nur eine schriftliche Zusicherung gab, dass er eine richtige Aus» 
fertigung nachliefern wolle •*•). 
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Koch am Tage des Friedensschlusses richtete Breteuil an 
Karl Theodor ein Schreiben, worin er ihn mm Abschluss und 

besonders zur Unterzeichnutig der erneuten Konvention über Jülich- 
Berg beglückwünschte. Er hob darin rühmend die Haltung des 
zweibrückischen Bevollmächtigten von Hofenfels hervor, die zweifel- 
los zurückzuführen sei auf die Weisungen des Herzogs, dessen gute 
Gesinnung sich besonders bei der Konvention über Jülich Ikrg 
gezeigt habe. Dann aber machte er sich zum Fürsprecher der 
Wünsche, die ihm Repnin, Cobenzl und Riedesel ausgesprochen 
hatten, dass nämlich Karl Theodor dem Herzog eine Einnahme* 
Vermehrung zugestehen möge, die zur Aufrechterhaltung der Würde 
des Herzogs notwendig sei. Auch sein Herr, der König von Frank- 
reich, schliesse sich der einmütig ausgesprochenen Bitte des Kon- 
gresses zu Gunsten des Herzogs an und werde seinerseits dankbar 
sein für alles, was der Herzog erhalte^^^J. 

Unmittelbar nach dem Austausch der Ratifikationen, meist 
noch am 14. Mai, verliessen die Bevollmächtigten den Kongressort ; 
Repnin, Hofenfels, Zinzendorf und Seefeld begaben sich nach Breslau. 

Sehen wir zum Sclilu -s noch, wie das nun vollendete Friedens- 
werk von den einzelnen Beteiligten aufgefasst und beurteilt wurde. 

Vom österreichischen Standpunkt aus hat Cobenzl das Ergebnis 
des Kongresses zusammengefasst in seinem Schlussbericht an Kaunitz 
vom 13. Mai. Wenn auch dieser Bericht das erreichte ins günstigste 
Licht zu setzen sucht, um der Politik des Staatskanzlers zu schmeicheln 
und wohl auch, um dem Kaiser den Frieden als annehmbar dar- 
zustellen, ist die darin zu Tage tretende Grundanschauung doch 
lehrreich und bedeutungsvoll, weil sie zweifellos in einflussreichen 
Kreisen Österreichs verbreitet war. Was zunächst die Form an- 
geht, ist, so Itihrt Cobenzl aus, der Österreichische Entwurf dem 
Friedensvertrag mit ganz unwesentlichen Änderungen zu Grund 
gelegt worden. In dem bayrisch-Österreichischen Vertrag musste 
man ja freilich von der ausdrücklichen Erwähnung der Ritterschen 
Konvention vom 3. Januar 177S absehen, aber tatsächlich ist diese 
doch die Grundlage des neuen Abschlusses geworden, wofür die 
einzelnen mit so grosser Zähigkeit festgehaltenen und endlich durch« 
gesetzten Ausdrücke den Beweis liefern. 

Materiell erhält Österreich unter Gewährleistung der Haupt- 
mächte Europas ein ansehnliches Stück von Bayern als Äquivalent 
för einen Anspruch, der vorher in der schärfsten Weise bestritten 
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worden ist; es gewinnt eine vortreffliche Grenze in Gestalt von 
Flussläufen und erwirbt eine Festung [Braunau], die einerseits der 
Schlüssel Bayerns ist, andererseits Österreich nach Westen hin 
gegen jeden Angrilf sichert Von hoher moralischer Bedeutung ist 

zweifellos der wirksame Schutz geworden, den die Kaiserin-Königin 
dem Kurfürsten Karl Theodor hat zuteil werden lassen gegenüber 
den Forderungen Kursachsens und der Begehrlichkeit des Herzogs 
von Zweibrücken ; ist es dem Kurfürsten doch erspart geblieben, Land- 
abtretungen an Sachsen machen zu müssen, und hat er doch eine 
neue Garantie erlangt für sein Erbrecht auf Jülich-Berg, nachdem 
Preussen die früher gegebenen Zusicherungen als hinfällig bezeichnet 
hatte; und hat er ferner trotz aller Bemühungen des auch von 
Frankreich unterstützten Herzogs von Zweibrücken es vermeiden 
können, sich eine Apanagenerhöhung fUr diesen Fürsten durch eine 
Friedcii-Tbcdiügung ausdrücklich vorj>chreiben zu lassen. Ist so alles 
Gute, was sich aus dem Friedensvertrag für den Kurlurbten ergibt, 
nur durch den nachdrücklichen Beistand des Wiener Hofes erreicht 
worden, so ist für das nichterreichte, das indes wenig Bedeutung 
hat, die Schwäche des pfalzischen Vertreters in Teschen verantwort- 
lich zu machen, der» wenigstens am Anfang, einging auf alles, was 
ihm die Gegner Österreichs vorschlugen. 

Wenn somit die Kaiserin - Königin auf das Ergebnis der 
Teschener Unterhandlung, als för sie durchaus ehrenvoll und rühm- 
lich, mit Befriedigung blicken kann, haben die Schützhnge des 
Königs von Preussen — nach Cobenzls Auffassung — keinen 
Grund, sich des Erlolgs ihrer Stellungnahme sonderlich zu freuen. 
Kursachsen kann in der halben Million Gulden, die es zwölf Jahre 
lang bezieht, keinen Ersatz finden für die recht beträchtlichen Ver- 
luste jeglicher Art, die es durch den Krieg erlitten hat. Und der 
Herzog von Zweibrücken hat nicht das geringste zur Besserung 
seiner Lage erlangt, so dass er jetzt die Gnade des Wiener Hofes 
anrufen muss, den er dem König von Preussen zuliebe so törichter 
Weise beleidigt hat'«»). 

Bezeichnend ist auch die sächsische Auffassunj^^ der durch den 
Friedensschluss geschaffenen Lage. Sie kommt zum Ausdruck in 
einem Schreiben Stutterheims an Zinzendorf vom 15. Mai, das 
entschieden einem gewissen Unbehagen über die geringen Ergeb- 
nisse des Friedens für Sachsen entsprungen ist. Es wird darin gesag;t, 
der Friedensschluss bedeute keine Versöhnung zwischen Preussen 
und Österreich, sondern nach wie vor werde eine geheime Abneigung, 
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ein gegenseitiges Misstrauen bestehen bleiben. Freilich könnten 
damit die um ihre Ruhe besorgten deutschen Stände wohl sufrieden 

sein, denn je schroflfer sich die beiden Mächte gegenüberständen, 
um so mehr sei man vor der Ausfulirung ihrer Vergrösserungsplanc 
gesichert. Für Sacliscn sei es wichtif^^, sich das Vertrauen Preussens 
zu erhalten, ohne dabei doch in Wien Anstoss zu errcf^en. Der 
Gesandte Zinzendorf wird angewiesen, in seiner Audienz bei König 
Friedrich in Breslau die Handelsbeziehungen zwischen den beiden 
Staaten zur Sprache zu bringen und die Erleichterung des Transit- 
verkehrs zu fordern, wodurch allein die grossen materiellen Verluste 
ausgeglichen werden könnten, die Sachsen im Kriege erlitten habe**^. 

Die amtlichen, fUr die öfTentHchkeit bestimmten Aktenstücke, 
die Dank- und Begluckaunöchunii^sschreibcn der Monarchen unter 
einander enthielten derartige t.iu->£ere Viü aussaL^cn natürlicli nicht. 
Maria Theresia sprach ihrem Schwici^ersohn, König Ludwig XVI., 
ihre £j:kenntlichkeit aus für den Beweis seiner Freundschaft, den 
er durch die Übernahme der Vermittlerrolle ihr gegeben habe, 
und erbot sich, wenn erwünscht, ihrerseits die Vermittlung im 
Streit zwischen Frankreich und England zu übernehmen*'^. Auch 
an Kaiserin Katharina richtete sie ein Dankschreiben, in dem sie 
ihr den erfolgten Abschluss persönlich anzeigte*"). König Friedrich 
pries in einem, dem Fürsten Repnin mitgegebenen Schreiben an 
die Zarin die grossen Verdienste, welche sich Russland durch 
Herstellung des Friedens um das deutsche Reich erworben habe: 
»Einige Worte aus Euer Majestät Munde haben genügt, um den 
ganzen Ehrgeiz Österreichs zu Boden zu drücken.« Er rühmte 
namentlich das Verhalten Repnins, das jenen Erfolg herbeizufuhren 
wesentlich mitgeholfen habe'^*). 

Interessant ist die Bemerkung Seefelds in seinem Bericht an 
Vieregg aus Breslau vom 19. Mai, der Friedensschluss werde in 
den preussischen Landen ohne alle Festlichkeit bekannt gemacht 
werden, der König habe natnlich geäussert, das sei gar kein Krieg 
gewesen, sondern ein Rechtsstreit, den er durchgefochten liabe*^^). 
In Dresden machte man mehr Auineben«;: der Kurier mit der 
Friedensurkunde wurde feierlich eingeholt, am folgenden Tag fand 
Tedeum, dann beim Kurfürsten grosses Festmahl in Gegenwart des 
Prinzen Heinrich von Preussen und der höchsten Befehlshaber der 
preussischen Truppen statt*^). Es mochte wohl politisch klug sein, 
nach aussen den Anschein der Zufriedenheit zu erwecken; in 
Wirklichkeit hatte Sachsen wenig Grund zur Freude, denn mit den 
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Kosten ' des preussischen Bündnisses war die pfalzische 2^hlung 
von vier Millionen Talern teuer erkauft. 

In seinen Denkwürdigkeiten hat Friedrich der Grosse wenige 
Wochen nach dem Friedensschluss, am 20. Juni 1779, dem Abschnitt 
über den Krieg von 1778, der nach de> K riif^s Worten ganz 
Europa in Bewegung zu bringen drohte, einige Betrachtungen an- 
geschlossen, die lelirreich sind ebenso sehr durch das, was sie 
sagen, wie durch das, was sie verschweigen. Als Erfolg bezeichnet 
der König, dass Deutschland noch einmal vor dem kaiserlichen 
Despotismus bewahrt worden sei und dass Kaiser Joseph eine 
Demütigung erfahren habe, indem er das in Besitz genommene 
Land wieder habe herausgeben müssen. Aber er bezweifelt, dass 
mehr als ein vorübergehender Gewinn erzielt sei; er kann nicht 
recht daran glauben, dass in Zukunft Joseph vorsichtiger sein werde, 
dass iedermann nunmehr in Ruhe sein Feld bebauen könne und 
dass man auf einen gesicherten Frieden rechnen dürfe ; — unmög- 
lich freih'ch, so fügt er hinzu, sei nichts auf der Welt*^^). 

Es lä^t sich nicht leugnen, dass diese Betrachtungen ganz 
oberflächlich sind und wohl absichtlich den Dingen nicht auf den 
Grund gehen. Trotzdem ist es auffallend, dass die Erwähnung des 
russischen Einflusses im Reiche unterbleibt, der doch durch die 
Rolle der Zarin bei der Vermittlung und durch die russische 
Garantie für den Frieden gewissermassen gesetzlich festgestellt 
worden ist. Denn die Tatsache, dass Russland hinfort bei allen 
Angelegenheiten des Reiches seine Stimme erheben durfte, ist wohl 
das wichtigste Ergebnis des Friedensschlusses vom 13. Mai 1779 
gewesen — das muss doch auch Friedrich schon am 20. Juni 
erkannt haben, als er seine Denkwürdigkeiten abschloss*^*). 

Noch manche Schwierigkeit war zu überwinden, ehe das ganze 
Friedenswerk vollendet vorlag. So konnten die Ratifikationen des 
erneuten Vertrags von 1741 erst nach längeren Verhandlungen 
zwischen den Höfen von Berlin, München, Zweibrücken und Ver- 
sailles am 3. August 1779 in Berlin ausgetauscht werden; und auch 
auf dem Reichstag in Regensburg erhob sich mancherlei Wider- 
spruch; die Annahme des Teschener Friedensvertrags erfolgte 
schliesslich nur unter Vorbehalt der Rechte des Reichesund dritter; 
erst am 8. März 1780 hat der Kaiser das Reichsgutachten genehmigt 
und damit das ganze Werk zu völligem Abschluss gebracht*^^. 
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t. 33t. — ^^cr^y an Kaunitz 19. Febr. 1777. W. Frankreich, Corr. 20S. Ausf. 
'*) Supplement d Instructions des Baron Breteuil, Versailles 9. März 1777, nicht ge- 
druckt. P. Vienne t. 331. 
vgl, Mittheiiungen des Instituts für österr. Geschichtsforschung XV, 73. 

«) B, bedeutet Kgl. Preuss. Geheimes Staatsarchiv zu Berlin ; Dr. Kgl. Siebs. 
Haupt-Staatsarchiv zu Dresden; Jf. St. Ä, Kgt Bayr. Geb. Staatsarchiv; M,R.A. 
Kgl. Bayr. Allgemeine« Reichsarchiv; Jf. S. B. Kgl. Bayr. Hof* und Staatsbiblio- 
thek — alle drei in Mllndien; P. Archiv des franz. Min* des AttSW. in Paris; 
W. K. u. K. Haus', Hof- und Staatsarchiv in Wien. 



IL 

*^ lostntktion Ittr Breteuil, 2. hexw, 9. MI» 1777. Recaeil I, $01—523. 

Mer^ an Kaunits, Paris 19. Febnwr 1777. W, Fnnkreich, Corr. 208. Ausf. 
**) PS. vom 1. Februar 1777. 

*•) Mercy an Kaunitz, Paris 17. Januar 1777. W. Frankreich, Corr. 208. Ausf. 
**) Mari« Theresia an Marie Antoinctte, 3. Februar 1777, gedr. bei Arneth et Geffroy, 
Correspondance secr^te entre Marie-Th^r^ et le Comte de Mercy-ArgenteaUi 

t. III p. i6_i8. 

**) Mercy an Kaunitz. Paris 19. Februar 1777. — Marie Antoinette an Maria Theresia, 
Versailles 17. Februar; Mercy an Maria Tlieresia, Paris 19. Februar iyj7, 
Arneth et Üeifroy III, 21 ft. 
Mercy an Kaunitz, Paris 18. März 1777. 

") Arneth et Geffroy III, 34- 3S. 

**) Memoire de m. de Vergennes an Roi, gedruckt bei Flassan, Histoire g^n^rale de 
la diplomatie frangaise, 2« ed., t. VIL p. 132—140. — vgl. Revue historique 
t. XIV (1880): Tratchewsky, La France et rAUemagne sous Louis XVI, p. 241 ff. 

**) Mittheilungen de» Inst. f. ö. Gesch.-fo!r8chung XV, S4. 

Kaunitz an Mercy. Wien 31. März 1777. W. Frankreich Corr. 207. Entwuil 

•') Mitlheilungen des Inst. f. ö. Gesch. -forschung XV, 86. 

") Breteuil an Vergennes, Wien 16. April und 2. Mai 1777. P. Vienne t. 331. Ausf. 

Breteuil an Vergennes, Wien 2. Mai 1777, Ausf. No. 5. 
**) Breteuil an Vergennes; An«f. No. 7. 

Kaunitz an Mercy, Wien 25. April 1777. W. Frankreich Corr. 207. Entw. 

Breteuil an Vergennes. 2. Mai 1777. Ausf. No. 9. 
•») Kaunits an Mercy, Wien 2. Mai X777. 
**) Kaunils an Mercy, Wien 23. Mai 1777. 

Maria Anna von Bayern war die Gemahlin des 171 1 verstorbenen Dauphin Lud- 
wig, des Ururgrossvaters Ludwigs XVI. 
*°) »Sur la continuation des ouvertures futes par la cour de Vienne relativement & la 
sucoession de Bavi^re.f 18. Mai 1777. P. Vienne t. 331. 

Vergennes an Breteuil, 15. Juni 1777. No. 18. Ausf. P. Vienne t 332. 
**) Vergennes an O'Dunne, 9. Mai 1:^-7. M. St A. K. schu-. «»/«i. 
'•*) Vergennes an Breteuil, 21. Mai 1777. No. 7. Entw. F. Vienne t. 331. 
**) Breteuil an Vergennes, Versailles, 15. Juni 1777. No. iS und 19. — Kaunitz 
an Mercy, Wien 2. Juni 1777. 

Vergennes an Breteuil, Versailles 5. Juli 1777. No. 10. Entw. P. Vienne t. 332. 
*•) Mercy an Kaunitz, Paris, i. Juli 1777. No. 31. W. Frankreich Cotr. 20$. Ansf. 

Breteuil an Vergennes, Wien 10. August 1777. No. 27. Ausf. 

Vei^nnes an Breteuil, Versailles 30. August 1777. No. 16. Entw. 

VortrSge Knnnitz* vom 23. und 24, August; vgl. Mitth. ds. Inst f. Gesch.- 
forschung XV, 90. 

^) Kaunitz an Mercy, Wien 12. September 1777. Wm Frankreich Corr. 207. Ansf. 
'^') Breteuil an Vergennes, Wien 2. Oktober 1777. No. 35. Ausf. 

6») Vergennes an Breteuil, Paris 13. Dezember 1777, 

Mercy an Kaunitz, Paris 1 9. November 1777. 
") Vieregg an Vergennes, Mannheim 3. November 1777. — M.St.A. K. schw. — Entw. 

Vergennes an Vieregg, Versailles 24. November T777. — ebenda ^ Ausf. 
^) Breteuil an Vergennes, Wien 17. Dezember 1777. No. 48. Ausf. 
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III. 



Zum zweiten Kapitel (S. 39 bis loz). 

Tgl. Mitt1i«laiigea des loit. f. ö. G«seh.«forsehaog XV, 98 ff. 
*) Breteufl an Vergennes, Wien 3. Januar 1778. Ausf. — P. Vienne t 334. — 

S. auch Arneth, Geschichte Maria Theresias Kd. X S. 307 u. Anm. 487> 
*) Kaunitz an Mercy, Wien 5, Januar 1778. Ausf, — W. Fiaokieich Corr. 2X1. 
*) Hreteuil an Vergennes, Wien 10. Januar 1778. Ausf. 

^ Mercy an Maria l'heresia, TarU 17. Januar 177^; abgedruckt in Arneth et 

Ceffroy III, 1 5S. 

*) Mercy an Kauniu, Paris 17. Januar 1778; Aus»!'. — W. l'raiikreich L.orr. 2il. 
^) Luzerne an Vergennes, München, 3., 4., 7., 10., la. und 14. Januar 1778. Ausf. — 
P. Bavi^ t. l6t. 

*) Vergennes an Luzerne, Versailles 14. und 22. Januar 1778. Entw. ebenda. 
*j Vergennes an Breteaü, Versaille» aa. Januar 177S. Entw. — P. Vienne t. 334. 
^ FreibeiT von Gölte an König Friedrich, Paris 2. und 26. Oktober 1777. ~- B* 

R XI, 89. Frankreich. 
Maria Theresia an Maria Antoinette, Wien 5. Jannai 1778; gedruckt bei Arneth 

et Geffroy III, 151— 153. — Joaeph an Ludwig XVI., Wien s.Janwr 1778; 

gedr. bei Feuillet de Conches, Louis XVI, Marie-Antoinette et Madame Elisa- 

beth. Fans 1864. Bd. 1 S. xoi-— 104. 

*^ Mercy an Joseph IL, Paris 17. Januar 1778; gedr. bei Arneth et Fknimennont, 
Corresp. secrite dtt Cotnte de Mercy-Argentean avec l'empereur Joseph II. 

Bd. II S. 520. 
'*) Mercy an Kaunitz, Paris 30. Januar 177S. 

**) Mercy an Maria rhi-rcsia, Paris 1 7. Januar 177S : ^udr. )>ci Arneth et GelTroy III. 
*') Sandoz -Rollin nn Konij; hridirich, Paris 21. Dezember 1777. Ausf. — ■ B. R XI, 

89, Frankreich, Cunv. 102. 
Goltz an den Köniff, Paris i. Januar 177^. Ausf. - ebenda. 

") Hertzberg an Goltz, Berlin O. Januar, !• inckeualciu und Ilertzberg an Goltz, Berlin 
10. Januar 1778. Entw. — ER XI, 89, Frankreich, Conv. 102. 

**) K5nig Friedrich an Goltt, Berlin 5. und 6. Januar 1778. Entw. — A R. 96, 28, E, 
Frankreich 1778. Goltz an den König 14. und 20. Januar 1778. R. XI, 89, 
Frankreich, Conv. 102. Golts an das französische Ministerium, Versailles 
19. Januar. Abschr. ?. Vienne t* 334. — Vergennes an Breteuil 26. Januar. 
Entw. ebenda. 

^ Golts an König Friedrich, Paris 22. Januar. 
**) Mercy an Kaunits, Pliris 3a Januar. 

*') Vergennes an Breteuil, Versailles 22. und 26. Januar. 

**} Goltz an den König, Paris 25. Januar. Ausf. No. 9. — Vergennes an Breteuil, 

Versailles 26. Januar. Entw. No. 35. 

") Kaunitz: an Mercy. Wien 17. Januar, gedr. bei Arneth et Flammermont II, 519, 

**) Mercy an Kaunitz, Paris 30. Januar. Litt. R. 

Finckenstein und Hertzberg an Goltz, Berlin 17., 20. uiu^ 24. T'iHiar. Entw. — 
Sandoz - Rollin an den König, l'ans i. Februar. Ausl. B. K. XI, 89, Frank- 
reich I03. — ' 

**) Das Rundschreiben vom 20. Januar ist gedruckt in Hertebergs Recneil des 
d^uctions etc. II, 54 und öfter. 



IV, 

*') Vieregg an Vergennes, München 20. Januar. Ausf. P. Palatinat et Deux-Poots t. 119. 
**) FUsnn 2. Aufl. II, 189. 

") Denkschrift Vergennes' vom 2. Februar 1778. — P. Vienne t 334; mit nn« 

wesentlichen Abweichungen gedruckt bei Hassan II, 189 ff. 
*") Vergennes an Breteuil, Versailles 5. Februar. Entw. No. 37. 
•*) gedr. Goertz, Memoire historique, S. 105 — 107. 

**) Antwort an Goltz, Versailles 6. Februar. Abschr. — P. Baviire t 161, 
") Vergennes an Brcteuil, Versailles 5. Februar. Entw. No. 39. 
•*) Der König nn Goltz, Potsdam 26. Januar. B. R. 96, 28, E, Frankr. 1778. 
•*) Vergennes an iJreteuil, Versailles 5. Februar. Entw. No. 38. 

Hrcteuil an Vergennes, Wien 5. Fel)riiar. Ausf. No. 17. 

Extract aus der Weisung an Mcrcy, Wien 1. Februar. M. St. A.. K. schw. — 

Mcrcy an Maria Theresia, Paris 18. Februar, gedr. bei Arneth et GctTroy III, 168/9. 
Mercy au Kaunitz. Paris 18. Februarj vgl. Arnelh, Geschiebte Maria Theresias 

X, 334 und Anm. 531. — Vei^nnes an Breteinl, Versailles 23. Febmar. 

£ntw. No. 41. 

Golts an den König, Paria 9. Februar. Ansf. No. 13. — Vergennes an BreteuU, 

Versailks 7. Februar. Entw. No. 40. 
Breteuil an Vergennes, Wien 5. Februar, Attsf.No. 17, und 10. Februar, Ausf. No. 20. 
**) Vergennes an Breteuil, Versailles 21. Februar (lettre partieuliire) ; 22. Februar. 

Entw. No. 41. 

Luzerne an Vergennes, Mttnchen 28., 31. Januar, 4., 7. Februar. Ausf. — Ver- 
gennes an Luzerne, Versailles 13, und 23. Februar. Entw. — P. Baviiire t. 161. 
■*■*) Precis de la conduite que la France de«5!re qu'observe le duc de Deuxponts; 

gedr. bei (joertz, Memoire historique S. 125/26. 

**) Vergennes an Breteuil, Versailles 25. Febniar. Entw. No. 4;^. 

Breteuil an Vergennes, Wien 14. März. .'\usf. No. 37. — Der Herzog von Zwei- 

brUcken an den Kaiser; — an die Kaiserin-Königin, Zweibruckeii 2S. Februar. 

gedr. Vollständige Sammlung von Staatsschriften etc. Band IV S. 199 ff. 
*') Goertz an König Friedrich, Zweibriicken 28. Februar. Abschr. B, Rep. XI. 33, 

Bayern. Conv. 29. 
*^ Goertz an den König, Zweibrttcken 8. Mirs. 

") Vieregg an Vergennes, Mttnchen 24. Februar. Ansf. P, Palatinat et Denx-Ponta 
t.. 119. — Abr^ chronologtque de la n^gociation etc. Ansf. JT. St. A. 
K. schw. ^ 

Breteuil an Vergennes, Wien 18. Februar. Ansf. No. 26. 
*'} Kaunitz an Mercy, Wien 19. Februar, gedr. bei Ameth et Ftammermont, Cor- 

respondanoe secrftte II, 523 — 526. 
**) Kaunitz an Mercy, Wien 19. Februar. Ausf. W. Frankreich Corr. 209. 
Breteuil an Vergennes, Wien 23. Februar. Ausf No. 29. 
Breteuil an Vergennes, Wien 10. März. Ausf. No. 34. 
**) Breteuil an Vergennes. Wien 10. .März. Ausf. No. 35. 

Note du Baron de Riedesel au Princc de Kaunitz; du 9. de Mars 1778, gedr. in 
Ilertzbergs Recueil des deductions etc. 11, 62 — 69; Vollst. Sammlung von 
Staatsschriften I, 43 — 54 und öfter. 
Kaunitz, an Mercy, Wien 14. März. Abschr. P. Vienne t. 334. 
^) Kaunitz an Mercy, Wien 14. März. Nachschriften No. 3 n. No. 5. 
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V. 



Premier appercn H'nn projct d'ochanjje entrc la cotir imperiale de Vienne et 
la cnur palat'ne, qui a ete comti)uniqu6 par ccrit ä S. E. M. le comte de 
Vergeniics le 2} Mar? 1778. Ah^chr. P. Vit-nnc t. 334. 
Vergennt-s an Breteuil, Versailles 30. Miir/. 1 lettre particulitre). 
Breteuil an Vergennes, Wien i8. März. Aust. No. 38 u. 39, 
**) Gölte m Kfiiiig Friedrich, Piris 9. Fetrmr. Avat No. 13. B. R. XI, 69, 

Frankreich 102. 
^ Gölte an den K5nig, Paris 13. Februar. Auf. No. 14. 

**) Der König an Finckenstein, Potsdam 18., 19., 33. Februar. Am 33. tchreibt 
der König: »Lea lettrci de France lont divinetc. Ansf. ^« R. XI, 33, Bayern 

Conv. 25. (AlljX'^tneine Corres; londtnx betr. den bairischen Erbfolgeatrett 
vol. 1.) ~ Der König an Print Heinrich, 16. and 24. Febmar. Oeuvres de 
Frcd^ric le CranA XXVI, .105/6. 
Finckenstein ati den König, Berlia 24. Febr.; Finckenstein und Ilerlxbcrg an 

Gnitz, ad mand., 3. März. 
Goltz an den Könifj, I'aris k). Mfir.^. Ausf. No. 16, 
*') Finckenstein und llertzberg an Goltz, ad mand., 28. Februar. — Friedrich an 

Pr. Heinrich 5. MSra, Oeuvres XXVI S. 408. 
**) Fiodcenstein and Hoteberg an Gölte, ad mand., 3. MSrz« 
Friedrich an Finckenstein, Potsdam 5. MIrb. 

Gölte an den König, Paris i. Mirz No. i8. — Friedrich an Gölte, an Fincken» 
stein 12. Mira. 

Finckenstein an den König, Berlin 5. Mira. 
^ Mercy an Joseph It., o. D. (etwa 20. Februar) ; gedr. bei Ameth et Flammer- 
mont II, 522/3. 

Sandoa-Rollin an König Friedrich, Paris 5. März. Ausf. No. 19. 

Veigennes' Aufzeichnungen über die Unterredung mit Goltx. 6. M&rs. P. Vienne t. 334. 

Veri^enne? an Breteuil, Versailles lO. M&rs. Entw. No. 44; a. T. gedr. bei Flassan, 

(2. Auti.) vn, 105. 

Vergennes an Breteuil, Versailles 10. Märjc. Entw. No. 47. 
") Vergennes an Viere^g, Versailles io. März. Abschr. P. Palalinat et Deux Ponts t. II9. 

Vergennes an Luzerne, Versailles lo. März. Entw. No. 3. P. Bavicre t. 16 1. 

Vergennes an Breteuil, Versailles 10. MSrs. Entw. No. 46. 
*<) Merqr an Kannits, Paris 20. nnd 25. Mira. — Mercy an Maria Theresia, 2a Mira, 
gedr. bei Ameth et Geffroy III, 175 ff. — 

Mercy an Kannita, Paris 25. Mfira. Litt. A., B., C. 
**) Mercy an Kaunite, Paris 25. Mira. 

**) Marie Antoinette an Maria Tlieresia, Versailles 25. März; gedr. bei Ameth et 

Geffroy III, 183. Mercy an Kaunitz, 20. April 1778, Litt. A. 
'^*) Vergennes an Breteuil, Versailles 30. .NHr- ; No. 48, ostensibd. 

Vergennes an Hretcuil, Ver<?;ulles 11. Juli 1778. — 
'^^) Verf^ennes an Breteuil, Versailles 30. Marz; No. 49 (lettre particuliere). 

\'crj;enncs an Breteuil, N'trsaillcs 30. März; No. 50. 

Verjjcanes an Luzerne, Versailles 30. März; Abschrilc Nu. 9. P. Bavicre t. 161. 
Der König an Goltz, Potsdam 12. Mira >d» la main propre du Koi.t Abschr. 

B, R XI, 33, Bayern Conv. 25. Ailgem. Correspondena vol. II. 
Girite. an den König, Paris 12, Mira, No. 2Z (irrtttmlich als No. 20 bezeichnet.) 

Attsf. B» R XI, 89, Franknich Conv. 102, polit Corresp. mit Gölte. 
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Goltz an den König, Paris l6. März, No. 22 (irrtllinlich als No. 21 bezeichnet.) Ausf. 
•*) Sandoz- Kollin an den König, I'aris 22. März, No. 23. Ausf. 
**) Goltz an den König, Paris 26. März, No. 24. Ausf. 

**) Goltz an äita König, Pari* a, April, No. 36« Ausf. — Vorgennes an BreteuU, 

Versailles 4. April, No. 51. Entw. 
^**) Breleuil an Vergennes, Wien 17. April, No. 46 u. 47. Ausf. 

Maria Theresia an Mercy, Wien April gedr. Araeth et G^effrojr III, 184. 
**) Vergennes an Breteuil, Versailles 16. AprU, No. 52. Entw. — Mercj an Kaunitz, 

Paris 20. April., Litt. G und H. 
•*) Maria Theresia an Mercjr, 2. April, an Marie Antoinette 6. April, gedr. Arneth 

et Geffroy III, 184 n. 185. — Mercy an Maria Theresia 20. April, gedr. 

ebenda III, 191. 

Mercy an Kaunitz, Paris 20. April, Litt. M.; vgl. Arneth et Geffroy Iii, 1S8 Anm. 
Mercy an Maria Theresia, Paris 20. April, gedr. Arneth et Gefifroy III, 188/9.' 
Note Kaunitt*, ohne Datum, etwa r<m 22. ApriU — Kannits an Mercy 2. Mai. 
Breteuil an Vergennes, Wien 22« April, No. 49. Ausf. 

Kauoits an Kaiser Jos^ih, 30. April« Ff. Vortrige 179* — Kaunits an Mercy, 

2. Mai, PS IIL Ausf. 
Bforia Themia an Marie Antoinette, Scbönbmnn 2. Mai. gedr. Arneth et 

Geffroy III, 192 — 194. 

Kaunitz an Maria Theresia, 2. Mai. W. Vorträge 180. 
*•') Mercy an Kaunitz, Paris 5. Mai, No. 21. Ausf. — Mercy an Maria Theresia, 
5. Mai, gedr. Arneth et Geffroy III, 196. 

Der Briefwechsel 7,\vischen Joseph und Friedrich ist abgedruckt in Oeuvres de 
Frederic le Grand. Berlin 184Ö, Band VI. — Vgl, Arneth, Geschichte Maria 
Theresias, Band X S. 389 ff. — E. Reimann, Geschichte des Bairiscben Erb- 
folgekrieges, Leipzig 1869. S. 74 ff. — £. Reinann, Neuere Geschichte des 
preusnschen Staates, Gotha 1888. Band II S. 89 ff. Golts an den 
Kdnig, Paris 29. April, No. 35. Ausf. 

Vergennes an Breteuil, Versailles 3. Mai, No. 56. Entw. — P, Vienne t 336. 

Vergennes an Breteuil, Versailles 26. April, No. $3 und lettre particnliöre. 
ebenda t. 334. 

Vergennes an Breteuil, Versailles 3. Mai No. 56. Entw. 
^'*) Joseph an Friedrich. KöniL^nnc^ractz 19. .^pril. gedr. Oeuvres VI, 193/4. 

Finckenstein und Ilertzberg an Goltz, Berlin 23. April. Entw. B, R XI, 89, 
Frankreich Conv. I02. 

Vergennes an Breteuil, Versailles 3. Mai. No. 58, ostensibel. Entw. No. 56 u. 57. 
**•) Kaunitz an Cobenzl, Wien 24. April. Abschr. B. Rep. 96. 201. B. 

Kaunitz an Mercy, Wien 2, Mai, ostensibel. Ausf. W. Frankreich. Correspondenz 209. 

Nachschriften No. 1—3. 

Mercy an Kaunitz, Paris 18. Mai« 
^ Vergennes an Breteuil, Versailles 15. Mai. No. 61. Entw. 
^*^) Golts an den König, Paris 10. und 13. Mai. Ausf, 

***) Der König an Goltz, Schönwalde 6., 9. und 10. Mai. Abschr. B. R XI, Bayern 
Conv. 26. Allgem. Corresp. vol. III. — Finckenstein und Hertsbei^ an Golt» 

Berlin 12. Mai. Entw. R XI, 89. Frankreich Conv, io2. 
Gausscn an Vergennes, Berlin ii. und iS. A])ril. Ausf. — Vergennes an Gaussen, 
Versailles 26. April. Entw. F. Prusse 1. 196. — Vergennes an Breteuil 26, ApriU 



^ kj .- L,d by Google 



VII. 

(lettre (»artictili^). Stodos-RoUin an FinckentteiD, 39. Mai. B, R XI, 89, 

Frankreich Conv. 102. 
I>er König an Goltz, Schrptiu iHe II. Mai. - Kinckenstein und Hertzberg an 

Gohr ad mand., I'erlin M ii. — Fincl^eiT^tpin «n San<!n7 K ilHn t6, Mai. 
^) Fincken^^tcin und I Icrt/Iu rjj an («oltz ad ni.inci . ürrlm 2t>_ M.n. Hntw. B, 

Rcp. XI. 17;, Ku>slaiid, ("onv. lOI B.. Ik-richte <Ui iirafcii Colins 1778. 
*'•) Kaunitz an Mcrcy, Wien l6. Mai; gedr. bei AruttU et Flammcrmonl II, 528. 
Merej an Kaanitt, I^uria tS Mai; No. 23. Ausf. W. Frankreich Corr. 211. 
Vcffgeiinca an Brelettil« Vertaillea 8. Juni ; No. 63. Enhr. -» Menj an KanotU, 

Firia 39. Mai ; No. »5. Ansf. 
Merqr an Kaanita, Pkria ly. Jani; No. 38. Antf. 

Note convemanl les projets d'^haoge propof^ ftar b oonr de Vicnoe, an 8. Juni 
von Vei^nnes an Bretrtii! «schickt. 
"*) Mercy an Kaunitz, Paris 10. Juni; No, 27, Auaf. 

"*) Goltz an den Könit:, V.ir'\% S. Tuni. An«^f. 

iM^ Projet de lanf^a^^'c ä. tenir au iiiinistrc dt- IVu^-sp h la d<»m:\n(ic de l,i cour dt- 
Vicnne. Abschrift. — Goltr an den KutiiL,' N". Suuio; Kollin an den 

Konit^', rarii 1 2, Juni. Auit. LI. K XI, iy, 1 raukrciclk 102. 

Marie Antoinette an die Kaiserin Königin, Versailles J2. Juni. — Mercy an Maria 
Theresia, Paris 17. JanL jedr. Ameth et Geffiroy III, 212/3 und 215—217. — 
Mercjr an Kannits, Paris i7.Jani. 

GolU an den König, Paris 12. Juni. No. 46. Ansf. 

Sandos-RoUin an den König, Paris 12. Juni. Ausf. 
^ Kaunits an Mercy, Wien 31. Mai. Ausf. 

Mercy an Kaunitz, Paris 17. Juni. Ausf. Xo. 28. 

Kaunitz an Mercy, Wien 22. Juni. Ausf. 

Finckcnstein ntnl Hcrt/berg an Sohns in Petersburg und Goltz, sowie an Alvens- 
lebtn in Dresden, licriin 13. Juni. Fntw. B. R. \I. 175 Kussland. Conv. loi B. 
'*') Goltz an den König, Paris 22. jnni. No. 49. Ausl. 

Mercy an Bretcutl, Versailles 22. Juni. No. 68. Fntw. 

Finckenstetn und Hertzberg «n Goltz, ad inand., Berlin 23. Juni. Entw. 
***) Vortrag Vergennes', Versailles 27. Juni. — Vergennes an Breteuil, Vers, 11. Juli. 
^**) Das Datum ans Mercys Schreiben an Kaunits r. 29. Jnni. 

Mercy an Kaunits, Paris 8. Juli. — Mercy an Maria Theresia, 17. Juli. gedr. 
Ameth et GeflTroy, III, 224 ff, 

Verfjcnnes an Breteuil, Versailles n.Juli. No. 69. Entw. 
u».i49^ Breteuil an Vergennes, Wien 27. Juni. No. 63— 65. 



Zum dritten Kapitel. (S. 102 bis 127.) 

*) Breteuil au Vergennes, Wien 4. Juli 1778. No. 66. Ausf. Vienne t, 336. 
*) Kaunitz an Mercy, Wien 7. Juli. Ausf, ff. Frankreich Curr. 2io. 

Kaunits an Cobensl, Wien 31. Mai. gedr. in Hertzbergs Recueil II, 126 ff. 
Breteuil an Vergennes, Wien 9. Juli. No. 68, Ansf. — Ober die Stimmung des 
Kaisers nnd der Kaiserin*Königin Ameth, Geschichte Maria Theresias 
Band X, Kapitel 13. 
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*) Vergennes an Breteuil, Versailles ii.Juli. Entw, 

•) Mercy an die Staatskanzlei, Paris 17. Juli. gedr. bei Arneth et (JefTroy III, 227 
Anm. 2. — Mercy an Kaunitz, 17. Juli. No. 32. Ausf. W. Frankreich („Orr. 211. 
') VergeVines an Gaussen, Versailles 16. Juli. Abschr. P. Prusse t. 197. Goh/. an 
den König, Paris 31. Juli, No. 60. Ausf. B, R. XI. 89. Frankreich Conv. 102. 
^) Vergenneg an Breteuil, Venaüles 32. Juli. No, 72^74. Entw. 
^ vgl. A. Beer, Die Sendung Thugnts in dms preiusische Hauptquartier und der 

Friede zu Tescben. in Sybds Histor. Zeitschr. Bd. 58. 
**) Breteuil an Veigeniies, Wien 14, Juli No. 70. Ausf. 

Kaunitz an Mercy, Wien i3.Jult. Ausf. 
**) Vergennes an Breteuil, Versailles 22. Juli. No. 75 u. 76. Entw. 
") Goltz an den König, Paris 13. Juli. No. 55. Ausf. 
") Colt? an dL^n Kr.nig;, Paris 18. u. 20. Juli. No. 56 u, 57. Ausf. 
Goltz an den K-ünig, Paris 24. Juli. No. 58. Ausf. 
Breteuil an Vergennes, Wien 29. u. 30. Juli. No. 74 — 82. Ausf. 
*'} Die prcussischcn Friedensvorschläge, die am 28, Juii aus dem Hauptquartier nach 
Wien geschickt Mrorden, siod gedruckt in den Oeuvres de Fr6diric le Grand 
t. VI. p. 227. — Vgl. Arneth, Geschichte Ilaria Theresia* X, 477 ff. 

") Oeures VI, 198/9. 

*') Breteuil an Veigennes, Wien 5. u. 6. August. No. 83 — 85. Ausf, — Kannits an 
Merqr, 6. August gedr. bei Arneth et Flammomont II, 529; 1^. Ameth 
X, 484^486. 

Kaunitz an Mercy, Wien 6. August. Ausf. 

Maria Theresia an Mer^, Schdnbrunn 3z. Juli. gedr. bei Arneth et Flammer* 
monC II, 229 ff. 

**) Gaussen an Finckenstein, Berlin 27. Juli, praes« 31. Juli. B. R. XI. Frank- 
reich Conv. I0i2. 

--) Finckenstein an den König, Franckenstein i. August. Ausf. B, R. 96. 201. C. 
Finckenstein an Ritter Gaussen, Franckenstein 5. August. Entw. B, R. XI. 89. 
Frankreich Conv. 102. 

-') Goltz an den König, Paris 14. August No. 64. Ausf. 

Mercy an Kaunitz, Paris 17. August. No. 38. Ausf. — Marie Antoinette an 
Maria Theresia, Versailles 14. August, gedr. bei Arneth et GelTroy III, 234 ff. — • 
Mercy an Maria Theresia, 17. August, gedr. ebenda S, 241 ff. 

**) Die Erklärung auszugsweise in Flassan (2. Aufl.) VII, 204 ff. ; vollständig ab- 
gedruckt im Shornik (Majra7in der kaiserlich russischen historischen Gesell- 
schaft) Band 65 TiSSSj S. 120—124. 

Finckenstein an den König, Berlin 28. August. Ausf. 
***) Der Könii; an Finckenstein, Lager bei Laulerwasser i, .September. 
**) Preussische Antuurt an Gaussen, 5, September, gedr. auszugsweise bei Flassan, 

2. Aufl., Bd. VII S. 208 ff., vollständig im Sbornik Bd. 65 S. 124—127. 
*^ Gaussen an Vergennes, Berlin 2. u. 5. September. 

Vergennes an Gaussen, VenaiUes 6. September, an Breteuil 9. November. 
**) In .den Akten der archives des affaires 6trang&res habe ich wen^tens keine 
gefunden, 

Vergennes an de Pons, Versailles 13. und 20. September. 

Kaunits an Mercy, Wien 34. August; Breteuil an Vergennes, 31. August 



tx. 



") Katmiti an Nkrin Theresia, 24. nnd 2$. Aapi»t. Auif. — W. Vortrlge iSi. 

▼gl. Ametb Bd X S. 515 ff. und Beer in der Histor. Ztschrft. 38« S, 420 —423. 
*') Mercy an Kaunitz, Paris $. September ; LiU. I. No. 40. Ausf. 
"} Brcteui! an Verj^ennes, Wien 31. August. No. 91 — 9.^. Ausf. — No. 01 fiti.Iet 

sich teilweise abgedruckt bei Saint Priest, Etudes diploinatiques, U I. p. 334 — 336. 

'*) Kaunitz an Mercy, Wien 8. Septeml)er. Ausf. 

*^ Kaunitz an Mercy, Wien S. September. f^eHr. Arnefh et Flammennont II. 5^0/^0. 
Dieses Schreihc-n ist vertraulich wrvl privater Natur; im JU, H, U, St. A, im 
Entwurf vorlie^^cad unUr l e^chiicr f'on^ress Fasz. I. B. 

**) Breteuil an Vt-rj^'c-nnc!, Wien i 2. St piembcr. No. 95. Ausf. vgl. Arneth X, S19 ff, 

*') (Joltz an den Kouig, I'aris iS. StptcrnWr. No. 74. 

**) Vergennes an Breteuil, Versailles 17. Sejilciuber. No. 87. 

**j Vergennes an Breteuil, 17. September. No. S6, 

**) Mercy an Kanntta, Paris 19. September. No. 43. Ausf. 

^) Bretenil an Vergennes, Wien la. September. No. 96. Aosf. — Vergennes an 

de Pont, VersaOles 20. September. Entw. 
*^ Vergennes an Breteuil, Versailles 3X. September. No. 88. Entw. 

Vergennes an Corberon, Versailles 27. September. Abschrift. P. Vienne t. 337. 
Kannits an Graf Joseph Kannita, Wien 27. September. Entw. W. Russland. 
Expeditionen 1778. 

Das Datum ergibt sich aas der Weisung des Staatskanalers an Mercy vom 2. Oktober. 
••) Breteuil an Vergennes, Wien 30. September No. 102, gedr. bei Flassan (2. Aufl.) 
Vil, 214. — Vortrag des Staatskanzlers an die Kaiserin-Königin, ohne Datum, 
wohl vom 25. Se|)tcinber. Entw. W, Frankreich Corr, 210. — Kaunitz 

an Mercy, 2. Oktober. 
") Kaunitz an Mercy, Wien 2. * )ktol)er. 

") Vergennes an de i'ons, Versailles 15, Oktober, No. 265. Entw. — P. I-'russe t. 197. 
") Vergennes an Breteuil, Versailles 17. Oktober, No. 90. Entw. 



Zum vierten Kapitel. (S. 128 bis 187.) 

^) F. Martens, Recueil des Traites et Omveiitions conclus par la Russie avec les 

Puissances etrangeres. t. VI, l'raiics avec rAlleroagne, p. ii. 
*) ebenda t. VI. p. 48. 

*) ebenda t. VI. p. 62/63. art. secret V des Vertrags vom 12. Oktober 1769. 

*) Sbomik (Mi^sin der kaiserl. russischen historischen Gesellschaft) Band XXII 
S. 359 ff. Friedrich an Solms, Potsdam 11. Februar X765. 

*) Reimann, Neuere Geschichte des preussischen Staates Band II (Gotha 1888) S. 5. 

•) Sbornik Band XXXVII, S, 160 ff. König Friedrich an Solms, Potsdam 16. Ok- 
tober 176S. 

ebenda S. 162 ff. Solms an den König, Petersbur*,' 6. November 1768. 
*) A. Beer, Friedrich II. und van Swieten. (Leipzig 1S74.) I, 40/41 und 89—91. 

*) ebenda I, 41 und 92 — loi. 

Herrmann, Geschichte Ku'^slands VI, S. 5/6 nach Berichten des sächsischen Ge- 
sandten Baron von Sacken aus Petersburg. 
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Der König an Solms, Berlin 4. Januar 1778. Ent. B. R. 96. 59. A. Russland 

1778, Januar bis Juni. Des preuss. Ges. Solms Depeschen vol. XXX, 
Der König an Goltz, an Solms, Berlin 6. Januar. 
Der König an Solms, Berlin 10. Januar. 
Der König an Sdmsi Beilin 13. Januar. 
") 17, Januar. 

^ Potsdam 25. und 36. Jannar. 
27. Januar. 
31. Januar. 

*•) Solms an den König, Petersburg 20. Januar 1778. No. 1328. Ausf. R. XI. 175. 
Russland Conv. lox B. Berichte des Grafen Solms aus Petersburg 1778. 

Der König an Solms, Potsdam 3. Februar. 

7. Februar. 

") Der Staatskanzler an Graf Joseph Kaunitz, Wien i6. Januar. Entw. W, Rusaland 

Expeditionen 1778. 

Solms an den König, Petersburg 30, Januar. Nn, 1331. Ausf. 
*■*) Friedrich, an Finckenstein, Potsdam 3. Februar. Ausf. B. Rep. XI, 33, Bayern. 
Conv. 25; an Prinz Heinrich 6. Februar. Oeuvres XXVI, 403. 
Friedrich an Solms, Potsdam 10. Februar. Entw.; an Prinz Heinrich, 9. Februar. 
Die Instruktion für Podewils, Berlin 4. Februar, ist auszugsweise abgedruckt 
bei Zinkeisen, Geschichte des osmanischen Reiches Band VI S. 924 IT. 

**) an Finckenstein, Potsdam 10. Februar. Ausf. 
**) Solms 10. Febmar. No. 1334. Ausf. 

Sobns 13. Februar. No. 1335. Ausf. 
**) Friedrich an Katharina, 13. Februar 1778. gedr. Sbomik Band XX Seite 370 ff. 
*<■) Finckenstein an Solms, Berlin 13. Februar. Entw. — Der König an Solms, 
Potsdam 14. Februar. Entw. 

Der König an Solms, Potsdam 17. Februar. Entw. 

Finckenstein und Hertzberg an Solms, Berlin 17. Februar. Entw. — AR. XI, 
175. Russland. Conv. lOX. B, 

**) Solms, Petersburg 17. Februar. No. 1336. Ausf. 
**) Solms, 20. Februar. No. 1337. Ausf, 

Solms, 24. Februar. No. 1338. Ausf. 

Friedrich an Solms. Potsdam 24. Februar. Entw. 

Graf Cobenzi an Fürst Kaunitz, Berlin 25. Februar. Ausf. W. Staatskanzlei. 

Preussen 54. 
Friedrich an Solms, Potsdam 28. Februar. Entw. 
w) 3. März. 

Finckenstein nnd Hertsberg an Solms, Herlin 3. MIrz. Entw. 
Der Staatskanzler an Graf Joseph Kaunitz, Wien l. Min. Entw. 
Solms, 3. MIrs. No. 1340. Ausf. 
**) Solms, 6. MSrz. No. 1341. Ausf. praes. 20. Mirz. 

**) Friedrich an Finckenstein, Potsdam 12. Mirz: 1 Point de nerf ni de vigueur 
cependant pour s'opposer au torrent de ses vues ambitieuses.« 

Finckenstein und Hertzberg an Solms, ad mand., Beriin 7, Hirz. Entw. 

'"') Friedrich an Solms, Potsdam 7. März. 

Friedrich an Solms; die Kabinetsminister an Solms ad mand., xo. Mirz. 
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*^ Gemeiner Landschaft zu Bayern — Vorstellung — wegen ZcrgliederuDg des 
Herzogthums K.iycrn. ^T^i[)c]u■n 31. Janaar 177& gedr. VolUtändige Sammlung 
von Slaatsschriltcn IJl, 317. 
*®) Solms an den Kcini-,', Petersburg lo. und 20. März. No. 1342 u. 1345. — praea. 
23. März bczw. 3. Ajiril. 

Solms, 12. März. No. 1343. 
**) Solms, 17. März. No. 1344. 

Solms, 20, MSrz. No. 1345. praes. 3. April. 
**) Solms» 94. Mira. No. 1346. 
**) Solms, 27. HSrs. No. 1347. 

Solms, 31. Mine. No, 1348, praes. 13. April. 
^) Friedrich an Finckenstein, Potsdam 17, MSrs; an Solms 17. lAira. 
") Finckenstein an den König, Berlin 19. Mira. 
'*) an Finckenstein, Potsdam 20. März; an Solms 21. März. 

Finckenstein und Hertzherf,' an Solms, ad mand., Berlin 21. M&rz. 
"'') I)ei>Lclie ostensilile, (iictco par le Koi. 21. März. 

Friedrich an Solms, Potsdam 22. März. 

Auszug aus dem an den Kurfürsten Karl Theodor erstatteten landschatiUchen 
Bericht d. d. München 16. März 1778. — B. R XI. 33. Bayern Conv. 25. 

nie Kabinelsininislcr an den König, Berlin 23, März. 
Friedrich an die Kabinetsminister, Potsdam 24. März. 
Die Kabinetsminiater ao Solms, Berlin 24. und 28. MSrs. 
**) Der König an Solms, Potsdam 24. Min, 

^) Goerts an den König, Zweibrttcken 27. Mira. No. to. Ausf. — B. R 96. 19 L. , 
Des preuss. Staatsministers Grafen von Goerts Sendung an den Henog voi/ 
Zweibrttcken. 
**) an Solms, 28. März. 
**} an Finckenstein, 28. Mira. 

an Solms, an Hertzberg 31. März ; an Solms bei Übersendnng des Schreibens des 

Her?,n<»«5 von Zweibrticken an die Zarin, i. Aprü. 
Friedrich an Katharina, ohne Datum abgedr. Sbornik XX, 386. (Fälschlich 
1779 angesetzt.) 

''^) Katharina an Friedrich, St. Petersburg 177^« eigenhändig. — B. R. XI. 

33. Bayern Conv. 25. Allgem» Corresp. vol. II fol. 235/6. 

Solms an den König, 3. April. No. 1349. praes. 17. April. 

27. MSrz 

'*) Faoin an Galizyn, Petersburg 5-^-? — =- Abschrift. — W. Frankreich Corr, 209, 

o. ApnI. 

Solms, 7. ApriU No. 1350. praes. 17. ApriL 

") Der Staatskanzler an Graf Jose])h Kaunitz, Wien 7. April. 
") Finckenstein an Solms, ad mand., Herlin 7. April. 

'*) Finckenstein an Asseburg, Berlin April. Entw. — B. K XI, 33, Bayern 

Conv. 36. Oirrespondenz I'inckensteins mit As';eT>urg;. 

Die hannoverschen Geheimen Räte an das preusiische Ministerium, Hannover 
ri. April. Ausf. — P. R XI. 33, Bayern Conv, 33. Sendung des Kammer- 
herrn Kreiherrii von Edelsheiui, vol. i. 

Der König an Solms, Schön walde 13. April; an Finckenstein. 
*^) an Solms, 16. April. 
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") an Finckenstein, l6, April, 
an Finckenstein, 17. April. 

**) an Finckenstein, iS. April, e'iy^h. Zusatz; » maitez seulement Le Coeur au 

Vantre au St. Kmj)ire Komain, ijue ces princes ayent aumoins hoDte st je combat 
pour eux tle ne pas liaboyer contra moy.« 
K. K. GeHUidtachaftsaeaasMung in cntiä. — , vom 10. April 1778. vgL Voll- 
stXndigi Sammlttng von Staatssclirifleii I, lao S. 
**) Die Kabinetsminister an den König, Berlin 19. April. 
**) Finckenstein an den König, 17, A^nL 

Der König an Finckenstein, Schoenwatde so. April, 
an Solms, 20. April. 

Die preussischen Minister an die hannoverschen Geheimen Räte, Berlin 18. April. 

Entw. — B. R XI. 33. Bayern Conv. 33. Sendung Edelsheims vol. i. 
Friedrich an Finckenstein, 30. April, 
an Solms, 20. April. 

Finckenstein und Hertzbercj an Solms, ad mand., Berlin 18. April. £otw. — ß. 

R XI. 33. Bayern Conv. 25. Allgem. Corresp. vol. II. 
Ministerialweisung an Sülms, ad mand., vom selben Tage, Entw. — B. R. XL 
175. Ritssland Conv, xoi B. Berichte des Grafen SoIiih. 
*^ Die Kabinetsminister an Solms, ad. mand,, 3i. April« 
") Sohns, 10. April. No. 135z. praes. 24. ApriU 
Solms, 14, April. No, 1352. praes. 27. April. 
*^ Solms, 17. und 21. April. No. 1353 I354> 
^ Solms, 24. April. No. 1355. 

Solms, 28. April. No. 1356. praes. II. Mau 
'^'"l Solms, I. Mai und zwei Nachschriften vom 2. Mai. No. I357. praes. 12. 
los^ Friedrich an I iuckenstein, Schoenwalde 22. und 23. April. — Finckenstein und 

Hertzberg an Solms, Berlin 23. April. 
*®') an Solms, 27, April. 

Die Kabinetsminister an Solms, ad mand., 26. April. 
*^^) Der König an Finckenstein, i. Mai. 
^^'^ Die Kabinetsminister an Solms, 2. Mai. 

Der König schreibt in demselben Sinne an Solms «nd fügt hmta: »C'est Ii le 
train ordinaire des affaires de TEmpire, auquel ü n'y a rien k changer et qe'il 
faut laisser aller aon ooius.« 7. Mai 1778. 
io>i-^ Finckenstein an den König, Berlin 3. Mat 

Asseburg an Finckenstein, Meisdorf 22. April, eigfa. Orig, R. XI. 33» 
Bayern Conv. 36. 

Finckenstein an Asseburg, Berlin 5. Mai. Entw. 
'^*) Asseburg an Finckenstein, Meisdorf 8. Mai. eigh« Orig. 
Der König an Finckenstein, 7. Mai. 

an Finckenstein und Hcrlzbcrg, lo. Mai ; an Finckenstein iS. Mai. 

an Finckenstein, Ii. Mai. — vgl. Kapitel H S. 88 ff. 

an Fmckenstein, i ^ M'^'. 

Sülms, 5. Mai. No. 1358. 

Solms, 8. Mai. No. 1359. 

Solms, 15. Mai. No. X360. 

Solms, 19. Mai. No. 1361. 
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Solms, 22. Mai. No. 1362. 
Solms, 26. Mai, No. 1363. 

Der StaaUkanzler an Graf Joseph KauniU, Wien 16. Mai. Entw. — (ähnlich an 
vom selben Tage). Solms an den König, 39. Mai, No. 1364; und 
S, Juni, No. 1366. 
Die KabiBetcminiiter an Solnii ; der Kttnig an Solms» 16. Mai. 
Die Kabinetsminister an Solms, 19. Mai. 
an Finckenstein, 20. Mai. 
Finckenstein an den König, 25. Mai. 
an Solms, 22. Mai. 

an Solitis, 25. Mai; an Finckenstein, S Juni. 
'**) an Finckenstein 29. Mai : tHuant aux Ku««rs, iU <;r>nt d'jine indiffercnce froide 

jKiiir les air.iiri-s d' Alletaagne, iiiais bi cellfsci pacitient, ils regrettcront 

peul t"tre, et seront fächcs de ne pas s'en etrc mcics.t 
Die Kabmelsroinistcr an Solms, 26. .Mai. 
Herttberg an Solms, ad mand., 2. Juni, 
an Solms, 2. Juni. 

^**) TatsSchlicb schreibt der Stsatskantler an Joseph Kaunitz, die Fflrsprache su- 
gttnsten des Hersogs von Zweibrfleken sei in der freandsdiaftlichsten Art 
erfolgt, (6. Jani.) vgl. Solms an den König, 23. Juni. 

anonymer Bericht aus Hannover, 7, Juni. Orig. — AR XI. 33. Bayern Conv. 33. . 
Sendung Edelsbeims vol. I. 

Die Knbinetsminister an Solms, ad mand., 6. Juni; der König an Solms, &Juni. 

an Solms, 8. Juni. 

an Solms, 11. Juni; an Finckenstein und ilertzberg, 12. Juni. 

an die Kabinetsminister, Ii. Juni. 

Die Kabinetsminister an Solms, lierlin 13. Juni. 

an Sohns, 15. Juni. 

Die Kabinetsminister an Solms, 16. Juni. 
Solms, 2. Juni. No. 1365. 
an Solms, t8. Juni. 

Die Kabinetsminister an Solms, 20, Jani. 
Solms, S. Jani. No. 1366. 

Der König an die Kabinetsmiiii'.ier, 22. Juni. 
'^^) Friedrich an Solms, 22. Juni; die Kabinetsminister an Solms 23. Juni. 

Solms, 9. Juni. No. 1367. 
"*) Finckenstein an den Koni^'. jS. Juiii. 

Der Koni}; an die Kainnctsminister, 28. Juni. 

Solms, 12. juiii. No. 1368. 

Solms, 16, Juni. No. 1369. i>racs. 29. Juni. 
'^') Die Kabinetsminister an Solms, 30. Juni. 

Finckenstein an Solms, 30. Juni. 

Solms, 19. Juni. No. 1370. praes. 3. Juli. 
^ Solms, 23. Juni. No. 1371. praes. 6. Juli. 

SoImSf 26. Jani. No. 1372. praes. 10. Juli. 

Solms, 30. Jnnl. No. 1373. praes. 13. Juli. 
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Zum fünften Kapitel. (S. x88 bis 203.) 

') Siehe W. Riissland, Exiiediliunen 1778. 

') Solms an König Friedrich. Petersburg 3. Juli 1778. No. X374. 

•) Solms, 7. Juli, No. 1375. 

^ Die Kabioetsminister an Solms, 10. Juli. 

*) Corberon an Vergennes, Petersburg 17. Juli. No. 28. Ausf. P. Ruasie vol. 101. 
*) Solms, 21. Juli. No. 1379. 

£xp<M< des moti6 qui ont engag^ 5. M. le Rd de Prasse k s'opposer an d^nem- 
brement de la Baviire. gedr. in Hertzbergs Recaeil II, 25 IT. 

^ Solms, 24. Juli. No. 1380. 
•) Solms, 28. Juli. No. 1381. 

Solms, 31. Juli. No, 1382. 

Solms, 4. August. No. 1383. 

Solms, 7. Aucjiist. No. 1384. 

Solms, II. August. No. 1385. 

an Solms, Lager vur Jaromirs 24. Juli B. R 96. 59. B. Russlaiid 1773. 
") Solms, 14. August. No. 1386. 

Friedrich an Solms, Ii. ttnd 21. Juli. 

an Solms, 4. August. 

an Solms, 7. August 

an die Kabinetsminister, 8. August. 

an Solms, Lager Burkersdorf, z8. und 20. August. 
*') an Solms, Lager Lauterwasser vor Hohenelbe, 27. August, vgl. die m^moires de 

mon temps des Prinsen Karl von Hessen (Kopenhagen 186 1) S. 85 ff. 
**) an Solms, 31. August. 

") an Solms, 11. und 18. August; — an Finckenstein und Hertzberg 14. August 

**) Solms, 18. Aui;ust. No. 1387. 

•*) Solms, 25. und 28. August, i. und 4. September. 

**) Solms, 8. und 1 1. September. 

**) Solms, 15. September. 

^ Solms, 18. September. 

**) Solms, 22. September. No. 1397. 

^ Friedrich an Solms, Lager bei Wiltschitz 13. September. — Das Schreiben an 
Katharina ist mir nicht bekannt; vgU Reimann, Neuere preussische Geschtcble II, 

191, Anm. 
") Solms, 29. September. No. 1399. 

") Breteuil an Vergennes, Wien 14. JuH; s. Kapitel III, Anm. 9» 
Breteuil an Vergennes. Wien 29/30. Juli; 8. Kapitel III, Anm. 15. 

•*) Kaunitz an Mercy, Wien 2. Auj^ust. 

Der Staatskanzler an Graf Joseph Kaunitz, Wien 6. August — W, Russiand, 
Expeditionen 1778. 

••) Kaunits an Maria Theresia, 24. August, — W. Vorträge 18 1. 

Breteuil an Vergennes, Wien 12. September, vgl. Kap. III, Anm. 40. 

*^ vgl. Kap. III, Anm. 43. 
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Zum sechsten Kapitel. (S. 204 bis 315) 

') Die russische » keprescntation t gedr. Sboroik hd, 65 S. 15—17 als JJeiU)£e zu 

21 Sept 

dem Schreibep de» Grafen P«md «n Fttnt Galisyn vom 1778. 

2. Oivt. 

*) an Bariatinsky in Paris, Puschkin in Londuo, Assebarg io Regensburg, Sacken in 

Kopenhagen lind Ruckmano in Stockholm, gedr. Sborntk 65 S. 17—22. 
*) Solms an König Friedrich, Fetenburg 2. Oktoher 1778. No. 1400. 

Friedrich an Solms, Lager hei Schatslar 1. Oktober. 
*) an Solms, 5. Oktober. 

an Finckenstein, i. und 2, Oktober. 
*) an Finckenstein, 2. Oktober; die Kabinetsmmister an Golts, 3. Oktober. 
•) an Finckenstein, 5. Oktober. 
•) an Finckenstein, 5. Oktober. 

an Finckenstein, 12. Oktober. 
'1 hiDckenstetn und Hcr(7l)er^ an Sohn^, ad mand., 13. Oktober. 

Graf Joseph Kaunitz an l'.anm Knyeneck in Stockhol m, Tetersburg 8. Oktober; 
ähnlich an (ira^ Mercy in l'ans ; Abschrift an Grafen Dominik Kaunitz Questen- 
berg in Madrid, an Baron Rewitzky in Warschau und an die Slaatskanzlei in 
Wien, Abschrift. W, Russland, Relationen 177S. — vgl. Arneth, Maria 
Theresia Band X. S. 545 ff. 
Solmsp 6. Oktober. No. 1401. 
Solms, 9. Oktober. No. 1402. 
^) Solms, 13. Oktober. No. 1403. 

Katharina an Friedrich, Petersburg ~ Oktober 1778. — gedr. Sbornik Bd. XX 

S. 376/7. 

") Graf Joseph Kaunitz an den Staatskanzler, Petersbuig 15. Oktober. No. 51. 
Ausf. — praes. 30. Oktober. 

**) Fanin an Bartatinsky, Petersburg Oktober, gedr. Sbornik 65 S. 24/25 nnd 

21, 

teilweise Recueit des Instructions IX, 342. 
Sohns, 20. Oktoher. No. 1405. 

Die Kabinetsmtnister an Golts, ad mand., Berlin 26. September. 
Sandox-Rollin an den KOnig, Paris 8. Oktoher. No. 80. 
**) Sandoz, 11. Oktober. No. 81. 

**) Vergönne« an BreteuO, Versailles 17. Oktober. No. 91. Entw. — P. Vienne t. 337. 
**) Vogennes an de Pons, Versailles 15. Oktober. No. 265. vgl. den Schluss des 
dritten Kapitels: Die französische Diplomatie vom Kriegsausbruch bis sum 

Beginn der Vermittlnnj^. 
'*} Breteuil an Kaunitz, iS. Oktober; »Note« und eigh. Be^le!t<schreil)en ; praes. 
19. Oktober. — Ausf. W. Teschener Conpress Fasz. I. }'. Unterhandlungen 
mit Frankreich. — S. Beilagen la, Ib. — Breieuil au Vergennes, 22. Oktober. 
Reflextons sur la note present^e par le b. de Breteuil le iS. Octobre au sujet 
d'un arrai^ement k proposer an roi de Priisse sur la succession de Bavi^re. — 
Orig. W, Teschener Congress Fass. L B. — 5. Beilage 2, 
Kaunitz an Bieteuil, Wien 22. Oktober. Abschr. — Z. III. 47 Teschener 
Congress. I, B. — 5. Bmtt^ 8, 
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**) Bericlit aus Wien, ohne Angabe des Absenders, 24. Oktober. No. 74. Abscbr. — 
S, R XI. 33. Bayern G>nv. 28. Allgem. Corr. vol. VIII. — Assebuig an 
Finckenstein, Bnanschweig 14. Oktober, etgfa. Orig, R XI, 33. Bayern Cdnv. 36. 
Galityn an Panin, Wien 21, November, gedr. Sbomik 65 S. 76 — 78. 

Bericht aus Wien, ohne Angabe des Absenders, 28. Oktober. No. 75. Abschrift. 
Kaunitz an Maria Theresia, Wien 21. Oktober. Ausf. W. Vortriige 181, 
*') Kaunits an Mercy, 21. Oktober« Ausf. — W, Frankreich Corr. 210, v^l. 

Arneth X, 553. 

") Könifjgrätz, 18. Oktober, gedr. Araeth, Maria Theresia und Joseph U; ihre 

Oirrespondenx Band III S. 153. 
•*) Gitschin, 23. Oktober, gedr. ebenda S. löo/r. 
**) Ameth, Geschichte Maria Theresias Band X S. 547 ff. 
*') ebenda S. 556. 

Joseph an Maria Theresia, Prag t. November, gedr. Corresp. III, 174. vgl. 
Arneth, Maria Theresia X, 557 und S. 817 Anm. 841. 
"*) Mehrere Schreiben Josephs vom 2. bis 5. November, gedr. Corr. III, 177 ff. 
f*^*) Vergennes an Corberon, VersaiUes 24. Oktober. Ein antliches Sehreihen m 

den Arch. des äff. <tr., Vienne t. 337 in Abschrift; das eigenhändige Privat- 
achreiben des Ministers ebenda Russie t. loi im Entwurf, wo sich auch 
das weitere amtliche Schreiben No. 21 befindet. 

Vergennes an de Pons, 24. Oktober, No. 266. Entw. P, Prusse t. 197. 
*') Finckenstein und liertzberg an Goltz, ad mand., Berlin 13. Oktober. 
**) Goltz an den Könicf, Paris 26. Oktober. Xo. 85 und 86, 
*'') Vergennes an Breteuil, Versailles 26. Oktober. No. 93. 
*•) Mercy an Kaunitz, Paris 4. November. Litt. D, E und L. 

Darin wird der Gesandte angewiesen die Regierung des Kölligs von Frankreich 
zu ersuchen, sie möge ara Wiener Hof die Bemühungen der Zarin unter- 
stfitzen, in der Erwartung, dass es gelingen werde, den veiheerenden Krieg 
durch gemeinsame Bemfthnngen ein Ende zn machen, gedr. Sbomik 65 S. 17 t 

*■) Ordre d« Roi, 31. Oktober. Abschr. W. Frankreich Corr. 211. S. Beilage 4, 

*^ Bariatinaky an Panin, 8. November, gedr. Sbomik 65 S. 68—74. 

H) que Sa Majest^ est tris-dispos6e k entrer avec Sa Majesl6 Imp&iale dans nne 

combtnaison de conseils et d'ofhces dans la mesnre qoe aes circonstances et 

ses liens peavent le Ini permettre pour realiser an espoir anssi dattevr.« 

Vergennes an Corberon, Versailles 6. November; No. 24 bis. Entw. — 

Trifft 7. Dezem1)cr in Petersburg ein. 
Vergennes an de Pons, N'ersailles 5. und 6. November. No, 267 nnd 268. 
hi\ Friedrich an Finckenstein. Jägemdorf 27, Oktober. 

an Finckenstein 31. Oktober. 
**) Finckenstein an den König, Berlin i. November. 

'*) Gemeint ist das Schreiben Karl Theodors an den Herrog von Zweibrücketi, 
München 22. Januar 1778; gedr. Hertzberg, Recueil etc. II, 211. 

Dolgorucky an Bariatinsky, Berlin 2, November, gedr. Sbomik 65 S. 84/5. 

Finckenstein nnd Hertsberg an Goltz, an Solms, ad mand., Berlin 3. November. 
**) Vergennes an de Pons, Versailles 13. November. No. 268. 
**) Vgl. hierüber: Unzer, Hertzb«rgs Anteil an den prevs8.*oesterr. Verhandlnngen. 

s. 73-76. 

^ Solms an den König, Petersburg 23. Oktober. No. 1406. 
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®') DtT K>iiii}:j an Solms, Breslau f ^, Novi-mUer. 

**) Der König an Cioitx ; rinukcii&tciii und llerubcrg an (johz, 14. November. 

Famo an Bariatinsky, Petersburg ^ Oktober, leedr. Sboraik 65 S, 34/5. 

**) Vergennes an Breteoil, Versailles 16. November. 

Bericht Mercjs an Kannits, Paris 17. Not. — Mercy an Maria Theresia, 17. Nov., 

gedr. Ameth nnd Geflroy III, 263. 
Veigennes an BreteuU, Versailles 7. und 16. Nov^nkber. 

*^') Breteail an Vergennes, Wien 12. Nov. — No. 113— II7. 
'"*) Vergenne» an de Fons, Versailles 19. Nov. — No. 269, 
Vergennes an Corberon, Vers., 30. Nov. No. 36. 

") vgl. Anmerkuncjen 30 4t. 

") I>ie russische lude verbale an Corberon habe ich nicht gefunden, 

Corberon an Vergennes, I'cter«»biirg 20. Nov. 1778. No. 47. 
'*) Solms an den König, Pelcriburg 29. September. 

Solms an den König, 6. Oktober. 

Cort>eron an Vergennes, 9. Oktober. 

Katharina an Friedrich, Petersburg — Oktober 177S. gedr. Sbomik 208.376/7, 

XI. 

Solms an den König, 16. Oktober. 
^ Solms an den König, 3. November. 

22. Oktober 

; Vollmacht für Repnin, St. Petersburg — ; I 77S russisch gedr. Sboroik 65 

2, November 

S. 25/26; franz. Übersetzung in Abschrift B. R Xf, 33. Bayern Conv. 33; 
Acta betr. besondere Verhandlung de» Cabinetsministeriums mit Repnin. 

>iv » . . ™ . 22. Oktober . , , « 

") Resknpt an Repnin vom ^ rnsstscli gedr. Sbofnik 65 S. 1—13, 

' 2. November 

französisch S. 30 — 43. 

**) Vertrauliche Wei««n^ filr Repnin, gedr. Sbornik 65 S. 46- 50. Sie ist am 

18, I )ezeml)cr von Ke|)mn den jireussischen Kabinetsministcrn mitgeteüt worden. 

Solms an den König, 13. Nov. ■ No, 1412. 

**) Schlttss des Reskripts der Zarin vom 2. Nov. 

*^') Repnin an Panin, Warschan Dezember 1778; gedr. Sbomik Ud. 65 S. 54/5. 

H3, 

**) Breteail an Vergennes, Wien 28. und 31. Oktober, No^ 110 «nd iii. 
'*) Kaunitz an Mercy, Wien 3. November. 

"*) Breteuil an Vergennes, Wien 12. November. 

*•) Veigennes an Vieregg, 5. Oktober, dem ein Schreiben Viereggs an Vergennes 

vom 24. September ans .Schwetzingen vorausging. — M. St, Kasten 

'schwarz 329/^1., erstercs in der Aiisf., Ict/ferr^ im Fntwnrf. 
*") Viercgg an Vcrj^ciiiics, München 10. Novcnilicr. l'ntwurt clandi. 

Betrachtungen Kaunitz', 22. November. W. Teschener Congress Fasz. i. C. 5. 

Beilage ä. 

Breteuil an Vergennes, 27, Novonilier. 

Maria Theresia an Mercy, 25. iNov., gedr. bei Arnelh und Gclfruy III, 268. 

**) Die oesterr. Antwort anf die Repnesentation vom ^ (fSlschlich ^) s. Sbomik 
Bd. 65 S. 8S. * * 
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s. Anm. 93. 

gedr. bei Arneth nnd Flttnermont II, 531, Anm. 
**) Kaunitz an Graf Joseph Kaiinits, Wien 25. Kovmber. 3 Schreiben. 
**) Kaunitz an Graf Herqr, 2$. November. Die französische Weisung gedruckt bei 

Arneth und Flamermont II, 530. 
*") Maria Theresia «n Mercy, an Marie Anloinette 25« November, gedr. bei Art.etb 
und Gefffoy III S. 268 u. 270. 

"»^ Galisyn an Panin, Wien 27. November, gedr. Sbornik 65. S. 8$— 88. 
**^) Breteuil an Vergennes, 27. November. No. 121. — Kaunitz an Mercj i. nnd 
II. Dezember. 

Mercy an Kaunitz, an Maria Theresia; Paris 5. Dezember. 

Das Schreiben Maria Theresias an König Ludwig vom 22. Nov. tcfigt ds« 

Praesentat 3. 12. 
104^ Vergennes an Breteuil. Versailles 10. Dezember. No. loi. 

Plan k snivre pour la pacification de TAUemagne. Paris 9. Dezember. 
Ludwig XVL an Maria Theresia. Versailles 9. Dezember. — W, Teschner 

Congress Fasz. I B. Abschrift — z. T. gedruckt bei Flassan 2e 4d. U Vit. 

p. 227/8. 

Vergennes an Breteuil, Vers. lo. Dezbr. No. loi. 
Breteuil an Vergennes. Wien 13. Dezember. JNo. 125, 
Kaunitz an Mercy, Wien 11. Dezember, 
gedr. Arneth und Flaniermont II, 532. 
Mercy an Kaunitz, Versailles 24. Dezember. 
^^*) Breteuil an Vergennes, Wien 24, Dezember. No. 127, Vortrag Kaunitz' an 
die Kaiserin*Königin s. d. (wohl vom 23. Dezbr.) W, Frankreich Corr, 212. 
*^*) Breteuil an Vergennesi angeblich vom 21. Dezbr,, gedr. in Saint-Priesti Etades 
diplomatiques t. L p. 338—340. 

^^*) Breteuil an Kaunitz, Kaunitz an Breteuil, Wien 22, Dezember. 
^'*) Vortrag Kaunitz' an die Kaiserin-Königin (v, 23. Dzbr.). — Breteuil an Vergennes, 
24. Dezbr. 

Vergennes an de Pons, an Corberon lO. Dezbr. 

Betrachtungen Kaunitz' »Uber dun Betrag des französischen Hofes in Anschnog 
der Mediation.« s. d. (Ende Dzbr. 1778.) W. Teschner Congress Fasz. ID. 

'"*) Vergennes an Bretenil, Versailles 21. Dezember. No. 103. 

de Pons an Vergennes, Breslau 16. Dezbr. Nr. 397. 

de Pens nn Verkenne«, Bre'^lau 20. Dezbr. No. 398. 

Finckensteins Bericht an den König Uber die um 1 1 Uhr Vorm. statl^ebabte 
Unterredung mit Repnin. B. Rep XI, 33, Bayern, Conv. 28. 

^**) Katharina an Friedrich -1?' -^^^^^ 1778; gedr. Sbornik Bd. 20, S, 379 and 

' 10. November " • 

Bd. 65 S. 22. 

"*) Friedrich an Katharina, Breslau 18. Dezbr. gedr. Sbornik Bd. 20^ S. 381. 
^**) Note Repnins, Breslau 19. Dezbr., gedr.SbomikBd. 65 S.96 und auch sonst mehrfiich. 
Geheime Note Repnins vom 19. Dezbr., gedr. Sbornik Bd. 65 S. 97/s^. 

''^'') Finckensiein an den König, 18. Dezbr. 

Preussische Anl\vort auf Panins memoire confidentiel, Breslau 19. Desbr., gedr. 
Sbornik Bd. 65 S. loi und bei Unzer, Uertsbeigs Anteil S. 156. 
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Finckenstein und Ilertzberg an den König, BretUa 19. Dmbr. » Friedrich «o die 

Kabmetsminister 20. Dczhr. 
Der Könt£ an Solms, 20. Dezbr. 

^ Repnin en Pmin, Bietla« — Deibr.» fedr. Sbomik Bd, 65 S. 93. nnsiicli. 

Die Kkliiaetsmintiter en den Kdaig, 2t. Decbr. 

Die dannf «ich betiehenden AklenslOcke «ad s. T. gedruckt in Sbomik Bd. 65 
S. 107 — 119; 139«' 133. De* KOoig» »Projet de campegne pour Tenn^ 1779« 
als GegenttOck tu dem nus. Operarioiit|iba der Gebdinnote Repnias 34* Dsbr, 
B. Rep. XI. 33. Bayern. ConV. 32 ro\ 105 Beiondere Verhandlungen, 
Ansf. - T. Hoym an Ilertzberg, firesUtt 37. Desbr. Ansf. ebenda. — Friedrich 
an die Kabinetsmintster 28. Dezbr. 

de Pons an Breteotl, firetUn 30.JenBftr 1779. Abschr. W, Teichaer Congress 
Fasz. I B. 

Repoin an Fanin, Breslaa ^ Dezbr., gedr. Sbomik Bd. 65 S. 104. nmisch. 

30. 

De Pont aa Veigenoei, 36. Desbr« No, 399. 
^) »ce lont les termes doat le marqnis de Pons s'est servi.c Findceostein an den 
König. 37. Desbr. 
Finckenstein 37. Desbr. 

Hertsbeig an Fincken^irin, Breslau 28. Dezbr. ; in erweiterter Fassung an den 
König; femer die Idee? |ireliminaires snr les troi«; plans (jue monsieur le 
marquis de Pons vient de remeUre. s. l'nzer, Herlzbergs Anteil S. 86 u. 159, 160. 

Die Kabinef ■srninister an dori Kilnig, Hreslaii 2S. De^br. 

Der Konig an die Kabitu-tsminister ; an Hert/ber^;, Breslau 29. Dezbr. 
^*") Keponse prealable et verltale donnie au martiuis de Pons. B, Rep. I, 124. vol V. 
'*') de Pons an Breteuil, Breslau I.Jan. 1779, gedr. Sbornik 65 S. 160/61. 

Repnin an Galizyn, Breslau i.Jan. 79. 

Die Kablaetsninister an Solms, 30. Deiember« 

Friedrich an Golts, 30. Desbr. 

Der König an Solms, sSw und 3 t. Desbr. 
^**) Breteuil an de FOns, Wien 33. Decbr. 

Hertsbei]^ Notizen Uber die Verhandlungen von seiner Ankunft in Breslau bis 
zum 24. Dezbr., gedr. Unzer, Beil 28 ; vgl. Finckenstein an den König 23. Dezbr., 
der König an Finckenstein 34. Desbr.; de Pons an Breteuil 30. Januar 1779. 

Finckenstein an Schttlenbnrg, 3. Januar. 

Breteuil an Wrgennes, Wien 3. Januar ; No. 2 und 4. 

Joseph an Mcrcy, s^edr. Arncth und Flainermoiit 11, 534. 
'*') Breteuil an Vfri;c'nncs, Wien 17. Januar. P. Viennc t. 33S. 
'"'j Kauiiii m Breleml, 8. Januar. W. J cbcluicr Congress I B. 

Kaunitz an Marta Ther«sta, II. Januar, ebenda I F. 

Note pour m. le baion de Breteuil, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 155— IS9< «nd 
Begleitschreiben des StaaUkanslers v. 11. Januar, ressis ... ä 10 heures le soir. 
Breteuil aa Veigennes, 17. Januar. No. 6. 

Mehrere Schreiben des StsatsVanslers an seinen Sohn, Wien 12. u. 13. Januar. 
W, Teschner Ccmgress 1 F. 

'^^ Kaunitz an Mercy, 12. Jan., gedr. bei Ameth und Flamermont II, 535/6. 
Kanaits an Maria Theresia, 15. Jan. 
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Vefjgennes «n Breteail, Vcnailles 5. Janiur. Entw. No. 104. 

Breteuil an Repnin, Wien 14. Jan., gedr. Sbornik Bd. 65 S. 153 — 155. 
Ml) Bretcnil an de Pon», 14. Jan. 

Ve^iennes an de Pona, Versailles 26. Jan. P. Pnwse t 198. — an Breteuil, 31. Jan, 

Veiigennes an Bretenil, $. Januar. 
^'^) Vergennes an Mercy, 10. Januar. 

Vergennes an de Pons, 14. Januar. No. 274. 
'***') Finckenstein und Herlzberg an Goltz, Breslau 14. Novbr. 1778, 
^"') Goltz an den König, Paris 4. und il. Dezbr, 

Goltz an den König, l,, 4., S.Januar. No. 1—4. 

Bariaünsky an Repnin, Paris 14. Jan, 79. gedr. Sbornik Bd. 65 S. l8l — 1S3. 

Golts an den König, 22. Januar. 
"0 Vergennei an Breteuil, Vers. 21. Jan. No. 107. — Golts an den König, Faiu 
18. Jan. No. 6, 

Vergennet an Corberon, 26. Jan. 

Observations cur la r^ponse verbale, 24. Jan. 
"*) Vergennes an de Pons, Vers. 24. und 26. Jan. No, 2 und 3, Entw. 

Finckenstein an Solms ad mand., Breslau 19. Jan. — Repnin an Bretenil, 19. Jan., 
gedr. Sbornik Bd. 65 S. 161 — 163. 

Breteuil an de Pons, 29, Jan. 
*''^) Repnin an Breteuil, 19. Jan. .s. Anm. 175. 

de Pons an Vergennes, Breslau 23. Jan. No. 403. 

Repnin an Fanin, Breslau 23. Jan. No. 26. gedr. Sbornik Bd. 65 S. 175/6, russisch. 
Finckcmstein an Solms, Breslau 19. Jan. B, R XI. 175 Rassland Cotv. 103 A. 
Finckenstein an Assebui^, 19. Jan. ebenda. R XI. 33 Bayern Conv. 36. 
^ Finckenstein und Hertzberg an Gotts, 20. Jan. ad mand. 

Ludwig XVL an Karl Theodor, Versailles 22. Januar. Ausf. JT. St. A, Kasten 
schwarz. 329/31 Fol. 17. 

^) Vergennes an O'Danne, Versailles 22. Jan, Entw. P. Bavitoe t. 163. FoL 23. 
1»») Vergennes an den Hencc^ von Zweibrflcken, Versailles 27. Jan. Abschr. ebenda 

Palatinat et Denxponts t I2Z. Fol. 19. 
Leyden an Vieregg, RegensbuiTg 2$. Jan. eigh. Attsf. Jf. St. A. Kasten 

schwarz. 328/30. Fol. 63. 
Finckenstein und Hertzberg an den König 20. Tan. — Der König an Solms 28, Jan. 
Repnin au Panin 28. Jan gedr. Sbomik Bd. 65 S. 180. russisch. 
Die Kabinetsminisler an Sohns, an Goltz 30. Januar ad mand. - Der König 

an Solms 2. Februar. — Repnin an Fanin 4. Febr., gedr. Sbornik Bd. 65 

S. 183. russisch, 
s, Anm. 188. 

Solms an den König, Petersbug 15 und 19. Jan. 
'"^) Friedrich an Finckenstein nnd Herlzberg. 3. Febr. . 

Repnin an Panin 4. Febr. s. Anm. 189. 
*•*) Der König an Prinz Heinrich, Schweidnitz 4. Febr., gedr. bei Schöning, Militär. 
Corresp. Friedrichs des Crossen mit dem Prinzen Heinrich, Bd. 4 ; Prinz 
Heinrich an den König 6. Febr. gedr. ebenda. — Der König' an Finckenstein, 
Reichenbacli 9. Febr. — Finckenstein an Scliulenburg 6. Felir, 
Die Kabinetstninister an den König, Breslau 6. Febr. — l^reuss. ültim^um v, 6. Febr. 
***) Die Kabi netsminister an Goltz, an Solms, 6. Febr. 
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'*') Der Künifj an die Kabinet^^minister, Keichcnbach 7. Kcbr. 

"*) Solms an dvn K. >nlj^^ No. 1430. Petersburg 23. Jmu, eingeUoüea 7. Februar. 

'••) Finckeri!>leiu an lien K.mir^. 8. Febr. 

*••) Kriedricb an Finckeastcin, Keichcubach 8. Febr. 

Friediidi tn FinckeiMtein, 9. Febr. 
^ Friedrich an Fiockenstem, 10. Febr. 

^ Das prems. Ultimatnm io der eadgOltigeo Vaaanag gedr. Bd. 65 S. 33$ ff. «. 
FlawMi (3. Avil.) VII S« 330. C 
Repotn an BretenU» Bieslan 10. Februar, gedr. Sbomik Bd. 65 S. 339. 

an Galizyn, 10. Febr. gedr. ebenda S. 231. 
an Bariatinsky, 10. Febr. '^'»*''r. ebenda S. 333, 
an Panin, 11. Febr. gedr. » ben la S. 224/5 mssisch. 
de I'ons an Verpennes, II, Febr. No. 406, 

"•j an Breleuil, 10. l ebr. 

Finckeaslem an den König, Ii. Febr. 

Friedrich an Goltz, 10. Febr. — Die Kabiuctsniinister an Gollz 10. Febr., an 

Solms xt. Febr. ad maod. 
***) Galisyn an Repnin, 13. Febr. 

Briefe der Kaiserin Maria Theresia an ihre Kinder und Freunde. Bd. IV. S. 416. 
vgl. auch die Nachrichten in d. Brief aus Wien 19. Febr. B. R XI, 33 Bayern 

Conv. 33. 

Note pour m. le baron de Bretenil und weitere Note o. D., gedr. Sbomik Bd. 65 

S. 246. 

Kaunitz an Bretctiü. ifi. Febr. gedr. Sbnrnik IM. S. -5 >' Precis de cc 

que pnnrrait ctrr rtjiondu au l'. Suui du prince de Kojnun au baron 
de Brctcuil <i. cl. Hre«lni le lo fcvrier 1779. H^. Icschner Congr. Fasz. 1 Ii. 

Kaunitz an (ializyn, i'i. l'flir. 

Gali/yn an Kej.ian, l'S. III, !6. Febr.. gedr. bbonuk lid. 05 S. 255. 
Gahzyn an Kcpnin. I'.S. 18. tcbruai'. 

Bret«dl an Repnin, Wien, iS. Februar, gedr. Sbomik Bd. 6$ S. 245. 
) an de Pons, 18. Febr. 
^ Note d'une repr^ntation amicale et confidentielle de la pari de S. U. Imperiale 
de totttes les Russies k S. M. le Roi de Prasse, gedr. Sbomik Bd. 65 S. 313 — 3 16. 
*^ Panin an Bariatinsky, an Galisyn 5. Febraar. gedr. Sbomik Bd. 65 S. 3 18 bb 
223 be^w. 316—3 18. 
Points d un arrangetnent en btoc entre TEiecteur Palatin et la Coor de Saae, 

pedr. Sbornik Hd. fy$ S. 22 >. 
Friedrich an ]■ inckenslcin, SUbcrberg ij, Februar. 
Silberber},' iS. Febr. 
*") Finckenstein an Schulenburg, 17. Februar. 
*•■) an Ftnckenstein, Silberberg 19. Febr. 
^ an Solms 19. Febr. 
^ Friedrich an Golts, t8. Febr. 

Die Kabinetsminister an Solms, an Golta. Breslau 17. Febr. 
Friedrich an Finckenstein, 31. Febr.; an Katharina 34. Febr. gedr. Sbornik 
Bd. 30 S. 383. vgl. dazu die eigh. Nachschrift Friedrichs an Finckenstein 
vom 23. Febr. B. Rep I. 1 23 vol. II. Ausf. 
Die Kabinetsminister an den König, 33. Febr. 
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"*) Finckcnstein an den König, 22. Febr. — Kepnins Note en quoi on peut faire 
consister la satislaction de ia Saxe, etwa vom 24« Febr., gedr. Sboroik Bd. 65 
S. 252. 

"<^) Mehrere Schreiben des Königs an die Kabinetaniiiii$ter bezw. an Ftncken»tem 
allein, Silberbeig 22. Februar nnd folgend« Tage, S* Rep I. 123 vol. IL 
Correspondenz mit des Königs Majestit. 
vgL Unser, Hertsbergs Anteil etc. S. lox ff. 

Finckenstein an den König, 2 Berichte vom 25. Februar; Friedricli an Finclcen- 

stein, 26. Februar, 

**^) Finckenstein an den König, 27. Febr.; der König an Zinzendorf, 28. Febr. 

Bericlile von Goltz ans Paris, S. und 12. Februar. 

Die Kabmetsminister an Goltz 24. Febr.; der Köaig an Goltz 25. Febr. 
an Solms, 24, bezw. 25. Febr. 

Note für Repnin, Breslau 24. Febr. gedr. Sbomik Bd. 65 S. 250. 

Repnin an Breteuil, 24. Febr. gtdi, Sbomik Bd. 65 S. 249. 
***) Repnin an Bariatinskf, 18. und 25. Febr., gedr. ebenda S. 259 bezw. 257. 
**^) eigh. Antwort der Kaiserin-Königin auf ein kurses Schreiben des Staatskanzlers 
V. 27. Februar. — Breteuil an Repnin 28. Febr. gedr. Sbomik Bd. 65 S. 265. 

Galisyn an Repnin, 28. Febr. gedr. Sbornik Bd. 65 S. 268. 
**'") Oesterreichische Note an Breteuil, gedr. Sbomik Bd. 65 S, 266. Kaunitz an 
Galizyn 28. Febr. gedr. ebenda S. 269. 

Kaunitz an Mercy i. Marz. W. Frankreich Corr. 212. Fol. 105/6. 

Ders. an dens. t, März. gedr. bei Arnetli und Fiamermont 11, 537/8. 
*''°) Breteuil an Vergcnnes 2. März. No. 17 u. 18. 

'^') Kejinin an Finckenstein ohne Datum; Finckenstein an den König 2. März ; die 

Kabinetsminister an den König 3. März, 
sss^ vgl. Schöning, Correspondenz Bd. 4; Oeuvres de Ft€d€nc le Grand XXVI, 475, 

an Prinz Heinrich. 

*^ Repnin an Galizyn 4. Mirz. gedr. Sbomik Bd. 65 S. 288/9 1 Repnin an Panin 
19. Mirz, ebenda S..286 russisch. 
Galizyn an Repnin 8. Mirz. gedr. Sbomik Bd. 65 S. 294. 

Repnin an Breteuil l. März, ebenda S. 273. 
'^^) Denkschrift Seefelds, Breslau i. März 1779. gedr. Sboroik Bd. 65 S. 270. 

Finckenstein an Ilertzbergf, Repnin an Breteuil, i. März. 
tbH^ Friedrich an Ftnckenstetn, 2. und 3. März; an Prinz Heinrich, 4. März^ Oeuvre» 

XXVI, 476. 

Secft Ui an Vieregg. Breslau 3. März. No 4. Ausf. M. St. A, Kasten schwarz. 
330/4 Fol. 58. 

Seefeld an Vieregg, 4. Mirz No. 5 ; dessen > — Privatgedanken, die Ausgleichung 

mit Sachsen betreffend» vom 4. Mirz. 
Seefeld an Vieregg, 7. Mirz. 
***) Note pour M. le Prince Repnin, gedr. Sboroik Bd. 65 S. 291. 
Galizyn an Repnin, 8. Mirz. gedr. ebenda S. 294, 
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Zum siebenten Kapitel. (S. 3x6 bis Schluss). 

^ Arneth, Mam Theresu. Bd. X S. 6ii. 

*) Beilage ta CobensU Bericht an Kaanitt, Tctchen ii. MBn 17791 •Consignation 
der Wohnungen in Tescbem ; ferner Beilage sum Bericht CobensU vom 

30. MSrs : Veneichnifi der in Tetcben anwesenden Herren Bot- 

lehafter etcc. W, Teschner Congrea» laae, 3. — Tagebuch Goldbagena: 

»Diarium de ce qui s'est passe depuis mon depart de Munic jitaqa'4 Teschen, 

liea destin^ pour le congres de la paix a faire 1779 abregi de notre 

ncgotiation jusqu'a sa fin.c M. St. A. Kasten schwarz 540/40 Entw. — M. R. A. 
FUrstt nsachen fa«c. 100 No, S30: Gesandtschaftsrecbonog Secfelds, 

*) Cobenzl an Kaunitz, Teschen II. Mftn; PS. vom 12. Mine. 

>UnterthSnig«te Nota« k Soles »n Cobenzl, Teachen 11. Ufrs, und Resolution 
Cobenals. 

') Galixyn an Repnin, Wien 6. Min. gedr. Sbornik Bd. 65 S, 299, 

*) Riedesel »n den König. Teschen 1 1. Mira. No. i. Ansf. B, Rep. 96. 48. x, 
Oestenretch 1779 März bis Mai, des prcuss. Ges. Riedesel Depeschen vol. X. — 
Duplikat fUr das Kabinetsministerium. 1' p !. '"onv. 124. vol. 3 : Acta tt. 

Corresp. über die Negociation des Teschener Friedens zw. d. kgl Cab. Min 

\inf1 .... Kiedesel v. 27. II. bis 31. III. 70. - - eij^b. Kntw. Rcp. I, 
Conv. 123 vol. I ; Corr. du Roi et du Minislcre avec Ic H. de Kiedesel ])fii- 
dant le Congres de Teschen. F'erner: Arneth, Maria 'i'heresia Bd. X S. 609/10. 

^) Arneth X, 611. 

") Cobenzl an Kaunitz, Tescht-n 23. März. 

*) Cobenxl an Kaunitz, Ii. März. Litt. C. ; 1 3. März. Litt. C. 

Cobenzl an Kaunitz, 13. Mai. 
") Repnin an Panin, Teschen 21. März; gedr. Sbornik Bd. 65 S. 320. 

Cobenal an Kaunits, II. Min. Litt. D. — Riedesel an den König, Teschen. 
No. I. II. Min. FS. 

Riedesd an den König, 15. Min. No. 3. 

") Der König an Riedesel, Breslau 13. März. B. Rep I, Conv. 123. vol. I. Ausf. 

Finckenstein und lkrti:berg an Rtctlesel, par ordre expres du Roi. Breslau 
18. März. — Observalions sur la Suspension d'ariucs, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 336. 

") Cobenzl an Kaunitz, 11. Mär?; I.itt F. 

") Cobenzl an Kaunitz, 13. März; deutsche Depesche. Litt. C. und E. 

Seefelds memoire tondiant Tarranf^ement k faire avec la maison de Saxe. Teschen 
12. März. W. Teschner Coii^^r. tasc. 3. — im deutschen Urtext »Meine 
Privatgedanken die Aii'-j^deichung nat Sachsen belrefend, dem Kunii^l. Preussi- 
scheii Ministre Tit. Herrn Grafen von Fmckenstein überreicht, in lireßlau 
den 4. März 1779.« M. SL Kasten schwarz 330/5 Fol. 53. Abschrift. — 
Antwort Cobenzls, 13. Man. Cofaenxl an Kaunitz, 13. M£n. Fnnzös. Depeschci 
Litt A. 

^*) Repnin an Finckenstein, Teschen 14, Min. gedr. Sbornik Bd. 65 S. 340. — 
Bretenil an de Pons, 14. Min. Abschr. P, Vienne t. 338. — an Kaunits 
17. Min. Ausf. W, Teschener Congr. läse, t B. 
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Note liefen fels', Teschen 14. Marz, sowie SchreHjen an Ilertzberg v. Uems. Tage ; 

Ausf. B. Rep 1. Conv. 124. vol. IV. — Üas letztere Schreiben bt von 

Hofenfels fälschlich v, 14. fcvrier datiert. 
Zinzendorf an den Minister Stutterheim. Teschen 13. März; Tagebuch Zinzendorfs, 

12. MSrz. Dr. Loc 3398 Zum Bayrischen Krieg nnd Tesebner Negociationen. 

*•) Seefeidan Karl Theodor, Teschen 14. März, Ausf. M, St. A. Kasten schwarz. 330/4. 
") Tagebuch Zinzendorfo, 15. März. 

eigh. Nachschrift des Königs zum Ministerialschreiben an Riedesel, Breslau iS.Mfirz. 
Friedrich an Riedesel, 18. hüxz No. 3. — Ausf. 

^ Riedesel an den König, i6, MSrs. 

^ Finckeostein und Hertsberg an Riedesel, Breslau 18. Mlrs, 

*^ Seefeld an Vieregg, 17. MSn. No. 8. 

^ Die von Goldhagen ttberbrachten Aktenstflcke sind: 

1) (französisch abgefasste) Vollmacht zur Erneuerung der Konvention Aber die 

Nachfolge in Jülich-Berg von 1741, 

2) (deutsche) VoUnuicbt — zum Congress nach Teschen respecta der Mediation- 
Gesandtschaften. 

3) (deutsche) Vollmacht so dem Grafen v, T.-S. ertbeilet respectu des oder 

der Kaiserlichen Ministren. 
Sie sind sämtlich vom S. März datiert. 

Aus Goldhagens Tagebuch. 

Golclhagcn nennt ihn »grand parieur et animal scribaxc. 

Instruktion für Seefeld, München 8. März. 

Seefeld an Vieregg, 20. WSn. 
**) Seefeld an Vieregg ; Zinsendorf an Stntteclieim ; Cobensl an Kaunitz, alle vom 
20. MSrz. Riedesel (an den König, 20. Mirz) stellt die Einleitung der Kon» 
ferenz etwas anders dar. Danach hätten die Vermittlungsbotschafter zunichst 
ihr Ultimatum vorgetragen, worauf Seefdd behauptete, keine neuen Weianngea 
in der Entscbädigungsfrage zu haben und Schonburg anbot, bald aber die 
Zahlung von einer Million Gulden hinzufBgte. 

**) Breteuil an Vergennes No. 23; Seefeld an Vieregg; Riedesd an den Kdaig; 
sSmtUch vom 20. MSrz. 

**) Günther an Vieregg, Teschen so. MSrz. JT. St, A, Kasten schwarz. 330/4. 

Repnin an Finckenstein, Teschen 20. März. gedr. Sbornik Bd. 65 S. 343 — 345. 
vgl. O'Dunnean Breteuil, Mtiuchen 10. März. Auszug. ^. Rep LConv, 123, vol. i *. 

Der Könii^ an Ricdesel, Breslau 16. März. 
Die KalnnctsministcT an Riedescl, 16. März. 

Finckenstein an Kepnin, 16. März. gedr. Sbornik B4, 65 S. 342/3. 

Riedescl an den Konig, 20. März. 

Die Kabinetsminister au Ricdesel ; Finckenstein an Repniu 22. März. 
**) Breteuil an Kaunitz, 21. MSrz. 
**) Friedrich an Riedesel, 23. MSrz. No. 6. 

Finckenstein an den König, 24. Mirz. Der König an Finckenstein, an die Kabineti^ 
minister 25. MSrz. 

^) Finckenstein an Repnin, 26. Mlrz ; gedr. Sbornik Bd. 65 S. 402—404. 
«*) Friedrich an Riedesel, 26. MSrz. No. 8. 
**) Riedesel an den König, 26. MSrz. 
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*•) Kaunitz an Coben/l, 22 Mlfr?. 1 )cr listorr. Vt-rtragsentwiirf ist al)tje(lruckt Sbor- 

nik Bd. 65 S. 323 — 326, ikr jireuss. Kulwurl S. 330— 333. s. Beil. 6. 
^ Kannitz an Cobenzl, 22. MBrz. Osterr. Entwarf zum oestcrr.-pfiUz. Verlrag gedr. 
Sbornik Bd. 65 S. 327/28 ; prenst. Eotw. ebenda S. 333—335. f. Alf. 7a w. Tb, 
NacliBcbrift des Fttnlen Kannits v. 22» MIrz. 
**) Kaunitz an Breteuil, 22. Mlrz; ^r. Sbornik Bd. 65 S, 364^67. 
**) Galizyn an Repnin, 23. Min; gedr. Sbornik Bd. 65 S. 361 ff. 
Kaunitz an Cobenzl, 23. Mirx. 
Friedrich an Kiedesel, 28. Hirz. 
^) Finckenstein und Hertzberg an Riedeiel, 28. Mirs. 

Herfzberg im Riedesel, 28. März. 
^) Repnin an Galizyn, Tcschen 28. Marz; an Tanin 2. April; gedr. Sbornik Bd. 65 
S. 368 W?-w. 359 — 61 : russisch. 
Kaunitz an Cobenzl 27. Miirz ; ein amtliches und ein familiäres Schreiben, — an 
Breteuil, 27. März, gedr. Sbornik Hd. 65, S. 372/3. 
*^ Cobenzl an Kaunitz, 30. u. 31. März. 

") Memoire Seerdd« und Note» et Observation» »ur le projet d'arraDgement entre 
l'Iropiratrice-Reine et l'Electeor Falatin; gedr. Sbornik Bd. 65 S. 3S7— 89. 
Note» an tniit6 de paix, ebenda S. 389/390. 
Riedesel an den König, 31. MIrz. — Cobenzl an Lehrbach, an Kannitz, i. April. 

**) Cobenzl an Kanniu, 30. n. 31. Mirz. — Riedeael an den König, 30, Mlrz. No. iz 
tt. Beilage. 

**) nämlich der Vertrag von Pavia von 1329 Und die Familienvertrige von 1766, 

1771 und 1774. 
**) Ricde^iel an den König, 30. März, ad, No, II. 

Ricdcscl 3?. MSrz. No. 12. 

BrcleuU an Kaunitz, 31. Mär;',. 
•*) Breteuil an Vergenncs, 31. März. No. 23 — 28. 
*") Friedrieb an Riedesel, i. und 2. April. No. 10 u. 11. 

Hertzberg an Riedesel, i. April. 

Finckenstein und Hertzberg an Riedezel, i. und 2. April. 

Remarques sur les r^ponses de la conr de Vienne anx observatimis de la cour de 

Berlin sur les projets dn trait€ de paix et des Conventions k ooncluce, gedr. 

Sbornik Bd. 65 S. 409—412. 

Hertzberg an Rtedesel, i. April. 
^*) Die Kabinetsminister an Riedesel, i. ApiU. 

'^j Karl Theodor an Seefeld, München 23. BUrs. 
'*) München 26. März. *. Beil. 8. 

") Cobenzl an Kaunitz; Kiedesel an den König No, I3, I. April. 

"*) Cobfn/l an Kaunit?:. an Löhrbach l. April. 

'*) öeelcld an Vierej^^, IV'scht n i. A]»ril, Obereinstiniint nd mit dem Tagebuch (iold 
hagens. Ricdcscl an den Koni«;; /inzcndorf an Stuttcrhciiii ; Cobenzl an 
Kaunitz, Nachschrilt, 1. April. — lirelcuil an O Uunne 2. April. W. Teschner 
Congress l B. 

**) Breteail an Karl Theodor, 2. April. 

**) Breteuil an O'Dnnne, 2. April. 

**) an Kannitz, 2. April. 

**) Repnin an Galizyn i. und 2. April, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 384 u. 385. 
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Riedesel l April. 

^2) Der König an Riedesel, ^ April. No. 12^ — Schulenburg an Finckenstein, 

Berlin 2i April. 
^ Finckenstein und Hertzberg an Riedesel ^ April. 

^ Ilertzberg an den König, an Kabtnetssekretär Coeper(?) ^ April, vgl. Unzer, 

Hertzbergs Anteil etc. S. 117. 
^ Zinzendorf an Stutterheim 1^ April. No. ^1: Lit, C. 

^ Vieregg an Seefeld, München 24^ März ; Seefeld an Vieregg, Teschen 4. April. 
No. 

^ Karl Theodor an Seefeld, München 30. März. 

^ Note des ins^rates k faire au trait^ de paix, Beilage zu Seefelds Schreiben an 

Vieregg vom 2^ März. 
^ Notes au traite de paix, Teschen 30. März. s. Anm. ^ 

^ Repnin schreibt sogar an Galizyn, 5. April : >M. de Seefeld, charm^ de cette 

approbation, nous en fit part.t 
°*) Kaunitz an Cobenzl. Wien 2^ April. 

^ Karl Theodor an Seefeld, Vieregg an Seefeld. München 3_i. März. s. Beil. 9a u. 9b. 

Cobenzl an Kaunitz, Teschen, in der Nacht vom 4^ zum ^ April. 
^ Memoire Seefelds, Teschen 5. April, gedr. Sbornik Bd. 6^ S. 412. 

Cobenzl an Kaunitz, u. 6. April ; Seefeld an Vieregg, 2i April, No. i «> ; 
Riedesel an den König April, No. 

^) Breleuil an Kaunitz, April. 

^ Repnin an Galizyn, 5, April ; gedr. Sbornik Bd. 65 S. 406 flF. 

Breleuil an Vergennes, 6. April. No. 30. 

Breteuil an de Tons, (L April. 
]^ Hofenfels an die preussischen Kabinetsminister, (L April. 
^ de Pons an Breteuil, Breslau L April. 

^ eigenhändige Nachschriften des Königs zum Kabinetsschreiben und zum Ministerial- 
reskript vom (l April an Riedesel. 

Finckenstein und Hertzberg an Riedesel, 2. April ; Hertzberg an Riedesel, S. April. 

Die Kabinetsminister an Riedesel, 8^ April. 
^ an Hofenfels, L April. 

Kaunitz an Lehrbach, an Cobenzl, 4. April 
'"*) Cobenzl an Kaunitz, 8» April. 

Riedesel an den König, April. 

an Hertzberg, S. April. 

2i April, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 445/6. 

vgl, Goldhagens Tagebuch unterm ij. April. 

Auch in dem Schreiben Repnins an Galizyn vom 3. April heisst es: d'apr^s 
les demarches les plus fortes et les sollicitations les plus vives de ce dernier 

(sc. Cobenzl), pour l'engager ä se desister ... de prendre part « gedr. 

Sbornik Bd. 65 S. 419. 
'**) Cobenzl an Kaunitz, 8^ April. 

Note Hofenfels' (an das pfälzische Ministerium) und Begleitschreiben an Vieregg, 
2. April. 

"^) Note Hofenfels' an Cobenzl vom April; gedr. Sbornik Bd. 65 S. 421—423. 
"°) Hofenfels an Finckenstein und Hertzberg, 10. April. 
Cobenzl an Kaunitz, 2i April. 
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Repnin an Galizyn, q. April, gedr. Sbomik Bd. 65 S. 419 — 421. 
Riedesel an den König, tSL April. Entw. B. Rep L Conv. 123 vol. !•>• 
.Sonderbericht Riedesels an den König, 10, April, eigh. Ausf. Rep 36, 48. x. 
"■*) Breteuil an Kaunitz, an de Pons, LO. April. 
Note Cobenzls für Breteuil, iq. April. 

Cobenzl an Kaunitz, iiL April ; ein deutscher und ein französischer Bericht. W. 
Teschner Congress Fasz. 3. 

Die Kabinetsminister an Riedesel, Breslau ^ April. 

Breteuil an de Pons, IQ. April. 

Riedesel an den König, ISL April. 

Breteuil an de Pons, m. Apnl. 
'•') Seefcld an Vieregg, I_L April. No. 

Friedrich an Riedescl, lü. April. 

Die Kabinetsminister an Kiedesel, m. April. 
'**) Friedrich an Alvensleben in Dresden, LCL April. Entw. B. Rep 2Si ^> 
Sachsen 1779. 

Galizyn an Repnin, Wien LL April ; gedr. Sbornik Bd. 65 S. 430 — 435. 
"*) Karl Theodor an Breteuil, München 6j April. 

an Seefeld, 6. April; Vieregg an Seefeld, München 7. April. 
'*") Zinzendorf an Stuttcrheim, |X, April. No. ^ Lit. C. 

Note Zinzendorfä an die Vermitllungsbotschafter, Teschen 3. April, gedr. Sbornik 
Bd. 65 S. 447. 

^*^) Kon ventionstn Unze im 20-Gulden-Fuss ; bayrische und ReichsmUnze im 24- 

Gulden-Fuss. 
'*') Riedesel an den König, 2i April. 

Tagebuch Goldhagens. 
'**) ebenda. 

Cobenzl an Kaunitz, 1^ April. No. 2X. 
'*^) Hofenfels' Note an Repnin, 10. April, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 448/9. 

Riedesel an den König, 12^ April. No. 18, 

Breteuil an de Pons, April. 
'*^) Hofenfels an die Kabinetsminister, LZ. April. Cobenzl an Kaunitz, ij^ April. 

Zinzendorf an Stutterheim, L2* April. No. ^ l,it. C. 
'^") Friedrich an Riedesel, April. No. 
'*') Finckenstein und Hertzberg an Riedesel, April. 

F'inckenstein an Asseburg in Regensburg, Breslau April. 

FViedrich an Riedesel, rj- April. No. liL 

Hertzberg an Riedesel, April. 

Der König an Riedesel, 14. April. No. 12. 

Die Kabinetsminister an Riedesel, 14^ April. 

an den König, 15. April; vgl. Anm. 154 u. 156. 
'**) Finckenstein an Repnin, 14^ April, gedr. Sbornik Bd. 65j S. 418/9. 
^ Tagebuch Goldhagens, 14. und 15. April. 

Tagebuch Zinzendorfs, 13., 14. und ij. April. 

Riedesel an den König, April. 
'*^) Galizyn an Repnin, I_L April, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 430. 

Über die Stimmung in Wien vgl. Kaunitz an Breteuil, 1^ April ; Riedesel an 
den König, April ; Galizyn an Repnin. s. Anm. 162. 
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^ Kaunitz an Cobenzl, Nachschr. v. 12^ April, und zwei Depeschen vom 13. April, 
davon eine gedr. Sbornik Bd. 6^ S. 457/8. 

Kaunitz an Breteuil, rj. April. 
Riedesel an den König, i6, April. 
^ Breteuil an de Pons, 16, April, gedr. Hassan Bd. VII (2. Aufl.) S. 2^ ff, 
^ Repnin an Panin, 1^ April, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 449 ff, russisch. — Cobenzl 
an Kaunitz, Teschen 16» April Nehm. present6 le lS avril par un officier de 
poste, No. April Abends, pr^sentd par estafette le lS a minuit. 

Breteuil an Kaunitz, 16^ April. 
^'*') Repnin an Panin, 16, April; s. Anm. 168. 

Riedesel an den König, 12. April. No. 21 mit Beilage. 

Karl Theodor an Breteuil, München April, mit Beilage : kurz zusammen- 
gefassle Bedenken und Anstände wegen der Bestätigung und Garantie der 
Pactorum domus. — Vieregg an Seefeld, rj, April. 

^'•) Lehrbach an Kaunitz, München L2^ April ; Kaunitz an Breteuil, 16» April. 
Ritter an Seefeld, Wien 16. April. 

Cobenzl an Kaunitz, la nuit du l8 au avril 1779; No. 2^ vom l8^ April. — 

Hofenfels an die Kabinetsminisler u. April, 
gedr. Sbornik Bd. 65 S. 421 — 423. 
*^') Acte separe entre S. A. S. E. P. et Mr. le Duc des Deuxponts. 
'^^) Riedesel an den König, No. 22.; Cobenzl an Kaunitz, No. 26 u. Nachschrift, 
19. April. 

Der König an Riedesel, iS- April. No. 15. 
^ Finckenstein und Hertzberg an Riedesel, April. 

Hertzberg's Notiz über Artikel 2 Friedensvertrags vom 13. April ; Fincken- 
stein und Hertzberg an Riedesel, 20^ April. 

Alvensleben an den König, Dresden 17. April; der König an Riedesel; die 
Kabinetsminister an Riedesel, l^. April. 

Hertzberg an Finckenstein, 21^ April. 
^^*) Finckenstein an Riedesel, 21^ April. 
'^') Die Kabinetsminister an Riedesel, 2I1 April. 
'^*) Zinzendorf an die Vermiltlungsbotschafter, 2Q. April. 
'^') Repnin an Zinzendorf, 2i. April, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 466/7. 

Riedesel an den König, 21^ April. No. 23. 
^*^) Tagebuch Zinzendorfs, ü. April. 

'^^ Breteuils Schreiben an Kaunitz vom 2^ April gibt als Datum der ersten Raten- 
zahlung den 4. Januar 1780 an. 

Kaunitz an Cobenzl, 25. April ; Cobenzl an Kaunitz, 26./27. April, No. ü 

Tagebuch Goldhagens ; Cobenzl an Kaunitz, 22- April. 
^°*) Goldhagens Tagebuch ; Riedesel an den König, 2^. April, No. 25 ; Seefeld an 

Vieregg, 24. April. No. 2Q. 
^ Karl Theodor an Seefeld, Lehrbach an Cobenzl, Lehrbach an Kaunitz, München 
17. April ; Kaunitz an Cobenzl, Wien 2S2. April. 

Cobenzl an Kaunitz, 22. April, No. 2Q. 
'^") Cobenzl an Kaunitz, 23. April. No. 30; Goldhagens Tagebuch 23. ApriL 
'*^) Tagebuch Goldhagens ; Riedesel an den König, 23. April. 
'"^) Riedesel, 2^ April. No. 2^ 
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Seefeld an Vieregg, No, 20 ; Cobenzl an Kaunitz, No. -^i ; Zinzendorfs Tage- 
buch, 2^ April. Letzteres gibt an, Kepnin habe den Vertrag im Kousset 
gefunden. [Rousset, Kecueils historiques d'actes et des traites de paix. Haag 
1732. t. VI]. 

*^ Es waren die beiden Entwürfe zur sächsisch-pfälzischen Konvention, deren einen 
Ilofenfels u. Secfeld vereinbart, deren andern die Vermittler verfasst hatten; 
sowie die von den Vermittlern diktierte Fassung, in der die vertragschliessenden 
Parteien nicht genannt wurden zur Vermeidung d^r Alternative ; ausserdem 
die Entwürfe der Beitrittserklärungen des Herzogs von ZweibrUcken mit den 
entsprechenden Annahmeerklärungen ; vgl. die Beilagen zur Depesche Seefelds 
an Vieregg No. 2Q v. 24. April. 

Breteuil an Karl Theodor, 2^. April, 
an Kaunitz, 2^ April. 
*"*) Cobenzl an Kaunitz, 25. April. 

****) Tagebücher Goldhagens und Zinzendorfs ; Cobenzl an Kaunitz. 

Kaunitz an Cobenzl, Wien 25. April. 
^ Cobenzl an Kaunitz, 26./27. April, Nachschrift. 

Kaunitz an Breteuil, 25. April. 
*"°) Riedesel an das l>epartement des Auswärtigen, No. 27 ; Seefeld an Vieregg 
No. 21 ; Zinzendorf an Stutterheim No. 44. Lit. C. 

Breteuil an Kaunitz, 26- April. 

Friedrich an Riedesel, 25. April. No. 23^ die Kabinetsminister an Riedesel, 
27. April. 

"'J Hertzberg an Finckenstein, an Riedesel 25. April; Riedesel an Hertzberg 2^. April. 
2^ Cobenzl an Kaunitz, 25. April. No. ^2^ 

Friedrich an Riedesel, 23, April. 
*'*) Vieregg an Seefeld, München 2£L April, praes. 22- April. Seefeld an Fincken- 
stein, 2& April. 
*") Karl Theodor an Seefeld, München 24. April. 

^ Kaunitz an Cobenzl, 23. April ; Lehrbach an Kaunitz, München 25. /26. April. 
Cobenzl an Kaunitz, i. Mai, No. 36 ; Seefeld an Vieregg, l Mai, No. 22^ par 
estafTette ; Breteuil an Karl Theodor, l Mai ; Riedesel an den König, z. Mai, 
No. 23. Tagebuch Goldhagens. 
'***) Tagebuch Goldhagens vom 2^ Mai. 

Vollmacht für Seefeld, München 28^ April; Karl Theodor an Seefeld, Vieregg 

an Seefeld 2^ April. 
Karl Theodor an Breteuil, 2^ April. 
Tagebuch Goldhagens. 
*'*) Der König an Riedesel, No. 22, die Kabinetsminister an Riedesel, ^ Mai. 
"*) Die Kabinetsminister an Riedesel, 2* und 3. Mai. 
Finckenstein an Seefeld, 3. Mai. 

Cobenzl an Kaunitz, No. ^Ij. Seefeld an Vieregg, No. 23 ; Riedesel an den 
König, No, 3J_^ 5^ Mai. Tagebuch Goldhagens. 
»") gedruckt Sbornik Bd. 65 S. 489 ff. 

Die Kabinetsminister an den König, 6, Mai. 

Friedrich an die Kabinetsminister, Mai. 
"*) an Riedesel, 2: M»'« No. 23. 

Die Kabinetsminister an Riedesel, Finckenstein an Ricdesel, 2^ Mai. 
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Finckenstein an Repnin, jr^ Mai, gedr. Sbornik Bd. 65 S. 491 ff. 
*") Seefeld an Vieregg, 27. April. 

"*) c — tel que vous I'avez congu — > tatsächlich war der Entwurf in Breslau an- 
gefertigt. 

***) Karl Theodor an Seefeld, 2, Mai ; Vieregg an Seefeld, ^ Mai. 

Lehrbach an Kaunitz, München 4. Mai. 
'*^) Tagebuch Goldhagens vom 2^ April. 

Note für O'Dunne, München ^ Mai. 

O'Dunne an Breteuil, München 3. Mai. 

Tagebuch Goldhagens vom 8» Mai. — Nach dem Bericht Cobenzls an den 
Staatskanzler v. 8, Mai hat wesentlich Breteuil es bewirkt, dass die Namen 
der drei sulzbachschen Prinzessinnen wenigstens in der Rati&kationsakte auf- 
geführt wurden. 

an den König, No. ^ ; Cobenzl an Kaunitz, 8. Mai, No. 38. 

Seefeld an Riedesel, Mai. 

Der König an Riedesel, No. 30J die Kabinetsminister an Riedesel, 10» Mai ; 
Memoire Riedesels an Seefeld, Teschen M» Mai, gedr. Sbornik Bd. 65, 
S. 505/6, 

'*') Tagebuch Goldhagens vom 12^ Mai ; Seefeld an Vieregg, Cobenzl an Kaunitz 

13. Mai ; Zinzendorf an Stutterheim 14. Mai. 
'**) Protest Cobenzls und Antwort der Vermittler v. 1^ Mai, gedr. Sbornik Bd. 65 

S. 504, 505. 

Protest Zinzendorfs, Sbornik S. 505. Nach der Darstellung des sächsischen 
Legationssekretärs Günther sowie der Erzählung Hofenfels' wäre Zinzendorfs 
Protest erst nach Austausch der Garantie- und Acceptationsurkunden vor- 
gebracht worden. Die Darstellung im Text ist die Cobenzls. 

^*^) Finckenstein und Hertzberg an Riedesel, Mai. 

^ Breteuil an Karl Theodor, 13. Mai. 

Cobenzl an Kaunitz, Teschen Mai; durch Baron Collenbach mit den voll- 
zogenen Vertragsurkunden am 15. Mai nach Wien überbracht. 

'*°) Stutterheim an Zinzendorf, Dresden Mai ; No, ^ Dr. Loc. 3398 Zum 
bayrischen Krieg etc. 

'***) Maria Theresia an König Ludwig XVL, Wien 15. Mai. W. Teschner Congress 

Fasz. I B. 
^ Wien 15. Mai. ebenda fasz. i A. 

'*') Friedrich an Katharina, Breslau 12- Mai ; gedr. Sbornik Bd. 2Q S. 387. 
"^*) Seefeld an Vieregg, Breslau Mai. 

Stutterheim an Zinzendorf, Dresden Mai ; No. 32. 

Oeuvres VI, 179. 

Denkwürdigkeiten des Freiherm von Assebui^ 29^, 297. — Reimann, Bayr. 
Erbfolgekrieg. 236 f. ; Neuere Gesch. Preussens H, 263 f. — Radda, Der 
bair. Erbfolgekrieg und der Friede von Teschen 48. — 
*") Protokoll über den Austausch der Ratifikationen in Berlin am 3. August 1779, 
M. St. A. Kasten schwarz 330/4. — Reimann, Geschichte des Bairischcn 
Erbfolgekrieges (1869) S. 23S/6. — Reimann, Neuere Gesch. des preuss. 
Staates II, 260 ff. Im Bayr. Geh. St. A. enthält K. schw. 330/6 die Bayr. 
Successions-Acta nach dem Teschner Frieden bis auf erfolgte Reichsratifikation. 
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Verzeichnis der benützten Archivalien. 



A. Aus dem Königlich Preussischen Geheimen 
Staatsarchiv zu Berlin. (B.) 

Rep. I. Coav. 122. A. vol. I. iJie polit. Kc<rr(.-s[>oti<lenz mit dem Ges. von Riedesel 

zu Wien 17 78. Jauuarjuli. 

> > > » vol. II. Die Korres(>oudenz zwi&chcn Finckenstein, Jacobi und 

Kiedesel 1778. 

Rep. I. CoBv. 123. voL L ComspondMiGe du Roi el dn Minist^ ftvec le Baron 

de Riedetel pendant Ic Coagrt* de pftix de Tetchen (to. IIL — 
13- V. 1779). 

vol. lt. ConcftpondenU mit det Königes Htj. 1779. 
Rep. L Conv. 124. Korrespondens mit dem Kuierlichen Hofe 1779. 

vol. III, Acta und Correspondenzen über die Negociation des 
Teschener Friedens zw. d. Königl. Cabinets-Ministerio zu Brest- 
lau, u. dem Künigl. Plenipotentiarto Freyb. v. Riedetel, vom 
10. — 31. Martii 1779. 
vol. IV, vom it^J April bis i^teii May 1779. 
vol. V, 1779. Inslructions el autrcs picccs touchant la paix 

de Tescbcn, que Mr. Ricdcsel a remis a son retour, 
vol. VI. AcU touch: l'Acte de Renoovellement de I« Conven- 
tion de 1741 avec I« Cour de Fnnce ponr la pwantie de 
Siletie, et avec la Maison Palatino de Snltabach de Renon- 
ciation k la Succ. de Juliers et de Bereue. 1779. 
Rep. XI. 33. Bayern. Conv. 25— 28. (voll, i — it) Allgemeine Cofrespondent betr. 

den bayr. Erbfolgcstreit 1778/79, 
Conv. 29. a) Acta die Sendung des Grafen Goertt nach 
München und Zweibrücken betr. 177S. 

V>^ Urkunden Abschnften zur bairischen Suc- 
cc->ionstrage 1334 — 1 774- 
Conv, 30. (vol. 7.";, Acta betr. die dem Churf. v. Sachsen 
proponirle Vcrlauschung der LauAsniU gegen die Marg* 
graftttmer A. u. 6. 

> > > Acta betr. Dednctionen v. Schriften dea kurtichsischen Hofes 

betr. seine Ansprtlelie aof da« kitrbairisclie Allodium 1778. 
Acta betr. Special-Correqwndens betr. die Forderung Knr- 
sachsens an das Allodiun Bayern. Abschluss einer 
Militair - Convention mit Knnachaen d. d. Dreaden 
a. IV. 778. 
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(Rep. XL 33. Bayern) Conv. 31. i) Acta jiro 177S betr. die bayr. Erbfolgs Streitig- 
keit, bes. in Ansehung der Ansp. Bair, 'sehen Lande. 

2) 1778. 20. X. — 8. XIL betr. die von Preussen 
gewflnschte Pablidiung des Sdireibens des Kurf, Caii 
Theodor ▼« d. Pf. an den Herzog Carl v. Zweibr. d. d. 
MUncben 22. I. 1778. 

3) Acta betr.-^Correspondens mit dem Königl. 
Gesandten Grafen Maltsan zu London in Bezug auf 
die bair. Erbfolgdrage. 1778. 

4) Acta betr. Separat - Verbandlnngen mit dem 
KursXchs. Hofe w^en seiner Forderang an das Allodium 
in Baiern 1779. 

5) Acta betr. die Sendung des Grafen v. Thörring 
zu äeefeld von München nach Breslau zu gütl. Bei- 
legung der kursächs. Allodialansprüche auf die bair. 
Verlassenschaft 1779. 

Conv. 32. vol. 105. betr. beson(U re Verhandlung des Kab. 

ministeriums mit dem Kais. Russischen Bevollmächtigten 

Fürsten Repoin zu Breslau. 
Conv. 33. voL L u. U. Sendung des Kammerherrn Freiherm 

Ton Edelsbeim an die deutschen ReicbsbGfe. 3. I 

1778 — 19. VL 1779. 
Conv. 35. J. Correspondens des Grafen von Finckenstetn 

mit dem Minister Grafen v. Goerts betr. die bayr. 

Erbf. 1778/79. 

III. Maternlien su Deductionen, offiziellen Staats- 
schriften zum Bayerischen Erbfolgekrieg. 

IV. Correspondenz des Ministers Grafen von Fincken- 
stein mit dem Kriegsminister v. d. Scbulenbnrg 1778/9. 

Conv. 36. I. 1778—80 Specielle Correspondenz mit dem 
Pfalz-Zweibrückischen Gesandten . . . Ilofcnfels . . , . 

II. Corresponden/. des Grf. v. Finckenstein mit dem 
kursächsisclien Ges. Grafen von Zinzendorf betr. die 
bayr. Erbf. 1778—80. 

III. Corresp. des Ministers Grafen v. Fmckenstein 
mit dem Russ, Ges. ... Asseburg betr. die bayr. 
Erfolge. 

IV. Corresp. des Grfl v. Finckenstein mit dem 
Freib. v. Riedesel, dem Fttrsten v. Repnin u. dem 
Grf. V. Terring-Seefeld während der Tesehener Friedens- 
verhandlungen betr. die bayr. Erbfolge. I779i 
24. Febr. — 13. Mai. 

Cbnv. 37, L Correspondenz .... mit Schwartsenau. 

II— VIL Acta betr. Garantie, Ratification, Publi- 

zirung des Teschener Friedens. 
Rcp. XL 89. Frankreich. Conv. 102 vol. I u. II. Die politische Korrespondenz 

mit dem Ges. Freiherrn v. Goltz in Paris. 1778. 
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Kej). XL 89. Frankreich. Couv. 102 vol. I u, l! iMc ]>uliiivcbe Korrespondenz mit 

»ieiii Gesandten FrcihtTrn v. (;<»lu in Paris. 1778. 
» > » » Coov. 105 voL I u. II. 1777. Berichte des Frhrn. v. 

Goltt ans Parii. 

• * * * Coav. 105 voL. I 1779. Berichte des Frbrn. Goltt* 

Rcpu XL 175. Rassbod. Conv. 101 B. voL I n. IL 1778. Die Berichte des Grafen 

Solms aus St Petersbiizf . 
> > » » > 103 A betr. den politischen Schriftwechsel mit der 

König). Preussischen Gesandtschaft am Hofe su St Peters* 
bürg, Solms, HUttcl. 1779. Jan. — Sept. 
Rep. 92. Hertxberu 51 betr. Itnme.^i u C irrespondenz des Grafen von ncrt;:ber|r, 

^owic C<irrc-p. ti< mit litin Pr. Friedrich Wilhelm v. IVcusscn, 
dem Kurf. Friedrich August v. Sachsen, der Prinzessin Amalia 
betr. die Bairische Erbfolge 177S— 17S0. 
Rep. 96. 19. L. Des Preoss. St Ministers Grafen v. Goertz Sendung an den 

Herzog Zweibrflcken wegen dessen Snccession in Bauern. 
Rep. 96. 2& E. Frankreich 1778. Des praiiss. Ges. Golts Immediat-Dep^ voL Xt. 

F. > 1779 » > • > 9 > voLXII. 
35. E. GroBsbritannien 1779 Des preuss. Ges. Grf. v. Maltaan Dep. vol. XUL 
48. X. Oesterreich 1779 MKrz bis Mai Des prenss. Ges. Riedesel 

54, J. Regensburg 1778—171^4. Des prenss. Ges. v. Schwartzenan 

Dep. vol. II. 

59 A, B, C. Russland 1778 Jan. — 1779. 13, Novbr. Des prcuss. Ges. 

Solms Dep. voll. XXX— XXXII. 
65 £, F. Sachsen 177S. 1779. Des preuss. Ges. v. Alvenslcbcn Dep. 

▼olL III 11. IV. 

Repb 96. 71. H ond J. Türkei 177S u. 1779. Des preoss. Chafg6 d'affaires 

V. GafTfOn Dep^ voll. III n. IV. 
Repw 9$. 30t. A bis F. P«>litica. Des KabinetS'Ministeriums Immediat-Berichte 

voU. LXII— LXVI. (1778 Januar— 1779 JunQ. 



B. Aus dem Königlich Sächsischen Haupt-Staatsarchiv 

zu Dresden. (Z)r.) 

Locat 2659. Des Grafen von Rianoour Abscbickung an den Ckur Bayerischen 

Ilof etc. anno 1779. vol I. 
Locat 3003. Cointe de /inzemlorf et Clemens Ii Berlin 1778. 

Locat 3398. 1 )i ih-sc1k-ii \i<n 11. an Graf v. Zinzeiüli ni zu Berlin und bei der Armee. 

Ko. 148 u. 149. Depcches et Kapports de 1778 — Mission du Ci« 
de ZinzendorfT. 

„ 151. D^piches de S. E. Mr. de Statterheim k Mr. le Cte 
de Zinzendorff. 

„ 152. Correspondance ministerielle entre S.E. Mr. de Stutterheim 
et Mr. le C. de Zinzendorff. Sept.-Dez. 1778. 

„ 154. Znm Bayrischen Krieg und Teschner Negocialionen ge» 
hörige Acten des Grafen v. Zinzendorff. 
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Locat 3399. No. 150. Dcixclies et Ra])]>orts de 1778. Gestion cU-s affnires de 

Mr. Clemens üHcrIin. Papiere dor (Gesandtschaft ZU Berlin 1778. 
II 153. Gesatidtschaflliche r»piere v. J. 177S. 
„ 155. Rescripte und Rdadcmei in den Jahren 177S/79. Mission 

des Herrn von Clemens. 
„ 1 56. Rescripte, Relationes u. Ministerielle Noten in dem Jahre 1 778. 
„ 159. Dep^ches et Rapports des i. Janvier jnsqn'an 6 Mars 1779. 

Mission du C Zinsendorff k Bmlan. 

Empfangene und abgesandte Depeschen u, andere Papiere 

der Gesandtschaft zu Berlin 1779. 
„ 160. Depfiches de S. K. Mr. de Stutterheim a Mr. Clement, 

I. I. — 14 VI, 1779. 
„ t6l. D6p6ches de Mr. Clement a S. £. Mr. de StuUerheim, 

3. I. -~ 26. VI. 1779. 
„ 162. DcpSches de S. E. Mr. de Stutlerheim k Mr. le C. de 

ZinzendorS; 6. VII. — 25. XII. 1779. 

DCp£ches de Mr. le C de Zinsendorff k S. E. Mr. de 

Sttttteiheim, 28. VI. — 31. XIL 1779. 
Locat 3399. No. 163. BeiUgen und Noten Gesandtschaftsgeschäfte seit 

Rückkunft von Tescben nach Berlin 1779. 



C. Aus dem Königlich Bayrischen Geheimen 
Staatsarchiv in München. {M. St Ä.) 

Kasten sohwan. 

274/4. Korrespondenz aus Regensburg. Brentano 1778. 

329/3a Korrespondenz; zwischen Vergennes und Vieres^p. 1778. 

329/31. ]iai\ de Tescliea. Korrespondenz mit dem fraozöa. Ministerium 

1777 — 79- 

329/ 34- Ministerial Korrespondenz zumTeschner Frieden 1778 — 79. t i — 3. 
330/4. Friedens-Unterhandlung zu Teschen durch Toerring-.See- 

feld 1779- Minktoial^Acten. 
330/5« Friedens-Unterhandlung au Teschen durch Toerrin^^See' 

feld 1779. Gesandtschafts-Acten. 
33o/6k Bayrische Suocessions-Acta nach dem Teschner Frieden bis auf 

erfolgte Reichsratification. 
444/8. Kreittmayr's CorreqKmdens (mit Leg. Sekr. Kummer in Regensc 

bürg. 1779.) 
496/14. Teschner Frieden betr. 1779. 
528/29. Berichte aus Kegensburg. Leyden 1778. 
52S/30. ., „ „ Frhr. v. Leyden 1778/9. 

529/2U u. 21. iiaroa v. Vieregg — Kreittmayrs Korrespondenz, 1778. 79. 
S 40/40. Bruchstttcke Über den Teschner Frieden. 

Kasten bi&ii. 

424/9. Pacification de Teschen 1779, 
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KjWten grün, (l'olittäche» Archiv (Im K. B. SUatsministeriums des Aeusseren.) 

85/53. BetrefT.' Bayern: \'cr!iandliingen zu Tcschcn. Des bayr. Revisions- 
rathM A. v. f^oldhagen Kt-isf- und Vcriiatuilungs- Protokoll nach 
u. zu Te&chea vom 11. März — 15. Mai 1779. 



D. Aus dem Königlich Bayrischen Allgemeinen 

Reichsarchiv zu München {M, R, A,) 

Fttratensachen fasc. 100. No. 830: Gesandtschafts RcchDung von dem Khur-P&la' 
Bajeriscbeo würklichen Geheimen Rath und K uncttT Anton Grafen von 
Ttirring 7u Secfeld über die GesandtachafU Keyse bey dem Friedens 
Schlu&s zu Teschen anno 1779. 



G. Aus der Königlich Bayrischen Hof- und Staats- 
bibliothek in München. {M. H, B.) 

Codex genn. 1437; Comitialberichtc des Legationssecretärs des fränk. Grafen« 
coUegiums Johann Friedrich Loder; (an die Kurfttrstl. Bibliothek in Mann« 
heim eingeschickt.) (Regensburg 1778.) 

Codex germ. 5238: Correspondenz des bayr. Kanzlers von Kreittmayr mit Graf 
Seinsheim. 



F. Aus dem Archiv des Ministeriums der Auswärtigen 
Angelegenheiten (archives des affaires etrangeres) 

in Paris (P.) 

BaTiire toU. 160 (1777); 161» 162 (177S); 163 (1779) 
Fklatinat et Deinponts voll. 119, 120 (1778); 121 (i779/So) 
Presse voU, 196, 197 (1778); »9« (i779). 
Rttssie volL 101 (1778); 102 (x779)> 

Vienne voll. 331, 332 (i777); 334» 336. 337 (1778): 338. 340 (i779). 



Q. Aus dem k. u. k Haus-, Hof- und Staats archiv 

zu Wien. {W.) 

Teschner Con^prt --^. Fase. i. A, B, C, D, K, ¥. 

Z, III, 48. Tescl)ner Congress. Fasc. 2. A, B, C, D. 

Z, III, 49. » » » 3. 

Z, HI, 51. » > »5. A— H. 

Bavarica 49. Svccessionssachen 1778 Jänner — Marz. 

Vorträge 178—183, Januar 1778 bis Febroar 1779« 
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Fnnkreicb, Correspondenz 209 u, 210 (Kaunitz an Mercy) 1778. 
> » 211, 3 voll. (Mercy an Kaunitz) 1778. 

» » 212 (Kaunitz an Mercy) 1779- 

» » 213, 2 voll, (Mercy an Kaunitz) 1779. 

Russland, Relationen 1778. 

T, , Expeditionen 1778 u. 1779, 
Staats-Kanzlei. Baiern. fasc. 48. Berichte aas Mtlnch^n. Ludwig Frhr. v. Lelirbach 

(der Jüngere) 1778, Mi« — Juni. 
, , » t > Weisiingen tucbMIlachen, an den jüngeren Lehrbach. 

>»* »•» i778,Conc.,&Bc.2anLehrbacli« 

» , » fase. 49w Correspondens zwischen der Staattkanzlei a. dem 

Frhrn. v. Ritter. 1778, Jan.— Mai. 
y y > » » Corresp. mit dem Landkomthur Frhrn. v. Lehrbach 

in München. Jan. — April 177S. 
» » » » » Berichte des Graten Hartig 1778. 

» » > fasc 50. Weisiinj^en. an I,elirl»ach. Mai — Dez. 1778) 

y » > 9 Berichte aus München. » » » . 

^ » > »5'- Berichte des Landcomthur v. Lehrbach aus 

München, 1779, Jan.— Mai. 
» . » Preussen f. 54. Beridite aus Berlin 3. L — 14- VII 78 

Weisungennach > 3. I. — 8. VII 78. 
> 1 Sachsen f. 30. Berichte Knebels 1778 

Finalbericht von Miltitz 31. III. 78. 
Weisungen nach Iliesden 1778. 

•Anm. Nach gefälliger Mitteilung der Direktion des k. u. k. Haus-, Hof- 
und Staatsarchivs ist die Bezeichnung jetzt Staats-Kanzlei, Bayern (bezw. Preussen. 
Sachsen) Correspondenz läse. 48 n, s. w. 
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Beilage 1 a. 

W. 

1778. Oktober 18. Wien. Bretenü an Kaunitf. Tochener COngress, Fasx. 1 B, 

Orig. eigh. 

VwQQe Le t8. 8^ 1778. 

[pr. le 19! Uctob. V. Kaunitz' Hand] 

Touteä Les Kaisun«», inon prince, que volre aiuiLie, et volre Coohance ui'ont 
montries hier poinr dettrer que Le Roi pot ae DCIeniiiier k foonir k L'ifopdnitrice 
«A plan anr La Baviere Capable d'op£nr an ammgenient Padfiqne avec Le Roi de 
pmaae, La maniere dont vous avea lUpondua k tonlea nws obgectiona aar La Peine 
qne le Roi Devoit ae tun de prdienter k aon alli^, et i sa mere Des vues peatestie 
KUX giennet tont eelaj au>n prinoei k ^chanffiS, et enoooragi mon Z£le. 
j'ai mis sur le papier dea iddea, je vona Lea envoie cy Joint» si vooa ne lea tfoav£a 
pns Convenables aux votiea, vona jetter^a mon papier an fett, et je suis Bien aar qoe 
vous n'en Rendrc? pa<v moins justice aux motifs pwr^ qm me Conduisent. je ne suis 
irr«. <>r(ainctiieiit ^ukIc «pic jiar !,es vnnix I.es plus vrais, et I.irs jjhis Kespoclucux 
püur Le Solide lionhciir et I,a j^loire de I,eur- M*'* imp''*'; je vous J'ric de voir 
aussi Dans ina Dcinarche mon altachemenl rnrticiilicr }Mnir voii-v, et un thbut De La 
Confiance, ainsique de L huiiima|;c que je Keuils k luules vus vcrlus. Ce sont Des 
Sentimena andens qne L'avantage De tnvailler avec vous Depuis quatze ana d fbrtifi^ 
De mattiere que je nc puis trop mnltiplier Lea occaasiona De vous R6piter, et De 
vonr Proaver qae ma Defcrence eat igale k La tendrei et Respectneuse Consideration 
avec Laqoelle j'ai L'honneor D'ltre mon Princei votre tres humble et tres obeissant 
aaviteur 

Le B*|> De Bretenil. 



Balage Ib, 

W. 

Gedanken Bretenib ttber die ^ , ^ , . „ 

^ - ... Tcscnencr Congr. fasc. i B. 

177«. Oetoberi8. Wien. Friedenabedingungen. Unterhandlungen n.U Fntnk- 

(an Kaunit. geschickt.) ^ 

En reconnaisaant dfes le principe de la contestation actnelle sur la auccession 
de Bavüre, qn'il ^tait convenable qoe la tnais<Mi d'Antriclw obUnt des avanlages de 
tcmtoire poor €tablir une coinmunicati<m facile de la Bohbne avec 1' Autriche, on ne 
{lense pas qu'elle doive les ctendre au point de trop peser sur la liticrte et sur les 
nio5"^ens des Etats voisins de sos juts^'^essinns. Teiles seraient le«! suites du projet de 
porter l aci jai'^ition d'une iiarlie de la Baviere ju«;f]u'a Kutstein sur la frontiere du 
Tirol. Iille aurait toul a la tuis les inconvcnients de priver la Baviere de sa prin- 
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cipale richesse, en faisant totnber les salins de Reichenhall dans !e lot autrichien, 
et d'ouvrir a la cour de Vienne une uouvelle portc de i italie. Gelte cour a cer- 
tainement assez de ses sels de Galtcie. 

Ces motifs font d^sirer que la maison d'Autriche dirige ses convenances vers 
«n Mitre coti; eile doit les tronver dan« raeqiit«itioti de k ptrtie de k Bavi^ qui 
est sita^ entre le conflaent des riviires de rinn» de la Salsa et du Danube. Le 
conrs de ces riviires restant parfaitement libre pour les deux pnissanoes dont elles 
feraient les limites, la maison d'Antridie acqttenait par lä la meilleare partie et la 
plus riebe de la r^nce de Burghausen : eile acquerrait deuie forteresses et un revenu 
considerable ; eile se couvrirait vcrs le couchant de deux grosses riviires bicn navi' 
gables; enfiti eile acquerrait ce qui kisait Tobjet de tous les desirs de Joseph i**' au 
milieu de ses victoires. 

Si cet arrangement n'ctablit peut-6tre pas encore assez la communication avec 
la Boheme et ne satisfaisait qu'en partie les vues de conttguit6 de la maison d'Au 
triche, c'est pour concourir a les favoriser, qn'on esti:ne que rimperatiice pourrait 
rctirer les j'ioteaux a ses armes vers le midi de la Baviere, k proportion de ce qu'elle 
les clendrait vers le nord. Amsi si en lournant autour de l eveche de Passau, Sa 
Majeste Imperiale voulait iaire porter sa fironti^ par VUshofen jusqu'aux ]>reiuieres 
gorges de la Bobfcme, en remontant le long de la rivi^ de Scbwenach» et de Ik 
jusqu'aux sources de la rivi^re dite Gross-Regen ; st voalant dtablir encore d'avantage 
la communication de ses Etats, la maison d'Autriche faisait snivre k sa limite le cours 
de la rivi&re de Regen jusqu'ji la riviire de Cham, pour remonter ensuate aux sources 
de celle-ci ; ou si enfin» pour englober toutes les gf>r<(es de la Boheme qui portent 
sur le Haut'Palatinat, on allongeait la frontiere jusqu'ä Waldsassen, la cour de Vienne 
devrait, en proportion de ces divers doc^rcs d'acquisition, dimiauer d'autant celie 
qu'elle aurait faite dans le regence de Burghausen« 

Le Roi de Prusse et la cour de Vienne elle-mSme se sont lait, dans lenrs 
demiires negocialions, des ouvertures qui se rapprochent beaucoup de ces diffcrentes 
vues. Celles de la cour de Vienne il est vrai ont eu plus d'etendue. Cependant 
la proposition qn'elle a declince, qit'il lui soit cede par precipnt une portion de la 
Haviere contigue a ses Etats, qui Im reade un revenu annuel d un niillion de llorins, 
scnible determiner plus particvilierement ses d6sirs et ses vues. Le roi de Prusse n a 
point absohunent rejete cet arrangeuient. On pense donc que, si la cour de Vienne 
sc montrant disposee a resserrer sa ligne de dimarcation, youbdt la bomer Ii Tao- 
quisition de la partie de la Bavi^, qui est renferm^ entre le Danube, Tlnn et la 
Salza, ainsi qu'il a €t6 dit, cette puissance tronverait dans cette itendue de territoiie 
le revenu d'un million, oa que si cet objet n'6tait pas exactemeat rempli, II s'en 
tioignerait de bien peu, sans parier des amtiiorations, dont une meülenre admini- 
stration pourrait rendre sans nul doute cette acquisitbn snsceptible. 

En m^me temps (^u'on d^ire que la cour imperiale obtienne l'un ou TantKe 
de ces divers arrangements, on pense qn'elle doit d^dommager la coar palatine du 
tort qui en risulterait pour eile. La cour de Vienne a bien de moyens de Tindem- 
niser. Le Burgau, le Brisgau ou d'autres possessions en Souabe, le pays de Limbomsf 
et de Gueldres, la princii)aule de Mindelheim, la renonciation de la conionne de 
Boheme ä ses titres de feodalites sur des parties du Haut-Palatinat, la concession en 
faveur de l'FIecteur Palatin des fiefs de TEmpirc vacants en Baviere, la reconnaissance 
que la cour de Vienne fcrait pour sun compte des deltcs qui pourraient etre «fTectces 
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&ur la partic de la Bavi&rc dont eile entrerait en possession, offrcnt des compensations 
de tous genres pour U maison palatine. 

On estime qat ]m S«xe qui poumit airoir des prttentioni cor l'alleu de 
la paiiie de la Bariire, qui pasierait sou» U domination antiicbienne, poumit trouTer 
son dfdommageinent on dans U concession de quelqae Cef de TEmpire, on dans h 
renoneifttion de la f<6oda]il6 de la Bohine tur les 6efi tita^ en Saxe, oo dant le 
pajremeot d'une aomme d'argent 



Beilage 2. 

W. 

1778. Octuber (c. 20.) Wien. Kauntlz' Reflexionen. Teicliner Congress fasc. i B. 

Orig. 

ReHexions sur l.i notc i rescntco pir Imrnn de BrcU-ml le iKoctobre 177*» au sujct 
d'un arrangemenl ä [^roimscr au Roi <lc ]'ri:s«r, sur l.i suctt^^ion de liaviere. 

Ce n'est pas sur des com enancc*;, iiiais sur <ics titrcs et des diuils que la 
tnaison d Aulnclie s'cst arranjjcc avec I hcriUer pruicij^alc de la successiun de liavicre 
par la convenUon du 3 janvier de ceile annee, et U semble par cons^uent que dia 
le principe de la oonteBlatioD, que la rivalite du Roi de Prasse a tievie snr ce 
snjet» avant mime qu'il ne fttl parvenu a engager aucnn des autres pritendants k 
cette snecession k r^amer son assistance» qn'en reconnaissant qu'il ^tait convenable 
qne la maison d' Antriebe obttnt des avantages de territoire en Baviire, on doit 
avoir supposd auparavant qu'il 6tait juste qu'elle en obttnt, attendu qn'U faul nices« 
nirement qu'une chose soit juste avant que de pouvoir Itrc regardec corome oon* 
venable, sortout lorsqu'il ne s'agit pas de convenances, mais de droits, et par la 
menie raison re ti'esl nullftuent parcc (jue la maison d'Autriclu- a cu l)PSoin 011 envie 
d'etablir utic C()ininunic;ili(»ii facile de la Boheme avec rAulrichc, (jm ne lui luati'iiie 
pas d'ailleurs, qu'elle a etahli ses preientions snr une parlie de la succession de 
Baviere, mais sur des droits, >[u'elle a rej^ardcs, ijueUe rcgarde et (|u'elle reijardera 
toujours comme incontestablcs, taiu et ausai longtemps qu'il i< aura pas clc prouvc uu 
decidd par un jugement comp6tent qu'elle a tort et que sa pretenlion n'est pas fondee. 

U n'est donc ^a^ questioa ici de lui &ire gräce, mais de lui rendre justice, 
et si on vevt qu'elle puisse se dösister de ses droits en tout ou en parlie, il faut 
lui faire des propositlons. 



Beilage & 

W. 

1778. Oktober 32. Wien. Katraits an Breteafl. Z Iii. 47- Teschner Congiess 

I B. Abschrift. 

A moosieur le Baron de Breteuil. 

Vienne le 22 octobre 1778. 

Je n'ai pas pn trouver le temps de m'entretenir avec vous, monsieur l'am- 
bassadeor, avantbier, je n'ai pas eu l'boanenr de voos voir hier, et comme tt pourrait 
arriver qne nous ne nons rencontrassions pas non plns aujourd'hni, je crois devoir 



xxxxu. 



prendre le parti de vous renvoyer . le papior d-joint que vom «ves bien voulu me 
confier, et que je m'^tais propos^ de vous rmdre k notre piemi&re entrevne. Je ne 
puls en fuze aucim usag^, parce qu'il ne contient an foad qne les fwopositiona tn- 
admissibles» anxqneUea nous a,TODs r^pondn par notre memoire mUtiil|l: Rep«>iue 
verbale etc., qui se trouve aa No. 17 de notie eontre-manifeste, qui vient de paraitre 
en langue frangaise. Je ne vottS en «Iiis pas nunns redevable cependant, monsienr 
l'ambassadeur, de la peine que vous avez bien voulu prendre, et j'ai Thonnetir de 
vous en assurer ainsi que des sentiments de la pliis parfaite coasideration, avec 
laquelle je suis monsieur l'ambassadeur 

Votre tres humble et tres obeissant serviteor. 



Beitage 4. 

W. 

1778. Oktober 31. (Versailles). Ordre du Roi. Frankreich Corr. 211. 

Abschrift. 

Ordre du Roi du 31 octobre 1778. 

On ne pent se dissimuler que la »Präsentation de la cour imperiale de Rnssae 
est une dcclaration an moins comninatoire, et qne son st^le porte rempreinte d'une 
paxtialitc marqu^e. 

C'est h. la coar qui recoit un pareil ocrit, h. juger de I'accueil qu'elle doit lui 
faire. Ses disposilions seules peuvent la decider. Le Roi ne peut donc eclairer la 
cour de Vienne sur le parti qu'il lui convient de prendre dans cette circonstance : 
il s'en rapporte a la sagesse et k la haute prudence qui a toujours d^cide de ses conscils. 

Une Observation que Sa Majeste ne peut cependant se dispenser de £ure est que 
malgr6 la secberesse des expreasions msaes on appergoit, que le d^sir de la pauc 
privaut sur tont aulre, et c'est vraiaenblablement le motif qui a excitfi la cbalenr 
de la ridaction. 

II serait k desirer que la Rnssie eüt expliqu^ ce qu'elle entend par nn arrange- 
ment 16gal et amtable de tonte la snccession de la Baviere ; l'obscarite oü eile laisse 

k cet egard, semble ^claircie par le passage qui termine la lettre de m. le oomte de 
Panin, oü il dit que »rimp^ratrice de Russie ne juge point impossible d'amener de 

nonvelles ouvertures.« 

Si on saisit la veritable intelligence de ce passage, il se rapi^orte 
assez aux dilTcrentes insinuations que le Roi a faites en diflerents temps a la cour 
de Vienne, et ä cclles qu U vient d'ordonncr tout rccemment k Petersbourg, avant 
d'avoir en connaissance des scnlimenls de la Russie et de sa d^maiche actuelle. La 
commnnication a dft en itn füte k monsienr le prince de Kannits. 

St Lenrs Majes^ pers€v^nt dan» les sentiments qn'elles sont falt connattite 
jnsqu'i pr6sent, ü semble qn'elles pourraient fiüre serrir la circonstance pr6sente 
de moyen k renoner la n^octation en s'expliqnant confidemmenti soit avec la France, 
sott avec la Russie, soit avec toutes les deux anr les conditions anzqndles elles 
seraient disposes ä se preter a une reconciliation. 

11 n'est que trop d^montre que le Roi de Prusse ne se pliera point ä la 
projiovition que l'Impcratrice-Reine avait faite d'un dcsistenient respectif ; le Roi a 
suUisauient iait connaitre partout ou ccla pouvait ctre iitcessaire, coinbien l adojition 
lui en aurait ete agreable. Ses ofllccs meine i)ressants ont cte dirigcs k la faire ac- 
cepter, ils ne paratssent pas avoir chang6 la resolution de Berlin k cet egard: le 
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Roi ne pcut prendre sur lui <1e l'y f^rcpr par d'atitres tnoyens, ses circonstanccs y 
font un obstacle insurraontable. tnais cc (jui touclic encore plus «^cnsiblemcnt Sa 
Majeste, est t-üe ne ]>cut se dissimuler nie ce i;u eile voiidrait faire de plus, 
n'abouürait qu a jcler le Rui de Prusse, et par conscquent La Russie dans les bras 
de rAngteterre, ce qoi conduintt iinmAnqaftblefiient k la fimiatioii de la ligue que 
la «age prevoy&nce de U coor de Vienne n'a perdu ancime occMioii de aovs inviter 
k ddtoorner, et jettenit les deuz alli^ dans les embarras les plus conpliquis saus 
les reodre de la oioiDdie utilit^ k Vvn et k Taiitre. 

D'aprts cet apperga leRoi ne peut que lenouveler ses voeox ponrqee la eonr 
de Vienne prenant en consid^nlion le v^table 6tat des choses, veuille bien donner 
suite ä ses dispositioos pacifiqaes, en apportant au retablissement de la n^gociation 
toates les facilites ornnpatibles avec sa dignitft et sa justice. 



BeUoffe & 

W. 

o %T . Vortrag Kaunitz' an die _ . _ ' . _ 

1778. November 22. Wien. ^ . ^„ . . Teschener Coogress fasc. 1 C. 

Kaisenn-Königin. Rein«d.rift. 



fietraehtung en.') 

In einem Schreiben des Herrn Grafen Vergennes d. d. 5ten October 1778 an 
den kurpftixiscben Minister Freiherm von Viereg^ ist unter anderen folgende Stelle 
enthalten : 

>Le Roi saisira avec le plus vtf ernjuessement toutes les conjonctures <{Ut 
pnurront le rncftrc en me«!nre de coopdrcr h une r^conciüation ; cc$l (Uns cette 
attente que le Koi invite S. A. MIertnrnle ä Lui sugcfcrtT ä tont eviinemeni le plan 
d'accommodcinent 'ju cUe cimra le jtlns jimpre a coiicUkt Ic^; intcrets de l;i ni:ii-'in 
palatiue avec les vue» de luutes les auires parlies, qui onl pris pari a la contestation 
relative ä la succcssion de Bavicre.« 

Diese Anfrage beantwortet Baron Vicrcj^g in einem Schreiben d« d. loten Nov. 
1778 und sagt: 

iQu'on a propos^ d'^hanger la partie da Haut*Palatinat et da dach^ de 
Sultsbaeh, qui se tronve au-deU de la Naab vcts la Boh^e, contre les districts oiA€i 
k S. M. rimp6mtrioe par la Convention da 3 janvier, tant k cause de la sitnation 
nvantageuse de cette partie» que parce que les pays de part et d'autre scraient plus 
anondis, et inieux fermös par cet ichange. L'Electeur se flatte d'atteindre de fayon 
ou d'autre le but disir6 par la puissante interventton de S. M. T. C. — S. A. Elec- 
torale itanl ])er<iiifid('e en outre, qne son accoinniodement avec la cour de Vienne 
facilitera beaucoup celui, 'lu'clle «»ouhaiie aussi de faire ami.iblement avec les auires 
parties, qm loruieut des prcleutions sur la succession de Baviere, si la France accorde 
cgalemcnt ses bons offices a cet effet.i 

Aus dieser Antwort des pOlzischen Hofes ist klar, dass er vollkommen au* 
friedengestellt sein wflrde, wenn er sich mit dem K. K. Hofe mit Cedierung des 
erwlhnten Landesbesirks abfinden könnte Es ist dieses eben jener Landesdistrikt, 
auf den man pOlsischerseits gleich anfangs angetragen, und den man nachhin öfters 
in Antrag gebracht hat Es ist dieses eben jener Landesdistrikt, dessen Cession 
nicht suwidersein su wollen, man sweibrflckischerseits sich bei verschiedenen Getegen- 
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heiten hat verlauten lassen, Es ist dieses eben jener Landesdisinkt, dessen Cefsion 
alle ttbelgesinnte Bayern zxae Ruhe bringen wflxde, «1s welche immerhin ntcbto anders 
gewunschen haben und noch wünschen, als dass Bayern selbst ungetdlt erhalten 
werde, wdcher Endsweck auf die Torbtisagte Art vollkommen erreicht werden würde. 
Es ist endlich dieses jener Landesdistrikt, dessen Cession die Frincipia des Berliner 
Ministerii wegen der Unteilbarkeit von Bayern am besten salvieren, und dessen Eigen* 
liebe zufriedenstellen würde. 

Nach dieser Voraussetzung kommt es auf die weitere Frage an : ob zu dieser 
Ce'j^lon i) die Einwilligung; des Königs in Preussen, und 2) die beförderliche Con- 
curtenz von Frankreich und Kussland zu liuiTen sei. 

Wenn man dasjenige, was von diesen drei Höfen seit den letztern sechs oder 
acht Wochen geschrieben mid erkläret worden ist, im Zusammenhange betrachtet, so 
scheinet zu erwähnter HoiTnnng alle mögliche Wahrscheinlichkeit vorhanden tu sein* 

In der Antwort des Grafen Finckenstein auf dss von dem Grafen Veigenaes 
an den Chevalier Gaussen erlassene Schreiben wird unter andern ausdrücklich gesi^ : 

On aurait au moins dft s'altendre que la cour de Vienne se oonteuierait d'nn 
district determtnd de la valeur d'un miUion de florins de revenos, qu'dle demandalt 

In einem Schreiben des Königs an Goltz d. d. 27. Oktober 177S heisst es: 

Je me prSterai volontiers aus moyens ji»tes et equitables, qui pourraient 
m'^tre propos6s pour terminer une gnerre, que je n^avais entreprise que forc^ent 
et ä regret. 

In einem anr.lcrn Schreiben an Goltz wird gesagt: Si c'cst efTectivcment le «erienx 
de la ctnir de Vienne de voiiloir la i>aix, it faut qu'oD fasse des propositions justes, 
equitables, et de nalure ä pouvoir ttre ecceptees. 

Der russische Hof sagt in seiner representation') : 

>A present que les armces sunt en mouvement, il est impossible pour le Roi 
de Prusse de mettre bas les armes, sans Tassurance d'une satisfoction ndsonnable 
pour ses Co-^tats, qui ont riquis son assistance. L'Imp^trioe aime encore k se 
persuader, qu'il n'est pas impossible de la trouver cette satisfisclton. Le penchant 
des deax parts pour la n^gociation a paru 6videmment l'emporter sur l'envie de hin 
la guerre. L'Imperatrice ne jage point impossible, d'amener de noavelles ouvertures, 
et si ses soios pouvaient y £tre ntiles et ölre agr£te des deux parts, elb les em> 
ployerait avec empressementc 

Der französische Hof sagt in seinem Schreiben an den Chevalier Ganssen 
von der diesseitigen zweiten, durch den Baron Thugut gemachten Proposition: 

,,Si Celle proposition ne leve pas toutes les difTicullcs, (ju'il faut s'attendre ä 
renco'iirer dans le cours de la negociation, qu'il s agil de reprendre, eile prescnte 
cepientiant assez de moyens de les ai)]>lanir, pour ne devoir pas desesperer du succes. 
L'acquisition d'un million de revcnu parait pouvoir d'autant moins alterer la balance 
de i equilibre, 'ju ellc est mcdiocre en eile lucnie, et que la reunion consentie et 
paisible des marggraviats en sera plus t6t ou plus tard le contrepoids. A la virilä la 
maison palatine ^prouvera une diminution par le dtoembrement de cette ridie tnc- 
cession, mais eile peut €tre compens6e par une possesnon tranqnille k Tabri de 
l'incertitude et des rtsques des 6venements.« 

Ans allen diesen und mdireren anderen Stellen, die man leicht ausammen- 
tragen könnte, scheint su erhellen 

a) dass keiner von den erwähnten Höfen auf die Schliessung eines solchen 
Friedens antrage, wodurch Ihre MajestSt ganz leer au^hen sollen; 
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h) dass sie vielmehr alle supponiereo, dftss Ihrer Majestllt eio wirklicher uad 
reeller Vorteil verbleiben müsse; 

c) dass also zu der eingangs erwähnten Cession, unwohl die Kinwilligung des 
Königs in I'reussen, als die beförderliche Mitwirkung der beiden Mediateurs allerdings 
und um so mehr zu hoffen sei, da eben diese Ccsssion dieienige ist, welche das 
pfälzische Haus um dcs^i'n satisfaction rntsonnable doch hier am meisten zu tun ist, 
immerbin gewunschen hat uad noch wünschet. 

Solchcii^c'st allen kommt nun mir noch weiter'^ zu untersuchen, ob uad mit 
welchen Bedingnisscn die Acqnisiiion etwa oneriert werden durfte? 

Die er«le ("nnditioa wird sonder Zweifel diese sein, dass man dem Köllig; in 
l'rcusien dic VereiniL;ung der beiden Markgraltümer mit der brandenburgischen 
Succcssion j^estatle und eingestehe. 

Ihc'-e cin;iiLjfsti'lien sind llire Maicst.Ht auch in icncin Falle bcicjis ent- 
schlossen, wann Sie ganz leer ausgehen müssen. Es wird also uuj so weniger Be- 
denken sein, solche alsdann einzugestehen, wenn Ihre Maj : dafUr doch einiges 
wesenüiches reciprocnm erhalteo. Zaden wird der König in Preussen ausser not- 
gedittttgen nie einem Frieden die Hand bieten, wenn er nicht die avouierte freie 
Disposition mit seinen Marlcgraftflmem erbllt. 

Die zweite Bedingnis wSre die Eingestebang des Austausches der Markgraf- 
tttmer mit den beiden Lansitsen, und in diesem Falle zugleich die Entsagung unserer 
Gerechtsamen auf die letzteren. Gleichwie aber diese Bedingnis nie einzugestehen 
wire, so ist zugleich alle gegründete Hoffnung vorhanden, dass es hierauf nicht an« 
kommen wird. Gewiss ist es, dass der sächsische Hof seine Einwilligung zu diesem 
Austnusch gänzlich abgeschlagen hat. Der König in Preussen selbst hat dem Freilierrn 
von Thugut nicht undeutlich zu verstehen gegeben, dass von diesem Austausch wohl 
keine Frage mehr sein könne. D.iis der franr.fisische Hof für diesen Austauch L4)en- 
falls nicht geneigt sei, zeigen verschiedene Einberichtungen des Grafen Meicy. 
Der Könij» in Frankreich selbst hat gesat^t, dass der rcberlragung der Lausitz an 
Preussen ohnmuglich staltgegeben werden könne. Graf Maurepas und Vergcnncs 
äusserten sich, dass sie nie geglaubt hätten, dass wir zugeben würden, da^ss i'reussen 
die Ober> und Nieder-Lausita mit seinen Staaten vereinige. Erst vor kurzer Zeit 
gab Graf Vergennes dem Grafen Mercy den Rat, man mttsse unsrerseits von der 
Eingestehung des Austausches der beiden Lausitzen absolute zurücktreten. 

Alles dieses zusammengenommen, lässt also gegründet hofien, dass entweder 
dkser Austausch gar nicht auf das Tapet gebracht werde oder ohnscbwer 'abzulehnen 
sein wird. In welchem Falle dann auch keine Frage von der Renuntiation unsrer 
Gerechtsamen auf die beiden Lausilzen sein kann, weil solche von Preussen selbst 
jederzeit nur Uoss in eo casu gefordert worden ist, wann der Austausch der Mark- 
graltttmer mit den beiden Lausitzen zustande kommen sollte. 

Die weiteren Condittonen, zu welchen wir uns vorhin selbst angetragen 
haben, sind folgende: 

i) die Entsagung unsrer Lehenrechte auf die obere Pfalz. 

Allein! da der kaiserl. königl. ITof nach der vorausgesetzlen hy[iolhesi den 
grössten Teil der oberen Pfalz selbst überkommen, folglich da? dominium directum 
cum utili consoiidieren würde, so würde andurch diese condition und das onerose 
davon grösstenteils gänzlich htnwegüallen. 

2) Die Entsagung der Lehensgerechtsamen im Baireuthischen. 
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Allein I diese Gerechtsamen sind so geringfügig, dass man nicht einmal weiss^ 
in was sie bestehen, und auf welche Corpora sie radicieret sind. Von einem wirk- 
lichen Exercitio dieser Gerechtsamen ist seit undenklichen Zeiten kein Beispiel vor- 
handen. Zudem hat das Haus Bnndenburg auch einige Lehensgerechtsamen in 
Oesteneich, auf deren Entsagung man diesseits antragen, nnd auf solche Art beide 
gegen einander aufheben könnte. 

3) Die Entsagung unarer Lehenrechte sur quelques parcelles de la Saxe. 
Allein ! unter diesen parcelles sind gleich anfangs nichts anderes als Glaucha und 
die (ll>rigcn schönlmrgiächeti Herrschaften verstanden worden, wegen deren im ver- 
flossenen Jabre die bekannten noch nicht ausgemachten und vielleicht iu Ewigkeit 
nicht auszumachenden Irrungen zwischen uns und Sachsen entstanden sind. Die 
übrij^en LehenstUcke in Sachsen, welche die böhmische Kanzlei erst ohnlängst 
angezeigt hat, waren unter der erwähnten Rennntiation anfangs nicht begriflen, und 
wSren auch künftighin nicht mit darunter sn bereifen. 

1) Das Aktenstück ist auf der Ruckseite mit der Aufschrift versehen : >Be- 
traclitungen über die Walirscheinlichkeit, dass die Mediateurs niclit darauf bestehen 
werden, dass dem Hause Oeslerreich von der Iiayerischen Succession gar nichts ver- 
bleibe, u. der König in Preussen selbst solches nicht verlangen werde, — Ihrer 
Majestät am 22. Nov. 1778 überreicht. t 

2) Die iolguuden Worte stehen nicht in der russischen Repräsentation, sondern 
in dem dazu gehörigen Begleitschreiben des Grafen Panin an Fttrst Galisjn in Wien. 



Salage 6, 

Entwürfe zum FriedensTCrtrag zwischen der Kaiserin-Königin und dem König von Preussen. 



Entwurf des fieanz$sisehen Hofies vom De> 
zember tJ^S mit den oesterreichischen Ab- 
Sndemngen. [B, R. XI, 33, Bayern Conv. 33]. 

L'ouverture de la succession de Baviere 
ayant occasionnc des discus&ions qui ont 
dunac lieu ä des liosiilites en AUemagne 



Fjreussischer Entwurf, Ende Februar 1779 
vorgelegt [gedr. Sbornik Bd. 65 S. 330 ff. 
vgi«diedaiaufbezflgl. >Observations«S.333.] 

[mit dem franz. üsterr. Entw. gleichlautend 
bis auf die Formeln bzgl. der am Friedens- 
schluss beteiligten Diplomaten.] 



Article pfemier. 
II j aura une paix perpetuelle et une 

amitie ^^incfere entre Leurs Majestes Im- 
periale Apostolique et Prussienne*), 

k'urs heritiers et successeurs, royaumes, Etats, 
provinces, sujels et vassaux de quelque «jua- 
litc et condition (ju'ils soyent, et il y aura 
un oubli g^neral de tout ce (jui aura pu 
£tre fait ou commis avant ou depuis le 
commencement de la presente guerre. 



Artide premier. 
.... rirop6ratrice-Reine Apostoliquc de 
Hongrie et de Boheme et le Roi de 
Prasse, .... 



. . . aussi de part et d'autre une amneslie 
generale et un oubli Stemel . . . 
k l'occasion et 



*) Die gesperrt gedruckten Worte sind diejenigen, auf welche sich die neben- 
stehenden Abänderungen von preussischer Seite beziehen. 
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Art. 2. 

Les traitcsde Wcslphalie et tous les truites 
conclus depuis entre Leurs Majestcs Im- 
{>crialc et Prussiennc, et nommrinent celiii 
(\e Ilubertsbourg du lo (cvrier 176? 
sont coiifirmesen tant, qu'il n'yesl 
point (lerogc par le present iraitc. 



Art. 3. 

Les troupes prussiennes cväcueront im- 
mcdiatement apres la ratification du prä- 
sent traite les provinces, vi!!e«t, lieux et 
placcs. ']ir<-lles occuperont danslcs royaumes, 
Etats et dumatnes, qui appartcnaieiit u 
S. M. Imperiale et Royale avaot la prcsente 
gnene. Lei troopet imperiales et loyales 
evacneront de lenr cAti6 les provinces, villea, 
lienz et pUces qn'elles ocenperont & ladite 
epoque, soit daas les Etats de S. M. Prussieniie, 
soit dans oetnt appartenants k rBlecteiir de 
Saxe. Quant aux prisonniers et atuc 6tages» 
fls seront restitues sans rangon dans six 
semaines au plus tard apr6s recheancc des 
ratifications du present traite: chafiue sou- 
verain soldant respectivernent les avances 
qui auroiit ete faitcs pour la subsistance et 
rentretien de scs prisonniers, et devant 
repondre des dettes, qu'ils atmmt ooiitntct6e8 
dans les Etats, <A Qs awont €t6 d^teniu 
jasqo'an moment de leur tibeitfi* Les viiles 
et plaees occnp^es respectivernent par les 
denz bantes parties contractantea, seront 
restituies par rapport aux fortißottions, k 
rartillerte et aux munitions dans l'^tat, oii 
elles etaient an moment de roceupalioa. 



ceux de IJrt'slan et de Hcriin 

de 1742, de Dresde de 1745 et de Iluberts- 
bourg du 15 fevrier soni expressement 
renouvelles et conürmes par le prcseut traite 
de paix, cofluiw t'its y ^tatent ins^r^ mot 
k mot. 

Art. 3. 

I.es hostilttcs ayant dej4 ccssc depuis 
i'armistice, dont on est convenu, troupes 
> jourst 



Art, 4. 

Les prctentioiis de la maison 
d'Autriche sur les duchcs deBaviire 
ayant ^te reglos k l'amiable entre 
S, M. rimptoitrice'Reine pour eile et ses 
h^ritiers et sucoesseuis d'une part et M. 
l'Electeur Palatin et ses agnats; la Con- 
vention stgn^ k ce sttjet 



Art. 4. 

Les differends, qui sont survenus au 
sujet des pretentions de la maison d'Au- 
triche sur nne partie de la succeasion du 
d^fnnt Electeur de Bavi^re, ayant €t£ lev6s 
k Tamiable . • • 
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. . « . . sm annexie au präsent traili et 
sen censee en faire partie comme si eile 
y ^tait iasMe mot i mot. 



Art. 5. 

Les prctcntions de M, l'EIecteur 
de Sa\e, comme ctaiit ;ui\ droits de ma- 
dame l'Electrice Douairicrc, sa niere, heri- 
ti^re allodble de feu l'EIecteur de Baviere, 
ayant dgalement etö regl^es et fix^es entre 
les partles inl^ress£e$ par viie Convention 

paiticali^re sign^e le 

ladite Convention aera pareillement annex^e 
au präsent traite et sera ccnsce en faire 
partie, comme si eile y itait insiräe de 
mot k mot. 



. • . 4tant anssi expressäment gaxantie par 
Leurs Majestäs rimp^lrioe de tontes les 
Russies, le Rol Tres<Chr£tien et le Roi 
de Fmsse. 

Art. 5. 

M. l'Ek'cLeur de Saxe est compris dan-; 
ce traite de paix et de reconciliation comme 
partie conlractante, et jouira de tuus les 
effets de cette paix, qui peuvent le regarder; 
et les pr6tentions de S. A. Electorale 



ciaat de ineme ex- 

pressement garantic jiar Leurs Majesles 
rimperatrice de toutcs les Russics, le Koi 
Tr^s-Chr^tieo et le Roi de Frusse. 



Art. 6. 

[Dieser Artikel ist von dem Wiener Hof 
aplter angenommen und in den famzös.- 
oesterr. Entwurf eingefügt worden.] 



Art. 6. 

Mssrs. les Ducs de Mecklenbourg ayant 
fomni UM Prätention d'expectative sur une 
partie du landgraviat de Leuchtraberg 
appartenant k la succession de Bavi^, 
Leurs Majestäs rimpäratrice>Reine et le 
Roi de Prusse sc joindront pour reqnärir 
S. M. l'Empereur, de conf6rer k la maison 
ducale de Mecklenbourg le privilege de 
non appellando illimit^, quand eile l'aura 
demande Selon l'usage, pour lui j)rocurer 
par lä une convenance et un equivalent 
quelconque pour sa susdite pretention, ä 
laquelle eile renoncera alors entiirement 
en £sveur de la maison palafine. 



Art, 7. [im franz. österr. Desember- Art. 7. 

Entw. Art. 6.J 

Comme on a €levä des doutes sur le 
droit, que S. M. Ptassienne a, de räunir 

k la prim(^niture de sa maison les deux 
principautes de liaireuth et d'Anspach en 

cas d'extinction de la ligne, qui possede 
actuellement ccs deux principautes; S. M. 
l'Iuiperatrice-Keine s'engage pour eile et 
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poir tet hiriüvn et te« successeurs, k d* 
jamais nettre Opposition k et qoe 

tndtts pijt d'AMpuh et de BetrenCh 
pnissent £tie ineorpor^s k U primo* 
g^itnre de relectoimt de Brandebonrg. 

Art. 8. [bezw. Art. 7. ] 

Coinme il se trouve ihins les jirinci- 
pautes de liaireulh et d' Anspach plusieurs 
fie& d^ndants de la couroane de Boli^me, 
rimpiratrice-Reine conient k tenonoer k 
cctte d^Ddanee et k d^gager lesdits fief» 
de tont lien ftodal; le Roi de Ftiuee de 
«m 061^ renoiice 6veiitiieUeineiit k U 
d^ndance, dant laquelle le tnmwnt 
quelques fiefs situ6s en Autriche a l'egard 
des deux principautcs de Franoonie, et les 
digage de tout Uea ffodal. 



. . . r£aQla 

• , et qn'elle pnisae en dUpoeer 

k ton gr6. 

Art. 8. 

[gleichlautend tlbernomtnen.] 



Art. 0 und lo 
waren im französischen Eotwuif nicht vor 
banden, wurden aber vom Wiener Hof 
^fiter in der pr^nssischen Fassung an- 
genomonen.] 



Art 9« 

S. M. rEmperenr et TEmpire sont 
rcquis per tootes les parties intC-resstes et 
contractantes, d'accMer att prisent trait^ 

de p^tx et aux Conventions, qiti en font 
j^artie, et de donner leur consenteinent 
pit Iiier a toutes les stipulatioDs, qui y sont 
contenues. 

Art. 10. 

Lears Majest^s rimp^ntriee de toute» 
les Rnssles et le Roi Tr6s-Chr^tien «yant 
le plns contribu^ k l'heureuse r^nssite de 
cette paciücation par leur interventton 
amicale et Icur mddiation efftcace et dqui- 
table, Lcurs dites Majest^«? sont requises 
par toutes les parties contractantes et int^r- 
esscies, de se char<;er aussi de la garanüc 
du prcsent trailc de paix, ainsi cpie de 
totttes les Conventions et stipttlations, qui 
en Ibnt ptrtie. 



[Art. e^pef^ 
tronadi Sacbeen als b diesen Vertiag 
eingeecUossen eninseben ist. — ] 
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Beiloge 7a. 

Entwttrfe tarn Vertrag swisehea der Kaiserin-Kfinigin und dem Knrfttnten von der P&lx. 



Projet d'Mmagement entre Tlmp^nitrice- 
Reine et TElecteiir Fdatin , envo76 de 
Vemilles. 

Article premier 
La Convention du 3 janvier sera regvd^e 
comme non avenne« 



Art. 3. 

L'Electeur Füatin lentrera en possession 
de tonte« les parties de la Bavifare occnp^ 
par la maison d' Antriebe et Sa Majest^ 
rimp^ratrice-Reine renoneera ponr eile et 
sea successenrs anx prötentiont qu'elle a 
ou petA avoir k qnelque titre que ce puisse 
£tre «ur ancnne partie du dit dach^. 

Art. 3. 

En behänge l'Electenr Palatin pour lui, 
ses h^ritiers et snocesseurs cide et aban- 
donne k Sa Majestä l'Imp^ratrice-Reine et 
k ses h£ritiers et soccesseurs tonte la partie 
de la Baviire qni est sitn^e entre la Dannbe, 
rinn et la Salza, faisant partie de la 
g^n^ralitc ou r^gence de Hour^liansen, 
savoir les haillages de Wildshut, de Braunau 
avec la villc do ce nom, de Maurkircheii, 
[de Frybourgi, de MattigkoveD, de Kied 
et de Scharding. 



•) abgedruckt Sbornik 65, 327 ff. 



Arch. des äff. ttrang. Vienne t. 337. 
Abschrift* 

Changements fiuts k ce projet par la 
oour de Vienne, et mis dans l'onire de 
lenr rapport avec le projet cl-contze*). 

Sa Majest^ Tlmp^ratrice • Rebe Apo- 
stolique et Son Älteste S6r£nt«sime Eleo- 
tonüe Palatine s*^nt r£serv£ per l'article 6 
de la Convention dn 3 janvier 1778 de 
fiure entre elte« nne Convention ult^rieure 
d'apres les convenances r^ciproques, sadite 
Majest^ et Monseigneur l'Electeur Palatin 
sont convenus des artides suivants 

Article premier. 
L'Electenr Palatin rentren en possession 
de tons les districts qni sont occnp^a 
actuellement par la maison d'Antrtcli« 
tant en Bavifere qne dans le Hant-Fslatinat 
et Sa Majest6 rimp^ratrice-Reine renon- 
eera pour eile et ses successenrs anx 
prctcntions qu'elle a ou peut avoir a 
quelque titre que ce puisse etre sur aucune 
partie du duch^ de Baviere. 



Art 4. 

En ^cliange, Mgr. rEtectenr Palatin, 
pour repondre ä ces marqnes d'affection 
de Sa Majest6 Tlmp^ratrice- Reine, aide 
et abandonne en mSme temps pour Ini, 
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Art. 4. 

Les trots riviires luenlionnees dans 
l'article pr^c^dent, seront commune» k la 
muon Antriebe avee t'Electenr FthiÜn 
en twt qa'ellet tottdieiit les pays ddit» 
Auciiiie des deax fMrtie» contnctantes ne 
poiiR» 7 giner U libre navigation et le 
Itbre pesMge des siqets, denHeSi eflets el 
ntarchandises de l'autre; et il ne sera 
permis k «icnne d'eUes d' 7 ^tablir de 
noaveaux p6ages et aucun autre droit, quel 
nom qu'il puisse avoir. Les stipulations 
ci-dessus auront 6galcinei>t lieii pour la 
partie de l'Inn qui coiile cntre le baillage 
de Schardirig et Ic comtc de Neubourg 
relevant de la maison d*Autriche. 



Art. 5, 

Le pays compris dans les limites in- 
diqii6es par l'art. 3 appartiendra k rim* 
ptfratrice-Reine et i ses anccesseiin avee 
tons les droits de snp^riorite territoriale, 
^ totts aatres, saos rien excepter, tds 
qa'en ont joai ou dd jouir les s6r6nissimes 
Electeurs Palatins et de Baviire; bien 
entendu qu'en aucun temps et soiis nucun 
pr^texte S. M. riinpcralrice KL-im- ni ses 
Writiers et successcurs ne pourroiit former 
de prclenlion sur aucune partie du duch^ 
de Baviere, suit ä titre d'appartenance, ou 
de d^ndance, et k qnelqu'antre titre que 
ce puisse Itre. 

Art 6. 

En behänge des oesaions sp£cifi6es dessus, 
rimpdratrioe-Reine ponr eile et ses suo- 
oesseurs, consent non sealement de con- 
ferer ä rEleoteor Palatin, pour lui et ses 
b^ritiers et successem-s k l'^lectorat, les fiefs 
de la couronne de Boheme, fsuitcs dans le 
Haut-Palatinat, tels i]u'ils ont elc possedes 
jusqu'ä present par les Klecteiirs de Baviere, 
raais ausäi de rcnonccr de la manicre la 
plus ample et ä Jamals au lien f^odal qui 
attachait les dits fieb et lenrs d^pendances 
k la couronne de Boheme. 



ses h^ritiers et successenrs toute la partie 
de la liaviere qui est situee entre le 
Danube ... [le resle ainsi qu'U est dit 
dans le projet de la France art 3.] 



Art, 5. 

^ 1^ rivi^res mentionn^ dans l'article 

pii6c£deQt [le reste ainsi qtt'U 

est dit k Tart 4 da projet de la Franoe.] 



Art. 6 

Le pays compris dans les limites in- 

di(|uces par Tatt. 4 [le reste 

tel qu'il est dans l'art. 5 du projet de 
France.] 
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Art. 7. 

Promet ^galement S. M. l'Imp^ratrice- 
Reine Apostolique d'engager S. M. TEin- 
pereur et l'Empire de conferer ä S. A. S. E. 
Palaline tant poiir eile que pour toute 
la maison palatine les fiefs de l'Kuipire 
»iiues tant en Baviere qu'en Souabe, tels 
qu'ils ont €l€ posscd<^s par le feu Electeur 
de Baviire et poar convaineie d'antant plus 
l'EJectetir Filatin da d^r qn'a S. M. Vlm- 
p^trice-Reine de seoonder tes vue» k cet 
^gaxdt eile s'engi^ et promet pour eile 
et «n nom de l'Empire, de faire retirer 
ses troupes qu'elle a fait entrer dans les 
dits tief'' et d'cn abandoniier l'adininistration 
k S. A. S. t. iminediateinent aiires ia ratifi- 
cation de la presente coDvenlion, 



Art. 2. 

Par une suite de son affeciiun parti- 
culiere pour M. l'Electeur Palatin, S. M. 
rimp6iatrice-Reine iui cedera ausüi pour 
eile et set •acoessenn la seignenrie de 
Mtndelheim ; eUe Im cMen ^gtlement la 
•nieninet^ qni apparlient k la conronne 
de Bob^me snr le coait6 de Schoenbonrg 
et les d^pendanecs, ponr en disposer aittsi 
qu'il le trouveim bon, et eile oonsent enfin 
a lui confdrer pour Iui et tous se» heniiers 
et successeiirs de sa maison, les iiefs de 
la couronne de Boheme situes dans le 
Haut-Palatinat tels qu'ils ont ete posscdes 
jusqu a präsent par les Electeurs de Baviere. 

[Ia cour de Vienne a supprime de 

l'art. 6 du projet de la France la spe- 
cihcation de la renonciation formelle 
de la couronne de Boheme k ses droits 
de f<6odalite sur les fiefs du HautPala- 
linat qui en dependent.] 



Art. 3, 

Promet egalement S. M. rimpcratrice- 
Reine Apostolifjue de requ^rir S. M. l'Em- 
pereur et l'Empire de vouloir bien onfi^rer 
k S. A. S. E. Palatine tant pour eile (jue 
pour toute Ia maison palatine les tlefs de 
l'Empire situes tant eu Baviere qu'cn :x>uabe, 
teb qu'ils ont it6 posaides par le fen Elec- 
teur de Bavitee; et ponr «mvaincre d'an- 
tant plos rElecienr Palatin de la saiic6ittd 
de aes intentions ponr sa penotme et en 
Hrtvu de sa maison, eile promet de s'en»- 
plojer aussi k faire abandonner l'admini- 
straüon des dits fiefs a S. A. E. imm6dia- 
tement apres la ratification de Ja presente 
coDirenüon. 
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Art. 8. 

S, M. rimpöratrice - Keine voulanl par 
une suite de son .iffccfinn particult^re {Kiur 
la maison palaune, cntrifaicr atix (lc>^om- 
magement* et indemnitcs (jui ])<.uvcnt Cire üüs 
a Dl. 1 Electeur de 6axc, cummc reprcscntant 
nudame TElectrice Douairiere de Saxe, heri- 
Hktt alloduUe de Baviere, promet et 

de Ini pejer la sonme de 

. . . dan» les temes de 



[U coar de Vienae • totakment wppritn^ 
rart 8 da projel de Fcance.] 



Art. 9. 

Et poor d'autant plus (aciltter les arran- 
gemeats k ptvndie entie S^rinissiunet 
Electenri Palattn et de Saxe, puur la lac- 
ccnioB allodiale, S. M. rimp^ratrioe-Reine 
poor eile et tes saocessean, renonce k la 
sozerainete qni appartient a la couroiiDe de 
Boheme sur le comt^ de Schoenbourg et scs 
dcpendnnce';. et dpga^e l'Electeur et la 
maison de Saxe ilc tont noeud et devoirs 
vasMlitiques rclativement au dit cointe. 



[la coiir de Vienne a de m^hne supprimi 

l'art. 9 du projet de la Frnncc 

Voye? ce fni'eüe dit a l'art. 2 de son projet| 
du cututc de Scboenbourg.j 



[l'art. 7 du pro|et de la cour de Vienoe 
est tir6 du plan k snivre pour la pacifi- 
catioB de 1' AUemagae propos^ par la Fiance.] 



Art. 7. 

Bf. le Dvc des Deuxponts prendra part 
k la präsente Convention en qnalit^ de 
partie principale oontiactaote, oa en 7 
aocMant k son chotx. 



Art. 8. 

Gelte Convention sera ratifi6e par les 
parties principales oontractante* ou acc6- 
dantes, daas l'espace de 4 sematnes de la 
date de la signatnre, on pln$ tftt, si fiure 
se peut. 

En foi de quoi 



UV. 



Beilage 7 b, 

PkviisMBcher Entwiuf für den Vertrag zwischen Maria Theresia nod Kail Theodor, 

vorgelegt Ende Februar 1779. 

[Im Geh. Sl. A. zu Berlin, Rep. XT. 33, Bayern Conv. 32 vorhanden als changements 
et nddttions ä proposer de la part du Roi zu dem projet d'arrangement . . . , ffl 
qu'il a ete propos^ par la cour de France. Im Sbornik Bd. 65 S. 11^ -335 l>er«-as 
gedruckt, hier wiederholt zur Vergleiciiung mit den Entwurien in lieilage 7 a]. 

S. M. rimp^ratriee-Reine Apoetolique de Hongrie et de Boh&mei et S« A. E. 
Falatine ayant jug^ necessaire de s'anwiger d*ane mani^re amicale et avec le conconrs 
de m. le Duc de Deux-Ponts au sujet de la snccession d^iaisate par feu TElecteiir 
de Bavttre; Sadite Majestä d'une part, et m. rElectenr Palatin et m. le Dae de 
Deax-Ponts pour euz et lenis agnats d'aulre part sont coavennes des articles saivants. 

Article preinier* 

L'Electeur Palaiin renlrera avec sa maison incessamment en posäession de 
tous les districts, qui sont actnellement occupes par la maison d'Antriclie tant en 
Baviere que dans le Haut-Palatinat, et S. M. rimperatrice-Reine de Hongrie et de 
Boheme dilie non seiilement m. TEIectevr Palatin de la Convention dv 3 janrier 1 778 ; 
mais eile renonce aiissi par le pr£sent article et de la maniftre la plus formelle et 
la plu« obligatoire ponr die et tous ses h^ritiers et svccesieurs k perp£tait£ k tontes 
les pr€tentions qn'clle a formtfes ou pourrait fortner 1^ qnelque titre qne ce pnisse 
6tre snr aacune partie de la snccession da difiint Electenr de Bari^re. 

Art 2. 

S. M. rimp6ratrice Reine renonce c<:;alement pour eile et ses successeurs aux 
droits qu elle peut avuir sur la seigneurie de Miudelheim et par une suite de SOQ 
afTection particuli^re pour m. l'Electenr Palatin, eile lui chdt egalement la $iueraineti6 
et les droits qui appartiennent k la conronne de Boheme snr le comt^ de Schoen- 
bourg et ses d^pendances, pour en disposer ainsi qu'il le tronTera faon. Sa Majeatd 
consent enfin aussi k confdrer k m. l'Electeur Palatin ponr Int et tons ses h^ritiers et 
successeurs de la maison palatine les fie6 de la couronne de Boheme situcs dans le 
Haut-Palatinat, tels qa'ib ont 4t6 possM^s dnleYant pir les oomtes palalins et par 
les decteurs de Baviire. 

Art 3. 

S. H. rimptetriee'Ileine se joindra k Sa Majest^ Pmssienne, k m. l'Electear 
Palatin et k m. le Duc de Deax-Ponts pour requirir & M. rEmpennr et l'Empire de 
vouloir bien coni£rer k S. A. E. Pialatine tant pour eile qne pour tonte la maison 
palatine les fiefs de l'Empire sitn^ tant en Bavi^ qu'en Soaabe, tels qn'ils ont itf 
poss^des par le fen Electenr, et pour convatncre d'antant plus rElectenr I^üaiin de 
la sincerite de ses intentions pour sa personne et en faveur de sa maison, eile promet 
de s'employer aussi a faire abandonner l'administration des dits fie£i kS, A» Electorale 
immediatement apres la ratification de la prcsente coaventioa 
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Art, 4. 

Kn c'changc m. l'Electeur l'alatin et m. le Duc de Deux-Ponts cMent et aban- 
donnent p<>ur eux et leurs licriiier« et succeäseurs ä ij. M. rimperatrice-Reine de 
Hongrie et de huheme et ä »e» heriticrs et successeurs toute la partie de la Bavi&re 
qui est situ^e entre le Danabe, rino et U Salsa, fatiant partie de la generaltt^ on 
r^ence de Bour^ausea, savoir les baOlages de Wilshut, de Bnnoau avec la TÜle 
de ce nom, de Manrkirchen, de Matügkoven. de Ried et de Schaiding. 

Art 5 und 6 

[wie im oesterreichischeii Entwurf.] 

Art. 7. 

jonra a|wis la ratification de cette Convention les tronpes de S. M, 

rimp£iatzice-Rein$ ^vacneront la partie de laBavi^re, qni en vertn de Tartide premier 
doit ^re vestitttte k la maison palatine, et Sadite Majeste Imperiale et Royale entrera 
en mime temps en possession de la partie du district de Bonrghaasen, qui lai est 
c6d€e par l'art, 4 de cette oonvention. 

Art. 8 

[wie im oestenreichischea Entwarf.] 



Beilage 8. 

M. i>t. A, 

1779. MIrs 26. Mttndien. Kari Theodor an Seefeld. K. sdiw. 330/5. Fol. 191. 

Aiisf. 

Kari Theodor etc. 

Der beträchtliche Umstand, welcher sich durch die Vorstellungen der allhier 
versammelten Landschaft und des Mandatarii Creditorum communis in Betreff der 
AUodial-Ansprüche newerlich hervorgethan hat, und euch bereits per Kescriptum von 
23ten huiu? mit niehrern eroflnet worden ist, hätte Uns zwar von Vcrmehrunjj Unseres 
vorigen olieiii nur destomehr zurückhalten sollen. Um aber den gesainnit»'n Cont^ress 
EU überzeugen, wa^crestalt Wir da'; Fricdciis-Geschäft nicht aufzuhalten, sonueru so 
viel an Uns ist, nacli ailen ivriiiiicn zu promoviren beflissen sind, haben Wir Uns 
Uber die bereits angebottene Million Golden auf weitere zwo, sohin in toto auf drey 
Millionen eingelassen, welche jedodi dem Congress nicht von euch, sondern nach 
der mit den hiesigen Kaiserlich* nnd Königlich-Französischen Ministris gepflogener 
Abrede von dem Baron Btetenille als Hediations* Gesandten gesdiehen, nod durch 
den Graleo Cobensl nnterstfltst werden solle. 
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Each bleibt demoacb solches zur Nacbricht iiiiTerbalten, damit ihr euch hier- 
iiftdk benebnen, vnd mit gedachten beyden Ministris darflber besprechen aolbrt ▼«r- 
staodenes neues oflTertanif sobald solches von dem Barem Breteuille bei dem Congress 
angebracht seyn wird, anch eures Oits bei den Übrigen Ministris valiren machen möget. 

Wir versprechen Uns alle gute WOrcknng davon und sind euch mit Gnadetk 
gewogen. 

München den 26Q Martii 1779. 
(eigh.) Karl Theodor ChnzfUrst 

(eigh.) St-M. F. r. Vieregg m, pp«. 

Ad Mandatnm Serenissimi Domini Electoris propnmn 

An George, 
den Grafen von Törring zu Seefeld 
nach Teschen. 



Bdhge 9a. 

üfa St* Ä9 

1779. M&rz 31. Mttnchen. Karl Theod<M^ an Seefeld. K. achw. 330/5. FoL 219. 

Ansf. 

Kail Theodor etc. 

Ohscliua alle Puncten überhaupt, welche nach Inhalt der von euch unterm 
24ten huius eingesendeten Noten Theils dem Friedens-Schluss, iheils der neueren Con- 
vention einverleibt werden sollen, per rescriptum hestemmn von Uns durchaus gnädigst 
genehmet sind, so finden wir doch bei näherer Ueberlegung der Sach den 5ten Punct, 
welcher von Bestittigung der Hsus-VertrXge hinddt, aus seinen erheblichen Ursachen 
nicht rithlich zu seyn, und wollen daher, dass ihr sowohl schrift- ab mtindlidi davon 
abstrabiret, anbei aber diese erhaltene contre«rdre in Geheim haltet, nnd weder dem 
von Hofenfds, noch sonst jemand die mindeste confidence davon machet, sind euch 
übrigens mit Gnaden gewogen. 

München den 3t. Mers 1779. 
(eigh.) Karl Theodor Clmrfürst 

(eifjh.) St. M. F. v. Viere^rg m. ppa. 
Ad Mandatom äerenissimi Domini Elec- 
toris proprinm 

An den Grafen Törring zu Seefeld Geoige. 
nach Taschen. 
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Beilage 9 b. 

M. St. A. 

1779. Mirz 31. Manchen. Vier^ an Seefeld. K. schw. 330/5. Fol. 2 18. 

Atisf. 

Monsieur 

T'cspcrc que Ic rescrit que je votts ai adressc hier au soir par estafette, ne 
vous sera ]<as encore parvcnu, ou au moins vous n'en aurez pas cncorc fait usage 
avant la reccption de celui ijue vous trouverez ci joint. Si cependant j'etais trompe 
dans mon atteiite, je vous prie de redresser la chose en conionnitc de ce dernicr 
rescrit, anqael j'ai Thonneur de me r^t^rer et d'ltre avec les sentiments les plus 
ditUngn^ de oonsid^ntion, 

mooriear 

(eigh.) votre trts linmble et trts ob^is- 
lant aervitenr 

B. de Vieregg m. ppa. 



